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Wer   die  Literatur   der   letzten  Jahre  verfolgt  hat;  dem  kann 
unmöglich  die  Menge  der  Aufsätze  über  russische  Forstwirthschaft 
*>       oder  vielmehr  über  das  russische  Forstwesen  entgangen  sein,  auf 
5       welches  sich  das  Waldschutzgesetz  vom  4.  April  1888  bezieht. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  dieser  Aufsätze  hatte  den  Zweck, 

4 

,%  Erläuterungen  des  Gesetzes  für  seine  Anwendung  auf  verschiedene 
^^  Einzelfälle  hervorzurufen  oder  auf  die  Nothwendigkeit  einer  mög- 
p^  liehst  raschen  Anwendung  desselben  in  verschiedenen  Orten  hinzu- 
ry  weisen  und  schliesslich  der  Möglichkeit  einer  das  Forstwesen 
schädigenden  Umgehung  des  Gesetzes  entgegenzuarbeiten. 

Zur  Aufklärung  der  angedeuteten  Missverständnisse  hat  die 
Regierung  und  zwar  die  Kronsforstverwaltung  oftmals  im  Regie- 
rungsanzeiger einzelne  Fälle  auseinandergesetzt,  und  es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  dass  derartige  Auseinandersetzungen  in  der  Ge- 
sellschaft ein  klares  Verständniss  für  die  Bedeutung  der  bezüglich 
des  Waldschutzes  ergriffenen  Massregeln  hervorgerufen  und  denen, 
die  sich  für  den  Wald  interessiren,  die  Möglichkeit  gegeben  haben, 
sich  mit  den  Forderungen  des  neuen  Waldschutzgesetzes  näher 
bekannt  zu  machen. 

Dennoch  ist  durch  die  bis  jetzt  angeregten  Fragen  und  die 
darauf  erfolgten  Auseinandersetzungen  das  Studium  des  die  rus- 
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sischen  Forstbesitzer  und  Forstindustriellen  angehenden  Gebietes 
noch  lange  nicht  erschöpft^  ebensowenig  ihre  durch  das  Gesetz 
vom  4.  April  im  Vergleich  zu  den  früheren  modifizirten  Beziehun- 
gen zum  Walde. 

Da  eine  genaue  Kenntniss  des  gegenwärtigen  Standes  der 
Forstwirthschaft  für  die  Forstbesitzer  und  viele  Andere  durchaus 
nöthig  ist,  so  werden  sich  dieselben  in  eine  kritische  Beurtheilung 
der  Forderungen  des  Gesetzes  eingehend,  folgende  Fragen  vor- 
legen müssen:  worin  besteht  die  Forstwirthschaft,  welches  ist  ihr 
individueller  Charakter,  welche  Analogie  besteht  zwischen  ihr 
und  den  anderen  Wirthschaftsarten,  wie  Feldwirthschaft,  Garten- 
bau, Viehzucht,  welcher  Art  sind  die  Mittel  und  Massnahmen, 
mit  Hilfe  deren  die  Regulirung  und  das  progressive  Wachsen  der 
Forsteinkünfte  erreicht  werden  kann;  endlich,  welche  Bedeutung 
hat  der  Wald  für  den  Staat,  da  in  ELinsicht  auf  diese  die  Regie- 
rung es  für  nöthig  erachtet  hat,  der  Verwüstung  des  Waldreich- 
thums  in  Russland  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  zu  folgen. 

Man  kann  natürlich  auf  die  vielfach  auftauchenden  Fragen 
in  den  speziell  das  Forstwesen  behandelnden  Werken  vorzugs- 
weise in  der  Literatur  West-Europas  umständliche  Antworten 
finden,  aber  zu  diesem  Zweck  wäre  man  gezwungen,  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Aufsätzen  und  Artikeln  verschiedener  Journale 
nachzuforschen,  die  nicht  direkt  die  uns  interessirenden  Fragen 
beantworten  und  daher  oftmals  nur  Andeutungen,  keineswegs 
aber  Antworten  enthalten. 

Ausserdem  ist  die  Mühe,  dieselben  zu  studiren,  nur  leicht 
für  Leute,  die  über  viel  freie  Zeit  verfügen,  oder  solche,  die  sich 
viel  mit  Forstliteratur  beschäftigt  haben. 

Deshalb  liegt  die  Voraussetzung  nahe,  dass  denjenigen,  denen 
es  auf  eine  richtige  Darstellung  der  oben  erwähnten  Fragen  an- 
kommt, ein  Handbuch,  welches  diese  Fragen  präcise,  klar  und 
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deutlich  beantwortet  und  zugleich  eine  Menge  meist  ausländischer 
Bücher  ersetzt;  höchst  willkommen  sein  wird.  Dies  bewog  mich 
zur  Abfassung  des  Buches  „Russlands  Wald^  nach  einem  in  all- 
gemeinen Umrissen  vorgezeichneten  Programm  zu  schreiten.  Die 
dem  russischen  Publikum  bekannte  Firma  von  A.  F.  Marks  (Heraus- 
geber der  Zeitschrift  „Niwa")  hat  sich  bereit  erklärt,  das  Werk 
unter  dem  Titel  „Russlands  Wald"  herauszugeben. 

Dieses  Buch  wird  in  drei  Bänden,  im  Umfange  von  circa 
60 — 70  Druckbogen  erscheinen;  es  wird  mit  einer  bedeutenden 
Anzahl  von  kunstvoll  ausgeführten  Gravüren,  Karten,  Plänen  und 
Zeichnungen  (Abbildungen  der  Baum-  und  Straucharten  und  ihrer 
Theile,  Abbildungen  der  der  Forst  schädlichen  Insekten,  Bilder 
verschiedener  Waldgeräthe)  ausgestattet  sein;  dazu  kommt  eine 
ganze  Serie  kunstvoll  ausgeführter  Kupferstiche,  da  solche  Abbil- 
dungen in  hohem  Masse  denjenigen  das  theoretische  Studium  er- 
leichtem, die  sich  nicht  ausschliesslich  mit  dem  Forstwesen  be- 
schäftigen. 

Der  vorliegende  erste  Theil  ist  hauptsächlich  der  Betrachtung 
der  jetzigen  Lage  der  russischen  Wälder  gewidmet.  Sein  Zweck 
ist:  den  Leser  bekannt  zu  machen  erstens,  mit  der  Bedeutung 
des  Waldes  im  Allgemeinen;  zweitens,  mit  der  Menge  und  der 
Vertheilung  der  Wälder  Russlands  und  drittens,  mit  den  in  Russ- 
land existirenden  Verkaufsordnungen  des  gefüllten  Holzes  sowie 
den  dabei  eingeschlichenen  Unordnungen. 

Schliesslich  wird  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  näher  erklärt 
und  der  Leser  mit  den  Gesetzen  der  westeuropäischen  Staaten 
bekannt  gemacht.  Diesem  ersten  Bande  ist  eine  grosse  Karte 
Russlands  beigefügt  mit  Bezeichnung  des  Waldreichthums  eines 
jeden  Bezirks,  wobei  das  Flächenverhältniss  der  Kronsforsten  zu 
den  Privatforsten  beachtet  worden  ist;  ferner  eine  kleine  Karte 
Europas. 
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Ausserdem  sind  folgende  urkundliche  Texte  beigefügt:  Das 
Reichsrathsgutachten,  das  Allerhöchst  am  4.  April  1888  nach  dem 
Projekt  der  Verordnung  über  Waldschutz  bestätigt  ist,  die  Ver- 
ordnung über  den  Waldschutz  selbst,  endlich  Anordnungen  und 
Erläuterungen  des  Ministeriums  der  Reichsdomänen  über  diesen 
Gegenstand. 

Der  zweite  Band,  dessen  Erscheinen  1890  oder  Anfang  1891 
bevorsteht,  wird  folgendes  enthalten  : 

Erstens,  eine  Beschreibung  der  in  Russland  wachsenden  Bäume 
und  Sträucher  mit  den  botanischen  Merkmalen  einer  jeden  Art, 
ihr  forstwissenschaftlicher  Charakter  und  ihre  Nutzbarkeit;  zwei- 
tens, die  Physiologie  der  Baumpflanzen,  ihr  anatomischer  Bau, 
der  Baum  im  Sommer  und  Winter,  die  Freunde  und  Feinde  des 
Waldes,  die  verschiedenen  Gefahren  durch  Unwetter;  drittens, 
die  Methoden  der  Waldaufforstung  sowohl  durch  Aussaaat  aus  der 
Hand  und  Aufschulen,  als  auch  durch  Selbstaussaat  und  Ausläufer 
von  Strünken  und  Wurzeln;  viertens,  die  Apparate,  welche  beim 
forstmässigen  Aufschulen  von  Wald  zur  Verwendung  kommen, 
die  Methoden  der  Samenemte  und  der  Anzucht  von  Setzlingen. 

Dieser  zweite  Band  wird  eine  Menge  kunstvoll  ausgeführter 
Abbildungen  russischer  Baum-  und  Straucharten,  Abbildungen  des 
anatomischen  Baues  des  Holzes,  Bilder  von  Insekten,  Waldgeräthen 
und  Waldskizzen  enthalten. 

Der  dritte  Band  wird  im  Jahre  1891  erscheinen.  Gegenstand 
des  dritten  Bandes  ist  die  Organisation  der  Forstwirthschaft:  Die 
Forsteinrichtung  nach  einem  bestimmten  Plane,  die  geringen  For- 
derungen des  Waldschutzgesetzes  vom  4.  April  1888  und  die 
wünsch enswerthen  Ergänzungsarbeiten  der  Forstbesitzer,  die  zur 
Hebung  der  Forstwirthschaft  nöthig  sind. 

Ferner  wird  der  dritte  Band  enthalten:  Die  Ausnutzung  des 
Waldes,  Näheres   über  den  Verkauf  von  Wald,  die  Vermessung 
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des  gefällten  Holzes ,  den  Unterschied  zwischen  Verkauf  an  Forst- 
industrielle und  an  die  ansässigen  Bauern;  die  Eontraktbedingun- 
gen,  der  Holzmarkt  und  seine  Zukunft;  dann  die  Nebennutzungen 
im  Walde:  die  zur  Verpachtung  kommenden  Ländereien ,  die  zur 
Benutzung  kommenden  Mineralreichthttmer,  die  Viehweide ,  die 
Nutzung  an  Früchten,  Beeren  und  Pilzen ,  und  die  Jagd. 

Schliesslich  bringt  dieser  letzte  Band  des  vorliegenden  Werkes: 
die  Forstadministration  und  das  Rechnungswesen ,  sowohl  auf 
grossen  als  auch  auf  kleinen  Gütern ,  das  Forstpersonal;  seine 
ThätigkeitssphärC;  die  Eontrole  über  dasselbe ;  das  Honorar  der 
Förster  und  Waldhüter  und  endlich  die  Ordnung  des  Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Bei  Uebernahme  der  ganzen  Redaktion  und  Zusammenstellung 
des  Programms  „Russlands  Wald"  hatte  ich  mich  der  liebenswür- 
digen EUlfe  des  Herrn  W,  A.  Tichonow  für  dieses  umfangreiche 
Werk  versichert,  zugleich  mit  dem  Versprechen  seinerseits,  nöthi- 
genfalls  das  Werk  allein  zu  Ende  zu  führen. 

Mein  junger  talentvoller  Mitarbeiter  Herr  Tichonow  wird  das 
Werk  mit  Leichtigkeit  vollbringen;  er  muss  mit  gleichem  Rechte 
wie  ich  als  der  Autor  dieser  Arbeit,  der  er  sich  mit  Liebe  hin- 
gegeben  hat,  gelten. 

Ausserdem  habe  ich  für  den  zweiten  Band  den  mir  durch 
seine  tüchtigen  Kenntnisse  und  seinen  grossen  Fleiss  bekannten 
jungen  Naturforscher  Herrn  E.  A.  Niederhöfer  gewonnen,  auf 
den  ich  mich  bei  der  Bearbeitung  einiger  schwieriger  Fragen  voll- 
kommen verlassen  konnte. 

Die  strenge  Reihenfolge  der  zu  behandelnden  Fragen  und 
der  allgemeine  Charakter  der  Ausgabe  wird  nach  dem  Vorbilde 
des  ersten  Bandes  in  den  folgenden  beibehalten  werden. 

Der  erste  Band  von  „Russlands  Wald"  sollte  zum  Schluss 
des  vorigen  Jahres  erscheinen,  aber  durch  meine  Krankheit  trat 
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eine  Verzögerung  in  dem  Erscheinen  desselben  ein,  und  wegen 
dieser  Verzögerung  bitte  ich  diejenigen  um  Entschuldigung,  die 
sofort  nach  dem  Druck  das  Buch  besitzen  wollten  und  das  Recht 
hatten  zu  hoffen,  dass  es  nicht  später  als  im  Dezember  vorigen 
Jahres  erscheinen  würde. 

St.  Petersburg,  den  9.  Februar  1890. 

A^piiolcl. 
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Russlands  Wald. 


Einleitung. 


Uie  gewaltige  von  Rassland  eingenommene  Landflilche  ist  von 
Wäldern  sehr  mannigfacher  Art  bedeckt,  mannigfach  durch  Grosso, 
Form  und  Charakter,  wie  auch  durch  Werth  und  Bedeutung  für 
die  umwohnende  Bevölkerung.  Selbstverständlich  geht  es  über 
die  Kraft  eines  Einzelnen,  über  alle  diese  Wälder  eingehend  zu 
reden  oder  ihre  Charaktereigenschaften  zu  analysircn,  wenn  er 
auch  die  Absicht  hätte,  noch  soviel  über  russische  Wälder  zu 
reden.  Deshalb  ist  es  durchaus  nöthig,  den  Leser  bei  Empfeh- 
lung dieses  Buches  darauf  vorzubereiten,  was  er  von  demselben 
zu  erwarten  hat,  über  welche  Wälder  und  welche  Eigenschaften 
derselben  in  diesem  Buche  vorzugsweise  die  Rede  sein  wird. 

Von  einem  gewissen  Gesichtspunkte  ausgehend,  kann  man 
unsere  Wälder,  wenn  man  es  nicht  zu  genau  nimmt,  in  zwei 
grosse  Gruppen  theilen,  ohne  noch  ihre  Form  und  ihren  Bestand 
in  Betracht  zu  ziehen.  —  Die  erste  Gruppe  bilden  die  aus- 
gedehnten nördlichen  und  nordöstlichen  Waldflächen  des  euro- 
päischen Russlands,  Sibiriens  und  der  kaukasischen  Berge,  mehr 
oder  weniger  dichte,  sich  zusammendrängende  Wälder  —  nur 
hier  und  da  getrennt  durch  Moräste,  Seen,  ausgebrannte  Stellen 
und  Saatfelder;  diese  Gebiete,  sie  gehören  der  Wildniss,  die 
w^enig  bekannt  ist  mit  der  gewaltigen  Kraft  des  Kulturmenschen 
—  diese  AVälder,  die  eher  zum  Regieren  als  zum  Dienste  der  sie 
umgebenden  Welt  geschaffen  sind,  sie  stehen  da  —  unzugänglich 
für  Reiter  und  für  Fussgänger  —  versperrt  durch  von  Sturm  ge- 
fälltes Holz,  eingehüllt  von  grauen  Nebeln,  bedeckt  von  silber- 
strahlendem Reif  und  saftigem,  bärtigen  Moos.  Tief  zwischen 
Bergen    und  Wüsten   versteckt    ist   dieser  Wald  mit  den  Wellen 

des    Lebensmeeres    wenig    bekannt;    er    schaut    gkiehgültig    auf 
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Thränen,  auf  menschliches  Unglück  und  schenkt  nur  ungern  dem 
Menschen  seine  Gaben.  Er,  der  personifizirte  Riese  in  der  Fabel, 
er  ist  erhaben  über  die  niedrigen  Gelüste,  er  ist  stolz  auf  seine 
Kraft,  seine  geheimniss volle  Macht  und  seine  Unzugänglichkeit; 
im  Kampf  mit  dem  gewöhnlichen  Sterblichen  geht  er  als  Sieger 
hervor  und  giebt  nur  unbedeutend  nach  bei  kühnen  und  wag- 
halsigen Angriffen  von  Seiten  seines  Feindes  —  des  Pioniers  der 
menschlichen  Kultur.  Nach  Meinung  der  Ausländer  ist  dies  der 
echte  russische!  Wald,  weil  er  nur  in  Russland  in  so  ungeheuren 
Massen  zu  finden  ist;  im  übrigen  Europa  ist  er  entweder  fast 
ganz  verschwunden,  oder  wenn  auch  unbedeutende  Bruchstücke 
noch  geblieben  sind,  so  nistet  er  auf  irgendwelchen  Höhen  zwi- 
schen Felsen  und  seine  Existenz  ist  nur  dem  Bergsteiger  oder  dem 
wissbegierigen  Touristen  Albions  bekannt. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  Wälder,  die  vielleicht  über 
noch  grössere  Flächen  geblieben,  die,  so  zu  sagen  vom  Menschen 
gepflegt,  demselben  näher  getreten  und  freiwillig  oder  unfreiwillig 
demselben  unterthan  worden  sind,  wir  meinen  die  Wälder,  die 
jeder  intelligente  Russe  wenigstens  einmal  gesehen  hat,  über  die 
in  letzter  Zeit  soviel  geschrieben  und  gesprochen  wird,  die  un- 
barmherzig angegriffen  oder  sogar  ganz  zerstört  werden  von  ge- 
winnsüchtigen, geizigen,  vielleicht  auch  kleinmüthigen  Leuten,  mit 
einem  Worte  —  es  ist  derselbe  viel  misshandelte  Wald,  dessen 
Lage  jetzt  so  ungeheuer  traurig,  dass  die  Regierung  es  für  nöthig 
erachtet  hat,  ihm  ihre  kräftige  Hand  entgegen  zu  strecken,  ihm 
ihren  Schutz  angedeihen  zu  lassen. 

Nur  der  kalte  ausländische  Blick  betrachtet  ihn  als  Invaliden 
und  Hungerleider  mitten  unter  den  schönen  Wäldern  Europas; 
der  echte  Russe  muss  ihm  volle  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen 
und  ihn  als  sein  Eigen  anerkennen.  Dem  echten  Russen  kann  es 
unmöglich  entgangen  sein,  dass,  wenn  auch  unser  nördlicher 
Koloss,  entfernt  stehend  vom  üentrum  des  russischen  Lebens, 
den  Interessen  desselben  wenig  nahe  getreten  und  vollkommen 
zum  Kosmopoliten  geworden  ist,  wenn  er  auch  den  höheren 
Kulturvölkern  gedient  hat  und  noch  dienen  wird,  durch  seine 
Produkte    auf   den    deutschen   Märkten   glänzt,    in   London   und 


Afrika  das  Erstaunen  und  den  Neid  der  Ausländer  erregt,  doch 
unser  über  ganz  Russland  zwischen  Dörfern,  Ansiedelungen  und 
unbedeutenden  Städten  zerstreute  Kulturwald  oder  Hauswald  so 
zu  sagen  den  echt  russischen  Interessen  und  Nöthen  dient.  Er 
ist  es,  welcher,  die  andern  Nationen  nicht  vergessend,  sich  haupt- 
sächlich dem  Dienste  der  Heimath  gewidmet  hat. 

Gleich  der  ihn  umgebenden  lebendigen  Welt  berechnet  und 
misst  er  nicht  seine  Produkte  und  Gaben;  er  giebt  Alles  hin  ohne 
Bedauern.  Bei  diesem  uneigennützigen,  bescheidenen,  stillen 
Dienste,  der  keineswegs  die  Aufmerksamkeit  des  Europäers  auf 
sich  gelenkt,  hat  er  sich  selbst  vergessen;  er  gedenkt  nicht  seines 
Alters  mit  seinen  Schwächen,  er  erschlafft  unter  dem  Drucke  der 
auf  sich  genommenen  Last  —  deshalb  gebührt  ihm  in  den  Augen 
des  Russen  der  Name  Russlands  Wald,  vorzugsweise  vor  jedem 
andern  Walde,  wie  dieser  sich  auch  durch  noch  so  grosse  Be- 
sonderheiten vor  den  europäischen  Wäldern  auszeichnen  mag; 
und  deshalb  kann  dieses  Buch,  da  es  sich  zum  Ziel  gesetzt  hat, 
das  intelligente  Publikum  mit  diesem  Wohlthäter  insbesondere 
bekannt  zu  machen,  mit  Recht  den  Namen  „Russlands  Wald" 
tragen.  Zum  Gesichtspunkte,  von  welchem  aus  der  Wald  in 
diesem  Buche  betrachtet  werden  wird,  übergehend,  halten  die 
Autoren  desselben  es  für  ihre  Pflicht  folgendes  vorauszuschicken. 

Das  durch  die  Veröffentlichung  des  neuen  Waldschutzgesetzes 
im  Publikum  wachgerufene  Interesse  für  die  Waldfrage  war  die 
Veranlassung,  wie  auch  schon  aus  dem  Vorwort  zu  ersehen  ist, 
für  die  Zusammenstellung  dieses  Buches.  Ziel  desselben  ist,  so- 
wohl das  wachgerufene  Interesse  zu  benutzen,  um  die  Masse  des 
Publikums  mit  der  Waldfrage  bekannt  zu  machen  und  so  dem 
Walde  neue  Freunde  und  Beschützer  zu  gewinnen,  als  auch  den 
schon  vorhandenen  Freunden  und  Beschützern  des  Waldes  die 
Mittel  und  Wege  zu  weisen  für  das  persönliche  Eingreifen  in  die 
Waldschutzfrage  zwecks  Erhaltung  seiner  Dienstfähigkeit  zum 
Nutzen  des  russischen  Volkes  und  zur  Kräftigung  und  Anhäufung 
von  Reichthümern  nicht  nur  für  die  Gegenwart,  sondern  auch  für 
die  Zukunft. 

Da  wir  uns  ein  solches  Ziel  gesteckt  haben,   so  müssen  wir 
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den   Wald  von    der    praktisclisten,    wirtlischaftliclicn   Seite   d.  li. 
nach    den    Regriffen    des    Praktikers    des    19.  Jahrhunderts    (und 
wohl  auch  der  übrigen  d.  h.  der  vergangenen  und  der  künftigen 
Jahrhunderte)  betrachten,   indem  wir  die  Bedürfnisse  der  Gesell- 
schaft, welche  nach  dem  Dafürhalten  dieser  und  auf  Grund  be- 
sonderer   Untersuchungen    und    wissenschaftlicher    Entdeckungen 
durch  die  Walderzeugnisse   befriedigt    werden   können,  im  Auge 
behalten.     Man   könnte,    um    Freunde    und    Beschützer    für    den 
Wald  zu  gewinnen,  auch  auf  andere  Eigenschaften  desselben  hin- 
weisen,  den  Wald  von  anderer  Seite  beleuchten.     Im  Publikum 
und  bei  den  Spezialisten  hat  nämlich  die  Meinung  Platz  gegriffen, 
dass  der  Wald  einer  Gegend  in  hygienischer  Beziehung   nützlich 
ist  und  auf  solche  Weise  die  Gesundheit  und  die  Kräfte  fördert. 
Diese  Meinung  basirt  unmittelbar  auf  Erfahrung  und   einfachen 
Beobachtungen,   wissenschaftlich    greifbar   ist  es  nicht  bewiesen; 
aber  dadurch,  dass  die  Sache  nicht  wissenschaftlich  bewiesen  ist, 
wird   die  Meinung   über    den    hygienischen   Einfluss    des  Waldes 
durchaus  nicht  geschmälert.     Sehr  wahrscheinlich  verdanken  die 
Einwohner   vieler  grossen   Städte,    in   deren  Nähe  Wälder   sind, 
ihre    Gesundheit    dem   Einflüsse   des  Waldes;    viele  Brustkranke 
haben  und  werden  im  Tannenwalde  Erleichterung  finden;  durch 
WaldaufForstung   können    die   Luftverhältnisse    einer  Gegend,  so 
behaupten  wenigstens  Einige,  vollständig  geregelt  und  Fieberorte 
in   fieberfreie  Gegenden  verwandelt  werden;   schliesslich   können 
wir   auch   nicht  vollständig  die  Aussagen   der   Landsommergäste 
ignoriren,  welche  ihren  Landaufenthalt  im  Sommer  in  der  Nähe 
von  Wäldern  und  grossen  Parks  wählen  und   im  Verlauf  dreier 
Monate  soviel  Kraft  und  Gesundheit  sammeln,  wie  sie  ganz  be- 
quem im  Laufe  endloser  Wintervergnügungen  oder  auch  Arbeiten 
verbrauchen  können.    Ueberhaupt  kann  die    hygienische  Wichtig- 
keit des  Waldes  durch   mannigfache  Fakta  und  Erwägungen  be- 
kräftigt und  dem  Glauben  zugängliche  Leute  können  davon  tiber- 
zeugt werden.     Aber   auf  Grund  dieser  Eigenschaft  des  Waldes 
ihm  eine  Vertheidigungsrede  zu  halten  wäre   riskant,    besonders 
bei   dem    russischen    PubHkum.     Wir    besitzen    noch    sehr  wenig 
solche  bedeutenden  Städte,    für  welche    zur  Verbesserung   ihrer 
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sanitären  Lage  die  Waldaufforstung  oder  der  Waldschutz  durch- 
aus uöthig  wäre.  Das  wäre  noch  nichts.  Aber  wir  besitzen  so 
viele  waldlose  Gegenden,  unabsehbare  Steppen,  wo  Donsche 
Kosaken,  Rjäsansche  Erdarbeiter,  Jelctzkische  Pflüger  und  andere 
geboren  werden  und  aufwachsen;  in  unsern  Hühnerställen  und 
unter  dem  säuerlichen  Wohlgeruche  der  Schafpelze  wachsen 
solche  Schönheiten  auf,  mit  denen  es  die  durch  den  Wald  ven- 
tilirten  Stadtbewohnerinnen  kaum  aufnehmen  können,  —  und  all' 
diese  Ausnahmen  von  der  in  der  Gesellschaft  umlaufenden  Regel 
verwirren  unsere  Begriffe,  machen  unsere  Ueberzeugungen  schwan- 
kend und  lassen  uns  an  der  Möglichkeit  zweifeln,  den  russischen 
Mann  zu  zwingen,  seiner  Gesundheit  wegen  für  den  Wald  und 
die  Erhaltung  desselben  Sorge  zu  tragen. 

Die  geneigte  Leserin  könnte  man  ohne  Zweifel  für  den  Wald 
gewinnen,  wenn  man  auf  die  Fähigkeit  desselben  hindeuten  würde, 
den  Menschen  aus  der  gewöhnlichen  Prosa  in  die  Regionen  der 
höheren  Gefühle  zu  versetzen.  Das  geheimnissvolle  Rauschen 
des  Waldes,  das  leise  Flüstern  der  Blätter,  das  entzückende 
Lied  der  Nachtigall!  Wie  oft  hat  die  Jugend  beim  Klange  dieser 
Laute  Gelöbnisse  ausgesprochen  und  —  gebrochen!  Wie  oft  ist 
auf  Herzensqual  und  Laute  der  Verzweiflung  heilsames  Schluchzen 
erfolgt!  Wieviel  hohe  Ideale  hat  nicht  der  Dichter  im  Walde 
gefunden,  wieviel  Tonarten  und  Nuancen  dort  der  Künstler  nicht 
erfasst  und  ersehen!  Und  trotzdem  genügen  diese  Eigenschaften 
der  Gesellschaft,  der  Bevölkerung  nicht,  um  in  ihr  eine  absolute 
Achtung  vor  dem  Walde  hervorzurufen  und  für  denselben  Schutz 
und  Schirm  gegen  Angriffe,  Schläge  und  Vernichtung  zu  schaffen. 
Die  Aufgaben  der  Nation  sind  höher:  ein  Mäcenas  der  schönen 
Künste  baut  sie  Paläste,  Gemäldegalerien,  unendlich  den  Dichter 
zum  Schaffen  anreizend,  und  strebt  so  in  ihren  Söhnen  für  Ideale 
hohe  und  schöne  Gefühle  zu  entwickeln;  zugleich  fordert  sie  aber, 
dass  diese  Gefühle  in  dem  äussern  Willensakt  zum  Vorschein 
kommen,  dass  sie  sich  in  lebendige  Kraft  umsetzen. 

Genügt  dieser  letzteren  Anforderung  der  Gesellschaft  unser 
Wald?  Ja  oder  Nein.  Der  Priester  des  Alterthums  hörte  das 
unbarmherzige  ürtheü  des  Schicksals  unter  den  heiligen  hundert- 
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jährigen  Eichen;  im  Alterthum  war  der  Wald  der  Sitz  der  Götter, 
der  Tempel,  in  welchem  geopfert  wurde.  Die  Römer  beteten  zu 
den  Waldgöttern  Faunus  und  Silvanus,  die  Preussen  und  Litthauer 
zum  Gyrristis;  die  Finnen  zum  Gotte  Sämsä;  bei  den  Slaven  galt 
der  Bor  (Swjatobor)  als  Waldgott.  Bernard  de  Clairvaux  be- 
hauptet, keine  andern  Lehrer  als  Eichen  und  Buchen  gehabt  zu 
haben;  Thomas  von  Kempen  fand  nur  in  Wäldern  und  Büchern 
die  nöthige  Ruhe.  Der  Volksmund  berichtet,  II ja  Muromez  sei 
dem  Walde  entsprossen;  viele  historische  Grössen  späterer  Zeiten 
haben  ihre  hohen  Ideale  dem  Walde  entnommen. 

Aber  zugleich  ist  uns  bekannt,  dass  der  Prophet  Elias  in 
der  Wüste  die  Anwesenheit  Gottes  empfunden  und  daselbst  ge- 
lernt hat,  milder  die  Schwächen  seines  Volkes  zu  beurtheilen. 
Sind  es  nur  Waldbewohner  gewesen,  die  bei  Borodino  und  beim 
Schipka  für  die  Ehre  des  Vaterlandes  und  ihrer  Brüder  gefallen 
sind?  Hat  das  zweimal  verbrannte  Moskau  seine  Rettung  weniger 
den  Steppensöhnen  als  den  Waldleuten  an  der  Wolga  zu  ver- 
danken? Und  wer  wird  wagen  zu  behaupten,  dass  bei  der  ersten 
Nachricht  über  das  Unglück  am  17.  Oktober  1888  nicht  in  ganz 
Russland  das  russische  Herz  erstarrte?  In  dieser  Erstarrung,  wie 
in  dem  darauf  folgenden  gen  Himmel  gerichteten  Dankgebet  für 
den  russischen  Kaiser  offenbarte  sich  das  Volk,  das  trotz  der 
Verschiedenheit  der  Umgebung  die  gleichen  Gefühle .  in  sich  er- 
zogen hat,  und  weder  Wald  noch  Meer  noch  Steppe  können  be- 
haupten, dass  irgend  einer  von  ihnen  allein  der  Urheber  dieses 
edlen  Gefühls,  auf  welches  die  ganze  Menschheit  stolz  sein  kann, 
gewesen  wäre.  Dieses  Gefühl  verdankt  der  Russe  einer  Menge 
von  Bedingungen,  eher  des  innern  als  des  äussern  Lebens  und 
deshalb  ist  es  so  schwer,  Alle  und  Jeden  zu  überzeugen,  dass 
der  Wald  für  das  Land  nöthig  ist  und  dass  es  ihn  schützen  muss, 
da  derselbe  das  Schönheitsgefühl  hervorruft  und  diejenigen  Ge- 
fühle im  Menschen  erzieht,  durch  welche  sich  eine  reife  Nation 
auszeichnet.  Man  kann  über  diese  Eigenschaft  des  Waldes  reden; 
ohne  denselben  in  den  Augen  der  Vertheidiger  herabzusetzen ;  — 
man  kann  sich  mit  den  Worten  einer  Autorität  wie  Riehl  einver- 
standen erklären,  welcher  auf  viele  gute  Eigenschaften  der  Wald- 
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bewohner  hingewiesen  hat,  —  aber  besonders  diese  Eigenschaft 
des  Waldes  vor  dem  russischen  Publikum  hervorzuheben,  wäre 
eine  grelle  Ungerechtigkeit  der  überwiegenden  Hälfte  der  echt 
russischen  Bevölkerung  gegenüber.  Auf  solche  Weise  bleibt,  wie 
oben  erwähnt,  der  wesentlichere  Gesichtspunkt  bezüglich  des 
Waldes  —  der  wirthschaftliche  und  weiter  als  eine  Fortsetzung 
desselben  der  staatliche.  Der  wirthschaftliche  Gesichtspunkt  ist 
Jedem,  sogar  dem  mit  dem  lebenden  Walde  Unbekannten,  zu- 
gänglich und  insofern  dankbar,  als  er  nicht  nur  die  Bedeutung 
des  Waldes  unmittelbar  nach  dem  Gefühl  erkennen  lässt,  sondern 
auch  erleichtert  diese  Bedeutung  mit  gesundem  Verstände  aufzu- 
fassen, die  Waldfrage  durch  Vergleiche,  Analysen  und  Experi- 
mente zu  Studiren;  und  diese  Möglichkeit  ist  es,  welche  das 
Interesse  anregt  und  zum  Forschen  nach  dem  wahren  Werth  des 
Waldes  aufmuntert. 

Die  wirthschaftliche  Bedeutung  des  Waldes  •  im  gewöhnlichen 
Sinne  dieses  Wortes  ist  so  mannigfach  und  zugleich  so  offenbar 
für,  jeden  Einzelnen,  dass  man  sich  über  dieselbe  kurz  fassen 
kann.  Von  der  Wiege  bis  zum  letzten  Athemzuge  und  beinahe 
immerwährend  benutzen  wir  die  Gaben  des  Waldes,  oft  ohne 
darauf  Acht  zu  geben;  wir  verdanken  ihm  Speise,  Wohnung, 
Kleider:  unser  Komfort,  unser  Luxus  ist  auf  den  Wald  und 
seine  Erzeugnisse  zurückzuführen. 

Wie  die  vier  Elemente:  Erde,  Wasser,  Feuer  und  Licht  uns 
unumgänglich  nöthig  sind,  so  ist  es  auch  der  Wald;  wir  können 
ihn  ebenso  wenig  entbehren  wie  das  Brod.  Wir  entnehmen  ihm 
nicht  nur  Alles,  was  er  geben  kann,  sondern  verlangen  viel  mehr, 
entnehmen  ihm  die  ganze  Erarbeitung  des  Tages  und  denken 
selten  daran ,  dass  er  auch  sich  erholen,  dass  er  vielen  Geschlechtern 
dienen  muss.  Nur  er  allein  vergisst  seine  hohe  Bestimmung  nicht : 
Als  stummer'  Zeuge  der  an  ihm  vorübergehenden  Ereignisse,  der 
zunehmenden  Armuth,  sinnloser  Gelüste,  neuer  Ueberzeugungen, 
speichert  er  Alles,  was  der  menschliche  Geiz  ihm  nicht  entrissen, 
für  die  Nachkommenschaft  auf,  spart  er  ein  Scherflein  für  den 
„schwarzen  Tag"  und  vielleicht  dankt  ihm  für  seinen  Sparpfennig 
manche  Familie,  manches  Land  sein  Wohl,  seine  Ehre,  sein  Leben, 
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Wer  weiss,  ob  nicht  die  Jetztzeit  der  lauge  schwarze  Tag  ist  —  wenn 
nicht  für  ein  ganzes  Land,  so  doch  vielleicht  für  einzelne  Personen, 
Familien,  Gesellschaften  in  Russland,  wo  der  Wald  mit  seinen 
letzten  Groschen  seine  Ililfc  leistet.  Unser  gegenwärtiges  Ge- 
schlecht als  Mitacteur  des  sich  entrollenden  Dramas  ist  nicht  im 
Stande  sich  selbst  objectiv  zu  betrachten  und  vollkommen  seine 
Lage  in  Bezug  auf  den  Wald  zu  beurthcilcn.  Das  volle  Ver- 
ständniss  der  Tageserscheinungen  gehört  der  Nachkommenschaft, 
Aber  eins  wird  allmählich  den  Zeitgenossen  klar:  Das  Falsche, 
Gezwungene,  Unnatürliche  in  unseren  Beziehungen  zum  Walde. 
AVir  achten  ihn  zu  wenig  und  behandeln  ihn  nicht  so,  wie  es 
sich  gehört;  —  aus  ganz  unerklärlichen  Gründen.  Es  ist  klar,  dass 
wir  uns  anders  zum  Walde  stellen,  auf  jede  Weise  mit  ihm  einen 
Komproniiss  eingehen  müssen,  um  dieser  falschen,  gezwungenen 
Lage  der  Dinge  ein  Ende  zu  machen.  Unser  merkliches  Suchen 
nach  irgend  einer  Antwort,  das  immer  wachsende  Bewusstscin, 
dass  unsere  Beziehungen  zum  Walde  nicht  der  Art  sind,  wie  sie 
sein  sollten,  hat  den  Autoren  dieses  Buches  den  Muth  gegeben, 
an  die  Auseinandersetzung  der  Gründe  der  anomalen  Beziehungen 
zum  Walde  zu  gehen,  das  Anomale  näher  zu  erklären  und  aut 
die  Folgen  desselben  hinzuweisen;  zugleich  sind  sie  angeregt,  für 
und  mit  Hülfe  der  Gesellschaft  auf  die  Suche  nach  einer  Lösung 
fcich  zu  begeben. 

Aber  vorher  niuss  die  Frage  eine  gewisse  Form  erhalten. 
Wir  glauben  uns  nicht  zu  irren,  wenn  wir  die  Frage  folgender- 
massen  aufstellen:  Hat  unser  Wald  wirthschaftlichc  Bedeutung 
im  buchstäblichen  Sinne  des  Wortes?  Das  lieisst:  kann  er  ein 
Object  für  die  Wirthschaft  sein?  Verfügt  er  über  dieselben  Eigen- 
schaften wie  jedes  andere  Wirthschaftsobject,  wie  das  Feld,  die 
Fabrik,  der  Viehhof,  der  Gemüsegarten,  die  Werkstätte  etc.? 
Ist  er  im  Stande,  den  Platz,  den  er  einnimmt,  zu  bezahlen,  ist 
er  im  Stande,  den  ihn  gewidmeten  Kraftanstrengungen  und  Ca- 
l>italien  gerecht  zu  werden?  Nach  manclien  Symptomen  könnte 
man  schliesscn,  dass  die  Gesellschaft  geneigt  ist,  diese  Fragen 
zu  bejahen.  Bereits  vor  einigen  Jahrzehnten  begannen  Regierung 
und   verschiedene   Privatleute   Mittel   und  Wege  zu   suchen,    den 
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Wald  zu  einem  Object  der  Wirthschaft  zu  machen,  und  jetzt 
wächst  die  Zahl  derselben  merklich :  in  der  offenen  leeren  Steppe 
wurde  auf  Anregung  der  für  das  Wohl  der  Nation  besorgten  Re- 
gierung die  erste  Reihe  einer  Baum-Pflanzschule  gesteckt  —  nach 
40  Jahren  ward  daraus  ein  junger  kräftiger,  gegenwärtig  schon 
eine  Fläche  von  tausend  Dcsjatinen*)  bedeckender  Wald.  Der 
junge  Gutsbesitzer  kauft  die  traurigen  Wald  Überreste  von  seinem 
Nachbar  und  versucht  dieselben  in  bessern  Stand  zu  setzen; 
die  Namen  von  Uwarow,  Schatilow  und  andern  Waldbesitzcrn 
werden  immer  mehr  bekannt,  man  erkennt  den  Werth  der 
dem  russischen  Walde  zugehörigen  Baumarten,  man  besucht  Ver- 
sammlungen von  Specialisten  und  sucht  die  Gesellschaft  der- 
selben auf,  man  kauft  Samen,  Wildlinge.  Vielleicht  sind  es  nur 
zaghafte  Schritte,  ängstliche  Versuche  für  die  Kräftigung  der 
Ueberzeugung,  dass  das  Bejahen  der  oben  gestellten  Fragen  durch- 
aus am  Platze  ist,  —  und  um  so  erfreulicher  ist  dieser  Umstand 
für  denjenigen,  um  so  leichter  wird  die  Aufgabe  desjenigen,  der 
für  den  Wald  Propaganda  macht:  Der  Kern  entwickelt  sich  bald, 
CS  kommt  nur  darauf  an,  dass  die  Schale  zum  Platzen  kommt. 
Aengstlich  sendet  er  seine  Wurzel  in  den  Boden,  noch  ängstlicher 
zieht  er  sieh  herauf,  zum  Lichte  und  zur  Sonne;  er  fürchtet  die 
Wolken,  die  Kälte  und  seine  Feinde.  Aber  der  Himmel  ist  klar, 
unter  den  segenbringenden  Strahlen  der  heisscn,  echt  russischen 
Sonne  wird  der  fette  Boden  des  Volksbewusstseins  durchtränkt 
von  dem  Saft  des  nationalen  Gefühls,  und  siehe  da:  es  sprossen 
die  ersten  grünen  Blätter  hervor,  ein  Pfand  selbständigen,  freu- 
digen Lebens. 

Ln  weiteren  Verlaufe  dieses  Buches  wird  der  Leser  sehen, 
dass  auch  die  Autoren  desselben  zugleich  mit  den  sich  Bahn 
brechenden  Ucberzeugungen  der  Gesellschaft,  die  Frage  über  die 
Fähigkeit  des  Waldes,  ein  Wirthschaftsobject  zu  sein,  neben 
allen  andern  als  im  bejahenden  Sinne  vollkommen  erledigt  be- 
trachten. 


*)  Eine  russische  Dcsjatinc  ist  nur  etwas  grösser  als  ein  Hektar,  uamcnt- 
licli  ist  1  Dcsjat.  =  l,09sa  Ilekt. 


—     10    — 

Wir  sagen  erledigt-,  hierbei  müssen  wir  den  Leser  .rorberei- 
ten,  dass  er  in  diesem  Buche  wenig  Neues  oder  Originelles  finden 
wird;  dieses  Buch  soll  für  das  nissische  Publikum  kein  gelehrtes ; 
wissenschaftliches  Traktat,  keine  Auseinandersetzung  neuer  wissen- 
schaftlicher Fragen,  sondern  eine  einfache  Darstellung  der  von 
der  Wissenschaft  anerkannten  Thatsachen  sein.  Der  Leser  wird 
aus  diesem  populär  gehaltenen  Buche  nützliche  Lehren,  die  lange 
nur  Specialisten  bekannt  waren,  schöpfen  und  später  das  Buch 
zum  Nachschlagen  benutzen  können.  Es  scheint  uns  sogar,  dass 
neue  Ideen,  originelle  Anschauungen  dem  Buche  wenig  Nutzen 
bringen  würden,  deshalb  giebt  das  Buch  nur  eine  Sammlung  von 
Erfahrungen  vieler  Geschlechter,  Beobachtungen  dem  Walde  nahe- 
stehender Leute,  Folgerungen  ernster  Gelehrter,  Daten,  die  sich 
eingebürgert  haben,  kurz:  nur  wirkliche  Facta  zum  Nachschlagen. 
Möge  der  Leser  hier  nichts  Polemisches,  also  nichts  Pikantes 
suchen:  es  wäre  sogar  wünschenswerth  zu  schweigen  über  die 
Raublust  der  russischen  Forstindustriellen,  über  die  Verschwen- 
dung der  Waldbesitzer,  über  die  Unerfahrenheit  und  Schwer- 
fälligkeit des  russischen  Waldspecialisten ,  über  den  Mangel  an 
Cultur  oder  über  das  Widerstreben  des  russischen  Bauern,  neue 
Begriffe  sich  anzueignen.  Das  gedruckte  Wort  muss  ehrlich  und 
grade  sein;  die  Gründe  aber  der  traurigen  jetzigen  Lage  des 
Waldwesens  wurzeln  tiefer  als  die  Schichten,  auf  denen  die  Ver- 
schwendung, Raublust  und  die  pikanten  Darstellungen  unserer 
Talentlosigkeit  und  unserer  Unerfahrenheit  der  Cultur  gegenüber 
beruhen. 

Jetzt  einige  Worte  über  die  Bedeutung  des  Waldes  für  den 
Staat.  Schon  aus  der  vorausgeschickten  kurzen  Auseinandersetzung 
kann  der  Leser  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  der  Wald  für 
den  Staat  von  Wichtigkeit  ist.  Das  materielle  Wohl  eines  Landes 
resultirt  aus  den  Reichthtimern  verschiedener  Privatpersonen  und 
Gesellschaften,  ebenso  wie  der  grösste  Theil  der  Armuth  und 
Mängel  eines  Landes  eng  verbunden  ist  mit  Noth  und  Armuth 
Einzelner.  Bei  der  umfassenden  Bedeutung  des  Waldes  für  den 
Einzelnen,  bei  der  Rolle,  die  er  in  der  Industrie  spielt,  —  erscheint 
er  sofort  als  gleichberechtigt  in  der  Reihe  der  Factoren,    welche 
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die  Stufe  der  Selbständigkeit  eines  Reiches,  seine  Beziehurigeii 
zu  den  Nachbarstaaten,  seine  Ziele  und  HoflFnungen,  kurz  sein 
ganzes  Sein  bestimmen.  In  der  That,  Portugal,  Dänemark  und 
Holland  existiren  ohne  Wald,  doch  ihnen  stehen  ja  zu  Diensten 
die  Wälder  Russlands,  Schwedens  und  Deutschlands  —  sie  brauchen 
nur  zu  wählen.  Welches  Land  wäre  aber  im  Stande  unser  grosses 
Vaterland  mit  Holz  zu  versorgen  ?  Und  wäre  dies  nicht  bei  dem 
jetzigen  Stande  der  Cultur  eines  Volkes  von  90  Millionen  ein 
echtes  „in's  Joch  spannen*'  des  russischen  Volkes,  wozu  Europa 
jedesmal,  wenn  wir  uns  an  dasselbe  wenden,  sofort  bereit  ist. 
Erwäge  man  doch  nur,  womit  und  wieviel  wir  auch  jetzt  noch 
unsern  aufgeklärten  Nachbarn  für  Gegenstände,  nicht  einmal  be- 
sonderer Nothwcudigkeit ,  zahlen.  Gedenke  man  nur  der  einfachen 
Lehre  von  Friedrich  List,  dessen  Schüler  uns  den  gewaltigen  und 
seiner  Kraft  bewussten  Nachbar  im  Westen  geschaflFen  haben,  wir 
werden  dann  verstehen,  warum  die  Regierungen  aller  Länder  und 
Völker  die  Waldfrage  als  eine  den  Staat  besonders  angehende  Frage 
betrachten,  warum  der  Staat  zum  Wohle  seines  Volkes  auf  seine 
eigenen  Producte  sich  stützen  muss  und  keineswegs  sich  verlocken 
lassen  darf  durch  Sirenengesang,  der  da  auffordert.  Alles  auf 
gegenseitigen,  internationalen  Verbindlichkeiten  beruhen  zu  lassen. 
Der  Bittende  stellt  niemals  Bedingungen,  er  empfängt  sie  gesenk- 
ten Hauptes. 

Indem  die  Regierung  die  Wälder  der  Stroganow,  der  Golizyn, 
der  Uwarow  schützt,  beschützt  sie  natürlich  vor  Allem  das  heilige 
Eigen thumsrccht,  aber  zugleich  sorgt  sie  auch  für  die  Erhaltung 
von  Gegenständen  erster  Nothwendigkeit  im  Interesse  der  den 
Wald  umgebenden  Bevölkerung  und  verliilft  der  letzteren  zu 
einem  friedlichen  und  behaglichen  Leben,  fördert  die  Entwickelung 
und  das  Wissen.  Leider  ist  diese  Bedeutung  unserm  Volke  noch 
nicht  ganz  klar,  und  Fälle  leichtsinniger  Behandlung  des  Waldos 
sind  mehr  oder  weniger  darauf  zurückzuführen,  dass  man  in 
Folge  unvollständigen  Erwachens  des  Nationalbewusstseins  noch 
nicht  die  Nothwendigkeit  erkannt  hat  für  seine  nationale  Selbst- 
ständigkeit und  sein  Leben  zu  sorgen.  Aber  gerade  deshalb  ist 
es  Sache  der  Regierung  zum  Schutze  des  Waldes  Massregeln  zu 
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ergreifen  —  bis  das  Volksbewusstsein  vollkomme'li  erwacht.  Wir 
wissen,  dass  die  Regierung  die  Sache  in  die  Hand  genommen 
hat  zum  Beweise,  wie  theuer  ihr  die  Sclbständigeit  des  russischen 
Volkes  ist. 

Wir  sprachen  bis  jetzt  über  die  Bedeutung  der  Waldproducte 
in  der  Hauptsache  für  den  Staat.  Man  könnte  denken,  dass, 
wenn  man  im  Lande  eine  an  Quantität  und  Qualität  genügende 
Menge  von  Surrogaten  wie  Steine,  Eisen,  Kohle,  Torf  und  anderes 
Bau-  und  Brennmaterial  finden  würde,  dadurch  die  Bedeutung 
des  Waldes  für  den  Staat  sinken  würde.  Keineswegs,  eine  solche 
Schlussfolgerung  wäre  nicht  ganz  zutreffend.  Ausser  der  ange- 
führten wichtigsten  Bedeutung  ist  der  Wald  ausserdem  noch  in 
sofern  wichtig,  als  er  auf  seine  Umgebung  einen  gewissen  Einfluss 
schon  dadurch  ausübt,  dass  er  eine  bestimmte  Raumfläche  in  der 
betreffenden  Gegend  einnimmt.  Der  Einfluss  des  Waldes  als 
lebendes  Wesen  ist  sehr  mannigfach,  doch  kann  man  denselben 
auf  zweierlei  Formen  zurückführen,  die  sich  nur  äusserlich  unter- 
scheiden. Gewisse  Einflüsse  übt  der  Wald  nur  dadurch  aus,  dass 
er  sich  in  einer  gewissen  Gegend  befindet  und  in  Folge  beson- 
derer Ortsbedingungen  eine  Ausnahmebedeutung  erhält.  Hierher 
gehören  alle  die  Fälle,  wo  der  Wald  seine  Rolle  als  rein  mechani- 
scher Schutz  gegen  eventuelle  Gefahren  spielt,  gegen  physische 
schädliche  Einflüsse;  wenn  z.  B.  der  Wald  sich  auf  steilem  Berges- 
abhange  erhebt  und  durch  Bäche  sich  bildende  Abhänge  und 
Lawinen  am  Abstürze  verhindert,  —  oder  wenn  der  Wald  längs 
des  Meeresufers  sich  hinzieht  und  das  Eindringen  des  durch  die 
Wellen  des  Meeres  aufgeworfenen  Sandes  in's  Festland  verhütet, 
oder  wenn  der  am  Ufer  des  Flusses  befindliche  Wald  die  Ufer 
gegen  Abspülungen  oder  gegen  den  Eisgang  schützt,  —  oder 
wenn  der  auf  sandigem  Boden  aufgeschossene  Wald  dem  Flug- 
sande und  damit  dem  Verschütten  von  Dörfern,  Flecken  und 
"Wegen  entgegenarbeitet.  In  allen  derartigen  Fällen  ist  der  Nutzen 
des  Waldes  oflfenbar  und  in  jedem  einzelnen  Falle  kann  der 
Flächenraum,  der  hier  von  Bedeutung  ist,  bestimmt  werden;  der- 
selbe kann  nach  deutlichen  Merkmalen  in  der  Natur  begrenzt 
werden,  indem   häufig   nicht  die  ganzen  Waldpartieen,    sondern 
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nur  einzelne  Waldtlieilc  z.  B.  die  an  Bcrgcsabliänge  sich  lehnen- 
den oder  auf  Sandfliiehen  sich  erhebenden  eine  solche  Bedeutung 
haben.  Ganz  anders  sind  die  Einflüsse  zweiter  Art.  Hier  kommt 
die  allgemeine  Fläche  aller  Wälder  insgesammt  in  Betracht;  die 
Rolle  der  einzelnen  Waldbezirke  ist  hierbei  schwer  zu  bemessen. 
Die  Bedeutung  eines  jeden  Bezirks  ist  an  und  für  sich  unbedeu- 
tend, nichts  desto  weniger  ist  jeder  Bezirk  von  Wichtigkeit,  da 
er  als  ein  Theil  des  gcsammten  einflussreichen  Ganzen  figurirt. 

Hierher  gehört  vor  Allem  der  Einfluss  des  Waldes  auf  das 
Klima.  Obgleich  die  Wissenschaft  noch  nicht  überein  gekommen 
ist,  in  welchem  Maasse  der  Wald  auf  die  klimatischen  Verhältnisse 
einwirkt,  so  ist  nichtsdestoweniger  dieser  Einfluss  wenigstens  in 
einigen  Ortschaften  konstatirt  durch  die  Verschlechterung  des 
Klimas  nach  Vernichtung  von  Wald.  Man  kann  also  unmöglich 
den  klimatischen  Nutzen  der  Wälder  in  Abrede  stellen ,  zumal  das 
Gegentheil  nicht  genügend  bewiesen  ist. 

Endlich  hängen  von  den  Massenflächen  der  Wälder  die 
Flössungswege  und  Flussquellen  ab.  Auf  waldfreien  Flächen 
schmilzt  der  Schnee  natürlich  schneller  als  in  waldigen  Orten 
und  deshalb  nimmt  mit  der  Waldverminderung  die  Zahl  der 
Ueberschwemmungen  zu;  andererseits  wird  die  Zeit  des  hohen 
Wasserstandes  verkürzt,  in  welcher  allein  auf  der  Mehrzahl  unserer 
Flüsse  die  Communikation  und  Schiffahrt  möglich  ist.  Die  Fluth 
der  Schneewasser  im  Frühling  überfüllt  plötzlich  die  Flüsse,  über- 
schwemmt die  Ufer,  um  darauf  rapide  abzunehmen,  so  dass  das 
Wasser  zu  einem  Niveau  herabsinkt,  bei  welchem  die  Schiffahrt 
beschwerlich  ist  oder  sogar  ganz  stockt.  Abgesehen  von  der 
Wirkung  der  Wälder  auf  die  Frühlingsüberschwemmungen,  bleibt 
sie  auch  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Ueberschwemmungen,  die 
durch  dauernden  Platzregen  zu  Stande  kommen.  Nur  auf  wald- 
freien Flächen  können  sich  aus  dem  Platzregen  die  bedeutenden 
Ströme  bilden,  die  da  Häuser  fortspülen,  Dämme  durchbrechen, 
Wege  zerstören.  Der  auf  den  Wald  strömende  Regen  wird  durch 
den  Wald  aufgesaugt.  Theils  dienen  dazu  die  Blätter,  Nadeln 
und  Aeste,  besonders  aber  der  aus  Moos^  verfaulten  Gräsern,  ab- 
gefallenen Blättern  und  Bauranadeln  bestehende  Waldboden.    Die- 
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ser  Boden  saugt  wie  ein  Schwamm  grosse  Wassermassen  ein,  so 
dass  in  den  Wäldern  nie  so  zerstörende  Ströme  entstehen  können, 
wie  solches  in  waldfreien  Flächen  der  Fall  ist.  Diesem  Aufsaugen 
haben  die  Wälder  auch  ihren  Reichthum  an  Quellen  zu  verdanken : 
Das  durch  die  Wald  decke  aufgefangene  Wasser  sickert  durch 
den  Boden  und  nährt  die  Quellen,  welche  ihrerseits  den  hohen 
Wasserstand  der  Bäche  und  Flüsse  verursachen.  In  vielen  Ge- 
genden hat  man  das  Verschwinden  der  Quellen  sofort  nach  der 
Zerstörung  des  Waldes  bemerkt. 

Folglich  spricht  Alles  für  den  Waldschutz  und  bekräftigt  die 
Nothwendigkeit  der  zu  seinem  Schutze  zu  orgreifenden  Maass- 
regeln. 

Aber  wo  die  Gewinnsucht  überhand  nimmt  —  da  behauptet 
man,  dass  es  bei  den  Bedingungen  unseres  Forstwesens  —  der 
Krone  gehören  ja  ^/lo  unserer  Wälder  — voreilig  wäre,  den  Mangel 
an  Wald  zu  befürchten,  und  dass  es  genug  wäre,  für  die  Krons- 
wälder zu  sorgen,  während  man  den  Privatleuten  vollkommene 
Freiheit  im  Forstwesen  geben  solle.  Dahin  ging  auch  die  Mei- 
nung des  Gesetzgebers  bei  der  Anwendung  des  Waldschutz- 
gesetzes. Wir  w-issen,  dass  auf  den  grössten  Theil  der  Flächen 
Russlands  das  Gesetz  nicht  angewendet  wird,  weil  daselbst  so 
viele  Kronsw^älder  sind.  Es  existirt  aber  auch  noch  eine  ziem- 
lich bedeutende  Fläche,  wo  die  Kronswälder  nur  den  15.  Theil 
ausmachen  und  das  üebrige  Privatleuten  und  Gesellschaften  ge- 
hört und  was  noch  wichtiger  ist,  wo  die  Menge  sowohl  der 
Privat-  als  auch  der  Kronswälder  sehr  gering  ist  im  Vergleich 
zu  der  Gesammtfläche  und  zu  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung. 
In  diesen  Gegenden  wäre  der  Schutz  der  Kronswälder  allein 
gleichbedeutend  mit  einer  völligen  Entwaldung  des  halben  russi- 
schen Reiches.  Dafür  können  die  später  folgenden  statistischen 
Daten  von  „Russlands  Wald"  als  Beläge  dienen.  Die  Autoren 
werden  sehr  befriedigt  sein,  wenn  der  Leser  sich  die  Mühe  geben 
wird,  einen  Blick  auf  die  Statistik  der  russichen  Wälder  zu 
werfen:  dann  wäre  den  Missverständnissen  ein  Ende  gemacht. 

Folgender  Einwand  könnte  vielleicht  gegen  die  Maassregelu 
zum  Schutze  des  Waldes  gemacht  werden:    wenn   in  Folge  der 
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Zerstörung  von  Wald  die  Holzpreise  sehr  hoch  steigen,  so  würden 
schon  dadurch  alle  Zwangsmaassregehi  überflüssig.  Die  Kostspielig- 
keit des  Hoizmaterials,  das  eigene  Interesse  —  der  Hauptmotor 
in  allen  Zweigen  des  Handels  —  würde  die  Waldbesitzer  an- 
treiben, ihre  Wälder  zu  schützen  und  rationell  zu  verwalten,  um 
die  Produktionsßihigkeit  der  Wälder  zu  heben. 

Aber  dieser  Einwand  verliert  wesentlich  an  Kraft,  wenn  wir 
folgenden  besonderen  Umstand  der  Forstkultur  in  Betracht  ziehen: 
Zur  Erzielung  des  Zuwachses,  der  das  jährliche  Normaleinkommen 
vom  Walde  ausmacht,  muss  erstens  ein  bestimmter  Flächenraum 
und  zweitens  ein  bestimmtes  Reserveholz  existiren,  dessen  alljähr- 
licher Zuwachs  die  Waldeinkünfte  ausmacht.  Wenn  der  Wald- 
besitzer z.  B.  nach  seinem  Wirthschaftsplan  nur  100jährige  Stämme 
von  seinem  Besitzthum  zu  verkaufen  beabsichtigt,  die  Waldfläche 
aber  100  Desjatinen  gross  ist,  so  muss  er  folgendes  Reserveholz 
haben:  Die  erste  Desjatine  muss  100jährige,  die  zweite  99jährige, 
die  dritte  98jährige  Stämme  u.  s.  w.  tragen  bis  zur  letzten  hun- 
dertsten Desjatine,  welche  den  vorjährigen  Holzschlag  ausmacht. 
Wenn  solch'  eine  Menge  an  Reserveholz  vorhanden  ist,  so  darf 
der  Waldbesitzer  jährlich  eine  Desjatine  100jährigen  Bestandes 
füllen,  ohne  die  Produktionsfähigkeit  seines  Waldes  zu  vermin- 
dern: ein  derartiges  Fällen  wäre  normal.  Aber  der  oben  erwähnte 
Normal -Reservevorrath,  welcher  der  Erhaltung  der  Produktions- 
fiihigkeit  wegen  immer  geschont  werden  muss,  ist  ja  dasselbe 
Holzmaterial,  welches  zu  jeder  Zeit  auf  den  Holzmarkt  gebracht 
werden  kann,  —  und  je  höher  der  Holzwerth,  desto  verlockender 
erscheint  es  dem  Waldbesitzer,  diese  fertige  Waare  loszuschlagen. 
Dazu  kann  ihn  bewegen  die  erste  Finanzschwierigkeit,  die  erste 
Gelegenheit  mit  dem  Erlös  vom  verkauften  Holz  ein  Geschäft  ab- 
zuschliessen,  bei  welchem  das  Kapital,  da  es  schneller  circulirt 
als  bei  der  Forstwirthschaft,  dem  Besitzer  grösseren  Vortheil 
verspricht.  Auf  diese  Weise  kann  eine  vollkommen  richtig  kom- 
binirte  Berechnung  den  Waldbesitzer  dazu  bewegen,  das  Reserve- 
holz zu  benutzen.  Vom  Gesichtspunkt  des  Privatvortheils  kann 
diese  Maassregel  sich  als  vollkommen  rationell  erweisen,  für  das 
Allgemeininteresse   wäre    dies    aber    als  Raubwirthschaft    zu    be- 
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zeichnen,  die  den  allgemeinen  Wohlstand  auf  viele  Jahre  hinaus 
schädigt,  da  für  die  Wiederherstellung  des  früheren  Reservc- 
materials  Jahrzehnte,  ja  sogar  Jahrhunderte  nöthig  sein  werden. 
Das  private  Interesse  stellt  sich  alsdann  dem  allgemeinen  ent- 
gegen, und  letzteres  muss  geschützt  werden. 

Man  kann  noch  viele  neue  Einwendungen  gegen  das  Wald- 
schutzgesetz erwarten,  doch  scheint  es  uns,  dass  sich  noch  mehr 
zum  Besten  desselben  sagen  lilsst.  Die  Autoren  glauben  jedoch, 
dass  eine  allzu  lange  Vertheidigungsredc  nicht  erforderlich  ist 
und  finden  es  deshalb  für  ausreichend,  sich  mit  dem  Gesagten 
zu  begnügen. 

Zum  Schluss  erlauben  wir  uns  nur  noch  Folgendes  hinzuzu- 
fügen: Um  die  Zukunft  des  neuen  Gesetzes  vorauszusagen,  be- 
darf es  keiner  prophetischen  Gaben.  Der  Eifer,  den  sowohl  die 
Gegner  als  auch  die  Vertheidiger  des  Gesetzes  pro  und  contra 
entfalteten,  wird  sehr  bald  sich  legen.  Die  Missverstündnisse 
werden  sich,  aufklären,  das  Trugbild  irgend  welcher  Verluste 
wird  dem  stolzen  Bewusstsein  der  erfüllten  bürgerlichen  Pflicht 
Platz  machen  und  mit  tiefer  Dankbarkeit  und  Erkenntlichkeit 
wird  das  neu  heranwachsende  Geschlecht  der  Vorfahren  gedenken, 
die  den  ersten  Schritt  für  die  Erhaltung  des  nationalen  Wohl- 
standes gethfin  haben  und  dessen,  der  auf  Erlass  des  Gesetzes 
zum  Schutze  des  russischen  Waldes  bestanden  hat. 


L  Kapitel. 


Die  Waidstatistik. 

Die  Waldstatistik  im  Allgemeinen  und  die  der  russichen  Wälder 
im  Besondem  ist  noch  sehr  unvollkommen:  wir  haben  überhaupt 
wenig  Zahlen  in  betreff  der  Wälder  und  aus  dieser  unbedeutenden 
Menge  sind  einige  ungenau^  andere  veraltet,  andere  wiederum  nicht 
durch  direkte  Berechnung  gefunden  worden,  sondern  auf  irgend 
eine  andere  Weise  z.  B.  nach  den  Ueberresten.  Ein  derartiger  Stand 
der  Waldstatistik  kann  einerseits  durch  die  Schwierigkeit,  genaue 
Daten  über  den  Wald  zu  sammeln,  andererseits  durch  die  Schwie- 
rigkeit, die  gesammelten  Daten  unter  einen  Nenner  zu  bringen,  er- 
klärt werden.  Hierzu  kommt  noch  der  Umtsand,  dass  bei  der  Art 
.und  Weise  der  Forstwirthschaft  in  unsem  Wäldern  bisher  gar 
keine  genauen  Berechnungen  und  Zahlen  erforderlich  waren.  Diese 
letzte  Folgerung  resultirt  aus  dem  Vergleich  unserer  Waldstatistik 
mit  der  westeuropäischen.  Trotz  der  Schwierigkeit,  Zahlen  über 
den  Wald  zu  sammeln,  sind  daselbst  viel  mehr  genaue  Daten 
über  den  Wald  vorhanden  und  es  sind  schon  in  dieser  Beziehung 
weitere  Massregeln  ergriffen  worden,  da  dort  für  das  Forstwesen 
derartige  Daten  unumgänglich  nöthig  sind.  Trotzdem  d.  h.  trotz 
der  UnvoUkommenheit  der  russischen  Waldstatistik  ersuchen  wir 
den  geneigten  Leser,  diesem  Kapitel  besondere  Aufmerksamkeit 
zu  schenken,  da  in  demselben  ausser  den  Zahlendaten  einige 
Mittheilungen  über  charakteristische  Eigenschaften  unseres  Waldes 
enthalten  sind,  welche  die  Bedingungen,  unter  denen  sich  das 
russische  Forstwesen  befindet,  klar  vor  Augen  führen. 

Aus  dem  unter  No.  1  diesem  Kapitel  beigefügten  Verzeichniss 

ist  ersichtlich,  dass  das  europäische  Russland  (59  Gouvernements, 

mit  den  Weichsel-  und  den  baltischen  Gouvernements  und  einem 

Gebiete)   an   175723000  Desjatinen   Waldfläche   —    1  Desjatine 

gleich    2400  D  Faden   —  (davon   ist   das   meiste   nur   annähernd 
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taxirt  und  nur  20  Millionen  Desjatinen  Krouswald  sind  genau  be- 
stimmt) aufweist  bei  einer  Gesammtoberfläche  von  426  115300  Qu. 
Werst  oder  44316  000000  Desjatinen.  Ausserdem  hat  Finnland 
18705000  Desj.  Wald  bei  einer  Oberfläche  von  286042  Qu.  Werst 
oder  29  748000  Desj.  und  der  Kaukasus  6  914000  Desj.  Wald  bei 
einer  Gesammtfläche  von  406  983  Qu.  Werst  oder  42326000  Desj. 
Es  existiren  ferner  noch  ungeheure  Waldflächen  in  Sibirien  und 
einige  Quantitäten  Waldbestände  in  den  mittelasiatischen  Be- 
sitzungen Russlands ;  doch  wollen  wir  in  diesem  Buche  diese 
Flächen  unberücksichtigt  lassen^  ebenso  auch  die  Zahlen,  die 
noch  ungenauer  sind,  als  die  des  europäischen  Russlands.  Wenn 
wir  nur  die  in  unserem  Buche  erwähnten  Wälder  in  Betracht 
ziehen,  so  werden  wir  sehen,  dass  dieselben  eine  Fläche  ein- 
nehmen, die  doppelt  so  gross  ist,  wie  die  Waldfläche  des  ganzen 
übrigen  Europa  (ca.  90  Mill.  Desj.  betragend,  wie  aus  der  Bei- 
lage No.  2  ersichtlich),  während  die  Gesammt- Oberfläche  des 
europäischen  Russlands  zusammen  mit  Finnland  und  dem  Kau- 
kasus die  Fläche  von  West-Europa  knapp  um  Y4  übertrifft  und 
die  Bevölkerung  des  übrigen  Europa's  die  der  von  uns  erwähnten 
Theile  Russlands  beinahe  um  das  Dreifache  (276  Millionen  gegen 
93  Mill.)  übersteigt.  Um  aus  den  angeführten  Vergleichen  Schlüsse 
ziehen  zu  können,  muss  eine  Masseinheit  gefunden  werden.  In 
der  Waldstatistik  wird  entweder  die  Waldmenge  in  Desjatinen 
berechnet,  die  im  Durchschnitt  auf  eine  D  Werst  Boden  eines 
Landes  kommt,  oder  einfacher  durch  Division  der  betreffenden 
Waldfläche  durch  die  Gesammtfläche,  wobei  wir  einen  Bruch 
erhalten,  der  dem  Waldreichthum  einer  Gegend  entspricht.  Wir 
benutzen  dazu  Decimalbrüche  (mit  2  Stellen),  weil  dann  sofort 
der  Prozentgehalt  auf  die  Gesammt-Oberfläche  bestimmt  werden 
kann,  was  für  Viele  eine  grosse  Bequemlichkeit  darbietet.  Laut 
solcher  Berechnung  erweist  es  sich,  dass  der  Waldreichthum  des 
europäischen  Russland  mit  dem  Kaukasus  und  Finnland  0,37, 
der  Waldreichthum  des  übrigen  Europa  0,29  ausmacht.  Auf 
einen  Einwohner  kommen  in  Russland  2  Desjatinen,  in  West- 
Europa  0,28  oder  7?  Desjat.  Wald.  Wir  besitzen  bis  jetzt  keine 
Daten,  werden  auch  schwerlich  bald  dazu  kommen,  um  darüber 
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urtheilen  zu  können,  welcher  Waldreich thum  und  welche  Wald- 
menge in  Bezug  auf  die  Bevölkerung  als  normal  oder  wenigstens 
als  genügend  zu  bezeichnen  ist,  um  den  Bedürfnissen  der  Be- 
völkerung an  Holzmaterial  und  sonstigen  Erträgnissen  zu  genügen. 
Nach  meinem  Dafürhalten  wären  die  Versuche,  eine  Norm  nach 
der  Bevölkerungsmenge,  nach  dem  Entwickelungsgrade,  nach  der 
industriellen  Thätigkeit,  nach  der  Berechnung  der  natürlichen 
Bedürfnisse  an  Holzmaterial  etc.  aufzustellen,  jetzt  nicht  zeit- 
gemäss  und  wir  sind  demnach  gezwungen,  über  das  Mass  der 
für  jedes  Land  genügenden  Waldmenge  nicht  nach  allgemeiner 
Norm,  sondern  nach  der  faktischen  Wirklichkeit  zu  urtheilen. 
Deshalb  haben  wir  neben  den  Russland  betreflFenden  Zahlen 
auch  solche  über  den  Waldreichthum  des  übrigen  Europas  an- 
geführt. 

Wie  aus  dem  erwähnten  Vergleiche  zu  ersehen  ist,  befindet 
sich  Russland  (mit  Ausnahme  von  Sibirien  und  den  mittelasiati- 
schen Besitzen)  in  Betreff  seiner  Waldmenge  in  viel  günstigerer 
Lage  als  West -Europa.  In  Russland  ist  die  absolute  und  die 
verhältnissmässige  Waldmenge  grösser  als  in  West-Europa  und  auf 
jeden  Einwohner  in  Russland  kommt  eine  Waldfläche,  die  sieben- 
mal  grösser  ist  als  in  dem  übrigen  Europa.  Wir  werden  aber 
sofort  sehen,  dass  die  zu  erwartenden  Resultate  nicht  den  gün- 
stigen Vorbedingungen  entsprechen;  nichtsdestoweniger  muss  aber, 
da  die  Bedeutung  des  Waldes  mit  jedem  Jahre  in  den  Augen 
des  Volkes  steigt,  das  Faktum  bestehen  bleiben,  dass  das  Land, 
welches  über  mehr  Wald  verfügt,  das  Recht  hat,  sich  glücklicher 
zu  schätzen  als  dasjenige,  welches  weniger  Wald  besitzt. 

Deshalb  wollen  wir  die  Bedeutung  des  Faktums,  dass  Russ- 
land über  einen  Waldreichthum  von  200  Mill.  Desjat.  verfügt, 
nicht  schmälern.  Die  angeführten  Zahlen  sind  zu  summarisch,  zu 
allgemein  und  haben  nur  einiges  allgemeinstaatliches  Interesse. 
Wir  aber,  die  wir  uns  vorgenommen  haben,  tiefer  in  das  Forst- 
wesen einzudringen,  müssen  die  Frage  über  Russlands  Waldreich- 
thum genauer  betrachten^  Da,  wie  schon  erwähnt,  uns  eine  Norm 
fehlt,  so  muss  irgend  etwas  im  Auslande  Gegebenes  als  Richt- 
schnur dienen,    um    russische  Zahlen   mit   den  ausländischen  zu 

2* 
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vergleichen,  und  daher  treten  wir  denn  jetzt  einer  detaillirten  Be- 
trachtung näher. 

Aus  den  diesem  Buche  beigegebenen  Karten  von  Russland 
und  Europa  und  aus  den  Daten  des  Verzeichnisses  sub  No.  1  ist 
zu  ersehen,  dass  die  Wälder  in  Russland  sowohl  in  ihrem  Flächen- 
verhältniss  als  auch  besonders  in  Bezug  auf  die  Bevölkerung  sehr 
unregelmässig  vertheilt  sind:  im  Norden,  in  den  Gouvernements 
Archangel,  Wologda,  Olonez  haben  wir  49  Prozent  des  ganzen 
Waldreichthums,  der  die  ganze  Oberfläche  des  europäischen  Russ- 
lands mit  Ausnahme  von  Finnland  und  dem  Kaukasus  deckt;  die 
Bewaldung  dieser  Landstrecke  beträgt  0,70,  und  da  die  Bevöl- 
kerung hier  sehr  schwach  ist,  so  kommen  auf  jeden  Bewohner 
an  40  Desjatinen  Wald.  Diese  ungeheure  Waldmenge  auf  einer 
Fläche,  die  der  Oberfläche  von  ganz  Central -Europa  gleich  ist^ 
kann  bei  den  gegebenen  Bedingungen  d.  h.  bei  der  geringen  Be- 
völkerung, bei  dem  Fehlen  jeglicher  Kommunikation  und  bei  dem 
Mangel  an  Geld,  welches  für  den  Beginn  der  Forstwirthschaft 
und  für  gründliche  Verbesserungen  aber  nothwendig  ist,  nicht  in 
gehöriger  Weise  ausgenutzt  werden.  Dieser  ganze  Wald  hat  im 
russischen  Haushalte  bis  jetzt  wenig  Werth  und  deshalb  können 
diese  kolossalen  nördlichen  Wälder,  die  eine  grosse  Zukunft 
haben,  bei  dem  Vergleiche  unseres  Forstwesens  mit  den  west- 
europäischen nicht  mitsprechen.  Jedenfalls  wollen  wir  nicht  ver- 
gessen, dass  fast  die  Hälfte  der  von  uns  angeführten  Waldflächen 
sich  unter  besonderen  Bedingungen  befindet,  die  ganz  verschieden 
sind  von  denen,  unter  welchen  sich  die  für  das  russische  Volks- 
leben in  den  übrigen  Gouvernements  so  wichtigen  Wälder  befinden. 

Betrachten  wir  jetzt  die  Vertheilung  der  übrigen  Wälder  in 
Russland.  In  den  fünf  Gouvernements*),  die  an  die  oben  er- 
wähnten grenzen  und  welche  eine  Fläche  einnehmen,  die  gleich 
dem  Flächenraum  von  Frankreich  und  Grossbritannien  zusammen 
ist,  sind  über  45  Millionen  Wald  zerstreut  bei  einer  Bevölkerung 
von  10  Millionen,  was  einer  Bewaldung  von  0,65  und  4Y2  Des- 
jatinen Wald  pro  Kopf  gleichkommt. 


*)  Nowgorod,  Kostroma,  Wjatka,  Perm,  Ufa. 
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Diese  Waldfläche  kann  nicht  vollständig  ausgenutzt  werden 
und  das  um  so  weniger,  als  ein  Theil  derselben  weit  im  Osten  liegt, 
wo  das  Kulturleben  und  die  Industrie  wenig  entwickelt  und  die 
Transportwege  durchaus  nicht  vollkommen  sind,  obgleich  bei  der 
Menge  wasserreicher  Fltlsse  die  Waldausnutzung  alljährig  steigt. 

Mehr  nach  dem  Süden  nimmt  die  Waldmenge  ab:  in  15  Gou- 
vernements, welche  Central -Russland*)  und  den  nordwestlichen 
Theil  Russlands  ausmachen,  ist  der  Waldreich thiim  gleich  der 
Durchschnittszahl  für  ganz  Russland  (0,35),  ja  sogar  etwas  we- 
niger, die  Oberfläche  dieser  15  Gouvernements  ist  kaum  kleiner 
als  die  der  oben  erwähnten  5  Gouvernements,  die  Waldmasse 
ist  gleich  24  Mill.  Desjat.,  die  Bevölkerung  gleich  2272  Millionen, 
so  dass  auf  jeden  Einwohner  etwas  mehr  als  1  Desjat.  Wald 
kommt.  Wir  finden  hier  das  Centrum  der  russischen  Industrie 
—  Moskau  —  und  wer  die  Bedeutung  dieser  Lage  des  Industrie- 
Centrums  kennt,  der  wird  verstehen,  welchen  Werth  die  Wälder 
hier  haben  und  auch  in  Zukunft  haben  werden.  Es  wird  dem 
echten  Russen  nicht  unangenehm  sein  zu  erfahren,  dass  in  diesem 
Rayon,  wo  der  ganze  Wald  veritabeln  Tausch  werth  hat,  wir 
noch  sehr  viel  Wald  aufzuweisen  haben,  absolut  —  mehr  als  ganz 
Oesterreich  und  Ungarn  (allerdings  ist  die  Gesammt  -  Oberfläche 
dieser  Gouvernements  etwas  grösser  als  die  der  erwähnten  Nachbar- 
staaten), relativ  (Bewaldungssatz)  mehr  als  ganz  West-Europa. 

Unsere  baltischen  und  Weichsel-Gouvernements  und  mit  ihnen 
die  Gouvernements  Wiino,  Grodno,  Kowno  kommen  an  Wald- 
reichthum  der  Durchschnittsbewaldung  von  West -Europa  gleich, 
aber  bei  einer  Bevölkerung  von  14  Millionen  und  bei  7  Mill. 
Desjat.  Wald  kommt  doch  noch  pro  Kopf  72  Desjat.  Wald,  also 
immer  noch  mehr  als  durchschnittlich  auf  jeden  Einwohner  im 
übrigen  Europa. 

Hierauf  folgen  14**)  waldarme  Gouvernements  mit  einer  Ober- 


*)  Petersburg,  Pleskau,  Witebsk,  Smolensk,  Mohilew,  Minsk,  Twer, 
Jaroslau,  Moskau,  Kaluga,  Wladimir,  Nischni- Nowgorod,  Simbirsk,  Kasan, 
Wolhynien. 

**)  Bessarabien,  Podolien,  Kiew,  Tschernigow,  Pultawa,  Charkow,  Kursk, 
Woronesch,  Orel,  Tula,  Rjasan,  Tambow,  Pensa,  Saratow. 
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fläche,  die  derjenigen  von  Schweden  und  Norwegen  gleichkommt 
(630  000  D  Werst)  und  wo  die  Bevölkerung  sehr  gedrängt  ist 
(ungefähr  30  Millionen).  Mit  Wald  bestanden  haben  wir  hier  bis 
9  Mill.  Desjat,  so  dass  der  Waldreichthum  dieser  umfangreichen 
Flächen  bedeutend  geringer  ist  als  derjenige  im  übrigen  Europa 
(nur  0,15);  auf  jeden  Einwohner  aber  kommt  nicht  mehr  Wald 
als  in  West -Europa.  Es  muss  noch  erwähnt  werden,  dass  die 
Wälder  hier  nicht  so  regelmässig  vertheilt  sind  wie  in  den  vor- 
hergehenden Gouvernements;  wir  haben  hier  einige  Bezirke  — 
allerdings  wenige  —  mit  genügendem,  ja  sogar  überreichem 
Walde  (Brjansk,  Trubschew,  Oster,  Temnikow),  dagegen  giebt 
es  aber  auch  ganz  waldleere  Gegenden  (Sadonsk,  Sumy).  Somit 
entsprechen  die  Durchschnittszahlen  über  die  Waldraenge  und  das 
Verhältniss  derselben  zur  Einwohnerzahl  nicht  ganz  der  Wirklich- 
keit, die  stellenweise  trauriger  ist,  als  es  den  Anschein  hat. 
Endlich  sind  die  umfangreichen  südlichen  Steppen  Russlands,  die 
an  der  Wolga  und  östlich  von  der  Wolga  liegen,  ganz  ungenü- 
gend bewaldet.  Diese  über  mehr  als  eine  Million  Quadrat -Werst 
grosse  Fläche,  auf  der  Deutschland  und  Frankreich  bequem 
Raum  hätten,  zählt  nur  7  Mill,  Desjat.  Wald,  also  ein, Waldreich- 
thum von  0,6  d.  h.  auf  100  Desjat.  Land  kommen  6  Desjat.  Wald. 
Bei  einer  Einwohnerzahl  von  nur  14  Millionen  kommt  demnach 
auf  jeden  Einwohner  immer  noch  Y2  Desjat.  Wald,  obgleich,  wie 
wir  später  sehen  werden,  der  Wald  hier  sehr  mangelhaft  ist. 
Hier  sind  die  Wälder  noch  unregelmässiger  vertheilt  und,  um 
eine  richtige  Lösung  der  Waldfrage  in  dieser  für  Russland  so 
wichtigen  Gegend  zu  finden,  müsstc  man  diesen  Rayon  nicht  im 
Allgemeinen,  sondern  jedes  Gouvernement  und  jeden  Kreis  be- 
sonders betrachten.  Den  Leser  bitten  wir,  uns  in  diesem  Sinne 
zu  folgen.  Die  Waldkarte  von  Russland,  die  den  Zweck  hat, 
die  Vorstellung  über  die  Waldvertheilung  zu  erleichtern,  genügt 
nicht.  Um  sich  eine  Vorstellung  des  Waldmangels  dieses  Rayons 
zu  machen,  muss  man  nach  der  Beilage  die  Kreise  einzeln  be- 
trachten und  zwar  in  folgenden  Gouvernements:  Cherson,  Tau- 
rien,  Jekaterinoslaw,  Gebiet  der  Donschen  Kosaken,  Samara, 
Orenburg,  Astrachan,  Stawropol,  Gebiet  des  Kuban  und  Terek: 
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dann  erst  wird   es  dem  Leser  völlig   klar,    wie   waldarm  dieses 
Gebiet  ist. 

Der  Uebersicht  wegen  wollen  wir  jetzt  eine  Tabelle  über 
die  Waldvertheilung  in  Rassland  folgen  lassen:  Es  stellt  sich  her- 
aus;  dass 

Mi- 

D  Weni  Dwjai.     nichthnn 

1)  in   3  Gouv.  auf  der  Gcsammtfläche  von  1 114000  an  Wald  85  Mill,    0,70 

2)  „    5     „        „     „               „                „       709000   „  „      43     „       0,65 

3)  „  15     „        „     „               „                „       682  000   „  „      24     „       0,36 

4)  „14     „      d.Weichselgeb. U.Ostsee  „       298000   „  „        7      „       0,25 

5)  „  14     „                 „             „               „       630000   „  „        9     „       0,15 

6)  „10     „                 „             „            über  1000000   „  „        8     „       0,06 

Hierzu  kommt  als  Ergänzung  der  begonnenen  Tabelle  der 
Wälder  in  Russland,  dass  der  Kaukasus  ebenso  bewaldet  ist  wie 
West-Europa:  Waldreichthum  =  0,25;  die  Wälder  sind  ziemlich 
regelmässig  vertheilt. 

Wir  wollen  jetzt  unsere  Wälder  mit  denen  West-Europas  ver- 
gleichen. Aus  dem  Anhange  über  den  Waldreichthum  Europas 
ist  zu  ersehen,  dass  nach  der  Waldmenge  West -Europa  in  drei 
Gruppen  getteilt  werden  kann:  Als  zur  ersten  Gruppe  gehörig 
können  die  Staaten  gezählt  werden,  in  denen  die  Waldmenge 
zwischen  0,26  und  0,35  schwankt;  hierher  gehören:  Deutschland, 
Oesterreich- Ungarn,  Serbien,  die  Schweiz,  Schweden  und  Nor- 
wegen. Zur  zweiten  Gruppe  zählen  diejenigen,  deren  Waldmenge 
zwischen  0,10  und  0,25  schwankt;  hierzu  gehören:  Frankreich, 
Italien,  Spanien,  die  Türkei,  Griechenland,  Rumänien.  Schliess- 
lich kommt  die  dritte  Gruppe  mit  noch  geringerem  Waldbestand : 
Portugal,  Grossbritannien,  Belgien,  Holland,  Dänemark. 

Die  von  den  zuletzt  genannten  Ländern  eingenommene  Fläche 
ist  so  gering,  dass  es  sich  nicht  der  Mühe  lohnt  zu  untersuchen, 
in  welcher  Weise  die  Wälder  daselbst  vertheilt  sind.  Was  die 
grösseren  Länder  wie  Deutschland,  Oesterreich  und  Frankreich 
anbetrifft,  so  kann  man  aus  den  diesbezüglichen  Zahlen  schliessen, 
dass  in  diesen  Ländern  die  Wälder  viel  regelmässiger  vertheilt 
sind  als  in  Russland:  mit  Ausnahme  der  den  freien  Städten  Lü- 
beck, Hamburg  und  Bremen,  den  Ländern  Oldenburg  und  Rudol- 
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Stadt  zugehörigen  Territorien  schwankt  der  Waldreichthum  zwi- 
schen 0,20  und  0,40;  in  Oest erreich  und  Ungarn  sind  die  Schwan- 
kungen geringer,  in  Frankreich  grösser:  in  2  Departements  über- 
steigt die  Waldmenge  0,40,  in  8  schwankt  sie  zwischen  0,30  und 
0,40,  in  17  zwischen  0,20  und  0,30,  in  42  zwischen  0,10  und 
0,20  und  in  18  zwischen  0,02  und  0,10. 

Im  Ganzen  genommen  ist  die  Waldvertheilung  in  West- 
Europa  viel  günstiger  als  in  Russland  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Nutzung  als  auch  in  Bezug  auf  die  Versorgung  der  Bevölkerung. 
Einen  verhältnissmässigen  Mangel  an  Wald  finden  wir  in  Gross- 
britannien, Dänemark,  Belgien,  Holland  und  dann  in  den  süd- 
lichen Ländern;  doch  ist  dieser  Umstand  für  die  Bevölkerung 
genannter  Länder  nicht  besonders  ungünstig,  da  diesen  am  Meere 
gelegenen  Ländern  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  aus  waldreichen 
Gegenden  Holzmaterial  zu  beziehen,  für  welches  der  Wasserweg 
ja  der  bequemste  ist;  —  ausserdem  bedürfen  die  südlichen  Staaten 
weniger  Holzmaterial,  da  weniger  geheizt  und  gebaut  wird;  end- 
lich muss  man  in  Betracht  ziehen,  dass  die  Länder  West-Eui'opas 
über  zahlreiche  Surrogate  an  Stelle  des  Heizmaterials  verfügen; 
als  solches  fungirt  z.  B.  das  Eisen  bei  Bauten,  Steinkohle  und 
Torf  als  Brenn*  und  Heizmaterial;  ausserdem  sind  die  als  Motoren 
dienenden  Wasserreservoirs  besser  vertheilt ;  allen  diesen  Umstän- 
den haben  die  westeuropäischen  Staaten  es  zu  verdanken,  dass  sie 
mit  verhältnissmässig  weniger  Wald  auskommen  können  als  wir. 

Aber  die  günstigen  Waldverhältnisse  von  West-Europa  treten 
noch  anderweitig  zu  Tage.  Wir,  die  wir  den  Wald  mehr  als 
andere  Nationen  nöthig  haben,  müssen  immer  die  der  Pflege  be- 
dtlrftigen  Waldstellen  vor  Augen  haben,  da  dieselben  für  das 
Land  verhängnissvoll  werden  können,  und  aus  dem  Grunde 
müssen  wir  wissen,  worin  die  günstigere  Lage  des  Forstwesens 
in  West-Europa  besteht. 

Vergleichen  wir  unsere  Wälder  mit  den  ausländischen  nach 
ihrem  Bestände.  Leider  verfügen  wir  nicht  einmal  über  unge- 
fähre Zahlen  bei  Beleuchtung  dieser  Frage.  Aber  dieser  Mangel 
befreit  uns  keineswegs  von  der  Betrachtung  der  Facta:  wir  kön- 
nen die  Zahlen  entbehren,  weil   die  gegebenen  Facta   bewiesen 
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werden  können,  und  weil  dieselben  oftmals  durch  die  Litteratur 
bestätigt  worden  sind. 

Unsere  Wälder  enthalten  hauptsächlich  folgende  Baumarten: 
Kiefern,  Tannen,  Espen,  Eichen,  dann  in  zweiter  Reihe  den 
Lärchenbaum,  die  Linde,  die  Erle,  die  Weissbuche,  die  Ulme, 
den  Ahorn,  die  Buche  und  die  Esche. 

Die  Tanne  wächst  in  dem  halben  Russland  und  zwar  dem 
mehr  bevölkerten  gamicht;  ausserdem  erscheint  sie  auf  bedeu- 
tenden Strecken  in  der  Nähe  der  Grenzen  ihrer  Ausbreitung  so- 
wohl nach  dem  Süden  als  auch  nach  dem  Norden  hin  andern 
Baumgattungen  nur  beigemischt  und  bildet  daher  nicht  die  Haupt- 
art; —  dieser  Umstand  bestärkt  die  Voraussetzung,  dass  der 
Rayon,  auf  welchem  die  Tanne  als  solche  der  Bevölkerung  von 
Nutzen  ist,  viel  kleiner  ist,  als  er  auf  der  Karte  vermerkt  steht. 
Der  Rayon,  den  die  Weisstanne  in  Russland  einnimmt,  ist  sehr 
klein.  Die  Weissbuche  hat  eine  sehr  geringe  Ausbreitung  in 
Russland,  die  Buche  ist  noch  weniger  verbreitet  (hauptsächlich 
im  Kaukasus  und  in  der  Krim);  wirkliche  grossstämmige  Linden- 
wälder, abgesehen  von  unbedeutenden  Strecken,  haben  wir  gar- 
nicht;  die  Ulme,  der  Ahorn  und  die  Esche,  allerdings  sehr  kost- 
bare Bäume,  haben  bei  uns  ebenso  wie  im  Auslande  bei  dem 
Waldaufschulen  nur  eine  Bedeutung  zweiten  Ranges.  Mithin  sind, 
wenn  wir  den  Rayon  der  Tanne  unberücksichtigt  lassen,  im  übri- 
gen Russland  in  unsem  Wäldern  folgende  Arten  aufzuweisen: 
Kiefer,  Birke,  Espe,  Eiche  und  Erle.  Wir  werden  später  sehen, 
dass  die  genannten  fünf  Arten  und  der  Lärchenbaum,  aus  denen 
unsere  nördlichen  und  nordöstlichen  Wälder  bestehen,  zu  einer 
Gruppe  von  Baumarten  gehören,  die  viel  mehr  Licht  zu  ihrem 
Wachsthum  nöthig  haben  als  einige  andere  Arten  wie  Weiss- 
tanne, Buche,  Tanne;  deshalb  werden  diese  Bäume  nicht  so  dicht 
stehen,  weniger  Holzmaterial  liefern  und  nicht  im  Stande  sein, 
den  Boden  vor  dem  Sonnenlicht  zu  schützen  und  denselben  für 
die  Aussaat  und  das  Heranziehen  von  Wald  empfänglich  zu 
machen.  Weiter  unten  wird  dies  noch  genauer  besprochen  wer- 
den;  wir  wollen  uns  jetzt   mit  dem  Factum  begnügen  und  uns 
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an  den  Vergleich   mit   den  westeuropäischen  Arten   und   an   die 
daraus  sich  ergebenden  Schlüsse  machen. 

In  fast  ganz  West -Europa  zeichnen  sich  die  Wälder  durch 
grosse  Mengen  an  Buchen,  Tannen  und  Weisstannen  aus,  fast 
überall  wächst  daselbst  die  Weissbuche,  die  Kiefer  finden  wir  ver- 
hältnissmässig  wenig,  die  Birke  wenig,  Tannen  und  Eichen  jedenfalls 
weniger  als  bei  uns,  besonders  in  ungemischten  Anpflanzungen.  Aber 
die  Weisstanne,  der  Buchenbaum,  die  Tanne  und  theilweise  auch 
die  Weissbuche  gehören  zu  einer  Gruppe  von  Baumarten,  die 
mehr  Schatten  vertragen  können  als  unsere  russischen  Arten;  des- 
halb können  sie  dichter  wachsen,  mehr  Holzmaterial  liefern  und 
zugleich  den  Erdboden  vor  Sonnenlicht  schützen,  so  dass  unter 
ihnen  sich  organische  Bestandtheile  ansammeln,  welche  unter  lang- 
samer Zersetzung  den  Boden  in  die  Lage  versetzen,  sowohl  den 
stehenden  Wald  zu  ernähren  als  auch  die  jungen  Stämme  heran- 
zuziehen. Hierzu  kommt  ein  durch  die  Erfahrungen  vieler  Auto- 
ritäten des  Forstwesens  bestätigtes  Factum,  welches  noch  mehr 
die  Bedeutung  desselben  hebt:  wenn  in  einer  waldigen  Gegend 
das  Klima  wärmer  ist,  der  Boden  und  die  Luft  feucht  genug 
sind,  so  wächst  die  Fähigkeit  der  meisten  Bäume,  den  Schatten 
zu  ertragen;  umgekehrt  d.  h.  bei  einem  mehr  strengen  Klima,  bei 
einer  mehr  trockenen  Luft  und  einem  mehr  trockenen  Boden 
wächst  das  Verlangen  nach  Licht,  sogar  bei  den  sonst  nach 
Schatten  strebenden  Baumarten.  Vergleichen  wir  jetzt  das  Klima 
von  West-Europa  mit  dem  russischen  im  Allgemeinen:  Dort  haben 
wir  ein  feuchtes  Klima,  bedingt  durch  die  Nähe  der  grossen 
Wasserreservoire  und  durch  die  Wirkung  des  Golfstromes;  hier 
in  Russland  haben  wir  ein  trockenes  Continental-Klima,  wenig- 
stens in  einer  Hälfte  Russlands,  bedingt  durch  ungenügende  und 
recht  unregelmässig  vertheilte  Niederschläge,  mit  nord-  und  süd- 
östlichen Winden,  die  den  Boden  austrocknen.  Ziehen  wir  end- 
lich den  Umstand  in  Betracht,  dass  bei  uns  die  Vegetationsperiode 
kürzer  als  in  West-Europa  ist;  wenn  auch  Einige  behaupten,  dass 
bei  uns  dieselbe  heisser,  intensiver  ist,  dass  bei  uns  die  Wasser- 
melonen und  Melonen  in  solchen  Breitengraden  reif  werden,  in 
welchen   sie    in    Europa   nicht   kultivirt   werden   können,   so    hat 
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dieser  Umstand  doch  weniger  Bedeutung  für  den  Wald,  weil 
letzterer  nicht  reif  werden,  sondern  nur  wachsen,  an  Umfang 
zunehmen  will,  wozu  er  weniger  Intensität  braucht.  Somit  kann 
man  bestätigen  (leider  kann  dies  nur  theilweise  durch  Zahlen 
bekräftigt  werden),  dass  unsere  Wälder,  was  ihren  Bestand  an- 
betrifft, von  den  ausländischen  übertroffen  werden.  Die  daraus 
resultirenden  Schlüsse  sind  nicht  zahlreich  aber  wichtig:  um  ein 
gewisses  Holzquantum  zu  erhalten,  müssen  wir  eine  grössere 
Waldfläche  nehmen  als  die  Deutschen,  die  Franzosen  oder  die 
Italiener;  dann  —  was  noch  wichtiger  ist  —  müssen  wir  zum 
Heranziehen  von  Wald  mannigfachere  Methoden  als  das  Ausland 
anwenden ,  hauptsächlich  aber  müssen  wir  im  Walde  beim  Fällen, 
Mähen  und  Weiden  sehr  vorsichtig  vorgehen,  —  wir  müssen 
immer  bedenken,  dass  unsere  Wälder  (wenigstens  der  grössere 
Theil)  auf  ein  Minimum  von  Bedingungen,  bei  denen  sie  sich 
erhalten  können,  angewiesen  sind,  so  dass  durch  die  geringste 
Unvorsichtigkeit  unsererseits,  durch  ein  unbedeutendes  Abweichen 
von  dem  erforderlichen  Masse  und  der  Art  der  Nutzung  des 
Waldes  das  Gleichgewicht  der  Bedingungen  für  seine  Existenz 
gestört  werden  kann,  —  der  Wald  geht  zu  Grunde,  wird  zur 
Steppe. 

Der  jetzige  Stand  unserer  Wälder,  der  Allen  nur  allzu  sehr 
bekannt  ist,  bestätigt  die  Richtigkeit  des  Gesagten.  Der  Leser 
hat  wahrscheinlich  oftmals  bei  der  Betrachtung  der  Angaben 
über  unsern  Waldreich thum  ausgerufen:  „Ja!  Wald  ist  genug, 
aber  was  für  ein  Wald!"  Und  die  Autoren  können  gegen  diesen 
Ausruf  nichts  einwenden,  sie  müssen  ihm  beipflichten.  Sogar 
mehr,  die  Autoren  fühlen  sich  verpflichtet,  eine  Charakteristik 
unserer  Wälder  zu  geben  und  hätten  es  schon  früher  gethan, 
wenn  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben  wäre,  ihre  Worte  durch 
Zahlen  zu  bekräftigen.  Leider  ist  man  gezwungen,  die  Zahlen 
nur  als  Beispiele  anzuführen  nicht  aber  als  Factoren,  mit  deren 
Hülfe  das  statistische  Factum  festgestellt  werden  könnte. 

Allerdings  kommen  auf  die  Fläche,  welche  wir  als  Wald- 
fläche bezeichnen,  bedeutende  waldleere  Partieen,  die  entweder 
im  Centrum  des   Waldes    oder   nebenan  liegen  und  deshalb  als 
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zum  Walde  gehörig  bezeichnet  werden:  wir  meinen  die  Felder 
im  Walde  oder  die  Moräste;  die  Gewässer,  die  Meiereien,  die 
ausgehauenen  oder  ausgebrannten  Plätze,  die  Schluchten,  Sand- 
erhöhungen, Felsen,  Wege  etc.  Wie  gross  die  Flächen  sind,  die 
wir  zum  Walde  rechnen,  die  in  der  That  aber  waldfrei  sind, 
können  wir  aus  den  Zahlen  ersehen,  welche  die  Kronsforstver- 
waltung  jährlich  über  ihre  Wälder  publizirt.  Aus  den  Angaben 
des  Jahres  1888  stellt  sich  z.  B.  heraus,  dass  von  122  Mill. 
Desjat.  Wald  von  den  der  Krone  gehörigen  Wäldern  im  euro- 
päischen Russland  und  im  Kaukasus  nur  etwa  80  Prozent  als 
Wald  gerechnet  werden  dürfen,  die  übrigen  20  bis  25  Prozent 
sind  nutzbare  oder  nicht  nutzbare  Landflächen.  Man  darf  nicht 
vergessen,  dass  in  den  20  Prozent  noch  nicht  eingerechnet  sind 
einige  Felder  im  Walde,  alle  freien  Plätze  und  ausgebrannten 
Stellen;  wenn  diese  mit  in  Betracht  gezogen  werden,  so  wird  der 
Prozentgehalt  der  waldfreien  Fläche  noch  grösser,  vielleicht  be- 
deutend grösser.  Wenn  die  Regierung  auf  solche  Weise  ihre 
Wälder  berechnet  (anders  geht  es  auch  nicht),  so  muss  auch  in 
Privatwäldern  eine  derartige  Berechnung,  ein  derartiger  Abzug 
stattfinden.  Kurz,  da  waldfreie  Flächen  zum  Walde  zugezählt 
werden,  müsste  man  die  Flächenangaben  um  20  Prozent  verrin- 
gern; da  uns  aber  genaue  Zahlen  fehlen,  so  wollen  wir  die  im 
Verzeichniss  angegebenen  Flächen  annehmen,  zugleich  aber  den 
Werth  unserer  Wälder  um  Yö  schlechter  taxiren,  als  er  normaler 
Weise  sein  sollte.  In  den  Angaben  über  ausländische  Wälder 
sind  leider  die  waldfreien,  zum  Walde  gehörigen  Flächen  nicht 
verzeichnet.  Wahrscheinlich  giebt  es  auch  dort  taugliche  und 
untaugliche  Plätze,  aber  in  welchen  Mengen?  Diejenigen,  welche 
ausländische  Wälder  kennen,  wissen  wahrscheinlich,  dass  in 
Deutschland,  Frankreich,  Oesterreich  und  der  Schweiz  alles  das, 
was  als  Wald  gilt,  auch  wirklich  Wald  ist.  Doch  kann  man  die 
auf  persönlicher  Erfahrung  Einzelner  beruhenden  Angaben  nicht 
als  Bestätigung  eines  Factums  hinstellen;  deshalb  muss  man  sich 
mit  der  Thatsache  begnügen,  dass  wir  in  unsem  russischen  Wäl- 
dern nicht  wenig  waldfreie  Flächen  besitzen,  was  ebenso  viel 
heisst,  als  ob  wir  es  mit  undichten  Wäldern  zu  thun  hätten. 


^     29     -« 

Bis  jetzt  haben  wir  noch  nichts  erwähnt  über  die  Vertheilung 
der  Wälder  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit;  und  doch  hat  dieser  Um- 
stand grossen  Werth  bei  der  Charakteristik  der  russischen  Wälder. 
In  der  diesem  Kapitel  beigefügten  Beilage  sind  getrennt  angegeben 
die  Waldfiächen  der  Krone,  der  Privatleute  und  der  Bauern.  Wir 
beeilen  uns,  den  Leser  im  Voraus  Aufklärung  zu  geben,  woher 
die  Zahlen  stammen,  auf  welche  Zeitperiode  sie  sich  beziehen  und 
inwieweit  sie  Glaubwürdigkeit  verdienen,  d.  h.  inwieweit  sie  genau 
sind.  Die  Angaben  über  die  Grösse  der  Kronswälder  sind  dem 
Rechenschaftsbericht  der  Forstverwaltung  für  das  Jahr  1888  ent- 
nommen. Sie  sind  natürlich  mehr  oder  weniger  richtig,  zumal  in 
Betracht  gezogen  werden  muss,  dass  bisher  die  Regierung  nur 
über  eine  genaue  Berechnung  von  22 — 23  Mill.  Desjat.  verfügte, 
die  übrige  grosse  Fläche  von  100  Millionen  aber  bisher  nur  an- 
nähernd geschätzt  wurde.  Jedenfalls  aber  sind  die  Zahlen  der 
Regierung  über  ihre  Wälder  als  richtig  zu  betrachten.  Die  An- 
gaben über  die  Menge  und  die  Vertheilung  der  übrigen  Wälder 
stammen  aus  dem  statistischen  Jahrbuch,  herausgegeben  vom 
Ministerium  des  Innern;  sie  gelangten  in  dasselbe  auf  Grund  der 
Berichte  der  Ortsbehörden,  deren  Mittheilungen  nicht  ausschliess- 
lich auf  Plänen,  sondern  auch  auf  Aussagen  von  Leuten  beruhten, 
die  mit  der  Gegend  bekannt  sind,  die  Flächen  aber  nicht  aus- 
gemessen haben.  Somit  sind  alle  diese  Zahlen  ohne  Ausnahme 
ungenau.  Ausserdem  beziehen  sie  sich  auf  den  Anfang  der  80  er 
oder  das  Ende  der  70  er  Jahre,  und  wer  in  der  Presse  das  all- 
gemeine und  das  industrielle  Leben  der  letzten  10  Jahre  verfolgt 
hat,  der  wird  sich  des  jähen  waldzerstörenden  Eifers  erinnern, 
welcher  die  Waldbesitzer  vielleicht  in  Folge  des  Gerüchts  über 
das  baldige  Erscheinen  des  Waldschutzgesetzes,  vielleicht  in  Folge 
der  Befürchtungen  einer  Erhöhung  der  Grenzsteuern  auf  den 
russischen  Wald  ergriffen  hatte.  In  Folge  dessen  muss  zugegeben 
werden,  dass  von  den  in  der  Beilage  angeführten  Waldmengen 
ein  bedeutender  Theil  nicht  existirt.  Wahr  ist  auch,  dass  bereits 
vor  dem  Erscheinen  der  in  dem  statistischen  Jahrbuch  publizirten 
Zahlen  viele  Privatwälder  nicht  mehr  existirten:  zu  den  Wäldern 
von  Privatleuten  und  Bauern  wurde  in    dem   statistischen   Jahr- 
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buch  eine  ganze  Fläche  sogenannten  Waldgcstrüpps  gerechnet; 
doch  kann  dies  gar  nicht  als  Wald  bezeichnet  werden,  sondern 
nur  als  Waldüberreste;  es  sind  zur  Viehweide  bestimmte  Plätze, 
aber  kein  Wald.  Solcher  Flächen  zählt  das  statistische  Jahrbuch 
als  Privatwald  11 Y2  Mill.  Desjat.  und  als  Bauernwald  5  Mill.  Desjat. 
Man  müsste  dieselben  aus  den  Angaben  über  russische  Wälder  ganz 
streichen.  Da  uns  aber  Zahlen  über  abgeholzte  Flächen  in  den  Pri- 
vatwäldern für  die  letzten  10  Jahre  fehlen,  so  müssen  wir  die  ganze 
in  der  Beilage  als  Privatwald  angegebene  Fläche  als  Waldfläche 
betrachten  mit  Ausnahme  der  Waldgestrüpp-Partieen.  Dafür  wollen 
wir  bei  der  Charakteristik  den  Privatwald  um  ^/s  niedriger  taxiren, 
als  es  den  Bedingungen  des  russischen  Forstwesens  entsprechend 
sein  müsste.  Was  die  Bauernwälder  anbetrifft,  so  ist  ihr  Stand 
gewiss  noch  schlechter.  Abgesehen  von  dem  Waldgestrüpp  muss 
die  Fläche  derselben  gegen  die  Angaben  des  Jahrbuches  um  ^Jz 
kleiner  gerechnet  werden ,  weil  die  Bauern  den  Wald  nirgends  so 
intakt  gelassen  haben,  wie  es  das  Gesetz  erforderte.  Wenn  man 
die  allgemein  verbreitete  Meinung  berücksichtigt,  dass  unsere 
Kronswälder  sich  in  viel  besserem  Zustande  befinden  als  die 
meisten  Privat-  und  Bauernwälder,  so  würde  man  zugeben  müssen, 
dass  wir  in  den  40  Gouvernements  von  Mittel-  und  Süd -Russland, 
wo  am  meisten  Privatwälder  vorherrschen,  schlechten  Wald  haben. 
Wenn  man  bedenkt,  wie  der  Privatwald  gefällt  und  verkauft, 
wie  derselbe  nach  dem  Fällen  vernachlässigt  wird,  so  wird  man 
uns  beipflichten,  dass  unsere  Wälder  meistentheils  schlecht  sind. 

Ueber  die  Wirthschaft  in  Privat-  und  Bauernwäldern  zu 
sprechen  wollen  wir  uns  vorbehalten,  ebenso  auch  die  Erörterung 
der  Frage,  ob  der  Stand  eines  Waldes  von  seinen  Besitzern  ab- 
hängt oder  ob  dieser  Stand  als  Charakteristicum  für  den  russischen 
Wald  im  Gegensatz  zum  ausländischen  zu  bezeichnen  ist. 

Der  grösste  Theil  der  ausländischen  Wälder  ist,  wie  aus  der 
Beilage  zu  ersehen  ist,  in  Händen  von  Privatleuten.  So  gehört 
in  Oesterreich  mehr  als  ^lo  aller  Wälder,  folglich  472  Mill.  Desjat. 
Privatleuten,  in  Schweden  und  Norwegen  haben  wir  an  20  Mill. 
Desjat.  Privatwald,  also  mehr  als  80  Prozent;  in  Frankreich  und 
Italien    gehören    mehr    als    die    Hälfte    der   Wälder   Privatleuten, 
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was  für  beide  Länder  zusammen  7Y2  Mill.  Desjat.  ausmacht;  end- 
lich in  Ungarn  ist  Ys  der  Wälder,  also  2Y2  Millionen  in  Händen 
von  Privatleuten;  bezüglich  der  übrigen  Staaten  giebt  es  wenig 
Zahlen,  oder  sie  fehlen  event.  ganz;  nichtsdestoweniger  ist  es  klar, 
dass  in  West-Europa  circa  40  Mill.  Desjat.  Wald  im  Besitz  von 
Privatleuten  sind.  Ausserdem  gehört  eine  bedeutende  Menge  Wald 
verschiedenen  Gesellschaften,  Anstalten,  Kompagnieen  und  son- 
stigen juristischen  Personen.  Der  Regierung  gehört  ebenso  viel 
Wald  wie  in  Russland,  vielleicht  auch  noch  mehr,  in  folgenden 
Staaten:  Spanien  (82  Prozent),  Griechenland  (80  Prozent)  und 
einige  kleinere  deutsche  Staaten. 

Sehr  interessant  ist  auch  die  Frage  über  die  Ertragfähigkeit 
bei  der  Nutzung  unserer  Wälder.  Es  fehlen  aber  Zahlen,  um 
sich  über  die  Ertragfähigkeit  aller  Wälder  Russlands  im  all- 
gemeinen ein  Urtheil  bilden  zu  können;  über  die  Ertragfähigkeit 
der  Elronswälder  in  jedem  Gouvernement  ist  jedoch  ein  ziemlich 
reichhaltiges  Material  vorhanden.  Leider  ist  dieses  Material  wenig 
bearbeitet  und  kann  in  der  Form,  wie  es  in  den  Jahresberichten 
der  Kronsforstverwaltung  dargestellt  und  wie  es  den  Lesern  vor 
Augen  geführt  ist,  zu  keiner  klaren  Vorstellung  über  den  Werth 
und  die  Ertragfähigkeit  der  Wälder  in  den  einzelnen  Gegenden 
Russlands  verhelfen:  wir  haben  nämlich  in  ein  und  demselben 
Gouvernement  Bestand  und  Werth  der  Kronswälder  ganz  ver- 
schieden. Die  Desjatine  Kiefernbestand  ist  natürlich  theurer  als  die 
Desjatine  verfaulter  Espen,  eines  unbedeutenden  Weidengebüsches, 
Nussholz  oder  alter  Birke;  andererseits  ist  die  Menge  an  zu  ver- 
kaufenden Lärchenbäumen  nicht  proportioneil  der  Menge  an 
Tannenwald.  Wenn  wir  einen  Durchschnittssatz  auf  die  Desjatine 
Waldfläche  machen,  so  erhalten  wir  eine  Ziffer,  die  weit  entfernt 
von  den  wirklichen  Erträgen  einer  Desjatine  Wald  ist.  Dennoch 
verhelfen  diese  Zahlen  zu  einer  Vorstellung  über  die  Lage  der 
Forstwirthschaft  in  den  einzelnen  Gouvernements.  Es  hat  sich 
herausgestellt,  dass  die  Wälder  der  Gouvernements  Archangel, 
Wologda,  Olonez,  Kostroma,  Wjatka,  Perm,  die  eine  Fläche  von 
103  Mill.  Desjat.  oder  82  Prozent  aller  Kronswälder  einnehmen, 
eine  Gesammteinnahme  von  3  Kopeken  von  der  Desjatine  Wald 
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geben;  in  18  Gouvernements*)  d.  h.  von  einer  5Y2  Mill.  Desjat. 
grossen  Fläche  beträgt  die  Gesammteinnahme  kaum  50  Kopeken 
pro  Desjatine,  in  16  Gouvernements**)  von  einer  öy«  Mill.  Desjat. 
grossen  Fläche  ist  der  Gewinn  von  einer  Desjatine  weniger  als 
1  Rubel,  in  den  Gouvernements  Kaluga,  Kiew,  Kurland,  Lomsha, 
Tambow  mit  einer  2  Mill.  Desjat.  grossen  Gesammtfläche  steigt 
die  Einnahme  von  1  bis  2  Rubel;  in  6  Gouvernements,  nämlich 
Bessarabien,  Woronesh,  Kaiisch,  Plozk,  Podolsk,  Cherson  schwankt 
der  Gewinn  zwischen  2  und  3  Rubel;  in  4  Gouvernements  — 
Warschau,  Ekaterinoslaw,  Kursk,  Pultawa  kommt  der  Gewinn 
auf  4  Rubel  und  endlich  in  3  Gouvernements  —  Petrokow,  Tula 
und  Charkow  bis  auf  5  Rubel.  Einen  grösseren  Gewinn  bringen 
die  Kronswälder  bei  der  Berechnung  nach  Gouvernements  nicht. 
Man  muss  annehmen,  dass  Privatwälder,  sofern  sie  regelrecht 
ausgenutzt  werden,  in  den  entsprechenden  Gouvernements  nicht 
geringere  Einkünfte  bringen  werden,  obgleich  im  Allgemeinen 
die  Privatwälder  in  schlechterem  Zustande  als  die  Kronswälder 
sind.  Dafür  hat  aber  der  Besitzer  mehr  Spielraum  für  seine  Ini- 
tiativen und  um  die  Wahrheit  zu  sagen  —  mehr  Interesse  an  der 
Sache. 

Die  angeführten  Zahlen  über  den  Durchschnittsertrag  der 
Kronswälder  sind  wegen  ihrer  Allgemeinheit  wenig  lehrreich,  so 
dass  die  konkreten  Vcrkaufsfälle,  die  grosse  Bedeutung  für  den 
unternehmungslustigen  Besitzer  wie  auch  für  Leute,  die  für  das 
Waldwesen  nur  theoretisches  Interesse  mitbringen,  verschwinden. 
Diese  Fälle  zeigen  so  zu  sagen  die  potentielle  Fähigkeit  des  Wal- 
des als  Wirthschaftsobjekt  zu  dienen,  sie  zeigen  uns,  was  uns 
die  Forstwirthschaft  im  Vergleich  zu  den  anderen  Industriezwei- 
gen bieten  kann.  Leider  haben  wir  sehr  wenig  veröffentlichte 
Zahlen  über  den  Verkauf  privater  Wälder  und   diesen  wenigen 


*)  Astrachan,  Witebsk,  Wolhjnien,  Kjelez,  Lj abiin,  Minsk,  Mobile w, 
Nowgorod,  Orenburg,  Pskow,  Smolensk,  Sedlez,  Tauritsch,  Twer,  Ufa, 
Tschemigow  und  Jaroslaw. 

**)  Wilna,  Wladimir,  Grodno,  Kasan,  Kowno,  Livland,  Nischnij-Now- 
gorod,  Orel,  Pensa,  Radom,  Rjasan,  St.  Petersburg,  Saratow,  Simbirsk, 
Suwalki,  Estland. 
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ist  nicht  Glauben  beizumessen,  da  bei  diesem  Verkauf  der  Willkür 
ein  zu  grosser  Spielraum  eingeräumt  wird.  Daher  muss  man  sich, 
um  dem  Leser  einige  Anhaltspunkte  zu  geben,  mit  den  Zahlen 
begnügen,   die  aus  den  Berichten  über  dieKronswälder  stammen. 

In  der  Anlage  sind  diese  Zahlen  angegeben;  daselbst  werden 
wir  sowohl  die  Verkaufspreise  pro  Desjatine  Wald,  als  auch  die 
Schwankungen  derselben  je  nach  der  Eigenschaft  des  Verkaufs- 
objekts finden. 

Nun  muss  man  aber  über  die  Stärke  der  Nutzung  nicht  nach 
dem  Erlös  an  Geld  urtheilen,  da  die  Preise  unter  verschiedenen 
Umständen  grossen  Schwankungen  unterworfen  sind,  —  sondern 
nach  der  Menge  des  gefällten  Holzes,  nach  der  Menge  des  Ma- 
terials. Deshalb  sind  in  der  Anlage  neben  den  Holzpreisen  auch 
Zahlen  über  die  Ausnutzung  an  Holzmaterial  in  den  Kronsforsten 
angeführt.  Wenn  man  die  Menge  des  gefällten  Holzes  mit  der 
allgemeinen  Waldfläche  eines  Gouvernements  vergleicht,  kann  man 
über  den  Nutzungsgrad  der  Kronsforsten  urtheilen;  wenn  wir  fer- 
ner das  durchschnittliche  Quantum  des  im  Jahre  gefällten  Holzes 
von  je  einer  Desjatine  nehmen,  so  können  wir  danach  für  eine 
gewisse  Waldfläche  die  Menge  des  ausgenutzten  Holzmaterials  be- 
messen, die  der  Wald  für  die  Bevölkerung  liefert.  Natürlich  wäre 
es  einfacher,  die  Grösse  der  Fällung  nach  der  Grösse  der  rein 
abgetriebenen  Fläche  zu  berechnen  und  in  den  meisten  Gouverne- 
ments wird  auch  eine  solche  Schlagwirthschaft  geführt,  jedoch 
nicht  in  allen  Kronsforsten.  Hier  kommt  vor  allem  unser  riesen- 
hafter nördlicher  Wald  zur  Geltung,  der  den  Fesseln  widersteht, 
welche  die  Macht  der  Kultur  dem  übrigen  Wald  auferlegt  hat. 
In  imsem  nördlichen  Forsten  kann  man  keine  Kahlschläge  hauen, 
sondern  man  ist  gezwungen,  eine  Plänterwirthschaft  zu  führen 
und,  wie  die  Zahlen  der  Anlage  No.  1  zeigen,  ist  der  materielle 
Gewinn  derselben  sehr  gering.  Damit  aber  dieses  Material  unsere 
Berechnungen  und  Kombinationen  über  den  materiellen  Gewinn 
vom  Walde  nicht  irre  führt,  haben  wir  bei  der  Betrachtung  des 
materiellen  Gewinns  aus  den  Kronsforsten  für  das  Jahr  1888  die 
Zahlen   der  Kahlschläge  und  der  Plänterhauungen  getrennt.    Aus 

dem  folgenden  werden  wir  ersehen ,  dass  die  Regierung  den  Wald 
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sehr  massig  ausnutzt  und  dass  in  dieser  Hinsicht  der  Kronsforst- 
Verwaltung  noch  Vieles  zu  wünschen  übrig  bleibt.  Wir  wollen 
hierbei  erwähnen,  dass  in  letzter  Zeit  die  Einkünfte  von  der 
Waldexploitation  (die  verschiedener  äusserer,  von  der  Kronsforst- 
verwaltung  nicht  abhängender  Umstände  halber  zeitweise  gesunken 
waren)  in  letzter  Zeit  sich  merklich  wieder  gehoben  haben  und  im 
Jahre  1888  bis  auf  15  Millionen  Rubel  Brutto  gestiegen  sind,  da- 
von Reingewinn  7  Millionen  Rubel.  Ob  die  Summe  von  8  Mil- 
lionen Rubel  zur  Pflege  der  Wälder  zu  gross  oder  zu  klein  ist, 
werden  wir  weiter  unten  mittheilen. 

Trotz  der  geplanten  Kürze  dieses  statistischen  Kapitels  müssen 
wir  bei  zwei  das  rifssische  Waldwesen  charaktorisirenden  Um- 
ständen verweilen,  die  einer  Erklärung  mittels  statistischer  Zahlen 
bedürfen.  Der  eine  Umstand  ist  das  neue  Waldschutzgesetz  vom 
4.  April  1888.  Wie  bekannt,  erstreckt  sich  dieses  Gesetz  in  seiner 
ganzen  Kraft  nicht  auf  alle  Wälder,  sondern  nur  auf  die  in  wald- 
armen Gouvernements  befindlichen.  Es  ist  interessant  zu  wissen, 
was  eigentlich  das  neue  Gesetz  beschützt  und  behütet,  ebenso, 
weshalb  es  gerade  gewisse  Wälder  hauptsächlich  beschützt.  Aus 
den  Zahlen  der  Anlage  No.  1  könnte  wohl  der  Leser  alle  nöthigen 
Auskünfte  entnehmen  und  daraufhin  die  einen  oder  andern  Schlüsse 
über  die  Bedeutung  des  Waldschutzgesetzes  ziehen;  aber  zur  Er- 
leichterung dieser  so  wichtigen  Sache,  die  auch  für  das  grössese 
Publikum  von  Interesse  ist,  da  man  ausserdem  bis  jetzt  eigent- 
lich noch  wenig  Schlüsse  ziehen  kann,  wollen  wir  einen  Augen- 
blick bei  diesen  Daten  und  den  daraus  sich  ergebenden  Folgerungen 
verweilen.  Wenn  wir  von  den  Gouvernements  des  Weichselgebiets 
absehen,  wo  das  Gesetz  noch  nicht  permanent  eingeführt  ist,  und 
auch  die  noch  nicht  herausgemessenen  sogenannten  Schutzwaldun- 
gen in  denjenigen  Gouvernements,  wo  das  Gesetz  nicht  in  seinem 
vollen  Umfange  wirkt,  ausser  Rechnung  lassen,  so  stellt  es  sich 
heraus,  dass  das  Gesetz  sich  gegenwärtig  auf  eine  Fläche  von 
circa  29  Mili.  Desjat.  Wald  erstreckt  und  zwar  auf  18 Ya*)  Mill. 


*)  Nach  anderer  Berechnung  sind  es  nur  17  MilL  Desjat.,  dainiuter 
IIV2  Mill.  Privatwald,  1.9  Mill.  Bauernwald,  an  5000  Apanagenwald,  der 
Rest  Kronswald. 
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Desjat.  Wald  in  den  Gouvernements,  in  welchen  das  Gesetz  seine 
Kraft  in  vollem  Umfange  ausübt  und  auf  10  Mill.  Desjat.  Wald, 
die  in  Händen  von  Bauern  und  Gesellschaften  in  den  übrigen 
Gouvernements  sich  befinden.  Für  uns  bieten  die  erwähnten 
I872  Mill.  Desjat.  Wald  ein  besonderes  Interesse.  Diese  Waldmenge 
vertheilt  sich  auf  einer  Gesammtfläche  von  1  633  000  D  Werst 
mit  einer  Einwohnerzahl  von  50  Millionen,  so  dass  die  Bewaldungs- 
fläche 0,1  beträgt  und  pro  Kopf  nur  0,3  Desjat.  Wald  kommen 
und  zwar,  wie  aus  der  Anlage  ersichtlich,  lange  nicht  erster 
Qualität.  Wenn  uns  auch  die  Zahlen  für  das  normale  Wald- 
quantum, das  für  die  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  unumgänglich 
nöthig  ist,  fehlen,  so  ist  doch  klar,  dass  in  dem  erwähnten  Gebiete 
unbestreitbar  zu  wenig  Wald  vorhanden  ist.  Aber  hier  muss  noch 
ein  Umstand  hervorgehoben  werden,  der  die  Bedeutung  des  Wald- 
schutzgesetzes in  jenem  Gebiete  noch  vergrössert. 

Von  den  erwähnten  I8Y2  Mill.  Desjat.  Wald  gehören  der 
Krone  in  den  31  Gouvernements,  in  denen  das  Gesetz  zur  vollen 
Geltung  kommt,  nur  4V2  Millionen,  die  übrigen  14  Millionen 
gehören  Privatleuten  (10,2  Mill.)  und  Bauern  und  Gesellschaften 
(3,8  Mill.).  Wer  eine  Ahnung  davon  hat,  wie  schnell  Bauernwälder 
verschwinden,  wie  geldbedürftig  oft  die  Besitzer  sind  und  wie 
verlockend  oft  die  Waldpreise  wirken,  der  wird  leicht  zu  der 
üeberzeugung  kommen,  dass  diese  14  Millionen  Wald  nicht  für 
lange  Zeit  reichen  würden.  Nehmen  wir  an,  dass  hier  das  Gesetz 
erst  nach  10  —  20  Jahren  in  Kraft  getreten  wäre,  so  hätten  sich 
inzwischen  die  14  Mill.  Desjat.  auf  vielleicht  1 — 2  Millionen  re- 
duzirt,  was  mit  den  Krons Wäldern  6 — 7  Millionen  ausgemacht 
hätte,  und  zwar  auf  einem  Gebiete,  welches  schon  jetzt  eine  über- 
wiegende Rolle  in  Russland  spielt  und  spielen  wird.  Und  somit 
wäre  die  Verwandlung  dieser  Waldmenge  in  eine  Wüste  unver- 
meidlich. Folglich  erhält  das  Waldschutzgesetz  Russland  circa 
15  Mill.  Desjat.  Wald  in  der  wichtigsten  und  zugleich  waldärmsten 
Gegend.  Sind  diese  I4Y2  Millionen  bei  einer  so  grossen  Fläche 
von  Bedeutung?    Gewiss! 

Nach  einfacher  Berechnung  ergiebt  sich,  dass  der  Holzzuwachs 

auf  einer  Fläche  von    14  Mill.  Desjat.  jährlich   ein  Material    von 
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7 — 8  Mill.  Kubik-Klafter  oder  Faden  liefern  kann  im  Werthe  von 
35 Mill. Rubel  (Stammgeld),  d.  h.  eine  Summe,  die  derjenigen  gleich- 
kommt, welche  der  Holzexport  nach  dem  Auslände  gegenwärtig 
abwirft.  Es  handelt  sich  hier  aber  nicht  nur  um's  Geld,  sondern 
darum,  dass  dieser  Wald  den  umliegenden  Feldern  wenn  auch 
etwas  Schatten  und  Kühle  verleiht,  den  Quellen,  Brunnen  und 
Teichen  das  Wasser  wenn  auch  etwas  bewahrt  und  dem  Land- 
niann  bei  der  Frühjahrsnoth  etwas  beisteht.  Bedenken  wir, 
von  welcher  Kleinigkeit  das  Sein  und  Nichtsein  eines  Menschen 
abhängt,  so  werden  wir  verstehen,  welche  Bedeutung  dieses 
„etwas"  hat. 

Doch  wir  behalten  uns  noch  vor,  über  die  Bedeutung  des 
Gesetzes  zu  sprechen. 

Eine  nicht  geringere  Bedeutung  für  den  russischen  Wald  hat 
der  Exporthandel.  Gegen  Ende  der  60  er  Jahre  stieg  der  Export 
an  Waldmaterial  fortwährend  und  im  Verlauf  der  zweiten  Hälfte 
der  70  er  Jahre  und  im  Anfang  der  80  er  Jahre  schwankte  der 
Export  zwischen  29  und  37  Mill.  Rubel.  In  den  Jahren  1885, 
1886  und  1887  fiel  er  bedeutend  und  schwankte  zwischen  24  und 
28  Mill.  Rubel.  Im  Jahre  1888  stieg  der  Export  wieder  und  betrug 
127  Mill.  Pud  Holz  im  Werthe  von  39  Mill.  Rubel.  Die  grössta 
Waldmenge  geht  von  den  Häfen  des  Baltischen  Meeres  fort,  dann 
zu  Lande  über  die  Westgrenze,  weniger  dagegen  wird  von  den 
Häfen  des  Weissen  Meeres,  noch  weniger  von  denen  des  Schwarzen 
und  Asowschen  Meeres  exportirt.  Wenn  wir  für  den  ganzen  Ex- 
port die  Einheit  „100"  annehmen,  so  kämen  auf  Baltische  Häfen 
62  Prozent,  auf  die  Westgrenze  30  Prozent,  auf  die  Häfen  des 
Weissen  Meeres  6  Prozent  und  auf  diejenigen  des  Schwarzen  und 
Asowschen  Meeres  2  Prozent. 

Der  Holzimport  aus  dem  Auslande  nach  Russland  betrug  in 
den  Jahren  1887  und  1888  10  Prozent  des  Exports,  d.  h,  für  ca. 
3,9  Mill.  Rubel;  früher  schwankte  er  zwischen  1,2  und  2,3  Mill. 
Rubel.  Der  überwiegende  grösste  Theil  an  Holz,  nämlich  60  Pro- 
zent des  ganzen  Imports,  gelangt  zu  uns  aus  Oesterreich  (auf 
dem  Dnjestr)  und  wird  in  die  südlichen  waldarmen  Gouverne- 
ments expedirt. 
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Dann  kommt  der  grösste  Theil  aus  Rumänien,  weniger  durch 
die  Häfen  des  Schwarzen  und  Asowschen  Meeres  und  ganz  un- 
bedeutende Mengen  durch  diejenigen  des  Baltischen  und  Weissen 
Meeres.  Ueberhaupt  ist  der  Holzimport  so  unbedeutend  und  so 
wenig  einflussreich  auf  die  russische  Forstwirthschaft,  dass  wir 
darüber  nichts  mehr  zu  sagen  haben.  Was  den  Export  anbetrifft, 
so  könnte  man  bei  Betrachtung  desselben  folgende  Frage  auf- 
stellen: welche  Fläche  des  russischen  Waldes  produzirt  das  Aus- 
fuhrholz oder  besser,  wieviel  Wald  braucht  Russand,  um  bei 
regelrechter  Exploitation  jährlich  soviel  in's  Ausland  zu  liefern, 
wieviel  es  z.  B.  im  Jahre  1888  exportirt  hat,  d.  h.  ca.  127  Mill. 
Pud  Holz  im  Werthe  von  39  Mill.  Rubel. 

Nehmen  wir  an  —  ungefähr  entspricht  es  der  Wirklichkeit  — 
dass  127  Mill.  Pud  Holz  100  Mill.  Kubikfuss  dem  Räume  mich 
entsprechen.  Um  diese  Holzmenge  zu  erhalten  und  zwar  von  der 
Qualität,  wie  sie  in's  Ausland  expedirt  wird,  d.  h.  vom  besten, 
auserlesensten  Material,  muss  viel  mehr  gefällt  werden  und  be- 
sonders dort,  wo  das  Holz  nicht  nur  als  Balken  oder  Bretter  in 
den  Handel  kommt  wie  in  unserm  hohen  Norden,  sondern  auch 
in  der  Bearbeitung  als  Fassdauben  etc.,  wie  es  bei  dem  Export 
über  die  Westgrenze  zu  Lande  bearbeitet  wird,  zumal  die  aus- 
erlesenen Stämme  nicht  Baum  bei  Baum  nebeneinander  wachsen. 
Ausserdem  wird  *auch  nach  dem  Fällen  noch  eine  strenge  Sor- 
tirung  vorgenommen  und  viel  gefälltes  Holz  wird  nicht  zu  dem 
vorher  bestimmten  Zwecke  verarbeitet.  Es  ist  unmöglich,  genau 
zu  bestimmen,  um  wieviel  mehr  gefällt  werden  muss,  aber  bei 
einiger  Erfahrung  unsererseits  können  wir  annähernd  behaupten 
ohne  zu  übertreiben,  dass  das  Dreifache  gefällt  werden  muss,  d.  h. 
300  Mill.  Kubikfuss  müssen  gefällt  werden,  um  davon  100  Mil- 
lionen den  Bedürfnissen  unserer  intelligenten  Nachbarn  zur  Ver- 
fügung stellen  zu  können. 

Hauptsächlich  werden  Kiefer  und  Eiche  nach  dem  Auslande 
geschickt;  diese  Licht  bedürftigen  Baumarten  geben  bei  unsern 
Verhältnissen  jährlich  auf  einer  Desjatine  nicht  mehr  als  90  bis 
100  Kubikfuss  Zuwachs,  besonders,    da  ja  Kiefer  und  Eiche  nur 
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im  Alter  bis  von  150  Jahren  zur  Fällung  kommen  ^  um  als  Ex- 
portwaare  zu  dienen. 

Hieraus  folgt,  dass  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  aus- 
ländischen Märkte  der  russische  Wald  nicht  weniger  als  3  Mill. 
Desjat.  guten  Holzes  auf  dem  Stamm  halten  muss,  bei  der  Vor- 
aussetzung übrigens  noch,  dass  er  nach  einander  jährlich  auf 
einer  bestimmten  Fläche  d.  h.  20  000  Desjat.  abgeholzt  wird. 

Diese  Menge  ist  im  Vergleich  zu  der  Menge  Wald  in  den 
Gouvernements,  aus  welchen  exportirt  wird,  nicht  bedeutend. 
Aber  in  Wirklichkeit  wird  das  für  das  Ausland  bestimmte  Ma- 
terial von  einer  bedeutend  grösseren  Fläche  gesammelt,  weil  es 
nicht  durch  Kahlhieb  sondern  durch  Plänterhieb  mit  Auswahl  ge- 
wonnen wird.  Man  kann,  ohne  einen  Irrthum  zu  begehen,  be- 
haupten, dass  wenigstens  alles  Holz,  welches  aus  den  Häfen  des 
Weissen  Meeres,  und  dass  die  Hälfte  desjenigen  Holzes,  wel- 
ches durch  das  Baltische  Meer  geht,  d.  h.  mithin  37  Prozent  des 
ganzen  Exports,  von  vielen  Millionen  Desjatinen  der  nördlichen 
Wälder  gesammelt  wird.  Wir  wissen,  wieviel  Wald  dort  vor- 
handen und  wie  schwach  daselbst  die  Waldnutzung  ist  und  des- 
halb können  wir  behaupten,  dass  wir  nicht  nur  bei  der  jetzigen, 
sondern  auch  bei  einer  bedeutend  grösseren  Nachfrage  Seitens 
Europas,  ohne  unsern  Wäldern  zu  schadifen,  bei  einer  regelrech- 
teren Organisation  des  Exports  im  Stande  wären,  diesen  Bedürf- 
nissen zu  genügen.  Ob  die  Zunahme  des  Holzexports  wünschens- 
werth  ist  oder  nicht,  ist  wieder  eine  andere  Frage.  Natürlich 
ist  es  vortheilhafter  Wald  zu  verkaufen,  als  Stämme  der  Päulniss 
zu  überlassen  und  ausserdem  sind  die  nach  Russland  gelangen- 
den 39  Mill.  Rubel  auch  nicht  zu  verschmähen  und  schliesslich  sind 
wir  nicht  so  reich,  dass  das  Steigern  dieser  Summe  bis  etwa  auf 
100  Mill.  Rubel  für  uns  ganz  überflüssig  wäre.  Andererseits  aber, 
wenn  wir  bedenken,  dass  von  diesen  39  Mill.  der  Waldbesitzer  nur 
einen  minimalen  Theil  bekommt,  der  Hauptverdienst  aber  in  die 
Hände  von  Leuten  gelangt,  denen  die  Schicksale  unseres  Vaterlandes 
gleichgültig  sind,  wir  indessen  nach  einer  Reihe  von  Handels- 
spekulationen zu  dem  Resultat  kommen,  dass  wir  ganze  Desja- 
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tinen  unseres  Waldes  gegen  eine  sprechende  Puppe,  eine  moderne 
Uhrkette  oder  eine  Chansonnette  fortgeben,  so  bleibt  nur  zu  wün- 
schen übrig,  dass  unser  einheimischer  russischer  Genius,  der  die 
geziemenden  Wege  dem  russischen  Leben  und  russischen  Reich- 
thum  weist,  auch  einmal  sein  Augenmerk  richtet  auf  den  russi- 
schen Holzhandel  und  Waldreichthum,  der  in's  Ausland  wandert, 
und  ihn  wieder  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Vaterlandes 
zuwendet.  Wir  werden  wirklich  wenig  dabei  verlieren  und  auch 
das  nur  anfangs! 


N^l. 


Daten  über  die  Wälder  Russlands 

nebst  Angabe  der  Gesanimtfläche  und  der  Einwohnerzahl 

nach  Kreisen. 


No-l. 


Daten  über  die  Wälder  Russlands 

liebst  Angabe  der  Gesaumitfläche  und  der  Einwohnerzahl 

nach  Kreisen. 
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Bezeichnung  ' 

der  ; 

Gonvernements  I 

nnd  i 

Kreise 


Die 
Gesainmt- 
flUcbe  in 
Qaadrat- 
Weret 
aus- 
gedruckt 


Die 
Bevül- 
kerang 
in  Tau- 
aenden 


Die 

Wald- 

fluche 

in  Des- 

jatinen, 

wobei  jede! 

Einheit   . 

Tausend  ' 

I 

bedeutet  i 


Daron  geboren 


der 
Krone 


I     6e- 
i  sitzern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 
Bauern 

u.  A. 


DeRJatinen  in  Tausenden 


Die 
dnrcb- 
scbnitt- 

liebe 
Brntto- 

Ein- 
nahmo 

von 
1  Deaj. 
Krons- 
vald- 

flftche 


Kop. 


Der 
Durcb- 
scbnitta- 
Yer- 
kanfs- 
preis  pro 
Desjat. 
Wald  in 
d.  Krons- 
forsten 
nnd  seine 
Schwan- 
I  kungen 

rilblT" 


Die 

im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
forsten 
dnrch 

Kahlhieb 

abge- 

holtte 

Fl&che 

betrag 

in 
Desjat. 


Auf  der 
ganzen 
SV  Ab- 
bolznng 
gekom- 
menen 
Wald- 
fllrhe  er- 
wies skli 
an  Holz- 
material 

in 

Kobik- 

faden 


I.  Gouvernements 
des  europ. 
Russiands. 

1.  Arehiagel. 
1.  Archangel . .       26,776       51 

I:lra:::;:::h«*'2i6   «3 

4.  Mesen 354,730  47 

5.  Onega 25,101  38 

6.  Pinega 41,816  26 

7.  Cholmogore  ,  14,506'  37 

8.  Schenkursk .  l  21,779  76 


2,580, 
1 9,715, 

21.192,9 

2,586,4 

4,830,8 

1,542,» 

609,0 


Summa. . . . 

2.  Aftrachan.     'i 

1.  Astrachan  . . 

2.  Jenotajewsk 

3.  Rrasnojar  . . 

4.  Zarew 

5.  Tschernojar 

6.  Gebiet  der 
Kirgisen  u. 
Kalmücken 


648,924|     315' 43,057,« 


49,405 
31,692 

7,874 

21,138; 

16,117 


80,968 


2,575,0 
9,705,7 

21,188,7 

2,569,8 

4,830,«, 

1,539,6 

584,81 


5,1 

2,9 
16,8 

0,0 

2,9  I 
0,4 


0,. 

0,: 


23,8 1 


2       - 


Kahlhiebe  finden 
hier  nicht  eUtt; 
ee  wird  nnx  mit 
Aaswahl  ipeplln- 
tert  auf  einer 
Fliehe  TOn  T*/, 
MIIl.DeQat.,  wo- 
bei an  SSTnnsend 
Knbikklafler  ge- 
wonnen werden. 


124 
63 
46 

160: 
74 


336 


21,9 

14,4 

5,4, 

28,6 

16,2 


42,993,3      38,1  ,      25,8 


11. 


1, 
3,7  i 

6,8 


0,8 

9,M 

4,8 

8,> 

0,8 

1,> 

0,03 

21,7 

1,. 

9,. 

— 

1 

13 


40 

(Ton  10 
bis  100) 


90        dbO 


Summa....;  207,194 

3.  Bessarabien. 

1 .  Akkjerm an n  7 ,033 , 

2.  Bender ....  5,394 

3.  Ismail ,:  7,300 

4.  Kischinew  ..!  3,272; 

5.  Orgejew ....  3,632 

6.  Soroki 4,011 

7.  Chotin 3,502 

8.  Jask '  4,871 


803 


222 
165; 
181' 
252 
160; 
•1651 
234  > 
146! 


86,4 


Ol 


7,^ 
34, 

25,2 

50,8 

49,8' 

26,8; 

50,7, 

24,6' 


28,, 


5,4 
5,7 


2,. 


7,4 


0,3 

26,5 

18,7 

45,0 
39,7 
24,6 
47,9 
20,4 


Summa. ...       39,015  1,525;      268,8 


4.  WUna. 


1.  Wilna... 

2.  Wileika  . 

3.  Disna  . . . 


5,435' 
5,591 ' 
5,078 


293 
185 
165 


50,, 


1,8 

1.« 

6,5 
5,8 
9,9 

1,9; 

0,8| 

4,1 


271        100 

i 

(Ton  80 
bis  725) 


1,080 


17,000 


13,8'  223,1  .      32,1 1 


157,s 
139,7 

119,7. 


40,8 
36,8 

15,8 


114,8 

93,8  j 
101,4 ; 


2,2 

9,8 

3,1 


(M  Zibln  Ist  tu  a«r- 
9ML9A»  CtiTeraNiNi 
ciikcrifHi,  tahök 
(oiTeraeanU  eitar 
tiD«r  Terrakaf  Httkn 
■■4  vh-  die  aas  ncr- 
ktBMeaa  latca  akki 
in  SUade  w««.  le- 
Ihtiit 


1 

Die 

BeseicImuiK     q,„„„ 

der         ;  auhe  i 

GonTernements  1  t'^^nt 

and  I    '«'"" 

Kreise 


i.  Lida..   . 
.'>.  Oschmjai 
8.  Sureoziaan. .', 
7.  Troki  . . 


1.  Welisch... 

2.  Witebek  . 

3.  Gorodok  . 

4.  Döuftburg    . 

5.  Drissa  . . . 
6-  Lepel .... 

7.  Liurin  ... 

8.  Kewel.... 

9.  Polotsk  . . 

10.  Resbitzft  . 

11.  Sehesb... 

Summa.. 


7.  Toloffda. 

1.  Welsk  .... 

2.  Wologda . . 


6,050 
4,694 
6,Iöl 


2,569 
3,402 
4,601 
3,397 

4,187 


1.  Aleiandrowc^ 

2,887 

2,40i 

3.  Wjaaniki . . .[ 

3,aic 

4.  Gorochowez  i 

sm 

.1.  Kowrow....! 

6.  Melenki....! 

4,6« 

7.  Murom... 

2.23C 

8.  Pereslawl...ii 

3,I7S 

9.  Pokrow  ...li 

4,142 

10.  Sudogot3k..il 

5,10( 

11-  Suadal 1 

2,eiS 

!2.  Schuja Ij 

2,565 

13.  Jariew i 

2,641 

Denjittnep  tu  IVdk 


75 
103 
129 

95 

225,« 
65,5 

108,. 
64,. 

50,v 
3,. 
8,1 
O.i 

160,= 
43,. 
81,. 
55,. 

14,.j 

1,378 

1,485,. 

325,. 

906,1 

226,1 

96 
156 

1,289,. 
168,7 

1,136,. 
44,. 

2,. 
86,» 

'S: 

260  I    154(1  :tH,000 
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Die 

Di« 

DuTon  gehören 

Di« 

durch- 

Der 
Dnreh- 

—^        SA.A. 

Di« 
im  Jahre 

Auf  der 
gnnseu 

Beseichiiiiii([r 

der 

1 

Gesammt- 
fliehe  in 

Die 
Bevöl- 

Wald- 

flUche 

in  Des- 

schnitt- 
lieh« 

Brutto- 
Ein- 

schnitte- 

y«r- 

kauft- 
preis  pro 

1888 
in  den 
Krona- 
forsten 

zur  Ab- 

holzuBg 

gekom- 

menea 

der 
Krone 

Be- 
sitzern 

Kom- 
munen, 

GouTemementfl 

nnd 

Quadrat- 

1 

Went 

kerung 
in  Tau- 

jatin«n, 
wobei  jede 

(Prirat- 
per- 

den 
Bauern 

nahme 

Ton 
IDesj. 

Demat. 
Wald  in 
d.  Krons- 

durch 

Kahlhieb 

abge- 

Wald- 
llleli«  er- 
wies sich 

Kreise 

ans- 
gedruckt 

senden 

Einheit 
Tausend 
bedeutet 

sonen)       u.  A. 
Deijjatinen  in  TansAndAti 

Krons- 
wald- 
fläche 

forsten 
and  seine 
Schwan- 
kungen 

holzte 

Fliehe 

betrug 

in 

an  Hol£- 
maierial 

in 
Eubik- 

1 
1 

Kop. 

Bbl. 

Deqat.      faden 

3.  Grjasowez . .  i 

6,901 

98 

236,0 

115,9 

62,8 

57,8 

4.  Kaüdnikow  . . ' 

15,088     171 

836,6 

267,1 

428,8 

141,s 

5.  Nikolsk....! 

32,401 ;     167 

3,112,s 

2,736,3 

60,9 

316,1 

1 

6.  Solwytsche- 1 
godek  . . . 

; 

37,263     111 

3,343,8 

3,213,0 

0,3 

121,6 

1 

2         50'     285 

'  (von  12  'u.ansser- 

1,500 

ni  htm 

7.  Totjma  .... 

1     20,489 

139 

1,758,5 

1,513,3 

60,3 

184,8 

.  bis  60)  dem  wird 

PUsUrtM 

8.  Ustsysolsk . . 

-    148,775 

92 

14,254,4 

14,053,6 

82,7 

118,1 

auf      .vvriseMcl 

9.  üstja 

14,912 

126 

1,961,0 

1,716,6 

48.8 

186,4 

■ 

360,000  •  »lasaaM 

10.  Jarensk 

51,005 

44 

5,556,9 

6,463,9 

3,5 

88,6 

1                >  pbatort ;  KaMüiii« 

Summa. . . . 

853,350 

1,199 

32,506,6 

30,259,6 

846,s 

1,402,8 

1 

1 

« 
1 

8.  Wolhynifln. 

1 

1 

1 

i 

1.  Wladimir...! 

'       5,650 

192 

157,3 

56.4 

93,6 

7,4;^                                                 1 

2.  Dabno ' 

3,479 

150 

103,6 

12,9 

83,7 

7,0 1 

, 

3.  Schitomir  . . 

6,767 

296 

240,7 

25,9 

198,4 

16.41 

1 

4.  Saslawsk . . . 

3,055 

161 

65,0 

2,3 

62,2 

1,» 

1 

5.  Kowel 

6,487 

171 

152,Ä 

76,7 

52,9 

22,9 

1 

1 

6.  Kremenez  . ., 

2,925 

171 

52,:e 

11,9 

39,8 

0,6 

7.  Luzk 

6,562 

171 

229,4 

68,1 

148,0 

13,8 

1 

8.  Nowograd- 

j           — 

"■^  , 

^^     1 

•  ■«■>- , 

*", 

44       200 1      620  14,000 

1        ->..       .     .  1 

Wolynsk 
9.  Owrutschsk .' 

6,3311     232 
9,275'     158 

169.4 
393,9 

6,0 
185,9 

150,9 

191,8 

12,6 
16,2 

(Ton  50  1  nnd  auf  i      und 
bis  500) ,    6,900    '  16,000 
,  Desjat.     Kabik- 

10.  Ostrog 

2,694;     141 

49,7 

5,8 

41,s 

2,7 

iwird  ge-,  Klaft«r 

11.  Rowno 

7,566 

192 

312,1 

39,7 

256,9 

15,6 

'  piftntert 

werden  1 

12.  Starokon- 

* 

■ 

t 

* 

1 

# 

plliit«rt 

stantinow 

2,246      159 

14,» 

0,1 

12,7 

1.7 

'      ;           1 

Summa. . .. 

1 

63,037  2,194 

1,M0,» 

491,7 

1,332,0 

117,8 !                        1 

1         1 

1 

9.  Woroneih. 

1 

1                1 
1 

1.  Birjutsch  . . . 

2.  Bobrow  .... 

3,866 
8,160 

247 

265 

43,1 
52,4 

8,8 
13,3 

18,0 
24,7 

16,3 

14,4 

1 

1 

1 

1 

3.  Bogutschar  .' 

4.  Wäuiki....' 

8,499 

317 

35,6 

5,4 

30,1 

i 

1 

4,075 

195 

23,9 

4,7 

5,1 

14,1 

;                1 

5.  Woronesh  . .  i 

4,643 

242 

68,8 

3(1,4 

21,7 

16,7 

1          ! 

6.  Sadonsk 

2,109 

129 

32,4 

5,3 

9,0 

17,8 

1 

7.  Semljansk  . . 

3,781:     200 

25,1 

0,1 

7,3 

17,7 

293 

600 

420 

15,(.)00 

8.  Korotojak  . . 

9.  NiBhnedewiza 

3.268 

161 

36,« 

6,9 

2,6 

26,» 

(Ton  100 

3;288 

171 

29,0 

3,8 

3,0 

22,» 

bis 

10.  Nowocho- 

•    1 

1 

1     l.*W) 

persk .... 

5,419,     170 

60,9 

17,9 

20,u 

22,8, 

1 

11.  Ostrogoshsk 

7,100|     265 

55,1 

13,7 

22,0 

19,41 

1 

12.  Pawlowsk  . . 

3,694 

177 

51,6 

26,0 

13,1 

12,1 

i             1 

Summa. . . . 

57,902 

2,539 

514,0 

131,2 

162,8 

230,6 
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Bezeic1inan([r 

der 

GouTernemeuts 

und 

Kreise 


Die 

Geflammt- 

flftche  in 

Qaadnt- 

Werst 

aoä- 
gedrückt 


1 


10.  Wjatka. 

1 .  Wjatka  . . . 

2.  Glasow 

3.  Elabusha . . 

4.  Kotelnitsch 

5.  Malmysch  . 

6.  Nolinsk  . . . 

7.  Orlow 

8.  Sarapal  . . . 

9.  Slobodskoi 
1(J.  Urshum  . . . 
11.  J&ransk  . . . 


Die 
BevOl- 
keruDg 
in  Tau- 
senden 


Die 

Wald- 

flKclie 

in  De8- 

jatineo, 

wobei  jede 

Einheit 

Tausend 

bedeutet 


Davon  geboren 


5,224 
20,968 

7,420 
10,067 
14,065 

5,574 
12,455 
13,108 
24,092 
10,047 
11,520 


Summa 134,540 

IL  Grodno. 

1.  Brest 4,289 

2.  Bialystok . .  . '  2,552 
n.  Bielak i  3,130 

4.  Wolkowysie  I  3,351 

5.  Grodno ,  3,747 

6.  Kobrin 4,620 

7.  Prushany...  I  3,659 

8.  Slonim i  6,201 

9.  Sokolsk 2,291 


Summa 33,900 

12.  Gebiet  der 
Bon^Mhen  Koeaken.. : 


der 
Krone 


Be- 
sitsem 
(PriTat- 

per- 
sonen) 


Kom- 
munen. 

den 
Bauern 

u.  A. 


Desjatinen  in  Tausenden 


207 

345 
203 
269 
253 
211 
218 
337 
199 
275 
341 


2858 


176 
158 
139 
136 
171 
143 
111 
182 
104 


145,7 

1,442,1 

338.6 

480;i 

1,063,7 

89,2 

878,7 

494,3 

2,325,7 

503,6 

765,4 


8,527,0 


118,8 

59,7 
46,9 

91,8 

104,7 

92,4 

133,2 

231,7 

49,4 


99,5 

1,177,« 

193,9 

425,6 

920,5 

40,1 

692,8 

317,1 

1,969,9 

329,3 
629,8 


l,320i      928,1 


1.  Donscher 

Bezirk...! 

2.  ler  Donsch. 

Bezirk. . .  I 

3.  2w  Donsch.  ., 

Bezirk. . . ' 

4.  Miuss |: 

5.  Salj  , 

6.  Ust-Medwe-  ' 

ditza it 

7.  Chopersk . .    ' 

8.  Tscherkask .  i 


17,764 

12,640 

28,082 
11,359 
18,386 

24,902 
15,984 
11,668 


Summa i,   140,785 


289 

165 

215 
240 

65 

269 
192 
166 


6,795,4') 


44,1 

14,8 

15,1 
40,5 
76,9 
26,7 

101,7 
119,8 

44,9 


484,0 


3,6 

185,1 
45,0 

35,8 

0,9 

89,0 
222,0 

61,8 
13,7 


Die 
durcb- 
scbnitt- 

liebe 
Brutto- 

Ein- 
nabme 

Ton 
1  De^. 
Krone- 
wald- 
flKcbo 


K0£. 


Der 

Durch- 

flchnitts- 

Vor- 

kaufw- 
preis  pro 

Desjat. 

Wald  in 
d.  Krons- 

foraten 
und  seine 
Scbwan- 

kungen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 

1888 

in  den 

Kronü- 

foraten 

dnreb 

Kablhieb 

abge- 

bolzte 

Fluche 

betrug 

in 
Desjat. 


659,7 


69,6 
42,6 
27,7 
49,8 
23,6 
62,6 
30,9 
110,1 
4,4 


42,6|1 

79,1 
109,6 

53,8 
107,9 

48,2 
184,8 

88,2 
133,8 

112,6 

122,4jj 


Auf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
hohnng 
gekom- 
menen 
Wald- 
flacbe  er- 
wies sich 
an  Holx- 
material 

in 

Kubik- 

faden 


6 


50 

(Ton  50 
bis  260) 


320 

und  auf 

9,000 
wird  gp 


4,000 

und 
50,000 
werden 


pl&nteit !  ausge- 
plAntert 


1,081,0 


5.» 

2,» 

4,« 

1," 
4,i 
3,. 
0,« 

1,» 
0,1 


67 1     200 

I (Ton  25 
bis  800) 


421,"       23,il 


950 

und  auf 
16,000 
wird  ge- 
plentert 


33,000 

und 

IS.OOO 

werden 

ansge- 

pllntert 


38,9 
22,2 
68,0 

17,8 


134,2 
65,2 

0,9 


1,691       346,7 


20,8| 

I 

0,4 

0,7 
13,5 


46,6 

10,7 

0,1 


18,1 

21,8l 

67,8| 

3,81 


87,6 
54,6' 

0,8  i 


Mittheilungen  fehlen. 


92,8,     253,9 


*)  Hienn  kommen  300,000  Desjat.  Wald,  welche  dem  Bergdepartemeot  unterstellt  sind. 
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Beseichuung 

der 

Gonremements 

nnd 

Kreise 


Die 
I  Gesammt- 
I  illlcbe  in 
I  Quadrat- 
I      Werst 
aus- 
gedruckt 


Die 

BerOl- 

kerong 

in  Taa- 

senden 


Die 

Wald- 

flftche 

in  Des- 

jatinen, 

wobei  jede 

Einheit 

Ta  äsend 

bedontet 


Davon  gehören 


der 
Krone 


Be- 
sitzern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 

Bauern 

n.  A. 


Desjatinen  in  Tausonden 


Die 
durch- 
schnitt- 
liche 
Brutto- 
Ein- 
nahme 

von 
1  Desj. 
Krons- 
wald- 
fllche 


Der 
Dnrch- 
schnitts- 
Ver- 
kanfft- 
preis  pro 
Desjat. 
Wald  in 
d.  Krons- 
forsten 
and  seine 
Schwan- 
kungen 


Kop. 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krona- 
forsten 
durch 
Kahlhieb 
abge-    j 
holzte 
Flllche  I 
betrag  I 

in 
Desjat 


Auf  der 
^mazee 
lur  Ab- 
holzang 
gekom- 
niea«n 
Wald- 
fl&che  er- 
wies sich 
an  Holz- 
Oka  ierial 

in 

Kabik- 

faden 


18.  Ekaterinofllaw 

1.  Alexandrowo 

2.  Bachmuth  . 

3.  Werchdne- 

prowsch 

4.  Ekaterino- 

slaw .... 

5.  Mariupol  . . 

6.  Nowomos- 

kowsch  . 

7.  Pawlograd. 

8.  Rostow.. . . 
0.  Slawjano- 

serbsk . . 


Summa . . . 

14.  Kaian. 

1.  Kasan  .... 

2.  Kosmodem- 

jausk . . 

3.  Lai'schew. 

4.  Mamadysch 
ö.  Swijaschqk 

6.  Spass .... 

7.  Tetjuschi, 

8.  Zarewo- 

koksch 

9.  Ziwilsch . . 
10.  Tschebok- 


sary . . 

11.  Tschistopol 

12.  Jadrin  . . 


15.  Kalaga. 

1.  Borowsk 

2.  Shisdra  . 

3.  K aInga. . 

4.  Kosel  . , . 

5.  Lichwin . 

6.  Malojaros- 

lawez . . . . 


[ 


I 


8,526 
8,106 

6,164 

6,611 

8,340 

5,739 
7,747 
3,802 

4,473 


205 
215 

14di 

208 
192 

197 
181 
305 

142 


9,s 

13,6 

8,6 

30,9 

4,7 

32.6 

5,6 

23,7 


59,508 


5,012 

4,611 

5,033 

4,888 

2,774 

5,247' 

3,480; 

7,118! 
3,0451 

I 
I 

3,697' 
8,167, 
2,882 


Summa ;     55,954 


1,463 
6,532 
1,683 
2,345 
1,580 


1,793 


358 

98 
176 
179 
121 
171 
170 

102 
146 

114 
288 
141 


1,0 

0,4 

0,4 1 

4,7 
3,6 

l,e 

0,6 

1,» 


6,9 
9,4 

2,1 

17,8 

0,. 
25,5 

l,9l 

0,1' 
12.7! 


1.3 
3,8 

6,1 

8,4 
1,0 

5,5 
3,1 
0,1 

9,1 


346 


400 

(von  60 
bia 
600) 


1,200 


130,3 


104,8 
309,8 

101,6 

168,s 
49,7 

145,3 
35,5 

550,9! 

74,0 : 

208,8 

265,2 

73,6 


2,066    2,085,7 


15,5 


54,4 

278,7 
40,3 

110,4 

17,6 

73,0 

15,9 

497,3 

48,o; 

183,0 ' 

129,8! 

57,71 


76.6'      38,4' 


25,7       24,B 


d,- 
45,61 
25,7' 

15,8, 

39,9! 

14,1 

3,0' 

2,1  i 
74.41 

1,1 


26,9 

15,7 

32.1 
16;3 
32,4 

13,2 

39,5 

23,0 

23,1 
61,0 

14,8 


78 


200 

(von  30 

bla 

900) 


9,300    \iijm 


and  aaf 
60,000 


und 

68,000 


wird  ge-|  werden 

plentert '  an^g^e- 

plXatert 


77 
210 
107 
122 

86 


1,160       53 


49,3 
271,2 
69,9 
66,9 
68,8 


42,2 


1,507,1 


0,8 

42,6 

19,7 
15,3 

0,4 


257,5!    322,H 


34,4 
196,2 
57,5 
36,1 
43,7 

25,8 


14,6^ 

32,4 

12,4 

11,1 

9,8 


16,0 
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Beseichnnng 

der 

GouTemeiaents 

und 

Kreise 


Die 
Gesammt- 
fluche  in 
Qaadrtt. 
Werst 
aas- 
gedrttckt 


Die 
Bevetl- 


Dle 
Wald- 
flache 
in  Des- 


DaTon  ^ohOren 


kernngi   jatinen, 


in  Tau- 
senden 


7.  Medynsk  . . . 

8.  Mescht- 

schowsk  . 

9.  Mosalsk  . . . ., 

10.  Peremyschl . 

11.  Taruss i 


3,140:     120 


woheijede, 
Einheit 
Tauicend  I 
bedeutet  ' 


,      Die 
dnrch- 

-     -    —  -_ I  Hchnitt- 

'  !     liebe 

I      Be-         Kom-    ,  Brutto- 

jgj,         sitzern      ronnen.  '     Ein- 

(Privat-i      den     I   "tnU""* 
Krone     ;  ^  i  .,  von 

per-    ;  Bauern     i  Desj. 

soncn)  '    n.  A.    I  Krons- 

_  .  :    wald- 

fl&che 

De^jatinen  in  Tan«endi»n    ' 


Der 

Durch - 
8chnittR- 
Ver- 

kanfa- 
preis  pro 

Deüjat. 
Wald  in 
d.Krons- 

for«ten 
und  »eine 
Schwan- 

knngen 


Kop. 


Kbl. 


Die 
lim  Jahre 

1888 
I  in  den 
I  Krons- 
I  forsten 
,    durch 
I  Kahlhieb 
.    abge- 
hoMe 
Fläche 
I  betrug 
in 
Desjat. 


2,416 
3,892 
1,530 
1.439 


1131 

150| 

671 

68! 


80,8, 

44,7 

113,2 

29,0 

49,0 


0,ii      67,r.       12,7,1    139 


5.9| 

2,1 


37,0 
89,4 

21,9 

39,  i! 


t    2' 


17.» 

5,0 

9,9i 


200 

(von 

30  bis 

ftOO) 


Auf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
holzung 
gekom- 
menen 
Wald- 
!  flache  er- 
I  wies  sieb 
!an  Holz- 
'  material 

in 
I  Kubik- 
fkden 


660 


31,000 


Summa....,      27,180  1,173'      884.»!        86,4;    649,i     149,o 


16.  Kiew. 

.1 

1.  Berditschew 
t>.  Wasilkow  . . 

3.  Swenigorod- 

ka 

4.  Kanew 

5.  Kiew , 

6.  Lipowez .... 

7.  Radomyslj . . 

8.  Skwir 

J>.  Tarasch- 

tschan . . . 

10.  Umanj 

11.  Tscherkasy . 

12.  Tschigirin  . . . 


2,997 1     244; 
3,631;     261' 


3,045; 
2,8641 
4,968| 

2,541 
8,436 1 
3,271  i 

2,924 
3,774 
3,449 

2,877 


241; 
233' 
384  i 
189 
225 
192 

206 
243 
245 
186 


26,4 

54,3 

30,0 

31,9 

168,9 
27,3 

327,9! 
42,3! 

1 
22,8 

82,ö 

99,0 

51,^^: 


2,4' 
25,8 

4,9" 

49,0; 

0,31 

51,^! 
0,1' 

I 

0,5 
10,0 

35,9 
14,»i 


22,3' 

28,2 

24,9 

31,7 

115,1 
26,7 

246,3 
41,1 

21,5, 
21,3 

62,s 
36,5. 


1,7' 
0,H 

0,« 
4,2' 

0,3| 

30,4; 

, 

0,3; 

0,9 

0,1 


163 


400 

(von 

180  bis 

1,200) 


870 
und  auf 
2,000 
wird  ge- 
plante rt 


20,000 

und 

28,000 

werden 

ausge- 

plantert 


Summa....       44,7772,849       914,3       I95,r    677,8       41,4! 


17.  Kowtto. 

1.  Wilkomir. . . 

2.  Kowno 

3.  Nowoalexan- 

drowo  . . . 

4.  Popewjesh. . 

5.  KoBsin 

6.  Telschew ... 

7.  Schawel 1 


5,146'     2261 
3,534     210' 


4,769' 
5,452 
5,689, 
4,653i 
6,0721 


202 
212 
230 
185 
238 


103,8! 
86,0 

111,«| 
119,0 

154,4 

86,2 

i30,o; 


25.8 

30,8' 

.33,4! 
21,0 
32,9 
20,6 

28,8 


71,8, 

52,5 


6,» 


76,H 

l," 

94,7' 

3,» 

111,«, 

10,1 

62,4! 

3.» 

95,7 

6,1 

1 

^      52 

130 

810 

(von 

und  auf 

50  bis 

1000 

290) 

wird  ge- 

plantert 

24,000 

und 

8000 

werden 

ausge- 

plautert 


Summa....       35,315  1,503;      791,o|      192,6     565,s       33,i 


T 


18.  Koitroma. 


1.  Buj 

2.  Wamawin . 

3.  Weüucza . . 

4.  Galitsch . . . 

5.  Kineschma 


2,771 
9,430' 
13,664, 
4,158 
4,433 


70 
108 
100 
108 
128 


125,5' 
461,3 

1,057,7: 

148,6 
163,8 


13,3 

127,1 

460,6 

8,3 
21,8 


95,1; 

i7,n 

306,4, 

27,8 

549,3 

47,9 

109,8 

31,01 

127,8 

14,7i 
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1 

Die 

Die 

Davon  geboren 

durch-     »»»l^b. 

Die 
im  Jahre 

Auf  der 
ganzen 

BeKeichnung 

Geaammt- 

Die 

Wald- 





1 

schnitt-  schnitte- 
liehe        Ver- 

1888 
in  den 

zur  Ab- 
hob OB' 

der 

flUcbe  in 

BevOI- 

flttche 
in  Dee- 

der 
Krone 

Be- 
sitzern 

Kom- 
munen. 

Brut  to- 
Ein- 

kaufs- 
preis  pro 

Krons-  ,  gekom- 
forttten      menen 

GoaTernements 

und 

Kreise 

1 

;  Qaadrat- 

!     Weret 
1 

au.s- 

gedrtickt 

kernng 
in  Tau- 
senden 

jatinen, 
wobei  jede 
Einheit 
Tausend 
bedPutet 

(Prival- 

per- 
soaen) 

den     i 
Banem  ! 
u.  A. 

nahme 

von 

1  Deig. 

Krons- 

wald- 

flftche 

Desjat. 
Wald  in 
d.  Krons- 
forsten 
nnd  seine 
Schwan- 
kungen 

durch       Wald- 
KAhlhieb  fliehe  er- 
abge-    .wies  sieb 
holzte    an  Uolz- 
Fl&che     mat«riai 
betrug  !       in 
in          Enbik- 

Desjaiinen  in  Tausenden 

1 

1 

Kop. 

Rbl. 

Desjai.  ,     faden 

6.  Kologriw. . .; 

;      11,398 

100 

862,H 

270,9 

557,2 

1 
34,7 

10           60 

390 ;  7,500 

7.  Kostroma  .  .1 

4,256 

162 

131,4 

32,8 

66.3 

32,4 

rvon  20 

und  auf       und 

8.  Makarjew  . 

,     10,652 

136 

582,1 

368,1 

180,1 

33,9 

bis  150) 

15,000 

23,00l> 

9.  Nerechta  . . . 

3,464 

159 

61,2 

l,'^ 

42,4 

17,3 

wird  g«- 

f  M       A.^ 4. 

werd«^n 

10.  Soligalitsch . 

3,825 

60 

230,0 

53,4 

154,2 

22,4 

pMntert     aosg«*-  i 
'     Inllntertl 

11.  Tschuchlora . 

3,233 

55 

169,3 

37,4 

103,6 

28,4 

12.  Juriewez  . . 

3,007 

128 

58,4 

0,6 

39,4 

18,4 

1 

1 

f 
Summa 

74,201 

1,314 

4,052,1 

1,395,8 

2,,S.S0,8 

326,0 

'  1 

19.  Kurland. 

1 

1 

1 

1.  Bausk 

1.843 

57 

66,4 

33,6 

32,2 

0,6 

1                                     1 

2.  Windan 

1       2,747 

48 

122,9 

28,2 

93,9 

0,8 

3.  Hasenpoth. 

i       2,203 

56 

70,9 

15,8 

55,1 

0,5 

4.  Goldingen  . . 

2,836 

69 

119,3 

85,8 

33,9 

0,1 

1 

5.  Grobin 

1,843 

79 

73,1 

53,8 

19,7 

0,1 

1 

6.  Dobbeln  . . . 

;       2,502 

104 

87,8 

55,8 

31,6 

0.6 

100 

100    2,670  i42,5a> 

7.  niukst 

1,952 

65 

52,1 

— 

50,6 

1,5 

(von  50  ,  und  auf 

nnd     1 

8.  Tolsen 

2,769 

67 

115,0 

27,9 

86,5 

1,1 

bis  200)  '    68,000  |  28.0C0  | 

9.  Tukkum 

1,988 

51 

64,s 

1 

15,9 

1 
48,3 

0,6 

Iwird  ge-   werden 
I  plentert    auage- 

10.  Friedrich- 

>                 plftnt4>rt 

stadt  

3,064 

68 

145,5 

113,H 

31,6 

0,1 

1 
1                1                 i 

Summa 

23,747 

664 

91«,3 

429,1 

483,8 

5,9 

20.  Kunk. 

1 

1 

1.  Bjelgorod  .  J 

2,626 

168 

34,1 

7,> 

12.2 

14,8 

1 

i 

2.  Grajworonskl 

1       2,693 

172 

32,8 

0,8 

15;5 

17,1 

1 

1 

1 

3.  Dmitriew . . .  1 

2,789 

116 

38,8 

3,s 

31,4 

4,2 

4.  Korotschanski 

2,666 

166 

34,6 

20,4 

2.7 

11,» 

i 

1 

5.  Kursk 

2,970 

196 

29,7 

1,' 

12,8 

15,J 

1 

6.  Ljgow 

7.  Nowooskol  . 

2,372 

113 

31,4 

3,. 

24,1 

4,' 

2,811 

150 

28,8 

3,7 

12,1 

13," 

1 

8.  Obojan 

3,394 

167 

33,0 

2,. 

9,9 

20,^1 

359 

300'      asO    8,500 

9.  Putiwlj  . .    . . ! 

2,519 

154 

21,9 

1,» 

17,9 

2,'; 

;  (von  35  .                1               1 

10.  Rylsk 

1       2,494 

143 

25,5 

0,8 

21,6 

2,»| 

1      bis 

•  1,000;  , 

11.  Starooskol.  .i 

2,735 

155 

24,8 

6,e 

9,8 

8,* 

12.  Sudsha 

2,462 

133 

28,6 

l," 

14,6 

12,5 

1 

13.  Tim 1 

3,017 

145 

15,i 

;      2,. 

5,9 

6.» 

1 

14.  Fatesb 

2,371 

122 

15,0 

0,» 

7,4 

6,7 

' 

15.  Schtschigi'y . 

2,903 

1 

157 

U,3 

0,4 

i           8,7 

2,» 

1 

Summa.... 

40,822 

2,266 

405,8 

56,0 

206,6 

142,7 

1 
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I 

I 

1        Die 

Bezeichnnngr     o,,J,„t. 
der  fliehe  io 

Gourerneiuente  '  Quadrat- 
and  ^''^^^ 

Kreise 

i;   gedruckt 


Dio 

:     fluche 
B«'ö^- ,    in  De8- 

kerangj   jatinen. 


Davon  g^ohSren 


in  Taa- 
.«enden 


woboi  jede 
Einheit 
Tausend 
bedentot 


der 
Krone 


Be- 

1 

Kom- 

sitzern 

mnnen, 

(Privat- 

den 

per- 

Banem 

sonen) 

u.  A. 

Desjatinen  in  Tausenden 


Die 

dnrch- 

schnitt- 

liche 

Bmtto- 

Ein- 

nähme 

von 
1  Desj. 
Krons- 
wald. 
fliehe 


Kop. 


Der     ' 

Durch-  I 

schnitte- 1 

Ver-     I 

kaufs-  I 
preis  prol 

Desjat.  I 
Wald  in  I 
d.Krons-, 

forsten  i 
and  seine 
Schwan- 

kunf^en 

Rbl."' 


Die 

Aof  der 

im  Jahre 

ganzen 

1888 

zur  Ab- 

in  den 

holznng 

KroDs- 

gekom- 

forsten 

menen 

dnrch 

Wald- 

Kahlhieb 

flScho  er- 

abge- 

wies sich 

holzte 

an  Holz- 

Flftche 

materia) 

betrag 

in 

in 

Eabik- 

DcRJat. 

faden 

3L  ÜYlancL 

1.  Arensburg 

2.  Walk  . . 
.*>  Wenden 
4.  Werro  . 
.').  Wolmar 
<i.  Dorpat . 
7.  Pernau  . 
>«.  Riga  . .  . 
•».  Fellin . . 

10.  Oesel  . . 


5,276 

4,886 

3,601 

4.300: 

5,621  i 

4,678' 

5,372, 

3,766' 

2,496 


1151 
130, 

951 
116' 
1851 

98' 
312 

99^ 

58! 


10,6' 

160,1 
101,7; 

88,9' 

116,2 

140,1 ; 

149,9! 

160,6' 

91,» 

10,9, 


10,8 

7,6 

6,1 
6,1 

12,6 

25.9i 

72i5| 

21.5 

30,0 1 


Itckriektra  MIei. 


147,2' 

89,8* 
76,«  I 
93,7; 

104,G 
72,7! 

131,1, 

56,8i 

9,7, 


5,3 
5,8 
6,6 
9,9 
9,8 

7,e 

5,s| 


^68!      100 


(von  65 
bis  300) 


zasammen 
mit  Esthland 

785717,500 


und  auf 
3,000 


und 
6,000 


wird  go-i  werden 
plentert  j   ausgo- 
plKntert 


Summa. . 


22.  Miiifk. 

1.  ßobmisk  . . . 

2.  Borisow  . .  . . 
l).  [gumen  . . .  . 

4.  Minsk 

n.  Mosyri 

'i.  Xowogrudsk 

7.  Pinsk 

*<.  Hetschiza .  . . 

If  Sluzk  


39,996'  1,208,    1,030.7       192,9^    781,6'      56,2 


10,721; 

8,095: 

8,843' 

4,580' 

14,196 

4.5891 

10;428 

11,088 

6,8ö3i 


1991 
1781 
1761 
201! 
122: 
222 1 
178 
14ll 
230 


413,8| 
435,H' 
389,^ 
131,0! 

587,H 
151, r 
405,2' 
432,0 1 

155,8' 


128,61 
207,8| 

42,9l 

9,5 1 

172,3; 

38,i| 

99,11 

174,9, 

20,8 


Summa  . 

23.  XohUew. 

1.  Bychow  . . 

2.  Homel 

3.  Gorez 

4.  Klimo witsch 

5.  Mohilew . . . 

6.  Mstislaw  . . 

7.  Orscha  . . . 
X.  Kogatschew 
9.  Sjennin  .  . . 

10.  Tschansk . . 

11.  Tscherikow 


79,343  1,647'   3,102,7]      893,2 


241,3 

221,9: 

338,s, 

113,6 

372,1 

110,7 

286,7, 
201.0; 

131,9 


43,9! 
63 

8,4! 

8,8 

43,4 
2,4 

19,4 

56,1 
3,7  iJ 


34 


150 

(ron  50 
bis  400) 


1,920  ,23,000 

und  auf  1     und 


10,000 
wird  ge- 
plXntert 


2,017,s!     192,i 


26,000 

werden 

ausge- 

plftntert 


Summa 


+ 


4,106 
4,719 
2,487 
3,711 
3,010 
2,220 
4,814 
6,546 
4,269 
2,168 
4,084 


87' 
1821 

91! 

108 
133 

66 
117; 
155 
118, 

65; 
112 


158,0, 
121,0 

89,8 
149,6' 
128,8. 

83,s 
203,8 
231,1 
135,2 

91,5 

159,7, 


25,9 

1,8 
11,6 

il.ßi 

ll,fl 
26,s 

8,4 

12,8 

5,8 


•    ■    ■    • 


42,184;  1,234;   1,551,5       120,6 


114,6, 

108,9| 
62,2 

125,61 
99,9 
64,41 

173,9! 

168,4, 

112,9; 
58,8 

139,1 


17,6,) 

10,8 

16,1 
22,8 

17,4 
14,7 

18,1 
36,6 

13,9 

20,9 

15,8 


>     42        150.      200     4,450 

t^on  40  ! 
bis  400) 


24.  Xotkaii. 

1.  Bogorod. . .  .1 
•2.  ßroniga  . . . 


3,069 
2,051 


1761 
142 


I 


138,0 

47,^ 


13,0: 
0,1 


1,228,0  j    203,0: 


34,6 

7,« 


90,6 
40,8 
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Bezeichnangr 
der 

GoaTernements 

und 

Kreise 


Die 
Gesammt- 
ftäche  in 
Qaadrat- 
Werst 
aus- 
gedruckt 


Die 

BevOl- 

i  iKeranff 


Die 

Wald- 

flacbe 

io  Des- 

jatinen. 


Daron  lfdhOren 


inTan-*«*«»J«<**: 

,       3     1    Einheit 
,  «««»nden    _  ,  , 

Tausend  . 

bedeutet  i 


der 
Krono 


Bu- 
0itzern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
j  munen, 
I      den 
I  Bauern 

Q.  A. 


Deejatinen  in  Tansenden 


Die 

dareh- 
schnitt- 

liehe 

Brntto- 

Eitt- 

nahme 

Yon 

1  Desj. 

Krön  8- 

wald- 

fllehe 

Kop. 


Der 
Durch- 
.«chnitts» 
Ver- 
kaufs- 
preis  pro 
DoKJat. 
Wald  in 
d.  Erons- 
forsten 
und  seine 
Sehwan- 
knngen 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
forsten 
,    durch 
Kahlhieb 
abge- 
holzt« 
Fliehe 
betrug 
in 
,  De^ai. 


I  Auf  der 
ganren 
rar  Ab- 
holzong' 
I  gekom- 
menen 
Wald- 
flSchecr 
wie:isicii 
lan  Holz- 
,  materiaJ 
in 
Knbik- 
I    faden 


3.  Werei |! 

4.  Wolokolamskli 

5.  Dmitrowsk 

6.  Swenigorod 

7.  Klin  .... 

8.  Kolomna 

9.  Moshaisk 

10.  Moskau  . 

11.  Podolsk  . 

12.  Russ 

13.  Serpuchow 


1,62:^> 

2.138! 

2,075 

2,012  i 

3,ü96j 

1,861 

1,622, 

2,39n 

2,100 

1,984, 

2,252 


Summa . . . 

25.  Nlfolmy- 
Kowgorod. 

1.  Ardatow  . 

2.  Arsamas . . 

3.  Balachna . 

4.  Wasil .... 

5.  Gorbatow 

6.  Kniagina . 

7.  Lukojanow 

8.  Makariew 

9.  Nischny- 

Nowgorod 

10.  Semenow . . . , 

11.  Sergatschew' 


29,236 


59| 
91 

145' 
98 

120 

132 
07 

870 
95 
66^ 

1221 


55,0 

141,9 

03,8: 
120,HJ 

54,r.i 

42,0  i 

I01,ii 

82,3 

72.2, 

102,11 


4,0 

2,1, 

34,9J 

19,6 

0,7; 
16,*| 

5,i| 


58,3, 

42,9: 

63,0 
56,8,' 
83,51 
39,9, 
35,0 
56,«  I 
62,6! 
61,i! 
58,1 1 


15,6 
10,6 

43,1 

31,5 

23,TJ 

13,51 

6,«, 
28,1 ! 

18,8' 

10,«! 

38,«! 


247        400       870  25,0(K) 

(von  80 
bis  600) 


2,184    l,130,ii      104,7     749,0     282,4 


5,288 
3,3071 
3,689 
3,366 1 
3,190. 
2,596  i 
5,128, 
6,568 

3,208: 
5,889 
2,808: 


134i 
142, 

108j 
120 
119i 
114 

188' 
98 

193 

99 

155 


260,«  I 

87,8 

162,8, 

75,8' 

81,3, 

28,1 

14)^,6 

472,« 

62,1 
300,0 

34,7 1 


72,9 

35,7 
37,4 

11,^ 
0,«j 

78,«; 

311,o; 

0,«| 
197,1 

5,5 


179,9 
38,1 

106,8 
52,3; 
62,8 
21,. 
33,6 

142,1 

48,6 
69,« 
20,81 


i\ 


7,4 
13,6 
18,6  = 
11,8 

10,« 

0,»| 
36,8 

19,5! 


13,3! 

33,7! 
8,9| 


68 


150 

rvou  90 
bis  450) 


2,720 

nnd  anf 
8.000 
wird  ge- 
plentert 


75.00»» 

und 

S5,0u0 
werde» 

pl&uun 


Summa....       45,037 1  1,470t   l,713,5l      758,7     774,8     180, 


86.  Nowgorod. 

1.  Borowitsch 

2.  Bjeloosero 

3.  Waldai... 

4.  Demjan  . . 

5.  Kirilow 

6.  Krestez  . . 

7.  Nowgorod 

8.  Staraja- 

Russa  . 

9.  Tichwin  . . 

10.  Ustjuahna 

1 1 .  Tacherepowez 


9,045; 

13,058 
5,773 
4,323 

12,172 
7,8781 
8,803, 

8,380' 
16,1691 
11,317 

7,246, 


129 
74 
82 
67 

105 
90; 

161, 

179: 

87, 
85 

id4i 


237,4 

938,1 

214,0 

166,4 

312,1' 

350,1 

314,7  j 

316,8, 
800,0 ! 
673,8 
290,9 


24,1 
281,2 
36,9 
30,9 
142,8 
167,« 
148,6  i 

244,4 

151,*! 
192.9 

113,9 


175,«! 
586,« 

119,21 

107,6 
120,8 
139,8  i 

119,8 

554,4 
438,0 ' 
120,9. 


38,1  ] 

70,71 

57,«' 

27.» 

48,5' 

43,1: 

46,4 

27,1 

94,1! 
42,9 
56,1 


26 


70 ; 

r^on  20 
bidSOO)  ' 


4,050 

und  auf 
ajDOO    ; 
wird  ge- 
plftntert 


nud 
14,000 

werJi^t 

attÄjp- 
l'IlntrH 


Summa....     104,16411,193!  4,614,a'   1,534,82,527,8     552,8 
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"TT 


Bezeicli]iuii([r 

der 

GoiiYemements 

und 

Kreise 


Di« 

Oesammt- 

flftcbe  io 

Qaadrat- 

Wewt 

ans- 

gedrdckt 


Die 

BeYöl- 

kernng 

in  Taa- 

senden 


iL 


Die 

Wald- 

flftche 

in  Des- 

jatlnen, 

wobei  jede 

Einheit 

Tausend 

bedeutet 


DaTon  geboren 


der 
Krone 


Be- 
sitzern 
(Privat- ; 

Per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 
Bauern 

n.  A. 


Desjatinen  in  Tausenden 


Die 
durch- 
scbnitt- 

liebe 
Brutto- 

Ein- 
nahme 

von 

1  Desj. 

Krons- 

wald- 

flleh« 


Kop. 


Der 
Durch - 
dchnitt8- 
Ver- 
kanfs- 
preis  pro 
Denjat. 
Wald  in 
d.  Krons- 
forsten 
und  seine 
Schwan- 
kungen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
forsten 
durch 
Kahlhieb 
abge- 
holzte 
Fl&che 
betrug 

in 
Desjat. 


Auf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
holsnng 
gekom- 
menen 
Wald- 
flache er- 
wies sich 
an  Holz- 
material 

in 

Kubik- 

faden 


27.  Olonei. 

1.  Bytegra....:  10,027 

2.  Kargopol...  19,207 

3.  Lodeinoje-    ' 

Pole.* 1  8,464 

4.  Olonez i  8,114 

5.  Petrosawod  .  13.124 

6.  Powjenez...  35;238 

7.  Pudosh...    .  18,149 


47i  849,e| 

73|  1,945,6! 

40;  553,0 ' 

38  482,8 

77  375,9 

27  3,077,7 

33  1,847,8 


Summa 112,323'     335    9,131,» 


28.  Orenburg. 

1.  Werchneu- 

ralsk  . . .  .1 

2.  Orenburg . . . ' 

3.  Orsk ; 

4.  Troizk  .... 
fi.  Tscheljabinskj 


655,9 
1,923,8 

370,4 

426,8 

334,1 

3,046,0 

1,813,8 


163,« 
5,1 

119,9 

8,i' 
14,s 
14,8 

1,^1 


30,6,) 
17,« 


63,» 
47,9 

27,8 

17,4 

32,8 


f 


9 


50 

(von  12 
bis 

150) 


2,400 

und  auf 
5,800 

pl&ntert 


102,000 

werden 

ausge- 

plllntert 


8,569,8t    326,o!    236,i| 


43,769 
32.691 ' 
40,807. 
20,551 

28,894| 


168' 
410 
165' 
144| 
358! 


763,11 
204,6' 
887,3 
305,4 
376,i| 


92,2|  501,9 

0,4!  70,« 

57,«  I  200,8 

-      I  226.3 

80,fll  16,7 


Ig  y 


169.0 
134, 
629,9, 
79,«; 

278,8:1 


16  ÖO 

'  I  von  40 
I  biü  300) 


180  '  2,1)00 


Summa....!  166,712  j  1,245 

29.  (ML. 

1.  Bolchow....  2,281  142 

2.  Brjansk 6,062  140 

3.  Dmitrowsk  .  2,164  95 

4.  Jelez 4,332  275 

5.  Karatschew.  3,163  119 

6.  Kromsk  ....  1,927  110 

7.  Liwny 4,996  338 

8.  Maloarchan- 

gel 3,290,  177 

9.  Mzensk 2,107  101 

10.  Orel 2,718  214 

11.  Sewßk 3,503,  132 

1 2.  Trubtöchewski  4,515  j  120 


2,536,0 


16,11 
352,7 1 
3ö,6l 
23,6 1 
67,0 1 

13,4 

10,31 
13,8 

10,7' 

60,4; 

177,0' 


230,4 


0,1 
136,6 

3,3 
21,4 

0,« 


1,015,8 


14,3 

193,8 

31,9 

39,8 

6,8 

7,« 


rf,9 


0,^1 

2.2 

74;o 


11,3 

7,8| 

49,6! 
92,«| 


1290,9, 


1,' 
22,4 

3,7 

11,7 

5,8 

2,4 

6,« 


2,4 

2,6 

2.8 

8,6 

10,8 


60       150     1,050  130,000 

(von  8Ü  ,  und  auf  |      und 
;  bis  800)      20,000  |    10,000 
wird  gü-'  werdeu 
plüntert  !  auage- 
'  plfintert 


Summa..  41,058 

80.  Poisa. 

1.  Gorodischt-    ' 

sehe '  6,047 

2.  Insar 3,983 

3.  Korensk 2,377 


1,963'      789,9 


237,8i    471,1       81,0' 


165' 
186, 
111 


303,6 

75,« 
37,8, 


107,» 

168,7 

29,0 

19,« 

6,. 

17,. 

27,0 1 

26,3: 

13,8| 


4* 
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Bezeichnung: 

der 

Goaverneinents 

und 

Kreise 


Die 
Gesaramt' 
flttche  in 
Quadrat- 
WerKt 
aus- 
gedruckt 


Die      ' 

^^*         flÄche    ' 
Bevöl- ;    in  ^«8-  j 

kerang     jatinen,  ' 

inTan-i^o*«ij«<^« 
I   Einheit   . 

Tatuend  | 

bedeutet  I 


Davon  gebOreu 


der 
Krone 


senden 


Btf-  Kom- 

Bitzern  raanen, 

(Privat-  j      den 

per-     I  Bauern 

I 

sonen)  i  a.  A. 


Desjatinen  in  Tausenden 


Die 
durch- 
schnitt- 
liche 
Bratto- 
Ein- 
nahme 

von 
1  Desj. 
Krons- 
wald- 
filohe 


Der     I 

Durch-  j 

Schnitts- 1 

Ver-     , 

kaufs- 


I  preis  proi 
Desjat. 

jWald  in; 

id  Krons-' 
forsten  ! 

und  seine 
Schwan- 
kungen 


Rbl. 


Die     i 
im  Jahre 
1888     I 
in  den  > 
Erons- 
forsten 
durch    I 
Kahlhieb! 
abge- 
holzte 
Fliehe 
betrug 

in 
D«sjat.  I 


Anf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
holzung 
gekom- 
menen 
Wald- 
flftch«  er- 
wies »iel: 
an  Holl- 
material 

in 

Kubik- 

fadeo 


4.  Krasnoslobod  8,640i 

5.  Mokschan  ..  2,753  j 

6.  Narowtschat  2,205 

7.  Nischnylo- 

mow 3,175 

8.  Pensa ,1  2,935 

9.  Saransk 2,948 

10.  Tschembar  .,  3,977 


167; 

104 
125 

166 

146. 

144 

158, 


71,8 

40,9 
31,0 

83,8 

29,1  i 
49,0 1 
46,7; 


31.9 

10;«' 

24,6 
5,0 

12.8 

8,9 


Summa....       34,13011,472       769,5!      246,ö     365,»     159,9 


19.0 

27,-2 
10,1 

34,7 
19,0 
23,0' 

26,3; 


20,9 
14,i 

24, f> 

5,1 1 

13,2 

11,.; 


} 


68 


140  .  1,800  46.(KK» 


(von  50 
bi«400) 


8L  PcniL 

1.  Werchoturjei 

2.  Jekaterin- 

burg. ... 

3.  Irbit 

4.  Kamyschlow 

5.  Erasnoufimsk 

6.  Rungur  . . . 

7.  Osa 

8.  Ochansk . . 

9.  Perm 

10.  Solikamsk 

11.  Tscherdynj 

12.  Schadrinsk 


55,812:     208 


5,101.3    3,496.1 


Summa. . . 

88.  Podolak. 

1.  Balta 

2.  Brazlawsk  . 

3.  Winnize  . . . 

4.  Gaisin 

5.  Kamjenez. . 

6.  Letitschew. 

7.  Litin 

8.  Mohilew . . . 
9«  Oljgopol  . . 

10.  Proskurowo 

11.  Uschiz 

12.  Jampol   . . . 


24,078; 

8,888 
13,308i 
21,514 

9,993 

16,911; 

12,491; 
23,962. 
25,805! 
62,200 
15,201 


290,163  2,650 


373i 
134 
245 
236 
125 
249 
254 
217 
203 
81 
325 


1,455,0; 

914.9 
1,023,6' 
1,579,61 

642,8i 
l,068,ij 

741,6; 
l,077,o| 
2,000,4, 
5,431,5' 
1,546,1 


1,553,3!       51,9 


\ 


37,4 

601,0 

861,0 

457,0 

503,6 

613,4 

228,0 

57,8 

562,8  i 

5,321,4 

1,287,7 


1,402,4 
231,1 

0,3 
1,010,4 

90,5 

322,2 

461.6 

990,8 

1,372,7 

0,7 

6,7 


15,s 

82,8 

102,3 

112,s 

48,8 

132,6 

52,1 

29,4 

65,5 

109,4 

251,7 


35 

(TOU  13 

I  bis  120) 


440 

und  auf 
9.000 
wurde 

geplln- 
tert 


12,000 

und 
145.000 

werden 
ansge- 

j  pltntcrt 


22,581. 9i  14,026,0 ; 


7,442,1  1,113,8, 


6,824 
2,706 
2,619 
2,973 
2,534 
2,372 
2,919 
2,413 
3,522 
2,365 
2,496 
3,179 


bumma. 


36,922  2,365 


306 
197 
180 
195 
211 
123 
169 
176 
227 
174 
203 
204 


67,8 
37,«; 
51,1 

37,o| 

37,8 

45,3; 

52,8  i 

35,7 

57,1 

18,0 

42.8 

48,7 


15,4 
2,6 
5,8 

9,0 
4,1 

17,4 
9,4 
0,7 

8,5 

9,1 
4,. 


50,8 

31,9 

40,8 
27,4 

33,6 

27,« 
42,8 
34,3 
46,7 

17,5 

32,7 
36,5, 


1,* 

3,3 
4,5 
0,6 

0,1 

0,7 

1,1 

0,7 

0,6 

1,0 

8,0 


281        480  ;      440;  15,000 
1     (von     i 

lao 

bis  I 

1,200; 


531,7;        86,s     421,7       23,8 


*)  Aubserdem  Wälder  Aoa  Bergdepartementa  mebr  alü  1  31111.  Desjat. 
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1 

'        Die 

Die 

DaTon  gehören 

Die        ^I>«' 
durch-     ^n«;^- 

Die 

im  Jahre 

Auf  der 
ganzen 

Bezeichnung 

;l  Geäaromt- 

Die 

Wald- 

Hchnitt-  '«chnitts- 

1888 
in  den 

zur  Ab- 
holznng 

liehe 

Ver- 

der 

1 

'  flftche  in 

Bevöl- 

flache 
in  Des- 

der 
Krone 

Be- 
sitzorn 

Kom- 
munen, 

Bmtto- 
£in- 

kaufs- 
preis pro 

Krons- 
forston 

gekom- 
menen 

GonTemements 

/  Quadrat- 

ji 

kerung 

jatiueo. 

(Privat- 

den 

nahmo 
von 

Desjau 
Wald  in 

durch 
Kahlhieb 

Wald- 
fliiche  er- 

und 

!      Werst 

in  Tau- 

wobei jede 
Einheit 

per- 

Baaern 
n.  A. 

1  Deig. 
Kroos- 

d.  Krons- 
forsten 

abge- 
holzte 

wies  sich 
an  Holz- 

Kreise 

auB- 

1 

[1  gedruckt 

senden 

Tausend 
bedeutet 

DfisiaiinAn  !n  T&nfl»ndAn 

wald- 
flSche 

und  seine 
Schwan- 
kungen 

Flftche 

betiug 

ia 

material 

in 
Knbik- 

1 

■1 

^^  wj  i*wJ  aj 

1 

t 

Kop. 

Rbl. 

Desjat. 

faden 

38.  PolUwa. 

1 

1 

I                I 

'                1 

1.  Gadjadsch . . 

'       2,162 

159 

17,8 

1.» 

7,» 

»,*A 

2.  Senjkow  . . . 

1,978 

137 

21,9 

0,. 

10,7 

10,6 

3.  SolotoDosch 

|,       3,889 

215 

14,4 

0,« 

9,4 

4,4 

4.  Kobeljak . . . 

3,227 

234 

11,^ 

0,. 

5,0 

6," 

5.  Konstanti- 

1 

' 

nograd  . . 

5,342 

180 

12,1 

— 

7.4 

•              4-  7 

' 

6.  Kremen- 

tschug . . . 

'       3,013 

223 

7,^ 

1,' 

2,8 

2,.| 

7.  Lochwiza. . . 
R.  Tiuboy  . .    . . 

'       2,321 
'       2,060 

145 
125 

20,4 
10,1 

0,7 

1,' 

12,1 

4,8 

7,«! 
3,el 

'  330       500 
l    (von 

125    2,500 

[K  Migorod 

'        2,337 

142 

14,6 

0,1 

8,6 

6,. 

100 

1              ■    * 

. 

10.  Perejaslaw. . 

j:       3,595 

178 

36,8 

5,« 

21,1 

10,7 

'      bis 
'    1400) 

11.  Pinatin 

12.  Pultawa  . .    . 

il       2,872 

154 

8,6 

^^^ 

6,8 

2,« 

2,978 

215 

20,8 

3,. 

16,8 

1,« 

i:^.  Priluka  . . . . 

2,877 

196 

20,6 

1,' 

14,8 

4,7 

14.  Romny 

1.5.  Chorol 

2,285 

195 

21,3 

0,8 

13,0 

8,0 

' 

( 

2,909 

155 

5,8 

— 

9  9 

2,» 

Summa  . . . . 

!      43,845 

2,653 

242,8 

17,1 

142,1 

83,6 

■ 

■ 

34.  Mcow. 

1 1 

1 

1 

1 

1 

1 

1.  Welikieluki. 

4,173 

101 

147,8 

'        15,0 

112,8 

20,0 1 

1 

1 

2.  Noworshew  . 

3,248 

94 

91,4 

1,« 

74,6 

16,1 

1 

3.  Opotshka. . . 

4,070 

115 

119,6 

12,0 

92,6 

15,0 

4.  Ostrow .    . . , 

4,357 

144 

103,8 

20,1 

60,8 

22,.| 

-      AP.  \       1.^0 

400  11.000 

5.  Porchow  . . . 

6,046 

154 

151,1 

10,8 

126,9 

"•«if         !    (V» 

Jb  \^  V^           -^   Jfc  9  ^^  ^^  ^^ 

und  auf  ;      und 

6.  Pskow 

5.127 

203 

115,6 

37,5 

47,8 

ao,«             50 

2000     ;     2000 

7.  Toropez  . . . . 
S.  Cholm  .    . . 

5,222 
'        5,713 

69 
69 

236,5 
219,9 

5,« 
24,6 

209,8 
166,6 

21,6                  •>>• 

28;7        ^> 

wurde   ]  worden 
geplttn-  ;  ausge- 
tert       pUntert 

Summa. . . . 

1      37,956 

949 

1,184,» 

127,0 

890,6 

• 

167,4| 

36.  msMiL 

i' 

1 

• 

1 

1.  Dankow 

2,204 

114 

28,7 

18,. 

6.8 

4,8 

2.  Jegoriew  . . . 

3,471 

138 

142,7 

71,> 

36,9 

34,7 

1 

3.  Saraisk  . . . . 

'       2,399 

128 

44,8 

1,' 

19,4 

23,8 

i.  Kasimow  . . . 

4,992 

170 

229,» 

59e 

143,8 

26,8 

5.  Michailow  . . 

2,579 

151 

9,7 

«,4 

1,3 

6.  Pronsk  .    . .  . 

7.  Uanenbiirg  . 

2,113 
2,702 
2,562 

115 
147 

12,5 
13,8 

1,' 

7,^ 

5,9 

5,1 

6,8 

•     88 ;      250 

(von 

1,190 

34,00() 

8.  Rjask 

135 

25,4 

2,» 

21,4 

1,' 

100 

9.  Rjasan 

3,898 

204 

154,7 

49,7 

84,9 

20,1 

bii 
Qeu\\ 

10.  Saposhkow  . 

3,653 

157 

73,3 

16,4 

43,9 

12,9 

1 

aw} 
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Bezeichnnng 
der 

OoQTememetttg 

und 

Kreise 


Die 
Ocsammt- 
flAche  in 
Qaadrat- 
Werst 
aas- 
gedrQckt 


Die 
Bevöl- 
kerang 
io  Tau- 
senden 


Die 

Wald- 

flttche 

in  Des- 

jatinen, 

wobei  jede 

Einheit 

Taasend 

bedeutet 


Daron  gehören 


der 

Krone 


Be- 
hitzern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 
Bauern 

u.  A. 


Desjatinen  in  Tausenden 


"T 


Die 
durch- 
schnitt- 
liche 
Bratto- 
Ein- 
nahme 

von 
1  Desj. 
Krons- 
wald- 
flftche 

Kop. 


Der 

DuTch- 

sehnitts- 

Ver- 

kanfs- 
preis  pro 

Deigat. 
Wald  in 
d.  Krons- 

for^ten 
und  seine 
Sehwan- 

knngen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 

j     1888 
!  in  den 
,  Krons- 
forsten 
'    durch 
Kahlhieb 
abge- 
holzte 
:  Fliehe 
betrug 

in 
Deqai. 


I 


I  Aaf  der 
j  ganzes 

'  ZOT  Ab- 

'  hol /OS? 
'  gekom- 
m<»nea 
Wald> 
fl&che  er- 
wies si-  H 
an  Holz- 
material 

in 

Kabik- 

faden 


11.  Skopin 

12.  Spassk 


2,435!     169 


3,836 


Summa. . .  ?}     36,844 


156 


17,s 
111,«| 


3,2 

30,2 


7,» 
59,6 


'I 


1,784      863,8 1      253,8     445,7 


86.  SaiBAra. 

1.  Bugnljma  . 

2.  Bagruslan  . 

3.  Bnsuluk . . . 

4.  Nikolajew  . 

5.  NowoQsensk 

6.  Samara  . . . 

7.  Stawropol  . 


10,803 
17,069 
22,427 
28,197 
34.586 
13,155 
10,477 


267 
327 
452 
439' 
363: 
306 
258 


296,6 
241,71 
257.7! 

38,0' 

51,3, 

73,3, 

147,2, 


140,4 

62,4| 

106,41 

3.9' 

31,8; 

51, 3l 


21,8 


164,8 


61,4 

74,1 

83,7, 

16,2 

26,9| 

23,«: 

72,  i' 


39         60     1,970  31,0tK» 

(Ton 

80 

bie 
600) 


Samma.....    136,714' 2,412:   1,106,8       397,ö 


87.  St  FetenbnrgJ 

1.  Gdow 

2.  Lofiha 

3.  Nowo- 

Ladoga . 

4.  St.  Peters- 

burg . . . 

5.  Peterhof  . . 

6.  Zarskoje 

Selo .... 

7.  Schlüssel- 

burg .    . 

8.  Jamburg  . . 


I 


358,0  1    351,3! 


I 


7,741.     119 
8,956'       99 

7,651  i       86 

1,7:M  1,001 
2,410      111 

3,782-     116 


3,401 
3,527 


47 

681 


295,0  i 
342,41 

392,8 

70,7 
68,7' 

176,8; 

I 

179,8 
164,6: 


80,9 

48,8 


184,3'; 

266,11 


29,8  j 
27,5 


96,4     231,1       65,3 


0,41 


61,2, 

60,8 ' 


8,4 

7,5 


I 


61,31    102,3;      13,:: 


p.   I 


41,4i     127,1 
26,01    130,7 


11,3 

7,»l 


55 


150 

(Ton 
50 
bis 
600) 


1,400  |46,00l> 


Summa 39,202;  1,646!   1,690,8       356,311,103,«     170,9 


88.  Saratow. 

1.  Atkarek  . . . 

2.  Balaschow . 

3.  Wolsk  . . . . 

4.  Kamyschin 

5.  Kusnezk  . . 

6.  Petrowsk  . . 

7.  Saratow . . 

8.  Serdobsk  . . 

9.  Chwalynsk. 
10.  Zaryzin  . . . 


11,000 
10.441! 
4,939' 
10,912 
4,62i:< 
6,5l0i 
7,01s 
6,477; 
5,520; 
6,795 1 


266 

273 

188 

312 

161 

216 

286 

200: 

19l! 

128 


95,8 

68,2' 

103,1; 

70,7 1 

91,11 
152,41 

51,8i 
138,8; 

26,11 


0,7, 
12,5 

61,0 

13,4 

10,0 

—        I 
51,8' 


80,6; 
45,6' 
68,61 
22,9 
98.1 

41,8 

105,6 
41,6 

42,0  i 

10,6' 


14,0  H 

21,81 

22,0 
43,8, 

25,9 1 V 

35,u' 
36,8, 

9,h! 

45,0' 


74 


100 

(ron 

30 

bis 
500) 


880   21.00f' 


Summa ;      71,246:2,221;      982,o       156,4'    557,8     268,3 


—    55    — 


Bezeichnung 

der 

GouTemementB 

nnd 

Kreise 


Die 
Oraammt- 
flUcbe  in 
Qaftdrat- 
Wemt 
auM- 
gedrUckt 


Die 
BevOl-  ' 


Die 
j  Wald-  , 
I  fluche  ' 
in  Dea-  \ 
kerunt;  jatinen,  | 
inTan-l'^obeijede' 
Einheit 
Taugend 
bedeutet 


DaTon  gehören 


der 
Krone 


senden  t 


Be- 
sitzern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 
Banern 

n.  A. 


Deajatinen  in  Tanseadon 


Die 
darch- 
schnitt- 

liche 
Brutto- 

Eio- 
nahme 

von 
1  Deiij. 
Kron^;- 

wald- 

fllehe 

Kop. 


Der 
Dnrch- 
Ischnitts- 
;     Ver- 
I    kaufs- 
tprein  pro 
;  DeHJat. 
j  Wald  in 
d.  KrODS- 
I  forsten 
'und  seine 
I  Schwan - 
I  knngen 

I     Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
j  forsten 
I    durch 
;  Kahlhieb 
I    abgo- 
I   holzte 
!  FlAche 
betrug 

in 
Deqjat. 


Auf  der 
ganzen 
xnr  Ab- 
holzung 
gekom- 
I   menen 
Wald- 
fläche er- 
'  wies  sich 
'an  Holz- 
material 

in 

Kttbik- 

faden 


T 


89.  Simbirtk.     |i  I 

1.  Alatyr j  4,832!  lC5i  29,ei        10,o 

2.  Ardatow 3,973]  202  31,8|  — 

a.  Buin I  4,768  175'  41,»         22,8 

4.  Korsunj    . . .'  6,678;  227  133,8,  — 

5.  Kurmysch  . .  3,787  155  83,6         65,o 

6.  Sengilejew . .  5,408  151  75,8  - 

7.  Simbirsk  . . .  6,039  211,  69,a,  —      , 

8.  ÖvRran 8,016.  243-  189,ß;  — 


I 


17,» 
30,», 

9,6 

126,7' 
13,8 
68,8 1 
64,8, 

176,« 


1,« 
0,» 

9,6 

7,1 

7,0 
5,0 

12,7 


94 


80 

(von  30 
.  bis  300) 


510     8,000 


Summa 43,491'  l,629i      654,»! 


40.  flmolenik. 

1.  Bjelgi 

2.  Wjasmo  . . . 

3.  Gshatsk  . . . 

4.  Doragbusch 
i^.  Duchowsch- 

tschina 

6.  Jeljnina  . . 

7.  Krasnin  . . 

8.  Poretschie 

9.  Rosslawl  . 

10.  Smolensk. 

11.  Sytschew. 

12.  Juchnow  . 


9,675 
2,723 

3,448, 
3,358' 

3,709 
4,319 
2,404 
5,097 
5,504' 
2,824i 
2,559 
3,594 


119 

88 
116 

88 

91 
119 
84 
98, 
149 
115 
102 
109' 


445,0 

81,s 

71,8 

140,2 
145.6 

100,6 

78,8 
233,1 
203,7 
95,4 
39,3 
95,9 


Summa.    . 

41.  Tanrin. 

1.  Berdjansk  . 

2.  Dnjcprowsk 

3.  Eupatoria  . 

4.  Melitopol . . 
ä.  Perekop . . 
6.  Öimferopol 

I .  «iaita . .    ... 
8.  Theodosin  . 


49,214' 1,2781   1.790,"       1 10,^1 1,461, o'    227,s. 


7,707, 
1 1,401  j 
.^1,0401 
11,729 
5,112' 
4,420; 
1,465 
6,204 


2551 
152, 

45 
285 

32, 
145 

44 

las 


2,0 

26,6 

0,1 

91,4 

115,4; 
99,7 


0,9 

13,0 


29,4l 
21,4! 
20,7 1 


0,.: 

7,7. 

55,= 
49,  r 
56," 


0,7  1 

5,»l 

I 

( 

4,J 


36 


40'  1,563       - 


6 
22,r«J 


(von  12 
bis  700) 


Summa....,      53,07811,061:      339,«i        86,4!    169,6!      HU 


48.  Tarnbow. 

1.  Borisoglebsk 

2.  Elatjma 


6,516i 
3,571! 


259, 
172! 


43,3' 
104,«! 


17,2' 


21,7 

78,p! 


19,8 

7,» 


—    56     - 


Beieichnmi; 

der 

ftouTemements 

und 

Kreise 


Die 
Gesammi- 
fl&che  in 
Qaadnt- 
Werst 
aus- 
gedruckt 


T 


Die 

Wald- 

flAche 

in  Des- 

jatinen,  [ 

in  Tan-  wobei  jede  i 

Einheit 

Tansend 

bedeutet 


Davon  geboren 


Die 
BeTOl- 
kernng 


senden 


der 

Krone 


'      Be-     ,    Kom- 
aitzem  I  mnnen,  ; 


(Prirat- 
per- 


den 
Banem  ' 


sonen)  i    u.  A. 


Desjatinen  in  Tausenden 


Die 
dnrcb- 
Bchnitt- 

liche 

Brntto- 

Ein- 

nahme 

▼on 

1  Des). 

Krons- 

wald- 

fliehe 

Kop. 


Der 
Durch- 

Schnitts-! 

Ver-     I 

kaoffi-  I 

preis  pro> 
Deajat  1 

Wald  in  ! 

d.  Krons- 
forsten 

and  feine 

Schwan- 
kungen 

~RbI~ 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Erons- 
forstcn 
dnrch 
Kahlhieb 
abge- 
holzte 
Fliehe 
betrag 

in 
Desjat 


Anf  At 

ganzen 

zur  Ab- 

holzQu; 

gekom- 

meneL 

Wald- 

fllcheer 

wies  «icfa 

ao  fioh- 

materia! 

in 

Kabik- 

faden 


3.  Rirsanow. 

4.  Koslow . . . 

5.  Lebedjan . 

6.  Lipezk  . . . 

7.  Morschansk 

8.  Spnssk  . . . 

9.  Tambow  . 

10.  Temnikow 

11.  Usmani  . . 

12.  Schazk... 


6,034 
6,889 
2,939 
2,940 
5,911 
3,573 
8,511 
4,702 
4,126 
3,801 


Summa 

48.  Twer. 


58,513  2,609 


252 
345 
146 
156 
2711 
122- 
370 
147 
200 
169 


42,8 
46,1 
32,7 

33,8; 

154,41 

183,.V 
98,«- 

233,6 
29,1 
96,» 


2,0 

14,2 
12,T 

16,8 

68,5 
136,s 

55,8 
109,8 

22,1 


26,5; 
11,« 

3,8 

72,s 

21,8 

25,4 
109,6' 

2,9 

92,7 


1 .  Besbedsk  . . 

2.  Weäjegonsk 

3.  Byschnewo- 

lozek 

4.  Subzow  . . . 

5.  Kaljasin . . . 

6.  Rascbin  . . . 

7.  Kortschewa 

8.  Nowotorsbok' 

9.  Ostaschkow 

10.  Rabew 

11.  Stariza 

12.  Twer 


7,3721 
6,171 

8,149! 
2,610 
2,704, 
2,623 
3,811' 
4,602 
7,624, 
3,714 
3,963 
3,495; 


229 
142 

161j 

107, 

122i 

127 

117| 

147! 

112; 

136. 

1391 

145 


1,097,9 


242,8 

229,7  j 

! 

309,9! 
55,6. 

47,4! 
105,8! 

126,6! 

286.5 
S5,9 
87,3l 

149,0. 


456,4l    476,0 


14,8 

20,1 

11,8 
13,7 
13,7 

25,0 

17,9 
14,2 

3,8 


127 

150 

2,840 

fTonSO 

and  aaf 

bis  800) 

42,000 

warde 

gepUn- 

t«rt 

37,001) 

und 

30,000 

auage- 

pllntert 


77,2 
67,71 

69,9 

3,«', 
0,1 1 

12,2 

3,0, 

45,6! 

0,h' 

15,5 

43,7 


125,1' 
133,1' 

186,1' 
47,1 
32,7 

28,6 1 
67,31 
92,4. 
190,71 
66«: 
54:«: 

56,51 


165,51 


40,5 
28,9! 

53,9 

8,4 

12,7 

18,7 

26,8 

31,2 

50,2, 

18,8| 

17,2: 

48,8 


32        150 

' (von  60 
bis  600) 


570 

und  auf 

11,000 

wurde 

gepUn- 

fert 


20,001^ 

und 
80.000 

wnrdm 
aaage- 
pUntert 


Summa II     56,S38'  1,684    1,775,6:      339,5|  l,()8l,ol    355,i! 


44.  Tala 


1 .  Alezin 

2.  Bogorodizk 

3.  Belew  . . . 

4.  Wenew . . 

5.  Epifan  . . 

6.  Efremow 

7.  Kaflchir  . 

8.  Rrapiwinsk 

9.  Nowosilsk 

10.  Odojewsk. 

11.  Tula 

12.  Tschernj  . 


1,743 

2,745! 
1,533 
2,201 ! 
2,094; 
3.624 
1,723 
1,9-23 
2.890 
2,0121 
2,098i 
2,619 


89! 
160. 

821 
115' 
119, 
159' 

8li 

981 
137 
106 
159 
106 


37,5; 
12,1 1 

28,i! 

19,8! 
6,31 
15,8 

20,7 
9,0 
19,2' 
40,0, 
59,6 

16,6 


3,0 


0.«' 


9,8 1 

.     27,0- 


Snmma jl     27,205  1,411'      2K3,7i        40.4 


31,8 

10,0 
23,3 

14.8 

6,0 

10,4 

18,7 

8,6, 
13,9, 

2ö,8i 

27,7! 

14,8, 


5,7:1 

2,1 1 

4,8l 

0,31 

4,8! 


2,0 

0,4 

5.3J 

«^  ,0 


>   500        700        270  |12,0CK) 


(▼on 

300 

bis 

1.100) 


205,8  i      38,0 1 


57     - 


Bezeichnmig 

der 

GouTemeinents 

und 

Kreise 


Die 
Oeaamrat- 
flftche  in 
Quadrat- 

Werst 
aus- 
gedruckt 


I    Die 
1  BeTOl 


Die 
Wald- 
flttche 
in  Des- 


DaTOn  gehören 


I 


I '--  I 

kernngj   jatinen, 

wobei jede 

Einheit 

Tausend 

bedeutet 


in  Tau- 
senden 


I 


Be- 

Kom- 

der 

sitzern 

munen, 

Krone 

(Privat- 
per- 

den 
Bauern 

sonen) 

u.  A. 

De«jatinen  in  Tausenden    ' 


Die 
durch- 
schnitt- 
liche 
Brutto- 
Ein- 
nähme 

von 
1  Deej. 
Krons- 
vald- 
flftche 


I     Der 
I  DuTch- 
sehnitts- 
'    Ver- 
Icaufs- 
preis  pro 
Desjat. 
Wald  in 
d.  Krons- 
forsten 
und  seine 
Schwan- 
kungen 


Kop. 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
forsten 
durch 
Kahlhieb 
abge- 
holrie 
FlILche 
betrug 

in       i 
Desjat  i 


Auf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
holzung 
gekom- 
menen 
Wald- 
flftcho  er- 
wies sich 
an  llolz- 
matorial 

in 

Knbik- 

faden 


45.  Ufa. 

1 .  Belebej 

2.  Birsk 

3.  Slatoust , . . .  I 

4.  ISIenselin  . . .  j 
y.  Sterlitftniak . 
ö.  Ufa 1 


19,475; 

21,630 

19,367 

11,041, 

18,691 

16,408' 


360 
423 
155 
:J46 
289 
300 


689,0 
1,090,7 
504,5 
409,H 
855,7 
1,165,'. 


175,2 
53  3 
16,'i 

98,» 
58,K 
15,1 


223,0 
238,7 
144,0 
99,1 
352,1 
864,3 


It 


Summa....'    107,212  1.873j   4.716,s 


16 


70 

(von 

35 

bis 
500) 


680  19,000 


417,5*)  l,921,2l2,377,ßj 


I 


36.  Charkow. 

1.  Achtyr , 

2-  Bogoduchowi 

3.  Walkow.... 

4.  Woltßchansk, 

5.  Smiew 

6.  Isjum ' 

7.  Knpjansk. . . 

8.  Lebedinsk  . . 

9.  Starobelsk . . ' 

10.  Sumy 

11.  Charkow  . .  . 


2,442 
2,7671 
2,1431 
3,5041 
4,893: 
6,791 
6,070 
2,723, 
10846! 
2.80r 
2,905  > 


132! 

131! 

125; 

156 

218 

248 

2121 

157i 

343 

206 

326! 


49,2! 

35,1 
38,9i 
32,7, 

54,11 

89,a 

30,9' 

42i.: 

44,9, 
53... 


4,0 

1,8 
1,3 
5,8 

23,9 
13,« 

9.5 

1,' 
'>  9 

0,4 

2,6 


30,4; 
20,0 
25,3! 
21,1 

13,41 

53,0 

l,Ol 
31,H| 
lf»,o 

38,s 
25,4 


14,« 

13,8 
12,8 

6,3 
16,« 
22,6 
14,4 
10,«! 
20,0; 

6  "' 
25  9I 


400       600 1      490  21,000 


(von 

250 

bis 

1,500) 


Summa 1      47,885'  2,254; 


47.  Chenon. 

1.  Alexandria  . 

2.  Ananjew  . . . 

3.  Elisabetgrad 

4.  Odessa | 

5.  Tiraspol 

6.  Cherson 


8.621 

7,845| 
13,962, 
8,567 
6,301 1 
16,817 


327 
187 
470 
412 
195 
436 


Summa '      62,213' 2,027 


516,0 


34,  H 
29,2  i 
16,61 

9,0! 
24,0: 
36,«  I 


(^(iy>  284,7 


26.0 

9,4 

8,0 
8,3 

4,7 


20,«; 
6,a; 

0,4 
12,9 

29,4 


104,« 


1,* 

(),s' 

0,«! 


0,6 
2,8 
2,7 


f 


271 


500 
(▼on 
50 
bis 

1,500) 


zusammen 

mit 
He^t^arabiea 

1,08017,000 


160,3'    64,5 


48.  Tseheniigow. 

1.  ßorsua 

2.  Gluchow  .    . 

3.  Gorodujansk 

4.  Kosclez 

5.  Konotop .    . . 

6.  KroleweK  . . . 


\. 


2,464. 
2,7l7i 
3,528 
2,726 
2,118 
2.367 


13«: 
130| 
127, 
1191 
140, 
118' 


äO,5  ' 

55,4! 

76.6 

20,91 

13,7 

47,2 


2,« 
14,4 

0,9 

3,« 
11.« 


7  ff 


10,2 

43,9, 
56,0 

12,6| 

4,6' 

22.yi 


8.6, 


12,«| 
8,91 
6,2  j 

0,8! 
1*>  3! 


•)  Ausserdem  Wilder  des  Bergdepartemcnt«  ca.  402,000  De«j. 


J 


—    58    — 


Beseichnnog 
der 

GonTernemonts 

und 

Kreise 


Die 

Gesammt- 

fläcbe  in 

Quadrat- 

Werst 

aus- 
gedrückt 


Die 
Bt'völ-  ' 
keroiig 


Die 
Wald- 
fläche 
in  Des- 
jatinen. 


DaTon  geboren 

<    Korn- 


Be- 


in Tau-  wobei  jede, 


der 
Krone 


t 


Die 
dnrcb- 
schnitt- 

licbo 
Brntto- 


sitzern      manen,  1     Ein- 

,^  nahm« 

den     1     y^^ 


»enden 


Einheit 
Tausend 
bedeutet 


(Priyat- 

per- 

ü>o»en) 


Bauern  ;    i  Deaj. 
u.  A.       Krons- 
wald- 
flacbo 


Desjatinen  in  Tausenden 


Kop. 


Der 
Durcb- 
äcbnitts- 
Ver- 
kaufi;- 
preid  pro 
Dei<jat. 
Wald  in 
d.  KrouH- 
forsten 
und  seine 
Schwan- 
kungen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
188S 
in   den 
Krons- 
formten 
durch 
Kahlhieb 
abge- 
holzte 
Flaobe 
betrug 

in 
Deejat. 


Auf  <i^T 

rar  A>»- 

hot/.upg 

geiom- 

ineiieix 

Wald- 

fllch*  ei- 

vries  sich 

an   Hol?- 

material 

in 

Kobik- 

faden 


7.  Mglin 

8.  Nowgorod- 

Sewersk  . 

9.  Nowosyb- 

kowsk 

10.  Neshin 

11.  Oster 

12.  Sosnizy  .... 

13.  Starodiib  . . . 

1 4.  Surash 

15.  '^Fscheniigow 

Summa. . . . 
48.  Eithland. 

I 

1.  Wesenberg  .; 

2.  Weissensteiii 

3.  Hapsal ' 

4.  Reval 


3,320|     1251        03,9 


3,417 

3,355 
2,5111 
3,991 1 
3,776 
2,892 
3,635; 
3,227 


127 

165 
163 
119 
143 
157 
1571 
14ir 


79,« 

57,6: 

20,9 

148,41 

93,ö 

56,2; 

71,0' 
29,0' 


5,0 

2,9 

0,1 

139,7 

15,1 

0,1 

14,8 


54,6 
65,7 
49,4 

11,0 

7,2 
71,6 

44,1 
47,5 
20,s 


9,8 

8,5 
5,3 1 

1,5! 

6,0, 

12,0 : 

8,7 : 

-,6|/ 


i« 


200       400  1  9.0tHi 

(von 
100 
biii 
600} 


46,04412,075       857,i;      217,4,    521,5i    118,2 


5,629 
2,523  i 
4,12« 
5,027  i 


114 
52 
^0 

141 


165,« 
51,« 
60,7 

97,« 


<) 


l,«i 


158,0 

47,0 
57,0 
84,3 


5.8  \ 

4,«l 

3,7:/ 

12,2  I 


zusaminon 
mit  Livland 


GS 


200        7S5|17,5nc.» 

(▼on  60    1.  uf  3M«  i  ■.  UM  wH 
bis 400^  I  Rfplinlcrf  '  «ran« 


Summa 17,307i     387       375,« 


60.  JiroBlaw. 

1.  Dauilow.    . . 

2.  Ljubim 

3.  Mologa 

4.  Mvscnkin. .  .1 

5.  Poschechoniei 

6.  Pomanow- 
Borisoglebsk , 

7.  l'ostow 'l 

8.  Rybiiisk 

0.  Uglitsch 

10.  Jaroslaw  ... 

I 

I 

Summa. . . . 

Im  Ganzen  in  j 
den  50  Gou-  [  4 
vernements.  ) 


1,885 
2,734 
4,438 
2,164 
5,234 

2,637 
3,745 
2,366 
3,038, 
2,988 


74 
71 

115 
91 

106 

77 

160 

93 

107 

15G 


<1,4: 
108.Ü 

198.1 

48,2 

233,4! 

89,0' 
102,1 

96,1 
103,0, 

79,1' 


3,5 

346,3 

20,0; 

12,8 

44,6 

1 

14,r.  J 

10,« 

85,6 

12,2 

38,1 

140,4 

19,6; 

3,0 

29,0 

15,3 

62,2 

135,5 

35,7 

2,« 
28,8 

25,« 

11,« 


65,0 
54,» 

51,9 

61,4; 
52,4 


21,1 

18,'. 

18,4! 

24,7; 

14,9; 


26 


130 

(von  40 
bi8  300} 


280 

und  auf 
1,000 

'^OplftU- 

tert 


5,0CH' 

und 

ti.OOO 

VT  Q I  dm 

plUnlt-r 


31,229.1,050    1,129,0       212,-     721,6,    195,3 


149,599i    M,I25 


lil,406,4i    1I6,383,9J  41,003,6,  U,033,9: 


*) 


')    ' 


*)  Ausserdem  Wlllder  des  Bergdepartemeuts  1832,»  Deajat. 
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Beieichnnng 

der 

GouTemements 

und 

Kreise 


Die 
Gemnmt- 
fllche  iu 
Qaadrat- 
Werat 
aus- 
gedrückt 


Die 

Wftld- 

I     flUcho 
Beyöl-     in  d^_ 

jatinen, 
wobei  jede 
Einheit 
Taneend  i 
bedeutet  i 


Die 


kernng 
in  Tau- 
senden 


Davon  gehOren 


der 
Krone 


Be- 


Kom- 


sitzcrn  |  moneii, 
(Priral-  }      den 
per-     :  Banern 
sonen)  '    u.  A. 


Deejatinen  in  Tansenden 


Die 
dnrcli- 
schnltt- 

liehe 
Brutto- 

Ein- 

nahme 

von 

1    DOKJ. 

KroDs- 
wald- 
flftche 


Der 

Dnrch- 
Bchnitts- 
Ver- 
kaafM- 
preis  pro 
Desjat. 
Wald  in 
d.Krons- 
forsten 
und  seine 
Schwan- 
kungen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
in  den 
Krons- 
I  forsten 
I    durch 
I  Kahlhieb 
i    abge- 
holzte 
Fliehe 
betrug 

in 
Defijat. 


Anf  der 
gan/.eu 
zur  Ab- 
hohaug 
gekom- 
menen 
Wald- 
flache  er- 
wies sich 
an  Holz- 
materia) 

in 

Knbik- 

faden 


II    Das  Weichsel- 
Gebiet. 

1.  Wartehan. 

1 .  Blonsk 

2.  Warschau  . 

3.  Wloclawek 

4.  Gonio- 

Kalwar 

5.  Gostynin  . 

6.  Grocz ... 

7.  Kutiiow  . . 
S.  Lowitfich  . 
I>.  Neschaw  . 

10.  Nowominsk 

11.  Kadymno. . 

12.  Skemewize 

13.  Socbatechew 


949 
1,317 
1.144 


1,054 

1,467 

805 

1,060 

1,126 

1,200 

1,036 

671 

932 


78! 
559; 

82 


79 

101 ! 

75, 
77 
74' 

81 1 
58 
45! 
67! 


16,6 

30,8 

21,«; 

9,11 
24,3 
25,6 1 

11,0, 
10,6 1 

22,H 
33,0 1 

ll,6l 

20.7, 


1,« 

5,9 
11,7 


7.S 

4,« 

0,3 

1>« 

1,«| 

9,0, 


Angaben  Über 
die  VertheiloEg 
der  Wttlder 
zwischen 
Besitzern 
(Privatpersonen) 
n.  Oesellschaften 
sind  nicht  vor- 
handen. 


400       '400       400       - 

(von  I 

100  I 

bis 

2,000) 


Summa..    .       12,760l  1,376|      248,6 


2.  Xaliseh. 

1.  Welunj  . . . 

2.  Kaiisch  .    . 

3.  Koli 

4.  Konm 

5.  Lentschiza 

6.  Slupezk  . . . 

7.  Serads  . . . . 
K  Turek 


1,847 
1,258 
1,1161 
982; 
1,156 
1,046 1 
1,353, 
1,204) 


124 

112 

94 

81 
107 

78 
119 

91 


43,5! 
20,ö| 
20,0, 
15,» 

11,6* 

14,01 

28,4  •■ 

19,3,1 


46,0, 


11,8  ! 

I 

4,'; 

0,3     Mittheilangeu 
;-l  1'  fehlen. 

"8,.: 


i   240       500        115     3,500 

(von  50 
bis  700) 


Summa 9,962,     806       173,«         31,5 


3.  Ke^ie. 

1.  Andrej  ew 

2.  Wlosch- 

tschow. 

3.  Keljze  . . . 
1.  Mechow . . 

5.  Olkusch  . . 

6.  Pintachow 

7.  Stopnizy  . 


1,116,       67;        25,7| 


1,2181 
1.677, 
1,204: 
1,235; 
1,014 
1,404 


66, 
1071 

98 
105 

99 
119 


37,7 
67,3 
16,ö 
28,e 

9,3 

24,7 


6,6j 

49,7, 

2,9 
11,3| 

0,:. 
7,* 


Mitiheilaugen 
fehlen. 


33        200,      315;     - 
(von     1  I 

i    120    ; 

!      bis 
I     500) 


Summa .        8,868!     661       210,i!        83,3 


—    60    — 


Bezeichnung 

der 

OonTcrnements 

und 

Kreise 


Die 

Gesainmt- 

flH4:be  in 

Qnadrat- 

Werst 

an»- 
gedrttckt 


Die 
BeTOl- 


Die 

Wald- 

flftclio 

in  Des- 

kerang  >   jatlnen, 

in  Tau-  wol>eijo<le 

,         Einheit 
■enden    _ 

Tausend 

bedeutet 


DaTon  gehören 


der 
Krone 


>      Be- 
BÜzerQ 

:  (Privat-  j 
per-     ! 
soaen)  i 


Kom- 
munen, 

den 
Banern 

n.  A. 


Die 
dnrch- 
schnitt- 

liehe 
Brntto- 


ächnitte-j     jggg 

J«-       in  d«n 
kaufa-  I  Krona- 


Anf  der 
gaazeo 
aar  Ab- 
boIzoBg 
gekom- 
Ein-     ,P"".P/°    forsten      menen 
nähme  '.P^J*?-  ''    <lnreh    •  Wald- 
von       ,  r^  *"   Kahlhieb  fliehe  er- 


Deajatinen  in  Taasenden 


1  De^'. 

Krons- 

wald- 

fl&che 

Kop.    I 


d.Kron8-. 

forsten  ' 
nndseinel 
Schwan-: 

knngen  > 

Kbl.     ; 


abge- 
holzte 
Fliehe 
betmg 
in 


wies  sich 
an  Hoh- 
material 

in 
Enbik- 


Dosjat.  i    faden 


4.  Lomaha. 

1.  Kolno  

2.  Lomsha  .... 

3.  Masowez  . . .  I 

4.  Makow 

5.  Oßtrow 

6.  Ostrolensk . . 

7.  Pultus 

8.  Schtschu- 

tschin  . . . 


Summa 


6.  Fetrokow. 

1.  Bendin 

2.  Bresin 

3.  Lask 

4.  Lods 

5.  Nowora- 

domsk . . . 

6.  Petrokow . . . 

7.  Uawa 

8.  Tschenßto- 

chau 


1.344 
1,590 
1,246 
1.013 
1,375 
1,424 
1,341 


71 
107' 
70 
55: 
77 
70 
84 : 


30,9 
24,0 

10,1 

26,7 

39,7' 

36,31 

36,2! 


1,274:      59         26,2 


Summa I     10.607 


5.  Ijublin. 

1.  Bjelgoraisk  .. 

2.  Grubeschew 

3.  Samostje  . . . 

4.  Krasuostaw. 

5.  Ljubartow . . 

6.  Ljublin 

7.  Xowoalexan- 

dria I 

8.  Tomaschew .; 

9.  Holm 

10.  Janow 


593       230,1 


23.71 

10>! 

5,9' 

Oti  -,'     Mittheilungen     i 
-°'^  fehlen 

26,.; 

13,«  i 


20,1 


V   1(H)       300 

(von  80 
biN  .WO) 


:v}5    6.5(10 


129,9 


1,501 
1,291 

87 

87 

37,1 

1,570 
1 .329 

93 
82 

44,2 
33,5 

1,200 
1,601 

78 
128 

34,4 
30,8 

1,492 
1,213 
1,866 

104 

80 

104 

46,^ 
29,9 
54,0 

1,726 

89 

42,4 

2.« 

3,. 

1," 
4,' 

0,. 

0,1 

10,4 

5,. 


Mlttheilungeu 
fehlen 


27  I      200  i 

(von  80  1 
,  bis  700) 


155    2,60(> 


14  789:     932       386,3' 


41,7 


1,201 

982: 

1,233 
825 


156i 

97! 

104: 

227. 


1,857  128 
1,831  154; 
1,141        70i 


30,9 

18.8 

23;« 

13,6 

50,0 
47,6 
16,1 


1,691      127,        41,0 


13,4, 
6,8 

6,3 

2,6 

I 

5,6l 

16.  ii 


19,0 


Itflttheilnngcn 
fehlen 


\   500       500  i 

(von  800' 
bis  1000) 


410.25,0(K) 


Summa 10,764  1,063       241,»         70,8J 
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BeKeichnnn; 
der 

GoiiTememeiits 

and 

Kreise 


Die 

Gesammi- 

flache  ia 

Quadrat- 

Werat 

aus- 
gedruckt 


Die 


Die 
Wald- 
flAehe 


Revöl-  :   j„  De^. 
kerung  I    jatinen, 

in  Tan-'**'<^^®' J*^*' 

,     I    Einheit   , 
seudcn    ^ 

Tausend  i 

I  bedeutet  I 


Davon  geh<}ren 


der 
Krone 


Be- 
sitzern 


Kom- 
munen, 


(Privat- ;      den 
per-     I   Bauern 
sonen)  j     n.  A. 


I     Die 
durch- 
sehnitt- 
;    liehe 
I  Brutto- 
I     Ein- 
I  nähme 
von 
1  Dedj. 
Krons- 
wald- 
flftehe 


Desjatinen  in  Tausenden 


Der 
Durch- 
schnitts- 
Ver- 
kaufs- 
preis  pro 
Desjat, 
Wald  in 
'd.  Krons- 
forsten 
und  seine 
Schwan- 
kungen 


Kop. 


Kbl. 


Die 

im  Jahre 

1888 

in  den 

Krons- 

forsten 

durch 

Kahlhieb 
abge- 
holzte 
Fliehe 
betrug 

in 
Desjat. 


Auf  der 
ganzen 
zur  Ab- 
holznng 
gekom- 
menen 
Wald- 
flftche  er- 
wies sich 
an  Holz- 
material 

in 
Knbik- 
faden 


7.  ?loxk. 

1.  Lipiiow  .... 

2.  Mlawa 

3.  Plonsk 

4.  Plork 

5.  Prasnysch  . . 

6.  Rypin 

7.  Serpez , 

><.  Zecnanowsk  ' 

'1 
Summa. . .  .'• 


1,469 
1.307 

80 
69 

26,2 
23.9' 

3,0, 
0,2 

1,259 

M61 

1,228 

73 
92 
61 

25.5 
12  o: 
23,4 

8,H 

3i 
16.3; 

1,086 
9571 

66 
65 

IvSl 

14,0 

l4 

1,080 

66 

14,7 

0,^ 

Mittheilungen 
fehlen 


} 


9,547'     572       157,8;        32,9| 


260 


200 

(von 

120  bis 

300) 


565 


17,000 


8.  Radom. 

1.  nsha. . . . 

2.  Koseniz  . 

3.  Kon  .... 


4.  Opatow  . . 

5.  Opotschna 

6.  Hadom  . . . 
T.  Sandomir 


1,584 
1.655 
1,665 
1.493 
i;628 
1,781 
1,049 


93 

991 
1011 
103, 

89 
106, 

89 


73,9! 
48.oi 
75.2, 
33,d; 
30,4, 
37,7: 
1d,3 


34,81 
26,8| 
20,ß 
11,0; 
0,01 

11,4. 
3.5; 


Mittheilnngen 
fehlen 


50 


200 

(von 

60  biß 

300> 


370 


Summa....'      10,855      680       314.41      108,7; 


9.  Snwalki. 

1.  Auguste w  . . 

2.  Wladislaw. 

3.  Wolkowyscbi; 

4.  Kaiwar .... 

5.  Mariampol. 

6.  Seine 

7.  Suwaiki  . . . 


1,779 
1,559! 
1,116: 
1,168 
1,914 
1.995 
1,294 


7ö 
78j 
721 
80| 

121 
95' 

100' 


69,o| 

35,7} 

6,7, 

l7,o: 

59,91 
66,8; 
12,2 1 


56,9 

22,0 

3,0 

15,8 

50  5 
46,9 

11,9 


Mittheilungen 
fehlen 


90 


300 

(von 
80  bis 
1000) 


530 


15,000 


Summa....'      10,826     624i      287,s,      207,4 


10.  Sedles. 

1.  Bjelsk ! 

2.  Wengrow. .  .1 

3.  Wlodaw....; 

4.  Garwolin  . . ./ 
.'>.  Konstant!-     i, 

now I 

6.  Lukow 

7.  Kadin , 


l,311i 
1476] 
1,900 

1,600 

I 

1,263! 
1,6561 
1,4091 


65! 

69! 

751 

103 

56 
85 
71 


19,51 

22,3! 
46,4 

43,8 

I 
22,7 

39,9' 

26.9I 


^4,8 

10,9 
1,« 

10,8 
1,' 


Mittheilungen 
fehlen 


i 


29 


150 

(von 

100  bis 

300) 


80       - 
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Bezeichniing 
der 

GouTemements 

Qud 

Kreise 


Die 
Gesammt- 
flache  in 
Qaadrat- 
Wergt 
aas- 
gedrttckt 


8.  Sokolow .... 

9.  Sedlez 


1,134 
1,131 


Die 

BöYÖl- 

keruDg 


Die 

Wald- 

fllche 

in  Dea- 

jatiueo, 


in  Tau-  wobei  jede 
Einheit 
Tausend 
bedeutet 


senden 


Daron  geboren 


der 
Krone 


Be- 

sitr.ern 
(Privat- 
per- 
sonen) 


Kom- 
munen, 

den 
Bauern 

u.  A. 


Desjatiuen  in  Tausenden 


Die 
durch- 
schnitt- 
liehe 
Brutto- 
Ein- 
nahme 

▼on 
1  Desj. 
Krons- 
wald- 
flache 


Kop. 


Der 
Durch- 

schnitts- 

Ver- 

kanfs- 

preiH  pro 
Desjat. 
Wald  in 

d.  Krons- 
forsten 

und  seine 

Schwan- 
kungen 


Rbl. 


Die 
im  Jahre 
1888 
!n  den 
Krons- 
forsten 
durch 
Kahlhieb 
abge- 
holzte 
Flache 
betrug 

in 
Desjat. 


Auf  der 
ganzen 
xnr  Ab- 
holrung 
gekom- 
menen 
Wald- 
flache er- 
wies sirb 
an  Holl- 
material 

in 

Kubik- 

fkdeo 


02] 
68 


20,3 

17,6 


Summa....!     12,580     654;      259,4 


Im  Weichsel-  \ 
gebiet  sind  \ 
im  Ganzen] 

III.  Kaukasus.  | 

1.  Baku |i 

2.  Dagestban.  .\^ 

3.  Elisabelbpol  !> 

4.  Sakatal  Bez.. 

5.  Kars  Geb. . .,! 

6.  Kuban  Geb.  i 

7.  Kutais ,1 

8.  Stawropol  . . 

9.  Tersch  Geb.. 

10.  'Hflis I 

11.  Tscheruo- 

mors  Geb. 

12.  P^riwan li 

i 


111,554 


7,960 


0,2, 
0,i; 


37, 4  i 


2,484,0       788,^ 


34,286 
25,119 
38,339i 
3,497, 
16,299: 
82,962 
30.764 
60;307 
52,034 
35,515 

4,646 
23,223 


735 
593 
730 
74 
163 
1,241 
923 
658j 
6921 
785 


430! 

278 

855 

140i 

137} 

1,713 

1,508 

20, 

384. 


429 

738' 

108 
1,713 
429 
6 
341 
543 


10 


Mittheilungcn 
fehlen. 


Summa ]  406,981 

IV.  Grossfürsten-! 
thum  Finnland. 

1.  Abo-Bjome- 

borg j  20,310 

2.  Waea '  33,521 

3.  Wyborg ....  26,758 

4.  Kuopio 29,906 

5.  Nyland 9,727 

6.  St.  Michel . .  |  12,706 

7.  Tawastus...:.  15,560 

8.  Uleaborg  .,.\'  137,553 


6,718 


Summa....!,   286,041,2,176:    18,705       — 


Der  Knbikklafter  ist  zn  220  Knbikfass  fester  Uol/.masüe  angenommen. 


NO-  2. 


Daten  über  die  Wälder  in  West  -  Europa. 
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Bezeichnung 

der 

Länder 


Wald- 

Davon gehören 

l>ro 

wal- 

fläche, 
Desjat. 

der 

Privat- 

Gesell- 
schaften 

Mann 
kommen 

mg 

• 

Krone 

Personen        und 

an 

111 

i  Anstalten 

Wald 

Tausenden 

in  * 

l  ausgedrückt 

Desjat. 

0,-j« 

12,510 

33 

48 

19 

0.2; 

0,2fl 

7,331 

30 

54 

16 

0,2« 

0,88 

2,254 

34 

50 

16 

0,42 

0,31 

539 

32 

34 

34 

0,2: 

0,27 

368 

41 

52 

7 

0,12 

0,y7 

498 

18 

34 

48 

0,31 

0,:» 

400 

34 

21 

45 

0,2:. 

0,31 

217 

29 

34 

37 

0,2/. 

0,1H 

203 

46 

39 

15 

O,;»:- 

0,24 

54 

69 

31 

— 

0,04 

0,20 

83 

47 

30 

23 

0.2: 

0,09 

53 

36 

49 

13 

0,10 

0,30 

99 

72 

9 

19 

0.2- 

0,42 

93 

41 

27 

32 

0,40 

0,2H 

33 

46 

48 

6 

0,2» 

0,80 

52 

64 

18 

18 

0.2T 

0,24 

48 

75 

22 

3 

0,22 

0,88 

37 

62 

12 

26 

o..> 

0,80 

23 

65 

10 

25 

0,3J 

0,44 

26 

46 

4ü 

14 

0,40 

0,87 

37 

40 

51 

9 

0,23 

0,28 

6 

93 

7 

().-> 

0,28 

30 

53 

35 

12 

<>.20 

0.13 

3 

72 

15 

13 

0."0 

0,08 

1 

66 

30 

4 

0,"'« 

0,01 

0,2 

36 

52 

12 

0,O<«2 

0,83 

8,798 

6 

91 

3 

0,41 

0,84 

612 

14 

84 

2 

O.Sl 

0.84 

366 

4 

95 

1 

0.1.. 

0,82 

208 

53 

47 

— 

1.5«' 

0,88 

933 

10 

89 

1 

1,1. 

0.S6 

62 

1 

98 

1 

0,09 

0,48 

967 

5  ^ 

94 

1 

O.M 

0,44 

412 

3 

96 

1 

1,20 

0,44 

397 

2 

97 

1 

0,81) 

0,23 

o 

fc« 

___ 

100               - 

0,01 

0,83 

148 

2 

98               — 

0,09 

0,30 

344 

1 

98                 1 

0,18 

0,29 

1,356 

0,4 

99                 0,ü 

0.18 

0,27 

548 

100               - 

0,2T 

0,84 

156 

— 

100               — 

0,2h 

0,2« 

1,820 

10 

89                 1 

0,3) 

0,48 

405 

1 

48               51 

0,74 

0,29 

8,204 

16 

32               52 

0,0. 

474 

20 

1                  / 

) 

0,36 

308 

27               53 

0.74 

598 

\ 

)                 i 

\ 

0,27 

6,884 

13 

32 

55 

*"~^ 

Deatseliland 

Preussen 

Bayern 

Würtemberg 

Sachsen 

Baden 

Elsass-Lothringen 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin 

„  Strelitz 

Sachsen -Weimar 

Oldenburg 

Brannschweig 

Sachsen-Meiningen   

j,       Altenburg 

Koburg-Gotha 

Anhalt 

Waldeck 

Schwarzburg-Sondershausen 
„  Rudolstadt  . . . 

Heuss 

Schaumburg- Lippe 

Lippe 

Lübeck 

Hamburg 

Bremen . 

Oesterreich 

Ober-Oest€rreich 

Nieder-Oesterreich 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steyem 

Kämthen 

Krain 

Triest 

Isthrien 

Dalmatien 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Ungarn 

Kroatien 

Slavonien 

Die  frühere  Militairgprenze  . 
Das  eigentliche  Ungarn .... 
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Wald- 
fläche y 
Desjat. 

in 

Tausenden 


Davon  geboren 


der 
Krone 


Privat- 
personen 


Gesell- 
schaften 

und 
Anstalten 


in  X  ausgedrückt 


Pro 

Mann 

kommen 

an 

Wald 

Desjat. 


Schweiz 

Frankreich 

Italien 

Spanien 

Portugal 

Griechenland 

Türkei  (mit Bulgarien,  Bos- 
nien und  Herzogewina)  . . 

Bulgarien 

Rumänien 

Serbien 

Grossbritannien 

Belgien 

Holland 

Dänemark 

Schweden 

Norwegen 

Finnland 

Bussland 


0,« 
0,1 
0,s« 

0,1 
0,0 

0,1 

0,» 
0,1 
0,« 

0,48 

0,0 

0,0 
0,0 
0,08 
0,8 

0,:^ 


710 

7,557 

5,184 

7,774 

423 

738 

7,470 

805 

1,778 

1,881 

1,134 

181 

202 

167 

16,622 

(>,0>5 


4 

10 
4 

82 


29 
66 
53 
17 


67 
24 
43 

1 


Nachrichten  Bicht  rorhandMi 

80      I         20     I 


Nftchrichten  nicht  rorhanden 


20 
12 
71 
60 


80 
85 
19 
30 


3 


0,»6 

0,so 

0,18 
0,4T 
0,09 
0,46 

1^9 

0,84 
1,«« 

0,os 

0,08 

0,04 

0,09 

3,5 

3,8 
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Russlands  Holz-Import  und  Export. 

Bezüglich  der  Einfuhr  von  Holzmaterial  aas  dem  Aaslande 
unterscheidet  der  russische  Zolltarif: 

Art.  19.  Einfaches  Holz  in  Stämmen  und  behauenen  Balken, 
in  Klötzen  und  Brettern  ist  zollfrei. 

Art.  20.  Eorkholz  zahlt  einen  Einfuhrzoll  von  12  Kop.  pro 
Pud. 

Art.  83,  Punkt  1.  Ceder,  Palme,  Mahagoni,  Eben-  und  Rosen- 
holz, ungesagt  wie  in  Brettern  und  ebenso  sonstige  kostbare  Holz- 
arten zahlen  12  Kop.  pro  Pud. 

Art.  83,  Punkt  2.  Foumirholz,  nicht  stärker  als  Y*  Werschok, 
zahlt  60  Kop.  pro  Pud. 

Die  Einfuhr  von  Gerbstoffen  in  Form  jeder  Art  Baumrinde, 
Eicheln  u.  s.  w.  unterliegt  einem  Zoll  von  6  Kop.  pro  Pud  (Art.  17); 
ebenso  Galläpfel,  Gelbholz  u.  s.  w.  Gerbe-Extrakte,  Amen  Palme 
und  Zinnober  zahlen  nach  Art.  110  —  30  Kop.  pro  Pud;  Kastanien- 
Extrakt  in  Pulvern  unterliegt  nach  Art.  119  über  Färbepräparate 
einem  Zoll  von  2  Rbl.  50  Kop.  pro  Pud. 

Holzmasse  und  jede  andere  Papiermasse  unterliegen  nach 
Art.  25  des  Tarifs  von  1885  einem  Zoll  von  20  Kop.  pro  Pud. 
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Im2x>rt  von  Holz  aus  dem  Äiislande  nach  Biji^sland: 

A)  üeber  die  europäische  Grenze  ist  im  Darchschnitt  an  ge- 
wöhnlichen und  werthvoUen  Hölzern  eingeführt  für: 

1872-1874.    1875-1877. 
BbL 

586,176 

Päd 

113,518 

97,350 

7,838 

In  den  folgenden  drei  Jahren  ist  über  die  Grenze  eingeführt: 

Materialien  nach 


ätaterialien  nacli  den  Artikeln      1869—1871. 
de«  Zolltarifa.  Bbl. 

Art.  19  Summe 679,533 

Päd 

20  nach  Gewicht 89,159 

83  P.  1  nach  Gewicht     84,750 
83  P.  2     „  „  5,300 


i> 


■»> 


>f 


1878—1881. 

Rbl.  Rbl. 

595,770  1,971,551 

Päd  Päd 

141,272  234,192 

120,094  219,829 

8,a')5  13,484 


1882-1883. 
Rbl. 

1,264,419 

Päd 

210,102 

228,707 

13,086 


den  Artikeln 

dea  ZoUUriffl.  Pud 

Art  19  ... .  - 

20  ... .  234,465 

83  P.  1  137,709 

„  83  P.  2  13,671 


»> 


71 


18  84. 

Werth 

1,568,418  Rs. 
939,497  „ 
364,299  „ 
74,643 


Päd 


»' 


240,426 
87,636 
13,588 


188  5. 

Werth 

1,856,808  Rs. 
1,024,795  „ 
222,533  „ 
67,593 


Päd 


«» 


229,512 
130,161 

12,875 


188  6. 

Werth 

2,395,007  Rs. 
1,193,208  „ 
300,845  „ 
56,200  „ 


im  Ganzen        —      2,946,857  Rs.       —        3,171,729  Rs.       — 
B)  lieber  die  asiatische  Grenze  ist  eingeführt: 


llateriallen  nach  den 
Artikeln  daa  Zolltarink 

Art,  19 

83  Punkt  1  . . . 


>? 


11 


18  84. 

Päd  Werth  Pnd 

—  32,351  Rs.      - 

—  70,341 


83 


»» 


208       5,375 


>» 


»» 


18  85. 

Werth  Päd 

32,983  Rs.  — 

46,548  „  - 


187 


1,312 


»» 


195 


3,945,260  Rs. 


18  86. 

Werth 

139,662  Rs. 
104,237  „ 
2,252  „ 


im  Ganzen . .       —    118,067  Rs.      —  80,843  Rs.      —      246,151  Rs. 

Ausserdem  ist  aus  Finnland  eingeführt: 

Art.  19 —    871,219  Rs.      —     1,044,232  Rs.      —      931,489  Rs. 

.       -         -       „      1,770         1,327  „ 


83  Punkt  2 


71 


221 


in  Summa..       —    871,219  Rs.      —     1,045,559  Rs.      —      931,710  Rs. 

Das   aus  Europa   bei   uns   eingeführte  Holzmaterial  passirte 

folgende  Grenzzollämter: 


Tarif-Artikel: 


Grenz-Zollämter :  19. 

/ 1884  206 

Weissmeer l  1885  410 

1 1886  145 

/ 1884  82,776 

Baltische l  1885  55,153 

1 1886  106,878 

/ 1884  145,433 

Bu88.-Prea88ische  . .  |  1885  85,831 

1 1886  74.315 


20. 


213,910 
214,267 
196,258 

12,870 
18,688 
20,931 


83Pktl.  83  Pkt.  2. 

31    ~ 
21    — 

38    - 

104,060 
68,966 
96,328 

14,318 
5,640 
9,697 


6,074 
5,269 
4,131 

4,578 
4,412 
5,105 
5» 


In  Snmma 
Rbl. 

237 
431 
183 

406,810 
343,655 
403,595 

177,199 
114,571 
110,048 
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Tarif-Artikel: 

In  Somnitt 

Grenz-ZoUämter:  19.  20.         83Pktl.   83  Pkt.  2.        ^^^^ 

/1884       799,640           —                 106       2,170  801,916^ 

Russisch  -  Oester-      I  jgg^     i^067,90O              35               24       2,614  1,069,575 

reichische \  jggg    1,464,694            170             842       2,127  1,467,833: 

/1884       361,613           -               _              —  361,613- 

Rus8.-RumHmsche.{l885       411,300           _               -              _  411,300 

V1886       504,748           —               -              324  505,072^ 

/1884       163,712          7,685         16,705          849  188,951 

Schwarzes  Meer ...  I  1885       231,914          7,436         12,571       1,293  253,214 

V1886       231,946        12,153         23,100       1,188  268,387 

/1884         15,038           -              2,489         -  17,527 

Asowsches  Meer...  I  1885          4,300           -                 414         —  4,714 

ll886         12,281           -                 156         —  12,437 

Der  Holz -Import  kam  hauptsächlich  aus  folgenden  Reichen  r 

/1884    1,173,509           -               —            2,169  1,175,678 

Oesterreich-ÜDganJ  1885    1,500,833           -              -            2,688  1,503,521 

ll886    1,978,352           ^              —           2,465  1,980,817 

/1884       172,291        25,515       110,020     10,574  318,400^ 

Deutschland 1  1885         90,858        34,340         71,190       9,793  206,181 

ll886         41,966        26,427         88,611       9,263  166,267 

.1884          -              14,135         24,115         —  38,250- 

Grossbritannieu  ...  1  1885          -               6,575         12,412         -  18,987 

11886          —             22,342         25,924         —  48,260» 

/1884         17,305           -               ^              -  117,305 

Rumänien |  1885         64,258           _-               -              -  164,258 

ll886         79,228           —              —              -  179,228 

.1884          —            101,432           —              -  101,432' 

Portugal I  1885          —            119,358           -              -  119,35a 

il886          —             88,463           —              -  88,46a- 

.1884          —             17,321           -              -  17,321 

Spanien {  1885          —                  698           -              -  698 

V1886          -             31,915           -              -  31,915- 

Die  Einfuhr  von   GerbestofFen  über  die  europäische  Grenzer 

betrug: 

1869-1871 99,007  Pud 

1872-1874 137,235    „ 

1875-1877 171,621    „ 

1878-1881 415,379    „ 

1882-1883 563,761    „ 

1884  422,144  Pud  im  Werthe  von  234,121  Rbl.. 

1885  447,114     „      „         „         „     223,284    „ 

1886  406,409     „      „         „         „    199,226    „ 
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Ausserdem  wurde  eine  bedeutende  Quantität  billiger  Gerbe- 

stofTe  (Weidenrinde)  aus  Finnland  eingeführt: 

1884  309,070  Pud  im  Werthe  Ton  84,151  Rbl. 

1885  335,672    „      „         „         „    96,316    „ 

1886  311,685    „      „         „         „    84,510    „ 

Die  Einfuhr  von  GerbestofFen  über  die  asiatische  Grenze  war 

ganz  unbedeutend: 

1884  4,408  Pud  im  Werthe  von    1,655  Rbl. 

1885  11,283    „      „         „         „       8,925    ., 

1886  20    „      „         „         „  26    „ 
Holz-Papiermasse  wurde  in  Russland  eingeführt: 

über  die  europäische  Grenze  aus  Finnland 

1884  508,284  Pud  =Werth  541,898  Rbl.  164,159  Pud  =  Werth  210,427  Rbl. 

1885  363,149     „  „       297,908     „  291,008     „  „     252,771    „ 

1886  276,135     „  „       265,338     „  861,318     „  „     276,092    „ 

Holzexport  aus  Russland. 

Es  wurden  exportirt: 

An  der  europäischen  Grenze:      An  der  transkaukasischen  Grenze: 

Einfkche«  Holz         Naaa         Palme  Einfache«  Holz       Noas  Palme 

Rubel  Päd  Rnbel  Päd  Pud 

1869-1871  12,936,729  5,541                     ~  39,917  144,727 

1872—1874  28,635,149  34,454»)                  -  88,624  198,467 

1875  —  1877  26,866,223  229,596 1)                  —  39,749*)       94,009*) 

1878—1881  29,558,876  50,0762)                  —  72,597  42,875 

1882  u.  1883  36,492,676  49,733                     -  70,246  86,677 

1884  35,152,742  -     »)  157,394  78,695  78,699 

1885  26,464,827  20        1,220  292,867  109,111  183,756 

1886  23,747,038  1,340  -  206,766  92,372  114,394 

Die  Ausfuhr,  geordnet  nach  den  Zollgrenzen  und  Staaten: 

„    „  1884  1885  1886 

Zollgrenzen:  .^    Rubeln 

Weisses  Meer 2,041,681  2,513,718  2,646,996 

Baltisches  Meer 21,981,540  14,614,028  13,135,837 

Russisch-Preussische 9,704,440  8,648,935  7,147,036 

Rnssisch-Oesterreichische 206,290  279,214  237,006 

Russisch-Rumänische 7,549  15,290  27,042 

Schwarzes  Meer 1,211,242  392,918  551,705 

Asowsches  Meer —  724  1,416 

in  Summa  . . .  35,152,742      26,464,827      23,747,038 

*)  1874  wurden  exportirt  90,183  Pud;  1876  —  282,088  Pud;  1876  —  396,600  Pud. 

^  1880  fand  gar  keine  Ansfahr  statt,  dagegen  1881  eine  solche  Ton  118,700  Pud. 

^)  1884  fand  eine  Ansftüir  von  Kaea  nicht  statt,  Palme  ging  tranaito  ans  Peraien 
nach  Astracban  und  Taganrog  e=s  166,727  Päd. 

*)  Auf  daa  Sinken  der  Dnrchachnlttaziffer  hatte  die  Kriegathätigkeit  von  1877, 
wo  kaum  8000  Pud  jeder  Waarensorte  eingeführt  wurden,  Einfluss« 
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1884  1885  1886 

Staaten:  :«p„k^i« 

in    Kübeln 

Grossbritannien 15,092,608  12,709,158  11,242,268 

Deutschland 13,401,792  9,763,186  8,318,835 

HoDand 2,478,492  1,827,184  1,324,583 

Frankreich 2,061,600  1,300,577  1,394,294 

Belgien 559,134  406,294  392,368 

Oesterreich-Ungam 212,291  279,334  238,86a 

in  Summa  . . .  33,805,917      25,785,733      22,911,211 

Ausserdem  wurden  aus  Russland  nach  Finnland  ca.  13,000  Pud 

einfaches  Holz  exportirt  und  an  der  asiatischen,  hauptsächlich  der 

kaukasischen  Grenze  1884  für  125,602  Rbl.,  1885  für  96,995  Rbl^ 

1886  für  183,043  Rbl. 

Finnland  hat  nach  dem  Auslande  jährlich  etwa  56  Millionen 
Kubikfuss  Holz  exportirt  und  zwar:  1884  für  53,673,000  finn.  Mark^ 
1885  für  51,527,000  finn.  Mark,  1886  für  37,069,000  (?)  finn.  Mark, 
d.  h.  dieses  kleine  Gebiet  exportirt  nach  dem  Auslande  fast  12  mal 
mehr  Holz  als  durch  sämmtliche  Zollämter  des  Weissen  Meeres 
gehen  und  es  bleibt  wenig  hinter  dem  Gesammt-Ausland-Export 
von  Holz  aus  ganz  Russland  zurück. 


I. 

Das  am  4.  April  1888  Allerhöchst  hestätlgrte 

Relchsrathsgrutachten  über  die   zur  Schonung^ 

der  Wälder  projektlrten  Massnahmen. 

Der  Reichsrath  hat  in  seinen  kombinirten  Departements  der 
Gesetze,  der  Oekonomie  und  der  civilen  und  geistlichen  Angelegen- 
heiten, sowie  in  pleno  die  Vorstellung  des  Domänenministers  über 
die  zur  Schonung  der  Wälder  projektirten  Massnahmen  geprüft 
und  nachstehendes  Gutachten  abgegeben: 

I.  Das  Projekt  der  die  Schonung  der  Wälder  betreffenden 
Massnahmen  der  Allerhöchsten  Bestätigung  zu  unterlegen  und 
nach  erfolgter  Bestätigung  in  dem  gesammten  europäischen  Russ- 
land mit  den  unter  Abth.  IL  angeführten  Beschränkungen  zur 
Ausführung  zu  bringen. 

II.  Die  gesetzlichen  Verordnungen  betreffend  die  Schonung 
der  Wälder  —  ausgenommen  solche,  die  sich  auf  Schutzwälder 
beziehen  —  finden  zunächst  keine  Anwendung:  a)  auf  Waldungen, 
die  Bauern  verschiedener  Benennung  durch  Besitzurkunden  und 
gesetzliche  Verfügungen  behufs  Hebung  des  landwirthschaftlichen 
Betriebes  zu  Theil  geworden;  b)  auf  Waldungen,  die  in  den  Be- 
sitz Terschiedener  Gesellschaften  und  Institutionen  übergegangen 
oder  diesen  seitens  der  Krone  zur  Nutzniessung  übergeben  worden 
—  in  den  Gouvernements:  Archangelsk,  Wolodga,  Wjatka,  Now- 
gorod, Olonetz,  Perm,  sowie  in  den  an  dem  linken  Ufer  der 
Wolga  gelegenen  Theilen  der  Gouvernements:  Eostroma,  Nishny- 
Nowgorod,  Kasan  und  in  den  Kaukasischen  Gouvernements,  mit 
Atisnahme  des  Stawropolschen,  ausser  jener  Waldantheile,  welche 
den  Bauern  speciell  zur  Befriedigung  ihres  Holzbedarfes  zugemessen 
waren;  c)  auf  Waldungen  der  Privatbesitzer  in  den  Gouverne- 
ments: Archangelsk,  Baku,  Witebsk,  Wladimir  —  mit  Ausnahme 
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der  Kreise  Alexandrow,  Pokrow,  Kowrow,  Ssusdal,  Sckuja,  Jurjew 
und  Wladimir  —  Wologda,  Wolhynien  —  mit  Ausnahme  des 
Kreises  Starokonstantinow  —  Wjatka,  Elisawetopol,  Kasan  — 
mit  Ausnahme  des  Kreises  Tetjuscbi  —  Kaluga,  Kostroma,  Kur- 
land, Kutais,  Minsk,  Mohilew,  Moskau,  Nishny-Nowgorod  —  mit 
Ausnahme  der  Kreise  Ssergatsch  und  Knjaginin  —  Nowgorod, 
Olonetz,  Perm,  Pskow,  Simbirsk,  Smolensk  —  mit  Ausnahme  der 
Kreise  Gshatsk  und  Ssytschew  —  Petersburg,  Twer,  Tiflis,  Ufa, 
Eriwan  und  Jaroslaw,  in  den  Gebieten  Daghastan,  Kars,  Terek, 
Kubon  und  Uralsk,  gleichfalls  in  den  Schwarzmeer-  und  Sakatalsa- 
Distriktcn. 

Durch  das  am  26.  Dezember  1888  Allerhöchst  bestätigte  Gut- 
achten des  Reichsrathes  ist,  in  Ergänzung  dieser  zweiten  Ab- 
theilung bestim*mt  worden:  Die  gesetzlichen  Verordnungen  be- 
treffend die  Schonung  der  Wälder  —  ausgenommen  solche,  die 
sich  auf  Schutzwälder  beziehen —  finden  zunächst  keine  Anwendung, 
ausser  den  in  dieser  Abtheilung  angegebenen  Wäldern,  auch  auf 
die  Wälder,  welche  sich  unter  der  Verwaltung  von  Kronsbehörden 
und  der  Apanagen-Departements  befinden,  innerhalb  der  Grenzen 
der  im  Punkte  c  dieser  Abtheilung  angeführten  Gegenden. 

III.  Als  nicht  gehörend  zu  den  unter  Abth.  II  angegebenen 
Waldkategorien  sind  solche  Waldungen  zu  betrachten,  die  zum 
Schutz  der  Quellengebiete  des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren 
Zuflüsse  dienen  und  als  solche  gemäss  den  Art.  30,  31 ,  37  und  38 
bezeichnet  werden.  Die  genannten  Wälder  sind  im  ganzen  euro- 
päischen Russland  den  gesetzlichen  Verordnungen  untergeordnet. 

IV.  In  Ergänzung  der  Strafbestimmungen  durch  die  Friedens- 
richter (Ausg.  von  1885)  wird  festgesetzt: 

1.  Für  das  Fällen  von  noch  im  Wachsthum  begriffenen 
Bäumen  in  Schutzwäldern  vor  erfolgter  Bestätigung  der  für  diese 
massgebenden  forstwirthschaftlichen  Pläne,  oder  an  Stellen  und 
in  einer  Anzahl,  wie  solche  in  diesen  Plänen  nicht  vorgesehen; 
für  das  Fällen  von  noch  im  Wachsthum  begriffenen  Bäumen  in 
Wäldern,  die  nicht  als  Schutzwälder  bezeichnet  sind,  in  einer 
Ordnung  und  in  einer  Anzahl,  wie  solches  mit  den  von  dem 
Forstschutz-Comite  bestätigten  forstwirthschaftlichen  Plänen  nicht 


tibereiustiinmt;  für  das  den  Waldbestand  verwüstende  Baumfällen 
trotz  der  von  dem  Forstschutz-Comite  angeordneten  Abänderung 
oder  Sistirung,  sowie  für  unerlaubtes  Ausroden  der  Stöcke  und 
AVurzeln  —  unterliegen  die  Schuldigen,  ausser  der  Confiscirung  des 
geftlllten  Holzes  oder  der  Zahlung  des  Werthes  desselben,  einer 
Geldstrafe,  die  dem  auf  Grundlage  der  lokalen  Holztaxe  des 
Ministeriums  der  Reichsdoraänen  üxirten  Holzwerthe  entspricht, 
und  im  Gebiet  der  Donischen  Kosaken  der  Militär-Taxe  für  Holz 
der  billigsten  Sorte  im  Kreise  oder  Gebiet. 

2.  Für  das  Ausreuten  einer  Waldfläche  in  einem  Schutz- 
walde, sowie  für  anderweitige  Benutzung  derselben  unterliegen  die 
Schuldigen,  ausser  der  festgesetzten  Strafe  wegen  ordnungswidrigen 
Holzfällens,  —  einer  Geldstrafe  von  5  Rbl.  für  je  100  D  Faden 
der  ausgereuteten  Waldfläche. 

3.  Für  unerlaubtes  Ausreuten  von  Waldstücken,  die  nicht 
zu  einem  Schutzwalde  gehören,  behufs  anderweitiger  Benutzung, 
—  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe  von  5  Rubel  für 
je  100  D  Faden  des  umgewandelten  Waldstückes. 

Anm.:  Ein  ausgereuteter  Flächenraum  von  weniger  als 
100  Q  Faden  wird  in  den  unter  2  und  3  angegebenen  Fällen  für 
volle  100  D  Faden  gerechnet. 

4.  Für  unerlaubtes  Viehweiden  in  einem  Walde,  sowie  für 
unerlaubtes  Streusammeln  in  einem  Schutzwalde  und  anderweitige 
Nebenbenutzung  —  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe 
von  nicht  mehr  als  10  Rbl. 

5.  Den  unter  1  und  2  angeführten  Strafen  unterliegen  auch 
diejenigen,  die  sich  a)  des  Fällens  junger  Bäume  in  solchen 
Wäldern  schuldig  machen,  die  zu  den  unter  Kronsverwaltung 
stehenden  Majoratsgütern  im  Königreich  Polen,  sowie  zu  den  im 
Besitz  des  Jesuitenordens  gewesenen  Landliegenschaften  und  Lehn- 
gutem  in  den  westlichen  Gouvernements  gehören,  —  wenn  das 
Fällen  von  solchen  Stellen  und  in  solchem  Masse  geschieht,  wie 
«s  in  den  für  derartige  Waldungen  festgesetzten  forstwirthschaft- 
lichen  Plänen  nicht  gestattet  wird,  und  b)  diejenigen,  die  sich 
des  Ausreutens  des  zu  obengenannten  Besitzungen  gehörenden 
Waldbodens    behufs    anderweitiger   Benutzung    schuldig    machen. 
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6.  Für  die  Zulassung  der  unter  1 — 4  vorgesehenen  Vergehen 
in  Waldungen,  die  unter  der  Verwaltung  und  Aufsicht  der  Krone 
stehen ,  unterliegen  die  betreffenden  Beamten,  statt  der  Geldstrafen, 
der  allgemein  gesetzlichen  Verantwortung  für  Dienstvergehen. 

7.  Die  von  den  Geldstrafen  einlaufenden  Beträge,  sowie  auch 
das  aus  dem  Verkaufe  des  confiscirten  Holzes  gelöste  Geld  dienen 
zur  Bildung  von  besonderen  Spezialmitteln  des  Forstressorts  und 
im  Gebiet  der  Donischen  Kosaken  —  des  Heeres-Kapitales.  Diese 
Spezialmittel  können  mit  Bewilligung  des  Domänenministers  oder 
des  Kriegsministers,  je  nach  der  Zugehörigkeit,  zu  den  Bedürf- 
nissen der  Forstwirthschaft  sowohl  der  öffentlichen  als  auch  der 
privaten  Waldbezirke  verwandt  werden  und  zwar: 

a)  zur  Ausarbeitung  forstwirthschaftlicher  Pläne  für  Schutz- 
wälder; b)  zur  Ausführung  der  zur  Schonung  solcher  Wälder  er- 
forderlichen Massregeln,  wenn  dies  nicht  auf  Kosten  der  Besitzer 
geschehen  kann;  c)  zu  Ausgaben,  bis  zu  ihrer  Wiedererstattung^ 
seitens  der  Besitzer,  für  Arbeiten,  deren  Kosten  die  Besitzer  bei 
der  Bestätigung  des  wirthschaftlichen  Planes  übernommen  haben, 
oder  zur  künstlichen  Wiederbewaldung  ordnungswidrig  ausge- 
lichteter oder  ausgereuteter  Waldflächen,  im  Fall  die  Besitzer  die 
Uebemahme  derselben  ablehnen;  d)  zur  Anlegung  von  Baum- 
schulen und  Samendarren  behufs  Ablassung  von  Baumpflanzen  und 
Holzsaat  an  Waldbesitzer;  e)  zu  Geldbelohnungen  an  pflicht- 
getreue und  bewährte  Waldhüter  in  öffentlichen  und  privaten 
Wäldern. 

V.  Das  Gesetzbuch  für  Kriminalgerichtsverfahren  (Gerichts- 
statuten des  Kaisers  Alexander  H.,  Ausg.  1883),  sowie  die  Gesetze 
für  das  Gerichtsverfahren  bei  Verbrechen  und  Vergehen  (Gesetz- 
codex, Band  XV,  Theil  H,  Ausg.  1876)  werden  durch  folgende 
Bestimmungen  ergänzt: 

1)  Zur  Klageeinreichung  wegen  Uebertretung  der  zur  Scho- 
nung der  Wälder  erlassenen  Verordnungen  sind  die  von  dem 
Forstschutz-Comitd  autorisirten  Beamten  des  Forstressorts,  der 
Polizei  und  der  Kreisinstitutionen  für  Bauerangelegenheiten,  sowie 
auch  der  Domänenverwaltung  angewiesen. 

2)  Für  die  gerichtliche  Verfolgung  der  der  Wald  Verwüstung 
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und  der  Ausreutung  des  Waldbodens  Schuldigen  wird  ein  Teimin 
von  einem  Jahr,  wegen  unerlaubter  Nebenbenutzung  eines  Wald- 
stückes aber  ein  sechsmonatlicher  Termin,  gerechnet  von  der  Zeit 
des  Begehens  der  That  an,  bestimmt. 

3)  Die  der  Uebertretung  der  gesetzlichen  Verordnungen  An- 
geklagten werden  zur  Verantwortung  gezogen:  a)  an  Orten,  wo 
die  Gerichtsstatuten  des  Kaisers  Alexander  II.  in  ihrem  vollen 
Umfange  eingeführt,  auf  Grundlage  des  Gerichtsverfahrens  bei 
Verbrechen  und  Vergehungen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und 
Wohlanständigkeit;  b)  an  übrigen  Orten  nach  der  Ordnung  des 
Kriminalgerichtsverfahrens. 

VI.  Dem  Domänenminister  ist  es  anheimgestellt,  nach  Mass- 
gabe der  Nothwendigkeit  die  zur  Schonung  der  Wälder  erlassenen 
Verordnungen  in  ihrem  vollen  Umfange  entweder  in  allen  in 
Abth.  II.  angegebenen  Gebieten  oder  nur  in  einigen  derselben, 
nach  erfolgter  besonderer  Vorstellung  bei  dem  Minister- Comitö, 
zur  Ausführung  zu  bringen. 

VII.  Es  wird  dem  Militär-Conseil  anheimgestellt,  nach  Ver- 
einbarung mit  dem  Domänenminister,  auf  dem  für  neue  Militär- 
gesetze vorgeschriebenen  Wege,  die  gesetzlichen  Verordnungen, 
betreffend  die  Schonung  der  Wälder,  im  Gebiete  der  Donischen 
Kosaken  auch  für  die  Gebiete  anderer  Kosaken  Heere  zu  erweitem. 

VIII.  Es  wird  dem  Domänenminister  anheimgestellt:  1)  an 
die  dem  Domänenressort  unterstellten  Verwaltungen  ausführliche 
Instruktionen  in  Bezug  auf  den  Modus  der  Ausführung  dieser 
Gesetzesbestimmungen  zu  erlassen,  2)  für  die  Besitzer  solcher 
Wälder,  die  nicht  als  Schutzwälder  bezeichnet  sind,  die  bei  der 
Ausarbeitung  einfacher  forstwirthschaftlicher.  Pläne  zu  beobachten- 
den Regeln  zu  bestätigen. 
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II. 

Von  den  die  Schonung:  der  Wälder  betreffenden 

gresetzllehen  Bestimmungren. 

Einleitung. 

Art.  1.  Die  in  dieser  Sammlung  enthaltenen  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  obligatorisch  für  alle  Waldungen,  die  der 
Krone,  dem  Apanagenressort,  sowie  verschiedenen  Institutionen, 
Gesellschaften  und  Privatpersonen  gehören. 

Art.  2.  Zur  Schonung  der  Wälder  (Art.  1)  sind  folgende 
Massregeln  festgesetzt:  a)  Schutzmassregeln  gegen  Verwüstung 
und  Vernichtung  der  Wälder;  b)  Massregeln  zur  Einführung  und 
Hebung  einer  rationellen  Forstwirthschaft  und  Fofstkultur. 

Art.  3.  Wälder,  deren  Erhaltung  im  Interesse  des  Staates 
oder  des  Gemeinnutzens  noth wendig  ist,  unterliegen  besonderen 
Schonungsmassregeln  und  heissen  Schutzwälder. 

Art.  4.  Als  Schutzwälder  werden  bezeichnet  (Art.  5):  Wälder 
und  Gebüsche:  a)  die  den  Flugsand  zurückhalten  oder  vor  dessen 
Ausbreitung  an  Meeresufern,  an  schiff-  und  flössbaren  Flüssen, 
an  Kanälen  und  künstlichen  Wasserbassins  schirmen;  b)  die  Städte, 
Dörfer,  Eisenbahnlinien,  Chaussee-  und  Postwege,  kulturfähiges 
Land,  sowie  Nutzungen  jeder  Art  vor  Sandwehen  schützen,  — 
oder  deren  Vernichtung  die  Bildung  von  Flugsand  begünstigen 
könnte;  c)  die  den  Ufern  schiffbarer  Flüsse,  den  Einfassungen 
der  Kanäle  und  Wasserquellen  Schutz  vor  Zusammensturz,  Unter- 
waschung und  vor  Beschädigung  durch  Eisgang  gewähren ;  d)  die 
auf  Bergen  jäh  abschüssigen  Flächen  und  auf  Abhängen  stehend, 
Erd-  und  Felsstürzen  vorbeugen  oder  Widerstand  leisten,  sowie 
das  Wegspülen  des  Erdreichs,  die  Bildung  von  Schneestürzen  und 
reissenden  Sturzbächen  verhindern. 

Massnahmen   zar   Wahrang   der  Wälder  ror  Terwfistang  und 

Ternichtang. 

Art.  5.  Die  für  Schutzwälder  (Art.  4.)  angegebenen  Mass- 
regeln  kommen   nur    bei    solchen  Wäldei'n  zur  Anwendung,    die 
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thatsächlich    in    vorgeschriebener  Ordnung   als  Schutzwälder   an- 
erkannt sind.     (Art.  29  a,  30—36,  38.) 

Anm.:  Als  Schutzwald  kann  sowohl  ein  ganzer  Waldbezirk,. 
wie  auch  nur  ein  Theil  desselben  bezeichnet  werden ;  das  Letztere^ 
geschieht,  wenn  der  Waldbezirk  seiner  ganzen  Ausdehnung  nach, 
den   in  Art.  4  enthaltenen  Bedingungen  nicht  entsprechen  sollte.. 

Art.  6.  Nachdem  eine  Waldung  oder  ein  Theil  derselben  als 
Schutzwald  anerkannt  worden,  hört  jede  Umwandlung  des  Wald- 
bodens zu  anderweitiger  Nutzniessung  auf,  und  ausserdem  wird,, 
so  lange  der  gemäss  Art.  39  ausgearbeitete  forstwirthschaftliche 
Plan  nicht  bestätigt  worden,  jedes  Fällen  von  noch  im  Wachs- 
thum  begriffenen  Bäumen  verboten;  die  Benutzung  der  zum  Bodeu 
niedergeworfenen  und  der  abgestorbenen  Bäume  kann  ohne  Hiii- 
derniss  ausgeführt  werden. 

Art.  7.  Auf  Grund  der  forstwirthschaftlichen  Pläne  für  Schutz- 
wälder (Art.  6),  gleichviel  wem  diese  gehören,  kann  für  ganze- 
Waldbezirke  sowohl,  als  auch  nur  für  einzelne  Theile  derselben, 
verboten  werden:  a)  Kahlschläge  anzulegen  mit  reinem  Antriebe 
aller  noch  im  Wachsthum  begriffener  Bäume,  doch  ist  es  ge- 
stattet, ein  allmäliches  Heraushauen  einzelner  Bäume  vorzuneh- 
men;  unter  der  Bedingung,  dass  dabei  die  richtige  Reihenfolge 
und  Auswahl  beobachtet  und  für  rechtzeitige  Verjüngung  auf 
natürlichem  Wege  Sorge  getragen  werde;  b)  das  Ausroden  der 
Stöcke  (Baumstümpfe)  und  Wurzeln,  wenn  in  Folge  der  Boden- 
beschaffenheit ein  Wegspülen  des  Erdreichs  oder  Einstürze,  so- 
wie die  Bildung  von  Flugsand  zu  befürchten  ist,  —  oder  endlich, 
wenn  die  Stöcke  und  Wurzeln  zur  natürlichen  Verjüngung  dea 
Waldes  erforderlich  sind;  c)  das  Viehweiden,  das  Streusammeln 
und  jede  andere  Waldnebenbenutzung,  wenn  solches  die  Vernich- 
tung oder  Störung  der  Waldzucht  nach  sich  ziehen  kann. 

Anm.:  Durch  die  für  die  Schutzwaldungen  festgesetzten  Be- 
schränkungen betreffs  der  Nutzniessung  werden  die  den  Bauern 
in  Polen  durch  die  Landordnung  bestätigten  Servitutsrechte  nicht 
berührt. 

Art.  8.  Die  Besitzer  der  Schutzwälder  (Art.  4  und  5)  sind  von  der 
Ausführung  solcher  forstwirthschaftlichen  Massregeln,  die  Ausgabeiv 
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«rfordeni;  befreit,  im  Fall  sie  nicht  selbst  sich  dazu  bereit  er- 
klären. 

Anm.:  In  Forsten,  welche  im  angetheilten  Gesammtbesitze 
mehrerer  Gutsherren  sich  befinden,  oder  in  denen  dritte  Personen 
einige  Theilnahmerechte  haben,  oder  deren  Besitz  strittig  ist,  — 
«obald  solche  Forsten  von  der  Krone  verwaltet  werden,  sind 
die  im  Art.  8  angegebenen  und  für  nothwendig  befundenen  forst- 
wirthschaftlichen  Massregeln  auf  Kronskosten  auszuführen.  Im 
Oebiet  der  Donischen  Kosaken  fallen  bei  Ausführung  der  ange- 
führten Massregeln  die  Unkosten  auf  das  Heeres-Kapital. 

Art.  9.  In  allen  Fällen,  wo  sich  die  Ausführung  der  mit 
Kosten  verbundenen  forstwirthschaftlichen  Massregeln  als  noth- 
wendig zur  Schonung  von  Schutzwäldern  erweist,  die  Gesell- 
schaften, Institutionen  und  Privatpersonen  gehören,  hat  das  Do- 
mänenministerium —  im  Fall  der  Weigerung  der  letzteren,  die 
bezüglichen  Kosten  zu  tragen  —  das  Recht,  solche  Wälder  als 
Kronseigenthum  zu  erwerben,  auf  der  allgemeinen  Grundlage  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  Entschädigung  für  Eigenthum, 
das  auf  Verfügung  der  Regierung  aus  dem  Privatbesitz  aus- 
geschieden wird.  Den  Besitzern  bleibt  für  eine  Zeitdauer  von 
zehn  Jahren  das  Recht  des  Rückkaufes  gewahrt  durch  Zurück- 
erstattung der  von  der  Regierung  gezahlten  Kaufsumme,  unter 
Zuzahlung  der  auf  Arbeiten  verwendeten  Summe  und  der  jähr- 
lichen Zinsen  zu  6  Prozent  für  beide  Summen  zusammen. 

Anm.:  In  Waldungen,  welche  laut  Besitzurkunden  Antheile 
von  Dörfern  früherer  Reichsbauern  geworden  sind,  und  ebenso 
in  Waldungen  von  Dörfern  des  Kosakenheeres,  wenn  das  Bestehen 
des  Waldes,  ohne  die  zu  wirthschaftlichen  Massregeln  erforder- 
lichen Geldopfer,  unmöglich  wäre,  anderseits  aber  die  Bauem- 
und Kosakengemeinden  sich  weigern  sollten,  derartige  Ausgaben 
aus  ihren  Mitteln  zu  bestreiten,  so  können  jene  Waldungen  oder 
Theile  derselben,  welche  als  Schutzwald  anerkannt  werden,  gegen 
andere  der  Krone  oder  dem  Kosakenheere  gehörige  Waldungen 
umgetauscht  werden,  oder  die  noth wendigen  Massregeln  müssen 
entweder  auf  Rechnung  der  Specialmittel  durch  die  Forstverwal- 
tung  zur  Ausführung  kommen,  oder,  wenn  jene  Mittel  unzuläng- 
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lieh  wären;  auf  Kosten  der  Reichskasse  oder  des  Heeres-Kapitals 
gesetzt. 

Art.  10.  Alle  für  die  Ausführung  wirthschaftlicher  Pläne  in 
Schutzwaldungen  (Art.  39)  erforderlichen  Ausgaben  werden  auf 
Rechnung  der  Reichsren tei  gesetzt;  die  Ausgaben  für  die  dem 
Apanagenressort,  sowie  dem  Gebiete  der  Militärkosaken  gehören- 
den Waldungen  werden  aus  den  Spezialmitteln  der  resp,  Ver- 
waltungen bestritten. 

Art.  11.  In  Waldungen,  die  nicht  als  Schutzwaldungen  an- 
erkannt sind  (Art.  3—5),  wird  die  Umwandlung  des  Waldbodens 
zur  anderweitigen  Benutzung  in  folgenden  Fällen  gestattet: 

a)  wenn  die  Umwandlung  zur  vorth eilhafteren  Bewirthschaf- 
tung  des  Gutes  nothwendig  ist; 

b)  wenn  der  Boden  zur  Anlegung  von  Weingärten  und  Frucht- 
baumplantagen, sowie  zur  zeitweiligen,  landwirthschaftlichen  Be- 
nutzung bearbeitet  werden  soll;  letzteres  jedoch  unter  der  Be- 
dingung einer  späteren  künstlichen  Wiederbewaldung  der  aus- 
gereuteten  Waldfläche; 

c)  zur  Arrondirung  der  Grenzen  der  einzelnen  Waldbezirke, 
zus  Anlegung  von  Wegen  und  zur  Ausführung  von  Bauten  ver- 
schiedener Art; 

d)  bei  Vermessungen; 

e)  bei  Theilung  des  Vermögens; 

f)  behufs  Aufhebung  des  Zwischenbesitzes; 

gj  bei  stattgefundener  vorheriger  Bewaldung  einer  anderen 
Kutzungsfläche,  wenn  diese  der  auszureutenden  Fläche  an  Grösse 
gleichkommt  und  wenn  der  Waldbestand  auf  dem  neu  bewaldeten 
Terrain  ein  dreijähriges  Alter  erreicht  hat  und  das  weitere  Wachs- 
thum  vollkommen  gesichert  ist; 

h)  in  künstlich  bewaldeten  Waldparzellen,  wenn  der  Wald- 
bestand daselbst  noch  nicht  ein  zwanzigjähriges  Alter  erreicht 
hat,  und  wenn  statt  derselben  nicht  schon  früher  irgendwo  eine 
Ausreutung  des  Waldbodens  vorgenommen  worden; 

Art.  12.  Wenn  ein  Waldbesitzer  eine  Umwandlung  des  Wald- 
bodens in  den  im  Art.  1 1  bezeichneten  Fällen  vorzunehmen  wünscht, 
so  ist  er  verpflichtet,  das  zuständige  Forstschutz  -  Comit6   unter 
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Angabe  der  Beweggründe  davon  in  Kenntniss  zu  setzen;  sollte 
nach  Ablauf  von  sechs  Monaten,  von  dem  Tage  der  Eingabe  an 
gerechnet,  seitens  des  Comites  kein  Verbot  der  projektirten  Um- 
wandlung erfolgt  sein,  so  ist  die  Umwandlung  als  genehmigt  zu  be- 
trachten, und  der  Besitzer  kann  zur  Ausführung  derselben  schreiten» 

Art.  13.  In  den  im  Art.  11  angegebenen  Waldungen  ist  jeder 
den  Waldbestand  vei*wüstende  Hieb  (Kahlschlag)  verboten,  sobald 
derselbe  den  Holzvorrath  erschöpft,  die  natürliche  Waldverjüngung 
unmöglich  macht  und  die  ausgehauene  Stelle  in  öde  Fläche  zu  ver- 
wandeln droht.  Ebenso  ist  auch  das  Viehweiden  auf  den  abge- 
holzten Stellen,  sowie  im  Jungholze,  bis  dasselbe  noch  nicht  das 
fünfzehnte  Jahr  erreicht,  verboten. 

Art.  14.  Wenn  das  Fällen  von  Bäumen  in  einem  Walde,  der 
nicht  als  Schutzwald  anerkannt  ist,  in  der  Weise  stattfindet,  wie 
solches  in  dem  vom  Forsfschutz-Comit6  bestätigten  Wirthschafts- 
plane  augezeigt  war,  so  darf  ein  solches  Holzfällen  in  keinem 
Fall  als  ein  dem  Waldbestande  Schaden  bringendes  angesehen 
werden  (Art.  40).  Den  Besitzern  von  Waldungen,  die  nicht  zu 
den  Schutzwaldungen  zählen,  ist  es  gestattet,  die  erforderlichen 
Wirthschaftpläne  zu  entwerfen,  unter  genauer  Beobachtung  der 
von  dem  Domänenminister  für  diesen  Zweck  erlassenen  Vor- 
scliriften,  und  dieselben  dem  Forstschutz-Comite  zur  Bestätigung 
vorzulegen.  Nach  Bestätigung  der  Pläne  unterliegen  die  Besitzer 
keinerlei  Beschränkungen  in  Bezug  auf  Ordnung  und  Ausdeh- 
nung der  AValdbenutzung,  sobald  dieselbe  den  Bestimmungen 
der  Pläne  entspricht.  Wenn  nach  Verlauf  eines  Jahres,  von  der 
Zeit  der  Eingabe  des  Planes  an  gerechnet,  weder  eine  Bestäti- 
gung noch  eine  Absage  erfolgt,  so  kann  der  Besitzer  zur  Aus- 
führung der  in  diesem  Plane  enthaltenen  Entwürfe   schreiten. 

Art.  15.  Wenn  seitens  des  Waldbesitzers  oder  seitens  seines 
Verwalters  oder  Waldaufsehers  eine  Uebertretung  der  in  den 
Art.  6,  11  und  13  enthaltenen  Bestimmungen,  sowie  der  Forde- 
rungen des  in  gesetzlicher  Ordnung  bestätigten  Planes  (Art.  7,  40) 
stattgefunden,  so  ist  der  Besitzer  verpflichtet,  die  gesetzwidrig 
ausgelichteten  und  ausgereuteten  Waldflächen  in  der  von  dem 
Forstschutz-Comite  angesetzten  Frist  künstlich  zu  bewalden,   im 
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Fall  eine  natürliche  Wald  Verjüngung  für  unmöglich  erklärt  wird. 
Wenn  der  Besitzer  dieser  Verpflichtung  in  der  vorgeschriebenen 
Frist  nicht  nachkommen  sollte,  oder  wenn  die  bewerkstelligte 
künstliche  Bewaldung  den  Anforderungen  nicht  entspricht,  so 
wird  die  Bewaldung  auf  Rechnung  des  Besitzers  nach  dem  von 
dem  Forstschutz-Comite  bestätigten  Kostenanschlag,  durch  die  dem 
Comite  unterstellten  Beamten  ausgeführt. 

Art.  16.  Diese  Verpflichtungen,  ausgenommen  die  auf  künst- 
liche Wiederbewaldung  bezüglichen  (Art.  15),  erstrecken  sicli  auch 
auf  alle  Verwalter  von  fremdem  Forstbesitze, 

Massnahmen  zur  Wahrang  der  WUder  und  znr  Förderung 

der  Wiederbewaldnng. 

Art,  17.  Unabhängig  von  den  schon  gegenwärtig  zu  Recht 
bestehenden  Mitteln,  die  den  Zweck  verfolgen,  private  Land- 
besitzer zu  Waldanpflanzungen  anzuregen,  werden  zu  demselben 
Zweck,  sowie  zur  Schonung  der  Wälder  noch  folgende  Mass- 
nahmen getrofi^en  (Art.  18 — 22). 

Art.  18.  Alle  Schutzwaldungen  werden  von  Staatsabgaben, 
sovirie  von  landschaftlichen  Griindzinssteuern  befreit.  Dieselbe 
Vergünstigung  erstreckt  sich  auch  auf  alle  Waldflächen,  die 
künstlich  bewaldet  worden,  für  einen  Zeitraum  von  dreissig  Jah- 
Ven,  von  der  Zeit  des  Beginnes  der  Anpflanzungen  «in  gerechnet, 
wenn  nicht  etwa  als  Ersatz  .für  diese  Flächen  eine  anderweitige 
Ausreutung  des  Waldbodens  stattgefunden  hat  (Art.  11). 

Anm.:  Die  Bestimmungen  über  Prämien  für  Arbeiten  und 
Erfolge  auf  dem  Gebiete  der  Waldzueht  (Beilage  zur  Anm.  3  des 
Art.  615  der  Forstordnung,  nach  der  Ausg.  von  1886)  erstrecken 
sich,  ausser  den  in  diesem  Gesetz  angeführten  Gegenden,  auch 
auf  das  Gouvernement  Stawropol  und  das  Gebiet  der  Donischen 
Kosaken. 

Art.  19.  Zur  Förderung  der  Forstkultur  in  technischer  Be- 
ziehung wählt  das  Forstdepartement  aus  der  Zahl  der  bei  den 
Domänenverwaltungen  angestellten  Forstrevisoren  die  besonders 
erfahrenen   Beamten  aus   und   beauftragt  dieselben,    auf  Wunsch 

der  Waldbesitzer,  die  letzteren  gehörenden  Waldungen  zu  besicli- 
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tigen,  Rathschläge  betreffs  einer  rationellen  Forstwirthschaft  zu 
ertheilen,  sowie  Anleitung  zur  Ausführung  von  Arbeiten  in  der 
durch  eine  besondere  Instruktion  festgesetzten  Ordnung  zu  geben 
(Art.  22).  Die  dazu  ernannten  Personen  heissen  Forstrevisor-In- 
struktoren. 

Art.  20.  Den  Waldwäehtern  privater  Waldungen  und  der 
den  Bauern  gehörenden  Waldantheile  werden  von  dem  Domänen- 
ministerium für  besonders  eifrigen  und  langjährigen  Dienst,  so- 
wie für  besondere  Verdienste  betreffs  der  ihrer  Obhut  anvertrauten 
Wälder  Belobigungs- Atteste  und  Medaillen,  nach  den  für  Be- 
dienstete in  Kronswaldungen  festgesetzten  Regeln,  sowie  auch 
besondere  Geldbelohnungen  aus  den  Spezi almitteln  des  Forst- 
ressorts zuerkannt.  Die  bezüglichen  Vorstellungen  haben  die 
Forstschutz-Comit^s  zu  machen. 

Art.  21.  Desgleichen  stellen  die  Forstschutz  -  Comit6s  dem 
Domänenrainisteriura  zu  Ehrenbelohnungen  vor  die  Ausgezeich- 
netsten aus  der  Zahl  der  dem  Forstcorps  zugezählten  Verwalter 
privater  und  öffentlicher  Waldungen  (Art.  20). 

Art.  22.  Die  Pflichten  der  Forstrevisor -Instruktoren  betreffs 
der  öffentlichen  und  privaten  Waldungen,  sowie  auch  die  ord- 
nungsmässige  Ablassung  der  Baumpflanzen  und  der  Holzsamen  aus 
den  Kronsforsteien  sind  durch  die  von  dem  Domänenminister  zu 
bestätigenden  Instruktionen  festzusetzen.  Diese  Instruktionen  wer- 
den in  den  Senats-  und  Gouvernementszeitungen,  sowie  in  den 
Kreis-Amtsblättern  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht. 

Anm.:  Die  Art  der  Verabfolgung  von  Pflänzlingen  und 
Samen  aus  den  Forstrevieren  der  Gebiete  der  Donischen  Kosaken 
sind  durch  den  Kriegsminister,  nach  Vereinbarung  mit  dem  Do- 
mänenminister, zu  bestimmen  und  auf  die  angegebene  Weise 
(Art.  22)  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringen. 

Die  Forstscliutzverwaltung. 

Art.  23.  Die  Gesammtaufsicht  über  die  genaue  Erfüllung  der 
in  dieser  Sammlung  angegebenen  Bestimmungen  wird  dem  Do- 
mänenministerium resp.  dem  Forstdeparteraent  übertragen. 

Art.  24.    Die    unmittelbare    Leitung    der    die   Schonung    der 
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Wälder  betreffenden  Angelegenheiten  liegt  den  in  den  Gouverne- 
ments und  Kreisen  eingesetzten  Forstschutz -Comites  ob,  welche 
-die  ihnen  übertragenen  Pflichten  unter  Beihilfe  der  Beamten  der 
Kronsforstverwaltung,  der  Polizei  und  der  Kreisbehörden  für  Bauer- 
Angelegenheiten  zu  erfüllen  haben. 

Art.  25.  Das  Forstschutz -Comite  steht  unter  dem  Präsidium 
<ies  Gouverneurs  und  besteht  aus  dem  Adelsmarschall,  dem  Vor- 
sitzer des  Bezirksgerichts  oder  aus  einem  von  der  allgemeinen 
Gerichtsversammlung  erwählten  Mitgliede  desselben,  dem  Diri- 
girenden  der  Domänenverwaltung  oder  dessen  Gehilfen  oder  einem 
der  Forstrevisoren,  einem  zweiten  Forstrevisor,  dem  Dirigirenden 
<ies  Apanagen- Comp toirs,  dem  Vorsitzenden  der  Gouvernements- 
Landuprawa  oder  einem  von  demselben  dazu  ernannten  Mitgliede 
der  Uprawa,  dem  ständigen  Mitgliede  der  Gouvernementsbehörde 
für  Bauer- Angelegenheiten  und  zweien  von  der  Landschaftsver- 
sammlung aus  der  Zahl  der  örtlichen  Waldbesitzer  erwählten  Mit- 
gliedern. 

Der  Gouverneur,  der  Adelsmarschall,  der  Vorsitzende  des  Be- 
zirksgerichts, die  Dirigirenden  der  Domänenverwaltung  und  des 
Apanagen-Comptoirs  und  der  Vorsitzende  der  Landuprawa  werden, 
im  Fall  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung,  in  der  Sitzung  durch 
ihre  Stellvertreter  ersetzt.  Zu  allen  Verhandlungen,  die  sich  auf 
^chutzmassregeln  für  Quellengebiete,  den  oberen  Lauf  der  FltLsse 
und  der  Zuflüsse  derselben  beziehen,  fordert  das  Forstschutz- 
Comit^  noch  den  durch  eine  besondere  Verfügung  dißr  örtlichen 
Bezirks  Verwaltung  dazu  ernannten  Vertreter  des  Ressorts  der 
Wegekommunikationen  auf. 

Anm.:  In  den  Gouvernements,  wo  dvB  Landschafts -Institu- 
tionen noch  nicht  eingeführt  sind,  wird  das  ständige  Mitglied  der 
Oouvernementsbehörde  für  Bauer- Angelegenheiten,  auf  Verfügung 
des  Gouverneurs,  durch  eines  der  besonderen  Mitglieder  dieser  Be- 
hörde vertreten;  der  Vorsitzende  aber  der  Gouvernements -Land- 
uprawa, sowie  die  beiden  von  der  Landschaftsversammlung  zu 
erwählenden  Mitglieder  werden  auf  Verfügung  des  Ministers  des 
Innern,    nach  erfolgter  Vereinbarung  des  Gouverneurs   mit  dem 

Adelsmarschall,    durch    drei    aus    der  Zahl  der    örtlichen  Wald- 
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besitzor  erwählte  Mitglieder  einsetzt.  An  den  Orten,  wo  Adelswah- 
len nicht  stattfinden,  vertritt  die  Stelle  des  Adelsmarschalls  die- 
jenige Person,  die  auf  Grund  der  allgemeinen  Dienstordnung  die- 
Pflichten  desselben  ausfibt. 

Durch  das  am  26.  Dezember  1888  Allerhöchst  bestätigte  Gut- 
achten des  Reichsrathes  in  Ergänzung  der  Anmerkung  zum  Art.  25^ 
ist  bestimmt  worden:  in  den  Forstschutz-Comites  derjenigen  Gou^ 
vemements,  wo  die  Gerichtsverfassung  des  Kaisers  Alexander  IL 
nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  in  Kraft  getreten  ist,  tritt  an  Stelle- 
des  Vorsitzenden  des  Bezirksgerichts  oder  die  von  der  allgemeinen 
Gerichtsversammlung  erwählten  Mitglieder  desselben  —  der  Vor- 
sitzende der  örtlichen  Gouvernements-Gerichts-Institution  oder  eia 
von  der  allgemeinen  Versammlung  gewähltes  Mitglied  dieser  In- 
stitution. 

Durch  ebendasselbe  Allerhöchst  bestätigte  Gutachten  des- 
Reichsrathes  ist  bestimmt  worden:  zu  erläutern,  dass  auf  Grund 
des  Art.  707  der  Allgemeinen  Gouvernements -Institution  (Gesetz- 
samml.  Bd.  II  Thl.  1  1876)  der  Vize-Gouverneur  das  Recht  bat,  in 
den  Sitzungen  des  Forstschutz-Comit6s  anwesend  zu  sein  und  die^ 
Journale  derjenigen  Sitzungen  zu  unterschreiben,  in  denen  er  an- 
wesend war. 

Art.  26.  Die  Verfügungen  des  Forstschutz-Comites  in  Sachen^ 
die  zur  Kompetenz  desselben  gehören  (Art.  29)  werden  nur  dann 
als  rechtsgiltig  anerkannt,  wenn  an  der  Comitesitzung,  ausser 
dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  und  dem  Repräsen- 
tanten der  Domänen  Verwaltung,  noch  theilnehmcn:  der  Adels- 
marschall, der  Vorsitzende  des  Bezirksgerichts  und  der  Vor- 
sitzende der  Landuprawa  oder  dessen  Stellvertreter. 

Art.  27.  Die  Geschäftsleitnng  übernehmen  der  Dirigirende 
der  örtlichen  Domänen  Verwaltung  oder  dessen  Gehilfe,  oder  der 
Forstrevisor. 

Art.  28.  Die  den  Domänenverwaltungen  unterstellten  Forst- 
revisoren haben  die  Controle  über  das  in  ihren  Bezirken  dienendo^ 
Beamtenpersonal,  welchem  von  dem  Forstscliutz-Comite  die  Ueber- 
wachung  der  privaten  und  r)ffentliohen  Wälder  anvertraut  ist 
(Art.  42a.). 
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Anm.:  In  dem  Gebiet  der  Donischen  Kosaken  werden  die 
Pflichten  sowohl  des  Forstschutz -Comites  als  auch  der  Verwal- 
tung der  Reichsdomänen  hinsichtlich  der  Ausfflhrungen  dieser  ge- 
setzlichen Verordnung  durch  die  Gebietsregierung  ausgeübt;  die 
Pflichten  der  Beamten  der  Kronsforstverwaltung  werden  von  den 
Forstbeamten  des  Heeres  verwaltet.  In  den  Sitzungen  der  Ge- 
bietsregierung sind  in  Angelegenheiten  des  Ressorts  des  Forst- 
schutz-Comites  mit  Stimmrecht  der  Gebiets  -  Adelsmarschall  und 
zwei  örtliche  Gutsbesitzer  auf  Aufforderung  des  Kosaken -Het- 
mans  anwesend. 

Art.  29.  Zu  dem  Wirkungskreise  des  Forstschutz -Comites 
gehören : 

a)  die  Bestimmung  der  Schutzwälder  (Art.  3 — 5)  und  die  Be- 
stätigung  der  für  diese  erforderlichen  Pläne  (Art.  39); 

bi  die  Bestimmung  der  Wälder,  die  behufs  Schutzes  der 
-Quellengebiete^  des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  der  Zuflüsse 
derselben  der  Schonung  zu  unterliegen  haben; 

c)  die  Gestattung  der  Umwandlung  eines  Waldstückes  behufs 
anderweitiger  Benutzung; 

d)  die  Abänderung  oder  Sistirung  der  mit  Waldverwüstung 
verbundenen  Fällungen  (Art.  13); 

e)  die  Bestätigung  der  forstwirthschaftlichen  Pläne  für  Wäl- 
■der,  die  nicht  als  Schutzwälder  bezeichnet  sind  (Art.  14  und  40); 

f)  die  Fristbestimmung  für  die  von  den  Waldbesitzem  aus- 
zuführende künstliche  Wiederbewaldung  ordnungswidrig  ausge- 
lichteter oder  ausgereuteter  (ausgerodeter)  Waldflächen,  sowie  die 
Bestätigung  des  Kostenanschlags  für  die  von  d^m  Forstressort 
angeordnete  Wiederbewaldung; 

g)  die  Ausführung  der  im  Art.  42  vorgeschriebenen  Mass- 
regeln, betreffend  die  Beaufsichtigung  der  Wälder,  sowie  die 
Belangung  vor  Gericht  der  einer  Uebertretung  dieser  Gesetz- 
beatimmungen Schuldigen. 

Art.  30.  Das  Recht  der  Eingabe  bei  dem  Forstschutz-Comite 
über  die  Nothwendigkeit,  gewisse  Waldstrecken  als  Schutzwälder 
2a  bezeichnen  oder  deren  Erhaltung  für  erforderlich  zum  Schutz 
•der  Quellengebiete,  des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren  Zu- 
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flüsse  zu  erklären,  steht  ausschliesslich  der  Gouvernements-  und 
Kreis  -  Landuprawa  zu,  sowie  den  Verwaltungen  des  Kommuni- 
kations -  Ministeriums  und  den  Ressorts  der  Apanagen  und  der 
Reichsdomänen.  Alle  an  der  Erhaltung  der  Wälder  unmittelbar 
interessirten  Oesellschaften  und  Personen  haben  sich  mit  den  be- 
züglichen Eingaben  an  obengenannte  Verwaltungen  zu  wenden,, 
die  darüber,  nach  Erfordemiss,  in  vorgeschriebener  Ordnnng^ 
weiter  berichten. 

Art.  31.  Jeder  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Wald  als  Schutz^ 
wald  zu  bezeichnen  sei,  oder  ob  dessen  Erhaltung  zum  Schutz 
der  Quellengebiete,  des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren 
Zuflüsse  diene,  sowie  jeder  Verfügung  betreflFs  Abänderung  und 
Sistirung  ordnungswidrig  stattfindender  Fällungen  muss  in  jedem 
einzelnen  Fall  eine  örtliche  Untersuchung  des  Sachbestandes  durch 
Beamte  der  Kronsforstverwaltung  vorhergehen. 

Art.  32.  Von  der  Vornahme  der  Untersuchung  muss  der 
Waldbesitzer  oder,  im  Fall  der  Abwesenheit,  der  Verwalter  des 
Waldes  wenigstens  7  Tage  zuvor  benachrichtigt  werden.  Wegen 
Nichterscheinens  genannter  Personen  erleidet  die  Untersuchung 
keinen  Aufschub. 

Art.  33.  Ueber  jede  Untersuchung  wird  an  Ort  und  Stelle 
ein  Protokoll  aufgenommen,  in  das  alle  gesammelten  Daten  ein« 
getragen  werden.  Eine  Kopie  des  Protokolls  wird  dem  Besitzer 
oder  dessen  Verwalter  eingehändigt. 

Art.  34.  Der  Besitzer  oder  der  Verwalter  hat  das  Recht ,  bei 
dem  Forstschutz -Comit6  ein  Gutachten  abzugeben.  Zur  Abgabe 
desselben  wird  ein  Termin  von  30  Tagen  bestimmt,  wobei  die 
grössere  oder  geringere  Entfernung  des  Aufenthaltsortes  der  be- 
treffenden Person  berücksichtigt  wird.  (S.  Art.  300  des  Civilcodex 
1883,  wonach  für  gewöhnliche  Wege  50  Werst,  für  Eisenbahn- 
linien 300  Werst  auf  jede  24  Stunden  gerechnet  werden.) 

Art.  35.  Nach  Ablauf  des  in  Art.  34  festgesetzten  Termina^ 
und  wenn  sich  eine  zweite  ergänzende  Untersuchung  als  nicht 
nothwendig  erweist,  schreitet  das  Forstschutz  -  Comit^  zur  Ver- 
handlung der  Sache.  Von  dem  Zeitpunkt  der  Verhandlung  wird 
der  Besitzer  oder  dessen  Verwalter  in  Kenntniss  gesetzt,  mit  der 
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Aufforderung,  etwaige  Erklärungen  am  Verhandlungstage  münd- 
lich abzugeben. 

Art.  36.  Ueber  jede  Verhandlung  betreffs  der  Schutzwälder 
und  der  Abänderung  resp.  Sistirung  ordnungswidrig  ausgeführter 
Fällungen  findet  eine  besondere  Beschlussnahme  statt,  unter  ge- 
nauer Angabe  des  Sachverhaltes.  Der  Beschluss  wird  dem  Wald- 
besitzer durch  die  Beamten  der  Domänenverwaltunp:  oder  der 
Polizei  zur  Kenntniss  gebracht,  gemäss  der  in  den  Art.  282  bis 
288  des  Civilcodex  festgesetzten  Ordnung.  Ausserdem  findet  eine 
dreimalige  Eicrückung  der  getroffenen  Anordnungen  in  die  be- 
treffende Gouvernementszeitung  oder  in  die  Kreisblätter  statt. 

Art.  37.  In  Sachen,  betreffend  die  Erhaltung  der  zum  Schutz 
der  Quellengebiete,  des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren  Zu- 
flüsse dienenden  Waldungen,  erfolgt  keine  Benachrichtigung  des 
Waldbesitzers  rücksichtlich  der  Lokaluntersuchung,  —  es  wird 
jedoch  jedes  auf  die  Bestimmung  der  in  dieser  Hinsicht  schutz- 
bedtirftigen  Waldungen  Bezug  habende  Gesuch  zur  Kenntniss  des 
Besitzers  gebracht,  mit  der  Aufforderung  etwaige  Einwürfe  bei 
dem  Forstschutz -Comite  vorzubringen.  Der  weitere  Verlauf  der 
Verhandlungen  richtet  sich  nach  den  in  Art.  33 — 36  festgesetzten 
Regeln. 

Art.  38.  Alle  seitens  des  Comites  getroffenen  Anordnungen 
betreffs  der  Schutzwaldungen,  sowie  der  zum  Schutz  der  Quellen- 
gebiete, des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren  Zuflüsse  dienen- 
den Waldungen,  endlich  betreffs  der  Bestätigung  der  wirthschaft- 
lichen  Pläne  für  Schutzwälder  und  der  Sistirung  oder  Abänderung 
ordnungswidrig  vorgenommener  Fällungen  (Art.  29  a,  b  und  d) 
sind  von  dem  Tage  ihrer  Veröffentlichung  an  für  die  Wald- 
besitzer obligatorisch. 

Art.  39.  Die  Ausarbeitung  der  forstwirthschaftlichen  Pläne 
für  Schutzwaldungen  liegt  den  Beamten  der  Kronsforst -Ver- 
waltung oder,  wenn  der  Wald  der  Apanagenverwaltung  unter- 
liegt, den  Beamten  der  letzteren  ob.  Die  Pläne  müssen  von  dem 
Forstschutz- Comite  bestätigt  werden:  a)  zum  1.  März,  wenn  der 
Wald  endgiltig  im  Anfang  des  Jahres   als  Schutzwald   bezeichnet 
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worden;  b)  vor  Ablauf  des  folgenden  Jahres,  wenn  die  Bezeich- 
nung des  Waldes  als  Schutzwald  nach  dem  1.  März  erfolgt. 

Der  von  dem  Forstbeamten  ausgearbeitete  Plan  wird  dem 
Besitzer  des  Schutzwaldes  zur  Einsichtnahme  zugestellt,  mit  dem 
Bedeuten,  seine  bezügliche  Ansicht  im  Verlauf  von  dreissig  Tagen 
zur  Kenntniss  des  Forstschutz- C^omites  zu  bringen  (Art.  .-500  des 
Civilcodex).  Der  weitere  Gang  der  Angelegenheit  richtet  sich 
nach  den  in  Art.  35  und  .%  angegebenen  Regeln. 

Durch  das  am  26.  Dezember  1888  Allerhöchst  bestätigte  Gut- 
achten des  Keichsraths  ist  in  Abänderung  des  Art^39  (Punkt  ai 
bestimmt  worden:  wenn  die  endgültige  Anerkennung  einer  Wal- 
dung als  Schutzwald  am  Anfang  des  Jahres  bis  zum  1.  März  er- 
folgt, so  muss  der  Wirthschaftsplan  für  diesen  Wald  durch  das 
Forstschutz -Comite  innerhalb   desselben  Jahres  bestätigt  werden. 

Art.  40.  Die  bei  der  Ausarbeitung  der  für  Schutzwaldungen 
bestimmten  forstwirthschaftlichen  Pläne  einzuhaltende  Ordnung 
wird  durch  eine  von  dem  Domänenminister  zu  erlassende  beson- 
dere Instruktion  festgesetzt;  auch  bestätigt  der  Domäncnminister 
die  den  Waldbesitzeni  zur  Richtschnur  dienenden  Regeln  zwecks 
Anfertigung  einfacher  wirthschaftlicher  Pläne  für  W^aldungen,  die 
nicht  als  Schutzwaldungen  bezeichnet  worden.  Diese  Regeln 
können  die  Forderung  stellen,  dass  in  dem  einfachen  forstwirth- 
schaftlichen Plane  eine  Zeichnung  der  Waldgrenzen,  sowie  genaue 
Angaben  bezüglich  des  Flächenraumes,  der  Arten  und  des  Alters 
der  Holzbestände  und  der  beim  Fällen  beobachteten  Ordnung 
und  des  Holzquantums  enthalten  seien,  —  behufs  Sicherstellung 
der  natürlichen  Walderneuerung.  Die  erwähnten  Instruktionen 
werden  in  den  Senats-  und  Gouvernements-  oder  Gebiets  Nach- 
richten zur  allgemeinen  Kenntnissnahme  publizirt. 

Art.  41.  Die  Umwandlung  des  Waldbodens  behufs  ander- 
weitiger Benutzung  kann  ohne  besondere  Lokaluntersuchung  ge- 
stattet werden,  wenn  das  Forstschutz-Comite  es  nicht  für  angezeigt 
findet,  die  resp.  Waldung  als  Schutzwaldung  zu  erklären  oder 
deren  Schonung  als  nothwendig  zur  Sicherstellung  des  Quellen- 
gebietes, des  oberen  Laufes  der  Flüsse  und  deren  Zuflüsse  zu 
bezeichnen,  im   letzteren  Fall  jedoch   auch   dann,  wenn  die  Aus- 
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reutong  des  Waldbodens  bei  der  Öesammtgrösse  der  Waldung 
und  in  dem  von  dem  Besitzer  angegebenen  Umfange  dem  Wasser- 
reichthum  der  Quellen  keinen  Abbruch  thun  kann. 

Art.  42.  Zum  Wirkungskreise  der  Forstschutz  -  Comites 
(Art.  29  g)  gehört: 

a)  die  Zuweisung  der  zu  beaufsichtigenden  Wälder  an  die 
Beamten  des  Forstressorts,  der  Polizei,  sowie  der  Kreisbehörde 
für  Bauerangelegenheiten ; 

b)  die  Bevollmächtigung  der  Beamten  zur  Anhängigmachung 
der  gerichtlichen  Verfolgung,  sowie  zur  Beschwerdeführung  über 
gerichtliche  Entscheidungen  in  Sachen  ^  die  die  Uebertretung  der  in 
dieser  Sammlung  angegebenen  gesetzlichen  Vorschriften  betreflfen; 

c)  die  Ertheilung  genauer  Instruktionen  in  Bezug  der  den 
Beamten  obliegenden  Pflichten,  der  Art  und  Weise  ihrer  Erfüllung 
und  der  Ordnung  der  Rechenschaftsablegung. 

Anm.:  Die  Aufsicht  über  Schutzwälder  wird  vorzugsweise 
den  Beamten  der  Kronsforst -Verwaltungen  anvertraut;  die  stän- 
digen Glieder  der  Kreisbehörden  für  Bauerangelegenheiten,  sowie 
die  Friedensvermittler  (MnpoBMo  iiucpeAHUKii)  und  Kommissäre  für 
Bauerangelegenheiten  können  nur  dann  zur  Ausübung  der  Auf- 
sicht über  Waldungen  herangezogen  werden,  wenn  die  Wal- 
dungen zu  Bauerlandantheilen  gehören  oder  mit  Bauerservituten 
belastet  sind. 

Art.  43.  Privatpersonen,  Gesellschaften  und  Institutionen 
können  im  Fall  einer  Verletzung  ihrer  Rechte  durch  die  von  dem 
Forstschutz-Comit^  erlassenen  Verfügungen  eine  Klage  bei  dem 
Domänenminister  einreichen  und  zwar  binnen  zwei  Monaten,  von 
dem  Tage  des  Erlasses  dieser  Verfügungen  an  gerechnet.  Die 
Klageschrift  ist  bei  demjenigen  Comit^  einzureichen,  von  welchem 
diese  Verfügungen  getroffen  worden,  und  ist  dasselbe  verpflichtet, 
die  Klageschrift  binnen  zwei  Wochen,  von  dem  Tage  der  Ein- 
reichung an  gerechnet,  zugleich  mit  den  seinerseits  zu  machenden 
Erläuterungen  und  Belegen  dem  Domänenminister  zu  unterlegen. 
Die  Entscheidung  trifft  der  Domänenminister  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Minister  des  Innern,  oder,  falls  die  Sache  eine  juridische 
Frage  enthält  oder  in  Beziehung  zu  dem  Apanagenressort,   dem 
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Kommunikations-Ministerium  und  der  Civilverwaltung  in  Kaukasien 
steht,  auch  noch  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ministerien  der 
Justiz,  des  Kaiserlichen  Hofes,  der  Apanagen  und  der  Kommuni- 
kationen,  sowie  mit  dem  Hauptchef  der  Civilverwaltung  in  Kau- 
kasien. Klagesachen,  die  sich  auf  die  im  Art.  29  a,  b,  c  und  d 
angegebenen  Punkte  beziehen,  unterliegen  vor  ihrer  endgiltigen 
Entscheidung  einer  Durchsicht  seitens  des  Conseil  des  Domänen- 
ministers. 

Anm.:  Im  Gebiete  der  Donschen  Kosaken  werden  Klagen 
auf  die  Bestimmung  der  Gebietsregierung  durch  den  Kriegsminister, 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Domänenminister,  entschieden,  und 
in  betreffenden  Fällen  ausserdem  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Justiz-  und  Kommunikations-Minister. 

Art.  44.  Gegen  die  von  dem  Forstschutz-Comite  in  (xrund- 
lage  des  Art.  42  getroffenen  Verfügungen  kann  keine  Klage  ge- 
führt werden.  Im  Fall  jedoch  einer  Meinungsverschiedenheit 
seitens  des  Präsidenten  des  Comites,  sowie  des  Dirigirenden  der 
Domänenverwaltung  oder  dessen  Stellvertreters  muss  über  die 
getroffenen  Verfügungen  dem  Domänenminister  Bericht  erstattet 
werden  und  entscheidet  dann  letzterer  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Minister  des  Innern. 

Im  Gebiete  der  Donischen  Kosaken  werden  die  in  diesem 
Artikel  (44)  erwähnten  Verfügungen  der  Gebietsregierung,  bei 
Verschiedenheit  der  Meinungen  des  Vorsitzenden  oder  eines  der 
Mitglieder  der  Regierung,  durch  den  Kriegsminister  in  Ueberein- 
stimmung mit  dem  Domänenminister  entschieden. 

Art.  45.  Die  mit  der  Aufsicht  über  die  Wälder  betrauten 
Personen  sind  verpflichtet:  a)  in  ihren  Bezirken  darauf  zu  sehen, 
dass  alle  in  dieser  Sammlung  enthaltenen  gesetzlichen  Vorschriften 
und  die  von  den  Forstschutz- Comites  getroffenen  Verfügungen 
seitens  der  Waldbesitzer  genau  erfüllt  werden,  und  b)  die  gericht- 
liche Verfolgung  der  Schuldigen  zu  veranlassen  und  die  Klage 
vor  dem  Gericht  zu  vertreten. 

Art.  46.  Den  mit  der  Aufsicht  über  die  Wälder  betrauten 
Beamten  steht  es  jederzeit  frei,  die  in  ihrem  Bezirk  liegenden 
Wälder  zu  inspiziren,   ohne   dass   seitens   der   Waldbesitzer   oder 
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der  Verwalter  Einspruch  erfolgen  darf.  Während  solcher  Inspi- 
zimngen  dürfen  die  Beamten  keine  Feuergewehre  bei  sich  tragen. 
Art.  47.  Der  Ankauf  für  die  Krone  von  Gemeinde-  und 
privaten  Waldungen,  im  Fall  sich  derselbe  als  noth wendig  heraus- 
stellt (Art.  9),  wird  in  gesetzlich  vorgeschriebener  Ordnung,  nach 
vorläufiger  Uebereinstimmung  des  Domänenministers  mit  dem 
Finanzminister  und  dem  Reichscontroleur  zur  Ausführung  gebracht. 


Die  von  dem  Domänenmlnlster  am  8.  Juni  1888 
bestätlgrten  Instruktionen  für  die  Forstschutz- 

Comlt^s. 


Die  Ordnung  der  Gonvernements-Forstsclintzverwaltang. 

Kap.  I.      Von    der    Organisation    der    lokalen    Aufsicht. 

§  1.  Behufs  Ausführung  der  auf  die  Schonung  der  Wälder 
bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  wird  mit  Hilfe  der  im  Art.  42 
angegebenen  Beamten  eine  lokale  Aufsicht  über  die  Wälder 
organisirt. 

§  2.  Die  Auswahl  der  geeigneten  Persönlichkeiten,  ihre  An- 
zahl, sowie  die  Bestimmung  der  einem  jeden  Beamten  anzuweisen- 
den Waldbezirke  wird  ausschliesslich  dem  Gutachten  der  Forst- 
schutz-Comites  überlassen,  mit  der  Vorschrift,  die  in  der  Anm. 
des  Art.  42  enthaltenen  Forderungen  zu  beobachten;  es  ist  jedoch 
wünsch enswerth,  dass  1)  die  lokale  Aufsicht  solchen  Personen 
anvertraut  werde,  welche  die  ihnen  übertragenen  Pflichten  mit 
möglichster  Vermeidung  von  Konflikten  mit  den  Waldbesitzern 
zu  erfüllen  im  Stande  wären,  und  2)  dass  sie  ohne  Beeinträchtigung 
ihrer  unmittelbaren  dienstlichen  Obliegenheiten  die  ihnen  zu- 
gewiesenen Bezirke  beaufsichtigen  könnten,  d.  h.  dass  die  Auf- 
sicht eine  thatsächliche,  nicht  nur  eine  nominelle  wäre. 

Anm.:  Alle  für  nöthig  befundenen  Aenderungen  in  Bezug 
auf   die    Vergrössemng    der    Beamtenzahl,    die    Vertheilung    der 
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Wälder,  die  Uebergabe  der  Aufsicht  von  einer  Person  an  die 
andere  bleiben  dem  Ermessen  des  Forstschutz-Comit^s  überlassen. 

§  3.  Die  Oberaufsicht  über  das  Beamtenpersonal  führen  die 
den  Domänenverwaltungen  unterstellten  Forstrevisoren;  die  von 
jedem  einzelnen  derselben  zu  beaufsichtigenden  Bezirke  bestimmt 
die  lokale  Domänenverwaltung. 

§  4.  An  den  Orten,  wo  diese  Gesetzsammlung  nicht  in  ihrem 
vollen  Umfange  zur  Anwendung  kommt,  ist  die  Lokalaufsicht 
selbstverständlich  nur  für  solche  Waldbezirke  zu  organisiren,  die 
in  grösserem  oder  geringerem  Masse  von  dieser  Gesetzordnung 
berührt  werden. 

§  5.  Dem  Punkte  c.  des  Art.  42  gemäss  wird  den  Comites 
aufgetragen,  den  mit  der  Aufsicht  über  die  Wälder  betrauten 
Personen  genaue  Instruktionen  betreffs  der  ihnen  obliegenden 
Pflichten  und  deren  Erfüllung,  sowie  auch  betreffs  der  Rechen- 
schaftsablegung  zu  geben.  Da  es  jedoch  erforderlich  sein  wird, 
dass  die  Comites  zuvor  selbst  sich  mit  der  durch  diese  Gesetz- 
ordnung geschaffenen  neuen  Aufgabe  genügend  vertraut  machen, 
so  können  sie  sich  vorläufig  darauf  beschränken,  die  resp.  Beamten 
mit  Exemplaren  dieser  Gesetzordnung  zu  versehen  und  erst  in 
der  Folge  von  sich  aus  die  Anweisungen  zu  geben,  die  sich  in 
der  Praxis  als  nothwendig  herausstellen  sollten. 

Kap.  II.    Von  den  Schutzwäldern   und  ihrer  Einrichtung. 

§  6.  Die  Anordnungen  betreffs  der  vorzunehmenden  lokalen 
Untersuchung  zwecks  Feststellung  der  Nothwendigkeit,  ob  eine 
Waldung  als  Schutzwaldung  zu  bezeichnen  ist,  werden  von  den 
Forstschutz  -  Comites  getroffen,  sobald  seitens  der  im  Art.  30  an- 
geführten Institutionen  entweder  aus  eigener  Initiative  oder  auf 
Gesuche  von  Privatpersonen  und  Gesellschaften,  die  an  der  Scho- 
nung der  Waldung  ein  Interesse  haben,  eine  diesbezügliche  Ein- 
gabe gemacht  worden  ist. 

§  7.  Wenn  nach  Begutachtung  der  Eingabe  das  Oomite  die 
Vornahme  einer  lokalen  Untersuchung  genügend  motivirt  findet, 
so  benachrichtigt  dasselbe  den  betreffenden  Waldbesitzer  oder 
dessen  Verwalter  durch  eine  besondere  schriftliche  Anzeige,  wem 
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namentlich  die  Untersuchung  übertragen  worden  und  wann  sie 
stattfinden  wird;  sollte  jedoch  das  Comite  nicht  die  Möglichkeit 
haben,  den  Zeitpunkt  der  Untersuchung  genau  zu  bestimmen,  so 
muss  in  der  Anzeige  bemerkt  werden,  dass  der  Besitzer  die  Mel- 
dung dartlber  seinerzeit  durch  den  mit  der  Untersuchung  beauf- 
tragten Beamten  erhalten  werde.  In  jedem  Fall  muss  diese 
Meldung  wenigstens  7  Tage  vor  der  Untersuchung  stattfinden 
(Art.  32). 

§  8.  Die  lokale  Untersuchung  haben  die  von  dem  Dirigi- 
renden  der  Domänenverwaltung  dazu  beorderten  Forstbeamten 
auszuführen. 

§  9.  Wegen  Nichterscheinens  des  Waldbesitzers  oder  seines 
Verwalters  findet  in  keinem  Fall  ein  Aufschub  der  Untersuchung 
statt,  welcher  Umstand  in  der  Anzeige  angegeben  sein  muss; 
doch  muss  der  die  Untersuchung  leitende  Beamte  nach  Möglich- 
keit versuchen,  den  Besitzer  zur  Theilnahme  an  derselben  zu  ver- 
anlassen, in  der  Erwägung,  dass  die  persönlichen  Angaben  des- 
selben zur  Aufklärung  aller  der  Umstände  dienen  könnten,  die 
bei  der  Untersuchung  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  und  endlich 
zur  besseren  Wahrung  der  Interessen  des  Besitzers  selbst. 

§  10.  In  Berücksichtigung  der  grossen  Verschiedenartigkeit 
der  Bedingungen  und  Verhältnisse,  von  denen  der  zu  unter- 
suchende Waldbezirk  abhängig  sein  kann,  sowie  der  grossen  Be- 
deutung, welche  dieselben  für  die  Entscheidung  der  Sache  haben 
können,  ist  es  schwierig,  zu  bestimmen,  welche  Daten  namentlich 
der  den  Waldbezirk  untersuchende  Beamte  zu  berücksichtigen 
hat,  —  es  bleibt  ihm  daher  selbst  überlassen,  an  Ort  und  Stelle 
das  für  die  Sache  Massgebende  zu  erkennen  und  zu  erwägen. 
Unbedingt  nothwendig  jedoch  ist,  dass  er  mit  möglichster  Aus- 
führlichkeit über  folgende  Punkte  Aufklärung  abgiebt: 

a)  besteht  thatsächlich  die  Gefahr,  um  deren  Abwendung 
angesucht  worden  ist; 

b)  kann  der  bezügliche  Wald  thatsächlich  Schutz  vor  dieser 
Gefahr  bieten,  in  welchem  Masse  namentlich  und  durch  welclie 
Facta  wird  das  bestätigt; 

c)  hat  der  betreffende  Wald  eine  solche  Bedeutung  vermöge 
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seines   ganzen  Umfanges    oder   nur    eines    einzelnen  Theiles   und 
welchen  annähernd; 

d)  wie  ist  der  derzeitige  Zustand  des  Waldes;  schirmt  er  vor 
der  Gefahr  noch  in  dem  Masse,  wie  es  wtlnschenswerth  ist,  oder 
ist  er  gänzlich  oder  theilweise  der  Verwüstung  preisgegeben,  so 
dass  sich  deren  Folgen  fühlbar  machen,  und  worin  namentlich 
und  in  welchem  Masse; 

e)  wenn  sich  die  Nothwendigkeit  herausstellen  sollte,  unver- 
züglich Anordnungen  zur  Verhinderung  der  Wald  Verwüstung  zu 
treflfen,  so  hat  der  mit  der  Untersuchung  beauftragte  Beamte  den 
Besitzer  darauf  aufmerksam  zu  machen,  unter  Angabe  der  für 
diesen  Zweck  erforderlichen  einfachsten  und  weniger  kostspieligen 
Mittel. 

§  11.  Alle  an  Ort  und  Stelle  gesammelten  Daten  werden  in 
ein  besonderes  Protokoll  (Art.  33)  eingetragen,  in  welchem  der 
Beamte  sein  Gutachten  darüber  abzugeben  hat,  ob  die  unter- 
suchte Waldung  zu  der  Kategorie  der  Schutzwaldungen  zu  zählen 
sei  und  in  welchem  Masse  die  Nothwendigkeit  zur  Ergreifung 
von  Schutzmassregeln  vorliegt.  Das  Protokoll  wird  dem  Wald- 
besitzer, sowie  allen  den  Personen,  welche  bei  der  Untersuchung 
befragt  worden,  zur  Unterschrift  vorgelegt,  mit  dem  Ersuchen, 
ihre  etwaigen  Einwürfe  zu  machen.  Wenn  irgend  eine  dieser 
Personen  das  Protokoll  zu  unterschreiben  sich  weigern  sollte,  so 
hat  der  Beamte  das  in  dem  Protokoll  anzugeben ,  mit  Anführung 
der  Ursachen  der  Weigerung,   in  so  weit  sie  ihm  bekannt  sind. 

§  12.  Dem  Waldbesitzer  oder  dem  Verwalter  wird  eine 
Kopie  des  Protokolls  übergeben,  mit  dem  Hinweis,  dass  das 
Forstschutz -Comit^  seine  Entscheidung  erst  dann  treflfen  werde, 
nachdem  der  den  Waldbesitzern  zur  Abgabe  ihres  Gutachtens 
anberaumte  Termin  verflossen  ist  (Art.  34).  Zur  Feststellung  dieses 
Teimins  muss  von  dem  Waldbesitzer  über  den  Empfang  der 
Kopie  ein  Revers  unter  Datumangabe  gegeben  werden,  oder  die 
Kopie  wird  ihm  zugleich  mit  der  schriftlichen  Anzeige  in  vor- 
geschriebener Ordnung  zugestellt  (Art.  36). 

§  13.  Wenn  es  unbedingt  noth wendig  ist,  eine  Waldung  oder 
einen  Theil  derselben  als  Schutz waldung  zu  bezeichnen,  und  am 


—    95    ~ 

Orte  der  Untersuchung  der  Besitzer  selbst  oder  dessen  Verwalter 
nichts  dagegen  einzuwenden  haben,  wenn  endlich  die  Waldung 
nicht  gross  und  es  möglich  ist^  den  Entwurf  eines  Planes  zu 
machen,  so  wäre  es  wünsch enswerth,  dass  der  die  Untersuchung 
ausführende  Beamte,  zur  Vermeidung  einer  zweiten  Fahrt,  den 
Plan  an  Ort  und  Stelle  entwürfe,  gemäss  der  im  §  18  angege- 
benen Instruktion  und  unter  der  Bedingung,  dass  zur  Verwendung 
der  für  die  Ausführung  des  wirthschaftlichen  Planes  erforder- 
lichen Summe  die  Genehmigung  des  Forstschutz-Comit^s  eingeholt 
werde. 

§  14.  Wenn  das  Forstschutz  -  Comite  nach  Prüfung  des  Pro- 
tokolls und  des  darüber  abgegebenen  Gutachtens  finden  sollte, 
dass  die  Untersuchung  nicht  mit  genügender  Vollständigkeit  aus- 
geführt worden,  so  kann  es  eine  ergänzende  Untersuchung  an- 
ordnen, unter  Beobachtung  der  in  §§  7 — 9  festgesetzten  Ordnung. 

§  15.  Wenn  durch  die  lokale  Untersuchung  alle  Bedingungen, 
denen  der  Wald  unterworfen  ist,  klargestellt  worden  und  das 
Gutachten  über  das  Protokoll  eingegangen  ist  oder  der  Termin 
für  die  Abgabe  desselben  abläuft,  so  schreitet  das  Comite  zur 
Verhandlung  der  Sache,  indem  es,  gemäss  Art.  35,  den  Besitzer 
oder  dessen  Verwalter  davon  in  Kenntniss  setzt,  unter  Berück- 
sichtigung der  Zeit,  die  dem  Benachrichtigten  zum  zeitigen  Ein- 
treffen an  dem  Tage  der  Verhandlung  behufs  Abgabe  seiner 
mündlichen  Erklärung  erforderlich  ist. 

§  16.  Alle  Resolutionen  des  Comites  sowohl  betreffs  der 
stattgefundenen  Erklärung  eines  Waldes  als  Schutzwald,  als  auch 
betreffs  des  abschlägigen  Bescheides  in  dieser  Sache,  werden  dem 
Besitzer  gemäss  dem  Art.  36  zur  Kenntniss  gebracht,  unter  gleich- 
zeitiger Angabe  der  Gründe  und  des  zur  Beschwerdeführung  ein- 
zuhaltenden Termins. 

§  17.  Nachdem  die  Verfügungen  des  Comites  betreffs  eines 
Schutzwaldes  rechtskräftig  geworden,  macht  die  Domänenverwal- 
tung  bei  dem  Forstdepartement  eine  Vorstellung  bezüglich  der 
zur  Einrichtung  des  Waldes  erforderlichen  Arbeiten.  Steht  der 
Wald  unter  dem  Apanagenressort,  so  wird  darüber  dem  betref- 
fenden Apanagencomptoir  Mittheilung  gemacht. 
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i?  18.  lieber  die  Zeit  der  Ausarbeitung  des  für  den  Schutz- 
wald erforderlichen  Planes  wird  der  Besitzer  in  der  vorgeschrie- 
benen Ordnung  in  Kenntniss  gesetzt  (§  7);  im  weiteren  Verlauf 
der  Sache  wird  die  in  Art.  39  und  III.  §  9  angegebene  Ordnung 
eingehalten  und  der  Wirthschaftsplan  gemäss  der  dafür  bestätig- 
ten Instruktion  ausgeführt. 

§  19.  Eine  Kopie  des  von  dem  Forstschutz-Comite  bestätig- 
ten wirthschaftlichen  Planes  wird  dem  Waldbesitzer  eingehändigt, 
mit  der  Erklärung,  dass  ihm  laut  Art.  48  die  Beschwerdeführung 
freisteht;  eine  zweite  Kopie  des  Planes  wird  derjenigen  Person 
übergeben,  unter  deren  Aufsicht  der  als  Schutzwald  bezeichnete 
Waldbezirk  steht.  Mit  dem  Tage  der  Einhändigung  dieser  Kopien 
an  die  betreffenden  Personen  wird  der  bezeichnete  Plan  für  den 
Waldbesitzer  obligatorisch  (Art.  38),  auch  wenn  letzterer  eine 
Verwahrung  dagegen  eingelegt  hat. 

§  20.  Falls  das  Domänenministerium  in  Folge  der  seitens 
des  Waldbesitzers  erhobenen  Klage  für  nothwendig  findet,  den 
von  dem  Forstschutz  -  Comite  bestätigten  Plan  entweder  abzu- 
ändern oder  einen  neuen  Plan  anzufertigen,  so  hat  das  Comite 
bei  allen  weiteren  Arbeiten,  die  gemäss  dieser  Entscheidung  vor- 
zunehmen sind,  in  Betreff  des  Waldbesitzers  die  in  den  §§18 
und  19  bestimmte  Ordnung  einzuhalten. 

Kap.  III.    Von   den  Waldungen,   die  behufs  Schutzes  der 
Quellengebiete  und   der   Zuflüsse  der  Schonung 

unterliegen. 

§  21.  Wenn  das  Gesuch  um  Schonung  eines  Waldbezirkes 
behufs  Schutzes  der  Quellengebiete  und  der  Zuflüsse  nicht  von 
Seiten  des  Ministeriums  der  Wege  -  Kommunikationen  ausgehen 
sollte,  so  kann  das  Gesuch,  zur  Vermeidung  jedes  Zweifels,  der 
örtlichen  Bezirksverwaltung  dieses  Ministeriums  zur  vorläufigen 
Bcurtheilung  vorgelegt  werden. 

§  22.  Von  dem  Zeitpunkt  der  Untersuchung  eines  Wald- 
bezirkes, betreffs  dessen  ein  Gesuch  eingegangen,  wird  der  Be- 
sitzer gemäss  Art.  37  nicht  in  Kenntniss  gesetzt,  sondern  es  wird 
ihm  eine  Kopie  des  Gesuches  mit  der  Weisung  übersandt,   seine 
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etwaigen  Emwendungen  in  der  dafür  bestimmten  Frist  dem  Forst- 
schutz -  Gomit^  bekannt  zu  geben.  Im  Folgenden  wird  die  in 
Art.  33 — 36  bezeichnete-  Ordnung  eingehalten. 

Kap.  IV.    Von  der  Gestattung  der  Ausrodungen. 

§23.  Laut  Art.  41  ist  das  Forstschutz  -  Comite  befugt,  die 
Umwandlung  eines  Waldbodens  zwecks  anderweitiger  Benutzung 
ohne  vorhergehende  örtliche  Untersuchung  zu  gestatten,  wenn 
keine  Noth wendigkeit  vorliegt,  den  bezüglichen  Wald  entweder  als 
Schutzwald  oder  behufs  Sicherung  eines  Quellengebictes  etc.  zu  er- 
klären; das  Comite  hat  jedoch  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  das  Forst- 
gesetz eine  derartige  Entscheidung  nur  „gestattet"  (worauf  auch 
der  Wortlaut  des  Art.  41  hinweist),  im  Uebrigen  jedoch  es  dem 
G-utachten  des  Comit^s  überlässt,  entweder  eine  lokale  Unter- 
suchung anzuordnen,  oder  die  Frage  auf  Grund  der  Angaben, 
die  dem  Comite  seitens  des  örtlichen  Forstbeamten  oder  des  Be- 
sitzers selbst  gemacht  werden,  zu  entscheiden.  Es  ist  klar,  dass, 
je  ärmer  eine  Gegend  an  Waldungen  ist,  mit  desto  grösserer 
Vorsicht  Bodenumwandlungen  zu  gestatten  sind ;  so  wird  sich  als 
nothwendig  herausstellen,  in  Fällen,  wo  die  Umwandlung  einer 
Waldfläche  auf  Grund  vorher  ausgeführter  Anpflanzungen  erbeten 
wird,  sich  zuvor  bezüglich  des  Umfanges  und  des  Gedeihens  der 
bezeichneten  neuen  Anpflanzung  genau  zu  informiren. 

§  24.  In  allen  Fällen,  wo  eine  lokale  Untersuchung  ange- 
ordnet ist,  ist  der  Waldbesitzer  oder  dessen  Verwalter  sowohl 
über  die  Person  des  untersuchenden  Beamten,  als  auch  über  den 
Zeitpunkt  der  Untersuchung  in  Kenntniss  zu  setzen  und  ist  da- 
bei, sowie  auch  betreffs  der  zu  entscheidenden  Gesuche  die  in 
den  §§7,  9,  11,  12  und  14 — 16  vorgeschriebene  Ordnung  ein- 
zuhalten. Es  wird  den  Comites  anempfohlen,  die  von  ihnen  für 
nothwendig  befundenen  Untersuchungen  ohne  längeren  Aufschub 
ausführen  zu  lassen,  damit  durch  die  ausstehende  Entscheidung 
dem  Betrieb  der  Gutswirthschaft  kein  Schaden  erwachse. 

§  25.    Eine  besondere  Vorsicht  verlangen  die  Entscheidungen 

betreffs  der  Ausreutungen  (Art.  11),   die   zwecks  vortbeilhafterer 

Bewirthschaftung    des   Besitzthums   vorgenommen   werden    sollen, 
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damit  der  eigentliche  Zweck  dieser  Oesetzesbestimmuugen  nicht 
illusorisch  gemacht  werde;  es  ist  daher  die  Umwandlung  des 
Waldbodens  zu  anderweitiger  Benutzung  nur  in  solchen  Fällen 
zu  gestatten,  wo  die  Nothwendigkeit  vorliegt^  ein  zweckmässigeres 
Verhältniss  der  einzelnen  Gutsappertinentien  zu  einander  festzu- 
stellen und  so  eine  grössere  Ertragsfähigkeit  des  Besitzthums  zu 
ermöglichen.  Auch  ist  es  höchst  wtlnschenswerth,  dass  sich  die 
Ansichten  der  Comites  so  viel  wie  möglich  der  Mannigfaltigkeit 
der  Wirthschaftssysteme,  die  in  den  ihnen  unterstellten  Bezirken 
eingehalten  werden,  zu  accommodiren .  suchen,  damit  jede  Un- 
sicherheit und  Unbestimmtheit  rücksichtlich  der  zu  treffenden 
Entschaidungen  und  der  Vorwurf  der  Willkür  vermieden  werde. 
Es  folgt  daraus,  dass  man  in  waldarmen  Gegenden,  wo  die 
Folgen  der  Wald  Verwüstungen  offen  zu  Tage  treten,  in  Bezug 
auf  die  Gestattung  der  Ausreutungen  möglichst  vorsichtig  zu  ver- 
fahren hat;  ebenso  wäre  es  nicht  rationell,  Ausreutungen  in 
grösserem  Umfange  in  Gegenden  zu  erlauben,  wo  für  Wald- 
kulturen, gemäss  der  Verordnung  von  1876,  Prämien  ausgesetzt 
sind,  was  allerdings  nicht  ausschliesst,  für  waldreichere  Theile 
solcher  Gegenden  Abweichungen  zu  gestatten,  wenn  diese  für 
den  Wirthschaftsbetrieb  des  Gutes  erforderlich  sein  sollten. 

§  26.  Wird  die  Ausreutung  eines  Waldbodens  behufs  zeit- 
weiliger anderweitiger  Benutzung  erlaubt^  so  hat  das  Comite  den 
Termin  zu  bestimmen^  nach  dessen  Ablauf  diese  Benutzung  auf- 
zuhören hat  und  zur  künstlichen  Wiederbewaldung  des  ausge- 
reuteten  Bodens  zu  schreiten  ist,  und  in  wie  langer  Zeit  diese 
Arbeiten  beendigt  sein  müssen.  Für  die  Terminbestimmung  ist  vor 
Allem  die  Rücksicht  darauf  massgebend,  dass  eine  zu  lange  an- 
dauernde Ausnutzung  des  Bodens  nicht  eine  Erschöpfung  desselben 
herbeifülirt.  In  besonderen  Fällen,  wo  die  Termineinhaltung  in 
Folge  verschiedener  von  dem  Waldbesitzer  unabhängiger  Gründe 
nicht  möglich  ist,  kann  eine  Terminverlängerung  bewilligt  werden. 
In  jedem  Fall  können  die  Bedingungen,  unter  welchen  man  eine 
Umwandlung  des  Waldbodens  gestattet,  weniger  drückende  sein, 
wenn  der  Besitzer  um  die  Umwandlung  solcher  Waldilächen  nach- 
sucht, wo  eine  natürliche  Walderneuerung  ohnehin  schwer  zu  er- 
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warten  ist;  -  am  auf  srtlche  Weise  die  laufenden  Interessen  des 
Besitzers  mit  den  Forderungen  des  Qesetzes  nach  Möglichkeit  in 
Einklang  zu  bringen. 

Kap.  V.    Vorbeugungsmassregeln  gegen  Waldverwüstung 

(onyoTOiUBTejbHafl  pyöBa). 

§  27.  Zur  Bestimmung  der  Frage,  was  unter  Waldverwüstung 
zu  verstehen  sei  oder  welche  Fällungen  dem  Waldbestande  ver- 
derblich werden  können,  haben  den  Comit^s  die  am  3.  Juni  1888 
von  dem  Domänenministerium  festgesetzten  Regeln  für  die  An- 
fertigung einfacher  Wirthschafts-Pläne  als  Richtschnur  zu  dienen. 

§  28.  Die  Forstschutz  -  Comit^s  haben  den  Waldbesitzem 
durch  die  Forstbeamten,  sowie  durch  die  Forstrevisoren  und  Re- 
visor-Instruktoren  anempfehlen  zu  lassen,  für  die  Ausarbeitung 
der  Wirthschafts-Pläne  auf  Grundlage  der  dafür  festgesetzten 
Regeln  Sorge  zu  tragen,  mit  dem  Hinweise,  dass  sie  dadurch 
die  Möglichkeit  gewinnen,  ihre  Waldungen  zu  exploitiren,  ohne 
befürchten  zu  müssen,  dass  die  von  ihnen  angeordneten  Fällungen 
als  für  den  Waldbestand  verderblich  angesehen  werden  könnten. 

§  29.  Nachdem  die  dem  Art.  14  gemäss  ausgearbeiteten  Pläne 
dem  Comit^  vorgestellt  worden,  ist  dasselbe  verpflichtet,  nach 
Möglichkeit  die  Prüfung,  sowie  die  Bestätigung  derselben  zu  be- 
schleunigen und  nur  im  Fall  unumgänglicher  Nothwendigkeit  und 
wenn  die  vorgeschriebenen  Regeln  es  erfordern,  von  dem  Wald- 
besitzer eine  Abänderung  des  Planes  zu  verlangen,  unter  mög- 
lichster Vermeidung  alles  dessen,  was  ihn  in  dem  Wirthschafts- 
betrieb  beengen  könnte. 

§  30.  Wenn  seitens  des  Besitzers  kein  dem  Art.  14  ent- 
sprechender Plan  vorgestellt  worden,  so  hat  das  Comite  vor 
Allem  dessen  Aufmerksamkeit  auf  die  Mittel  zu  richten,  wodurch 
einem  ordnungswidrigen  Holzhiebe  vorgebeugt  werden  kann,  um 
so  nach  Möglichkeit  der  Nothwendigkeit  enthoben  zu  sein,  diese  Art 
von  Fällungen  sistiren  zu  müssen,  was  meistentheils  mit  äusserst 
nachtheiligen  Folgen  für  den  Besitzer  verbunden  ist. 

§  31.  Den  Beamten  der  Forstverwaltungen,  denen  die  un- 
mittelbare Aufsicht  über  die  Wälder  obliegt,  wird  es  zur  Pflicht 
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gemacht,  in  allen  Fällen,  wo  sich  der  Waldbesitzer  mit  der  An- 
frage an  sie  wendet,  ob  der  von  ihm  projektirte  Hau  als  ein  für 
den  Waldbestand  verderblicher  angesehen  werden  könnte,  genaue 
Erklärungen  darüber  zu  geben,  was  unter  einem  solchen  zu  ver- 
stehen sei. 

§  32.  Im  Fall  diese  Erklärungen  keinen  Erfolg  haben  und 
der  begonnene  Hau  seine  verderblichen  Wirkungen  äussern  sollte^ 
so  hat  der  betreffende  Beamte  dem  Comite  unverztlglich  Bericht 
darüber  zu  erstatten,  mit  Angabe  der  Gründe,  warum  er  den 
Hau  für  verderblich  hält,  und  zugleich  dem  Besitzer  eine  Kopie 
des  Berichtes  einzusenden,  mit  der  Aufforderung,  seine  gegen- 
theilige  Meinung  in  dem  angesetzten  Termin  (Art.  34)  dem  Comitd 
kund  zu  thun. 

§  33.  Im  Weiteren  wird  es  von  dem  Gutachten  des  Comit^s 
abhängen,  ob  dasselbe  nach  Prüfung  der  Anklage,  sowie  der 
seitens  des  Waldbesitzers  gegebenen  Erklärungen  es  für  angezeigt 
findet,  entweder  den  Waldbesitzer  zu  benachrichtigen,  dass  die 
Anklage  unberücksichtigt  geblieben,  oder  aber,  Art.  31  gemäss, 
eine  lokale  Untersuchung  anzuordnen,  wobei  in  letzterem  Fall 
die  in  den  §§  7 — 9,  11,  12,  14 — 16  festgesetzte  Ordnung  zu 
beobachten  ist. 

Kap.  VI.    Gerichtliche  Verfolgung  der  Vergehen  gegen 

diese  Gesetzesbestimmungen. 

§  34.  Bei  allen  Vergehen  gegen  die  in  dieser  Sammlung  ent- 
haltenen Gesetzesbestimmungen  wird  das  für  Uebertretungen  der 
Regierungsanordnungen  festgesetzte  Gerichtsverfahren  eingehalten. 
An  Orten  jedoch,  wo  das  Gesetzbuch  des  Kaisers  Alexander  IL 
in  seinem  vollen  Umfange  noch  nicht  eingeführt  ist,  findet  das 
allgemeine  Kriminalverfahren  statt. 

§  35.  Die  diesbezüglichen  Protokolle  werden  unter  Zuziehung 
von  Zeugen  aus  der  Zahl  der  örtlichen  Bewohner  von  den  Beam- 
ten aufgestellt,  denen  die  Aufsicht  über  die  Wälder  obliegt;  von 
diesen  Beamten  wird  auch  die  gerichtliche  Verfolgung  anhängig 
gemacht,  d.  h.  die  bezüglichen  Protokolle  werden  dem  Friedens- 
richter oder  dem  Untersuchungsrichter  eingesandt. 
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§  36.  Die  für  jeden  Kreis  von  dem  Domänenressort  be- 
stimmten Miüimaltaxen  betreffs  der  Abschätzung  des  gefäUtei^i 
Holzes  müssen  auf  Verfügung  der  Forstschutz  -  Comit^s  in  den 
örtlichen  Gouvernementsblättem  veröffentlicht  werden. 

§  37.  Von  dem  Gutachten  der  Comit^s  wird  es  abhängen, 
welchem  von  den  mit  der  Aufsicht  über  die  Wälder  betrauten 
Beamten,  unabhängig  von  dem  diesen  zustehenden  Recht,  die 
Schuldigen  vor  Gericht  zu  belangen,  auch  noch  die  Vollmacht 
zur  Einreichung  der  Klage  und  der  Replik  zu  ertheilen  ist. 

§  38.  Im  Fall  dass  der  die  Verfolgung  einleitende  Beamte  nicht 
zugleich  auch  im  Besitz  der  oben  erwähnten  Vollmacht  ist,  so 
hat  d^r  Dirigirende  der  Domänenverwaltung  die  Pflichten  eines 
Bevollmächtigten  auszuüben. 

§  39.  Das  noch  nicht  abgeführte,  der  Confiscirung  unter- 
liegende Holz  kann  dem  Waldbesitzer  oder  dem  Verwalter  in 
Verwahrung  gegeben  werden.  Wenn  diese  Personen  aber  die 
Verwahrung  ablehnen  oder  das  Holz  schon  abgeftLhrt  ist,  so  hat 
die  nächste  Polizeiverwaltung  das  Holz  in  Verwahrung  zu  neh- 
men, gemäss  der  in  den  Art.  1146  und  1147  des  Kriminalcodex 
festgesetzten  Ordnung. 

§  40.  Das  gerichtlich  confiscirte  Holz  wird  auf  Verfügung 
des  Comit^s  nach  der  für  den  Verkauf  confiscirten  Holzes  vor^ 
geschriebenen  Ordnung  verkauft,  wobei  der  in  dem  Protokoll  be- 
zeichnete Werth  als  Norm  zu  gelten  hat. 

§41.  Dem  Waldbesitzer  wird  jedoch  gestattet,  das  unter 
Sequester  gestellte  Holz  durch  Zahlung  des  dafür  bestimmten 
Werthes  auszulösen  und  frei  darüber  zu  verfügen. 

§  42.  Die  Strafgelder  sowohl,  wie  das  von  dem  Verkauf  des 
confiscirten  Holzes  gelöste  Geld  werden  der  örtlichen  Kreisrentei 
übergeben  behufs  Zuzählung  zu  den  Spezialmitteln  des  Forst- 
departements. 

Kap.  Vn.    Von  den  obligatorischen  Kulturen. 

§  43.  Da  nach  Art.  15  die  Verpflichtung,  die  in  Folge  un- 
rationellen Aushauens  gelichteten  Flächen  künstlich  zu  bewalden, 
nicht  kraft  einer  gerichtlichen  Entscheidung  auferlegt  wird,   son- 
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dem  das  Resultat  des  seitens  des  Forstschutz-Comites  abgegebenen 
Gutachtens  ist,  so  muss  bei  jedem  Vergehen  gegen  diese  Gesetzes» 
bestimmungeU;  welches  zur  Forderung  einer  künstlichen  Wieder- 
bewaldung berechtigt,  ausser  dem  Protokoll  über  das  Vergehen 
selbst  noch  ein  besonderes  darüber  aufgenommen  werden,  ob  und 
auf  welcher  Grundlage  der  Waldbesitzer  zur  künstlichen  Wieder- 
bewaldung zu  verpflichten  ist.  Ein  solches  Protokoll  muss  auch 
dann  aufgenommen  werden,  wenn  in  Folge  der  Verjährung  des 
Vergehens  der  Schuldige  gerichtlich  nicht  mehr  belangt  werden 
kann. 

§  44.  Das  Protokoll  wird  dem  Forstschutz  *  Comit6  zur  wei- 
teren Verfügung  zugestellt;  sollte  in  dem  Protokoll  noch  die  For- 
derung einer  künstlichen  Wiederbewaldung  enthalten  sein,  so  ist 
eine  Kopie  desselben  dem  bezüglichen  Waldbesitzer  einzusenden 
mit  der  Weisung,  in  der  durch  Art.  34  festgesetzten  Frist  seine 
Erklärung  darüber  abzugeben. 

§  45.  Bezüglich  des  weiteren  Verfahrens  in  dieser  Sache  ist 
die  durch  die  §§  15  und  16  vorgeschriebene  Ordnung  zu  beob- 
achten. 

§  46.  Zur  Ausführung  der  obligatorischen  Wiederbewaldung 
muss  dem  Waldbesitzer  ein  so  langer  Termin  bewilligt  werden, 
dass  er  die  Arbeiten  in  der  für  ihn  geeignetsten  Zeit  und  ohne 
zu  grosse  Kosten  ausführen  lassen  kann;  im  Fall  die  zu  bewal- 
dende Fläche  von  bedeutendem  Umfang  ist,  so  kann  sie  in  einige 
Theile  getheilt  und  für  jeden  derselben  ein  besonderer  Termin 
angesetzt  werden;  ebenso  kann  in  Folge  unvorhergesehener  die 
Arbeiten  verzögernder  Umstände  auf  Ansuchen  des  Besitzers  eine 
Verlängerung  des  Termins  bewilligt  werden.  In  jedem  Fall  muss 
der  Termin  ein  genügend  langer  sein ,  damit  sich  im  Verlauf  des- 
selben ein  mehr  oder  weniger  sicheres  Urtheil  über  den  Erfolg 
oder  Misserfolg  der  Kulturen  bilden  lässt. 

§  47.  Nach  Ablauf  des  Termins  hat  der  örtliche  Forstbearate 
die  ausgeführten  Arbeiten  einer  Besichtigung  zu  unterwerfen  und 
über  den  Stand  der  neuen  Anpflanzungen  dem  Forstcomiti  einen 
Bericht  einzusenden. 

§  48.    Wenn    die   von   dem    Besitzer    ausgeführten    Arbeiten 
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betreffs  der  Wiederbewaldung  sich  als  ungenügend  erweisen  und 
in  Folge  dessen  in  dem  Protokoll  auf  die  Nothwendigkeit  hin- 
gewiesen wird,  die  bezüglichen  Waldkulturen  durch  die  dem 
Forstschutz  -  Comitä  unterstellten  Forstbeamten  auf  Kosten  des 
Besitzers  ausführen  zu  lassen,  so  wird  die  Kopie  des  Protokolls 
dem  letzleren  zugestellt  mit  der  Aufforderung,  in  der  im  Art.  34 
vorgeschriebenen  Ordnung  seine  Erklärung  abzugeben.  Der  weitere 
Verlauf  der  Sache  richtet  sieh  nach  den  in  den  §§  15  und  16 
enthaltenen  Vorschriften. 

§  49.  Der  Kostenanschlag  für  die  Anpflanzung,  die  der  Ver- 
fügung des  Comites  gemäss  auf  Kosten  des  Besitzers  zu  bewerk 
stelligen  ist,  wird  von  der  Domänenverwaltung  auf  Grundlage 
der  bestehenden  Vorschriften  gemacht,  wobei  jedoch  das  Comite 
die  billigste  Art  der  Ausführung,  in  so  weit  dieselbe  ein  befrie- 
digendes Resultat  versprechen  kann,  in  Erwägung  zu  ziehen  hat. 

§  50.  Der  von  dem  Comite  bestätigte  Kostenanschlag  wird 
dem  Waldbesitzer  oder  dessen  Verwalter  mit  der  Aufforderung 
eingesandt,  ihre  diesbezügliche  Meinung  in  der  festgesetzten  Frist 
(Art.  34)  abzugeben;  im  Fall  eine  solche  Meinungsabgabe  erfolgt, 
wird  das  Comite  nach  Möglichkeit  die  etwaigen  Wünsche  des 
Besitzers  berücksichtigen,  so  weit  das  mit  dem  Erfolg  der  aus- 
zuführenden Arbeiten  verträglich  ist  und  sofern  nicht  seitens  des 
Besitzers  Forderungen  vorliegen,  solche  Baumarten  anzupflanzen, 
die  dem  Boden  der  entblössten  Fläche  nicht  entsprechen.  Der 
endgiltig  bestätigte  Kostenanschlag  wird  zur  Kenntnissnahme  dem 
Besitzer  zugestellt,  der  das  Recht  hat,  die  Appellation  in  gesetz- 
licher Frist  anzumelden. 

§  51.  Zur  Ausführung  der  Arbeiten  auf  Grundlage  des 
Kostenanschlages  schreitet  das  Comite,  wenn  keine  Appellation 
erfolgt,  oder  wenn  dieselbe  von  dem  Domänenministerium  für  un- 
zulässig erklärt  worden  ist  und  demnach  der  Kostenanschlag  un- 
verändert bleibt,  nur  in  dem  Fall,  wenn  die  dazu  erforderlichen 
Summen  aus  den  Spezialm itteln  des  Forstressorts  zu  seiner  Ver- 
fügung stehen.  Im  entgegengesetzten  Fall  hat  das  Comit6  ein 
Gesuch  wegen  Bewilligung  der  nöthigen  Summen  bei  dem  Do- 
mänenministerium einzureichen. 
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§  52.  Die  Beamten,  denen  nach  erfolgter  Bestätigung  des 
Kostenansclilages  die  Aasfülirung  der  Arbeiten  übertragen  wird, 
haben  sich  betreffs  dieser  Arbeiten,  sowie  der  Rechnungsable- 
gung  nach  den  dafür  festgesetzten  Regeln  des  Forstressorts  zu 
richten. 

§  5o.  Nach  erfolgter  Rechnungsablegung  und  Prüfung  der 
für  die  Arbeiten  verausgabten  Summen  wird  die  Gesammtsumme 
entweder  von  dem  Besitzer  beigetrieben,  wenn  die  Arbeiten  auf 
Kosten  des  Forstressorts  ausgeführt  wurden,  oder  es  findet  eine 
endgiltige  Abrechnung  mit  dem  Besitzer  statt,  wenn  das  Geld  von 
ihm  im  Voraus  eingezahlt  worden,  wobei  der  nicht  verausgabte 
üeberschuss  ihm  zurückerstattet  wird. 

Kap.  VIII.    Von  den  zur  Förderung  der  Waldkulturen 

dienenden  Massregeln. 

§  54.  Da  künstlich  bewaldete  Flächen  (Art.  18)  von  der  Zah- 
lung der  Staats-  und  Land  -  Grundsteuer  befreit  sind,  so  haben 
die  Comites  denjenigen  Waldbesitzern,  welche  darum  nachsuchen, 
Bescheinigungen  darüber  auszustelleji,  welche  Waldstücke  nament- 
lich und  in  welchem  Umfange  diese  Vergünstigung  geniessen. 

§  55.  Die  Comit^.s  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  Ver- 
sorgung der  Waldbesitzer  mit  Baumpflanzen  und  Holzsaat  unter 
möglichst  günstigen  Bedingungen  für  letztere  bewerkstelligt  wird ; 
falls  die  Comites  finden  sollten,  dass  der  bestehende  Ablassungs- 
modus  nicht  zweckentsprechend  ist,  so  können  sie  mit  den 
entsprechenden  Vorschlägen  bei  dem  Domänonministerium  ein- 
kommen. 

§  56.  Die  ausgezeichnetsten  aus  der  Zahl  der  im  Dienste  der 
Gemeinden  und  privaten  Gutsherren  stehenden  Forstschutzwächter, 
als  auch  der  Forst  Verwalter,  sobald  die  Letzteren  zum  Ressort  des 
Forstcorps  zugezählt  sind,  werden  von  den  Comites  zu  besonderen 
Belohnungen  vorgestellt,  wobei  der  von  dem  Domänenministeriuni 
bestimmte  Vorstellungstermin  einzuhalten  ist,  d.h.  die  Vorstellungen 
sind  nicht  später  als  bis  zum  15.  Februar  eines  jeden  Jahres  bei 
dem  Domänenministerium  zu  machen. 
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Kap.  IX.   Von  der  Geschäftsführung  und  der  Rechnungs- 

ablegung. 

§  57.  Es  ist  wünschenswerth,  dass  die  Sitzungen  der  Forst- 
schutz-Comit6sy  abgesehen  von  den  ausserordentlichen  Sitzungen, 
periodisch  zu  bestimmten  Zeiten  stattfinden,  um  so  den  amtlichen 
Personen  sowohl,  die  an  den  Sitzungen  theilzunehmen  haben,  als 
auch  den  Waldbesitzem,  welche  persönlich  Erklärungen  abzugeben 
wünschen,  das  Ersclreinen  nach  Möglichkeit  zu  erleichtem. 

§  58.  Ueber  jede  Sitzung  wird  ein  Journal  geführt,  das  von 
allen  anwesenden  Mitgliedern  unterschrieben  wird.  Die  Ausfüh- 
rung der  getroffenen  Verfügungen  hat  entweder  der  Dirigirende 
der  Domänenverwaltung  oder  einer  der  örtlichen  Forstrevisoren, 
wenn  letzterem  die  beständige  Vertretung  des  Dirigirenden  in 
den  Sitzungen  übertragen  ist,  zu  besorgen. 

§  59.  Die  Verausgabung  der  den  Spezialmitteln  des  Forst- 
ressorts entnommenen  und  zur  Verfügung  des  Comites.  gestellten 
Summen,  sowie  auch  der  Summen,  welche  zur  Abkommandirung 
der  Revisor  -  Instruktoren  dienen,  geschieht  jedesmal  durch  eine 
besondere  Verfügung  seitens  der  Forstschutz-Comitis. 

§  60.  Die  Forstschutz-Comites  legen  am  Schluss  eines  jeden 
Jahres  dem  Domänenminister  einen  allgemeinen  Jahresbericht  vor, 
der  folgende  Angaben  enthalten  muss: 

a.  wie  viel  Waldbesitzungen  und  von  welchem  Umfange  als 
Schutzwälder  anerkannt  sind; 

b.  wie  viel  Rodungen,  in  welchem  Umfange  und  zu  welchem 
Zweck  gestattet  worden; 

c.  wie  viel  ordnungswidrige,  den  Waldbestand  verwüstende 
Fällungen  verhindert  worden; 

d.  wie  viel  Wirthschaftspläne  für  Schutzwälder  und  andere 
Wälder  bestätigt  worden; 

e.  die  Zahl  der  Klagesachen,  die  Höhe  der  Summe  und  das 
Resultat  der  Klageführung; 

f.  wie  viel  Personen  zur  künstlichen  Wiederbewaldung  ord- 
nungswidrig entblösster  Waldflächen  angehalten  worden,  nebst 
Angabe  des  Umfanges  der  letzteren; 
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g.  welche  Arbeiten  auf  Kosten  der  Schuldigen  ausgeführt 
worden,  für  welche  Summen  und  in  welchem  Umfange; 

h.  stösst  die  Dui'chführung  der  gesetzlichen  Verordnungen 
auf  irgend  welche  Hindernisse^  und  auf  welche  Weise  sind  diese 
nach  der  Meinung  des  Comit^s  zu  beseitigen? 

Ausserdem  wird  den  Comit^s  vorgeschlagen,  dem  Jahres- 
bericht eine  Uebersicht  aller  der  Instruktionen  beizufügen,  die 
das  Comit^  an  die  örtlichen  Organe  der  Forstschutzverwaltungen 
zu  erlassen  für  gut  befunden  hat. 


IV. 

Die  von  dem  Domänenmlnlster  am  8.  Juni  1888 
bestfttlgrten   Regrein  far  die   Anfertlgiingr  ein- 

fSBLCher  AVirthschaftspläne.  *) 

(Nach  dem  Journal  des  Spezial-Forst-Comit^s  No.  42/88  d.) 

§  1.  Die  folgenden  Regeln  betreffen  die  Anfertigung  einfacher 
Wirthschaftspläne,  d.  h.  bestimmen  die  Grösse  und  die  Reihen- 
folge der  Kahlschläge  in  Wäldern,  die  nicht  zu  Schutzwäldern 
gehören,  jedoch  unter  die  Aufsicht  der  Forstschutz-Comites  gestellt 
sind,  auf  Grund  der  am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten 
Waldordnung. 

§  2.  Die  Vorstellung  der  einfachen  Wirthschaftspläne  zur 
Bestätigung  durch  die  Forstschutzcomit6s  ist  für  die  Waldbesitzer 
nicht  obligatorisch  und  bleibt  ihrem  Ermessen  anheimgestellt. 
Wenn  jedoch  solche  von  den  Besitzern  vorgestellte  Pläne  seitens 
des  Forstschutz -Comit^s  bestätigt  worden  [sind,  so  können  nur 
solche  im  Art.  13  des  Waldschutz-Gesetzes  verbotene  Kahlschläge 
als  wald verwüstend  erklärt  werden,  die  dem  bestätigten  Plane 
nicht  entsprechen  sollten. 

§  3.    In    den    Wirthschaftsplänen    müssen    folgende   Angaben 

*)  Die  vom  Domänenminister  am  22.  März  1889  bestätigte  Instraktion 
für  die  Einrichtung  von  Schutzwäldern  wird  dem  dritten  Theil  des  „Russischen 
Waldes"  beigelegt  werden. 
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enthalten  sein:  1)  eine  Zeichnung  der  Waldgrenzen ;  2)  eine  kurze 
Beschreibung  des  Waldes  nebst  Angabe  der  Grösse  und  Ordnung 
der  Abhiebe. 

§  4.  Die  Zeichnung  der  Waldgrenzen  geschieht  nach  belie- 
bigem Massstabe^  der  auf  der  Zeichnung  angegeben  werden  muss. 
Die  Zeichnung  hat,  wenn  auch  nur  annäherungsweise,  die  Grenzen 
aller  Waldbestände,  sowie  die  ausgehauenen  Orte  und  diejenigen 
Blossen  anzugeben,  welche  der  Waldbesitzer  zu  bewalden  gesonnen 
ist.  Für  jeden  Waldbestand,  je  nach  Holzart  und  Alter  der 
Bäume,  sind  besonders  anzugeben: 

a.  in  Bezug  auf  die  Arten  werden  die  Bestände,  die  aus 
Nadelholzarten  ohne  jegliche  oder  nur  sehr  geringe  Mischung 
mit  Laubholz  bestehen,  abgesondert  von  den  aus  Laubholz  oder 
gemischtem  Holze  bestehenden  angegeben; 

b.  in  Bezug  auf  das  Alter  werden  die  Bestände  in  drei  Klassen 
getheilt:  reife,  halbreife  und  junge.  Reife  Bestände  sind 
solche,  in  denen  die  vorherrschenden  Bäume  ein  Alter  von  mehr 
als  */8  des  Hiebsturnus  erreicht  haben  (§6);  halbreife  —  deren 
vorherrschendes  Alter  zwischen  Ys  und  %  ^^^  Hiebsturnus  liegt; 
junge  —  deren  vorherrschendes  Alter  weniger  als  V»  ^®s  Hiebs- 
tumus  beträgt. 

Anm.:  In  Wäldern,  die  den  früheren  Eronsbauern  ausschliess- 
lich zur  Holznutzxmg  übergeben  sind,  werden  ausser  dem  im  §  4 
Angeführtem  auch  die  mit  Wald  bedeckten  Sümpfe  besonders  an- 
zugeben sein. 

§  5.    Die  Beschreibung  muss  Folgendes  enthalten: 

1)  den  Vor-  und  Familiennamen  des  Besitzers; 

2)  das  Gouvernement,  den  Kreis  und  die  Wolost,  wo  sich 
der  Wald  befindet; 

3)  den  Gutsnamen; 

4)  das  nächste  Dorf,  das  nächste  herrschaftliche  Gut,  die 
Post-  oder  Eisenbahnstation,  mit  annähernder  Angabe  der  Ent- 
fernungen von  dem  Walde; 

5)  den  Waldnamen; 

6)  den  gesammten  Umfang  des  Waldes  (Grösse  des  Waldes); 
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in  deu  Flächeninhalt  werden  nicht  zugezählt:  waldlose  Flächen 
(mit  Ausnahme  der  ausgehauenen  Schläge  und  jener  Blossen, 
deren  Bewaldung  in  Aussicht  steht);  wenn  auch  diese  Flächen 
(Felder,  Weideplätze,  Heuschläge,  Gutsplätze,  Gärten,  Seen  und 
dergl,)  mitten  in  dem  Walde  liegen;  ebenfalls  sind  ausgeschlossen 
Moräste  mit  oder  ohne  Wald ,  ausgenommen  Moorbrüche,  die  mit 
der  Schwarzerle  bewaldet  sind; 

7).  die  Flächen,  welche:  a.  mit  Nadelholz  rein  oder  in  ge- 
ringer Vermischung  mit  Laubholz  bestanden  sind;  b.  mit  verschie- 
denen anderen  Holzgattungen  bestanden  sind;  c.  ausgehauene 
Schläge  bilden;  d.  holzfrei  sind;  c.  die  mit  Wald  bewachsenen 
StLmpfe  in  Wäldern,  die  zu  Holznutzung  der  gewesenen  Ki*ons- 
bauern  gehören.  Bei  jeder  Kategorie  der  Bestände  (§  4a  und  b) 
müssen  die  mit  reifem,  halbreifem  und  jungem  Waldbestande 
bedeckten  Waldtheile  besonders  angegeben  sein.  Die  Waldfläche 
wird  annäherungsweise  in  Desjatinen  auf  der  Zeichnung  angegeben. 

Anm.:  Wenn  der  Besitzer  genauere  Pläne  schon  hat  oder 
solche  anzufertigen  wünscht,  so  kann  er  selbstverständlich  die- 
selben statt  der  unter  §  4  geforderten  vorstellen. 

§  6.  Zur  Bestimmung  der  Grösse  der  alljähriich  zur  Hauung 
kommenden  Kahlhiebe  wird  folgender  Hiebsturnus  [Umtriebszeit] 
angenommen:  für  Nadelholzbestände  nicht  unter  60  Jahren;  für 
Laubholzbestände  (Eichen,  Buchen,  Weissbuchen,  Ulmen,  Rüstern, 
Ahorn,  Eschen,  Schwarzpappeln,  Birken,  Espen,  Silberpappeln, 
Erlen)  und  gemischtes  Holz  nicht  unter  30  Jahren;  für  Bestände 
der  übrigen  Laubholzartcn,  sowie  für  Gesträuch  —  nicht  unter 
5  Jahren.  Diese  Fällimgsturnusse  für  Laubholz  und  Straucharten 
können  auf  Ansuchen  seitens  der  Besitzer  und  mit  Bewilligung 
des  Forstschutz-Comites  niedriger  gestellt  werden  in  den  Fällen, 
wo  der  Wirthschaftscharakter  solches  nöthig  macht,  wie  z.  B.  bei 
Anzucht  von  Korbweiden,  Weinstockstäben,  Gerbstoffen  u.  dergl. 

Anm.:  In  gemischten  Beständen  mit  Beimischungen  von  Nadel- 
holz kann  der  Fällungsturnus  30  Jahre,  jedoch  nicht  weniger,  nur 
in  dem  Falle  betragen,  wenn  bei  einem  derartigen  Turnus  eine 
erfolgreiche   natürliche  Wioderbewaldung  zu   erwarten   steht;    im 
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entgegengesetzten  Fall  kann  der  Turnus  nicht  weniger  als  60  Jahre 
betragen,  also  wie  für  Nadelholzbestände  überhaupt. 

§  7.  Das  normale  Mass  der  jährlichen  Kahlschlage  wird 
durch  den  jeder  Kategorie  der  Bestände  entsprechenden  Hiebs» 
tumus  bestimmt  (§  4).  In  den  Fällen,  wo  die  verschiedenen 
Altersklassen  der  Bestände  (§  4,  b)  gleichmässig  vertheilt  sind, 
oder  wo  der  Unterschied  in  den  Flächen  der  Altersklassen  ein 
geringer  ist,  z.  B.  wo  die  Differenz  weniger  als  20  %  beträgt, 
wird  das  auf  Grund  dieses  Paragraphen  erhaltene  normale  Mass 
der  jährlichen  Hiebsfläche  als  ein  mögliches  angenommen. 

Wenn  aber  alle  reifen  und  halbreifen  Bestände  an  20  7o 
mehr  als  -/s  der  Fläche  einer  und  derselben  Kategorie  (§  4a), 
beträgt,  so  wird  das  Mass  der  alljährlich  möglichen  Fällung 
dadurch  bestimmt,  dass  man  die  Fläche  der  reifen  und  halb- 
reifen Bestände  durch  ^/g  der  Anzahl  Jahre  des  entsprechenden 
Tumus  theilt.  In  Nadelholz  Wäldern,  wo  die  reifen  und  halbreifen 
(mittelwüchsigen)  Bestände  weniger  als  %  der  Gesammtfläche  ein- 
nehmen, wobei  der  Unterschied  mehr  als  20%  beträgt,  wird  die 
Grösse  der  möglichen  jährlichen  Fällung  durch  Theilung  der 
Fläche  der  reifen  und  halbreifen  Bestände  mit  Vs  des  entsprechenden 
Fällungstumus  bestimmt. 

Bei  vollständigem  Mangel  an  reifen  und  halbreifen  Beständen 
in  Nadelholzwäldern  werden  die  Hiebe  mittelst  Kahlschläge  auf 
so  lange  verboten,  bis  die  Bestände  ein  Alter  erreichen,  welches 
^/s  des  Fällungsturnus  ausmacht;  doch  wird  dem  Forstschutz-Comite 
auch  in  diesem  Falle  anheimgestellt,  auf  Ansuchen  des  Waldbe- 
sitzers die  normale  Grösse  der  Kahlschläge  zu  gestatten,  freilich 
nur  dann,  wenn  nach  dem  Gutachten  des  Comites  die  nattlrliche 
Waldanzucht  hinter  den  vorhandenen  Verhältnissen  sicher  gestellt  ist. 

§  8.  Zur  Sicherstellung  der  natürlichen  Wiederbewaldung  und 
zur  Verhütung  der  Bildung  öder  Flächen  wird  für  Kahlhiebe 
folgende  Ordnung  festgesetzt. 

In  Laubholzwäldern  hängt  die  Breite  des  Holzschlages  von 
dem  Gutachten  des  Waldbesitzers  ab.  Ebenso  auch  in  Waldungen, 
wo  die  Kiefer  vorherrschend  ist,  doch  im  Kiefernbestande  nur  dann, 
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weiin  nicht  weniger  als  30  Samenbäume  auf  jeder  Desjatine  stehen 
bleiben,  und  zwar  in  einer  mehr  oder  weniger  gleichmässigen  Ver- 
theilung  auf  dem  Fällungsterrain.  In  Beständen  aber,  wo  die 
Kiefer  vorherrschend  ist,  und  wo  keine  Samenbäume  stehen 
bleiben,  wie  auch  in  allen  Fichtenbeständen,  darf  die  Breite  des 
Holzschlages  zusammen  mit  dem  angrenzenden  ausgehauenen  und 
noch  nicht  bewaldeten  Waldtheile  in  keinem  Fall  mehr  als  50  Faden 
betragen,  und  zugleich  muss  bei  dem  abzuschlagenden  Stück 
Wald,  wenigstens  bis  auf  die  halbe  Ausdehnung  der  Schlag- 
Grenzen  ein  solcher  Bestand  anliegen,  von  dem  eine  Besamung 
zu  erwarten  ist,  d.  h.  ein  reifer  oder  halbreifer  Bestand. 

Anm.  1.  Die  Samenbäume  können  von  jeder  Art  sein  (mit 
Ausnahme  von  Fichten  und  Espen),  müssen  aber  in  Brusthöhe  nicht 
weniger  als  4  Werschok  Dicke  haben. 

Anm.  2.  Das  Forstschutz-Comite  kann  bei  der  Bestätigung 
der  Wirthschafts-Pläne  Abweichungen  gestatten  beti'eflfs  der  oben 
angegebenen  Normalbreite  der  Holzschläge,  der  Anzahl  der  Samen- 
bäume, sowie  der  zur  Besamung  erforderlichen  angrenzenden  Be- 
ständen, wenn  in  Folge  der  Ortsbedingungen  das  Comite  annehmen 
zu  können  glaubt,  dass  solche  Abweichungen  einer  natürlichen 
Walderneuerung  nicht  hinderlich  sein  werden. 

§  9.  Auf  Ansuchen  des  Waldbesitzers  können  in  einem  Jahre 
auch  mehrere  der  unter  §  7  festgesetzten  Jahresproportionen  zur 
Fällung  kommen,  jedoch  nicht  über  5  und  jedenfalls  unter  Beob- 
achtung der  im  §  8  bezeichneten  Hauordnung  und  mit  der  Be- 
dingung, dass  die  im  Laufe  eines  Jahres  ausgehauene  grössere 
Waldflächc  vollständig  wieder  ausgeglichen  wird  durch  Einschrän- 
kung der  Kahlschläge  im  Verlaufe  so  vieler  Jahre,  als  die  in 
einem  Jahre  zur  Fällung  gekommenen  Proportionen  zusammen- 
genommen ausmachen. 

§  10.  Es  ist  verboten,  ohne  spezielle  Erlaubniss  von  Seiten 
des  Forstschutz  -  Comitös  einen  nochmaligen  Kahlschlag  an  einer 
und  derselben  Stelle  im  Verlaufe  eines  Hiebsturnus  zu  bewerk- 
«telHgen.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  das  Fällen  von 
Samenbäumen,    das   auf  Wunsch    des  Besitzers  stattfinden  kann, 
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sobald  dieselben  ihre  Aufgabe  erfüllt  haben,  d.  h.  sobald  eine 
Besamung  der  ausgehauenen  Stellen  stattgefunden  hat  und  junger 
Anwuchs  irgend  einer  Holzart  sich  zeigt. 

§  11.  Falls  eine  Abänderung  des  bestätigten  Wirthschafts- 
Planes  erforderlich  ist,  so  reicht  der  Waldbesitzer  ein  diesbezügliches 
Gesuch  bei  dem  Forstschutz-Comite  ein,  unter  Angabe  der  Gründe, 
die  eine  Abänderung  des  Planes  wünschenswerth  machen,  und 
unter  Vorstellung  des  neuen  Planes. 

§  12.  Sollte  der  Waldbesitzer  wünschen,  keinerlei  anderen  Be- 
schränkungen betreffs  der  Holznutzung,  ausser  den  im  Wirthschafts- 
Plane  vorgesehenen,  unterworfen  zu  sein,  so  muss  er  den  auf 
Grundlage  der  bestehenden  Regeln  entworfenen  Plan  nebst  der 
dazu  gehörenden  Zeichnung  zur  Bestätigung  dem  Forstschutz- 
Comite  desjenigen  Gouvernements  vorstellen,  wo  er  seinen  Wald 
liegen  hat. 

g  13.  Es  ist  dem  Besitzer  gestattet,  statt  des  einfachen 
Wirthschafts- Planes  einen  solchen  in  grösserer  Ausführlichkeit, 
gestützt  auf  genauere  Untersuchungen,   zur  Prüfung  vorzustellen. 

§  14.  In  einem  solchen  dem  §  l.->  gemäss  ausgearbeiteten 
Plane  unterliegt  der  Bestätigung  des  ('omites  der  Hiebstumus, 
sowie  der  Umfang  und  die  Ordnung  des  Fällens,  wobei  das  Co- 
mite  bei  der  Bestimmung  derselben  sich  nach  den  in  dem  Plane 
enthaltenen  Angaben  richten  kann ,  ohne  an  die  Beobachtung  der 
festgesetzten  Regeln  streng  gebunden  zu  sein,  —  auch  kann  in 
kleineren  Gehölzen  der  Aushau  sogar  der  ganzen  Fläche  gestattet 
werden,  jedoch  nicht  mehr  als  einmal  im  Laufe  eines  Fällungs- 
tumus. 

§  15.  Nachdem  das  Comite  den  auf  Grund  der  festgesetzten 
Regeln  entworfenen  Wirthschafts-Plan  oder  einen  solchen,  der 
der  im  §  14  angegebenen  Bestimmung  entspricht,  erhalten  hat, 
unterzieht  es  denselben  der  Prüfung  durch  die  Beamten,  wel- 
chen gemäss  Art.  42  die  Aufsicht  über  die  Wälder  übertragen 
ist.  Entspricht  der  Plan  dem  thatsächlichen  Befund,  so  bestätigt 
das  Comite   denselben,   im   entgegengesetzten  Fall  wird  derselbe 
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dem  Besitzer  zur  Verbesserung  zurückgegeben.  In  den  gemäss 
§  14  angefertigten  Plänen  unterliegen  der  Prüfung  nur  der  Um- 
fang und  die  Ordnung  der  Fällungen.  Die  Entscheidung  hat  das 
Comit^  im  Laufe  eines  Jahres  abzugeben ,  gerechnet  von  dem 
Tage  der  Vorstellung  des  Planes. 

§  16.  Nach  erfolgter  Bestätigung  des  Planes  hat  der  Wald- 
besitzer das  Recht,  ausser  den  im  Plane  angegebenen  Kahl- 
schlägen auch  noch  Plänterhiebe  nach  seinem  Gutdünken  vor- 
nehmen zu  lassen,  nur  dtirfen  die  letzteren  keinen  Uebergang  zum 
Kahlhiebe  andeuten,  was  dem  Plane  widersprechen  würde.  Daher 
kann  in  dem  für  Kahlhiebe  zusammengestellten  Plane  der  Besitzer 
auch  noch  die  von  ihm  zur  Vornahme  beabsichtigten  Plänterhiebe 
angeben,  die  zwar  keiner  Bestätigung  bedürfen,  aber  wenn  nach 
dem  Umfange  und  der  Reihenfolge  der  angezeigten  Plänterhiebe, 
das  Forstschutz-Comit6  in  denselben  Zeichen  eines  Ueberganges 
zum  Kahlschlage  ersieht,  so  ist  das  Comite  verpflichtet,  den  Wald- 
besitzer davor  zu  warnen. 

§  17.  Der  auf  die  Pläne  Bezug  habende  Schriftwechsel,  so- 
wie die  Pläne  selbst  unterliegen  nicht  der  Stempelsteuer. 


Formular 

für  die  Zusammenstellung  einfacher  Wirthschaftspläne. 


Einfacher  Wirthschaftsplan. 

Waldbesitzer. 
Gouvernement. 
Kreis. 

Wolost  (Gebiet). 
Gut. 

Das   nächste  Dorf,    Ansiedelung,    Gut  NN.    00  Werst    ent- 
fernt. 

Post-  oder  Eisenbahnstation  NN.    00  Werst  entfernt. 
Namenangabe  des  Waldes. 
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! 

Benennung. 

Reifes  Holz. 

Halbreifes. 
JungesHolz. 

; 
0      ! 

r     §     '     i 

r]               OQ 

Fläche 

der  erlaubten 

jährlichen 

Kahlschläge. 

t 
1 

1      ?T2 

Desjatine.                ^          Desjatine. 

Nadelholz 

Laubholz  u.  gemisch- 
ter Bestand*)  .  .  . 

Waldlose  Plätze, 
Blossen  (oporajina)  ' 

Waldbedeckte      Mo- 
räste   

1 

8     8 

00 
00 

■ 

1    00 
00 

■    ♦ 

1 

00       80 
00  i    40 
00 

1 

00  , 

1                          i 

00 
00 

7 

Im  Ganzen  .  .  . 

00 

00 

00 

OO!          ■ 

00 

*)  Wenn  in  der  Zahl  der  gemischten  Bestände  solche  sich 
vorfinden,  welche  in  Folge  der  Mischung  mit  Nadelholzarten  auf 
Grundlage  der  Anmerkung  zu  §  6  einen  Hiebsturnus  bedürfen, 
wie  derselbe  für  Nadelholz  bestimmt  ist,  so  wird  die  Fläche 
solcher  Bestände  besonders  anzugeben  sein. 

Der  Waldbesitzer  hat  ausserdem  folgende  Angaben  zu  machen : 

a.  die  zu  beobachtende  Fällungsordnung;  ' 

b.  etwaige  Abweichungen  von  dem  gesetzlich  bestimmten  nor- 
malen Hiebstumus  und  der  normalen  Fläche  der  jährlichen  Kahl- 
schläge und  die  Gründe  für  diese  Abweichungen; 

c.  seine  Meinung  betreffs  der  Bewaldung  der  Blossen,  wenn 
er  letztere  zu  dein.  Waldgrunde  rechnet; 

d.  die  projektirten  Plänterhiebe,  wenn  er  solche  §  16  gemäss 
im  Wirthschaftsplane  zu  bestimmen  wünscht.  } 

e.  Alles  das,  was  er  sonst  zur  Begründung  seiner  Ansichten 
anzuführen  für  nöthig  hält. 

Unterschrift  des  Waldbesitzers  oder  seines  Bevollmächtigten. 
Resolution  des  Forstschutz-Comitds. 

Sie  enthält  etwaige  seitens  des  Comites  getroffene  Abände- 
rungen (mit  rother  Tinte  auf  dem  Plane   selbst  anzugeben);  Be- 

8 
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stätigung  oder  Nichtbestätigong  (anter  Angabe  der  Gründe)  des 
Planes;   für   nöthig  befundenen  Hinweis  auf  den  Charakter  der 
Plänterhiebe,  damit  letztere  nicht  in  Kahlschlage  übergehen. 
Die  Contrasignatar  des  Comites. 


V. 

Massnahmen  zur  Förderung:  der  VT^aldkultur 

und  der  VT'aldwlrthschaft. 


A.  Yersorgung  mit  Samen  und  Anpflanzongsmaterial. 

1.    Forstordnang  (Aasg.  1876)  Band  IV,  Abth.  4. 

Art.  614.  Zur  Waldanzucht  und  zu  Banmanlagen  auf  freien 
Stadt-  und  Dorfplätzen  werden  Baumpflanzen  aus  den  Enrons- 
forsteien  entweder  unentgeltlich  oder  für  eine  bestimmte  Summe 
abgelassen,  insoweit  der  Zustand  dieser  Forsteien  solches  er- 
laubt. 

2.  Die  von  dem  Domänenminister  am  7.  Mai  1888  bestätig- 
ten Instruktionen  betreffs  der  Ablassung  von  Samen  and 
Anpflanzungsmaterial  an  die  Besitzer  der  unter  der  Auf- 
sicht der  Forstschutz-Comit^s  stehenden  Waldungen,  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  4.  Aprtl  1888.*) 

(Nach  dem  Journal  des  Spezial- Forst -Comites  No.  143.) 

§  1.  Samen  und  Anpflanzungsmaterial  werden  an  die  Besitzer 
von  Waldungen,  die  sich  unter  der  Aufsicht  der  Forstschutz- 
Comitös  befinden,  aus  den  Kronsforsteien  und  Baumschulen  abge- 
lassen. 

§  2.  Betreffs  der  Ablassung  von  Samen  haben  sich  die  Wald- 
besitzer schriftlich  an    die  örtliche  Domänenverwaltung  zu  wen- 


*)    Die  Abänderungen  einiger  Bestimmungen  dieser  Instruktion  befinden 
sich  am  Ende  der  Beilagen. 
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den^  —  von  Anpflanzungsmaterial  aber  an  diejenige  Kronsforstei^ 
wo  Baxunschtüen  zur  Versorgung  der  Waldbesitzer  mit  Anpflan- 
zongsmaterial  vorhanden  sind. 

§  3.  In  den  diesbezüglichen  Gesuchen  muss  angegeben  werden : 
1)  das  Quantum  des  Samens  und  des  Anpflanzungsmaterials  je  nach 
den  Arten;  2)  das  Postcomptoir  und  die  Eisenbahnstation,  wohin 
das  Verlangte  zu  senden  ist.  Ausserdem  hat  der  Bestellende  sich 
zur  Zahlung  des  festgesetzten  Betrages  zu  verpflichten.  Der  Be- 
trag für  Samen  wird  nach  der  im  §  6  angegebenen  Taxe  bestimmt. 
Für  Anpflanzungsmaterial  und  die  Verpackung  wird  laut  Taxe 
gezahlt,  für  die  Uebersendung:  a)  nach  dem  Postreglement  (§  10); 
b)  nach  dem  Eisenbahntarif;  ausserdem  sind  noch  die  Transport- 
kosten bis  zur  nächsten  Eisenbahnstation  zu  entrichten. 

§  4.  Die  Bestellungen  auf  Saaten  und  Anpflanzungsmaterial 
werden  nach  der  Reihenfolge  ihres  Einlaufens  und  je  nach  dem 
Stande  der  Baumschulen  ausgeführt. 

Anm.  1.  Werden  solche  Samenarten  verlangt,  die  in  dem 
Gouvernement  nicht  vorkommen,  so  giebt  die  Domänenverwaltung 
dem  Auftraggeber  die  bezügliche  Verwaltung  desjenigen  Gou- 
vernements an,  bei  der  er  die  Bestellung  machen  kann. 

Anm.  2.  Bestellungen  auf  ausländische  Samenarten  oder  auf 
Samen  von  Sträuchern  und  Halbsträuchern  werden  nicht  ange- 
nommen. 

§  5.  Bestellungen  auf  Anpflanzungsmaterial  können  zu  jeder 
Jahreszeit  gemacht  werden,  auf  Samen  dagegen,  damit  derselbe 
von  dem  Vorrath  des  laufenden  Jahres  geliefert  werden  kann: 
nicht  später  als  Ende  April,  wenn  Laubholzsamen  und  Weiss- 
tannensamen  verlangt  werden,  —  nicht  später  als  Ende  Oktober, 
wenn  Samen  von  Fichten,  Tannen,  Lärchenbäumen  und  Cedem 
verlangt  werden. 

§  6.  Nach  erfolgter  Bestellung  theilt  die  Domänenverwaltung 
dem  Waldbesitzer  mit,  in  welchem  Masse  sie  derselben  nach- 
kommen kann,  unter  Angabe  der  zu  entrichtenden  Summe  (§  17). 
Für  die  Verpackung  werden  10  Prozent  berechnet,  die  lieber- 
Sendungskosten  richten  sich  nach  dem  Postreglement,  dem  Eisen- 
bahntarif und  der  Entfernung  der  nächsten  Eisenbahnstation. 

8* 
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für   ein  Tschetwerik. 


Anm.:    Die  Normalpreise  für  Baumsamen: 
Samen.  Pfund. 

Kiefer 80  Kop. 

Fichte 40      ^ 

Lärche 80 

Sibirische  Tanne  (abies 

sibirica)       ....  40 

Ceder 25 

Birke 16 

Schwarzerle    ....  20 

Linde 20 

Esche 10 

Ahorn 15 

Ulme 15 

Rüster 15 

Sibir.  Zwergrüster  .     .  15 

Eiche  (Eicheln)  ...  40 

§  7.  Nach  Empfang  der  Kostenberechnung  hat  der  Besteller 
den  Betrag  sofort  zu  entrichten  (§  6),  worauf  die  Verwaltung  die 
Uebersendung  anordnet. 

§  8.  Die  Kronsbaumschulen  werden  je  nach  dem  Masse,  in 
welchem  sie  den  Aufträgen  seitens  der  Waldbesitzer  nachzukommen 
im  Stande  sind,  in  zwei  Kategorien  getheilt:  1)  die  in  der  Nähe 
solcher  Postcomptoire  liegen,  welche  Packetsendungen  übernehmen, 
sowie  die  in  der  Nähe  der  Eisenbahnstationen  liegenden;  2)  die 
in  grösserer  Entfernung  liegen.  Sowohl  die  betreffende  Kategorie, 
als  auch  der  Standort  der  Baumschulen ,  sowie  die  nächsten  Eisen- 
bahnstationen oder  Postcomptoire  werden  in  den  Gouvernements- 
Blättern  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

§  9.  Das  Ausheben  des  Anpfianzungsmaterials  besorgen  die 
Forstbeamten;  den  Auftraggebenden  ist  es  jedoch  gestattet,  wenn 
die  betreffende  Baumschule  zur  ersten  Kategorie  gehört,  die  Be- 
amten um  die  Uebernahme  der  Verpackung  und  der  Abgabe  des 
Bestellten  an  die  nächste  Eisenbahnstation  zu  bitten,  oder  aber 
einen  Bevollmächtigten  zum  Empfange  der  Sendung  zu  schicken. 
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Bei  Bestellungen  in  Baumschulen  zweiter  Kategorie  ist  nur  das 
Letztere  zulässig. 

§  10.  Die  Dom änenver waltungen  bringen  in  jedem  Jahre  durch 
die  Gouvernements-Blätter  zur  allgemeinen  Kenntniss^  aus  welche« 
Baumschulen  und  zu  welchen  Preisen  das  Anpflanzungsmaterial 
abgelassen  werden  kann,  unter  Angabe  der  Verpackungskosten 
und  des  ungefähren  Gewichtes  einer  bestimmten  Anzahl  der  Baum- 
pflanzen,  inclusive  Emballage^  sowie  der  Kosten  für  die  Beförderung 
zur  nächsten  Eisenbahnstation  oder  zum  nächsten  Postcomptoir. 
Das  Letztere  wird  durch  den  Fuhrpreis  bedingt,  wobei  auf  eine 
Fuhre  etwa  12,000  unverschulte  (1 — 2jährige)  Setzlinge  und  120  ver- 
schulte (3 — 5jährige)  Pflänzlinge  gerechnet  werden.  Auch  bei  der 
Bestellung  eines  kleineren  Quantums  muss  der  volle  Fuhrpreis  für 
eine  ganze  Fuhre  entrichtet  werden. 

§  11.  Im  Fall  es  unmöglich  sein  sollte,  in  Folge  des  äugen- 
blicklichen  Standes  der  Baumschule  den  gemachten  Bestellungen 
zu  entsprechen,  so  hat  der  Forstbeamte  sofort  den  Bestellenden' 
davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  sowie  der  Domänenverwaltung 
darüber  zu  berichten.  Die  genaue  Erfüllung  dieser  Vorschrift  soll 
dem  Auftraggeber  die  Möglichkeit  geben,  sich  bei  Zeiten  an  eine 
andere  Forstei  zu  wenden,  die  Domänenverwaltung  aber  in  den 
Stand  setzen,  die  erforderliche  Abänderung  der  nach  §  6  festge- 
setzten Normalpreise  zu  machen  und  die  im  §  1«3  angegebene  In- 
struktion einzuhalten. 

Anm.:  Im  Fall  sich  in  Folge  dessen  eine  Zuzahlung  für  die 
Uebersendung  herausstellt,  so  hat  der  Bestellende  diese  Zuzah- 
lung bei  der  betreffenden  Domänenverwaltung  zu  leisten,  so- 
bald er  von  der  Aenderung  des  Ablassungsortes  benachrichtigt 
worden  ist. 

§  12.  Die  Verwaltung  übernimmt  keinerlei  Verantwortung 
betreffs  der  Resultate  der  Aussaat  und  der  Anpflanzung,  und  hat 
sich  daher  der  Auftraggeber  selbst  von  der  Güte  der  Samen,  so-. 
wie  des  Anpflanzungsmaterials  zu  überzeugen. 

§  13.  Im  Fall  grösserer  Nachfrage  nach  Baumpflanzen  und 
der  Unmöglichkeit,  allen  Nachfragen  zu  genügen,  kommt  die 
Domänenverwaltung  mit  einem  Gesuch  bei  dem  Forstdepartement 
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darum  ein,  die  bestehenden  Pflanzenschulen  zu  vergrössern,  resp« 
neue  anzulegen. 

§  14.  Der  Schriftwechsel,  betreffend  die  Versorgung  der  Wald- 
besitzer mit  Samen  und  Pflanzen,  ist  von  der  Stempelsteuer  be- 
freit. 

B.   Massnahmen  zur  Fördemng  der  Waldzneht  nnd  der 

rationellen  Waldeinrichtung. 

1.    Forstordnung  (Ausg.  1876).     Band  IV,  Abth.  4. 

(JltcHoi  ycTaBi). 

Art.  615.  Zur  grösseren  Förderung  der  Waldkulturen  in  den 
neurussischen  Provinzen  werden  die  in  der  Waldkultur  sich  aus- 
zeichnenden Adeligen  zur  Allerhöchsten  Belohnung,  die  übrigen  Be- 
wohner aber  zu  Belohnungen  mit  Medaillen  von  den  betreffenden 
Gouverneuren  vorgestellt.  Ausserdem  werden  auf  Verftlgung  der 
Gouverneure  alle  Bauemwirthe  mit  Samen  und  Pflanzen  bekannter 
und  der  Gegend  entsprechenden  Baumarten  auf  Kronskosten  ver- 
sehen. 

Anm.:  Für  Privatpersonen  werden  für  neue  Anpflanzungen 
und  regelrechte  Waldwirthschaft  auf  Grund  der  folgenden  Regeln 
Prämien  ausgesetzt. 

2.    Von  den  Prämien  für  Waldzucht  und  rationelle 

Waldeinrichtung. 
(Beilage  zur  Anm.  3  des  Art.  615  der  Forstordnung,  Ausg.  1886.) 

1)  Für  erfolgreiche  Waldzucht  und  Waldeinrichtung  sind 
folgende  jährliche  Prämien  von  dem  Domänenminister  ausgesezt 
worden : 

a.  120  Prämien  zu  je  100  Rubeln,  nebst  je  einer  silbernen 
Medaille  für  Waldkulturen  und  Baumanlagen  auf  Bauerländereien 
in  den  Gouvernements:  Kursk,  Moskau,  Orlow,  Poltawa,  Samara, 
Saratow,  Tambow,  Tula,  Charkow,  Ühersson  (10  Prämien  und 
10  Medaillen  für  jedes  dieser  Gouvernements). 

b.  20  Prämien  zu  je  100  Rubeln,  nebst  je  einer  silbernen 
Medaille  für  Waldkulturen  und  Baumanlagen  auf  Bauerländereien 
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in  den  Gouvernements  Kiew  und  Podolien  (10  Prämien  und   10 
Medaillen  für  jedes  der  beiden  Gouvernements). 

c.  2  Prämien  zu  je  500  Halbimperialen,  jede  mit  einer  gol- 
denen Medaille,  für  besonders  ausgezeichnete  Erfolge  in  der  Wald- 
kultur auf  Privatländereien  in  oben  genannten  Gouvernements 
und  in  den  Gouvernements  Bessarabien,  Ssimbirsk,  Taurien  und 
Tschemigow,  und  5  goldene  Medaillen,  als  zweite  Belohnung,  in 
denselben  Gouvernements. 

d.  2  Prämien,  jede  zu  300  Halbimperialen,  nebst  der  gol- 
denen Medaille,  für  die  beste  forstgemässe  Einrichtung  in  Privat- 
waldungen in  einem  der  obengenannten  Gouvernements  und  in 
den  Gouvernements:  Wladimir,  Kasan,  Kaluga,  Nishni-Nowgorod, 
Pensa,  Pskow,  Twer,  Rjasan,  St.  Petersburg,  Smolensk  und 
Jaroslaw,  und  5  goldene  Medaillen,  als  zweite  Prämie,  für  eben 
dieselben  Gouvernements. 

Anm.:  Alles  an  dieser  Stelle  Angegebene  bezieht  sich  auch 
auf  das  Gouvernement  Stawropol  und  die  Kosakenländereien 
am  Don. 

2)  Die  Prämien  für  Anpflanzungen  auf  Bauerländereien  wer- 
den für  eine  Zeitdauer  von  fünf  Jahren  festgesetzt,  vom  Beginn 
des  Jahres  1877  an  gerechnet. 

3)  Die  Prämien  für  Waldzucht  und  Waldeinrichtung  auf 
Privatländereien  werden  auf  4  Jahre  ausgesetzt,  vom  Beginn  des 
Jahres  1878  an  gerechnet. 

4)  Die  Prämienvertheilung  für  Anpflanzungen  auf  Bauerlän- 
dereien in  den  unter  la  angegebenen  Gouvernements  wird  von 
den  betreffenden  Landuprawen  bewerkstelligt. 

5)  Die  Prämienvertheilung  für  Anpflanzungen  auf  Bauerlän- 
dereien in  den  unter  Ib  angegebenen  Gouvernements  wird  von 
den  betreffenden  Gouverneuren  vollzogen. 

6)  Die  Zuerkennung  der  Prämien  für  Waldzucht  und  Wald- 
einrichtung auf  Privatländereien  (unter  c,  d)  geschieht  auf  Vorstellung 
der  Gouverneure,  der  Landuprawen,  der  Domänenverwaltungen 
und  landwirthschaftlichen  Gesellschaften  durch  das  Domänen- 
ministerium, nach  erfolgter  ministerieller  Bestätigung. 

7)  Bei  der  Prämienzuerkennung  kommen  nur  diejenigen  Ar- 
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beiten   in  Betracht,    die    vollständig    ausgeführt   sind,    sowie   die 
Erfolge,  die  seit  1876  erreicht  worden. 

8)  Die  Prämienzuerkennung  für  Anpflanzungen  auf  Bauer- 
ländereien  kann  sowohl  an  die  einzelnen  Hauswirthe,  sowie  auch 
an  ganze  Landgemeinden  geschehen. 

9)  Diejenigen  Prämien,  die  in  irgend  einem  Jahre  übrig  ge- 
blieben sind,  können  in  den  folgenden  Jahren  zur  Austheilung 
kommen.*) 

C.    Ton  der  den  Waldbesitzem  zu  erweisenden  Beihilfe  in 

technischer  Beziehung. 

Die   von   dem   Domänenminister    am  23.  Januar   1888   be- 
stätigte Instruction  für  die  Revisor-Instruktore. 

(Nach  dem  Journal  des  Special-Forst-Comit^s  vom  23.  Januar  1888  No.  9.) 

§  1.  Behufs  der  den  Waldbesitzern  zu  erweisenden  Beihilfe 
in  technischer  Beziehung  werden  aus  der  Zahl  der  Forstrevisore 
die  erfahrensten  Beamten  erwählt,  die  Forstrevisor -Instruktore 
genannt  werden. 

§  2,  Einem  jeden  Forstrevisor-Instruktor  überweist  das  Do- 
mänen-Departement einen  Bezirk  als  Wirkungskreis  und  zwar  in 
dem  Verwaltungsgebiete  derjenigen  Domänenbehörde,  bei  welcher 
jeder  von  ihnen  seine  dienstlichen  Funktionen  ausübt. 

Anm.:  Von  der  Zutheilung  der  einzelnen  Bezirke,  sowie  von 
etwa  stattfindendem  Personenwechsel  wird  jedesmal  in  den  Gou- 
vernementsblättern Mittheilung  gemacht,  unter  Angabe  des  Auf- 
enthaltsortes eines  jeden  Forstrevisor-Instruktors,  seines  Ranges 
und  seines  Vor-  und  Familiennamens.  Unabhängig  davon  wird 
darüber  auch  noch  den  Forstschutz- Comit^s  berichtet,  die  wiederum 
ihrerseits  die  Gouvernements-  und  Kreislanduprawen  und  die  Wo- 
loste  davon  in  Kenntniss  zu  setzen  haben. 

§  3.  Die  Forstrevisor -Instruktore  haben  auf  Ansuchen  der 
Waldbesitzer : 

*)  Auf  Allerunterthänigsten  Vortrag  des  Domänen-Ministers  erfolgte  am 
11.  August  1886  die  Allerhöchste  Erlaubniss,  in  Zukunft,  der  Nothwendigkeit 
entsprechend,  die  ersten  Prämien  für  Waldzucht  zu  vermehren  aus  den  unver- 
ausgabten  ersten  Prämien,  welche  für  Forsteinrichtung  bestimmt  waren. 
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1)  mündliche  und  schriftliche  Rathschläge  i*ücksichtlich  der 
Waldwirthschaft  zu  ertheilen; 

2)  Corporationen  angehörige  und  private  Wälder  zu  forst- 
wirthschaftlichen  Zwecken  der  Inspektion  zu  unterziehen  und 

3)  Anleitung  zur  Ausführung  von  Waldarbeiten  aller  Art  zu 
geben,  insofern  ihnen  ihre  dienstlichen  Obliegenheiten  freie  Zeit 
dazu  lassen. 

§  4.  Die  Ausarbeitung  der  Waldeinrichtungspläne,  sowie  der 
Kostenanschläge  für  Waldarbeiten  gehören  nicht  zu  dem  Wir- 
kungskreise der  Instruktore;  sie  sind  jedoch  verpflichtet,  auf  An- 
suchen der  Waldbesitzer  ein  Gutachten  darüber  abzugeben,  ob 
die  projektirten  Pläne  und  Arbeiten  den  örtlichen  Bodenbedingun- 
gen entsprechen. 

§  5.  Alle  schriftlichen,  sowie  mündlichen  Rathschläge  und 
Erklärungen,  die  weiter  keine  Besichtigung  des  Waldes  erfordern, 
werden  von  den  Revisor-Instruktoren  zu  jeder  Zeit  unentgeltlich 
gegeben.  Falls  auf  Grund  der  von  dem  Waldbesitzer  gemachten 
Angaben  keine  sichere  Beantwortung  der  gestellten  Fragen  er- 
folgen kann,  so  ersucht  der  Forstrevisor-Instruktor  den  Wald- 
besitzer um  genauere  Angaben  oder  um  eine  persönliche  Rück- 
sprache betreffs  der  zu  entscheidenden  Sache.  Sollte  auch  dann 
noch  keine  Entscheidung  getroffen  werden  können,  so  wird  der 
Waldbesitzer  von  der  Nothwendigkeit  einer  örtlichen  Besichtigung 
des  Waldes  in  Kenntniss  gesetzt  (§  6). 

§  6.  Die  Besichtigung  des  Waldes  wird  von  dem  Forstrevisor- 
Instruktor  nur  auf  eine  schriftliche  Anzeige  seitens  des  Besitzers 
hin  unternommen.  Diese  Anzeige  muss  dem  Ersteren  bis  zum 
1.  März  zugestellt  werden,  damit  ihm  die  Möglichkeit  geboten 
wird,  die  Besichtigung  im  Laufe  des  Sommers  vorzunehmen. 

§  7.  Auf  Grund  der  eingelaufenen  Anzeigen  (§  6)  fortigt  der 
Revisor-Instruktor  ein  Verzeichniss  der  zu  besichtigenden  Wälder 
an  und  setzt  das  Forstschutz-Comite  in  der  ersten  Hälfte  des 
März  von  denjenigen  Besichtigungen  in  Kenntniss,  die  noch  im 
Laufe  des  Sommers  stattfinden  werden,  sowie  auch  von  denen, 
die  bis  zum  nächsten  Sommer  verschoben  werden  müssen,    lieber 
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die  letzteren  wird  von  dem  Forstschutz-Comite  den  resp.  Wald- 
besitzen!  Mittheilung  gemacht. 

§  8.  Von  dem  Zeitpunkt  der  Waldbesichtigung  wird  der 
Waldbesitzer  von  dem  Forstrevisor-Instruktor  zwei  Wochen  vorher 
in  Kenntniss  gesetzt ,  unter  Angabe  aller  der  Dokumente  und 
Daten,  die  von  dem  Besitzer,  im  Fall  er  über  solche  verfügen 
sollte,  zur  Zeit  der  Besichtigung  vorzulegen  sind. 

§  9.  In  das  allgemeine  Jahresverzeichniss  der  zu  besichtigen- 
den Wälder  (§  7)  müssen  unbedingt  alle  diejenigen  Wälder  ein- 
geschlossen werden,  deren  Besichtigung  im  vorhergehenden  Jahre 
unterblieben  war. 

§  10.  Sollte  der  Forstrevisor-Instruktor  nach  den  auf  Grund 
des  Verzeichnisses  stattgefundenen  Besichtigungen  genügend  Zeit 
zu  weiteren  Besichtigungen  finden,  so  kann  er  zur  Besichtigung 
derjenigen  Wälder  schreiten,  deren  Besichtigung  im  vorhergehen- 
den Jahre  unterblieben  war,  indem  er  die  Besitzer  gemäss  §  8 
davon  in  Kenntniss  setzt. 

§  11.  Im  Fall  es  noth wendig  ist,  die  gemäss  §  7  angesetzten 
Besichtigungen  krankheitshalber  oder  aus  anderen  Ursachen  auf- 
zuschieben, so  bringt  der  Forstrevisor-Instruktor  solches  zur 
Kenntniss  sowohl  des  betreffenden  Besitzers,  als  auch  des  Forst* 
schutz-Comites. 

§  12.  Falls  der  Besitzer  wünscht,  dass  die  auf  Grund  der 
§§  7  und  1 1  unterbliebene  Besichtigung  seines  Waldes  im  nächsten 
Jahre  stattfinden  soll,  so  macht  er  dem  Forstrevisor-Instruktor 
eine  diesbezügliche  Anzeige  {§  7),  im  entgegengesetzten  Fall  ver- 
liert die  erste  Anzeige  ihre  Geltung. 

§  13.  Die  Fahrgelder  für  die  Hin-  und  Rückfahrt,  sowie  die 
Diätengelder  für  die  Zeit  der  Fahrt  und  der  Waldbesichtigung 
zahlen  die  Waldbesitzer  nach  den  für  den  Civildienst  geltenden 
Bestimmungen  (Band  III,  Art.  233). 

§  14.  Die  zu  Fahrten  im  Walde  erforderlichen  Pferde,  sowie 
die  Arbeiter  und  das  Quartier  haben  die  Besitzer  zu  stellen. 

§  15.  Die  laut  §  13  zu  zahlenden  Fahrgelder  werden  von 
dem    Besitzer    entweder    dem   Forstrevisor-Instruktor    ausgezahlt 
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oder  bei  der  Rente!  auf  den  Namen  des  ForBtschutz-Comites  de- 
ponirt  und  die  Quittung  dem  Comitä  übergeben. 

§  16.  Erlaubt  die  Lage  der  Wälder^  mehrere  derselben  va. 
gleicher  Zeit  zu  besichtigen,  so  dass  nur  eine  Fahrt  erforderlich 
ist,  80  können  sich  die  resp.  Besitzer  zur  gemeinsamen  Bestreitung 
der  Kosten  vereinigen,  indem  sie  einen  aus  ihrer  Mitte  zur  Ein- 
reichung des  Gesuches  und  zur  Zahlung  der  Gelder  bevollmäch- 
tigen. 

§  17.  Die  Leitung  der  Waldarbeiten  übernimmt  der  Forst- 
revisor-Instruktor  nur  in  dem  Fall,  wenn  seine  dienstlichen  Ob- 
liegenheiten dadurch  nicht  beeinträchtigt  werden.  Die  Entschä- 
digung für  die  Mühe  hängt  von  gegenseitiger  Uebereinkunft  ab. 

§  18.  Die  Forstrevisor-Instruktoren  sollen  nach  Möglichkeit 
das  Interesse  und  den  Eifer  der  örtlichen  Bevölkerung  für  Wald- 
zucht und  eine  geregelte  Waldwirthschaft  anzuregen  suchen  und 
dieselbe  auf  die  grosse  ökonomische  Bedeutung  der  Wälder  für 
den  Volkswohlstand  aufmerksam  machen. 

§  19.  Nach  Jahresschluss  und  zwar  nicht  später  als  bis  zum 
1.  Februar  reicht  der  Forstrevisor -Instruktor  einen  Jahresbericht 
bei  dem  Forstschutz- Comitä  ein,  unter  Angabe  der  ausgeführten 
Besichtigungen,  der  ertheilten  Rathschläge  und  der  Entscheidungen, 
sowie  der  entweder  direkt  von  dem  Waldbesitzer  oder  durch  das 
Comit^  erhaltenen  Fahrgelder  (§  13)  und  der  für  Leitung  der  Ar- 
beiten ihm  zu  Theil  gewordenen  Entschädigungen  (§  17).  Eine 
Kopie  der  Jahresberichte  wird  vom  Comit6  durch  die  Verwaltung 
der  Reichsdomänen  dem  Forstdepartement  zugestellt. 

§  20.  Beschwerden  gegen  die  Forstrevisor-Instruktoren  wer- 
den bei  dem  Forstschutz-Comit6  geführt. 

§  21.  Die  gesammte  Correspondenz  (Eingaben,  Bittgesuche  etc.) 
ist  von  der  Stempelsteuer  befreit. 
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VI. 

I 

Die  Hauptsächlichsten  den  Forstschutz-Comlt^s 

und  Ver^v7altungren  der  Reichsdomänen  gregrebe- 

nen  Clpculapvorschrlften  In  Betreff  der  Art  der 

Ausführungr  der  Verordnung:  über  die 

"SValdschonungr- 


Cirenlar  des  Domänenministers  Tom  19.  Mai  No.  1509  über  Be- 
freiung Ton  der  Stempelstener  bei  Anwendung  der  Yerordnnng 

fiber  die  Waldsehonnng. 

Den  Forstschutz-Comit^s  wird  vorgeschrieben  folgendes  Ver- 
zeichniss  von  Papieren  und  Dokumenten,  welche  der  Stempel- 
steuer nicht  unterliegen,  beim  Gebrauch  zu  berücksichtigen: 

1)  Gesuche  von  Privatpersonen  und  Gesellschaften  an  die  im 
Art.  30  der  Verordnung  angegebenen  Institutionen  über  die  Anr 
erkennung  einer  Waldung  als  Schutzwald  oder  als  nothwendig 
zum  Schutze  des  Oberlaufes  und  der  Quellen  der  Flüsse  und 
ihrer  Vorflüsse. 

2)  Eingaben  sowohl  der  Waldbesitzer  und  ihrer  Vertreter, 
als  auch  von  Personen  und  Gesellschaften,  die  ein  Interesse  an 
der  Erhaltung  einer  Waldung  haben,  an  diejenigen  Organe  der 
Forstschutzverwaltung,  welche  die  lokalen  Untersuchungen  behufs 
Erledigung  der  schon  im  Punkt  1  erwähnten  Gesuche  auszuführen 
haben. 

3)  Eingaben  der  Waldbesitzer  und  ihrer  Vertreter  au  Organe 
der  Forstschutzverwaltung  und  Beamte  der  Forstressorts  bei  Aus- 
führung von  Arbeiten  zur  Einrichtung  von  Schutzwaldungen  und 
lokalen  Untersuchungen  durch  dieselben  über  die  Anerkennung 
von  Waldverwüstungen. 

4)  Gutachten  an  die  Forstschutz  -  Comit6s  über  Protokolle, 
welche  von  Beamten  der  Forstschutzverwaltung  und  des  Forst- 
ressorts bei  der  Beendigung  von  jeglicher  Art  der  lokalen  Unter- 
suchungen und  Arbeiten  zur  Forsteinrichtung. 

5)  Alle  Gutachten   von  Waldbesitzern   und   ihren   Vertretern 
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auf  Anfrägnn  der  Forstsehntz Verwaltung,  Eingaben  mit  dem 
Wunsch,  dem  Comit^  persönliche  Erklärungen  über  die  von  ihm 
zu  untersuchende  Frage  zu  geben ,  und  alle  ergänzenden  Berichte, 
welche  dem  Comite  für  einen  endgiltigen  Beschluss  in  der  Säcb^ 
zugestellt  werden. 

6)  Gesuche  über  die  Bestätigung  vereinfachter  Wirthschafts- 
plane ;  welche  auf  Grund  des  Art.  14  der  Verordnung  über  die 
Waldschonung  angefertigt  sind. 

7)  Wirthschaftspläne  mit  allen  Beilagen  für  Schutzwälder  und 
für  Waldungen,  welche  nicht  als  Schutzwälder  anerkannt  sind. 

8)  Jede  Correspondenz  über  die  Frage  der  Ausführung  für 
den  Waldbesitzer  obligatorischer  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der 
Waldzucht,  ebenso  dafür  angefertigte  Kostenanschläge. 

9)  Gesuche  zur  Belohnung  der  Wächter  und  Forstbeamteü, 
welche  Privat-  und  Gemeindewälder  verwalten. 

10)  Gesuche  um  Ablassung  von  Samen  und  Pflänzlingen  und 
die  ganze  Correspondenz  darüber,  ebenso  Gesuche  um  Beschei- 
nigungen des  Umfanges  von  Waldanpflanzungen,  welche  gemäss 
Art.  18  der  Verordnung  von  der  Zahlung  der  Land-  und  Krons- 
steuer befreit  sind. 

11)  Alle  Correspondenz  mit  den  Revisor  -  Instruktoren  über 
technische  Hilfe  in  der  Waldwirthschaft  und  Entschädigung  für 
diese  Arbeit,  ebenso  die  Correspondenz  mit  den  Forstschutz- 
Comit<^'S  über  die  erwähnte  Entschädigung. 

Alle  Klagen  über  Verfügungen  des  Forstschutz-Comit^s  und 
über  Anordnungen  der  Forstschutz  Verwaltung,  während  der  Aus- 
übung ihrerseits  aller  Vorschriften  und  Verordnungen,  sowie  Ge- 
suche um  Erlaubniss  zum  Ausroden  von  Wald  und  um  Prämien- 
ertheilung  unterliegen  der  festgesetzten  Stempelsteuer. 

Cirenlar  des  Domänenmiiitsters  Yom  S.Noyember  1888  No.  3723/28 
Aber  die  Kraft  der  Verträge  fflr  die  Exploitation  Ton  Wäldern, 
welehe  durch  die  YerordBung  Tom  4.  April  1888  yerboten  sind« 

In  Anbetracht  der  von  einigen  Forstschutz-Comites  angeregten 
Frage  über  die  Kraft  der  Verträge,  welche  zum  Zwecke  einer  Ex- 
ploitation von  Wäldern  vor  der  Ausgabe  der  Verordnung  vom  4.  April 
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1888  abgeschlossen  sind  nnd  den  Forderungen  dieser  Verordnung 
widersprechen,  schreibe  ich  allen  Forstschutz-Comit^s  vor,  in  Be- 
tracht zu  ziehen ;  dass  jede  Art  von  Verträgen,  auf  welche  Weise 
und  zu  welcher  Zeit  sie  auch  geschlossen  sein  mögen,  ihre  Ej*aft 
nur  in  allen  den  Punkten  bewahren,  welche  dem  bestehenden 
Gesetze  nicht  widersprechen,  unter  welchem  der  Vertrag  ausge- 
fahrt  wird. 

Was  nun  die  neuen  Verhältnisse  betriflft,  welche  zwischen 
den  in  den  Verträgen  theilnehmenden  Parteien  entstehen  können, 
in  Folge  der  Beschränkung  derselben  durch  die  Bestimmungen 
der  Verordnung  zur  Waldschonung,  so  müssen  alle  mit  einer 
derartigen  Veränderung  der  juristischen  Verhältnisse  verknüpften 
Fragen  entweder  durch  gegenseitige  Verständigung  der  Contra- 
henten  der  Abmachung,  oder,  im  Falle  des  NichtZustandekommens 
einer  Verständigung  durch  die  betreffenden  Gerichtsinstitutionen, 
auf  Grund  der  bestehenden  Gesetzverordnungen  entschieden  werden. 

Cirenlar  des  Dom&nenmiiiisterg  vom  4.  April  1889  No.  1154/13 
Aber  die  Frage  von  der  Eraft  der  Verträge,  welche  Tor  der 
Ausgabe  der  Verordnung  vom  4.  April  1888  auf  die  Exploitation 

von  WaldreTleren  abgeschlossen  sind. 

In  No.  74  des  y,Regierungsboten^  des  laufenden  Jahres  ist  in 
Folge  meiner  Anordnung  folgende  Bekanntmachung  veröffentlicht: 

„In  Anbetracht  der  Schwierigkeiten,  welche  bei  Anwendung 
der  Forderungen  der  am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten 
Verordnung  über  die  Waldschonung  entstehen,  auf  deren  Exploi- 
tation Verträge  vor  der  Ausgabe  der  erwähnten  Verordnung  ab- 
geschlossen worden  waren,  hält  es  der  Domänenminister  für  noth- 
wendig,  die  Erwägungen  allgemein  bekannt  zu  machen,  von  wel- 
chen sich  der  Reichsrath  leiten  Hess  bei  der  Durchsicht  des  Pro- 
jectes  einer  Verordnung  über  die  Waldschonung,  hinsichtlich  der 
Frage  von  der  Kraft  derjenigen  Verträge,  die  vor  der  Ausgabe 
dieser  Verordnung  abgeschlossen  worden  waren.  Diese  Erwä- 
gungen bestehen  in  Folgendem: 

Kein  Vertrag,  welcher  zwischen  zwei  Privatpersonen  geschlos- 
sen ist,  kann   das  Recht  geben,  das  bestehende  Gesetz  nicht  zu 
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-erfüllen.  Zu  gleicher  Zeit  aber  setzt  jeder  Vertrag,  wann  und 
wie  er  auch  abgeschlossen  sein  möge,  solche  Beziehungen  zwischen 
den  an  ihm  theilnehmenden  Parteien  fest,  welche  ihre  Kraft  in 
allem  dem  bewahren,  was  dem  Gesetz  nicht  widerspricht,  unter 
welchem  der  Vertrag  ausgeführt  wird.  Die  Nichtübereinstimmung 
der  einen  oder  der  anderen,  oder  einiger  Bedingungen  des  Ver- 
trages mit  den  zur  gegebenen  Zeit  bestehenden  Gesetzen,  zieht 
noch  nicht  die  Ungültigkeit  des  ganzen  Vertrages  nach  sich,  wenn 
in  demselben  noch  andere  Bedingungen  gelten,  welche  einen  solchen 
Widerspruch  nicht  enthalten. 

Wenn  die  gesetzliche  Gewalt  Kaufbriefe  und  notarielle  Doku- 
mente als  unverletzlich  in  deren  ganzem  Umfange  ansehen 'würde, 
ungeachtet  dessen,  dass  sie  mit  Bestimmungen  eines  neu  erscheinen- 
den Gesetzes  nicht  übereinstimmen  können,  wenn  nur  ihre  Abfassung 
vor  einer  gewissen  Frist  erfolgt  war,  so  würde  sie  Abmachungen, 
welche  auf  Umgehung  der  neuen  Forderungen  gerichtet  sind,  ein 
weites  Feld  eröffnen.  Es  würden  eine  Menge  Scheinverträge  er- 
scheinen, welche  einzig  mit  dem  Wunsch  abgeschlossen  wtirden,  un- 
geheure Flächen  Waldes  von  der  Last  neu  einzuführender  Beschrän- 
kungen zu  befreien.  Es  ist  verständlich,  dass  unter  solchen  Bedin- 
gungen die  Wald  Vernichtung,  das  unvortheilhafteste  und  schädlichste 
Uebel  für  das  allgemeine  Wohl,  mit  ungehinderter  Kraft  fortdauern 
würde.  Die  Verwirklichung  dieser  Annahme  wird  natürlich  von 
-einigen  Beschränkungen  und  Schwierigkeiten  sowohl  für  die  Grund- 
besitzer als  auch  für  Handel  und  Industrie  begleitet  sein,  jedoch 
dürfen  Erwägungen  dieser  Art  die  Regierung  nicht  auf  dem  Wege 
aufhalten,  auf  welchen  eine  durch  die  Erfahrung  geprüfte  Staats- 
nothwendigkeit  weist.  Es  besteht  die  Thatsache  einer  schnell  vor- 
schreitenden Entwaldung  der  fruchtbarsten  Theile  des  Staates; 
sodann  ist  unzweifelhaft  festgestellt,  dass  diese  Erscheinung  die 
schrecklichsten  Folgen  für  die  ganze  Landwirthschaft  der  ge- 
nannten Gegend  hat.  Kann  man  nach  diesem  allen  bestreiten, 
dass  der  Regierung  die  unab weisliche  Pflicht  obliegt,  energische 
Massregeln  zur  Beseitigung  des  erwähnten  Schadens  zu  ergreifen? 

Die  Erfüllung  dieser  Pflicht  können  nicht  hindern:  voraus- 
zusehende zeitweilige  Schwierigkeiten  in  der  Wirthschaft  des  einen 
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oder  Anderen  Waldbesitzers,  die  Möglichkeit  des  Entstehens  einiger 
Missverständnisse  und  Civilstreite  in  Betreff  von  Verpfiichtangen, 
welche  zwischen  Eigenthümem  und  Holzhändlern  zur  Zeit  des 
Bestehens  der  früheren  Oesetzesbestimmungen  über  den  Wald  ge- 
schlossen worden  sind.  Dergleichen  Unbequemlichkeiten  sind  bei 
der  Ausgabe  jeden  Gesetzes  unvermeidlich,  welches  die  Civü- 
rechte  der  Bevölkerung  berührt,  jedoch  mit  solchen  Nachtheilen, 
welche  bei  all  ihrer  Wichtigkeit  dennoch  keine  einschneidende 
Bedeutung  haben,  muss  man  sich  im  Interesse  des  Staats-  und  öffent- 
lichen Nutzens  aussöhnen.  (Journale:  der  kombinirten  Departe- 
ments der  Gesetze,  der  Staatsökonomie  und  der  civilen  und  geist- 
lichen «Angelegenheiten  vom  24.  und  31.  Oktober  und  7.  November 
1887  No.  86  und  des  Reichsrathes  in  pleno  vom  1.  und  8.  Februar 
1888). 

Indem  ich  von  Obigem  die  Forstschutz-Comitös,  als  Bestäti- 
gung meiner  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Justizminister  erlassenen 
Circularvorschrift  vom  8.  November  1888  No.  3723  (Circular  No.  28) 
benachrichtige,  halte  ich  es  für  meine  Pflicht  hinzuzufügen,  dass 
sowohl  die  Verordnung  vom  4.  April  1888,  als  auch  die  von  mir 
den  Forstschutz- Comit^s  gegebene  Instruktion,  der  letzteren  in 
Sachen,  welche  die  Erfüllung  der  Gesetze  von  der  Waldschonung 
betreffen,  einen  genügend  weiten  Spielraum  gewähren  und  deshalb 
ihnen  die  Möglichkeit  geben,  im  Falle  des  Bestehens  von  Ver- 
trägen» die  nicht  mit  der  Absicht,  das  Gesetz  zu  umgehen,  ab- 
geschlossen sind,  in  bedeutendem  Masse  die  Interessen  der  Wald- 
besitzer und  ihrer  Contrahenten  zu  schonen.  Wenn  jedoch,  un- 
geachtet der  vom  Gesetz  zugelassenen  bedeutenden  Handlungs- 
freiheit, in  den  Forstschutz-Comit6s  Zweifel  hinsichtlich  der  Gren- 
zen der  ihnen  zugestandenen  Gewalt  auftauchen  sollten  und  man 
in  den  Comit^s  Verträge  begegnen  würde,  in  denen  die  Nicht- 
übereinstimmung einiger  Bedingungen  mit  den  Forderungen  der 
Verordnung  besonders  schwer  sich  an  dem  Wohlstande  von  Privat- 
personen oder  Gesellschaften  äussern  könnte,  so  bitte  ich  aUe 
derartigen  Umstände,  unter  Beifügung  der  darauf  bezüglichen 
Dokumente,  mir  zur  vorläufigen  Durchsicht  vorzustellen,  damit 
ich  die  nöthigen  Erklärungen  geben  kann  und,  in  besonders  beach- 
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tenswerthen  Fällen  auf  gesetzmässigem  Wege  um  eine  Ausnahme- 
Massregel  mich  verwenden  kann ,  welche  zur  Aussöhnung  wesent- 
lich betroffener  Interessen  einer  Privatperson  mit  den  vom  Wald- 
erhaltungsgesetz befolgten  Zwecken  beitragen  könnte. 

Circalar  des  Domänen-Ministers  vom  9.  Juni  1889  No.  1984/20 
aber  die  Frage  von  der  Erlaubniss  zum  Abholzen  in  Waldan- 
gen, welche  nicht  als  Schutzwälder  anerltannt  sind. 

Aus  den  im  Ministerium  der  Reichsdomänen  erhaltenen  Be- 
richten über  die  l^hätigkeit  der  Forstschutz-Comites  geht  hervor, 
dass  einige  Comites  die  Hiebsführung  in  wachsendem  Holze  in 
Revieren  bestätigen,  welche  nicht  als  Schutzwaldungen  anerkannt 
sind,  ohne  von  den  Besitzern  die  Vorstellung  von  Wirthschafts- 
plänen  zu  fordern,  wie  solches  durch  den  Art.  40  der  Verordnung 
vom  4.  April  1888  bestimmt  ist. 

Da  die  Reihenfolge  des  Fällens  und  das  Mass  der  Benutzung 
von  Holzmaterial  vom  Forstschutz-Comit^,  laut  Art.  14  der  oben- 
erwähnten Verordnung,  nur  bei  der  Bestätigung  der  von  den 
Waldbesitzern  vorgestellten  vereinfachten  Wirthschaftspläne  zu- 
lässig ist,  so  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  den  Comitös  zu  er- 
läutern, dass  die  Gesuche  der  Waldbesitzer  um  Erlaubniss  zum 
Fällen  des  wachsenden  Waldes  ohne  Vorstellung  vereinfachter 
Wirthschaftspläne,  als  der  Durchsicht  des  Comites  nicht  unter- 
liegend, abgeschlagen  werden  müssen,  und  dann,  im  Falle  der 
Abneigung  der  Bittsteller,  genannte  Pläne  anzufertigen  und  sie 
den  Comites  zur  Bestätigung  vorzustellen,  man  sich,  entsprechend 
dem  Art.  31  der  von  mir  am  3.  Juni  1888  bestätigten  Instruktion, 
damit  begnügen  muss,  dem  Waldbesitzer  durch  die  Beamten  der 
Forstschutz- Verwaltung  zu  erklären,  welcher  Art  von  Abholzungen 
durch  die  Verordnung  von  der  Waldschonung  verboten  sind. 

Cireular  des  Domänenministers  vom  2i.  Juni  1889  No.  2156/26 

über  die  Frage ,  ob  man  als  Waldbesitzer  Personen  anerkennen 

solle,  welche  den  Wald  zum  Abholzen  gekauft  haben. 

Aus  den  Akten  des  Ministeriums,  welche  aus  Anlass  von 
Fragen  über  die  Waldschonung  entstehen,   stellt   es  sich  heraus. 
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dass  einige  Comit^s  Personen,  welche  bei  Besitzern  von  Wald- 
revieren, Wald  zum  Abholzen  gekauft  haben,  für  „Besitzer  von 
Wäldern"  oder  „Waldbesitzer"  halten,  wie  sie  in  den  Art.  8,  9, 
12,  14,  15,  16,  19,  25,  32,  34,  35,  37,  38,  40,  und  46  der  Ver- 
ordnung von  der  Waldschonung  erwähnt  werden. 

Das  Gesetz  vom  4.  April  1888  bezweckt  die  Schonung  des 
Waldes,  und  da  solcher  Wald  zur  Erde  gehört,  auf  dessen  Ober- 
fläche er  sich  befindet  (Art.  387  und  424  Thl.  I,  Bd.  X),  so  ist 
es  augenscheinlich,  das  die  Verordnung  von  der  Waldschonung 
unter  den  Ausdrücken  „Waldbesitzer"  und  „Besitzer  der  Wälder" 
ausschliesslich  Eigenthühmer  des  Waldbodens  und  des  Wald- 
Immobils  versteht,  und  keineswegs  Personen,  welche  Wald  zum 
Abholzen  gekauft  haben  und,  laut  Erläuterung  des  Civil-Kassations- 
Departements  (Entscheidungen  von  1878  und  1880  N.  N.  216  und 
265),  ein  Sachrecht  auf  diesen  Wald  nicht  vom  Moment  des  Ab- 
schlusses des  Kaufs-  und  Verkaufs- Vertrages  an  erlangen,  sondern 
von  der  Zeit  des  AbhoLzens  des  Waldes  oder  seiner  Abtrennung 
vom  Boden,  d.  h.  von  dem  Moment  an,  wo  die  Erzeugnisse  der 
Erde  die  Eigenschaft  von  mobilem  Eigenthum  erhalten. 

Indem  ich  die  obigen  Hinweise  gebe  und  die  Circular- Ver- 
fügung des  Ministeriums  vom  9.  Juni  d.  J.  sub  No.  1984/20  im 
Auge  habe,  durch  welche  den  Comitäs  bereits  vorgeschrieben 
wird,  Gesuche  von  Waldbesitzern  um  Erlaubniss  zum  Abholzen 
des  wachsenden  Waldes  ohne  Vorstellung  von  vereinfachten  Wirth- 
schaftsplsnen  durch  dieselben,  abzuschlagen,  bitte  ich  die  Comit^s, 
in  Ergänzung  des  erwähnten  Cirkulars:  alle  Gesuche  um  Erlaub- 
niss zum  Abholzen  wachsenden  Waldes,  welche  von  Personen  an- 
geregt werden,  die  Wald  zum  Abholzen  gekauft  haben,  unbe- 
rücksichtigt zu  lassen,  da  diese  Personen  nicht  die  Besitzer  sind, 
welche  die  Verordnung  vom  4.  April  1888  erwähnt,  und  durch 
die  obige  Verordnung  nur  den  Besitzern  die  Vorstellung  von 
vereinfachten  Wirthschaftsplänen  in  den  Wäldern  gestattet  wird, 
welche,  im  Sinne  des  obenangeführten  Art.  424,  Thl.  I,  Bd.  X, 
das  Eigenthumsrecht  nicht  nur  auf  den  Wald,  sondern  auch  auf 
den  Waldboden  haben. 
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Circalar  des  Domänenmlnisters  yom  11.  Oktober  1889  No.  3690/41 
Aber  die  Anfertigung  yon  Wirthschaftsplänen  auf  kurze  Frist 

in  Sehutzwaldungen. 

Einige  Forstschutzcomit^s  wandten  sich  an  das  Ministerium 
der  Reichsdomänen  mit  dem  Gesuche  um  Gewährung  des  Rechtes, 
das  Abholzen  von  wachsendem  Walde  in  Revieren  zu  gestatten 
während  der  Periode,  welche  vom  Zeitpunkte  der  Anerkennung 
eines  Reviers  als  Schutzwald  bis  zum  Zeitpunkte  der  Bestätigung 
des  Wirthschaftsplanes  für  dieses  Revier  verstreicht,  in  Anbetracht 
dessen,  dass  das  vollkommene  Aufhören  des  Fällens  in  solchem 
Walde,  wenn  im  Revier  ein  genügendes  Quantum  von  nieder- 
geworfenem und  abständigem  Holze  nicht  vorhanden  ist,  die 
Waldbesitzer  in  der  Befriedigung  ihrer  häuslichen  Bedürfnisse 
äusserst  beschränkt  würden,  und  dadurch  eigenmächtiges  Fällen 
eintreten  könnte  und  dass  die  Waldbesitzer,  die  eine  regelrechte 
Waldkultur  betreiben,  beim  Lichten  des  Waldes,  welches  sie  im 
waldwirthschaftlichen  Interesse  betreiben,  Beschränkungen  erleiden 
müssten,  was  dem,  durch  die  Verordnung  von  der  Waldschonung 
verfolgtem  Zwecke  widersprechen  würde. 

Indem  ich  in  Folge  der  obigen  Gesuche;  die  Forstschutzcomit^s 
benachrichtige,  dass  das  Ministerium  der  Reichsdomänen,  im 
Widerspruch  mit  dem  Art,  6  der  Verordnung  von  der  Wald- 
schonung, das  Fällen  im  wtichsigen  Holze  in  Schutzrevieren 
vor  der  Bestätigung  der  Wirthschaftspläne  für  diese  Forstreviere 
nicht  gestatten  kann,  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  die  Aufmerk- 
samkeit der  Comit^s  auf  den  §  13  der  ihnen  gegebenen  Instruk- 
tion vom  3.  Juni  1888  zu  lenken.  Auf  Grund  dieses  §  können 
Wirthschaftspläne  während  der  Ortsuntersuchung  wegen  der  Er- 
klärung der  Reviere  für  Schutzwaldungen  angefertigt  werden. 
Da  aber  die  Beamten,  welche  die  Ortsuntersuchung  ausführen, 
entsprechend  den  Fordei'ungen  der  Instruktion  für  Einrichtung 
von  Schutzrevieren,  im  Stande  sein  werden,  Wirthschaftspläne 
ftlr  volle  zehn  Jahre  nur  für  sehr  kleine  Reviere  anzufertigen,  so 
erachte  ich  es  für  möglich,  den  Comites  vorzuschlagen,  in  Fällen 

dringender  Nothwendigkeit,  diesen  Beamten  die  Anfertigung  von 

9* 
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Wirthschaftsplfinen  nur  für  das  eine  nächste  Jahr  zu  übertragen, 
mit  dem  Vorbehalt,  dass  in  denselben  nur  bestimmt  wird:  an 
welchen  Orten  des  Reviers  das  Fällen  von  wachsendem  Holze  ge- 
stattet wird,  welche  Art  von  Holz  gefällt  werden  kann  und  in 
welchem  Quantum.  Da  die  Beamten,  welche  die  Ortsuntersuchung 
ausführen,  nicht  genügend  den  Zustand  des  ganzen  Revieres  er- 
forschen können,  so  muss  ihnen  vorgeschrieben  werden,  in  diesen 
Hauungsplänen  die  Grösse  der  Hiebsbestimmung  möglichst  gering 
nur  innerhalb  der  Grenze  der  äussersten  Nothwendigkeit  anzu- 
geben, ausschliesslich  zur  Befriedigung  der  unaufschiebbaren  Be- 
dürfnisse der  Waldbesitzer,  für  ihren  eigenen  Bedarf,  oder  um 
den  Waldbesitzern  die  Möglichkeit  zu  geben,  solche  Massregeln 
auszuführen,  welche  in  waldwirthschaftlichem  Interesse  dringend 
gefordert  werden,  wie  z.  B.  die  Entfernung  von  verdämmenden 
beigemischten  Holzarten,  welche  das  Aufkommen  der  wichtigeren 
Baumarten  hindern,  oder  die  Entfernung  solcher  Bäume,  aufwei- 
chen sich  Anzeichen  der  Infektion  durch  Insekten  zeigten  und 
ebenfalls  wenn  sich  das  Lichten  von  jungem  Wald  als  nothwendig 
erweist,  wo  ein  derartiges  Lichten  von  den  Waldbesitzem  syste- 
matisch betrieben  wird  und  wenn  der  Aufschub  derselben  die  in 
dem  Revier  angenommene  wirthschaftliche  Ordnung  stört. 

Die  erwähnten  Pläne  müssen  nur  in  dem  Falle  angefertigt 
werden,  wenn  durch  das  Verbot  des  Fällens  von  wachsfähigem 
Holze  besondere  Beschränkungen  des  Waldbesitzers  vorauszusehen 
sind,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  derartige  Dispositionen  unab- 
hängig sind  von  der  Einrede  des  Waldbesitzers,  dass  er  die  An- 
erkennung seines  Revieres  für  Schutzwald  für  unbegründet  hält. 
Die  Projekte  dieser  Pläne  müssen  den  Waldbesitzern  gleich- 
zeitig mit  den  Protokollen  der  Ortsuntersuchungen  vorgelegt 
werden,  damit  die  Forstschutz-Comit^s,  wenn  sie  mit  der  Eni> 
Scheidung  der  Frage  über  die  Anerkennung  eines  Reviers  als 
Schutzwald  beginnen,  die  durch  die  Verordnung  von  der  Wald- 
schonung geforderten  Gutachten  der  Waldbesitzer  sowohl  hin- 
sichtlich der  Protokolle  der  Ortsuntersuchungen,  als  auch  hinsicht- 
lich der  Projekte  der  Wirthschaftspläne  vor  sich  haben.  Die 
Unkosten  für  das  Anfertigen  dieser  Pläne  müssen  aus  den  Mitteln 
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gedeckt  werden,  mit  welchen  die  an  den  Ort  delegirten  Beamten 
für  die  Ausgabe  bei  der  Ausführung  der  Ortsuntersuchungen  ver- 
sehen werden.  Indem  die  Comites  derartige  Pläne  gleich  bei  der 
Anerkennung  der  Reviere  als  Schutzwaldung  bestätigen,  erhalten 
sie  die  Möglichkeit,  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  mit  möglichst 
geringen  Beschränkungen  der  Besitzer  in  Ausführung  zu  bringen, 
was  gerade  den  Gegenstand  der  besonderen  Fürsorge  des  Forst- 
schutz-Comit^s  bilden  muss. 

Ciretüar   des   Domänen  -  Ministers   vom   5.  Deeember  1889 

No.  4337/48  Aber  die  Rechte  Ton  Personen ,  welche  Wald  zum 

Abholzen  gekauft  haben,  Wirthschaftspläne  anzufertigen. 

Indem  ich  bestrebt  bin,  Waldbesitzern  und  Personen,  welche 
Wald  zum  Abholzen  vor  dem  Erscheinen  des  Gesetzes  vom  4.  April 
1888  gekauft  hatten,  die  Erfüllung  der  von  ihnen  geschlossenen 
Verträge  zu  erleichtem,  und  indem  ich  in  Betracht  ziehe,  dass 
viele  Waldbesitzer  sich  von  der  Anfertigung  von  vereinfachten 
Wirthschaftsplänen  für  von  ihnen  verkaufte  Waldanpflanzungen 
lossagen  und  dabei  ihren  Oontrahenten  das  Recht  der  Verfügung 
über  dieselben  zuerkennen,  bitte  ich,  in  Ergänzung  der  Circular- 
Vorschrift  vom  24.  Juni  1889  sub  No.  2156/25,  die  Forstschutz- 
Comites  ergebenst:  1)  in  allen  Fällen,  wo  von  Waldbesitzern  Ein- 
gaben hinsichtlich  des  Rechtes  der  Oontrahenten  in  Betreff  dei 
Verfügung  über  die  von  ihnen,  vor  Erscheinen  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1888  gekauften  Waldbestände  eintreffen,  diesen  Oon- 
trahenten zu  gestatten,  in  die  Oomites  Wii*thschaftspläne  für  die 
Dauer  der  von  ihnen  abgeschlossenen  Verträge  vorzustellen;  und 
2)  bei  Bestätigung  dieser  Pläne  Abweichungen  von  den  Normen 
zuzulassen,  welche  in  §  6  und  7  der  Bestimmungen  vom  3.  Juni 
1888  für  die  Anfertigung  von  vereinfachten  Wirthschaftsplänen 
festgesetzt  sind,  und  dabei  die  Hauptaufmerksamkeit  auf  die 
Reihenfolge  des  Fällens  zu  richten,  zur  Erreichung  des  Zweckes, 
dass  die  natürliche  Verjüngung  des  Waldes  gesichert  erscheint 
und  die  abzuholzende  Fläche  sich  nicht  in  ödes  Land  verwandele. 
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vn. 

Gesetzesbestimmungren  über  den  ^^aldschutz. 


Das  am  21.  März  1888  Allerhöchst  bestätigte  Reiehsrathsgnt- 
achten  Ober  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gesetzesbestim- 
mungen Aber  Beahndungen  und  Strafen  fDr  Holzdiebstahl  und 
eigenmächtiges  Holzfällen  sowie  über  Verfolgung  der  dieser 

Tergehen  Schuldigen. 

Der  Reichsrath  hat  in  seinen  combinirten  Departements  der 
Gesetze,  der  Staats -Oekonomie  und  der  civilen  und  geistlichen 
Angelegenheiten  sowie  in  seiner  Plenarsitzung  die  Vorstellung  des 
Domänen -Ministers  über  die  Abänderung  und  Ergänzung  der 
Gesetzesbestimmungen  über  Beahndungen  und  Strafen  für  Holz- 
diebstähle und  eigenmächtiges  Holzfällen^  sowie  über  Verfolgung 
der  dieser  Vergehen  Schuldigen  das  Gutachten  abgegeben: 

I.   Folgende  Bestimmungen  festzusetzen: 

1)  In  Abänderung  der  Art.  155,  156  und  158  betreffend  die 
von  den  Friedensrichtern  zu  verhängenden  Strafen.  (Gesetzb. 
Bd.  XV,  I.  Th.,  Ausg.  1885): 

^.  Die  in  den  Art.  155  und  158  vorgesehenen  Vergehen 
der  Angeklagten  unterliegen  das  erste  Mal  einer  Geldstrafe  bis 
zu  50  Rbl.;  das  zweite  Mal  —  einer  Arreststrafe  bis  zu  3  Monaten, 
das  dritte  Maf  und  bei  mehrfälligen  Vergehen  —  einer  Gefling- 
nisshaft  von  1 — &  Monaten. 

b.  Die  der  in  4em  Art.  155  der  Verordnung  über  Strafen, 
Avelche  von  Friedensrichtern  verhängt  werden  (Ausg.  1885),  vor- 
gesehenen Verbrechen  \und  Vergehen  Angeklagten  können  schon 
beim  erstmaligen  Begeh^^n  der  That  zu  der  für  zweitmaliges  Be- 
gehen festgesetzten  Strafe  ^^ (Art.  1,  P.  a)  verurtheilt  werden,  wenn 
die  That  unter  besondereJQ,  im  Art.  153  derselben  Verordnung 
angegebenen  Umständen  begangen  worden  ist. 

c.  Ausser  den  unter  Art.  1 ,  P.  a  und  b  festgesetzten  Strafen 
werden  die  in  dem  Art.  155,  156  und  158  der  erwähnten  Ordnung 
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vorgesehenen  Vergehen  Schuldigen  angehalten,  zum  Besten  der 
Krone  oder  des  Waldbesitzers,  je  nach  der  Zugehörigkeit,  den 
zweifachen  Werth  des  gestohlenen,  eigenmächtig  abgehauenen, 
beschädigten  oder  widergesetzlich  angeeigneten  Holzes ,  sowie  der 
unerlaubt  angefertigten  Holzsortimente  zu  zahlen  nach  Berechnung 
der  im  Art.  592  der  Forstordnung,  Ausg.  1876,  bestimmten  Taxe. 
Ausserdem  werden  das  gestohlene  oder  eigenmächtig  gefällte  Holz, 
sowie  die  schon  aufgearbeiteten  Holzsortimente  conäscirt  und 
dem  Besitzer  zurückgegeben  oder,  wenn  die  Zurückgabe  nicht 
mehr  möglich  ist,  der  Werth  des  Holzes,  nach  der  erwähnten  Taxe 
berechnet,  von  dem  Schuldigen  zum  Besten  des  Besitzers  beige- 
trieben. 

2)  In  Ergänzung  der  Anm.  1  des  Art.  152  der  Strafverord- 
nung und  der  Anm.  1  des  Art.  16  der  Strafordnung  für  Friedens- 
richter (Gesetzb.  Bd.  XV,  L  Th.,  Ausg.  1885): 

Wenn  der  Holzdiebstahl,  das  eigenmächtige  Holzfällen  und 
die  Waldbeschädigung  überhaupt,  sowohl  in  Kronswäldern,  als 
auch  in  Privatwäldern,  im  Zusammenhange  mit  einander  oder  mit 
anderen  Vergehen  stehen,  so  werden  die  zum  Besten  der  Krone 
oder  der  Waldbesitzer  zu  zahlenden  Strafgelder  (Art.  1 ,  P.  c  und 
Art.  168  der  Strafverordnung)  für  jedes  einzelne  Vergehen  beson- 
ders berechnet  und  die  Gesammtsumme  von  den  Schuldigen  bei- 
getrieben. 

3)  In  Abänderung  und  Ergänzung  des  Art.  585  der  Forst- 
ordnung  (Gesetzb.  Bd.  VIII,  I.  Th.,  Ausg.  1876)  der  Art.  768  und 
785  der  Strafverordnung  (Gesetzb.  Bd.  XV,  II.  Th.  Ausg.  1876) 
und  des  Art.  20  der  Strafordnung  für  Friedensrichter  (Gesetzb. 
Bd.  XV,  I.  Th.,  Ausg.  1885): 

Ist  der  Angeklagte  eines  derartigen  Vergehens  schuldig,  für 
das  er  dem  Gesetze  gemäss  nur  einer  Geldstrafe  unterliegt,  so 
kann  mit  Einwilligung  des  Waldbesitzers  die  Untersuchung  nieder- 
geschlagen werden,  wenn  der  Schuldige  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
bene Maximal-Strafsumme  (1,  a),  sowie  die  dem  Waldbesitzer  zu- 
kommende Entschädigungssumme  (l,c)  entrichtet  und  zugleich 
das  gestohlene  oder  eigenmächtig  gefällte  Holz  oder  den  Werth 
desselben  zurückerstattet. 


—     136     — 

4)  In  Abänderung  des  Art.  187  des  Strafverfahrens  (Gerich ts- 
ustaw  Kaiser  Alexanders  IL,  Ausg.  1883,  Cynerm.  ycTaB-b): 

Die  für  Waldvergehen  in  privaten  Wäldern  angesetzte  Straf- 
summe wird  von  dem  Schuldigen  in  einer  zweimonatlichen  Frist 
beigetrieben,  von  der  Zeit  der  Urtheils&llung  an  gerechnet. 

5)  In  Abänderung  des  Art.  90  der  Verordnung  für  Gouv.- 
und  Kreis -Landschafts -Behörden  (Gesetzb.  Bd.  11,  1.  Th.,  Ausg. 
1886)  und  des  Art.  592  der  Forstordnung  (Gesetzb.  Bd.  VIII, 
1.  Th.,  Ausg.  1876): 

Die  von  den  Gouvernements-Landuprawen  festgesetzten  Holz- 
taxen werden  von  den  Gouvernements-Landschafts-Versaramlungen 
geprüft  und  von  den  Gouverneuren  bestätigt. 

6)  In  Abänderung  des  Art.  589  der  Forstordnung  (Gesetzb. 
Bd.  VIII,  1.  Th.,  Ausg.  1876): 

Die  Protokolle  über  Vergehen  in  Privatwäldern  können  von 
den  im  Privatdienste  stehenden  Forstbeamten,  sobald  dieselben  zum 
Forstressort  zugezählt  sind  (Forstordnung  Art.  566,  Ausg.  1876), 
sowie  auch  von  den  gesetzlich  eingesetzten  Forstwächtem  (Forst- 
ordnung Art.  570)  aufgestellt  werden  auch  ohne  Zuziehung  der 
Dorfältesten,  bei  Vergehen  aber,  wo  der  Schaden  nicht  mehr  als 
25  Rbl.  beträgt,  sogar  ohne  Zuziehung  der  Ortsbewohner. 

IL  Der  Art.  168,  betreffend  die  von  den  Friedensrichtern  zu 
verhängenden  Strafen  und  die  dazu  gehörige  Anmerkung  (Gesetzb. 
Bd.  XV,  1.  Th.,  Ausg.  1885)  enthält  folgende  Fassung: 

Art.  168.  Die  laut  Art.  159—162  und  164 — 166  festgesetzten 
Strafgelder,  sowie  das  dem  Schuldigen  abgenommene  Holz  (oder 
Holzsortiment),  im  Fall  aber  der  Verbergung  oder  des  stattgefun- 
denen Verbrauchs  des  Holzes  oder  der  Holzsortimente,  —  der 
entsprechende  Werth  —  kommen  der  Krone  oder  dem  Wald- 
besitzer zu  Gute. 

Anm.:  Die  auf  Grundlage  der  Art.  159  und  161  für  Ver- 
hehlung oder  Ankauf  gestohlenen  Holzes  bestimmten  Strafgelder 
werden  gemäss  dem  Art.  592  der  Forstordnung  berechnet  (Siehe  I,  5). 
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vm. 

Gesetz  vom  15.  Mal  1867  über  den  Schutz  der 

Privatpersonen  und  Gesellschaften  gr^hörenden 

Wälder  (Forstordnung^  Ausgr.  1876, 

Art.  566—592). 

I.    Von  den  Forstbeamten  und  den  Waldhütern. 

Art.  566.  Den  Waldbesitzern  ist  es  gestattet;  auf  Grund 
freier  Vereinbarung  und  mit  Einwilligung  der  Forstverwaltung 
solche  Förster  zur  Uebernahme  der  Verwaltung  ihrer  Wälder  auf- 
zufordern, welche  zum  Forstressort  (Forstcorps)  zugezählt    sind. 

Art.  567.  Diejenigen  Kronsförster,  welche  derartige  Verwal- 
tungen übernehmen,  geniessen  alle  die  durch  den  Art.  286  der 
Dienstordnung  festgesetzten  Rechte  des  Kronsdienstes. 

Art.  568.  Zu  Waldhütern  werden  von  den  Waldbesitzern 
zuverlässige  Personen,  die  das  Alter  von  21  Jahren  erreicht  haben, 
ernannt. 

Art.  569.  Der  Waldhüterdienst  kann  mit  dem  der  Feldhüter 
vereinigt  sein. 

Art.  570.  BetreflFs  der  Anstellung  und  Entlassung  dieser  Hüter, 
sowie  der  von  diesen  zu  tragenden  besonderen  Abzeichen  gelten 
die  für  Feldhüter  festgesetzten  Regeln  (III,  die  Bauernbehörden- 
Verordnung  in  Betreff  Art.  31,  Beil.  20,  21,  24). 

Art.  571.  Die  Waldhüter  sind  während  ihrer  Dienstzeit  von 
jeder  Körperstrafe  befreit. 

Art.  572.  In  Bezug  auf  die  Verfolgung  der  des  Waldfrevels 
Schuldigen  stehen  den  Hütern  privater  Wälder  dieselben  Rechte 
zu,  welche  laut  den  Art.  78,  79,  83  —  86  der  Forstordnung  den 
Wächtern  in  Kronswaldungen  zukommen. 

Art.  573.  Die  in  den  Art.  566  und  568  bezeichneten  Forst- 
beamten und  Waldhüter  werden  für  Beschädigung,  Vernichtung 
und  Verschwendung  von  Waldmaterialien  in  den  ihnen  zur  Be- 
wachung und  Verwaltung  anvertrauten  Wäldern,  sowie  für  ander 
weitige   Vergehen    und   Verbrechen    betreffs   der   Beaufsichtigung 
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derselben  auf  Grundlage  des  Strafcodex  zur  gesetzlichen  Verant- 
wortung gezogen.  (Strafcodex  Art.  1681,  1682,  1704,  1709,  1711 
und  Art.  177  des  Straf ustaw.) 

IL    Von  der  Hütung  der  Privatwälder  vor  Peuersgefahr. 

Art.  574.  Der  Waldhüter,  sowie  auch  jede  andere  Person 
sind  verpflichtet,  sobald  sie  einen  Waldbrand  bemerken,  die 
nächsten  Dorfbewohner  zur  Hilfeleistung  herbeizurufen  und  zu- 
gleich den  Waldbesitzer  oder  dessen  Verwalter  oder  aber  die 
örtliche  Kreis-  oder  Landpolizei  davon  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Art.  575.  Zur  Hilfeleistung  werden  die  Bauern  der  nächsten 
Dörfer  in  einem  Umkreise  von  10  Werst,  im  Fall  der  Nothwen- 
digkeit  aber  in  einem  solchen  von  15  Werst  herangezogen. 

Art.  576.  Die  erste  Aufforderung  zur  Hilfeleistung  geschieht 
durch  den  örtlichen  Starost  und  den  Sotski  (Wächter  über  eine 
gewisse  Anzahl  von  Bauerhäusern),  sowie  durch  den  Waldbesitzer 
oder  dessen  Verwalter,  welche  Letztere  auch  die  Leitung  der 
Löscharbeiten  bis  zum  Erscheinen  der  Polizei  zu  übernehmen  haben. 

Art.  577.  Auf  diese  Aufforderung  hin  haben  die  Bauern  un- 
verzüglich mit  Schaufeln,  Beilen  und  den  üblichen  Feuerlösch- 
geräthen  auf  der  Brandstätte  zu  erscheinen  und  bis  zur  vollstän- 
digen Löschung  des  Brandes  mitzuwirken. 

Art.  578.  Ist  das  Feuer  stark  und  liegt  keine  Möglickeit  vor, 
dasselbe  an  einem  Tage  zu  löschen,  so  müssen,  je  nach  der  Stärke 
des  Feuers,  der  Dichtigkeit  der  Dorfbevölkerung  und  der  Arbeits- 
zeit, Arbeiter  aus  den  weiter  gelegenen  Dörfern  zur  Ablösung 
herangezogen  werden  —  bis  auf  eine  Entfernung  von  25  Werst. 

Art.  579.  Die  Ortspolizei  hat  sich  sofort  nach  erhaltener  An- 
zeige an  die  Brandstelle  zu  begeben  und  die  Leitung  der  Lösch- 
arbeiten zu  übernehmen  und  hat  auf  der  Brandstelle  so  lange  zu 
verweilen,  bis  jede  Gefahr  eines  neuen  Ausbruchs  verschwunden 
ist.  Ist  es  erforderlich,  so  muss  eine  Wache  aus  der  Zahl  der 
örtlichen  Einwohner  bei  der  Brandstelle  zurückgelassen  werden. 

Art.  580.  (Nach  der  Fortsetzung  von  1886.)  Denjenigen 
Bauern,  die  aus  einer  mehr  als  15  Werst  betragenden  Entfernung 
zum  Löschen  herangezogen  worden  sind,  wii*d  seitens  der  Wald- 
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besitzer  eine  bestimmte  Entschädigung  für  jeden  Tag  der  Hilfe> 
leistnng  gewährt,  nach  einer  Norm,  die  von  der  Gouvernements- 
LandBchaftsversammlung  oder,  wo  diese  nicht  existirt,  von  der 
Gouvernements-Behörde  für  Bauer -Angelegenheiten  für  jede  drei 
Jahre  festgesetzt  wird. 

Art.  581.  (Nach  der  Fortsetzung  von  1886.)  Die  für  Krons- 
wälder zur  Vorbeugung  der  Waldbrände  angeordneten  Mass- 
regeln gelten  auch  für  Privatwälder  (Forstordnung  Art.  206). 

Art.  582.  Ueber  jede  Verletzung  der  im  Art.  581  angegebe- 
nen Massregeln  haben  die  Waldhüter,  auch  falls  dadurch  kein 
Waldbrand  entstanden  ist,  dem  Waldbesitzer  oder  dessen  Ver- 
walter Anzeige  zu  machen,  ebenso  wie  auch  der  Polizei,  die 
ihrerseits  unverzüglich  Massnahmen  zui'  Verhinderung  solcher  Ver- 
letzungen zu  ergreifen  hat. 

ni.    Schutzmassregeln   gegen  unbefugtes  Holzfällen  und 

gegen  Holzdiebstahl. 

Art.  583.  Abgesehen  von  den  in  den  Art.  822  —  824  des 
Strafgesetzbuches  und  in  den  Art.  154 — 156,  157  (P.  1),  158 
(P.  1,  2,  6),  159,  160,  167  (und  Ergänz.)  des  Strafustaws  ange- 
gebenen Strafen,  sind  die  Schuldigen  noch  verpflichtet,  auf  Ver- 
langen des  Waldbesitzers  das  eigenmächtig  gefällte  Holz  und  die 
gestohlenen  Holzmaterialien  nach  dem  Orte  zurückzuführen,  wo 
der  Diebstahl  stattgefunden  hat.*) 

Art.  584.  Im  Fall  des  eigenmächtigen  Holzfällens,  der  Brand- 
stiftung und  jeder  Art  von  Waldschädigung  legt  der  Waldhüter 
auf  das  am  Thatorte  eingefangene  Vieh,  sowie  auf  alle  dem 
Schuldigen  gehörigen  Werkzeuge  und  Sachen  Beschlag  und  lie- 
fert Alles,  zugleich  mit  dem  Schuldigen,  dem  Waldbesitzer  oder 
dessen  Verwalter  ein,  welche  ihrerseits  verpflichtet  sind,  im  Ver- 
laufe  von  24  Stunden   den  Dorfältesten  oder   den  Sotski,  sowie 


*)  Alle  Artikel  über  Bestimmung  von  Geld-  und  Freiheitsstrafen  für 
eigenmächtiges  Holzfällen,  Holzdiebstahl  und  anderen  Waldbeschädigungen, 
welche  in  diesem  Artikel  erwähnt  sind,  finden  sieb  weiter  unten  in  dem  Ar- 
tikel IX. 
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zwei  Zeugen  zur  Vernehmung  des  Schuldigen  zu  citiren  und  darauf 
den  Letzteren  nach  seinem  Wohnort  zu  entlassen.  Falls  der  Wald- 
besitzer abwesend  ist  und  kein  besonderes  Verwaltungs-Comptoir 
bei  dem  Gute  existirt,  so  kann  die  Vernehmung  des  Schuldigen 
durch  den  Waldhüter  selbst  in  Gegenwart  der  oben  genannten 
Personen  stattfinden. 

Art.  585.  (Art.  3,  Abth.  1  des  Reichsraths  -  Gutachtens  vom 
21.  März  1888.)  Wenn  Jemand  eines  in  einem  Privatwalde  be- 
gangenen Vergehens  beschuldigt  ist,  wofür  er  dem  Gesetze  nach 
nur  einer  Geldstrafe  zu  unterliegen  hat,  so  kann  er  mit  Einwilli- 
gung des  Waldbesitzers  um  die  Beilegung  der  Sache  ansuchen, 
indem  er  sowohl  die  von  dem  Gesetze  vorgeschriebene  Maximai- 
Strafsumme,  als  auch  die  dem  Waldbesitzer  zu  Gute  kommende 
Summe  voll  entrichtet  und  Letzterem  zugleich  das  gestohlene 
oder  eigenmächtig  gefällte  Holz  oder  dessen  Werth  zurückerstattet. 

Art.  586.  Wenn  die  Sache  in  der  im  Art.  585  angegebenen 
Ordnung  nicht  beigelegt  wird,  oder  wenn  der  Schuldige  am  That- 
orte  nicht  ergriffen  worden,  so  macht  der  Waldbesitzer  oder  der 
Waldhüter  entweder  bei  dem  Friedensrichter  —  falls  der  ver- 
ursachte Schaden  nicht  mehr  als  100  Rbl.  beträgt  —  oder  bei 
dem  Untersuchungsrichter,  falls  der  Schaden  mehr  beträgt  —  eine 
diesbezügliche  Anzeige. 

Nach  der  Anm.  2  zu  dem  Art.  1  des  Strafustaws  (Ausg.  1885) 
werden  alle  in  den  Art.  155,  156,  158,  159  und  161  dieses  Ustaws 
angegebenen  Waldvergehen  in  den  Fällen,  in  denen  der  Werth 
des  gestohlenen  oder  des  eigenmächtig  gefällten  Holzes  ^MX)  Rbl. 
nicht  übersteigt,  von  den  Friedensrichtern  abgeurtheilt. 

Art.  587.  Behufs  Ergreifung  des  Schuldigen,  wenn  er  sich 
geflüchtet  hat,  ist  der  Waldhüter  befugt,  die  Unterstützung  der 
Polizeibehörden  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Art.  588.  Zugleich  bei  der  Anzeige  (Art.  586)  kann  ein  kurz- 
gefasstes  Protokoll  aufgestellt  werden,  das  folgende  Punkte  ent- 
halten muss: 

1)  wann  und  wo  das  Protokoll  aufgestellt  worden; 

2)  von  wem,  wann  und  wo  das  Vergehen  entdeckt  worden; 
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3)  worin  dasselbe  besteht,  wie  gross  der  Scbaden  und  die 
dafür  zu  zahlende  Summe  ist; 

4)  Vor- und  Familiennamen,  Stand,  Wohnort  (wenn  bekannt) 
des  Schuldigen; 

5)  das  Quantum  und  die  Qualität  des  confiscirten  Holzes; 

6)  die  Zeugen,  im  Fall  solche  bei  dem  Vergehen  zugegen 
waren. 

Art.  589.  Solche  Protokolle  werden  im  Beisein  des  Dorf- 
ältesten oder  des  Sotski  und  zweier  Ortsbewohner,  sowie  des  Be- 
klagten selbst  aufgenommen  und  nach  Verlesung  von  dem  Wald- 
besitzer oder  dessen  Verwalter  (im  Fall  ihrer  Anwesenheit),  dem 
Hüter,  dem  Dorfältesten  oder  dem  Sotski,  den  Zeugen  und  den 
beiden  Ortsbewohnern  unterschrieben. 

(Art.  6,  Abth.  1.  des  Reichsrathsgutachtens  vom  21.  März 
1888).  Die  Protokolle  über  Waldvergehen  in  Privat  Wäldern  können 
von  dem  Forstbeamten,  der  die  Verwaltung  derselben  übernommen 
hat  (Forstordnung  566),  sowie  auch  von  den  Waldhütern  (Forst- 
ordnung 570)  auch  ohne  Zuziehung  des  Dorfältesten  oder  des 
Sotski  aufgenommen  werden  und  ausserdem,  wenn  der  Schaden 
25  Rbl.  nicht  übersteigt,  .ohne  Zuziehung  der  beiden  Ortsbewohner. 

Art.  590.  Zur  Aufnahme  eines  Protokolls  kann  der  Wald- 
besitzer oder  dessen  Verwalter  oder  auch  der  Waldhüter  sofort 
den  nächsten  Dorfältesten  oder  den  Sotski  mit  einigen  Ortsbewoh- 
nern zusammenberufen  lassen. 

Art.  591.  Alle  Bemerkungen  und  Einwendungen,  die  bei  der 
Aufnahme  des  Protokolls  seitens  des  Beklagten  oder  der  Orts- 
bewohner und  der  Zeugen  gemacht  werden,  müssen  in  dem  Pro- 
tokoll verzeichnet  werden. 

Art.  592.  Die  Höhe  des  verursachten  Schadens  wird  in  dem 
Protokoll  auf  Grundlage  der  für  alle  3  Jahre  von  der  Qouverne- 
ments-Landuprawa  und  von  der  Gouvernements -Landschafts  Ver- 
sammlung bestätigten  Taxe  bestimmt.  An  Orten,  wo  landschaft- 
liche Institutionen  nicht  in  Wirksamkeit  sind,  wird  die  Taxe  von 
der  Gouvemementsbehörde  für  Bauerangelegenheiten  festgesetzt 
und  in  den  Gouvernementsblättern  veröffentlicht. 

Die  Höhe  der  Taxe  für  Holzmaterialien  richtet  sich  nicht  nacii 
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dem  Werth  des  schon  verarbeiteten  HoLzes,   sondern  nach  dem 
Werth  der  betreffenden  Bäume  auf  dem  Stamme. 

Art.  5,  Abth.  1  des  Reichsrathsgutachtens  vom  21.  März  1888. 
Die  von  der  Gouvernements-  und  Landuprawa  ausgearbeitete 
Holztaxe  wird  von  der  Gouvernements -Landschafts Versammlung 
geprüft  und  von  dem  Gouverneur  bestätigt. 


Beahndungren  und  Strafen  für  Vergrehen  und 
Verbrechen  wider  die  AValdungren. 


A.   ÜHtaw  der  von  Friedensrichtern  zn  verhängenden  Strafen 

(Bd.  XT,  Th.  1,  Ausg.  1885). 

Kap.  1.     Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1,  Anm.  2.  Die  in  den  Artikeln  155,  156,  158,  159 
und  161  vorgesehenen  Vergehen  unterliegen  der  Beurtheilung  durch 
die  Friedensrichter  in  allen  den  Fällen,  in  denen  der  Werth  der 
gestohlenen  oder  eigenmächtig  gefüllten  Hölzer  den  Betrag  von 
300  Rbl.  nicht  übersteigt. 

Art.  16,  Anm.  1.  Im  Fall  des  Zusammentreffens  irgend  wel- 
cher verbrecherischen  Handlungen  mit  Vergehen  wider  die  Regle- 
ments über  Krons Verwaltungen  oder  mit  Holzentwendung,  eigen- 
mächtigem Holzfällen  und  anderen  Schäden  in  Privatwaldungen, 
werden  die  Strafen  für  Letztere  nicht  durch  die  für  anderweitige 
Vergehen  bestimmten  Strafen  aufgehoben. 

Kap.  2.     Von  Vergehen  wider  die  Ordnung  der 

Verwaltung. 

Art.  31.  Wer  Polizeiwachen,  Gerichtsdiener,  sowie  Feld-  und 
Waldwächter   bei   Ausübung  ihres   Dienstes  beleidigt,  unterliegt: 

1)  bei  Beleidigung  durch  Worte  dem  Arreste  bis  zu  einem  Monat 
oder  einer  Geldstrafe   im  Betrage  von  nicht  mehr  als  100  Rbl. ; 

2)  bei  thätlicher  Beleidig^g  einer  Arreststrafe  bis  zu  3  Monaten. 
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Kap.  7.     Vom  üebertreten  der  Vorschriften  über 
Vorsicht  wider  Fenersgefahr. 

Art.  92.  Für  das  Rauchen  auf  Strassen  und  Plätzen,  wo 
solches  verboten  ist,  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe 
bis  zu  1  Rbl. 

Für  das  Rauchen  in  Heuschobern,  auf  Böden,  in  Ställen  und 
in  Nadelholzwäldem  bei  heisser,  trockener  Witterung,  sowie  auf 
Strassen  und  Plätzen,  wo  solches  verboten  ist,  und  wenn  die 
Gefahr  eines  Feuerausbruches  nahe  liegt,  unterliegen  die  Schul- 
digen einer  Geldstrafe  bis  zu  10  Rbl. 

Art.  95-  a.  Für  Feueranmachen  und  unvorsichtiges  Umgehen 
mit  Feuer  in  der  Nähe  der  Wälder,  Gebüsche,  des  Kornes  auf 
dem  Halme  und  in  Garben,  des  Strohes,  des  Heues,  der  Gemüse- 
gärten, der  Brücken  und  Gebäude; 

b.  für  das  Nichtauslöschen  des  Feuers  beim  Verlassen  der 
Feuerstelle ; 

c.  für  das  Ausbrennen  des  Gesträuches,  des  Grases,  der 
Wurzeln  und  Aeste  den  hierfür  bestehenden  Vorschriften  zuwider 
oder  zu  einer  verbotenen  Zeit; 

d.  für  das  Brennen  von  Theer,  Harz,  Kohlen  und  das  Be- 
reiten der  Pottasche  —  ohne  Beobachtung  der  dafür  vorgeschrie- 
benen Vorsichtsmassregeln; 

e.  für  den  Gebrauch  von  Werg  und  Heede  zum  Laden  der 
Flinten  während  des  Schiessens  in  Wäldern. 

f.  für  das  Nichtbeaufsichtigen  des  Feuers  in  Riegen  während 
deren  Heizung  unterliegen  die  Dawiderhandelnden  einer  Geld- 
busse von  nicht  mehr  als  10  Rbl. 

Art.  96.  Für  das  Nichterscheinen  auf  der  Brandstätte  mit 
den  vorgeschriebenen  Löschapparaten,  wo  solches  anbefohlen  ist, 
sowie  für  das  Nichterscheinen  ohne  genügenden  Grund,  dem 
ergangenen  Befehle  zuwider,  beim  Ausbruch  eines  Feuers  in  Wal- 
dungen und  fttr  vorzeitiges  Verlassen  der  Brandstätte  werden  die 
Schuldigen  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  Rbl.  unterworfen. 

Art.  97.    Ftlr  das  Nichtanmelden  eines  ausgebrochenen  Feuers 
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unterliegen   die  dazu  verpflichteten  Personen   einer  Geldstrafe  bis 
zu  10  Rbl. 

Art.  98.  Falls  die  in  den  Art.  88—92,  94  und  95  angeführten 
Vergehen  den  Ausbruch  eines  Feuers  zur  Folge  gehabt  haben, 
unterliegen  die  Schuldigen  einem  Arreste  bis  zu  1  Monat  oder 
einer  Geldstrafe  von  nicht  mehr  als  100  Rbl. ;  falls  die  im  Art.  93 
angeführten  Vergehen  den  Ausbruch  eines  Feuers  zu  Folge  gehabt 
haben,  unterliegen  die  Schuldigen  einem  Arrest  bis  zu  3  Monaten 
oder  einer  Geldstrafe  bis  zu  300  Rbl. 

Kap.  13.  Von  Vergehen  wider  das  Eigenthum. 

Erste  Abtheilung:    lieber  elgenm&ohtige  Benutzung   fremden   Eigenthums  und 

Besoh&digung  desselben. 

Art.  145.  Für  eigenmächtiges  Abreissen  der  Früchte  in 
fremden  Gärten  und  Ausreissen  des  Gemüses,  wenn  solches  Ver- 
gehen nicht  als  Diebstahl  zu  qualifiziren  ist,  —  für  das  Sammeln 
von  Beeren  und  Pilzen,  für  das  Beschädigen  der  Bäume  in  Gärten 
und  das  Abreissen  der  Blumen,  für  das  Ausschneiden  des  Rasens, 
sowie  für  Aneignen  fremden  Sandes,  Lehmes  und  dergleichen 
unterliegen  die  Schuldigen  einer  vStrafe  bis  zu  10  Rbl. 

Art.  146.  Für  unerlaubtes  Jagen  und  Fischen  auf  fremdem 
Gebiet  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe  im  Betrage  von 
nicht  mehr  als  25  Rbl. 

Art.  148.  Für  das  Viehtreiben  über  fremde  Wiesen  und 
Felder,  sowie  für  das  Weiden  des  Viehes  auf  fremden  Ländereien 
und  Wäldern  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe  bis 
zu  10  Rbl. 

Art.  149.  Für  das  Fahren  und  Viehtreiben  durch  Frucht-, 
Blumen-  und  Gemüsegärten  oder  über  Felder,  Haine  und  Weide- 
plätze, welche  von  Zäunen  oder  Gräben  eingeschlossen  oder  bei 
denen  Warnungstafeln  angebracht  sind,  unterliegen  die  Schuldigen 
einer  Geldstrafe  bis  zu  25  Rbl. 

Art.  151.  Für  Widersetzlichkeit  beim  Anhalten  fremder  Thiere, 
sowohl  des  Viehes  als  auch  des  Geflügels,  sowie  für  eigenmächtiges 
Wegführen  der  schon  angehaltenen  unterliegen  die  Schuldigen 
einer  Geldstrafe  bis  zu  10  Rbl. 
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Art.  152.  Für  das  Beschädigen  der  Gräben,  Umftiednngen 
oder  fremden  beweglichen  Eigenthums  unterliegen  die  Schtddigen 
einer  Geldstrafe  bis  zu  25  Rbl. 

Anm.:  Abgesehen  von  der  Beitreibung  der  in  den  Art.  145 
bis  152  angesetzten  Geldstrafen  sind  die  Schuldigen  ausserdem 
noch  verpflichtet,  dem  Beschädigten  den  erlittenen  Schaden  zu 
ersetzen  in  einer  Höhe,  wie  sie  durch  die  Gouvernements-  und 
Ereisbehördeu  für  Bauerangelegenheiten  festgesetzt  ist.  (Besondere 
Beilage  zu  der  Ständeverf.  III,  Art.  31,  Anm.  1,  Beil.  I.) 

Zweite  AMhellURo:   Vom  Holzdlebetahl  und  Waldbe«)hädlgoiig. 

Art.  154.  Der  des  Diebstahls  des  schon  zubereiteten  und 
aufgestapelten  Holzes  in  Waldungen  oder  in  Holzniederlagen  An- 
geklagte unterliegt  den  in  den  Art.  169  — 172  für  Diebstahl  fest- 
gesetzten Strafen. 

Art.  155.  Wer  eigenmächtig  Holz  fkUt,  wiewohl  ohne  Abfuhr 
desselben,  oder  Bäume,  sowohl  noch  stehendci  als  auch  die  vom 
Sturm  gebrochenen,  sowie  deren  Theile  sich  aneignet,  unterliegt 
den  dafür  festgesetzten  Strafen.  (Siehe  Abth.  VII,  das  am 
21.  März  1888  Allerhöchst  bestätigte  Reichsrathsgutachten  über 
Abänderung  und  Ergänzung  der  auf  Walddiebstahl  sich  beziehen- 
den Gesetzesbestimmungen,  unter  a,  b  und  c.) 

Anm.:  Das  Vergehen,  betreffend  den  Holzdiebstahl  und  eigen- 
mächtiges Fällen  wird  in  dem  Fall  nicht  als  ein  wiederholtes  oder 
zweitmaliges  angesehen,  wenn  auch  jenes  Vergehen  nicht  zum 
ersten  Mal  verübt  worden  ist,  aber  seit  Aburtheilung  für  einen 
früher  stattgehabten  Waldfrevel  zwei  Jahre  vergangen  sind. 

Art.  156.  Diejenigen,  welche  der  im  Art.  155  angeftihrtcn 
Vergehen  schuldig  sind,  können  selbst  bei  Vergehen,  welche  zum 
ersten  Male  stattfinden,  den  Strafen,  die  für  den  Wiederholungs- 
fall angesetzt  sind,  in  folgenden  Fällen  unterzogen  werden: 

1)  wenn  der  Holzdiebstahl  oder  das  eigenmächtige  Fällen  in 
sogenannten  verbotenen  (saKaanhix^)  Hainen  und  Waldstücken, 
sowie  in  solchen  Waldungen  stattgefunden,  die  von  Planken, 
Flechtwerk,  Gräben  oder  sonst  einer  Umfriedung  umgeben  sind; 

2)  wenn  das  Vergehen  nächtlicher  Weile  verübt  worden; 
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3)  wenn  der  Schuldige  irgend  welche  Mittel  angewandt  hat; 
um  dem  Erkanntwerden  seitens  der  Waldwächter  vorzubeugen, 
oder  wenn  er  sich  geweigert,  seinen  Namen  zu  nennen,  oder  wenn 
er  einen  falschen  Namen  angegeben  hat; 

4)  wenn  Samenbäume  oder  junge  Anpflanzungen  abgehauen 
oder  mit  den  Wurzeln  herausgerissen  sind; 

5)  wenn  ein  Absägen  der  Bäume  stattgefunden  hat; 

6)  wenn  der  Schuldige  besondere  Mittel  angewandt  hat,  um 
die  Spuren  der  That  zu  verbergen; 

7)  wenn  der  Holzdiebstahl  oder  das  Holzfällen  von  mehreren 
Arbeitern  verttbt  worden  und 

8)  wenn  das  Vergehen  nicht  aus  Noth,  sondern  aus  gewinn- 
süchtiger Absicht  verfibt  worden. 

Art.  157.     Der  Beahndung  unterliegen  nicht: 

1)  das  Fällen  kleiner  Bäume  behufs  noth  wendiger  Repara- 
turen an  den  Fuhrwerken  der  durch  den  Wald  Fahrenden,  mit 
Ausnahme  junger  Anpflanzungen; 

2)  das  Fällen  der  vom  Sturm  gebrochenen  Baumstämme  und 
das  Reisersammeln  in  Kronswaldungen,  wenn  solches  den  Bestim- 
mungen  des  Forstustaws  nicht  zuwider  ist. 

Art.  158.  Der  in  den  Artikeln  155  und  156  vorgeschriebenen 
Beahndung  für  eigenmächtiges  Fällen  unterliegen  auch  diejenigen, 
welche  ohne  erhaltene  Erlaubniss  fremden  Waldboden,  sowie  die 
zur  Wiederbewaldung  bestimmten  Flächen  und  junge  Anpflanzun- 
gen ausreuten;  ferner  diejenigen,  welche  Baumeinschnitte  behufs 
Gewinnung  von  Harz  oder  Saft  machen  oder  Bäume  behufs  Er- 
langung der  Rinde  und  des  Bastes  entrinden  und  derart  den 
Wald  beschädigen,  und  endlich  diejenigen,  welche  beim  Flössen 
von  Holz  und  Walderzeugnissen  ohne  Billete  angetroffen  werden 
und  des  eigenmächtigen  Aneignens  derselben  schuldig  sind. 

Art.  159.  Diejenigen,  welche  wissentlich  gestohlenes  oder 
eigenmächtig  von  Anderen  gefälltes  Holz  oder  Walderzeugnisse 
bei  sich  hehlen  oder  kaufen,  unterliegen  hierfür,  abgesehen  von 
der  Abnahme  des  Holzes  und  der  Walderzeugnisse  oder  der  Zah- 
lung des  Werthes  derselben: 
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das  erste  Mal  einer  Geldstrafe  im  Betrage  des  Wertlies  des 
von  ihnen  verhehlten  oder  gekauften  Holzes; 

das  zweite  Mal  derselben  Geldstrafe  oder  ausserdem  noch  dem 
Arrest  bis  zu  sechs  Wochen; 

das  dritte  Mal  oder  die  folgenden  Male  derselben  Geldstrafe 
und  zugleich  der  Gefängnisshaft  auf  eine  Zeit  von  1 — 3  Monaten. 

Anm.:  Holzhändler,  die  sich  der  im  Art.  159  angegebenen 
Vergehen  schuldig  machen,  werden  von  den  allgemeinen  Gerichts- 
behörden abgeurtheilt. 

Art.  160.  Wer  ohne  eingeholte  Erlaubniss  in  fremden  Wal- 
dungen Holzkohlenöfen ,  Ziegelbrennereien  oder  andere  mit  Feuer 
arbeitende  Gewerke  anlegt  oder  sich  mit  der  Gewinnung  und  dem 
Zubereiten  von  Harz,  Theer,  Pottasche,  Kohlen  und  Kalk  beschäf- 
tigt, unterliegt  ausser  dem  Verluste  aller  von  ihm  angelegten 
Bauten  und  ihm  gehörenden  Werkzeuge,  Materialien  und  Erzeug- 
nisse einer  Geldstrafe  im  Betrage  von  nicht  mehr  als  100  Rbl. 

Art.  167.  Wer  sich  gegen  Forstbeamte  oder  die  Forstwächter 
Widersetzlichkeiten,  wenn  auch  nicht  in  thätlicher  Weise,  erlaubt, 
unterliegt  ausser  der  festgesetzten  Geldstrafe  für  Holzdiebstahl 
oder  eigenmächtiges  Fällen  dem  Arreste  auf  eine  Zeit  von  nicht 
mehr  als  1  Monat. 

Art.  167^.  Wenn  Jemand  in  einem  Walde,  abseits  von  dem 
Fahrwege,  mit  Werkzeugen  zum  Holzfällen  oder  mit  einer  zum 
Holzabführen  dienenden  Fuhre  angetroffen  wird,  unterliegt  hier- 
für einer  Geldstrafe  im  Betrage  von  nicht  mehr  als  5  Rbl. 

Bei  der  Untersuchung  der  Sache  werden  folgende  Umstände 
in  Betracht  gezogen: 

1)  hatte  der  in  einem  fremden  Walde  Angehaltene  das  Recht 
des  freien  Durchganges  oder  der  freien  Durchfahrt; 

2)  war  der  Wald  durch  einen  Graben  oder  eine  Umfriedung 
von  den  anliegenden  Feldern  und  Wegen  getrennt; 

3)  wurde  der  Angeklagte  am  Tage  oder  zur  nächtlichen  Weile 
angehalten; 

4)  fanden  sich  in  seinem  Besitz  die  zum  Holzfällen  und  Ab- 
sägen nöthigen  Werkzeuge; 

5)  war  die  Fuhre  speziell  zum  Holzabführen  eingerichtet? 


—     148     — 

Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  der  Beschuldigte  vom  Wege 
abgeirrt  war  und  dass  ihm  jede  böswillige  Absicht  fem  gelegen 
hatte,  so  unterliegt  er  keinerlei  Beahndung. 

Art.  168  (Reichsrathsgutachten  vom  21.  März  1888,  Abth.  II). 
Geldstrafen,  welche  auf  Grund  der  Art.  159 — 162  und  164—166 
bestimmt  werden,  sowie  den  Schuldigen  abgenommenes  Holz  und 
Holzprodukte,  oder  wenn  dieselben  verborgen  oder  bereits  ver 
arbeitet  sind  —  die  Bezahlung  ihres  Werthes  (Abth.  T,  Art.  1, 
P.  c.  der  vorliegenden  Verordnung),  werden  zu  Gunsten  der 
Krone  oder  des  Privateigenthümers  verwandt. 

Art.  168^  Im  Falle  eigenmächtigen  FäUens,  Diebstahles  oder 
anderer  Beschädigungen,  sind  die  Schuldigen,  unabliängig  von 
den  dafür  zu  verhängenden  Beahndungen  und  Strafen  (Art.  154 
bis  156,  157  P.  1,  —  158  P.  1,  2  und  6,  —  159,  160  und  167), 
verpflichtet,  auf  Forderung  des  Waldbesitzers,  das  von  ihnen 
abgenommene,  eigenmächtig  gefällte  oder  gestohlene  Holzmaterial 
auf  das  Gut  zu  schaffen,  auf  welchem  es  von  ihnen  gestohlen  ist. 

B.  Gesetzbuch  der  Kriminal-  und  Korrelctionsstrafen. 

(Bd.  XV ,  Th.  I ,  Ausg.  rom  Jahre  1885.) 

Art.  152.  Anm.  1.  Im  Falle  des  Zusammentreffens  von  Vergehen 
mit  solchen  wider  die  Reglements  über  Kronsverwaltungen  oder 
mit  Holzentwendung,  eigenmächtigen  Holzf&llungen  und  anderen 
Schädigungen  in  Privatwaldungen  wird  die  für  Uebertretung  der 
Reglements  über  Kronswaldungen  oder  für  Schädigungen  in  Pri- 
vatwaldungen auferlegte  Geldstrafe  nicht  durch  Strafen  für  ander- 
weitige Vergehen  gedeckt. 

Durch  den  Art.  2,  Abth.  1  des  Reichsrathsgutachtens  vom 
21.  März  1888  wird  in  Ergänzung  der  Anmerkung  1  zum  Ai*t.  152 
des  Straf kodex  bestimmt:  Im  Falle  des  Zusammentreffens  von 
Diebstählen,  eigenmächtigen  HolzfUllens  oder  Waldschädigungen, 
sowohl  in  Krons-  als  auch  in  Privat -Waldungen,  sowie  im  Falle 
des  Zusammentreffens  dieser  Frevel  mit  anderen  Vergehen,  wer- 
den die  für  die  Waldfrevel  zu  Gunsten  der  Krone  oder  des  Privat- 
eigenthümers einzuziehenden  Summen  (Art.  1,  P.  c,  und  Art.  168 
der  Strafordnung)   auf  jeden   Fall   in    ihrem   vollen  Umfang   er- 
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hoben,  in  der  Gesammtsumme  aller  Geldstrafen,  welche  für  jedes 
derartige  Vergehen  einzeln  verhängt  worden. 

Art.  822.  Holzhändler,  welche  wissentlich  gestohlenes  oder 
eigenmächtig  von  Anderen  gefälltes  Holz  bei  sich  hehlen  oder 
kaufen,  unterliegen  hierfür: 

das  erste  Mal  einer  Geldstrafe  im  Betrage  des  Werthes  des 
von  ihnen  gehehlten  oder  gekauften  Holzes; 

das  zweite  Mal  derselben  Geldstrafe  oder  ausserdem  noch 
dem  Arreste  bis  zu  6  Wochen; 

das  dritte  oder  die  folgenden  Male  derselben  Geldstrafe  und 
zugleich  der  Gefängnisshaft  auf  eine  Zeit  von  1 — 3  Monaten. 

Holzhändler,  die  sich  der  bezeichneten  Vergehen  zum  zweiten 
Male  schuldig  machen,  werden,  abgesehen  von  der  durch  das 
Gesetz  ihnen  auferlegten  Verantwortlichkeit  für  dieselben,  jeden 
Falls  zur  Entziehung  des  Rechtes  zum  Betriebe  des  Holzhandels 
während  5  Jahre  verurtheilt. 

Anm.:  Zur  Berechnung  des  Werthes  des  Holzes  dient  die 
auf  Grundlage  des  Art.  592  des  Forstustaws  zusammengestellte 
Taxe. 

Art.  823.  Wer  sich  gegen  die  Forstbeamten  oder  die  Forst- 
wache Drohungen  zu  Schulden  kommen  lässt  und  dabei  eine 
Schusswaffe,  ein  Beil  oder  eine  andere  Waffe  gegen  dieselben 
erhebt,  unterliegt:  der  Einsperrung  ins  Eorrektionshaus  auf  eine 
Zeit  von  2 — 4  Monaten  oder  von  4—8  Monaten. 

Wer  die  Forstbeamten  oder  die  Forstwache  schlägt,  ver- 
wundet oder  verstümmelt,  wird  verurtheilt  zu  den  in  den  Art.  271, 
286,  1477—1484,  1489  und  1490  dieses  Gesetzbuches  festgesetzten 
Strafen. 

Art.  824.  Wenn  der  Widerstand  gegen  die  Forstbeamten 
und  die  Forstwache  durch  eine  Bande  auf  irgend  welche  Weise 
bewaffneter  Leute  geschehen  und  von  Gewaltthätigkeit  und  Un- 
fug seitens  dieser  Letzteren  begleitet  war,  so  unterliegen: 

die  Hauptschuldigen,  Rädelsführer  und  Anstifter  der  Ent- 
ziehung aller  besonderen,  ihnen  persönlich  und  dem  Stande  nach 
zustehenden  Rechte  und  Vorzüge  und  der  Verweisung  nach  Sibi- 
rien  zum   Aufenthalte,    oder    der   Abgabe    in    die    Korrektions- 
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Arrestantenkompagnien  nach  dem  im  Art.  21  dieses  Gesetzbuchs 
festgesetzten  dritten  Grade; 

alle  Uebrigen  aber,  je  nach  dem  Masse  ihrer  Theilnahme  an 
diesem  Verbrechen:  der  Einsperrung  in  das  Eorrektionshaus  auf 
eine  Zeit  von  4 — 8  Monaten. 

Wenn  der  Widerstand  gegen  die  Forstbeamten  und  die  Forst- 
wache zwar  nicht  mit  bewaffiieter  Hand  geschah ,  jedoch  durch 
eine  Bande  und  von  offenbarer  Gewaltthätigkeit  und  Unfug  be- 
gleitet war,  oder  aber  gleichwohl  durch  eine  Bande  auf  irgend 
welche  Weise  bewaffneter  Leute,  jedoch  ohne  alle  offenbare  Ge- 
waltthätigkeit seitens  dieser  Letzteren,  so  unterliegen: 

die  Hauptschuldigen,  Rädelsführer  und  Anstifter:  der  Ent- 
ziehung aller  besonderen,  ihnen  persönlich  und  dem  Stande  nach 
zustehenden  Rechte  und  Vorzüge  und  der  Verweisung  nach  Sibi- 
rien zum  Aufenthalte,  oder  der  Abgabe  in  die  Eorrektions- 
Arrestantenkompagnien  nach  dem  im  Art.  31  dieses  Gesetzbuchs 
festgesetzten  fünften  Grade; 

alle  Uebrigen  aber,  je  nach  dem  Masse  ihrer  Theilnahme  an 
diesem  Verbrechen:  der  Einsperrung  ins  Eorrektionshaus  auf  eine 
Zeit  von  4 — 8  Monaten. 

In  den  Fällen,  wo  dergleichen  Verbrechen  von  Todtschlag 
oder  Brandstiftung  begleitet  waren,  werden  die  Schuldigen  ver- 
urtheilt: 

zu  der  im  Art.  268  dieses  Gesetzbuchs   festgesetzten  Strafe. 

Art.  830*.  Diejenigen,  welche  sich  der  in  den  Art.  822 — 824 
vorgesehenen  verbrecherischen  Handlungen  schuldig  machen,  unter- 
liegen, wenn  solche  Handlungen  in  Privatwaldungen  geschehen 
sind,  den  in  diesen  Artikeln  angegebenen  Strafen  und  sind  ausser- 
dem verpflichtet,  auf  Forderung  der  Besitzer  das  ihnen  abge- 
nommene eigenmächtig  gei^llte  oder  gestohlene  Holz  auf  dasjenige 
Gut  zurückzuführen,  wo  der  Diebstahl  stattgefunden  hat. 

Art.  830*.  Wenn  Forstbeamte,  welchen  Privatwaldungen  in 
Aufsicht  oder  in  Verwaltung  übergeben  sind,  sowie  Forstwäch- 
ter sich  der  Beschädigung  und  Vertilgung  oder  der  Aneignung 
und  Verschleuderung  der  Holzmaterialien  in  den  ihrer  Hut  an- 
vertrauten Waldungen   oder  sonstiger  Vergehen   und  Verbrechen 
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während  der  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  dieser  Waldungen 
schuldig  machen;  so  unterliegen  sie  der  allgemeinen  Beahndung 
und  Bestrafung;  wie  solche  in  diesem  Gesetzbuch  (Art.  1681, 
1682,  1704,  1709  und  1711)  und  in  dem  Ustaw  der  von  den  Frie- 
densrichtern zu  verhängenden  Strafen  (Art.  177)  festgesetzt  sind. 

Art.  943.  Für  falsche  Aussage  vor  Gericht,  ohne  Eides- 
leistung, werden  die  Schuldigen  verurtheilt: 

zum  Arrest  auf  eine  Zeit  von  3  Wochen  bis  zu  3  Monaten  oder 

zur  Gefängnisshaft  auf  eine  Zeit  von  2  bis  zu  4  Monaten. 

Wenn  jedoch  die  falsche  Aussage  vor  Gericht,  wiewohl  ohne 
Eidesleistung,  in  Folge  von  Bestechung  abgelegt  wird,  so  unter- 
liegt der  Schuldige: 

den  in  den  Art.  236,  237  und  240  dieses  Gesetzbuches  fest- 
gesetzten Strafen. 

Art.  943^.  Ein  Feldaufseher,  welcher  einer  falschen  Aussage 
überwiesen  wird,  unterliegt: 

ausser  den  in  dem  Artikel  943  festgesetzten  Strafen  der  Ent- 
fernung vom  Amte  mit  Entziehung  der  Berechtigung  auf  immer 
Feldaufseher  zu  sein. 

Art.  1613.  Für  vorsätzliches  Anzünden  eines  fremden  Waldes 
unterliegt  der  Schuldige: 

der  Entziehung  aller  Standesrechte  und  der  Verweisung  nach 
den  entfernteren  Gegenden  Sibiriens  zur  Ansiedelung. 

Im  Fall  eine  Brandstiftung  dieser  Art  von  einer  Bande  Uebel- 
gesinnter  oder  zu  einer  Zeit  verübt  worden,  wo  man  in  Folge 
von  Dürre  oder  heftigen  Windes  eine  sehr  schnelle  Verbreitung 
des  Feuers  erwarten  musste,  oder  wenn  sich  in  dem  angezündeten 
Walde  Leute  befanden,  Häuser  oder  andere  bewohnte  Gebäude, 
oder  aber  auch  ganze  Dörfer,  —  so  wird  die  darauf  gesetzte  Strafe 

um  einen  Grad  verschärft, 

oder,  je  nach  den  Thatumständen, 

um  zwei  und  sogar  um  drei  Grade. 
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Ueber  Vorsiohtsmassregreln  gregren  Brände. 


Durch  Allerhöchst  am  16./28.  Juni  1873  bestätigtes  Gutachten 

des  Beiehsrathes  (Tollst  Gesetzsamml.,  Bd.  XLYIII,  Art.  52, 

396)  wurden  folgende  Bestimmungen  festgesetzt: 

1)  In  den  Gouvemementß,  in  welchen  die  Verordnung  über 
die  Landschaftseinrichtongen  vom  1.  Januar  1864  (40,  457)  in 
Elraft  getreten  ist,  werden  die  Vorsichtsmasrcgeln  gegen  Brände 
(sowohl  an  Wohnungen,  als  auch  im  Walde  und  auf  dem  Feld) 
und  die  Massregeln  zum  Löschen  derselben  durch  die  lokalen 
Verordnungen  festgesetzt,  welche  in  keiner  Weise  mit  den  allge- 
meinen Gesetzen  in  Widerspruch  stehen  dürfen.  Diese  Verord- 
nungen werden  in  unten  angegebener  Ordnung  (Art.  2  und  folg.) 
abgefasst  und  veröffentlicht. 

2)  Die  Projekte  zu  lokalen  Verordnungen  werden  durch  die  Gou- 
vemements-Landscfaaftsversammlungen  nach  vorheriger  Einholung 
der  Gutachten  der  Kreis -Landschaftsversammlungen  abgefasst. 
Wenn  übrigens  die  Ausgabe  einer  Verordnung  durch  unaufschieb- 
bare Nothwendigkeit  hervorgerufen  wird,  so  ist  die  Forderung 
der  Gutachten  der  Ereisversammlungen  nicht  obligatorisch. 

3)  Das  von  der  Gouvernements -Landschaftsversammlung  ab- 
gefasste  Projekt  der  Verordnung  wird  dem  Gouverneur  vorgestellt, 
welcher,  wenn  sich  von  seiner  Seite  keine  Hindemisse  zur  Ver- 
öffentlichung der  projektirten  Bestimmungen  finden,  das  vorge- 
stellte Projekt  bestätigt  und  sodann  die  endgiltige  Verordnung 
veröffentlicht,  nachdem  er  die  Publikation  derselben  in  den  Gou- 
vernements-Nachrichten angeordnet  hat;  in  andern  Fällen  theilt 
er  der  Landschaflsversammlung,  falls  sie  noch  nicht  geschlossen 
ist,  seinen  Zweifel  mit.  Wenn  jedoch  die  Landschafts  Versamm- 
lung bereits  ihre  Sitzungen  geschlossen  hat,  oder  sich  durch  die 
Erwägungen  des  Gouverneurs  nicht  überzeugen  lässt,  sowie  wenn 
er  selbst  die  Erklärungen  der  Versammlung  nicht  für  beachtens- 
werth  erklärt,  so  stellt  er  die  Sache  dem  Regirenden  Senat  (im 
1.  Departement)  vor. 
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4)  Dem  Gonvernenr  steht  es,  nach  dem  Ermessen  der  Noth- 
wendigkeit,  frei,  sich  von  seiner  Seite  an  die  Landschaftsversamm- 
lung mit  dem  Vorschlag  zu  wenden,  Projekte  von  Verordnungen 
tlber  den  oben  erwähnten  Gegenstand  abzufassen,  in  der  in  den 
Art.  2  und  3  bestimmten  Ordnung. 

5)  Die  in  der  angegebenen  Ordnung  erlassenen  Verordnungen 
werden,  nachdem  sie  in  den  Gouvernements-Nachrichten  publizirt 
worden  sind,  in  den  Kreisen  zur  allgemeinen  Kenntnissnahme 
und  Ausführung  veröffentlicht  und  sind  ausserhalb  der  Städte  für 
Personen  jeden  Standes  obligatorisch. 

6)  Im  Falle  der  von  der  Gouvernements-Landschaftsversamm- 
lung  oder  vom  Gouverneur  anerkannten  Nothwendigkeit  schon 
erlassene  Verordnungen  abzuändern,  werden  solche  Abänderungen 
in  derselben  Ordnung  vorgenommen,  welche  oben  (Art.  2 — 4) 
für  den  Erlass  der  Verordnungen  festgesetzt  ist. 

7)  Die  Polizeibeamten  sind  verpflichtet,  über  die  genaue  Er- 
füllung der  Verordnungen  zu  wachen,  welche  auf  den  vorher- 
gehenden Artikel  erlassen  sind,  und  die  ihnen  in  dieser  Beziehung 
auferlegten  Massregeln  zu  ergreifen. 

8)  Für  die  Verletzung  der  auf  Grund  d(T  Art.  1 — 6  erlasse- 
nen Verordnungen  unterliegen  die  Schuldigen  einer  Geldstrafe 
entsprechend  dem  Art.  29  des  Ustaws  der  von  Friedensrichtern 
zu  verhängenden  Strafen,  wenn  im  Gesetze  für  eine  solche  Art 
von  Verletzung  nicht  eine  besondere  Strafe  bestimmt  ist. 

9)  Die  Anregung  einer  gerichtlichen  Verfolgung  und  die 
Ueberftihrung  vor  Gericht  derjenigen  Personen,  welche  der  Ver- 
letzung der  in  oben  erwähnter  Ordnung  erlassenen  Verordnungen 
schuldig  sind,  steht  den  Gouvernements-  und  Kreis-Gerichtsbeam- 
ten zu,  auf  gleichen  Grundlagen  mit  der  Administrationsgewalt 
(Ust.  d.  Krimin.  Gericht,  Art.  2  und  3). 

In  Erweiterung  der  Bestimmungen,  welche  in  dem  oben  an- 
geführten Gutachten  des  Reichsrathes  vom  16./28.  Juni  1873  dar- 
gestellt sind,  erfolgte  das  am  1.  Februar  1877  Allerhöchst  be- 
stätigte Gutachten  des  Reichsrathes  „über  die  Abänderung  einiger 
Verordnungen,  welche  die  Vorsichtsmassregeln  gegen  Brände  ausser- 
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halb  der  Städte  betreffen"  (Vollst.  Gesetzessamml.  Bd.  LII,  Art.  56, 
907),  durch  welches  festgesetzt  wird: 

Es  dem  Minister  des  Innern  (im  Gebiete  der  Donischen 
Kosaken  dem  Kriegsminister)  anheim  zu  stellen,  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  Haupt -Dirigirenden  der  zweiten  Abtheilung 
der  Eigenen  Kanzlei  Seiner  Kaiserlichen  Majestät,  die  in  den 
Art.  585 — 588  und  590  —  595  der  Forstordnung,  sowie  in  den 
Art.  30—33,  36,  37,  41,  43,  45,  47—54  und  56—59  des  Brand- 
Ustaws  enthaltenen  Bestimmungen  mit  allen  später  erfolgten  Ab- 
änderungen und  Ergänzungen  in  Einklang  zu  bringen  und  sodann 
den  auf  solche  Weise  abgefassten  Text  dieser  Bestimmungen  allen 
Gouvernements-  und  Gebietsverwaltungen,  sowie  den  Gouveme- 
mentsversammlungen  und  der  Gebietsversammlung  des  Donischen 
Kosaken -Heeres  zuzustellen,  als  temporäre  Verordnungen  mit 
obligatorischer  Kraft  bis  zum  Ersatz  durch  lokale  Verordnungen, 
welche  auf  Grund  des  am  16.  Juli  1873  Allerhöchst  bestätigten 
Gutachtens  des  Reichsrathes  herausgegeben  sind ,  und  in  Gouverne- 
ments, in  denen  die  Verordnung  von  den  Landschaftsinstitutionen 
noch  nicht  in  Kraft  getreten  ist,  bis  zur  Ausgabe  neuer  Bestim- 
mungen über  denselben  Gegenstand,  auf  Vorstellung  der  örtlichen 
Verwaltungen  und  mit  Bestätigung  des  Ministers  des  Innern  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Ministern  der  Reichsdomänen  und  des 
Kaiserlichen  Hofes,  und  in  der  Statthalterschaft  des  Kaukasus 
mit  Bestätigung  Seiner  Kaiserlichen  Hoheit  des  Statthalters  des 
Kaukasus. 

Auf  Grund  der  obenerwähnten  Gutachten  des  Reichsrathes 
vom  16./28.  Juni  1873  und  vom  1.  Februar  1877  wurden  vom 
Minister  des  Innern  am  19.  Februar  1878  folgende  zeitweilige 
Bestimmungen  zur  Verhütung  von  Bränden  ausserhalb  der  Städte 
(Gesetzsamml.  1878,  No.  180)  bestätigt,  welche  gegenwärtig  nur  dort 
Kraft  haben,  wo  sie  nicht  durch  lokale  Bestimmungen  ersetzt  sind. 

Zeitweilige  Bestimmungen  über  Vorsichtsmassregcln 

gegen  Wald-  und  Forstbrände. 

1)  Beim  Ausbrennen  des  Gras-  und  Stoppelbodens,  sowie  der 
Wurzeln  an  einer  Stelle,  die  eine  halbe  Werst  oder  weniger  von 
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dem  Walde  entfernt  ist,  mass  nach  erfolgter  Benachrichtigung 
des  Waldbesitzers  oder  des  Dorfältesten  die  aaszubrennende  Stelle 
mit  einem  Graben  umzogen  sein  oder  das  Gras  auf  zwei  Faden 
Breite  abgemäht  und  der  Boden  aufgepflügt  oder  der  Rasen  um- 
gewendet werden. 

2)  Beim  Ausbrennen  müssen  Hacken ,  Besen,  Eimer  und 
sonstige  Löschgeräthe  bereit  gehalten  werden,  um  einer  etwaigen 
Ausbreitung  des  Feuers  zu  jeder  Zeit  Einhalt  thun  zu  können. 

3)  Bei  starkem  Winde,  wenn  er  nach  der  Richtung  des  nicht 
mehr  als  eine  halbe  Werst  entfernten  Waldes  weht,  muss  das 
Ausbrennen  aufgeschoben  und  das  Feuer  gelöscht  werden. 

4)  Dieselben  Vorsichtsmassregeln  sind  zu  beobachten: 

1.  beim  Ausbrennen  des  Steppenbodens  behufs  Umwandlung 
desselben  zu  Ackerland  oder  zu  Zwecken  der  Viehzucht; 

2.  bei  gestatteter  Umwandlung  des  Waldbodens  zu  Weide- 
plätzen, Waldwiesen  und  anderen  Nutzungen; 

3.  beim  Abbrennen  von  Strauchbündeln  behufs  Düngung  des" 
Feldes. 

4.  Die  Landbesitzer  haben  ihren  Verwaltern  und  Arbeitern 
streng  anzubefehlen,  dass  beim  Aufhäufen  von  Strauchbündeln 
und  Strauchwerk  überhaupt,  beim  Abbrennen  des  Strauches,  der 
Stoppeln,  Gräser  und  Wurzeln  alle  oben  angeführten  Massregeln 
pünktUch  erfüllt  werden. 

5)  Die  Gemeinde-  und  Dorfältesten  (Bauerverordnung  Art.  60, 
P.  1  und  Art.  83,  P.  7),  ferner  alle  Besitzer  privaten  und  öflFent- 
lichen  Eigenthums,  Arrendatore,  Verwalter,  Unterverwalter,  Wald- 
hüter, endlich  alle  Personen,  die  Anordnungen  zu  treffen  befugt 
sind,  sind  verpflichtet,  möglichst  oft  den  Hirten  einzuschärfen,  in 
den  Wäldern  kein  Feuer  anzumachen  und  zwar  in  den  Südpro- 
vinzen vom  Beginn  des  Frühlings  bis  zum  15.  Oktober,  in  den 
übrigen  Provinzen  bis  zum  15.  September. 

Liegt  der  Weideplatz  nicht  innerhalb  eines  Waldbezirkes, 
sondern  nur  in  der  Nähe  desselben,  so  kann  das  Feueranmachen 
nur  dann  gestattet  werden,  wenn  das  Gras  ringsum  auf  eine 
Breite  von  2  Faden  abgemäht  und  das  Feuer  beim  Verlassen  der 
SteUe  sorgfilltig  ausgelöscht  wird. 
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6)  Das  Ausbrennen  von  Feldern  und  Steppen  im  Gebiet  von 
Orenburg  und  im  Gouvernement  Ssamara  sind  nur  im  Frühjahr 
bis  zum  1.  Mai  erlaubt,  mit  strenger  Beobachtung  der  obigen 
Bestimmungen. 

7)  In  West-Sibirien  ist  das  Ausbrennen  von  Feldern  und 
Steppen  verboten,  ebenso  wie  es  auch  im  Gouvernement  Oren- 
burg verboten  ist,  jedoch  wird  es  der  Hauptverwaltung  dieser 
Gebiete  anheimgestellt,  die  Zeit  zu  bestimmen,  wann  in  West- 
Sibirien  das  Ausbrennen  von  Feldern  und  Steppen  erlaubt  werden 
kann,  nach  näherer  Erwägung  der  klimatischen  Verhältnisse. 

8)  Im  Gebiet  von  Noworossijs  und  Bessarabien  wird  das 
Ausbrennen  von  Feldern,  Schilf,  Unkraut  und  schädlichem  Gras 
nur  im  Frühjahr  erlaubt;  in  den  Gouvernements  Cherson,  .Jeka- 
terinoslaw  und  Bessarabien  bis  zum  1.  April,  in  Taurien  bis  zum 
20.  März,  mit  strenger  Beachtung  der  obigen  Regeln. 

9)  Den  Viehhändlern  und  Viehtreibern  wird  gestattet  in 
'Kronswäldern  Feuer  anzumachen,  jedoch  nur  am  Tage;  in  der 
Nacht  darf  in  den  Wäldern,  besonders  in  solchen  mit  Nadelholz- 
bestand, vom  15.  April  bis  zum  15.  September  überhaupt  kein 
Feuer  angemacht  werden. 

10)  Ausserdem  wird  zur  Verhütung  der  Waldbrände  vor- 
geschlagen : 

1.  kein  Feuer  unmittelbar  unter  stehenden  oder  liegenden 
Bäumen  anzumachen,  sondern  nur,  wenn  es  erlaubt  worden,  in 
einer  Entfernung  von  2  Faden  von  diesen  Bäumen. 

2.  Das  Feuer  muss  beim  Verlassen  der  Stelle  ausgelöscht 
werden. 

;>.  Den  Beeren  und  Pilze  Sammelnden  ist  das  Feueranmachen 
in  Wäldern  strengstens  untersagt. 

4.  Die  örtliche  Verwaltung  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  jedes 
in  den  Wäldern  oder  auf  den  Feldern  zurückgelassene  Feuer 
sogleich  ausgelöscht  wird. 
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Abänderung'  In  der  Instruktion  über  Verab- 
folgrung*  von  Samen  und  Pflanzungsmaterlal. 

(Vergl.  S.  114  dieser  Beilage.) 

Der  Gehülfe  des  Ministers  der  Reichsdotnänen  ordnete  folgende 
Ergänzungen  in  der  am  7.  Mai  1888  bestätigten  Instruktion  für 
Verabfolgung  von  Samen  und  Pflanzungsmaterial  an: 

1)  Den  §  2  durch  Folgendes  zu  ergänzen:  mit  der  Forderung 
von  Samen  können  sich  die  Waldbesitzer  auch  direkt  an  die 
Förster  wenden;  solchen  Forderungen  kann  aber  nur  in  den 
Fällen  Genüge  geleistet  werden,  wenn  in  der  Forstei  Samen 
in  grösserer  Quantität  gesammelt  worden  ist,  als  zum  Sammeln 
durch  Ordre  der  Verwaltung  der  Reichsdomäne  bestimmt  worden  ist. 

2)  Den  §  5  so  zu  redigiren:  Forderungen  auf  Pflanzungs- 
material und  auf  Samen  können  zu  jeder  Zeit  eingereicht  werden, 
jedoch  werden  aus  der  ersten  bevorstehenden  Ernte  in  erster  Reihe, 
vor  allem  andern,  diejenigen  Forderungen  berücksichtigt,  deren 
Bestellungen  beim  Förster  eingelaufen  sind,  entweder  nicht  später 
als  bis  Ende  des  Aprils,  sobald  die  Bestellung  Laubholz-  oder 
Weisstannensamen  betriflH;,  oder  andernfalls  nicht  später  als  bis 
Ende  Oktober,  sobald  die  Forderung  Samen  von  Kiefern,  Fichten, 
Lärchen  und  Cedem  betrifft. 

3)  Den  §  7  durch  die  Anmerkung  zu  ergänzen:  Die  Versen- 
dung von  Samen  und  Pflänzlingen  wird  nicht  angehalten,  auch 
wenn  der  Besteller  nicht  die  ganze  schuldige  Summe  bezahlt  hat, 
wenn  die  nicht  bezahlte  Summe  10  %  der  schuldigen  Summe  nicht 
übersteigt.  In  diesem  Falle  wird  dem  Besteller  zugleich  mit  der  Ab- 
sendung des  Kulturmaterials  die  Höhe  der  Nachzahlung  mitgetheilt. 

4)  Den  §  12  so  zu  redigiren:  Das  Pflanzungsmaterial  wird 
unmittelbar  von  dem  Orte,  wo  es  wächst,  verabfolgt,  und  Samen 
nur  in  dem  Grade  ihrer  Keimßlhigkeit,  in  welchem  sie  zu  Kul- 
turen in  den  Kronsrevieren  gebraucht  werden. 

Die  Krone  übernimmt  keine  Verantwortung  für  die  Resultate 
der  Aussaat  und  der  Pflanzung. 
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Regrein  über  die  Vorbereitung'  in  Krons- 
förstereien   und    über  Prüfungen    in   unteren 
Forstschulen  —  fQr  Personen,  ^v^elehe  die  dureli 
die  Art.  18,  20  und  21  der  Verordnung  über  die 
niederen  Forstschulen  ge^w^ährten  Privllegrien 

zu  genlessen  ^v^ünschen. 

Art.  18  der  am  19.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten  Ordnung 
über  niedere  Forstschulen:  Zöglinge,  welche  mit  Erfolg  den 
Kursus  in  Forstschulen  beendigt  haben,  werden  in  den  Dienst 
im  Forstressort  mit  dem  Amtstitel  Forstkondukteur  angestellt. 

Art.  20.  Zöglinge  von  Forstschulen  erhalten  bei  dem  Eintritt 
in  den  Dienst  (Art.  18),  Equipirungsgelder  im  Betrage  von  (40) 
vierzig  Rubel  und  stehen  während  der  Dienstzeit  ihrem  Rang 
nach  in  der  XIV.  Amtsklasse  und  in  der  IX.  Pensionskategorie, 
jedoch  ohne  Recht  auf  Beförderung  zu  einem  höheren  Range. 

Art.  21.  Die  ausgezeichnetsten  Forstkondukteure  können  für 
eifrigen  und  langjährigen  Dienst  oder  für  besondere  Verdienste 
im  Forstfach,  ausser  Geldbelohnungen,  durch  Verleihung  von 
Medaillen  ausgezeichnet  werden,  in  der  festgesetzten  Ordnung 
für  Personen,  welche  nicht  zum  Beamtenstande  gehören,  und  beim 
Austritte  aus  dem  Dienst  —  durch  die  Verleihung  der  Würde 
eines  erblichen  Ehrenbürgers. 

Art.  22.  Die  in  Art.  18 — 21  erläuterten  Vorrechte  werden 
Personen  verliehen,  welche  nicht  in  Forstschulen  gelernt  haben, 
wenn  sie  sich  im  Laufe  von  zwei  Jahren  praktisch  mit  dem  Forst- 
wesen in  einer  Kronsförsterei  beschäftigt  und  dann,  nach  Errei- 
chung des  Alters  von  18  Jahren,  die  für  Zöglinge  von  Forst- 
schulen festgesetzte  Abgangsprüfung  abgelegt  haben. 

Die  weiter  folgenden  Regeln  sind  vom  Domänen- 
minister am  25.  Februar  1889  bestätigt: 

1)  Die  Annahme  von  Praktikanten  in  einer  Forstei  zur  Vor- 
bereitung zum  Forstfache  geschieht  durch  den  Förster,  nach 
seinem  Ermessen  mit  Beobachtung  der  folgenden  Forderungen: 
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1.  Die  zur  Vorbereitung  sich  Meldenden  dürfen  nicht  jünger 

als  16  Jahre  sein. 

2.  Die  Zöglinge,  welche  in  die  Forstei  nicht  später  als  zwei 

Jahre  nach  Austritt  von  den  Lehranstalten  eintreten,  müssen 
ein  Zeugniss  über  ihre  Aufführung  und  Zuverlässigkeit  von 
der  Schulobrigkeit  ausgestellt,  diejenigen  aber,  welche 
später  als  die  angegebene  Frist  eintreten  oder  überhaupt 
nicht  in  Lehranstalten  gewesen  waren  —  ebenso  ein  Zeug- 
niss von  der  Polizei  erbringen. 

3.  Die  Praktikanten  müssen  physisch  entwickelt,  von  fester 

Gesundheit  und  fUhig  sein,  den  schweren  Forstdienst  und 
diejenigen  Lebensbedingungen  zu  ertragen,  welche  mit  den 
dienstlichen  Pflichten  eines  Forstkondukteurs  verbunden 
sind.  Wenn  die  aufgezählten  Bedingungen  zutreffen,  so 
erhalten  die  Söhne  von  Beamten  des  Forstressorts  und 
der  Forstwache  den  Vorzug  und  von  ihnen  diejenigen, 
welche  schon  die  Militärpflicht  abgedient  haben  oder  in 
Betreff  derselben  ein  Privileg  nicht  niedriger  als  dritten 
Grades  besitzen. 

2)  Die  Zahl  der  Praktikanten  in  der  Forstei  darf  nicht 
höher  als  drei  gleichzeitig  sein. 

3)  Die  Annahme  ist  zu  jeder  Zeit  des  Jahres  gestattet;  von 
der  Zeit  des  Eintrittes  in  die  Forstei  an,  ist  der  Praktikant 
verpflichtet,  in  derselben  nicht  weniger  als  zwei  Jahre  zu  bleiben, 
wenn  er  zu  der  Abgangsprüfung  zugelassen  werden  will,  auf 
Grund  des  Art.  29  der  Ordnung  von  den  niederen  Forstschulen. 
Zur  zweijährigen  Praxis  kann  dem  Praktikanten  auch  die  bei 
einem  anderen  Förster  verbrachte  Zeit  gezählt  werden,  wenn  der 
Letztere  das  Recht  besitzt,  solche  Personen  zu  unterrichten,  und 
zwar  nur  in  dem  Fall,  wenn  der  Praktikant  ein  Zeugniss  über 
seine  Beschäftigungen  bei  diesem  Förster  vorstellt. 

4)  lieber  die  in  der  Forstei  befindlichen  Praktikanten  be- 
richtet der  Förster  der  Verwaltung  jedes  halbe  Jahr  (den  1.  Ja- 
nuar und  den  1.  Juni);  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Forstei  und  bei 
ihrem  Austritt  berichtet  er  der  örtlichen  Polizei. 

ö)   Die  Praktikanten  unterhalten   sich   in   den  Forsteien   auf 
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eigene  Kosten;  der  Förster  ist  verpflichtet,  ihnen  Beihilfe  zu  er- 
weisen beim  Suchen  einer  Wohnung,  einem  Privatlogie  oder  bei 
der  Forstwache  und  ebenfalls  bei  der  Anschaffung  der  nothwen- 
digen  Lehrmittel,  wenn  dieselben  nicht  von  der  Krone  gegeben 
werden.  Dem  Förster  und  seinem  Gehilfen  ist  nicht  verboten, 
Praktikanten  zu  sich  in  die  Wohnung  und  an  den  Tisch  zu  neh- 
men, nach  gegenseitiger  Uebereinkunft. 

6)  Für  die  Lehre  in  -der  Forstei  haben  die  Praktikanten 
keine  Zahlung  zu  leisten. 

7)  Die  Beschäftigungen  mit  den  Praktikanten  bestehen  haupt- 
sächlich in  dem  Bekanntwerden  und  der  Erlernung  der  verschie- 
«lenen  Wald-  und  Kanzleiarbeiten,  welche  zum  Kreis  der  Wirk- 
samkeit eines  Forstgehilfen  gehören.  Der  theoretische  Unterricht 
beschränkt  sich  auf  die  Mittheilung  von  Kenntnissen,  welche  zur 
Erklärung  der  Grundlagen  der  Forstkunde  nothwendig  sind,  und 
auf  die  Controle  der  Kenntnisse,  welche  die  Praktikanten  beim 
Lesen  der  Bücher  über  die  Forstwirthschaft  erwerben.  Der  Cursus 
der  Spezialfächer  —  der  Forstkunde  und  der  Forstgesetze,  sowie 
der  Vermessungskunde  und  des  Zeichnens  —  wird  ungefähr  in 
dem  Umfange  durchgenommen,  welcher  in  den  Programmen  für 
die  niederen  Forstschulen  gefordert  wird. 

8)  Die  Reihenfolge  der  Beschäftigungen  wird  dem  Ermessen 
des  Försters  anheimgestellt,  welchem  ebenfalls  erlaubt  wird,  die 
Kräfte  und  Kenntnisse  der  Praktikanten  zur  Ausführung  verschie- 
dener Arbeiten  in  der  Kanzlei  und  im  Walde  zu  verwerthen. 

Anm.  1.  Der  Unterricht  im  Feldmessen,  Nivelliren  und  Zeich- 
nen kann,  nach  Ermessen  des  Försters,  dem  Forstgehilfen  über- 
tragen werden,  jedoch  nicht  anders  als  mit  Einwilligung  des 
Gehilfen. 

Anm.  2.  Bei  Arbeiten  im  Walde,  welche  durch  die  Bedürf- 
nisse der  Forstwirthschaft  in  der  Forstei  hervorgerufen  werden, 
—  z.  B.  beim  Theilen  der  Holzschläge  in  Theile,  beim  Zählen 
der  Bäume,  beim  Messen  der  Kanäle,  beim  Begiessen  der  Samen- 
pflanzen, bei  der  Revision  der  Grenzen  etc.  —  kann  sich  der 
Praktikant  unter  Leitung  der  Waldwächter  beschäftigen  oder  deren 
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Uilfe  in  Anspruch   nehmen,  jedoch  nicht  anders,   als  mit  jedes- 
maliger besonderen  Erlaubniss  des  Försters. 

9)  Während  der  ganzen  Zeit  des  Aufenthaltes  der  Prakti- 
kanten in  der  Försterei  hat  der  Förster  die  Aufsicht  über  ihr 
Verhalten  und  ist  verpflichtet,  im  Falle,  dass  sich  Eigenschaften 
zeigen  sollten,  welche  dem  künftigen  Berufsstande  nicht  entsprechen, 
solche  Personen  aus  der  Forstei  zu  entfernen. 

10)  Nach  Beendigung  der  zweijährigen  Praxis  stellt  der  Förster 
den  Praktikanten  darüber  ein  Zeugniss  aus,  mit  Angabe  der  Zeit 
ihres  Eintrittes  in  die  Forstei  und  ihres  Austrittes  aus  derselben, 
sowie  ihres  Betragens  und  ihrer  während  dieser  Zeit  bewiesenen 
Fortschritte. 

Anm.  Das  erwähnte  Zeugniss  kann  auf  Wunsch  des  Prakti- 
kanten auch  vor  der  festgesetzten  zweijährigen  Frist  verabfolgt 
werden,  jedoch  müssen  in  diesem  Falle  im  Zeugnisse  die  Ursachen 
angegeben  werden,  welche  den  Praktikanten  zum  Austritt  vor  der 
Frist  bewogen  haben. 

11)  Diejenigen,  welche  sich  der  Prüfung  in  unteren  Forst- 
schulen zu  unterwerfen  wünschen,  um  die  in  den  Art.  18,  20  und 
21  der  Ordnung  von  den  niederen  Schulen  angegebenen  Vorrechte 
zu  erlangen,  reichen  darüber  dem  Vorsteher  der  niederen  Forst- 
schule eine  Bittschrift  ein,  wobei  sie  vorstellen:  1.  das  Taufzeug- 
niss,  2.  einen  polizeilichen  Ausweis  über  die  Person,  3.  ein  Zeug- 
niss vom  Förster  über  Beendigung  der  Praxis  in  der  Forstei, 
4.  Arbeiten,  welche  zur  Zeit  der  Lehre  in  der  Forstei  ange- 
fertigt worden  sind:  a)  ein  Herbarium  der  bekannten  Waldkräuter, 
b)  eine  Collection  für  den  Wald  schädlicher  Insekten  (bis  gegen 
15  Arten),  c)  eine  Collection  von  Samen  der  wichtigsten  örtlichen 
Baumarten,  d)  den  Plan  der  Waldanpflanzungen  in  dem  Theile 
der  Forstei,  wo  der  Praktikant  gelernt  hat  und  zwei  vollständige 
Planchette  einer  eigenen  Messaufnahme  (nicht  kopirt),  sowie  das 
Nivellimentprofil  der  Gegend  auf  Entfernung  von  nicht  weniger 
als  10  Werst  und  e)  Muster  der  wichtigsten  Geschäftspapiere  (mit 
Beispielen)  —  eines  Scheines  zum  Abholzen  des  Waldes,  eines  Ab- 
Bchätzungsverzeichnisses  für  öfl*entliche  Ausgebote,  eines  Protokolls 

über  die  Verletzung  der  Forstordnung,   eine  Berechnung  für  den 
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Bau   eines  Wächterbauses,    einer  Anweisung,    einer  Forderungs- 
liste u.  8.  w. 

Anm.:  Auf  jedem  der  im  P.  4  dieses  Paragraphen  aufge- 
zählten Gegenstände  muss  sich  eine  Bestätigung  des  Försters  be- 
finden, dass  sie  von  dem  Praktikanten  selbst  während  ihrer  zwei- 
jährigen Praxis  angefertigt  worden  sind. 

12)  Wenn  der  Vorsteher  der  Schule  die  im  vorhergehenden 
Paragraphen  aufgezählten  Dokumente  und  Gegenstände  für  be- 
friedigend erklärt,  so  wird  der  Praktikant  zusammen  mit  den 
austretenden  Zöglingen  der  unteren  Forstschulen  zum  Examen  in 
der  Kommission;  auf  Grund  des  §  14*)  der  Ordnung  der  niederen 
Forstschulen,  zugelassen;  über  die  Zeit  dieser  Prüfungen  und  die 
Zulassung  oder  Nichtzulassung  zu  denselben,  im  letzteren  Falle 
der  Ursachen,  benachrichtigt  der  Vorsteher  der  Schule  rechtzeitig 
den  Praktikanten  an  seinem  Wohnorte. 

13)  Die  Prüfung  der  Praktikanten  wird  gleichzeitig  mit  der- 
jenigen der  austretenden  Zöglinge  der  Forstschule  vorgenommen, 
laut  §  14  der  Schulordnung,  in  der  Religion,  der  russischen 
Sprache,  der  Arithmetik;  der  Geschichte  und  Geographie  —  in 
den  Grenzen  des  Kursus  der  zweiklassigen  Schulen  des  Ministe- 
riums der  Volksauf klärung,  ferner  aus  den  Spezialßlchem,  ent- 
sprechend der  Forderung  des  Art.  22  der  Ordnung  der  niederen 
Forstschiden ;  dabei  werden  von  den  zu  prüfenden  Praktikanten 
aus  der  Forstwissenschaft   und    den   Forstgesetzen   hauptsächlich 


*)  §  14  der  vom  DomänenminiBter  am  14.  Mai  1888  bestätigten  Ordnung 
der  niederen  Forstschulen:  Die  Eintritts-,  Ueberfühnmgs-  und  Austritts  -  Prü- 
fungen in  den  allgemeinen  Fächern  werden  vom  Lehrer  des  Faches  unter  Auf- 
sicht des  Vorstehers  der  Schule  vorgenommen;  die  Austritts-Prüfungen  in  den 
Spezialfächern  werden  dagegen  in  der  Kommission  ausgeführt,  welche  aus 
dem  Verwalter  der  Reichsdomänen  oder  aus  einer  von  ihm  abdelegirten  Person, 
dem  Vorsteher  der  Schule,  allen  Lehrern  und  einem  Beamten  des  Ministeriums 
der  Reichsdomänen,  wenn  derselbe  abdeleglrt  wird ,  besteht.  Bei  Beurtheilung 
der  Kenntnisse  der  austretenden  Zöglinge  werden  in  Betracht  gezogen,  nicht 
nur  die  Antworten  aus  dem  theoretischen  und  praktischen  Kursus,  sondern 
auch  die  schriftliche  Antwort  auf  die  von  der  Kommission  gestellte  Frage  aus 
dem  Spezialkursus,  sowie  alle  Arbeiten,  welche  zur  Zeit  des  Unterrichtes  in 
der  Schule  angefertigt  wurden,  wie  z.  B.  die  Pläne,  Zeichnungen,  Kollek- 
tionen u.  8.  w. 
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solche  Kenntnisse  gefordert,  die  nähere  Beziehting  zur  forstwirth- 
schaftlichen  Praxis  haben,  welche  zum  Kreis  der  Wirksamkeit 
eines  Forstgehilfen  im  Kronsforstdienst  gehört;  in  Betreff  der 
Aufnahme  und  des  Zeichnens  wird  nicht  nur  eine  ausführliche 
Erklärung  zu  den  vorgestellten  Plänen  und  Zeichnungen  gefor- 
dert, sondern  auch  eine  grtindliche  Kenntniss  mit  den  zum  Feld- 
messen dienenden  Instrumenten,  welche  im  Forstfach  gebraucht 
werden,  sowie  dass  man  versteht,  mit  ihnen  bei  den  Arbeiten 
umzugehen  und  sie  zu  controliren;  ausserdem  ist  der  Praktikant 
verpflichtet,  in  Gegenwart  der  Mitglieder  der  Kommission  mit 
einem  Winkelmesser  ein  kleines  Stück  Land  auszumessen  und  es 
in  den  Plan  einzutragen.  In  der  Baukunst  ist  der  Praktikant 
verpflichtet,  in  der  Prüfung  die  Bekanntschaft  mit  den  Eigen- 
schaften der  Baumaterialien  aufzuweisen,  welche  bei  forstwirth- 
schaftlichen  Bauten  angewandt  werden,  ferner  mit  den  Kenn- 
zeichen, die  zum  Erlernen  dieser  Eigenschaften  dienen,  sowie 
allgemeine  Kenntnisse  über  auszuführende  Bauten  und  technische 
Kostenanschläge,  und  muss  endlich  verstehen,  das  Baureglement 
zu  gebrauchen.  —  Was  die  Erklärung  von  Naturerscheinungen 
betrifft,  so  beschränkt  sich  die  Prüfung  in  diesem  Fach  auf  die 
Forderung,  die  vorgestellten  Kollektionen  und  das  Herbarium  zu 
erläutern. 

14)  Wer  die  mündliche  Prüfung  bestanden  hat,  ist  ausserdem 
verpflichtet,  schriftlich  den  Gang  irgend  einer  Forstarbeit  oder 
eines  einzelnen  Falles  oder  die  Merkmale  der  Waldkultur  einer 
ihm  besser  bekannten  Baumart  zu  beschreiben  u.  s.  w. 

15)  Bei  der  Prüfung  können  auch  diejenigen  Förster  anwesend 
sein,  welche  sich  mit  der  Vorbereitung  der  zur  Prüfung  zuge- 
lassenen Praktikanten  beschäftigt  hatten.  Ihre  Fahrt  in  die  Forst- 
sehale zu  diesem  Zweck  geschieht  nur  mit  Erlaubniss  der  VerwaU 
tung  der  Reichsdomänen  und  auf  Kosten  der  Förster  selbst.  Bei 
der  Prüfung  können  die  Förster  Fragen  stellen  und  die  nöthigeu 
Erklärungen  geben,  jedoch  nehmen  sie  keinen  Antheil  an  den 
Entscheidungen  der  Prüfungskommission. 

16)  Das  Journal  der  Prüfungskommission  mit  ihrem  Beschluss 

und  der  Beifügung  der  schriftlichen  Arbeiten,   welche  von   den 
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Examinanden  zur  Zeit  der  Prüfung  gemacht  worden  sind,  der 
Pläne,  Planchetten  und  Profile  sowie  des  Verzeichnisses  aller  in 
den  Kollektionen  befindlichen  Gegenstände,  wird  dem  Forst- 
Departement  vorgestellt. 

17)  Dem  Forst-Departement  steht  es  zu,  den  Examinanden 
die  in  den  Art.  18,  20  und  21  der  Ordnung  der  niederen  Forst- 
schulen bezeichneten  Rechte  zuzuerkennen;  dagegen  wird  das 
Zeugniss  über  das  Bestehen,  der  Prüfung  laut  festgesetzter  Form 
von  der  Verwaltung  der  Reichsdomänen  derjenigen  Gouvernements 
ausgestellt,  unter  welcher  sich  die  Schule  befindet,  wo  der  Prakti- 
kant geprüft  wurde. 

18)  Ausser  den  Personen,  welche  sich  zum  Forstfach  auf 
Grund  dieser  Regeln  vorbereiten,  werden  zur  Prüfung  auf  Er- 
werbung von  Rechten,  welche  durch  die  Art.  18,  20  und  21  der 
Ordnung  der  niederen  Forstschulen  verliehen  werden,  auch  Be- 
amten der  Forstschule  der  Kronsforstressorts  (Grenzreiter,  Wald- 
hüter u.  s.  w.)  zugelassen  werden,  wenn  sie  dem  Vorsteher  der 
Schule,  ausser  den  im  P.  4  §  11  dieser  Regeln,  aufgezählten 
Gegenstände,  auch  eine  Beglaubigung  der  Förster  derjenigen 
Forstei,  in  welcher  sie  im  Dienste  stehen,  vorstellen:  1)  dass 
sie  nicht  weniger  als  zwei  Jahre  im  Dienste  stehen,  2)  dass  sie 
zur  bevorstehenden  Prüfung  genügend  vorbereitet  sind  und  die 
vorgestellten  Pläne  und  Kollektionen  selbst  angefertigt  haben, 
3)  dass  ihre  moralischen  Eigenschaften  und  die  von  ihnen  während 
des  Dienstes  bewiesene  Wirksamkeit  sie  vollkommen  zum  Forst- 
dienst und  zur  Erfüllung  der  Pflichten  der  Forstgehilfen  befähigt* 
Die  Prüfung  solcher  Personen  und  die  Anfertigung  von  Zeugnissen 
über  das  Bestehen  des  Examens  wird  in  der  in  den  §§  13 — 17 
dieser  Regeln  vorgeschriebenen en  Ordnung  vorgenommen.  Diese 
Regeln  treten  auf  vier  Jahre  in  Kraft  und  sind  dann  auf  Grund 
der  Erfahrung  abzuändern  und  zu  ergänzen. 

Adressen  der  Vorsteher  von  Forstschulen. 

1)  Station  Tosno  ^Nicolai- Eisenbahn)  Förster  der  Forstei  in 
Lissino. 
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2)  Moskau,   hinter  den  Ssokolniki,  Förster  der  Forstei  von 
Lossino-Pogonno-Ostrow. 

3)  Stadt  Krapiwno,  Gouvernement  Tula,  Förster  der  ersten 
Forstei  von  Odojew. 

4)  Stadt  Bjelew,    Gouvernement  Tula,    Förster   der  Forstei 
von  Lichwin. 

5)  Stadt  Lipezk,  Gouvernement  Tambow,  Förster  der  Forstei 
von  Romanow. 

6)  Flecken  Chrjenowoje,  Gouvernement   Woronesh,   Förster 
der  Forstei  von  Chrjenowoje. 

7)  Flecken  Blagodatnoje,   bei   der  Station  Weliko-Anadol, 
Förster  der  Forstei  von  Weliko-Anadol. 

8)  Station  Snamenka,  Eisenbahn  Charkow-Nikolajew,  Förster 
der  Forstei  von  Tschernoless. 

9)  Stadt  Tscherkassy,  Gouvernement  von  Kijew,  Förster  der 
Forstei  von  Tscherkassy. 

10)  Stadt  Achalzych,  Gouvernement  Tiflis,  Förster  der  Forstei 
von  Achalzych. 


IL  KapiteL 


Verabfolgrun gr  von  Holzmaterial. 

Nachdem  ich  den  Gegenstand  benannt  und  ihm  die  ent- 
sprechende Definition  gegeben  habe,  muss  ich  jetzt,  in  der  all- 
gemein angenommenen  logischen  Reihenfolge,  sagen,  entweder 
was  dieser  Gegenstand  macht,  oder  was  mit  ihm  gemacht  wird. 

Was  wird  somit  mit  unseren  Wäldern  gemacht? 

In  der  Gesellschaft  und  in  der  zeitgemässen  Litteratur  trifft 
man  oft  die  folgende  Antwort  auf  die  von  mir  gestellte  Frage, 
welche  sich  für  die  Charakteristik  des  gegenwärtigen  Zustandes  der 
russischen  Waldwirthschaft  gebildet  hat:  Der  Wald  wird  zum 
Abholzen  verkauft  und  wird  in  Folge  dessen  grössten- 
theils  vollständig  vernichtet.  Nach  meiner  Meinung  ist  eine 
solche  Charakteristik  für  viele  Gegenden  Russlands  sehr  wahr  und 
kann  man  sich  deshalb  der  allgemeinen  Meinung  in  der  gegen- 
wärtigen Frage  nur  anschliessen. 

Ich  möchte  jedoch  einen  etwas  engeren  inneren  Zusammen- 
hang und  eine  Abhängigkeit  zwischen  dem  Begriff  „russischer 
Wald"  und  dem  Urtheil  „er  wird  verkauft  und  deshalb  auch  ver- 
nichtet" herstellen.  Weshalb  muss  man  in  Wirklichkeit  vom  rus- 
sischen Wald  vor  allem  sagen,  dass  er  verkauft  wird,  und  wes- 
halb wird  er,  nachdem  er  zum  Abholzen  verkauft  ist,  grössten- 
theils  in  seinem  früheren  Bestände  nicht  wieder  hergestellt,  sondern 
wird  schlechter  und  schlechter,  bis  er  sich  endlich  in  einen  öden 
Ort  verwandelt  und  vernichtet  wird? 

Um  auf  diese  Frage  zu  antworten,  muss  ich  etwas  weit 
zurückgreifen. 

Das  Erforderniss  nach  dem  einen  oder  anderen  Holzmaterial 
zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse,   sowohl  des  häuslichen  Lebens 
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als  auch  der  Gewerbsthätigkeit,  wird  ohne  Zweifel  von  jedem 
Menschen  erkannt  und  gefühlt ,  und  die  Befriedigung  dieser  Er- 
fordernisse ist  eine  der  wichtigsten  Fragen  des  Hauswirthes. 
Jedoch  ist  die  Art  und  Weise,  sich  das  nöthige  Holzmaterial  zu 
sichern^  nicht  gleich,  je  nach  dem  Wohnort  des  Menschen:  Der 
Bewohner  der  Grossen  Morskaja  und  des  Krjukow- Kanals  in 
St.  Petersburg  kann  leicht  Holz  von  den  Holzhöfen  und  Holz- 
barken erhalten,  wenn  er  nur  Geld  hat;  dagegen  hat  der  Ein- 
wohner irgend  eines  Dorfes  Tschepuchinki,  im  Kreise  Walujsk, 
in  der  Nähe  keinen  Holzhof  zu  seinen  Diensten  und  er  kann, 
wenn  er  auch  genügend  Geld  besitzt,  sich  nicht  in  derselben 
Weise  wie  der  Städter  mit  dem  nöthigen  Holz  versehen:  er 
braucht  irgendwo  in  der  Nähe  ein  Waldrevier,  wo  er  sich 
eine  Deichselstange,  einen  Balken  für  seine  Hütte,  ein  Fuder 
Reisig  und  vielleicht  sogar  eine  handvoll  Bast  für  seine  Bast- 
schuhe (Lapti)  verschaffen  kann.  Allerdings  kann  man  im  Wald- 
revier das  Material  nicht  immer  ganz  nach  seinem  Geschmack 
und  nach  seinem  Wunsch  finden,  —  es  ist  nicht  das,  was  einem 
der  Holzhof  bietet;  der  Mensch  versteht  es  jedoch  in  diesem  wie 
auch  in  vielen  anderen  Fällen,  sich  den  Verhältnissen  der  Gegend 
anzupassen  und  ist  dankbar  für  das,  was  da  ist.  Jedenfalls  dient 
der  in  der  Nähe  wachsende  Wald  für  die  ungeheure  Mehrzahl 
unserer  Dorfbewohner  als  die  einzige  Quelle,  aus  welchem  das 
Material  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  an  Holz,  Reisern, 
Bast  u.  s.  w.  bezogen  wird. 

In  früherer  Zeit,  als  die  Leibeigenschaft  bestand,  der  grösste 
Theil  des  russischen  Adels  in  den  Dörfern  wohnte  und  sich  mit 
Landwirthschaft  beschäftigte,  bildete  der  Wald  sogar  einen  un- 
umgänglich nothwendigen  Bestandtheil  des  Gutes,  und  wurde 
durchaus  nicht  schlechter  gehütet,  als  jetzt  vielleicht  die  Krons- 
wälder gehütet  werden.  Auf  dem  herrschaftlichen  Hof  und  für 
die  Bedürfnisse  der  Bauern  wurden  viele  Balken,  Bretter,  Holz 
und  Reisig  verbraucht;  —  diesem  Bedarf  durch  den  Kauf  von  Holz 
auf  einem  fremden  Gute,  bei  dem  schwer  fortzuschaffenden  Ma- 
terial, dem  schlechten  Wege  und  vielen  anderen  Gründen  zu  ge- 
nügen^  war  sowohl  unbequem  als  auch  unvortheilhaft;  der  Guts- 
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herr,  welcher  sich  sowohl  für  seine  Familie  als  auch  für  die 
Wohlfahrt  seiner  Bauern  für  verantwortlich  hielt,  legte  selbst  grossen 
Werth  auf  den  Wald  und  Hess  sich  die  Pflege  desselben  angelegen 
sein;  er  sah^  dass  auch  seine  Nachbarn  auf  diese  Gabe  der  Natur 
grossen  Werth  legten  und  unter  den,  ihre  Güter  bewirthschaften- 
den  Gutsherren  kam  die  Ansicht  auf,  dass  ein  Gut  ohne  Wald 
überhaupt  gar  nicht  bestehen  könne,  dass  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  des  Landwirthes  nur  im  Falle  des  Vorhandenseins 
von  Wald  im  Gute  möglich  sei,  und  dass  endlich  die  Feld-  und 
Waldwirthschaft  nur  die  wechselseitige  Ergänzung  einer  und  der- 
selben Landwirthschaft  seien.  Wirklich  auch  wurden  bei  einem 
guten  Wirth  die  Arbeiten  der  Bauern  im  Gut  so  vertheilt,  dass 
die  Waldarbeiten  gleichsam  eine  Fortsetzung  der  Feldarbeiten 
bildeten.  Wer  auch  nur  ein  wenig  mit  der  Reihenfolge  der 
Arbeiten  des  Landwirths  bekannt  ist,  der  wird  verstehen,  wie 
leicht  bei  einer  einigermassen  rationellen  Organisation  der  Wirth- 
schaft  dieses  lebendige  Band  zwischen  Feld  und  Wald  entstand: 
die  Waldarbeiten  können,  vermöge  ihrer  Natur  hauptsächlicii 
dann  ausgeführt  werden,  wenn  es  dem  Wirth  auf  dem  Feld 
und  im  Gemüsegarten  leichter  wird;  dagegen  giebt  es  zur  Zeit 
der  Feldernte  im  Walde  fast  gar  keine  Arbeit.  Vielleicht  diente 
dieses,  so  zu  sagen  historische  Band,  zur  grösseren  Befestigung 
der  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  des  Waldes  zur  Führung  der 
Landwirthschaft.  Als  die  Befreiung  der  Bauern  von  der  Leib- 
eigenschaft erfolgte,  so  hielt  es  sogar  die  Regierung  für  noth- 
wendig,  den  früheren  Kronsbauern  nicht  nur  eine  genügende 
Anzahl  Felder  und  Wiesen  zuzuertheilen,  sondern  auch  Wald 
ungefähr  in  dem  Verhältniss,  dass  der  Waldtbeil  zur  Befriedi- 
gung der  eigenen  Bedürfnisse  der  Bauern  an  Holzmaterial  ge- 
nügte. 

Existirt  jedoch  in  Wirklichkeit  dieses  innere  Band  zwischen 
der  Feld-  und  Waldwirthschaft?  Oder  stellen  wir  die  Frage  noch 
allgemeiner:  ist  dem  Wirth,  nachdem  er  seine  Bedürfnisse  an 
Holzmaterial  befriedigt  hat,  der  wachsende  grüne  Wald  nöthig? 
Ist  er  überhaupt  jedem  Menschen  nöthig?  In  einigen  Provinzen 
Oesterreichs  und  Bayerns  wird  der  Wald  in   den  Fruchtwechsel 
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des  Ackerbaues  eingeführt:  der  Landwirth  kann  sich  auf  dem 
Flugsand  seiner  Felder  nicht  anders  ernähren,  als  dass  er 
vorläufig  auf  diesem  Sand  die  Kiefer  zieht;  folglich  existirt 
in  dieser  Gegend  ein  enges,  man  kann  sagen  unzerreissbares 
Band  zwischen  der  Feld-  und  Waldwirthschaft.  Auch  bei  uns 
in  Olonetz,  Wologda,  Kostroma  und  den  anderen  nördlichen 
Oouvemements  ist  einstweilen  blos  das  Rodeland  oder  Wald- 
system (auch  Ausbrennungssystem  genannt)  der  Landwirthschaft 
möglich,  welches  darin  besteht,  dass  man  das  Getreide  auf  der 
durch  Feuer  ausgerodeten  Waldfläche  säet  und  sodann,  nachdem 
man  dieselbe  4 — 7  Jahre  für  Getreidesaat  benutzt  hat,  auf  dem 
Felde  wieder  Wald  anwachsen  lässt;  somit  hat  sich  auch  hier  das 
innere  Band  zwischen  Feld  und  Wald  festgesetzt,  da  das  Land 
ohne  Wald  kein  Getreide  erzeugt.  In  Wirklichkeit  existirt  jedoch 
im  allgemeinen  ein  so  enges  Band  nicht,  wenigstens  nicht  im 
Bewußstsein  der  meisten  Menschen.  Wenn  auch  der  wachsende 
Wald,  d.  h.  die  Gesammtheit  der  Bäume,  welche  einen  gewissen 
Flächenraum  einnehmen,  augenscheinlich  in  Folge  ihres  Wachs- 
thums  und  ihrer  Masse  eine  gewisse  Einwirkung  auf  dem  von 
ihnen  bedeckten  Boden  und  seine  Umgebung  ausüben,  so  wird 
vom  grössten  Theile  der  sich  nicht  mit  der  Wirthschaft  beschäf- 
tigenden Menschen  ein  solches  Faktum  keiner  Bedeutung  gewür- 
digt. „Bleibt  mir  mit  solchen  Fragen  vom  Leibe",  ruft  mit  Pathos 
der  Bewohner  der  Grossen  Morskaja,  besonders  derjenige  sich 
glücklich  wähnende  Stadtbewohner,  welcher  nicht  einmal  den  Reiz 
des  Landlebens  gekostet  hat.  Doch  nicht  allein  die  glücklichen 
Stadtbewohner  haben  sich  von  dem  Einfluss  auf  ihr  Schicksal  der 
in  der  Nähe  wachsenden  grünen  Wälder  emanzipirt.  Die  Einwoh- 
ner des  Fleckens  Tschepuchinka,  welche  schon  längst  ihren  Wald- 
antheil  für  einen  Spottpreis  losgeschlagen  haben,  befinden  sich  in 
einer  nicht  schlechteren  Lage  als  früher:  sie  haben  sich  inmitten 
von  Gärten  angesiedelt,  am  Fusse  eines  Berges,  welcher  vor  den 
Nordwinden  schützt,  am  Ufer  eines  sehr  kleinen,  jedoch  wasser- 
und  fischreichen  Flüsschens,  dessen  entgegengesetztes  Ufer  auf 
weite  Entfernung  in  dem  smaragdenen  Grün  seiner  Wiesen  er- 
glänzt,  —  und   20  Werst  von  ihnen  entfernt  ist  eine  Kronswal- 
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düng;  unter  solchen  Bedingungen  besitzt  der  Flecken  Tschepu- 
chinka  die  volle  Möglichkeit,  seine  BedtLrfnisse  zu  befriedigen 
und  wird  wahrscheinlich  niemals  verstehen ,  was  für  einen  Miss* 
griff  die  Vftter  thaten,  indem  sie  den  Waldantheil  abholzten,, 
welchen  sie  von  der  umsichtigen  Krone  erhielten. 

Aller  Wahrscheinlichkeit  n&ch  betrachtet  diese  Frage  ebenso 
wie  die  Bauern  von  Tschepuchinka  auch  die  übrige  Landbevöl- 
kerung in  den  verschiedenen  Theilen  Russlands,  natürlich  wo 
dieselbe  sich  in  entsprechenden  Verhältnissen  befindet. 

In  dem  Bewusstsein  der  intelligenten  Theile  der  russischen 
Landwirthe  hatte  dieses  innere  Band  zwischen  Wald  und  Feld 
eben  erst  angefangen  sich  aufzuklären,  eben  erst  fing  man  an. 
darauf  aufmerksam  zu  werden,  ob  wohl  die  Anpflanzung  von 
Wald  in  jener  Ecke  des  Guts,  vielleicht  der  Wintersaat  oder  dem 
KJee  Nutzen  bringen  könnte,  oder  ob  nicht  beim  Dämmen  der 
Teiche  es  wünschenswerth  wäre,  dieselben  mit  Weiden  und  Pap- 
peln zu  umgeben,  als  die  Ereignisse  der  60er  Jahre  eintraten  und 
den  kaum  durchbrechenden  Lichtstrahl  vollständig  verdunkelten. 
Dieser  Ereignisse  waren  so  viele  und  hatten  sowohl  für  die  Wirth- 
schaft  Russlands  überhaupt,  als  auch  für  die  uns  interessirende 
Frage  im  besonderen,  so  bedeutungsvolle  Folgen,  dass  man  eigent- 
lich nicht  weiss,  auf  welchen  von  ihnen  man  stehen  bleiben  solL 

Einerseits  ging  der  sehr  wichtige  Akt  des  Ueberganges  der 
Interessen  des  gebildeten  russischen  Landbesitzers  aus  dem  Dorf 
in  die  Stadt  vor  sich.  Nachdem  der  Landwirth  demselben  nach- 
gefolgt war  und  sodann  auf  seine  Wii*thschaft  nur  von  ferne  hin- 
blickte, überzeugte  er  sich,  dass  mit  dem  Aufhören  seiner  mora- 
lischen Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Bauern  seine  Sorge  in 
Betreff  des  Waldes  auf  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  seines 
Hauses  allein  beschränkt  bliebe  und  dafür  der  existirende  ge- 
schonte Wald  nicht  nur  vollauf  genüge,  sondern  sogar  ein  sehr 
bedeutender  Ueberfluss  noch  bleibe.  Ihm  hatte  es  früher  geschie- 
nen, dass  man  ohne  Wald  im  Dorfe  überhaupt  nicht  leben  könne, 
dass  sogar  die  Ernten  gleichsam  grösser  seien,  wenn  in  der 
Wirthschaft  Wald  vorhanden  sei;  nachdem  er  aber  auf  diese  Sache 
in  der  Stadt  mehr  objektiv  zu  sehen  hatte,  nur  auf  Grund  der 
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Berichte  seines  Dorfvoigtes  Michel,  eines  früheren  Leibeigenen, 
so  erwies  sich  gerade  das  Gegentheil:  der  Wald  hat  augenschein- 
lich auf  die  Landwirthschaft  gar  keinen  wohlthätigen  Einfiuss  — 
im  Gegentheil;  der  gute  Michel  meldet,  dass  die  Missernte  des 
Hafers  im  vorigen  und  im  gegenwärtigen  Jahre  die  Folge  der 
Nässe  war;  Nässe  aber  zeigt  sich  eben  besonders  in  der  Nähe 
des  Waldes  und,  wie  Michel  sagt,  gereicht  dieser  Wald  gerade 
Euren  Gnaden  direkt  zum  Schaden;  die  benachbarten  Gutsherren 
haben  ihre  Wälder  bereits  schon  verkauft,  auch  bei  uns  ist  ein 
geeigneter  Mann  erschienen,  der,  wie  gerufen,  bereit  ist,  den 
Wald  für  einen  annehmbaren  Preis  abzuholzen.  Und  nach  reif- 
licher Ueberlegung  fand  der  Herr  aus  der  Stadt,  dass  für  sein 
Gut  gegenwärtig  nicht  so  viel  Holz  nöthig  ist,  um  es  nicht  auf 
den  benachbarten  Gütern  oder  in  den  Kronsrevieren  finden  zu 
können;  zudem  kauft  man  ja  im  fremden  Walde  nur  das,  was 
man  bedarf,  und  ist  nicht  gezwungen,  wie  im  eigenen  Walde 
alles  untaugliche  Zeug  zusammen  zu  raffen  und  auszuhauen,  um 
das  nöthige  Material  zu  erhalten;  da  noch  zudem  die  Nässe  des 
Waldes  sich  als  schädlich  erweist  und  sich  ein  geeigneter  Mann 
zum  Aushauen  bereit  erklärt,  so  ist  es  ja  wirklich  besser,  mit 
dem  Walde  ein  Ende  zu  machen,  um  so  mehr,  als  man  das  Holz 
im  Walde  auch  stehlen  kann. 

Nun  ja,  es  erschienen  Käufer.  Diese  bereitwilligen  Leute  waren 
in  Wirklichkeit  die  Personifizirung  des  nach  der  Emanzipation  im 
Dorfe  und  im  Flecken  beginnenden  Aufschwunges  der  industriellen 
und  jeder  anderen  spekulativen  Thätigkeit,  welche  nur  den  Kopf 
verwirrte,  ims  in  ein  eisernes  Spinngewebe  schmiedete  und  auf 
lange  dem  Einflüsse  der  ausländischen  Börsen  unterordnete.  Die 
Nachfrage  auf  Holz  stieg  sowohl  zur  Ausfuhr  ins  Ausland  als 
zxim  Verbrauch  im  Inlande:  für  Zuckerfabrikation,  für  verschie- 
dene andere  Fabriken;  fast  jede  neue  Industrie  fing  damit  an, 
dass  sie  den  Wald  abholzte  und  verbrannte.  Natürlich  waren  die 
Käufer  von  Holz  gezwungen  sich  an  das  Dorf  zu  wenden  und 
Geld  für  das  zu  bieten,  wofür  in  Wahrheit  sich  noch  keine  rich- 
tigen Preise  hatten  bilden  können.  Jedermann  sind  wahrschein- 
lich Fälle   von  Wald  verkaufen  bekannt,  wo  der  Holzhändler  im 
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Laufe  von  einem  oder  zwei  Jahren  die  ganze  Summe  herausschlug, 
welche  er  für  den  Wald  bezahlt  hatte,  und  die  übrigen  10 — 12 
Jahre  vom  Wald  blos  Reineinnahmen  hatte.  Diese  Erscheinung 
kommt,  wenn  auch  seltener,  so  doch  auch  jetzt  noch  vor.  End- 
lich war  es  auch  unmöglich,  nicht  zu  verkaufen.  Die  Bedürfnisse 
des  Landwirthes  wurden  nach  dem  19.  Februar  grösser,  da  nun- 
mehr die  Arbeitskraft  bezahlt  werden  musste,  dagegen  das  Budget 
zu  ihrer  Befriedigung  bedeutend  kleiner:  man  musste  dasselbe  um 
jeden  Preis  vervollständigen.  Somit  trat  nach  der  Emanzipation 
einer  Bevölkerung  von  20  Millionen  sehr  bald  eine  andere  Eman- 
zipation ein  —  diejenige  der  Befreiung  der  Waldwirthschaft  aus 
den  Banden  der  Landwirthschaft  und  die  Anerkennung  ihrer  Rechte 
auf  den  Namen  einer  selbstständigen  Wirthschaft,  nämlich  der 
Waldwirthschaft. 

Worin  konnte  sich  denn  die  wirthschaftliche  Thätigkeit  in 
den  Wäldern  offenbaren?  Augenscheinlich  in  ihrem  Verkauf  an 
Fremde  zum  Abholzen,  da  der  Landwirth  selbst  ein  geringes  Be- 
dürfniss  an  Holz  hatte,  mit  dessen  Verwerthung  ausserhalb  der 
Grenze  der  Landwirthschaft  nicht  bekannt  war,  dagegen  aber 
sah,  dass  man  für  eine  solche  wirthschaftliche  Thätigkeit  Geld 
zahle,  hauptsächlich  für  den  Holzvorrath,  aber  nicht  für  das  Land 
unter  ihm. 

Somit  sind  wir  der  Frage  etwas  näher  gerückt,  weshalb  der 
russische  Wald  zum  Abholzen  verkauft  wird;  wir  sehen,  dass 
diese  Erscheinung  eine  nothwendige  Folge  vorhergegangener  Er- 
eignisse ist  und  müssen  uns  dabei  aller  Vorwürfe  und  Klagen  ent- 
halten, ausgenommen  etwa  die  Klagen  über  unsere  allgemeine 
Unwissenheit. 

Es  bleibt  jetzt  noch  übrig,  aufzuklären,  weshalb  der  Verkauf 
von  Wald  zum  Abholzen  zu  einer  Vernichtung  von  vielen  im 
Privatbesitz  befindlichen  Gütern  führte.  Die  Krone  verkauft  ja 
auch  Wald  zum  Abholzen,  auch  im  Kronswalde  ist  die  Wirth- 
schaft noch  nicht  wer  weiss  wie  gut,  und  dennoch  werden  die 
Kronswälder  durch  das  Abholzen  nicht  verwüstet.  Um  diese  Er- 
klärung zu  verstehen,  müssen  wir  die  technische  Seite  des  Ver- 
kaufes und  des  Abholzens  des  Waldes  betrachten. 
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Alle  in  den  russischen  Wäldern  üblichen  Arten  des  Absatzes 
nnd  Verkaufes  von  Holzmaterial  können  vor  allem  in  zwei  grosse 
wesentlich  verschiedene  Gruppen  getheilt  werden. 

I.  Der  Eigenthümer  verkauft  das  auf  der  Wurzel  stehende 
Holz,  d.  h.  er  verkauft  auf  dem  Stamme. 

n.  Zum  Verkauf  kommt  das,  auf  Kosten  des  Eigenthtlmers 
schon  gefällte  und  bearbeitete  Holz. 

Die  erste  Gruppe  hat  als  wesentliches  Kennzeichen,  dasa 
der  Käufer  das  Holz  auf  dem  Stamme  erwirbt  und  auf  seine 
Kosten  und  Gefahr  und  mit  seinen  gemietheten  Leuten  das  Ab- 
holzen und  die  Bearbeitung  der  Bäume  ausführt,  während  in  der 
zweiten  Gruppe  das  Abholzen  und  die  Bearbeitung  der  Bäume 
zu  den  verschiedenen  Arten  von  Holzmaterial  auf  Kosten  de& 
Waldeigenthümers  selbst  ausgeführt  wird,  unter  Aufsicht  von 
Personen,  denen  dies  anvertraut  wird  und  zum  Verkauf  das  schon 
bearbeitete  Holzmaterial  kommt. 

Es  ist  augenscheinlich,  dass  die  Arten  des  Verkaufes  der 
ersten  Gruppe  den  Waldeigenthümer  von  der  Nothwendigkeit  be- 
freien, ein  ziemlich  bedeutendes  Umsatzkapital  auf  das  Abholzen 
und  die  Bearbeitung  des  Holzmaterials  zu  verwenden.  Dieser 
Umstand,  ausser  noch  einigen  anderen  Kombinationen,  von  denen 
weiter  unten  die  Rede  sein  wird,  muss  als  der  hauptsächlichste 
entscheidende  Stimulus  angesehen  werden,  in  Folge  dessen  bei 
uns  in  Russland  fast  aller  Verkauf  von  Holz  durch  die  Wald- 
eigenthümer  auf  dem  Stamme  geschieht  und  nicht  in  der  Form 
von,  auf  Kosten  der  Waldeigenthümer,  bearbeiteten  Holzmaterials. 
Sogar  in  Kronswäldern  wird  das  Holz  nur  in  Ausnahmefällen 
auf  Kosten  der  Krone  auf  sogenanntem  ökonomischen  Wege  durch 
die  Förster  erarbeitet.  Die  Art  des  Verkaufs  von  Holz  in  be- 
arbeiteter Form  ist  ebenfalls  in  wenigen  Wäldern  von  Privat- 
personen eingeführt,  aber  dort,  wo  diese  Art  eingeführt  ist,  liefert 
sie  glänzende  Resultate.  Besonders  gut  ist  diese  Verkaufsform  auf 
den  Gütern  des  Grafen  Uwarow,  in  den  Gouvernements  Moskau 
und  Tambow  bestellt. 

In  Frankreich  ist  ebenfalls  wie  in  Russland  der  Verkauf  von 
Holz  auf  dem  Stamme  vorherrschend;  in  ganz  Deutschland  dagegen 
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geschieht  der  Verkauf  von  Holz  fast  ausschliesslich  in  Fonn  von 
Material,  welches  auf  Kosten  des  Waldeigenthümers  zubereitet  ist. 

Die  Zubereitung  von  Holz  auf  Kosten  des  Waldeigenthümers 
selbst  und  der  Verkauf  des  verarbeiteten  Holzmaterials  hat  ohne 
Frage  eine  wichtige  wirthschaftliche  Bedeutung,  indem  sie  die 
Möglichkeit  bietet,  viele  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Waldkultur 
auf  das  genaueste  auszuführen.  So  werden  z.  B.  die  Lichtung 
des  jungen  Waldes,  Durchforstungen,  Führung  von  Samenschlä- 
gen u.  B.  w.  am  besten  durch  Arbeiter  ausgeführt,  welche  vom 
Förster  selbst  angestellt  sind  und  von  ihm  abhängen.  Ausserdem 
wird  durch  die  Zubereitung  von  Holz  auf  eigene  Kosten  des 
Eigenthümers,  bei  regelrechter  Führung  der  Sache,  der  Forst- 
ertrag bedeutend  erhöht,  einerseits  durch  die  strengere  Sortirung 
des  Holzmaterials,  andererseits  dadurch,  dass  der  Gewinn  des 
Unternehmers,  soweit  es  das  Fällen  und  die  Verarbeitung  des 
Holzes  betrifft,  in  die  Börse  des  Waldeigenthümers  und  nicht  der 
Holzhändler  fiiesst. 

Das  Fällen  und  die  Verarbeitung  des  Holzraaterials  auf  Kosten 
des  Waldeigenthümers  selbst  hat  jedoch  auch  seine  Schattenseiten. 
Die  Arbeiten  des  Försters  vermehren  sich  bedeutend  und  muss 
man  deshalb  bei  Verarbeitung  des  Holzes  auf  Kosten  des  Eigen- 
thümers selbst  die  Revierfläche,  welche  der  Aufsicht  eines  Försters 
anvertraut  ist,  verringern.  Sodann  muss  man  zur  richtigen  Füh- 
rung der  Sache  und  zur  besseren  Gontrole  die  Pflichten  des  Rent- 
meisters, d.  h.  das  Sammeln  der  Einnahmen  und  die  Zahlung 
der  Ausgaben  von  den  Pflichten  des  Försters  trennen,  indem  man 
sie  in  den  Händen  von  besonderen  Rentbearaten  vereinigt,  ausser- 
dem kann  die  Verarbeitung  des  Holzmaterials  auf  eigene  Kosten 
des  Waldeigenthümers  nur  dort  ohne  Risiko  vorgenommen  wer- 
den, wo  es  schon  festgestellt  ist,  nach  welchem  Markt  das  Holz 
geschafft  wird  und  was  für  Sortimente  des  verschiedenen  Materials 
und  in  welchen  Quantitäten  daselbst  verlangt  werden,  sonst  kann 
es  vorkommen,  dass  das  zubereitete  Holz  liegen  bleibt  und  die 
dafür  gemachten  Ausgaben  nicht  zurückerstattet  werden. 

Wie  schon  erwähnt,  wird  bei  uns  in  Russland  die  Zube- 
reitung von  Holz   auf  eigene  Kosten  der  Waldeigenthümer  noch 
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^cnig  angewandt y  wo  aber  diese  Methode  eingeführt  ist,  da  ist 
auch  die  sorgfältigste  Sehonung  der  Wälder  wahrzunehmen  und 
hat  sie  in  keiner  Weise  auf  das  Verschwinden  unserer  Waid- 
reichtiiümer  eingewirkt. 

Bei  uns  hat  von  jeher  immer  die  Methode  des  Verkaufes 
der  Hölzer  auf  dem  Stamme  geherrscht,  doch  hat  sich  diese 
Methode  in  äusserst  verschiedenen  Formen  geäussert,  von  denen 
die  einen  sich  auf  mehr  oder  weniger  rationelle  Grundlagen  stütz- 
ten, die  anderen  dagegen  vollkommen  freien  Spielraum  für  die 
Vernichtung  der  Wälder  gewähren.  In  Anbetracht  der  Wichtig- 
keit für  uns  der  ganzen  Gruppe  von  Methoden  des  Verkaufes  auf 
dem  Stamme,  wollen  wir  sie  etwas  ausführlicher  durchnehmen. 

Auf  dem  Stamme  wird  bei  uns  das  Holz  verkauft: 

1)  Indem  man  nach  Beendigung  des  Aushiebes  das  Quan- 
tum des  zubereiteten  Holzmaterials  einer  Bemessung  und  Berech- 
nung unterwirft. 

2)  Indem  man  nur  die  Fläche  des  Schlages  zur  Vermessung 
bringt. 

3)  In  dem  einen  und  dem  anderen  Falle  haben  die  Verkäufe 
kurze  oder  lange  Frist. 

Verkauf  des  Holzes   auf  dem  Stamme   mit  nachheriger 
Berechnung   des   Quantums   des   zubereiteten  Holz- 
materials. 

Diese  Methode  des  Verkaufes  besteht  darin,  dass  für  jedes 
Sortiment  von  Holzmaterial,  einzeln  für  jede  Baumart,  im  Vertrag 
ein  besonderer  Preis  festgesetzt  wird,  sodann  nach  Beendigung 
des  FäUens  durch  den  Käufer  wird  dasselbe  besichtigt  und  das 
ganze  gearbeitete  Quantum  gemessen  und  notirt,  woraufliin  die 
Berechnung  des  zur  Zahlung  erforderlichen  Geldes  gemacht  wird. 

Die  Grundbedingungen  dieser  Verkaufsmethode  sind,  wie  man 
sieht,  durchaus  rationell:  der  Eigenthümer  macht  nach  freiem 
Willen  seine  Abmachung  über  den  Preis  für  jede  Masseinheit 
der  Holzsortimente,  und  das  Quuantum  des  zubereiteten  Materials 
wird  durch  Besichtigung  und  Messung  festgestellt.  Es  wäre  da- 
gegen auch  nichts  zu  sagen,  wenn  in  den  Verträgen  nicht  einzelne 
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besondere  Details  vorkämen,  welche  nicht  immer  streng  mit  den 
Bedingungen  einer  guten  Waldwirthschaft  übereinstimmen,  und 
wenn  es  in  den  Verträgen  nicht  übersehene  Punkte  und  Missver- 
ständnisse gäbe,  und  der  grosse  Umfang  der  dem  Förster  anver- 
trauten Wälder  nicht  unerwartete  Hindemisse  zur  strengen  Con- 
trole  am  Orte  selbst  allen  Vertragsbedingungen  entgegenstellte. 

In  Betreff  der  Details,  welche  in  den  Abmachungen  über  den 
Verkauf  des  Holzes  auf  dem  Stamme  enthalten  sind,  mit  der  Be- 
rechnung nach  dem  Quantum  des  zubereiteten  Materials,  musa 
man  bemerken,  dass  nur  diejenigen  Verkäufe  nicht  verderblich 
sein  können,  wo  die  Plätze  zum  Abholzen  dem  Käufer  vorher 
angewiesen  werden  und  wo  die  Flächengrösse  der  zum  Abholzen 
bestimmten  Plätze,  entsprechend  der  für  die  gegebene  Gegend 
nothwendigen  Umtriebszeit  und  den  Bedingungen  der  Waldver- 
jüngung berechnet  ist. 

Diese  unumgänglichen  Bedingungen  wurden  in  den  im  Privat- 
besitz befindlichen  Wäldern  leider  sehr  oft  nicht  beobachtet.  Wenn 
sich  nur  ein  Käufer  fand,  welcher  augenscheinlich  gute  Preise 
offerirte,  so  wurde  ihm  —  wenigstens  sehr  oft  —  erlaubt,  einen 
Flächenraum  von  beliebiger  Grösse  abzuholzen,  wenn  er  nur  für 
jedes  zubereitete  Holzsortiment  den  ausbedungenen  Preis  bezahlt. 
Doch  wenn  auch  dem  Käufer  zum  Abholzen  streng  abgegrenzte 
Flächen  oder  Holzschläge  angewiesen  wurden,  so  beruhte  die 
Grösse  derselben  selten  auf  irgend  einer  festgesetzten  Umtriebs- 
zeit, da  nur  bei  wenigen  Gutsbesitzern  eine  Vermessung  der  ihnen 
gehörigen  Forstreviere  vorgenommen  und  bei  einer  noch  gerin- 
geren Zahl  von  Eigenthümern  Forsteinrichtungspläne  zusammen- 
gestellt worden  waren.  Mir  sind  sogar  nicht  wenige  Fälle  bekannt, 
wo  Privateigenthümer  mit  ziemlichem  Kostenaufwande  ausführliche 
Wirthschaftspläne  durch  Spezialisten  für  ihre  Wälder  anfertigen 
Hessen  und  später  als  grosse  Holzhändler  kamen  und  gute  Preise 
boten,  alles  verkauften,  was  die  Händler  wünschten,  gar  nicht 
darauf  achtend,  ob  die  verkauften  Bestände  zur  Hauung  nach, 
dem  Wirthschaftspläne  bestimmt  Maaren  oder  nicht.  Am  Ende 
zeigte  es  sich  dann,  dass  unter  dem  Beile  alle  besten  Bestände 
fielen,    sogar    solche   mit   starkem  Zuwachse,  und  nur  überstän- 
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dige,  ausgelichtete,  von  Insekten  verwüstete  Parzellen  unberührt 
blieben. 

In  Betreff  der  für  den  Wald  angebotenen  Preise  täuschten 
sich  die  Eigenthümer  nicht  selten.  Die  Holzhändler,  besonders 
die  Juden  im  Westgebiet,  besassen  das  seltene  bis  zur  Virtuosität 
reichende  Geschick,  die  Gutsbesitzer  zu  überzeugen,  dass  so 
hohe  Preise,  wie  die  von  ihnen  gebotenen,  noch  niemals  jemand 
gegeben  hätte.  „Ich  wünsche  nur  Ihnen  einen  Dienst  zu  erweisen, 
ich  gebe  den  Preis  zu  meinem  eigenen  Schaden,**  pflegten  die 
Holzhändler  zu  sagen,  und  wie  sonderbar  es  auch  erscheinen 
mag,  man  glaubte  ihnen.  Mir  ist  ein  Fall  bekannt,  wo  dem 
Juden  der  Holzklotz  zu  einem  Spottpreis  verkauft  wurde,  wäh- 
rend der  Eigenthümer  prahlte,  dass  er  das  Holz  zu  unerhört  hohem 
Preise  verkauft  habe.  „Wollen  Sie,  Herr,  12  Kopeken  für  jeden 
Kubikfuss  der  aufgearbeiteten  Holzmasse  nehmen.  Nur  Ihnen," 
versicherte  der  Jude,  „gebe  ich  so  einen  Preis,  wollen  Sie  sich 
selbst  beim  Nachbar  Wenzel  Ossipo witsch  erkundigen,  für  wie 
viel  er  sein  Eichenholz  verkauft  hat  —  im  Ganzen  8  Kopeken 
für  den  Kubikfuss."  Und  der  Verkauf  kam  zu  Stande,  während 
dem  hatte  der  Nachbar  den  Kubikfuss  zu  8  Kopeken  verkauft, 
mit  Berechnung  der  Masse  nach  dem  runden  Klotz,  unser  Freund 
aber  hatte  zu  12  Kopeken  verkauft  mit  Berechnung  der  Masse 
nach  der  Zahl  und  Stärke  der  Fassdauben,  d.  h.  wenn  man  das 
Abfallholz  hinzuzählte,  so  erhielt  er  für  den  Kubikfuss,  nach  dem 
runden  Klotz  berechnet,  nur  5  Kopeken.  Nehmen  wir  an,  dass 
dies  ein  aussergewöhnlicher  Fall  sei,  doch  waren  andere  weniger 
in  die  Augen  springende  Fälle  gar  nicht  selten. 

In  der  Kronsforstverwaltung  half  natürlich  das  Schönsprechen 

der  Holzhändler  nicht;    alle  ihre  Ueberredung  zerschlug  sich   an 

den  festen,  wenn  auch  nicht  immer  richtigen  Normen  der  Preise, 

welche  für  jeden  voraus  und  auf  jedes  Sortiment  Holzmaterial  in 

bestätigten   Taxen    festgestellt   wurden.     Die  Taxen    werden    auf 

Grund  von  Daten  zusammengestellt,  welche  auf  den  Hauptmärkten 

über  die  dort  für  jedes  Sortiment  von  Holzmaterial  bestehenden 

Preise  gesammelt  wurden;  von  diesen  Preisen  wurden  die  Kosten 

des  Fällens  und  Behauens,   die  Kosten  des  Transportes  und  des 
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Flössens,  verschiedene  Geschäftsausgaben,  der  dem  Unternehmer 
zukommende  Gewinn  und  die  Prozente  für  das  ausgelegte  Kapital 
abgezogen;  der  auf  solche  Weise  erhaltene  Rest  der  Preise  drückte 
den  Werth  der  Sortimente  des  Holzmaterials  auf  dem  Stamme 
aus  und  wurde  in  die  Taxen  eingetragen.  Grösstentheils  drückte 
der  Taxenpreis  den  minimalen  Werth  des  Materials  aus,  er  ver- 
folgte aber  nicht  in  jedem  gegebenen  Augenblick  die  Schwankun- 
gen der  Marktpreise,  welche  sich  mit  der  Aenderung  des  Ver- 
hältnisses der  Nachfrage  zum  Angebot  änderten.  Die  Nichtüber- 
einstimmung der  Taxen  wurde  in  solchen  Fällen  auf  dem  öffent- 
lichen Ausgebote  geregelt.  Der  Verkauf  durch  Ausgebot  ist  bei 
der  Kronsforstverwaltung  Regel,  von  welcher  nur  Ausnahmefälle 
zulässig  sind. 

Bei  dem  Verkauf  von  Holz  auf  dem  Stamme,  mit  Berechnung 
des  Quantums  des  zubereiteten  Holzmaterials,  besteht  eine  Menge 
verschiedener  Formen,  von  welchen  folgende  die  hauptsächlich- 
sten sind: 

a.  Die  Plätze  zum  Abholzen  oder  die  Schläge  werden  gar- 
nicht  angewiesen,  sondern  es  wird  den  Händlern  freigestellt,  die 
angekauften  Bäume  plänterweise  zu  föllen  im  ganzen  Revier  oder 
innerhalb  bestimmter  Grenzen,  wobei  man  entweder  genau  die 
ganze  Zahl  der  zum  Aushiebe  gestatteten  Bäume  jeder  Art  fest 
bestimmt,  mit  Angabe  der  Dimension  an  Dicke  und  Länge,  welche 
zu  überschreiten  verboten  ist,  oder  es  wird  die  Zahl  der  zum 
Hiebe  erlaubten  Bäume  nicht  genau  bestimmt,  sondern  dem  Käufer 
wird  es  überlassen,  in  dem  angewiesenen  Reviere  alle,  so  viele 
sich  dort  vorfinden.  Bäume  der  angegebenen  Dimensionen  abzu- 
holzen. 

In  dieser  Form  wird  die  Exploitation  der  Wälder  in  den 
Kronsrevieren  nur  in  den  waldreichsten  nördlichen  Gouvernements 
zugelassen,  wo  die  vorhandenen  Mittel  der  Administration  nicht 
die  Möglichkeit  geben,  für  jedes  Jahr  oder  sogar  für  zwei  oder 
drei  Jahre  zusammen  Holzschläge  anzuweisen;  doch  auch  in  den 
genannten  Gouvernements  folgt  das  Abholzen  des  Waldes  in 
einer  gewissen  Reihenfolge  entweder  ganzer  Reviere  oder  deren 
Theile,  welche  durch  Fahrwege  oder  Flüsse  abgegrenzt  sind,  so 
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dass  man  nach  Ablauf  einer  gewissen  Umtriebszeit  das  Durch- 
pläntem  aller  Wälder  gewisser  Flussgebiete  vollzogen  hat.  Nie 
wird  bei  einer  verhältnissmässig  kleinen  Zahl  von  Bäumen,  welche 
auf  einem  angegebenen  Flächenraum  (durchschnittlich  sind  auf 
einer  Desjatine  je  zwei,  höchstens  drei  Bäume  zu  fällen)  zum 
Abholzen  bestimmt  sind,  die  Verminderung  der  Wälder  in  Frage 
gestellt. 

In  einigen  Privatwäldem  wurde  eine  derartige  Methode  des 
Verkaufes  in  verderblicherer  Art  angewandt.  Dem  Industriellen 
wurde  zu  einem  für  jeden  Baum  festgesetzten  Preis  gestattet,  im 
ganzen  Revier  Bäume  zu  fallen,  so  viele  sich  von  einer  bestimmten 
Dicke  vorfinden  würden,  jedoch  wurde  manchmal  nur  das  Mini- 
mum der  Dicke  angegeben,  z.  B.  alle  Bäume  zu  fällen,  deren 
Dicke  in  der  Höhe  der  Brust  eines  Menschen  6  Werschok  und 
mehr  sein  würde.  Auf  solche  Weise  wurde  in  wenig  Jahren  ein 
ganzes  Revier  so  sehr  ausgehauen,  dass  die  noch  gebliebenen 
dünnen  Bäume,  welche  beinahe  nur  dtlnne.  Stangen  waren,  ent- 
weder unter  der  Last  des  Schnees  vom  Winde  umgebrochen 
wurden  oder  einfach  in  Folge  dessen  verdorrten,  dass  sie  plötz- 
lich der  starken  und  ihnen  ungewohnten  Einwirkung  des  Lichtes 
ausgesetzt  wurden. 

b.  Die  Plätze  zum  Abholzen  oder  die  Holzschläge  werden 
angewiesen  und  durch  Umhauung  von  engen  Grenzlinien  oder 
gesteckter  Pfähle  angezeigt. 

In  diesen  Holzschlägen  wurde  entweder  nur  Plänterhieb  mit 
Auswahl  von  Bäumen  grösseren  Durchmessers  und  manchmal  nur 
einiger  Arten  gestattet,  hauptsächlich  dort,  wo  niedriger  Wald 
oder  einige  Baumarten  keinen  Absatz  hatten,  —  oder  der  ganze 
abgesteckte  Holzschlag  wurde  zum  Kahlhiebe  bestimmt,  wobei  in 
einigen  Fällen  nur  eine  gewisse  Zahl  von  Samenbäumen  zum 
Ueberhalten  ausbedungen  wurde.  Das  zubereitete  Holzmaterial 
wurde  aber  gemessen  und  nach  dem  vereinbarten  Preis  für  das 
Stück  bezahlt. 

In  sorgfältigeren  Wirthschaften  wurden  bei  ähnlichen  Ver- 
käufen die  üblichen  Vorsichtsmassregeln  getroffen,  um  der  Ver- 
nichtung der  Wälder  vorzubeugen.    So  wurden,  wenn  nur  stärkere 
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Bäume  zum  Verkauf  kamen,  dieselben  im  Interesse  einer  gleich- 
massigeren  Vertheilung  des  Aushiebes  vorher  jeder  an  zwei  Stellen 
mit  einem  Zeichenhammer  vermerkt:  am  Wurzelstock  und  etwa» 
höher  am  Stamm ,  ungefähr  4  Fuss  über  der  Erde.  Auf  diese  Weise 
konnte  man  die  Richtigkeit  der  Operation  sowohl  auf  Grund  der 
nachgebliebenen  Baumstumpfen  als  auch  der  abgehauenen  Stämme 
controliren.  Ebenso  wurde  bei  vollständigem  Abholzen,  wo  einige 
Samenbäume  nachbleiben  sollten,  die  Letzteren  mit  besonderem 
Zeichen  versehen.  In  weniger  sorgfältigen  Wirthschaften  versah  man 
die  Bäume  nicht  mit  Zeichen,  sondern  man  begnügte  sich,  in  die 
Verträge  mehr  oder  weniger  scharfsinnige  Bedingungen  einzu- 
schalten über  eine  gleichmässigere  Vertheilung  des  Abholzens^ 
über  die  Entfernungen,  welche  beim  Abholzen  zwischen  dem 
einen  und  dem  anderen  Baum  bleiben  sollten,  und  andere  der- 
artige, ihren  Zweck  verfehlende  Klauseln.  Weniger  sorgfältige 
Wirthschaften  gab  es  leider  immer  mehr  als  strebsame. 

Bei  vollständigem  Abholzen  der  Holzschläge,  welche  mit  spä- 
terer Abzahlung  des  aufgearbeiteten  Holzes  verkauft  wurden,  hielt 
man  häufig  das  Minimum  der  Breite  der  abzuholzenden  Schläge 
nicht  ein,  sondern  man  überwies  ungeheure  Flächen  zum  Hiebe  und 
sorgte  dann  sehr  oft  nicht  für  die  mindeste  Pflege  des  erscheinen- 
den Nachwuchses,  sondern  gerade  umgekehrt  trieb  man  das  Vieh 
auf  das  frische  Gras  und  liess  Jahr  für  Jahr  die  Gehaue  nieder- 
treten und  verwandelte  sie  in  wüste  Plätze,  Natürlich  wurde 
nicht  überall  so  gewirthschaftet,  es  ^ab  auch  viele  sorgsame 
Wirthe,  im  allgemeinen  aber  war  das  Uebcrgewicht  auf  der  Seite 
der  Fahrlässigen. 

Verkauf  des  Holzes  auf  dem  Stamme  mit  Berechnung 
des  Holzschlages  nach  dem  Flächenraum. 

Diese  Methode  des  Verkaufs  besteht  darin,  dass  man  mit 
dem  Käufer  über  den  Preis  der  ihm  zum  Abholzen  angewiesenen 
Waldfiäche  übereinkommt  und  sodann  nur  beobachtet,  dass  das 
Abholzen  die  Grenzen  des  angewiesenen  Flächenraumes  nicht 
überschreite,  wobei  man  dem  Käufer  das  Recht  anheimstellt,  den 
Wald  zu  allen  ihm  beliebigen  Sortimenten  von  Holzmaterial  zu 
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verarbeiten,  ohne  dessen  Quantität  nach  dem  Abholzen  irgend 
einer  Controle  zu  unterwerfen;  nach  dem  Abholzen  wird  nur  der 
Flächenraum  und  die  angewiesenen  Grenzen  des  Schlags  con- 
trolirt. 

Diese  Methode  des  Holzverkaufes  gewährt  dem  Waldeigen- 
thümer  die  Bequemlichkeit,  dass  sie  die  Controle  über  die  Rich- 
tigkeit des  erlaubten  Abholzens  bis  auf  das  äusserste  vereinfacht: 
die  Fläche  des  abgeholzten  Waldes  kann  sogar  mehrere  Jahre 
nach  Beendigung  der  Holzoperation  controlirt  werden,  so  dass 
der  Eigen thümer  sich  überzeugen  kann,  ob  in  Wirklichkeit  nur 
das  abgeholzt  wurde,  was  erlaubt  und  bezahlt  worden  war.  Doch 
auch  dem  Käufer  gewährt  diese  Methode  des  Verabfolgens  von 
Holz  viele  Vortheile:  nach  Bezahlung  des  Geldes  für  die  gekaufte 
Fläche  kann  der  Kaufmann  zu  jeder  Zeit  das  zubereitete  Material 
abführen,  ohne  die  Nothwendigkeit  zu  haben,  abzuwarten,  bis  der 
Förster  das  herausgeschlagene  Holzmaterial  besichtigt  und  be- 
rechnet; ausserdem  steht  es  dem  Käufer  frei,  aus  jedem  Baume 
jedes  ihm  beliebige  Sortiment  von  Material  herzustellen,  während 
er  beim  Verkauf  mit  Berechnung  des  Materials  keine  anderen 
Sortimente  herstellen  darf  als  diejenigen,  für  welche  nach  dem 
Vertrage  ein  Preis  bestimmt  ist.  Für  solche  Vortheile  ist  der 
Käufer  immer  bereit,  für  den  ganzen  Schlag  in  Bausch  und  Bogen 
einen  höheren  Preis  zu  bieten,  so  dass  auch  die  Einnahme  des 
Waldeigenthümers  grösser  wird. 

Bei  richtig  ausgeführtem  Verkauf  von  Holz,  mit  der  Berech- 
nung nach  dem  Flächenraum,  wird  immer  auch  die  Berechnung 
des  Quantums  des  verabfolgten  Holzmaterials  gemacht,  nur  mit 
dem  Unterschiede,  dass  diese  Berechnung  durch  Schätzung  vor 
dem  Verkauf  der  Waldfläche  geschieht  und  nicht  nach  dem  Fällen. 
Je  richtiger  folglich  die  Schätzung  des  Holzschlages  gemacht  ist, 
am  so  mehr  ist  der  Waldeigenthümer  überzeugt,  dass  er  nicht 
zu  billig  verkauft.  Wenn  sodann  die  Holzschläge  durch  öffent- 
liches Ausgebot  zum  Verkauf  gelangen,  so  wird  durch  dasselbe 
die  Schätzung  endgültig  regulirt. 

Die  Methode  des  Holzverkaufes  mit  Berechnung  der  Flächen- 
grösse  ist  in  den  Wäldern  Russlands  stark  verbreitet,  doch  nicht 
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in  vielen  Wäldern  wird  diese  Methode  vollkommen  richtig  an- 
gewendet, im  Gegentheil,  wir  stossen  oft  auf  solche  Formen  der- 
selben, welche  nicht  wünschenswerth  sind. 

Bei  der  Gruppirung  aller  bei  uns  vorkommenden  Methoden 
des  Holzverkaufes  mit  Bestimmung  des  Preises  per  Flächeneinheit, 
können  wir  folgende  verschiedene  Handlungsweisen  unterscheiden: 

a.  Vor  dem  Verkauf  werden  die  Holzschläge  ange- 
wiesen und  genau  abgeschätzt. 

b.  Vor  dem  Verkauf  werden  die  Holzschläge  ange- 
wiesen  und  nur  mit  annähernder  Genauigkeit  abgeschätzt* 

c.  Vor  dem  Verkauf  werden  die  Holzschläge  ange- 
wiesen, jedoch  gar  nicht  abgeschätzt. 

d.  Die  Holzschläge  werden  gar  nicht  abgesteckt, 
sogar  die  Fläche  wird  nicht  gemessen,  sondern  es  wer- 
den ganze  Haine,  abgesondert  gelegene  Waldparzellen, 
oder  Theile  eines  Reviers  nach  den  in  der  Natur  be- 
stehenden Grenzlinien,  verkauft. 

Die  Anweisung  mit  genauer  Bezeichnung  der  Schlaggrenzen 
an  Ort  und  Stelle  und  die  richtige  Ausmessung  ihrer  Fläche  vor 
dem  Verkauf  ist  eine  nothwendige  Bedingung  für  einen  richtigen 
Verkauf,  damit  der  Verkäufer  weiss,  was  er  verkauft,  und  der 
Käufer,  was  er  kauft. 

In  Gegenden,  wo  viele  kleine  Käufer  zu  erwarten  sind,  müssen 
bei  öffentlichem  Ausgebot  möglichst  viele  kleine  Einheiten  gebildet 
werden,  d.  h.  man  zerschlägt  vermittelst  durchgehauener  Linien 
die  Holzschläge  in  kleine  Theile*),  so  dass  jeder  kleine  Flächen- 
theil eines  Holzschlages  eine  besondere  Einheit  für  das  Ausgebot 
bildet. 

In  den  Fällen,  wo  die  Holzschläge  abgeschätzt  worden  sind, 
wird  in  den  Verkaufsregistern  für  jede  Einheit  des  Ausgebots 
angegeben:  ihre  Fläche,  die  Zahl  der  auf  ihr  befindlichen  Bäume, 
jede  einzelne  Baumart  gesondert  und  der  Durchmesser  beim  Messen 


*)  In  Kussland  ist  der  technische  Ausdruck  für  derartige  Schlagtheile  — 
A'^flHKa  (Delianka).  Der  Uebersetcer. 
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der  Stämme  in  Brusthöhe;  wenn  Lagerholz  vorhanden  ist,  so  wird 
vermerkt,  wie  viel  —  und  die  Abschätzungssumme. 

Vor  dem  öffentlichen  Ausgebot  kann  jeder  Kauflustige  im 
Laufe  einer  gewissen  Zeit  sich  mit  den  Taxationsregistern  bekannt 
machen,  in  welchen  angegeben  ist,  ob  die  Abschätzung  genau 
gemacht  ist,  vermittelst  Zählung  aller  Bäume,  oder  nur  ungefähr, 
vennittelst  Zählung  auf  einer  Probefläche.  Zugleich  werden  die 
Käufer  zur  Besichtigung  der  Holzschläge  und  der  kleinen  Schlag- 
theile  im  Walde  selbst  zugelassen. 

Eine  vollkommen  genaue  Abschätzung  der  Holzschläge,  mit 
der  Berechnung  und  Messung  des  Durchmessers  jedes  Baumes, 
ist  in  allen  denjenigen  Fällen  nothwendig,  wo  die  Holzschläge  in 
kleine  Theile  zerlegt  werden;  denn  wenn  man  auch  durch  das 
Messen  einer  Probefläche  annäherungsweise  genügend  richtige 
Resultate  für  einen  ziemlich  grossen  Holzschlag  erhalten  kann,  so 
sind  doch  diese  Resultate  für  jeden  einzelnen  kleinen  Schlagtheil 
unanwendbar.  In  diesem  Falle  ist  man  gezwungen ,  durchaus  alle 
Bäume  zu  messen.  Da  aber  eine  so  mühsame  Arbeit,  welche 
unbedingt  durch  den  Förster  und  dessen  Gehilfen  und  die  Forst- 
wächter ausgeführt  werden  muss,  viel  Zeit  erfordert,  so  begnügt 
man  sich  in  grossen  Forstrevieren  und  wo  bei  den  öffentlichen 
Ausgeboten  eine  ziemlich  bedeutende  Zahl  von  Verkaufseinheiten 
zur  Konkurrenz  kommen,  die  Holzschläge  nur  annäherungsweise 
abzuschätzen,  was  entweder  durch  eine  Probefläche  geschieht, 
oder  allenfalls  auch  durch  Zählung  aller  Bäume  auf  den  Holz- 
schlägen, wobei  man  aber  kleine  Unterschiede  der  Durchmesser 
und  Höhen  einzelner  Bäume  unbeachtet  lässt  und  nur  einige  wenige 
Stärke-  und  Höheklassen  bildet. 

Die  Käufer  untersuchen  gewöhnlich  sehr  sorgfältig  jede  Ein- 
heit des  Ausgebotes,  richten  aber  hauptsächlich  die  Aufmerksam- 
keit, in  so  weit  dies  nach  dem  äusseren  Ansehen  möglich  ist,  auf 
die  Eigenschaft  des  Holzes  und  die  Form  der  Stämme,  wobei  sie 
sich  hinsichtlich  der  Zahl  und  der  Stärke  der  Bäume  auf  die  An- 
gaben der  Taxation s Verzeichnisse  stützen,  da  sie  sich  schon  ge- 
nügend überzeugt  haben,  dass  in  diesen  Angaben  nur  wenig  Fehler 
vorkommen.    Somit  ist  für  die  Käufer  nicht  die  Geldabschätzung 
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der  Förster  von  Wichtigkeit,  sondern  die  Angabe  der  Zahl^ 
Stärke  und  Holzart,  welche  sich  auf  der  Schlagfläche  oder  deren 
Theile  befindet.  Den  Preis  stellen  sich  die  Käufer  selbst  zusam- 
men auf  Grund  ihrer  Besichtigung  in  der  Natur  und  den  von 
ihnen  gemachten  Notizen,  wozu  ein  jeder  Baum  gebraucht  werden 
könne. 

In  Kronswaldungen  wird  jeder  Holzschlag  unbedingt  entweder 
genau  durch  Zählung  aller  Bäume  oder  mit  annähernder  Genauig- 
keit abgeschätzt. 

In  einigen  Privatwäldern  geschieht  ebenfalls  die  Abschätzung 
der  Holzscliläge;  jedoch  auf  sehr  vielen  Privatgütern  werden  die 
Holzschläge  nur  angewiesen,  abgesteckt,  aber  ihre  Abschätzung 
wird  nicht  ausgefilhrt,  da  man  diese  Arbeit  als  zu  theuer  betrachtet. 
Sodann  werden  die  gesteckten  Holzschläge  und  deren  kleine 
Theile  manchmal  durch  öffentliches  Ausgebot  verkauft,  manchmal 
durch  unmittelbare  Unterhandlung  der  Eigenthümer  oder  deren 
Vertreter  mit  den  Käufern.  In  den  letzteren  Fällen  wird  der 
Preis  muthmasslich  bestimmt,  indem  man  die  Verkaufspreise  in 
den  benachbarten  Wäldern  im  Auge  hat;  jedoch  kann  der  Eigen- 
thümer dabei  niemals  überzeugt  sein,  dass  er  sogar  den  mini- 
malen Betrag  des  wirklichen  Werthes  erzielt  hat;  die  Käufer  aber 
wissen  immer,  was  das  von  ihnen  zu  kaufende  kleine  Schlagtheil- 
chen  kostet,  da  sie  dasselbe  kreuz  und  quer  durchgehen  und  auf 
dem  Kerbstock  anmerken,  was  dort  für  Bäume  sind.  Im  ganzen 
mittleren  Russland  eröffnen  die  Käufer  in  den  von  ihnen  erstan- 
denen Holzschlägen  ihre  kleinen  Comtoire  zum  Ausverkauf  an 
Ort  und  Stelle  des  auf  den  Holzschlägen  verarbeiteten  Holz- 
materials. 

Um  aus  den  Wäldern  eine  grössere  Einnahme  zu  erzielen, 
ist  es  —  wie  schon  gesagt  —  äusserst  wichtig,  dass  die  Holz- 
schläge vor  dem  Verkaufe  abgeschätzt  und  in  den  Fällen,  wo 
man  auf  kleine  Käufer  rechnen  kann,  in  kleine  Schlagtheile  zer- 
legt werden.  Aus  meiner  langjährigen  Praxis  will  ich  auf  einen 
sehr  hervorragenden  Fall  hinweisen.  Im  Kreise  Bronnizy,  im 
Gouvernement  Moskau,  wurde  auf  einem  Gute  mehrere  Jahre 
nach  einander  Wald  in  jährlich  abgesteckten  grossen  Holzschlä- 
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gen  verkauft,  welche  vorher  nicht  abgeschätzt  und  zum  Abholzen 
nur  von  grossen  Händlern  gekauft  wurden,  mit  Zahlung  von  150 
und  niemals  mehr  als  250  Rbl.  für  die  Desjatine.  Der  mir  be- 
kannte Eigenthüraer  des  Gutes  wandte  sich  im  Jahre  1868  mit 
der  Frage  an  mich,  wie  er  den  Verkauf  vortheilhafter  einrichten 
könnte,  und  bat  mich  Anordnungen  zu  treflFen.  In  Anbetracht 
dessen,  dass  im  Oute  upd  ringsherum  die  Bauern  viele  kleine 
Fabriken  zum  Herstellen  von  Kattun  eingerichtet  hatten,  und 
dass  jeder  Fabrikant  Holz  braucht,  ohne  dass  er  jedoch  die  Mög- 
lichkeit hätte,  grosse  Holzschläge  anzukaufen,  weshalb  er  ge- 
zwungen war,  die  Holzeinkäufe  bei  den  Händlern  zu  machen, 
welche  die  grossen  Holzschläge  ankauften,  —  zerlegte  ich 
die  Holzschläge  in  kleine  Theile  bis  zu  74  Desjatine,  schätzte 
dieselben  genau  ab,  hielt  jedoch  die  Abschätzung  geheim  und 
kündigte  ein  öffentliches  Ausgebot  an,  wobei  ich  bekannt 
machte,  dass,  wenn  für  irgend  einen  Theil  des  Schlages  beim 
Ausgebot  ein  niedrigerer  Preis  geboten  würde,  als  der  Eigen- 
thtlmer  im  versiegelten  Couvert  mir  zu  verkaufen  gestattete,  dieser 
Schlagtheil  im  Laufe  eines  ganzen  Jahres  bis  zum  neuen  dann 
stattfindenden  Ausgebot  an  niemand  verkauft  würde,  wenn  man 
auch  nach  dem  Ausgebot  einen  viel  höheren  Preis  bieten  würde* 
Gleich  auf  dem  ersten  öffentlichen  Ausgebot  baten  die  zusammen 
mit  den  kleinen  Käufern  erschienenen  grossen  Holzhändler,  unab- 
hängig von  dem  Ausgebot  für  jedes  einzelne  kleine  Schlagtheil- 
chen  auch  ein  Ausgebot  für  alle  Schläge  und  Schlagtheile  zusam- 
men zu  veranstalten,  was  ihnen  jedoch  abgeschlagen  wurde.  So- 
dann wurden  von  73  zum  Ausgebot  gestellten  Schlägen  66  gekauft 
und  bei  weitem  höher  als  die  Schätzungswerthe  bestimmt  waren, 
durchschnittlich  bildete  sich  ein  Preis  von  456  Rubel  per  Desja- 
tine (es  waren  200  Desjatinen),  aber  im  Einzelnen  gab  es  auch 
einige  zu  900  Rubel.  Für  die  nicht  gekauften  7  Schläge  gab 
man  nach  dem  Ausgebot  einen  Zuschlag  zum  Abschätzungswerth, 
sie  wurden  aber  im  Laufe  eines  Jahres  nicht  verkauft.  In  dem 
darauf  folgenden  Jahre  wurden  immer  alle  Schläge  mit  Zuschlag 
zum  Abschätzungswerth  gekauft,  in  der  Befürchtung,  dass  sonst 
bei  niedrigen  Geboten  das  Abholzen  einiger  Schläge  nicht  zuge- 
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lassen  würde;  da  zugleich  die  Käufer  wussten,  dass  die  Schätzung* 
streng  sei,  jedoch  dem  richtigen  Werth  entspreche ,  gaben  sie 
immer  den  wahren  Werth,  ohne  den  Versuch  zu  machen,  für 
einen  Spottpreis  kaufen  zu  wollen. 

Einen  vollständig  anderen  Charakter  und  Bedeutung  hat  der 
Verkauf  von  Wald,  welcher  früher  von  vielen  Privateigen thümern 
sehr  oft  vorgenommen  wurde  und  stellenweise  bis  jetzt  nicht  aufge- 
hprt  hat,  —  nämlich  der  Verkauf  ganzer  Wälder,  Haiden,  vereinzelt 
liegender  Waldtheile.  Durch  solche  Verkäufe  ist  eine  Menge  Wälder 
vernichtet  worden,  die  Eigenthümer  selbst  erhielten  Kopeken  statt 
der  Rubel,  nur  die  Händler  machten  Profit  —  und  machten  grossen 
Profit.  Es  wäre  nicht  schwer,  einige  Dutzend  Leute  aufzuzählen, 
welche  früher  Commis  bei  Holzhändler  waren,  in  Zeit  von  15 
oder  20  Jahren  sich  Vermögen  beinahe  von  Millionen  machten, 
indem  sie  auf  Jahre  Wälder  zum  Abholzen  für  einen  Spottpreis 
aufkauften.  Bei  Verkäufen  dieser  Art  spielten  die  Gutsherren 
Blindekuh,  denn  sie  hatten  keine  Ahnung  von  dem,  was  sie  ver- 
kauften. 

Ein  Händler,  welcher  vor  5  oder  6  Jahren  starb,  erzählte 
mir  die  Geschichte  des  von  ihm  erworbenen  Vermögens.  Er  war 
ungefähr  15  Jahre  Commis  bei  einem  grossen  Moskauer  Holz- 
händler, welcher  ihn  für  seine  Vorsichtigkeit  und  Gewandtheit  in 
Geschäften  sehr  liebte.  Einst  erfährt  dieser  gewandte  Commis, 
dass  ein  an  Land  und  Wäldern  sehr  reicher  Herr  40,000  Rubel 
sehr  nöthig  hat  und  seinen  Bevollmächtigten  aufgetragen  hatte, 
entweder  Geld  aufzunehmen,  oder  einen  Wald  im  Gouvernement 
Wladimir  zu  verkaufen.  Der  gewandte  Commis  eilte  in  die  Wälder 
von  Wladimir,  sah  sich  dieselben  ein  wenig  an  (ich  erinnere  mich 
nicht,  wie  viel  tausend  Desjatinen)  —  der  Wald  erwies  sich  als 
werthvoU.  Der  Commis  kam  zu  seinem  Patron,  sagte  ihm,  dass  ein 
vortheilhaftes  Geschäft  bevorstehe,  welches  er  gern  selbst  machen 
möchte,  dass  ihm  aber  zum  Beginn  desselben  50,000  Rubel  fehlten. 
Der  Herr  antwortete  ihm,  wenn  du  dieses  Geschäft  machen  willst, 
so  nimm  bei  mir  zum  Anfang  50,000  Rubel,  du  giebst  sie  später 
ab.  Der  Commis  eilte  zum  Bevollmächtigten  des  reichen  Herrn 
—  dieser  führte  ihn  zum  Herrn  selbst  — ,  und  in  einer  halben 
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Stunde  beendigten  sie  das  Geschäft.  Die  Frist  zum  Abholzen 
20  Jahre,  der  Preis  150  Rubel  für  die  Desjatine,  als  Anzahlung 
sofort  50,000  Rubel  abzugeben,  die  übrige  Zahlung  in  7  Jahren 
zu  gleichen  Theilen.  Und  der  Commis  fing  an  zu  arbeiten,  bezahlte 
in  5 — 6  Jahren  alle  Schulden,  die  ganze  Zahlung  für  den  Wald; 
baute  eine  Zweigeisenbahn  von  der  Nishni-Nowgoroder  in  seinen 
Wald,  und  als  er  nach  14-  oder  15jähriger  Arbeit,  durch  Gottes 
Willen  st^rb,  da  hinterliess  er  seinen  Erben,  ausser  einem  schönen 
Haus  in  Moskau,  an  baarem  Geld  IY2  Millionen  Rubel  und  noch 
einen  Rest  des  gekauften  aber  nicht  völlig  abgeholzten  Waldes. 
Auf  so  eine  Weise  fiel  unter  dem  Beil  eine  grosse  Menge 
Desjatinen  russischer  Wälder,  —  und  das  sind  nicht  Ueberliefe- 
rungen  des  grauen  Alterthums,  sondern  Begebenheiten,  welche 
sich  zutrugen  und  sich  vielleicht  auch  noch  zutragen  vor  den 
Augen  der  jetzigen  Generation. 

Verkauf  des  Waldes  mit  kurzer  oder  langer  Frist. 

Bei  Waldverkäufen  wird  es  als  eine  kurze  Frist  erkannt, 
wenn  die  Operation  laut  dem  auf  das  Abholzen  geschlossenen  Ver- 
trag innerhalb  eines,  zwei  oder  auch  drei  Jahren  beendigt  sein 
muss;  wenn  jedoch  eine  längere  Frist  des  Vertrages  festgesetzt 
ist,  so  gehört  der  Vertrag  zu  denjenigen  mit  langer  Frist. 

Die  Dauer  der  Frist,  auf  welche  der  Verkauf  des  Waldes 
abgeschlossen  wird,  kann  in  zwei  Beziehungen  Einfiuss  haben: 
entweder  hinsichtlich  der  Erfolge  der  Waldwirthschaft  oder  hin- 
sichtlich der  Geldrevenüen  aus  den  Wäldern. 

Je  kürzer  die  Frist  ist,  während  welcher  das  Abholzen,  die 
Verarbeitung  und  die  Wegführung  des  Holzmaterials  vom  Platze 
des  angewiesenen  Holzschlages  vollkommen  beendigt  werden,  desto 
wahrscheinlicher  ist  der  Erfolg  der  Verjüngung  dieser  Fläche  des 
Gehaues  mit  neuem  Wald.  Durch  das  Fällen,  die  Verarbeitung 
und  das  Wegführen  des  Holzes  wird  auf  den  Schlägen  immer 
ein  grosser  Schaden  zugefügt,  gleichviel  ob  der  junge  Nachwuchs 
aus  Wurzelbruch,  Stockloden  oder  Besamung  entstand,  —  und 
je  länger  die  Operation  der  Zubereitung  und  Wegführung  des 
Holzes    auf    einem    und    demselben    Platze   dauert,    um    so    be- 


—     188     — 

deutender  werden  dann  die  Beschädigungen  sein.  Die  innerhalb 
vieler  Jahre  wiederholte  Beschädigung  des  jungen  Nachwuchses 
vernichtet  denselben  vollkommen  und  der  Boden  verwächst  unter- 
dessen mit  hohen  Graspflanzen,  welche  später  das  Aufkommen 
der  Holzgewächse  hindern,  so  dass  die  Schlagfläche  oft  auf  sehr 
lange  Zeit  öde  liegen  bleibt,  wenn  nicht  eine  neue  Aufforstung 
durch  künstliche  Pflanzung  von  Bäumen  oder  Aussaat  ausgeführt 
wird,  was  aber  mit  einem  Opfer  von  nicht  wenigen  Ausgaben 
verknüpft  ist.  Somit  darf  im  Interesae  der  Erneuerung  des  Wal- 
des auf  den  Schlägen  die  Frist  der  ganzen  Operation  des  Abhol- 
zens  auf  denselben,  als  auch  der  Verarbeitung  und  Wegführung 
des  Holzes  durchaus  nicht  von  langer  Dauer  zugelassen  werden. 
Am  besten  wäre  es,  die  ganze  Operation  innerhalb  eines  Jahres 
zn  beendigen;  jedoch  bietet  dies  in  vielen  Fällen  ungeheuere  prak- 
tische Unbequemlichkeiten  für  die  Käufer  des  Waldes  und  es 
wären  dann  die  letzteren  genöthigt,  entweder  auf  derartige  Auf- 
käufe zu  verzichten  oder  in  der  Voraussicht,  dass  ihnen  bedeu- 
tende überflüssige  Ausgaben  bevorständen,  würden  die  Käufer 
die  Preise  für  Holz  ausserordentlich  herabsetzen ,  was  den  Wald- 
fiigenthümer  beeinträchtigen  würde.  Um  diese  einander  wider- 
sprechenden Bedingungen  auszugleichen,  giebt  man  gewöhnlich 
den  Käufern  der  einzelnen  Holzschläge  Frist  zur  vollständigen  Be- 
endigung ihrer  Operationen  innerhalb  von  zwei  Wintern  und  eines 
Sommers,  oder  manchmal  von  drei  Winter-  und  zwei  Sommer- 
perioden, indem  man  in  Betracht  zieht,  dass  im  erstercn  Falle 
für  den  Nachwuchs  fast  gar  kein  Schaden  erwächst,  und  im  zweiten 
Falle  der  Schaden  nicht  gar  zu  gross  ist,  da  der  sich  zeigende 
Waldnachwuchs  noch  so  niedrig  bleibt,  dass  er  im  Winter  mit 
Schnee  bedeckt  nur  wenig  verdorben  wird.  Längere  Fristen  zur 
Beendigung  der  Waldoperation  auf  ein  und  demselben  Holz- 
8chlag  müssten  nicht  zugelassen  werden,  da  sonst  die  Erneue- 
rung des  Waldes  nicht  genügend  gesichert  ist.  Im  Gegentheil, 
vollkommen  unschädlich  hinsichtlich  der  Erneuerung  und  des  un- 
versehrten Zustandes  der  Wälder  können  solche  Kontrakte  mit 
langer  Frist  zum  Abholzen  grosser  Waldungen  sein,  wo  ausdrück- 
lich verabredet  ist,  dass  auf  jedem  der  Reihe  nach  einzeln  anzu- 
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weisenden  Flächenraum  die  Waldoperation  im  Laufe  von  zwei 
oder  nicht  mehr  als  drei  Wintern  vollkommen  beendigt  werden 
muss. 

In  den  Kronswäldem  wird  schon  lange  die  Regel  befolgt^, 
dass  bei  dem  Verkauf  von  einzelnen  Holzschlägen  als  Frist  zur 
Beendigung  der  Operationen  in  ihnen  nicht  mehr  als  zwei,  selten 
nur  drei  Winter  bestimmt  wurden;  in  vielen  Privatwäldem  werden 
dagegeii  die  Fristen  für  die  Operationen  verlängert,  sobald  nur 
der  Käufer  sich  bereit  erklärt,  den  Preis  etwas  zu  erhöhen.  In 
diesem  Falle  wird  das  Fällen  des  Waldes  leicht  verderblich,  un- 
geachtet dessen,  dass  die  Grösse  der  Jahresschläge  nicht  einmal 
jene  Höhe  erreicht  hätte ,  welche  der  angenommenen  Umtriebszeit 
entsprechend  wäre. 

Hinsichtlich  des  Einflusses  auf  die  Ertragsßihigkeit  der  Wäl- 
der kann  man  nicht  radikal  für  alle  Gegenden  ohne  Ausnahme 
die  Frage  lösen,  was  vortheilhafter  sei:  vollkommen  auf  jeden 
Waldverkauf  mit  langem  Termin  zu  verzichten  oder  denselben 
nur  in  Ausnahmefällen  zuzulassen. 

Ohne  Zweifel  giebt  es  dort,  wo  sich  die  Waldexploitation 
schon  in  einem  gewissen  Grade  entwickelt  hat,  keinen  vernünftigen 
Grund,  Kontrakte  mit  langem  Verkaufstermin  und  Feststellung  in 
denselben  der  jetzt  bestehenden  niedrigen  Holzpreise  abzuschliessen,. 
da  jedes  Rohmaterial,  darunter  auch  das  Holz,  eine  allgemeine 
Tendenz  hat,  allmählich  im  Preise  zu  steigen,  mit  welcher  Schnellig- 
keit aber  der  Preis  steigen  wird ,  kann  niemand  im  Voraus  sagen ; 
folglich  kann  man  in  solchen  Gegenden  von  Kontrakten  mit  lan-^ 
gern  Termin  nichts  anderes  erwarten  als  Verlust  für  den  Ver- 
käufer. Deshalb  handeln  die  Waldeigenthümer  natürlich  zum 
Nachtheil  ihrer  eigenen  Tasche,  wenn  sie  Kontrakte  mit  langem 
Termin  auf  den  Verkauf  von  Wald  in  den  Gouvernements  Wla- 
dimir, Moskau,  Minsk  u.  s.  w.  abschliessen.  Etwas  ganz  anderes, 
ist  es  in  den  Gegenden ,  wo  die  Zubereitung  von  Holz  noch  nicht 
angefangen  hat,  oder  Bäume  nur  in  unbedeutender  Quantität  abge- 
holzt werden,  einzig  und  allein  für  die  lokalen  Bedürfnisse  der  ausser- 
ordentlich spärlichen  Bevölkerung,  von  wo  der  Holztransport  noch 
nicht  erprobt  ist,  wo  man  Holzsägefabriken  zur  Verarbeitung  dea 
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Kernholzes  herstellen  muss,  wo  man  die  nächsten  Punkte  am 
Meere  zur  Landung  der  Schiffe  untersuchen  und  vielleicht  einen 
Hafen  bauen  muss,  von  weit  her  Arbeiter  heranziehen  und  für 
dieselben  Wohnung  und  Nahrung  vorbereiten  muss,  mit  einem 
Worte,  wo  man,  bevor  man  mit  der  Zubereitung  von  Holz  be- 
ginnt, grosse  Ausgaben  machen  muss,  wobei  man  riskirt,  dass 
am  Ende  das  ganze  Unternehmen  scheitert,  —  wie  z.  B.  bei 
uns  an  der  Petschora,  wo  der  in  den  fünfziger  und  am  Anfang 
der  sechsziger  Jahre  gemachte  Versuch  nicht  gelang.  In  solchen 
Gegenden  kann  man  nur  unter  Gewährung  von  Eontrakten  mit 
langem  Termin  unternehmende  sichere  Leute  finden,  welche  nach 
ian^ährigen,  sorgfältigen  und  rationellen  Untersuchungen  die  Sache 
riskiren  werden,  —  und  dann  erst,  wenn  sie  dieselbe  mit  Erfolg 
auf  ihren  Schultern  zu  Ende  bringen,  werden  auch  andere  Kauf- 
lustige auf  dem  angebahnten  Wege  in  diese  Gegenden  gehen.  Wenn 
es  dergleichen  erste  Pioniere  nicht  gäbe,  so  würde  in  solchen  schwer 
zugänglichen  Gegenden  der  Wald  viele  Jahrzehnte  ohne  Ertrag 
bleiben,  und  dennoch  selbst  nach  Ablauf  dieser  Jahrzehnte  würde 
sich  ein  erster  Anfänger  nicht  anders  auffinden  als  mit  Zulassung 
eines  Kontraktes  mit  langem  Termin.  Könnte  man  denn  z.  B.  in 
demselben  Petschoraer  Gebiet  von  einem  Verluste  reden,  wenn 
vor  30  Jahren  die  Waldoperation  daselbst  gelungen  wäre?  Neh- 
men wir  an,  dass  der  Unternehmer  damals  einen  Kontrakt  mit 
langem  Termin  auf  20  Jahre  erhalten  hätte,  mit  billiger  Zahlung, 
selbst  nur  zu  50  Kopeken  für  den  Baum,  mit  dem  Recht,  100,000 
Bäume  im  Jahre  zu  fällen.  Er  hätte  in  20  Jahren  eine  Million  Geld 
für  die  Stämme  bezahlt,  im  Jahre  1876  aber,  nach  Beendigung 
des  Kontraktes,  wäre  dort  der  Holzpreis  sicherlich  um  das  Drei- 
fache gestiegen  und  man  hätte  die  Hoffnung  gehabt,  dass  in  den 
folgenden  13  Jahren,  vom  Jahre  1876  bis  zur  Gegenwart,  sich 
wieder  Käufer  gefunden  hätten,  die  für  dasselbe  Hauungsquantum 
von  jährlich  100,000  Bäumen,  noch  eine  Summe  von  1,950,000 
Rubel  zahlen  würden.  Der  traurige  Ausgang  der  Versuche  des 
ersten  Unternehmers  legte  an  der  Petschora  keinen  Grund  für 
Geschäfte  und  die  Wälder  jener  Gebiete  blieben  bis  jetzt  ohne 
Ertrag.     Nehmen  wir  aber  an,  dass  in  jener  Zeit  das  Geschäft 
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gelungen  wäre,  wie  dies  an  anderen  Orten  der  Fall  war,  und 
dass  es  sich  so  erfolgreich  entwickelt  hätte,  dass  man  schon  nach 
10  Jahren  auf  Grund  richtig  berechneter  Preisansätze  auf  ein 
zweimal  höheres  Stammgeld  gegen  das  anfängliche  hätte  rechnen 
können,  —  wären  wir  denn  in  solchem  Falle  im  Rechte  gewesen, 
zu  behaupten,  dass  der  Eontrakt  vom  Jahre  1856  zum  Nachtheil 
abgeschlossen  worden  sei,  nur  darauf  fussend,  weil  nach  10  Jahren 
die  jährliche  Summe  des  Stammgeldes  100,000  Rubel  betragen 
müsste,  der  Kontrahent  aber  verpflichtet  gewesen  wäre,  nur  50,000 
Rubel  zu  zahlen?  Haben  wir  denn  das  Recht  zu  vergessen,  dass 
die  ersten  10  Jahre  es  gar  keine  Einnahmen  gegeben  hätte,  wo- 
gegen der  Kontrahent  in  dieser  Zeit  bereits  500,000  Rubel  bezahlt 
hatte  und  die  folgenden  10  Jahre  ebenfalls  noch  500,000  Rubel 
zahlen  müsste,  d.  h.  dieselbe  Million,  welche  man  bei  verdoppel- 
tem Preisansatze  während  der  bevorstehenden  10  Jahre  beim  Holz- 
verkauf hofft  einzuziehen.  Man  übersieht  dabei,  dass  wenn  nicht 
der  erste  kühne  Unternehmer  gewesen  wäre,  so  könnte  leicht 
auch  noch  in  den  folgenden  10  Jahren  sich  überhaupt  kein  neuer 
Unternehmer  finden  und  das  Stammgeld  würde  nicht  steigen. 

Mir  ist  es  wohl  bekannt,  dass  bei  uns  die  Ansichten  der 
Mehrzahl  auf  ähnliche  Geschäfte  nicht  mit  den  meinigen  überein- 
stimmen, aber  prinzipiell  erkläre  ich  die  Anschauung  der  Mehr- 
heit für  unrichtig  und  glaube,  dass  diese  Anschauung  sich  auf 
anderer  Unterlage  gebildet  hatte,  nämlich  auf  Grund  der  Annahme, 
dass  alle  Kontrakte  mit  langer  Frist  keineswegs  ein  Prinzip  zum 
Ausgangspunkte  hatten,  sondern  nebensächliche  Beweggründe. 
Was  wir  aber  nicht  wissen,  darauf  dürfen  wir  uns  auch  nicht 
stützen.  Auf  der  Welt  sind  nattlrlich  nicht  Alle  engelrein,  doch 
auch  nicht  alle  sind  von  zweifelhafter  Ehrlichkeit.  Ich  behaupte 
nur,  dass,  wenn  in  einer  öden,  nicht  erforschten  Gegend  nach 
gewissenhafter,  allseitiger  Prüfung  der  lokalen  Verhältnisse  es  sich 
«rweist,  dass  man  auf  keinen  bedeutenden  Holzabsatz  rechnen 
kann,  falls  man  nicht  einige  Privilegien  eintreten  lässt,  so  scheint 
mir,  dass  unter  solchen  Privilegien  ganz  vorzugsweise  Kontrakte 
mit  langer  Frist  zur  Nothwendigkeit  werden. 

Aus  dem  Vorhergehenden  wird  Jedermann  leicht  den  Schluss 
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ziehen,  welcher  Art  der  Einfluss  der  verschiedenen  Verkaufs- 
methoden auf  den  Zustand  der  Wälder  und  auf  die  Grösse  der 
Waldeinkünfte  ist. 

Die  Methode  des  Verkaufes  von  Holzmaterial,  welches  auf 
Kosten  des  Eigenthümers  selbst  verarbeitet  ist,  giebt  eine  grössere 
Sicherheit  für  den  guten  Zustand  der  Wälder  und  gewährt  zugleich 
eine  grosse  Einnahme  vom  Walde,  wenn  nur  erst  vollkommen 
klar  gestellt  ist,  auf  welche  Märkte  das  Holz  geschafft  werden 
kann,  welche  Sortimente  von  Material  auf  jenen  Märkten  gefor- 
dert werden,  und  wenn  zudem  die  Konkurrenten,  welche  dieselbe 
Waare  auf  dieselben  Märkte  schaffen,  dieselben  nicht  so  stark 
überfüllen,  dass  das  Angebot  die  Nachfrage  bedeutend  übersteigt. 

Die  Methoden  des  Verkaufes  von  Holz  auf  den  Stamme,, 
sowohl  mit  Berechnung  des  Quantums  des  zubereiteten  Holzma- 
terials, als  auch  mit  Berechnung  der  Fläche,  garantiren  ebenfalU 
den  guten  Zustand  der  Wälder,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  wenu 
die  Plätze  zum  Abholzen  sorgfältig  ausgesucht  und  dem  Käufer 
angewiesen  werden,  zudem  in  einem  Quantum,  welches  dem  Wirth- 
schaftsplan  entspricht  und  mit  Beobachtung  der  Massregeln,  welche 
sowohl  zum  Wiederwuchs  des  Waldes  wie  auch  zur  richtigen  Aus- 
wahl der  einzelnen  Bäume  aus  den  Beständen,  wo  ein  Plänterhieb 
stattfindet.  Sobald  alle  erwähnten  Vorsichtsmassregeln  unterlassen 
sind,  kann  das  Abholzen  des  Waldes  bei  jeder  Verkaufsmethode 
den  Charakter  der  Verwüstung  annehmen. 

Was  nun  die  Höhe  der  Waldrevenüen  betrifft,  so  ergiebt  der 
Holzverkauf  mit  Berechnung  nach  dem  Flächenraum  grösstentheils 
einen  etwas  höheren  Ertrag  als  der  Verkauf  mit  Berechnung  dea 
Quantums  der  Holzmasse,  aber  natürlich  nur  in  dem  Falle,  wenn^ 
bei  gleichmässiger  richtiger  Sortirung  der  Preise  nach  der  Güte 
des  Materials,  die  Holzschläge,  welche  nach  dem  Flächenraum 
verkauft  werden,  vor  dem  öffentlichen  Ausgebot  mit  hinreichender 
Genauigkeit  geschätzt  werden.  Bei  Nichtbefolgung  dieser  Be- 
dingung wird  die  Höhe  des  Waldertrages  immer  von  verschie- 
denen Zufälligkeiten  abhängen. 

Endlich  ist  der  Verkauf  ganzer  Wälder,  Haiden  und  grosser 
Waldtheile  immer  verderblich. 
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Aus  der  angeführten  Uebersicht,  welche  den  Zweck  hatte, 
nicht  nur  die  obengestellte  Frage  über  die  Ursachen  der  Ver- 
wüstung der  Wälder  aufzuklären,  sondern  auch  überhaupt  mit 
den  bei  uns  angenommenen  Verkaufsmethoden  bekannt  zu  machen, 
kann  sich  der  Leser  leicht  vorstellen,  wie  man  den  Wald  ver- 
nichten kann,  indem  man  ihn  zum  Abholzen  verkauft. 

Nachdem  man  sodann  diese  technischen  Fragen  des  Kaufes 
und  Verkaufes  von  Wald  mit  jener  Sachlage  zusammenstellt,  in 
welcher  sich  die  Kontrahenten  des  Vertrages  befanden,  kann  man 
leicht  errathen,  dass  die  Bedingungen,  die  zwischen  den  Wald- 
eigenthümern  und  den  Händlern  vereinbart  wurden,  für  die 
Ersteren  und  ihre  Wälder  die  allerungünstigsten  waren,  weshalb 
die  Wälder  nach  dem  Abholzen  auch  vernichtet  werden. 

Von  diesen  Bedingungen  wird  im  nächsten  Kapitel  etwas 
ausführlicher  verhandelt. 
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III.  Kapitel. 


Worin  bestellt  das  Ordnungrswidrigre  in  der 

russlsclien  Waldwirthscliaft. 

„Ohne  den  Herni  weint  die  Waare",  sagt  die  Volksweisheit, 
und  dieser  Ausspruch  kennzeichnet  auf  die  richtigste  Weise  die 
Unordnungen  in  der  russischen  Waldwirthschaft.  Genau  genom- 
men existirt  eine  Wirthschaft,  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes, 
beinahe  nicht  in  unseren  Wäldern  (wir  lassen  hier  ausser  Acht, 
die  Wälder  der  Krone  und  des  Apanagen-Departements,  ebenso 
einige  private  vollkommen  mustergültige  Waldwirthschaften,  son- 
dern nehmen  nur  die  gewöhnlichen  Erscheinungen  auf  den  Privat- 
Gutem),  sondern  es  gilt  nur  eine  Ausnutzung  des  Waldes.  Wirth- 
schaft wird  eine  Reihe  solcher  Handlungen  und  Massregeln  des 
Menschen  genannt,  welche  das  ihm  gehörige  Eigen thum  betreffen 
und  vermittelst  welcher  man  nicht  nur  im  Auge  hat,  eine  mög- 
lichst grosse  Einnahme  zu  erzielen,  sondern  dieselbe  auch  für  die 
Zukunft  zu  sichern  und  zugleich  auch  nach  Möglichkeit  die  Er- 
tragsf&higkeit  des  Eigenthums  zu  erhöhen.  Nicht  eine  einzige  der 
genannten,  die  Wirthschaft  charakterisirenden  Züge,  ist  bei  der 
Handlungsweise  anwendbar,  durch  welche  sich  in  gegenwärtiger 
Zeit  die  Leute  kennzeichnen,  die  den  grössten  Theil  der  Privat- 
wälder exploitiren.  Erstens  werden  in  unseren  Wäldern  verschie- 
dene Handlungen  und  Massregeln  von  Personen  ausgeübt,  welche 
nicht  das  Eigenthumsrecht  auf  das  von  ihnen  zu  exploitirende 
Eigenthum  besitzen.  Wir  lenkten  schon  die  Aufmerksamkeit  des 
Lesers  darauf  hin,  dass  unsere  Wälder  grösstentheils  auf  Abholzen 
80  verkauft  werden,  dass  der  Käufer  des  Waldes  in  ihm  un- 
beschränkt wirthschaftet,  bis  er  in  der  vereinbarten  Frist  den 
ganzen  Wald  abgeholzt  hat.     Auf  diese  Weise  wirthschaftet  im 


—     195    — 

Walde   nicht   der  Eigenthümer   des  Waldes,    sondern   der  Holz- 
händler und  in  dieser  Thatsache  liegt  die  Ursache  des  schonungs- 
losen Verfahrens  mit   dem  Walde,  welches  sogar  einen  fremden 
Menschen  empört.    Von  der  Persönlichkeit  des  Holzhändlers  hängt 
dies  beinahe  nicht  ab,  oder  hängt  von  ihm  nur  in  unbedeutendem 
Grade  ab,  in  einem  Grade,  welcher  uns  nicht  mit  den  Vorgängen 
im  Walde  versöhnen  kann.    Wir  möchten  diesen  Zustand  der  Ab- 
hängigkeit der  Art  der  Exploitation  des  Waldes  oder  des  Grades 
der  Erhaltung  des  Waldes  bei  seiner  Ausnutzung  von  der  Per- 
sönlichkeit der  Holzhändler  unterstreichen.     In   der  Gesellschaft 
und  in  der  Literatur  herrscht  die  üeberzeugung,   dass  die  Holz- 
händler eine  Gemeinschaft  bilden,  welche  vielleicht    auch    nicht 
nach  allen  Regeln  organisirt  ist,  aber  nichts  desto  weniger  das 
öffentliche  und  private  Gut  auf  die  unbarmherzigste  Weise  ver- 
nichtet.    Doch   treten  wir   zu  diesen  schrecklichen  Menschen  — 
zum  russischen  Holzhändler  —  ohne  Furcht  hinzu  und  sehen  ihn 
näher    an.     Wir   werden    erstens    bemerken,    dass,    obgleich   die 
Hauptmasse    der  Holzhändler   dem  Stande  der  russischen  Kauf- 
mannschaft angehört  und  zudem  jenem  Theile  der  Kaufmannschaft, 
welcher  wenig  gebildet  ist,  es  dennoch  unter  ihnen  viele  Personen 
nicht  aus  dem  ^ungebildeten^  Kaufmannsstand,  sondern  aus  ge- 
bildeteren  Klassen    giebt   und   dass  die   Kultur    auch    nicht   den 
geringsten  Einfluss  auf  den  Charakter,  die  Thätigkeit  des  Holz- 
händlers im  Walde,   ausübt:    der  zeitweilige  Petersburger  Kauf- 
mann zweiter  Gilde,   der  verabschiedete  Garde-Stabs-Rittmeister, 
der  E^ndidat  der  Rechte  und  der  Bürger  der  Stadt  Berditschew, 
bauen  gemeinsam  mit  den  aus  Hamburg,  London  und  Königsberg 
angereisten  Kaufleuten  den   Wald,  überschütten  die  Waldfläche 
mit   verschiedenem  Abfall,    oder   holzen    sie   bis   auf    das   letzte 
Pflänzchen    ab,    treiben   das  Vieh    in   den  jungen  Wald,    roden, 
wenn  es  vortheilhaft  ist,   die  Baumstumpfen  aus,   verpachten  die 
Holzschläge  zum  Abmähen,  Aufpflügen  u.  s.  w.    Wie  stark  deshalb 
im  russischen  gebildeten  Manne   auch  die   Tendenz    sein    möge, 
die  russische  Kaufmannschaft  für  einen  Stand  zu  halten,  welcher 
weder  persönliche  moralische  Ideale,  noch  bürgerliche  Standhaf- 

tigkeit,  noch  die  nöthige  Bildung  —  im  Sinne  eines  Zügels  — : 
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besitzt,  so  kann  man  sich  immerhin  die  Thätigkeit  des  Holz- 
händlers nicht  aus  diesen,  der  russischen  Kaufmannschaft  gleich- 
sam „angebomen"  Eigenschaften  erklären.  Da  wir  nun  einmal 
diesen  Gegenstand  bertlhrt  haben,  so  erlauben  wir  uns,  bei  dieser 
Gelegenheit  noch  ein  paar  Worte  über  die  Eigenschaft  der  rus- 
sischen Kaufmannschaft  auszusprechen.  Da  wir  nicht  genügend 
Muth  haben,  um  gegen  die  Ueberzeugungen  aufzutreten,  welche 
im  Publikum  herrschen,  und  besonders  im  Publikum,  welches 
sich  auf  west-europäische  Anschauungen  wie  auf  einen  Fels  stützt, 
so  begnügen  wir  uns,  als  Ergänzung  zu  der  gewöhnlichen  Cha- 
rakteristik der  russischen  Kaufmannschaft ,  noch  2 — 3  Züge  hinzu- 
zufügen: Die  russische  Kaufmannschaft,  im  Ganzen  genommen,  in 
ihrem  geistigen  und  moralischen  Gehalt,  mit  ihren  festen  Tradi- 
tionen und  Gefühlen,  ist  derselbe  Stand,  welchem  Moskau  die 
goldenen  Häupter  seiner  Tempel  verdankt,  die  Universität  in 
Tomsk  —  ihre  materielle  Lage,  eine  Masse  Lehranstalten  und 
eine  Menge  von  Wohlthätigkeits- Anstalten  und  Gesellschaften  — 
ihre  Existenz;  es  ist  derselbe  Stand,  welcher  zur  Zeit  der  Noth 
des  Volkes  und  des  Staates  seinen  Wohlstand  opfert,  sein  Eigen- 
thum  verkauft,  welcher  bereit  ist,  die  Frauen  und  Kinder  zu 
verpfänden,  um  das  Vaterland  zu  retten.  Es  ist  nicht  der  Zweck 
des  gegenwärtigen  Buches,  zur  Vertheidigung  des  einen  oder  des 
anderen  Standes  aufzutreten,  aber  wenn  man  beweisen  sollte,  dass 
das  Unglück  unserer  Wälder  nicht  darin  besteht,  dass  unsere 
Holzhändler  grösstentheils  Kaufleute  sind,  so  Hesse  sich  zu  Gunsten 
der  russischen  Kaufmannschaft  sehr  und  sehr  viel  sagen.  Wenn 
wir  übrigens  den  Holzhändler  selbst  näher  betrachten,  so  finden 
wir  in  ihm  Charakterzüge,  Gewohnheiten,  Neigungen  und  einen 
Geschmack,  welche  mit  denen  übereinstimmen,  welche  wir  an 
Leuten  einer  ganz  anderen  Profession  beobachten,  nämlich  an 
Leuten  der  Kunst  und  Wissenschaft.  Wie  überhaupt  bei  einem 
Menschen,  welcher  mit  den  verschiedenartigsten  Gegenständen 
und  Personen  zu  thun  hat,  welcher  das  Leben  vom  halben  Russ- 
land, vom  halben  Europa  kennen  gelernt  hat,  so  bemerkt  man 
auch  an  ihm  erfinderischen  Sinn  und  Auffassungsgabe,  sowie  eine 
richtige,    nüchterne  Bcurtheilung  der  Sachlage  —  dies  alles  sind 
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sympathische  Züge  eines  sympathischen  Kulturmenschen,  dies  alles 
kann  nui*  zu  seinen  Gunsten  stimmen,  so  dass  bei  der  Erforschung 
der  Ursachen  „des  Raubsystems  und  der  Habsucht**  des  Holz- 
händlers, von  irgend  einer  Darwin'schen  Vererbungstheorie  auch 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Bei  den  bedeutenderen  Vertretern  dieser 
Zunft,  wenn  man  sie  so  nennen  kann,  kann  man  sogar  ein  gewisses 
uneigennütziges  Verhalten,  gleichsam  eine  Gleichgültigkeit  hinsicht- 
lich des  Geldes  und  des  Gewinnes  bemerken:  es  interessirt  sie 
die  Sache  selbst,  ihre  Entwicklung,  ihr  Umfang,  die  Konkurrenz 
auf  dem  Weltmarkte  oder  die  Erfüllung  der  Aufgabe  des  Pioniers, 
und  der  Werth  des  Rubels  tritt  für  sie  häufig  in  den  Hintergrund. 
Man  wird  unwillkürlich  von  ihrer  Anschauung  und  ihrem  Bestre- 
ben durchdrungen,  man  wird  bestochen  durch  diese  unbegrenzte 
Weite  der  menschlichen  Thätigkeit,  durch  dieses  industrielle  Ritter- 
thum,  durch  dieses  Handelsturnier  auf  dem  Weltmarkte  oder 
durch  die  lange,  ausdauernde  und  stille  Arbeit,  welche  den 
Boden  vorbereitet  zur  Einführung  und  Festsetzung  der  Kultur 
an  den  eisigen  Ufern  der  vom  Leben  fast  entblössten ,  ewig  brau- 
senden Meereswogen. 

Wo  sind  dann  aber  die  Ursachen  jener  feindlichen  Verhält- 
nisse zum  Walde  zu  suchen,  welche  den  menschlichen  Geist  auf- 
regen, welche  den  Wohlstand  der  angrenzenden  Bevölkerung  in 
Frage  stellen  und  mit  ernstlicher  Gefahr  dem  ganzen  Lande  oder 
einem  bedeutenden  Theile  desselben  drohen?  Vielleicht  haften  die- 
selben in  den  Eigenthümlichkeiten  des  Forstwesens  selbst,  in  der 
Waldwirthschaft?  Zum  Theil  ja,  wie  wir  aus  der  näheren  Dar- 
stellung ersehen  werden,  hauptsächlich  aber  liegt  die  Ursache 
des  Uebels  in  dem  Kontrakte,  in  dieser  Vollmacht,  so  zu  sagen, 
des  Eigenthümers  an  den  Holzhändler  zur  Führung  der  Wald- 
wirthschaft. Ohne  Frage  ist  beim  Waldverkaufe  die  ungeheure 
Mehrzahl  der  Kontrakte  so  abgefasst,  dass  deren  unverbrüchliche 
Vollziehung  zur  Waldvernichtung  führt  und  da  als  Vollzieher  des 
Kontraktes  gewöhnlich  der  Holzhändler  allein  erscheint,  fast  ohne 
Theilnahme  des  Besitzers,  so  hat  sich  die  Meinung  von  der  Hab- 
sucht und  dem  Raubsystem  des  Holzhändlers  gebildet. 

Der  Kontrakt  ist  mit  gegenseitigem  Einverständniss  des  Eigen- 
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thümers  und  des  Holzhändlers  aufgesetzt.  Wenn  also  der  Holzhänd- 
ler, welcher  unverbrüchlich  den  Kontrakt  erfüllt,  an  der  Vernich- 
tung des  Waldes  keine  Schuld  hat,  so  fällt  diese  folglich  auf  den 
Eigenthümer?  Solch  ein  Schluss  wäre  nur  in  dem  Falle  vollständig 
gerechtfertigt,  wenn  der  Abschluss  des  Kontrakts  einerseits  eine 
vollkommen  freiwillige  Handlung  wäre,  andererseits  aber  —  von 
beiden  Seiten  in  gleichem  Grade  überdacht  wäre.  In  Wirklich- 
keit ist  dies  nicht  der  Fall:  ein  sehr  bedeutender,  ja  sogar  wohl 
der  grösste  Theil  der  Wälder,  wird  von  den  Eigen thümem  zum 
Abholzen  in  ganzen  Revieren  immer  nur  aus  Noth  verkauft.  Wir 
würden  die  Grenzen  unserer  Aufgabe  überschreiten,  wenn  wir  die 
Art  dieser  Noth,  ihre  gesetzliche  Existenz  u.  s.  w,  untersuchen 
wollten.  Auch  ist  es  ja  einerlei,  in  welcher  Art  die  Noth  er- 
scheint, denn  das  Resultat  der  Noth  erscheint  immer  in  einer  Be- 
schränkung der  freien  Handlung  und  wirkt  mit  gleicher  Kraft^ 
unbehindert  von  der  Art  der  Noth.  Bevor  wir  übrigens  die  Noth 
ins  Auge  fassen,  müssen  wir  auf  die  allgemeine  Regel  hinweisen^ 
dass  von  'zwei  Kontrahenten  der  Verkäufer,  wenn  er  die  Waare 
durch  die  Hand  eines  Vermittlers  und  nicht  unmittelbar  an  den 
Konsumenten  des  Produktes  losschlägt,  sich  in  bedrängterer  Lage 
befindet  als  der  Käufer:  der  Käufer  schlägt  gewöhnlich  die 
Bedingungen  vor,  ein  Verkäufer  nimmt  sie  nur  an,  und  deshalb 
wird  beim  Abschluss  des  Kontraktes  der  Eigenthümer  des  Waldes 
gewöhnlich  zu  Zugeständnissen  auf  die  Forderungen  des  Holz- 
händlers gezwungen.  Die  Grösse  der  Zugeständnisse ,  welche  von 
dem  Waldeigen thümer  gemacht  werden,  sind  dann  durch  den 
Grad  seiner  individuellen  Bedürfnisse  bestimmt.  Dringendes  Be- 
dürfniss  nach  Geld  zur  Deckung  der  Ausgaben  bei  Anlass  irgend 
welcher  hervorragenden  Begebenheiten  in  der  Familie,  fällige  Zah- 
lungen, Bedürfniss  nach  Kapital  zur  Fortsetzung  einer  angefan- 
genen Sache  in  der  Wirthschaft  oder  ausserhalb  derselben  und 
verschiedenartige  andere  Umstände  zwingen  den  Besitzer,  auf 
viele,  unumgänglich  nöthig  scheinende  Bedingungen  zu  verzich- 
ten, um  durch  diese  Zugeständnisse  sich  eine  grössere  Summe 
Geld  oder  in  schnellerer  Frist  zu  verschaffen.  In  Folge  solcher 
Verhältnisse  verschwinden  alle  vom  Eigenthümer  gestellten  Bedin- 
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gangen  allmählich  vom  Papier,  der  Kontrakt  verliert  seine  Be- 
deutung als  freiwilliger  gleichberechtigter  Vertrag  und  verwandelt 
sich  zu  einer  einseitigen  Verpflichtung  von  Seiten  des  Eigenthü- 
merSy  dem  Holzhändler  für  den  ausbedungenen  Preis  unbeschränkte 
Rechte  auf  einen  grossen  Theil  des  Gutes,  sagen  wir  auf  den 
Wald,  zu  tiberlassen.  Solche  Nachgiebigkeit  von  Seiten  des  Eigen- 
thümers  auf  die  Bedingungen  der  Holzhändler  wird  in  bedeuten- 
dem Grade  ausser  der  Noth  noch  durch  folgenden  sehr  wichtigen 
Umstand  begünstigt. 

Wenn  der  Holzhändler  seine  Bedingungen  vorstellt,  so  kennt 
er  und  vermag  er  die  Bedeutung  jeder  einzelnen  derselben  zu 
beurtheilen,  es  versteht  sich  nur  die  kommerzielle  Bedeutung  und 
nicht  die  wirthschaftliche.  Es  wäre  äusserst  ungerecht,  zu  be- 
haupten, dass  der  Holzhändler,  wenn  er  seine  Bedingungen  vor- 
legt, die  Absicht  hätte,  die  Wirthschaft  zu  verwüsten  oder  zu 
vernichten.  Das  Ziel  seiner  Bestrebung  besteht  darin,  das  Ka- 
pital, wenn  man  will  —  den  Gewinn  — ,  zu  vergrössem;  dagegen 
die  Verwüstung  oder  Vernichtung  der  Wirthschaft  entspricht  diesem 
Ziel  nicht  einmal  auf  indirekte  Weise,  wie  diesem  Ziele  z.  B.  der 
Buin  irgend  eines  Holzhändler-Konkurrenten  entsprechen  würde. 
Wenn  es  aber  ungerecht  wäre,  den  Gedanken  von  absichtlichem 
Ruin  der  Eigenthümer  durch  die  Holzhändler  zuzulassen ,  so  wäre 
es  in  eben  demselben  Grade  ungerecht,  von  den  Holzhändlern  die 
Sorge  zu  beanspruchen,  die  Güter  der  Eigenthümer,  von  denen 
sie  den  Wald  kaufen,  in  blühendem  Zustande  zu  erhalten. 

Der  Kaufmann  als  solcher  ignorirt  gewöhnlich  die  Quelle, 
aus  welcher  er  den  Handelsgegenstand  bezieht:  das  Feld  der 
Thätigkeit  des  Kaufmannes  ist  der  Markt,  aber  nicht  das  Labo- 
ratorium oder  die  Werkstube.  Hat  sich  denn  der  Käufer  von  Wolle 
jemals  um  die  Vergrösserung  der  Steppen  zur  Weide  der  Schafe 
oder  um  bessere  Weideplätze  gekümmert?  Ist  der  Aepfelhändler  aus 
dem  Aproksinmarkt*)  verpflichtet,  die  Verhältnisse  des  Wolsker**) 


*)  Der  grosse  Fruchtmarkt  in  St.  Petersburg  hat  den  Namen  Aproksin- 
markt. 

**)  Am  Ufer   der  Wolga,  insbesondere  in  der  Nähe   der  Stadt  Wolsk, 
befinden  sich  grosse  Fruchtgürten.  Der  Uebersetzer. 
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Gartenbaues  zu  kennen ,  oder  Massregeln  zur  Verbesserung  dieser 
Verhältnisse  zu  treffen?  Eben  deshalb  darf  man  auch  von  dem 
Holzhändler  nicht  fordern,  dass  er  „aus  Humanität^  von  seinen 
gegenwärtigen  Forderungen  abstehen  und  sie  nicht  in  seinen  Kon- 
trakt einsetzen  solle;  um  so  mehr  kann  man  nicht  fordern,  was 
er  auch  niclit  weiss,  welche  von  den  von  ihm  gestellten  Forde- 
rungen für  den  Wald  besonders  schädlich  sein  können.  Derartig 
ist  folglich  das  Verhältniss  zu  dem  zu  vollziehenden  Akt  der  einen 
Partei  —  der  Holzhändler  — :  ein  vollständig  klares  Verständniss 
für  seinen  Vortheil  und  seine  Opfer,  eine  vollständige  Beurthei- 
lung  der  kommerziellen  Bedeutung  jeder  der  Forderungen  und 
sodann  die  Ignorirung  alles  dessen ,  was  zur  Erhaltung  des  Wohl- 
standes des  Waldbesitzers  dient,  und  sogar  eine  vollständige  Un- 
kenntniss  der  Bedingungen,  welche  einen  derartigen  Wohlstand 
und  das  weitere  Gedeihen  des  Waldbesitzers  begünstigen  oder 
nicht  begünstigen. 

Wie  verhält  sich  nun  zu  diesem  Akt  die  andere  Partei  — 
der  Eigen thümer  des  Waldes?  Stellt  er  sich  seine  Vortheile  oder 
Verluste  ebenso  klar  vor  wie  der  Holzhändler  die  seinigen,  und 
kennt  er  sodann  vollkommen  die  Nothwendigkeit,  seine  Wirth- 
schaft  für  die  Zukunft  sicher  zu  stellen?  Wenn  der  Eigenthümer 
das  Feld,  die  Wiese,  den  Viehhof  oder  den  Gemüsegarten  in 
Pacht  abgiebt,  so  stellt  er  sich  gewöhnlich  auch  alle  Gefahren  vor, 
welchen  sein  Eigenthum  in  fremden  Händen  ausgesetzt  sein  kann, 
und  besteht  deshalb  auf  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  durch 
den  Pächter,  welche  nach  seiner  Meinung  geeignet  sind,  die  Un- 
verletztlichkeit  und  die  Ertragsftlhigkeit  seines  Eigenthums  sicher 
zu  stellen.  In  der  Waldwirthschaft  ist  es  \Hiel  schwieriger,  diese 
Bedingungen  zum  Bewusstsein  zu  bringen.  Wir  benutzen  ja,  ganz 
eben  so  wie  es  auch  unsere  Vorfahren  und  die  Vorfahren  unserer 
Vorfahren  thaten,  den  Wald  wie  eine  Gabe  Gottes:  wir  haben 
ihn  nicht  gesäet,  nicht  gegätet,  nicht  begossen,  wir  kennen,  genau 
gesagt,  nicht  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  jetzt  von  uns 
exploitirten  Wälder  aufgewachsen  sind,  oder  —  um  sich  richtiger 
auszusprechen  —  unsere  Kenntnisse  auf  diesem  Gebiete  haben 
gleichsam  den  Charakter  einer  Ahnung;  deshalb  haben  sie  keine 
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feste  Grundlage,  und  hinsichtlich  ihrer  Genauigkeit  kann  man 
zuweilen  sogar  einen  Mann  verwirrt  machen,  welcher  diese  Fragen 
speziell  studirt,  und  nicht  nur  Personen,  welche  so  zu  sagen  mit 
den  Fragen  der  Waldwirthschaft  nur  in  zufällige  Berührung  kom- 
men. Von  Alters  her  weiss  der  Eigenthümer,  dass  „der  Wald 
auf  den  Wald  wächst",  dass  „dort,  wo  nichts  wächst,  noch  der 
Wald  wachsen  kann**,  dass  „der  Wald  und  das  Steppengras  überall 
wächst",  und  auch  einige  andere  vollkommen  beruhigende,  stellende 
Bedensarten  hinsichtlich  der  Bedingungen  der  Erneuerung  und  des 
Grades  der  Sicherstellung  der  Waldpflanzungen.  Doch  bei  solchen 
flüchtigen  Kenntnissen  über  die  Natur  der  Waldwirthschaft  ist  es 
dem  Eigenthümer  schwer,  im  Kontrakte  sein  Interesse  zu  be- 
wahren oder,  wenn  man  will,  das  Interesse  seines  Waldes.  Ich 
erlaube  mir  sogar  eine  viel  bestimmtere  Behauptung,  nämlich 
folgende:  Bei  dem  jetzigen  Stande  und  —  hauptsächlich  —  der 
jetzigen  Verbreitung  der  Kenntnisse  vom  Walde  und  der  Wald- 
wirthschaft vermag  der  Eigenthümer  beim  Verkauf  des  Waldes 
zum  Abholzen  in  seinem  ganzen  Bestände  nicht  im  Kontrakte 
solch  ein  Verhältniss  des  Holzhändlers  zum  Walde  zu  bedingen, 
bei  welchem  sowohl  die  zu  erhaltende  Einnahme  das  möglichste 
Maximum  erreichte,  als  auch  die  Erneuerung  des  Waldes  —  zum 
mindesten  nicht  in  schlechterem  Zustande  als  heute  —  vollständig 
garantirt  wäre. 

Der  Leser  wird  wahrscheinlich  unsere  ausgesprochene  Be- 
hauptung verbessern  und  sagen,  dass  der  Waldeigenthümer  manch- 
mal einfach  nicht  will,  weil  er  keinen  Vortheil  hat,  das  eben 
angegebene  Verhältniss  des  Holzhändlers  zum  Walde  zu  bedingen. 
Eine  solche  Verbesserung  ist  vollkommen  richtig.  Viele  Eigen- 
thümer fühlen  sich  durch  das  Vorhandensein  von  Wald  auf  ihren 
Gütern  in  Wirklichkeit  so  sehr  belästigt,  dass  sie  bei  einem  Ver- 
kauf mit  Absicht  Forderungen  stellen,  deren  Erfüllung  zur  voll- 
kommenen Vernichtung  der  Waldpflanzungen  und  zur  Verwand- 
lung des  Waldbodens  zu  anderer  Benutzungsweise  des  Landes 
führt.  Diesen  Umstand  werde  ich  sogleich  etwas  ausführlicher 
besprechen;  jetzt  aber,  beim  Resume  des  Gesagten,  will  ich  das 
mehr  oder  weniger  allgemeine  Factum  konstatiren,   dass  bei  Ab- 
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schluss  von  Kontrakten  zur  Exploitation  des  Waldes,  die  Kontra- 
henten sich  die  Folgen  der  Abmachung  nicht  in  gleichem  Grade 
klar  vorstellen:  während  der  Holzhändler  vollkommen  klar  weiss, 
was  er  will,  und  auf  welchem  Wege  sein  Wunsch  mit  Hilfe  der 
Kontrakte  erfüllbar  ist,  begreift  der  Eigen thümer  des  Waldes  nicht 
oder  will  nicht  verstehen,  was  aus  seinem  Eigen thum  nach  Er- 
füllung aller  Bedingungen  der  Abmachung  durch  den  Holzhändler 
wird.  Das  Resultat  dieses  ungleichen  Verhältnisses  der  Kräfte 
der  Kontrahenten  sind  die  Kontrakte,  welche  zur  Vernichtung 
des  Waldes  führen.  Dass  sie  aber  wirklich  zu  diesem  Ziele 
führen,  kann  man  am  besten  an  Beispielen  ersehen,  daher 
erlaube  ich  mir,  hier  einige  zu  meiner  Kenntniss  gekommene  Kon- 
trakte anzufüliren,  welche  zum  Abholzen  des  Waldes  in  solchen 
Gegenden  Russlands  abgeschlossen  sind,  wo  der  Wald  ^chon  lange 
nicht  mehr  dem  Eigenthümer  lästig  sein  konnte,  weil  er  in  jenen 
Gegenden   nicht  mehr  im  Ueberflusse  vorhanden  war. 

Hier  sind  die  Beispiele:  Die  Namen  der  Personen  sowie  die 
Ortsnamen  sind  verändert,  im  übrigen  ist  aber  der  wirkliche 
Thatbestand  der  Kontrakte  beibehalten  und  sind  nur  die  Punkte 
fortgelassen,  welche  gar  keine  Beziehung  zu  der  vorliegenden 
Frage  haben. 

I.  Im  Jahre  eintausend  achthundert  drei  und  achtzig,  den 
19.  September,  haben  die  Wittwe  eines  Gouvernements-Sekretärs 
Katharina  Wassiljewna,  der  Ingenieur-Titularrath  Wassili  Sserge- 
jewitsch,  der  Kollegien -Assessor  Peter  Ssergejewitsch,  der  Lieu- 
tenant der  Garde  Nicolai  Ssergejewitsch  und  der  Civil -Ingenieur 
Dimitrie  Ssergejewitsch  Podkolesin,  der  Skopinsche  Kleinbürger 
Iwan  Iwano witsch  Tarakanow  und  die  Bauern  des  Kreises  *,  des 
Dorfes  Nesnaikina,  Jacob  Osipow  Warenow  und  Iwan  Grigi'ejen 
Iwanow,  diesen  Vertrag  darüber  abgeschlossen:  dass  sie,  die 
Podkolesin,  ihnen,  dem  Tarakanow,  Warenow  und  Iwanow,  ver- 
kauft habe  zum  Abholzen  im  Pawluschinschen  Revier,  im  Kreise  *, 
des  Gouvernements  Tula,  den  uns  gehörigen  Waldbestand  unter 
dem  Namen  ^Sperlings-Wald"  in  den  Grenzen,  welche  auf  den 
von  beiden  Parteien  unterschriebenen  Plane  desselben  bezeichnet 
sind,  zum  Preise  von  zwölftausend  Rubel  unter  folgenden  Bedin- 
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gungen:  1)  Der  ganze  verkaufte  Wald  muss  von  den  Käufern 
bis  zum  ersten  Oktober  des  Jahres  eintausend  achthundert  neun 
und  achtzig  abgeholzt  und  fortgeführt  werden.  2)  Die  Zahlung 
des  Geldes  für  den  verkauften  Wald  und  das  Abholzen  desselben 
muss  auf  folgende  Weise  geschehen:  a.  bei  Unterschreibung  dieses 
Vertrages  zahlen  die  Käufer  den  Verkäufern  tausend  Rubel; 
b.  bis  zum  ersten  Oktober  dieses  Jahwes  übergeben  die  Verkäufer 
den  Käufern  zum  Abholzen  ein  Viertel  des  ganzen  Bestandes  des 
verkauften  Waldes,  welcher  zur  Hälfte  starken  Wald  enthalten 
muss;  c.  am  Tage  dieser  Uebergabe  zahlen  die  Käufer  den  Ver- 
käufern ftlnftausend  Rubel;  d.  am  ersten  Oktober  des  Jahres 
eintausend  achthundert  vier  und  achtzig  zahlen  sie  dreitausend 
Rubel,  worauf  ihnen  zum  Abholzen  noch  ein  Viertel  des  Waldes 
übergeben  wird;  e.  am  ersten  März  des  Jahres  eintausend  acht- 
hundert fünf  und  achtzig  —  zweitausend  Rubel,  worauf  ihnen 
der  übrige  Theil  des  Waldes  übergeben  wird;  f.  die  übrigen 
tausend  Rubel  werden  am  ersten  Oktober  jeden  Jahres  bezahlt, 
vom  Jahr  eintausend  achthundert  fünf  und  achtzig  angefangen^ 
jährlich  von  zweihundert  und  fünfzig  Rubel.  3)  Wenn  die  Käufer 
zu  einem  der  genannten  Termine  die  Zahlung  nicht  leisten,  so 
wird  ihnen  eine  Frist  von  fünfzehn  Tagen  gegeben,  wobei  sie 
dafür  zu  Gunsten  der  Eigenthümer  eine  Strafe  im  Betrage  von 
hundert  Rubel  zahlen;  wenn  sie  aber  auch  nach  Ablauf  dieser 
Frist  von  fünfzehn  Tagen  die  Zahlung  nicht  leisten,  so  wird  dieser 
Vertrag  vernichtet.  4)  Das  Abholzen  des  Waldes  können  die 
Käufer  nach  ihrem  Gutdünken  vornehmen,  ohne  aber  die  Grenzen 
der  ihnen  übergebenen  Reviere  zu  überschreiten.  5)  Die  Käufer 
sind  verpflichtet,  zu  Gunsten  der  Eigenthümer  jährlich  zwanzig 
Fuhren  Zweige  zu  liefern.  6)  Die  Bewahrung  des  Waldes  vor 
Feuer  und  vor  Holzfrevel  wird  den  Käufern  anheimgestellt. 
7)  Der  junge  Wald  und  die  Baumstumpfen  im  verkauften  Wald 
bleiben  zu  Gunsten  der  Käufer.  8)  Den  Käufern  wird  das  Recht 
anheimgestellt,  in  den  ihnen  übergebenen  Theilen  des  Waldes 
Kohlen  zu  brennen,  Brunnen  zu  graben,  Wächterhäuschen  und 
Wohnhäuser  für  die  Arbeiter  zu  stellen,  den  Wald  zu  verschie- 
denem Material  zu  verarbeiten  nach  ihrem  Gutdünken,  das  Recht 
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der  Einfahrt  und  der  Ausfahrt  zu  benutzen:  im  Sommer  auf  den 
vorhandenen  Wegen,  im  Winter  aber  der  Bequemlichkeit  ent- 
sprechend, jedoch  ohne  dabei  im  geringsten  die  Rechte  der 
Pächter  des  dem  verkauftem  Theile  Wald  benachbarten  Landes 
zu  beeinträchtigen,  zum  Gemüsebau  bis  zu  einer  Desjatine  Land 
umzupflügen,  an  einem  Orte  nach  ihrem  Gutdünken,  im  ver- 
kauften Walde  nicht  mehr  als  zwölf  Stück  Vieh  weiden  zu  lassen, 
im  ganzen  Walde  und  auf  allen  Wiesen  das  Heu  zu  ihren  Gunsten 
zu  mähen.  9)  Das  Waldland  muss  dem  Eigenthümer  bis  zum 
ersten  Oktober  des  Jahres  eintausend  achthundert  neun  und  achtzig 
gereinigt  von  allen  Resten  der  Bearbeitung  des  Waldes  übergeben 
werden;  dabei  müssen  alle  auf  demselben  aufgeführte  Gebäude  zu 
diesem  Termin  weggeführt  und  alle,  sowohl  vom  Ausroden  der  Baum- 
stumpfen  als  auch  vom  Brennen  der  Kohlen  gebildeten  Löcher 
ausgeebnet  werden.  10)  Dieser  Vertrag  ist  von  beiden  Seiten 
heilig  und  unverletzlich  zu  bewahren. 

II.  Im  Jahre  1886,  den  18.  Juli,  haben  wir  Endesunterzeich- 
nete, der  Edelmann  Jannuaz  Tito  witsch  Tschiskin  und  der  Klein- 
bürger des  Fleckens  Bar,  Israel  Davidowitsch  Kerzert  unter  ein- 
ander den  gegenwärtigen  Kontrakt  unter  folgenden  Bedingungen 
geschlossen:  1)  Ich,  Tschiskin,  habe  verkauft  Kerzert  zum  voll- 
ständigen Abholzen  aus  dem  Walde,  welcher  zu  meinem  Gute 
Nogatsche  im  Kreise  G.  gehört,  einen  Theil  des  Waldes,  welcher 
aus  zwei  Revieren  im  Bezirk  Poprow  besteht,  für  welche  die 
Pläne  von  den  Feldmessern  Judin  und  Tarakanow  in  zwei  Exem- 
plaren angefertigt  sind,  für  jede  Partei  und  von  beiden  Parteien 
mit  den  nachstehenden  Grenzen  (es  folgt  die  Beschreibung  der 
Grenzen)  unterschrieben  sind;  im  Ganzen  aber  umfasst  der  in 
diesem  Vertrage  verkaufte  Wald  die  Fläche  von  zweihundert 
und  vierzig  Desjatinen,  worunter  auch  das  innerhalb  der  ange- 
gebenen Grenzen  befindliche  Land  gerechnet  wird,  welches  nicht 
mit  Wald  bedeckt  ist,  obgleich  dieses  Land  nicht  Bestandtheil 
des  Verkaufes  bildet.  2)  Die  Kaufsumme  für  den  laut  diesem 
Vertrage  verkauften  Wald  beträgt  18,000  Rubel,  von  denen  ich, 
Tschiskin,  habe  vom  Käufer  Kerzert  5,000  Rubel  jetzt  erhalten, 
und  von  denen  die  übrigen  13,000  Rubel  Kerzert  sich  verpflichtet 
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nicht  später  als  am  25.  September  dieses  Jahres  zu  zahlen^  statt 
meiner  dem  Kollegienrath  Boleslaw  Ottowitsch  Podgorski  zur 
Tilgung  der  Schuld,  welche  ihm  von  mir,  Tschiskin,  laut  Schuld- 
brief auf  das  Gut  Nogatsche  zukommt;  im  Fall  der  Nichtbezah- 
lung der  13,000  Rubel  durch  Kerzert  an  den  Pfandinhaber  Pod- 
gorski zum  Termin,  den  25.  September  dieses  Jahres,  bleiben  die 
von  ihm  mir  jetzt  als  Handgeld  gegebenen  5,000  Rubel  Eigen- 
thum  des  Verkäufers  Tschiskin  und  wird  der  gegenwärtige  Kon- 
trakt für  ungiltig  erklärt.  3)  Der  Termin  zum  Abholzen  dea 
Waldes  laut  diesem  Kontrakt  beträgt  zehn  Jahre,  d.  h.  bis  zum 
18.  Juli  des  Jahres  1896.  Im  Laufe  dieser  Zeit  hat  Kerzert  das 
Recht,  den  Wald  auf  dem  angegebenen  Flächenraum  vollständig 
abzuholzen,  die  Baumstumpfen  und  Wurzeln  aus  dem  ihm  ver- 
kauften Walde  zu  verwerthen  und  mit  dem  verkauften  Walde 
nach  Gutdünken  zu  verfahren  und  ebenfalls  das  Holz  auf  allen 
bis  jetzt  bestehenden  Wegen  wegzuführen.  4)  Innerhalb  dieser 
zum  Abholzen  bestimmten  Zeit  wird  Tschiskin  sowohl  der  Ver- 
kauf en  gros  als  auch  der  Einzelverkauf  im  nachgebliebenen 
Walde  verboten,  und  desgleichen  auch  Holz  zum  Abarbeiten  zu 
geben.  5)  In  dem  Falle  ich,  Tschiskin,  aus  meinem  Gute  ein 
Stück  Wald  en  gros  verkaufe,  welches  an  Kerzert  nicht  ver- 
kauft ist  und  der  Wald  von  dem  neuen  Käufer  vor  Ablauf  der 
hier  vereinbarten  zehnjährigen  Frist  exploitirt  wird,  so  ver- 
pflichte ich,  Tschiskin,  mich,  ihm,  Kerzert,  für  Nichteinhalten 
der  Verpflichtung  3,000  Rubel  zu  zahlen.  6)  Nach  Ablauf  des 
zehnjährigen  Termins  dieses  Kontraktes  bleibt  alles,  vom  ver- 
kauften Walde  auf  dem  Boden  Nachgebliebene  Eigen thum  des 
Eigenthümers  des  Landes,  und  7)  im  Falle  der  Verletzung  durch 
einen  der  Kontrahenten  irgend  eines  Punktes  dieses  Kontraktes 
hat  die  Vertragsbrüchige  Partei  der  anderen  pünktlichen  Partei 
für  jede  Verletzung  und  in  jedem  einzelnen  Punkte  für  Nicht- 
einhaltung der  Verpflichtung  200  Rubel  zu  zahlen,  und  bleibt  da- 
bei jedoch  der  Kontrakt  in  Kraft.  Dieser  Kontrakt  muss  von 
beiden  Parteien  heilig  und  unverletzlich  erfüllt  werden. 

ni.    Im  Jahre  1872  den  18.  Juli  vertrauen  wir,   die  Bevoll- 
mächtigten   der  Bauerngemeinde    des   Dorfes  Suchaja  Derewuja, 
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dem  Worono wachen  Kaufmanne  Constantin  Lukjanow  Boldow  die 
bezeichnete  Sache  (die  Sache  ist  im  gegebenen  Falle  nicht  inter- 
essant) unter  folgenden  Bedingungen  zu  führen:  1)  Ich,  Boldow, 
verpflichte  mich,  die  Sache  auf  mein  Risiko  und  mit  meinem 
Kapital  zu  führen,  indem  ich  aus  eigenen  Mitteln  alle  Ausgaben 
für  die  Führung  dieser  Sache  decke  bis  zur  vollständigen  Be- 
endigung derselben  und  der  Uebergabe  des  Waldreviers  der 
Bauerngemeinde  von  Suchaja  Derewuja.  2)  Als  Entschädigung 
für  die  Mühe  und  als  Ersatz  für  seine  Auslagen  erhält  H.  Boldow 
sofort  nach  Uebergabe  des  Waldreviers  an  die  Bauern  von  den- 
selben in  ebendemselben  Revier  hundert  Desjatinen  Wald  zum 
Abholzen  im  Laufe  von  fünf  Jahren;  diese  hundert  Desjatinen 
Wald  müssen  ihm  in  einem  zusammenhängenden  Stücke  unbedingt 
im  Laufe  eines  Monats  nach  Uebergabe  des  Reviers  Suchaja 
Derewuja  an  die  Bauern  angewiesen  werden  und  dabei  an  der 
Stelle,  welche  Boldow  selbst  aussuchen  und  bezeichnen  wird.  Falls 
jedoch  die  Bauern  mit  der  Anweisung  der  erwähnten  hundert  Des- 
jatinen Wald  an  Boldow  länger  als  einen  Monat  zögern  oder  sich 
dazu  weigern  sollten,  so  sind  sie  verpflichtet,  für  Nichteinhalten 
der  Verpflichtung  viertausend  Rubel  Silber  zu  zahlen  und  unab- 
hängig davon  müssen  die  hundert  Desjatinen  Wald  zum  Abholzen 
ihm  an  der  Stelle  angewiesen  werden,  welche  Boldow  bezeichnet. 
3)  Auf  dem  angewiesenen  Waldstücke  muss  Boldow  das  Abholzen 
im  Laufe  von  fünf  Jahren  beendigen,  wobei  der  Termin  vom 
Tage  der  Ueberweisung  dieses  Reviers  an  ihn  gerechnet  wird, 
und  kann  Boldow  das  Holz  zu  jeder  Jahreszeit  hauen  und  das 
Holzmaterial  nach  seinem  Gutdünken  verwenden;  dabei  wird 
ihm  freigestellt,  auf  den  Wiesen  in  dem  ihm  angewiesenen  Wald- 
stücke und  im  Walde  selbst  Gras  zu  mähen  und  Vieh  zu  weiden 
und  ebenfalls  die  Erde  von  den  Baumstumpfen  zu  reinigen  und 
für  Getreide-Aussaat  umzupflügen,  wenn  er  dies  für  zweckmässig 
halten  wird.  4)  Wenn  es  Boldow  nicht  gelingen  sollte,  im  Laufe 
von  fünf  Jahren  auf  dem  ihm  angewiesenen  Revier  den  ganzen 
Wald  abzuholzen,  so  muss  die  Gemeinde  die  nicht  abgeholzten 
Theile  ihm  zum  Abholzen  auf  einen  neuen  Termin  nach  seinem 
Gutdünken    überlassen,    und    5)    dieser   Vertrag   ist    sowohl  von 
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Seiten  Boldow's  als  auch  der  Dorfgemeinde  heilig  und  unverletz- 
lich zu  halten. 

Ftir  den  Leser ,  welcher  in  die  Spezialität  eingeweiht  ist;  sind 
in  den  angeführten  Kontrakten  die  Bedingungen  augenscheinlich^ 
deren  Erfüllung  unvermeidlich  die  Beschädigung  des  Waldes  und 
sogar  seine  vollständige  Vernichtung  nach  sich  ziehen  muss;  für 
den  Leser  jedoch,  welcher  mit  der  Technik  des  Forstwesens  nicht 
vollständig  bekannt  ist,  ist  jedenfalls  das  augenscheinlich,  wie 
unbedeutend  die  Rechte  des  Eigen thümers  sind,  welche  er  sich 
im  Kontrakt  ausbedungen  hat  und  wie  unumschränkt  nach  diesem 
Kontrakt  die  Macht  der  Holzhändler  ist,  dessen  Vortheile  durch 
das  Abholzen  des  Waldes  proportional  dem  Grade  der  Heiligkeit 
und  ünverletzlichkeit  der  Erfüllung  des  Vertrages  wachsen. 

Auf  diese  Weise  sind  in  dem  Kontrakte  alle  Bedingungen 
gegeben,  welche  uns  erlauben,  die  oben  angeführte  Behauptung 
zu  bestätigen,  dass  in  unseren  im  Privatbesitz  befindlichen  Wäl- 
dern eine  Wirthschaft,  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  sehr  häufig 
überhaupt  nicht  geführt  wird,  sondern  blos  eine  Exploitation  des 
Waldes  vor  sich  geht,  welche  oft  mit  vollständiger  Vernichtung 
desselben  endigt.  Und  dies  kommt  davon  her  und  muss  noth- 
wendigerweise  davon  herkommen,  dass  die  Exploitation  von  einer 
Person  vorgenommen  wird,  welcher  der  Wald  fremd  ist  und  nicht 
von  seinem  Eigenthümer.  Weiterhin  werde  ich  Gelegenheit  haben, 
noch  ausführlicher  von  dem  inneren  Bande  zu  sprechen,  welches  in 
Folge  der  Natur  der  Wirthschaft  selbst  zwischen  diesen  zwei  Er- 
scheinungen besteht. 

Jetzt  will  ich  aber  noch  folgendes  beobachtete  Faktum  an- 
führen: es  ist  bemerkt  worden,  dass  dort,  wo  die  Exploitation 
des  Waldes  von  dem  Eigenthümer  selbst  oder  unter  seiner  bedeu- 
tenden Theilnahme  an  der  Sache  vorgenommen  wird,  die  Ver- 
wüstung oder  Vernichtung  der  Wälder  fast  gar  nicht  zu  bemerken 
ist.  Diejenigen,  welche  die  Möglichkeit  hatten,  die  Anwendung 
des  Waldschutzgesetzes  zu  verfolgen,  bestätigen,  dass  das  ver- 
derbliche Abholzen  des  Waldes  in  dem  ganzen  Theile  Russlands, 
wo  das  Gesetz  im  vollen  Umfange  angewandt  wird,  hauptsächlich 
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in  denjenigen  Wäldern  konstatirt  wird,  welche  von  den  Holz- 
händlern auf  Grund  der  Kontrakte  exploitirt  werden. 

Oben  war  bemerkt  worden,  dass  vielen  Grundherren  die  auf 
ihren  Gütern  befindlichen  Wälder  zur  Last  fallen  und  sie  bestrebt 
sind,  sich  von  denselben  zu  befreien.  Die  Ursache  dieser  nicht 
freundschaftlichen  Verhältnisse  liegt,  wie  man  sagt,  in  der  zu 
geringen  ErtragsfUhigkeit  des  Waldlandes,  zuweilen  sogar  in  der 
vollkommenen  Ertragslosigkeit,  während  das  daneben  befindliche 
Acker-,  Wiesen-  oder  Weideland  einen  beständigen  Ertrag  geben. 
Zudem  hat  man  keine  Waldplackereien  hinsichtlich  seines  Schutzes. 
Die  Bevölkerung  der  Umgegend,  welche  gewöhnlich  keinen  eigenen 
Wald  besitzt,  deckt  alle  seine  Bedürfnisse  und  zuweilen  auch 
seine  anderen  Wünsche  durch  das  Holz,  welches  sie  aus  den  be- 
nachbarten gutsherrlichen  Revieren  raubt;  wenn  man  keine  Wache 
hält,  so  wird  der  Wald  ausgeraubt,  wenn  man  sie  in  geringer 
Anzahl  hält,  so  ist  es  unnütz,  wenn  man  sie  in  grosser  Anzahl 
hält,  so  machen  sich  die  Anlagen  nicht  bezahlt,  und  ausserdem 
wird  die  Bevölkerung,  welche  der  Möglichkeit  beraubt  ist,  Holz 
zu  stehlen,  welche  beständig  vor  Gericht  gezogen  und  zu  Strafen 
verurtheilt  wird,  erbittert,  das  Verhältniss  zwischen  ihr  und  dem 
Gutsherrn  wird  gespannt,  was  schlechte  Folgen  nach  sich  zieht^ 
welche  sich  an  der  Wirthschaft  äussern.  Der  Wald  dient  auf 
solche  Weise  als  Zankapfel  und  deshalb  glauben  einige  Guts- 
herren, müsse  man  sich  von  demselben  befreien. 

In  dieser  letzten  Bemerkung  über  die  Schwierigkeit  der  Be- 
wachung des  Waldes  vor  eigenmächtigem  Abholzen  und  darüber, 
dass  der  Wald  manchmal  den  Anlass  zu  gespannten  Beziehungen 
zwischen  dem  Gutsherrn  und  den  benachbarten  Dorfbewohnern 
bildet,  liegt  viel  bittere  Wahrheit,  welche  den  friedlichen  Guts- 
herrn nöthigt,  die  ganze  Sache  liegen  zu  lassen  und  vom  Platze 
zu  gehen,  um  nur  nicht  die  täglich  wegen  eines  Peitschenstiels 
und  einer  Deichselstange  entstehenden  schweren  Scenen  ansehen 
xmd  anhören  zu  müssen.  Weiterhin  werden  wir  übrigens  sehen, 
dass  dieses  Uebel  verhältnissmässig  leicht  zu  verbessern  ist,  so 
dass  der  Kleinmuth  der  Gutsherren,  welche  wegen  Zänkereien  und 
Schwierigkeiten  ihre  Güter  verlassen,  zum  Theil  unverzeihlich  ist. 
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Was  nun  die  erste  Behauptung  betrifft,  d.  h.  dass  die  Wald- 
wirtlischaft  nicht  gedeiht,  dass  der  Wald  keinen  Ertrag  bringt, 
80  kann  man  auch  dieser  Ansicht  nicht  vollständig  zustimmen. 

Was  ist  nothwendig,  damit  die  Waldwirthschaft  mit  Erfolg 
gedeiht? 

Vor  allem  wird  die  eine  oder  die  andere  Art  Wirthschaft  er- 
zeugt —  durch  die  Nachfrage  nach  Holz;  der  Waldwirthschaft 
giebt  die  Möglichkeit  sich  zu  entwickeln  —  das  Kapital;  es  bringt 
die  Wirthschaft  in  Gang  durch  die  Erfüllung  ihrer  Bedingungen 
—  die  Arbeit;  es  giebt  der  Arbeit  die  Richtung  —  die  Sach- 
kenntniss;  es  unterstützt  die  Wirthschaft  —  der  Absatz  des  Holz- 
materials; es  regt  beständig  zur  Wirthschaft  an  —  der  Profit, 
der  Gewinn,  der  Nutzen. 

Je  günstiger  die  aufgezählten  Elemente  sind,  welche  den 
Erfolg  der  Wirthschaft  bedingen,  um  so  verständiger  und  vortheil- 
hafter  kann  dieselbe  geführt  und  um  so  mehr  Kapital,  Arbeit  und 
Kenntniss  darauf  verwandt  werden.  Wenn  jedoch  das  eine  oder 
das  andere  Element,  welches  zum  Erfolg  der  Wirthschaft  noth- 
wendig ist,  wenig  günstig  ist,  so  muss  die  Wirthschaft  vereinfacht, 
die  Ausgaben  verringert  werden,  um  einen  Profit  erlangen  zu  kön- 
nen. Endlich,  wenn  auch  nur  eines  der  erwähnten  Elemente  gar 
nicht  vorhanden  ist,  so  wird  die  Wirthschaft  unmöglich.  Wenn 
keine  Nachfrage  nach  Holz  da  ist,  so  ist  niemand  da,  für  den  man 
es  produziren  kann;  wenn  kein  Kapital  vorhanden  ist,  so  sind  keine 
Mittel  da,  um  es  zu  produziren;  wenn  keine  Sachkenntniss  da  ist, 
so  soll  man  sich  nicht  mit  der  Wirthschaft  befassen;  wenn  es  keinen 
Profit  giebt,  so  ist  auch  kein  Antrieb  zur  Produktion  vorhanden. 

Was  ist  denn  bei  uns  nicht  vorhanden  oder  was  ist  schwach 
entwickelt?  Die  Nachfrage  nach  Holz  oder  der  Absatz  von  Holz- 
material? Oder  ist  bei  uns  kein  Kapital  vorhanden,  keine  Arbeits- 
kraft oder  keine  Kenntnisse? 

Dies  sind  Fragen,  zu  deren  Entscheidung  wir  uns  im  Ge- 
biete unserer  Heimath  umsehen  müssen.  Ist  bei  uns  die  Nach- 
frage nach  Holz  vorhanden  und  hat  das  Holzmaterial  einen  Ab- 
satz,   und   in   welchem   Grade    ist    bei    uns    dieses   Element    der 

Wirthschaft  vertreten? 
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Die  Nachfrage  auf  irgend  ein  beliebiges  Produkt  —  ist  die 
Folge  seiner  Erfordernisse  zur  Befriedigung  irgend  eines  Bedürf- 
nisses. Dass  das  Holz  die  verschiedenartigen  Bedürfnisse  sowohl 
der  Armen  als  auch  der  Reichen  befriedigt,  das  braucht  nicht 
bewiesen  zu  werden;  folglich  existirt  auch  unbedingt  die  Nach- 
frage nach  Holz.  Eine  andere  Sache  ist  es,  ob  die  Nachfrage 
gross  ist,  d.  i.  ob  Nachfrage  nach  dem  ganzen  Quantum  Holz 
vorhanden  ist,  welches  wir  produziren,  oder  ob  wir  mehr  Holz 
produziren  als  gefordert  wird? 

Es  ist  verständlich,  dass  niemand  Holz  ohne  Nothwendigkeit 
nimmt.  Wenn  es  ein  Luxusgegen stand  wäre,  so  könnte  sich  der 
Kreis  der  Konkurrenten  bis  ins  Ungeheure  vcrgrössern,  aber  für 
eine  Waare  wie  Holz  lassen  sich  die  Grenzen  des  Kreises  der 
Konsumenten  ziemlich  wenig  erweitern.  Das  Bedürfniss  und  die 
Gewohnheit  bezeichnen  die  Grenze  für  das  Quantum  des  Holz- 
konsums. 

Wie  viel  Holzmatcrial  zur  Befriedigung  des  jährlichen  Be- 
dürfnisses der  Einwohner  des  europäischen  Russlands  nothwendig 
ist  und  welche  Holzmasse  bei  uns  jährlich  produzirt  wird,  darauf 
kann  ich  keine  genaue  Antwort  geben  aus  Mangel  an  zuverlässi- 
gen statistichen  Daten;  ich  habe  aber  Grund  zu  behaupten,  dass 
im  europäischen  Russland,  mit  Ausnahme  der  nördlichen  und 
nordöstlichen  Gouvernements,  die  Nachfrage  nach  Holz  und  die 
Möglichkeit  des  Absatzes  desselben  stark  genug  sind,  um  die 
Gutsbesitzer  zu  einer  regelrechten  Waldwirthschaft  zu  veranlassen. 
Ich  behaupte  dies  nicht  nur  deshalb,  weil  ich  aus  eigener  An- 
schauung mit  dem  raschen  Gang  des  Abholzens  in  vielen  Gou- 
vernements bekannt  bin,  sondern  auch  auf  Grund  folgender  ge- 
nügend überzeugender  Erwägungen:  niemand  wird  natürlich  be- 
streiten, dass  sowohl  das  rauhe  Klima  als  auch  die  Gewohnheit  des 
verschwenderischen  Holz  Verbrauches  Ursache  davon  sind,  dass 
wir  in  Russland  mehr,  auf  keinen  Fall  aber  weniger  Holz  brau- 
chen, als  die  westeuropäischen  Staaten,  wo  ausser  dem  spar- 
sameren Holzverbrauch  und  des  weniger  rauhen  Klimas  in  viel 
grösserem  Masse  auch  Ilolzsurrogate  gebraucht  werden,  nämlich 
Torf,  Steinkohle,  Eisen,  Ziegelsteine  etc.    Wenn  wir  jedoch  ver- 
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gleichen  (s.  das  I.  Kapitel),  welche  Waldflächen  auf  jeden  Ein- 
wohner in  den  verschiedenen  Theilen  Rasslands  und  West-Europas 
kommen,  so  sehen  wir,  dass  in  dem  grossten  Theile  unserer  Gou- 
vernements auf  den  Einwohner  nicht  viel  Holz  kommt,  in  einer 
bedeutenden  Zahl  von  Gouvernements  ebenso  viel  und  in  vielen 
noch  bedeutend  weniger  als  in  West-Europa. 

Wenn  jedoch  in  Oesterreich,  Preussen,  Baiern,  Frankreich 
das  ganze  Quantum  des  jährlich  produzirten  Holzes  ohne  Reste 
aufgebraucht  wird,  so  kann  bei  uns  bei  einer  gleichen  Waldfläche 
auf  jeden  Einwohner  kein  Ueberfluss  sein,  im  Gegentheil,  es  kann 
sich  ein  Mangel  einstellen,  um  so  mehr  als  in  vielen  Gegenden 
der  Zustand  unserer  gelichteten  Wälder  schlechter  und  zwar  so 
viel  schlechter  ist,  dass  im  Allgemeinen  zwei  Desjatinen  unserer 
Wälder  kaum  eine  Desjatine  der  Wälder  in  Sachsen  und  Baden 
gleich  zu  rechnen  sind.  Dagegen  im  Verhältniss  zur  Dichtheit 
der  Bevölkerung  stellt  es  sich  heraus,  dass  auf  jeden  Einwohner 
an  Holz  kommt: 

1)  Viel  weniger  als  in  Frankreich:  in  den  Gouverne- 
ments Poltawa,  Cherson,  Jekaterinosslaw  und  in  dem  Steppen- 
gebiet von  Taurien. 

2)  Gleich  mit  Frankreich:  in  den  Gouvernements  Kursk 
und  Tula. 

3)  Theilweise  gleich:  theilweise  annähernd  gleich  mit 
Sachsen,  Baden  und  Württemberg:  das  Land  der  Donischen 
Kosaken,  die  Gouvernements  Woronesh,  Podolsk  und  Kursk. 

4)  Nahe  an  Preussen  und  Bayern  kommen:  die  Gouverne- 
ments Tambow,  Orlow,  Charkow,  Saratow,  Astrachan,  Kijew 
und  Taurien  mit  der  Krim. 

5)  Nahe  an  Oesterreich  kommen:  die  Gouvernements  Kowno, 
Pensa,  Moskau,  Kaluga,  Rjasan,  Tschernigow,  Jaroslow,  Twer, 
Ssamara,  Grodno,  Wilna  und  Mogilew. 

6)  Erst  in  den  übrigen  Gouvernements  kommt   sodann   auf 

jeden  Einwohner  mehr  Waldfläche   als  in  den  west  -  europäischen 

Staaten,    und   in    vier    Gouvernements    (Archanjelsk,    Wologda, 

Olonez  und  Perm)  sogar  mehr  als  in  Schweden  und  Norwegen. 

Aus  diesem  Vergleich   geht   aber  vollkommen   hervor,    dass 

14* 
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bei  uns  in  Eussland,  mit  Ausnahme  einiger  Gouvernements,  die 
Nachfrage  nach  Holz  gar  nicht  so  gering  sein  kann,  um  ein  Hin- 
derniss  für  eine  rationelle  Waldwirthschaft  zu  bilden. 

Es  ist  begreiflich,  dass  der  Vergleich  der  ganzen  Gouverne- 
ments im  Grossen  nicht  auf  die  einzelnen  Fälle  des  relativen 
Ueberflusses  oder  Mangels  an  Wäldern  angewandt  werden  kann; 
im  Gegentheil,  in  vielen  Gouvernements,  welche  nach  der  all- 
gemeinen Rechnung  zu  den  wenig  bewaldeten  gehören,  giebt  e& 
Gegenden,  die  an  Wald  einen  grossen  Ueberfluss  haben,  wo  die 
Nachfrage  nach  Holzmaterial  und  sein  Absatz  sehr  schwer  sind,, 
dies  verändert  jedoch  keineswegs  den  allgemeinen  Schluss,  son- 
dern zeigt  uns,  dass  bei  uns  Mangel  an  Wegen  für  den  Holz- 
transport herrscht. 

Sehen  wir  jetzt,  ob  wir  eine  genügende  Zahl  Arbeitskräfte 
besitzen,  um  die  Bedingungen  der  Waldwirthschaft  zu  erfüllen. 

Ich  glaube,  niemand  zweifelt  daran,  dass  in  einem  Staat  mit 
einer  Bevölkerung  von  fast  hundert  Millionen  keine  Rede  vom 
Mangel  an  Arbeitskräften  für  die  Forstarbeiten  sein  kann,  um 
so  mehr,  als  die  Wälder,  im  Vergleich  mit  anderen  Gewerben, 
auf  gleichem  Flächenraum  mit  den  letzteren  eine  kleine  Zahl  von 
Arbeitern  erfordern.  Wem  ist  es  unbekannt,  dass  unsere  Bauern 
in  Schaaren  in  die  Feme  ziehen,  um  sich  Erwerb  zu  suchen,  und 
dass  im  grossen  Handelscentrum  der  Markt  oft  mit  Anerbieten 
von  Arbeitern  überfüllt  ist.  Nicht  selten  befinden  sich  die  Ar- 
beiter in  Noth  wegen  Mangel  an  Arbeit  und  sehr  oft  kehren  sie 
nach  langem  Umherirren  und  angestrengter  Mühe,  nachdem  sie 
kaum  die  Auslagen  decken  konnten,  mit  leeren  Händen  nach 
Hause  zurück.  Wenn  man  deshalb  die  Forstarbeiten  nur  voll- 
ständig organisirt,  so  kann  an  Leuten  kein  Mangel  sein.  Die 
Arbeitskraft  richtet  sich  dorthin,  wo  es  lohnende  und  sichere  Be- 
schäftigung giebt,  oder  wie  das  Volk  sagt:  „wenn  nur  Brod  vor- 
handen ist,  so  finden  sich  schon  Zähne". 

Wenn  die  Nachfrage  und  der  Absatz  des  Holzes  und  die  Arbeits- 
kräfte kein  Hinderniss  für  eine  regelmässig  geführte  Waldwirthschaft 
bilden,  so  muss  bei  uns  wohl  Mangel  an  Kapital  vorhanden  sein? 

Man  kann  nicht  umhin  einzugestehen,  dass  bei  uns  die  flüssi- 
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gen  Kapitalien  sich  langsam  ansammeln  und  die  Lage  unseres 
Geldmarktes  manchmal  nicht  glänzend  ist;  dieser  Zustand  ist  ja 
aber  nur  ein  zeitweiliger.  Wir  werden  uns  erholen  und  werden 
uns  um  so  schneller  erholen,  je  ernstlicher  wir  anfangen  zu 
arbeiten.  Deshalb  kann  man  sich  nicht  auf  den  zeitweiligen  Still- 
stand, auf  den  Geldmarkt  berufen,  sondern  muss  sich  damit  be- 
kannt machen,  in  welchem  Grade  die  Waldwirthschaft  im  Stande 
ist  das  Kapital  anzuziehen. 

In  der  Waldwirthschaft  ist,  im  Verhältniss  zum  Ackerbau 
und  der  Viehzucht,  verhältnissmässig  wenig  Betriebskapital  in 
Form  von  Geld  noth wendig;  Arbeitskräfte  sind  weniger  beschäf- 
tigt; die  Düngung  des  Bodens  wird  durch  die  Natur  selbst  voll- 
zogen; die  Samen  und  die  Saatpflanzen  bilden  eine  massige  Aus- 
gabe; die  Ausgabe  für  den  Förster  und  die  Wache  vertheilt 
sich  auf  eine  weite  Fläche.  Was  nun  das  stehende  Kapital  be- 
trifft, so  ist  dasselbe  zum  Theil  in  derselben  Form  nöthig  wie 
beim  Ackerbau:  Land,  Gebäude,  Geräthe  etc.,  doch  bedarf  es 
dieser  Art  Kapital  bei  der  Waldwirthschaft  in  bedeutend  gerin- 
gerem Masse,  denn  der  Boden  kann  weniger  gut  sein  als  beim 
Ackerbau,  Gebäude  sind  sehr  wenig  nöthig,  Geräthschaften  und 
Arbeitsvieh  braucht  es  ebenfalls  wenig,  die  Maschinen  finden  eine 
sehr  beschränkte  Anwendung  bei  der  Waldwirthschaft.  Jedoch 
ist  Kapital  dennoch  nöthig,  ohne  dasselbe  kann  man  die  Wirth- 
schaft  nicht  führen  und  um  so  weniger  fördern.  In  unseren 
Wäldern  bedarf  man,  ausser  dem  Unterhalt  von  Förstern  und 
Wachen,  den  Boden  zu  entwässern,  sich  thätig  mit  dem  Bau  von 
Wegen  zu  befassen.  Flüsschen  zu  reinigen;  man  muss  eine  Auf- 
nahme machen,  Pläne  zur  Organisation  der  Waldwirthschaft  an- 
fertigen; an  vielen  Orten  muss  man  den  Wald  säen  und  pflanzen. 
Für  dies  alles  braucht  man  Geld. 

Für  das  Kapital  bietet  die  lange  Dauer  des  Umsatzes  geringe 
Anziehungskraft  dar,  doch  auch  dies  würde  den  Zufluss  des  Ka- 
pitals nicht  abhalten,  wenn  die  Waldeigenthümer  und  die  Kapi- 
talisten selbst  mit  allen  Kehrseiten  der  Waldwirthschaft  mehr 
bekannt  wären.  Sie  werden  hauptsächlich  durch  zwei  Erschei- 
nungen abgehalten:   erstens,  dass  die  Folgen  der  im  Walde  vor- 
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zunehmenden  Verbesserungen  sich  grösstentheils  spät  zeigen^  und 
zweitens^  dass  die  Ausgaben  für  den  Wald  erst  nach  langer  Zeit 
zurückerstattet  werden. 

In  Betreff  des  ersten  haben  die  Kapitalisten  und  die  Grund- 
besitzer Recht:  beim  Ackerbau,  bei  der  Viehzucht,  bei  der  land- 
wirthschaftlichen  Fabrikation  zeigen  sich  die  Resultate  aller  zu 
unternehmenden  Verbesserungen  und  neuen  Einführungen  in  ziem- 
lich kurzer  Zeit;  man  kann  sie  aufmerksam  verfolgen;  ein  erfolg- 
reicher Versuch  erweckt  beim  Nachbar  das  Bestreben  der  Nach- 
ahmung, und  die  neue  Sache,  sobald  sie  vortheilhaft  ist,  verbreitet 
sich  leicht.  Etwas  ganz  anderes  bieten  uns  die  Wälder.  Hier 
zeigen  sich  die  guten  und  vortheilhaften  Folgen  der  neuen  Ein- 
führungen manchmal  nach  sehr  langer  Zeit;  die  Wälder  verändern 
sich  in  ihrem  Zustand  sehr  langsam;  für  das  ungeübte  Auge  wer- 
den viele  Verbesserungen  in  den  Wäldern  nicht  bald  bemerkbar 
und  deshalb  wird  dort  manchen  Neuerungen  oft  mit  Misstrauen 
begegnet.  Eine  ausführliche  Berechnung  könnte  den  direkten 
Vortheil  offenbaren,  doch  sind  solche  Berechnungen  noch  lange 
nicht  gebräuchlich,  wenigstens  nicht  bei  der  ungeheuren  Mehr- 
heit. Das  ist  ein  grosser  Stein  des  Hindernisses  für  die  regel- 
mässige Führung  einer  regelmässigen  Waldwirthschaft. 

In  Betreff  des  zweiten  Umstandes  muss  man  bemerken,  dass 
es  nicht  zu  erstaunen  ist,  wenn  man  sich  solcher  Ausgaben  ent- 
hält, deren  Zurückerstattung  erst  nach  längerer  Zeit  voraus- 
zusehen ist.  Man  braucht  nicht  grosser  Mathematiker  zu  sein, 
um  zu  wissen,  dass  eine  jetzt  verausgabte  Summe  von  1000  Rbl. 
mit  jedem  Jahre  bis  zu  ihrer  Wiedererstattung  durch  das  An- 
wachsen der  Prozente  sich  vergrössert;  1000  Rbl.  aber,  welche 
erst  in  einigen  Jahren  zu  empfangen  sind,  repräsentiren  gegen- 
wärtig aber  einen  Werth  von  weniger  als  1000  Rbl.  Sicher  findet 
sich  niemand,  welcher  einverstanden  wäre,  einer  fremden,  nicht 
nahestehenden  Person  1000  Rbl.  zu  leihen  unter  der  Bedingung, 
dieselbe  Summe  nach  10,  20  und  100  Jahren  zurückzuerstatten. 
Eine  einfache  Berechnung  wird  zeigen,  dass  1000  Rbl.  bei  57o  Zinsen 
auf  das  Kapital,  nach  100  Jahren  eine  Summe  von  131,500  Rubel 
bilden  werden,  ebenso  haben  1000  Rbl.,  welche  erst  nach  100  Jahren 
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eiDzunehmen   sind,   bei  demselben   Abzug   von    5  7o    gegenwärtig 
einen  Werth  von  nicht  mehr  als  7  Rbl.  60  Kop. 

Deshalb  sind  die  Befürchtungen  verständlich,  dass  bei  einer 
Wirthschaft  wie  die  Waldwirthschaft,  bei  der  langen  Dauer  ihres 
Umsatzes,  alle  Ausgaben  nicht  nur  spät  zurückerstattet  werden, 
sondern  durch  Zuwachs  der  Prozente  sich  bis  zu  ungeheuren 
Summen  vergrössern  müssen,  welche  bei  einem  verhältnissmässig 
so  billigen  Produkt,  wie  das  Holz  ist,  schwer  zu  erzielen  sind. 
Darin  besteht  aber  auch  die  Aufgabe  des  Försters,  Mittel  zu 
finden,  um  diese  Klippe  zu  umgehen.  Für  jemand,  der  mit  der 
Waldwirthschaft  vertraut  ist,  giebt  es  dazu  nicht  wenig  Wege. 
Ich  werde  dies  durch  Beispiele  erklären.  Nehmen  wir  zuerst 
das  unvortheilhafteste  Unternehmen,  wie  es  auf  den  ersten  Blick 
erscheint:  die  neue  Anpflanzung  von  Wald  an  einen  Ort,  wo  es 
denselben  früher  nicht  gab  und  welcher  sich  in  keinem  Zusammen- 
hang mit  der  Wirthschaft  irgend  eines  schon  bestehenden  Reviers 
befindet.  Nehmen  wir  an,  dass  wir  zur  neuen  Anpflanzung  des 
Waldes  auf  die  Desjatine  auch  nur  20  Rubel  brauchen.  Diese 
Desjatine  wird  in  60  Jahren  zum  Abholzen  reif  sein  und  kann  man 
dann,  wenn  die  Preise  mit  den  jetzt  bestehenden  gleich  sind, 
beim  Abholzen  derselben,  nehmen  wir  an  300  Rubel  erhalten. 
Für  den  Fall,  dass  man  das  Kapital  in  der  gegebenen  Gegend 
mit  5  7o  Zinsen  berechnet,  werden  die  von  uns  jetzt  verausgabten 
20  Rubel  in  60  Jahren  bis  zu  der  Summe  von  373  Rbl.  60  Kop. 
anwachsen,  d.h.  in  der  Erwartung  300  Rbl.  zu  erhalten,  werden 
wir  nicht  nur  aus  unserem  Land  keine  Einnahme  ziehen,  sondern 
auf  das  eingestellte  Kapital  sogar  noch  Verlust  erleiden.  Wenn 
wir  aber,  ohne  den  Ablauf  der  60  Jahre  abzuwarten,  schon  früher, 
zum  Nutzen  der  unnöthig  dicht  werdenden  Anpflanzung,  dieselbe 
durch  das  Aushauen  einer  gewissen  Zahl  von  Bäumen  lichten 
werden  und  von  dem  Verkauf  solcher  gefällten  Bäume,  nehmen 
wir  an,  eine  Einnahme  erzielen: 

bei  ihrem  15  jährigen  Alter  18  Rbl.  —  Kop. 
7)       Tf       '^0       „  „       17    „      50     „ 

so  erhält  die  Berechnung  ein  anderes  Aussehen: 
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18  Rubel  zu  5  ^/q  werden  in  den  übrigen  45  Jahren  bis  der 
Wald  reif  ist,  anwachsen  auf 161  Rbl.  73  Kop. 

I7Y2  Rubel  zu  5  ^/q  werden  in  den  übrigen 
Jahren,  bis  der  Wald  reif  ist,   anwachsen  auf       75    „      63     „ 

20  Rubel  zu  5  ^o  werden   in  den   übrigen 
15  Jahren,  bis  der  Wald  reif  ist,  anwachsen  auf      41     „      58     r» 

Am  Ende  des  60.  Jahres  wird  man  vom 
Verkauf  des  ganzen  Waldstückes  lösen  .     .     .     300    „      —     y, 

Summa      ~    578  Rbl.  94  Kop. 

Auf  diese  Weise  wird  es  Verluste  nicht  mehr  geben,  sondern 
wir  werden  die  Ausgaben  mit  den  Prozenten  zurückerhalten  und 
noch  einen  Ertrag  vom  Boden  erzielen. 

Ein  anderes  Beispiel.  Wir  haben  ein  Revier  von  7200  Des- 
jatinen.  Es  wird  Holzmaterial  unbedingt  von  80jährigen  Bäumen 
gefordert.  Ftir  das  Abholzen  einer  solchen  Desjatine  80jährigen 
Waldes  zahlt  man  nur  200  Rbl.  Bis  jetzt  wurden  für  die  Anzucht 
des  Waldes  gar  keine  Ausgaben  gemacht,  sondern  man  erwartete 
immer  das  Besäen  des  abgeholzten  Gehaues  durch  die  Natur 
selbst  und  gewöhnlich  gelang  das,  nur  vergingen  zehn  Jahre  bis 
das  Gehau  vollkommen  mit  jungem  Wald  bewachsen  wurde. 

Um  folglich  die  Möglichkeit  zu  haben,  jährlich  unbedingt 
80jährigen  Waid  abholzen  zu  können,  kann  man  jährlich  nur  ^9© 
Theil  des  Reviers  abholzen,  d.  h.  je  80  Desjatinen  und  erhält  eine 
Einnahme  von  je  16,000  Rbl.  Wenn  man  jedoch  sofort  nach  dem 
Abholzen  das  Gehau  mit  der  Hand  besäet,  mit  einer  Ausgabe, 
sagen  wir  von  10  Rubel  für  die  Desjatine,  so  braucht  man  nicht 
10  Jahre  auf  das  Bewachsen  des  Gehaues  zu  warten,  sondern 
kann  jährlich  Yso  Theil  des  Reviers  abholzen,  d.  h.  je  90  Desja- 
tinen im  Jahr  und  erhält  für  dieselben  18,000  Rbl.,  so  dass  nach 
Abzug  der  Ausgabe'  für  die  Anpflanzung  des  Waldes  auf  90  Des- 
jatinen eine  Einnahme  von  17,100  Rbl.  bleibt.  Hier  werden  die 
Auslagen  aber  nach  einem  Jahr  zurückerstattet  und  man  erhält 
noch  einen  Reingewinn,  da  man  1,100  Rbl.  mehr  als  früher  ein- 
nimmt. 

Aus  diesen  Beispielen  ist  es  nicht  mehr  schwer  zu  ersehen, 
dass  bei  einer  verständig  geleiteten  Wirthschaft  das  Kapital  ohne 
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Verlust  arbeiten  kann  und  dass  der  Termin  zur  Wiedererstattung 
des  Kapitals  bedeutend  verkürzt  werden  kann;  somit  ist  keine 
Ursache  vorhanden  zu  glauben,  dass  die  Waldwirthschaft  die  ihr 
nöthigen  Kapitalien  nicht  anziehen  könnte. 

Jedoch  darf  man  den  alten  Ausspruch  der  Volksweisheit 
nicht  vergessen:  „Der  Gewinn  und  der  Verlust  fahren  auf  einer 
♦Station". 

Der  Gewinn  ist  das  Resultat  des  gemeinsamen  Zusammen- 
wirkens aller  Elemente,  welche  den  Vortheil  der  Wirthschaft 
bedingen. 

Wenn  bei  uns  Nachfrage  nach  Holz  ist,  so  ist  für  dasselbe 
auch  Absatz  vorhanden;  wenn  wir  sowohl  genügend  Arbeitskräfte 
haben  als  auch  das  Kapital  zur  Waldwirthschaft  anziehen  können, 
so  muss  eine  verständige  Leitung  aller  dieser  Elemente  der  Wirth- 
schaft zum  Zwecke  ihres  gemeinschaftlichen  Zusammenwirkens 
unbedingt  einen  Vortheil  zur  Folge  haben. 

Wenn  jedoch  kein  Vortheil  errungen  ist  oder  wenn  einige 
Elemente  der  Wirthschaft  sich  weniger  wirksam  als  die  andern 
äussern,  obgleich  dieselben  zur  vollen  Wirkung  kommen  könnten, 
so  ist  dies  ein  augenscheinliches  Anzeichen  einer  nicht  genügend 
verständigen  Wirthschaft.  Darin  äussert  sich  direkt  der  Mangel 
an  Kenntnissen. 

Leider  ist  bei  uns   eine  solche  Erscheinung  keine  Seltenheit! 

Unstreitig  giebt  es  bei  uns  noch  Gegenden,  wo  der  Mensch 
beinahe  kraftlos  ist  zu  Gunsten  einer  erhöhten  Einnahme  vom 
Walde  sofort  irgend  etwas  Nützliches  zu  machen  und  wo  der 
^Mangel  an  bequemen  landwirthschaftlichen  Grundstücken,  bei 
übermässigem  Ueberfluss  von  Wäldern,  das  Abholzen  der  letzteren 
auf  ziemlich  bedeutenden  Flächen  fordert.  Dort  braucht  man 
sich  natürlich  nicht  zu  betrüben  wegen  der  Verwandlung  eines 
Theiles  der  Wälder  in  Heuachläge  und  Ackerland  und  braucht 
man  nur  passiv  die  Veränderung  der  ökonomischen  Verhältnisse 
abzuwarten.  Doch  nicht  von  solchen  ausschliesslichen  Gegenden 
sprechen  wir,  nicht  auf  sie  richtet  sich  unsere  Aufmerksamkeit. 
Nein,  es  thut  weh  zu  sehen,  wie  in  wenig  bewaldeten  Gegenden 
die  Wälder  verschwinden,   ohne   sich  in  Heuschläge  und  Wiesen 
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zu  verwandeln,  sondern  indem  sie  sich  in  nicht  produktionsfähi- 
ges Land  verwandeln,  mit  auf  denselben  hervorragenden  Baum- 
stumpfen oder  in  Flugsand ,  welcher  die  benachbarten  Felder  ver- 
sandet, und  es  ist  traurig,  die  Klagen  über  die  geringe  Ertrags- 
fähigkeit unserer  Wälder  und  ihren  schlechten  Zustand  dort  zu 
hören,  wo  die  Ursache  davon  nur  in  der  Nachlässigkeit  und  ün- 
kenntniss  der  Spezialitäten  der  Waldwirthschaft  liegt,  ja  in  der 
Unkenntniss  und,  was  noch  schlimmer  ist,  sogar  in  dem  Mangel 
jeden  Wunsches,  mit  dem  Umsatz  und  den  Bedingungen  der 
Waldwirthschaft  sich  bekannt  zu  machen.  Das  ist  der  Wurm^ 
welcher  hauptsächlich  an  den  unversehrten  Zustand  und  an  die 
Ertragsfähigkeit  unserer  Wälder  nagt.  Uns  fehlt  die  Sachkenntniss. 

Vor  allem  müssen  wir  gestehen,  dass  wir  wenig  wissen,  wozu 
jeder  Baum  mit  dem  grössten  Vortheil  verwandt  werden  kann 
und  was  er  in  Wirklichkeit  kostet;  wohin,  in  welchem  Umfange 
und  in  welcher  Bearbeitung  jede  Sorte  von  Holzmaterial  gefordert 
wird,  wie  auf  die  vortheilhafteste  Weise  die  Wege  für  den  Trans- 
port des  Holzes  einzurichten  sind,  welche  Produkte,  auf  welchem 
chemischen  und  mechanischen  Wege,  mit  welchem  Verlust  und 
mit  welchem  Gewinn  aus  dem  Holze  gewonnen   werden  können. 

Von  einer  solchen  Unkenntniss  haben  die  Waldeigenthümer 
nicht  wenig  Nachtheile;  das  Holz  müssen  sie  zu  dem  muthmass- 
liehen  Preis  verkaufen,  welchen  sie  dem  Käufer  abhandeln  können^ 
durchaus  aber  nicht  zum  wirklichen  Werthe  des  Holzmaterials. 
Die  Holzhändler  dagegen  benutzen  diese  Unkenntniss  der  Guts- 
besitzer und  ihrer  Verwalter  und  unterstützen  sich  gegenseitig 
in  ihrem  Bestreben  für  das  auf  dem  Stamme  zu  kaufende  Holz 
niedrige  Preise  zu  bieten.  Nur  dort,  wo  der  Waldeigenthümer 
die  Kenntnisse  zur  richtigen  Schätzung  des  Holzmaterials  besitzt, 
kann  er  vom  Händler  einen  Preis  verlangen,  welcher  an  den 
richtigen  Werth  nahe  herankommt,  ohne  für  den  Zustand  des 
Waldes  schädliche  kontraktliche  Bedingungen  zuzulassen. 

Wenn  jedoch  der  Waldeigenthümer  nicht  die  nöthigen  Kennt- 
nisse besitzt,  so  lässt  er  in  dem  Eifer  für  hohe  Preise  beim  Ver- 
kaufe solche  Vertragsbedingungen  zu,  welche  das  Abholzen  des 
Waldes   verderblich    machen,    sogar   in    solchen   Fällen,    wo    der 
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Umfang  der  Fläche,  welche  man  zum  Abholzen  anweist,  niclit 
die  Norm  der  Berechnung  übersteigt,  die  auf  Grund  der  Gesammt- 
grosse  des  Reviers  und  der  Umtriebszeit  kombinirt  wird. 

Wenn  man  z.  B.  nach  der  Berechnung  aus  irgend  einem  Re- 
vier 50  oder  60  Desjatinen  verkaufen  kann,  so  erklärt  sich  der 
Eigenthümer  oft  mit  Vergnügen  bereit,  diese  50  oder  60  Desja- 
tinen an  einer  oder  zwei  Stellen  anzuweisen,  welche  der  Kauf- 
mann wünscht,  wenn  nur  der  letztere  dafür  einen  höheren  Preis 
bietet;  der  Kaufmann  aber  giebt  mit  grossem  Vergnügen  den  er 
höhten  Preis,  um  die  Operation  zu  konzentriren,  da  er  selbst 
dabei  sich  grössere  Oekonomie  macht. 

Der  Eigenthümer  jedoch  wird  durch  diese  Erlaubniss  in  den 
meisten  Fällen  sein  Waldrevier  verwüsten,  da  auf  einer  so  breiten 
Fläche  die  Besamung  des  Bodens  durch  die  Natur  nicht  zu  er- 
warten ist. 

In  Nadelholzwäldern  verwandeln  sich  solche  Schläge  in  öde 
unproduktive  Flächen,  in  Laubwaldungen  dagegen  zeigen  sich 
statt  schöner  aus  Samen  gezogener  Nutzholzbäume  ein  junger 
Stammausschlag  und  Wurzelbrut,  welche,  wenn  dieselben  nicht 
vom  Wild  und  Hausvieh  abgeweidet  werden,  ein  zwar  nicht 
schönes,  aber  dennoch  nützliches  Wäldchen  liefern  können.  Bei 
unserer  Nachlässigkeit,  bei  unserer  Unkenntniss  und  Abneigung 
die  Wirthschaft  zu  führen,  lassen  wir  jedoch  auf  den  abgeholzten 
Flächen  den  neu  anwachsenden  Wald  ohne  die  nöthige  Pflege* 
Wir  holzen  den  Wald  ab,  scharren  das  dafür  erhaltene  Geld  zu- 
sammen, finden  sofort  eine  Gelegenheit  dasselbe  auszugeben  und 
kümmern  uns  dann  nicht  mehr  darum,  was  aus  der  abgeholzten 
Fläche  wird. 

Wenn  wir  auch  nur  den  kleinsten  Theil  des  vom  Verkauf 
des  Waldes  gelösten  Geldes  auf  die  Anpflanzung  eines  neuen 
Waldes  anwenden  würden,  so  würden  wir  den  ganzen  Bestand 
unseres  Waldreviers  sichern.  Es  giebt  jedoch  Avenig  Liebhaber 
für  eine  so  unbedeutende  Ausgabe.  Grösstentheils  lässt  man  das 
Gehaue  ohne  jede  Aufsicht.  Auf  demselben  ragen  vereinzelt 
kümmerliche  Bäumchen  hervor,  welche  selbst  das  schonungslose 
Beil   des   Händlers    verschmäht   hat,    das   Vieh    weidet  Jahr    aus 
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Jahr  ein  in  dem  Gehau,  tritt  die  aus  den  angeflogenen  Samen 
aufsprossenden  Pflänzchen  nieder,  benagt  den  Aussehlag  der  Baum- 
stumpfen.  Viele  Jahre,  Jahrzehnte  kämpft  die  Natur  mit  Hinder- 
nissen, besiegt  dieselben  oft  nicht,  und  wenn  es  auch  hier  und 
da  dem  einen  und  anderen  Bllumchen  gelingt  heranzuwachsen 
und  allmählich  das  ganze  Gehau  sich  mit  einem  spärlichen  An- 
wuchs bedeckt,  —  was  ist  dasselbe  dann!  Wenn  bei  einer  guten 
Pflege  auf  demselben  Platze  in  100  Jahren  50  Kubikfaden  Kern- 
holz heranwachsen  könnten,  so  wachsen  bei  unserer  Unordnung 
in  demselben  Zeitraum  höchstens  20 — 25  Kubikfaden  heraus. 

Wird  man  nicht  vielleicht  sagen,  dass  die  Verluste  von  einer 
derartigen  Vernachlässigung  der  Waldpflege  nicht  gross  sind? 
Um  einen  Begrifi^  von  der  Grösse  der  Verluste  zu  erhalten,  welche 
durch  derartige  Versäumnisse  verursacht  werden,  schlage  ich  vor, 
die  Hülfe  der  Zahlen  in  Anspruch  zu  nehmen;  ich  muss  jedoch 
bemerken,  dass  meine  Berechnung  einzig  den  Zweck  hat,  als 
♦Schema  zur  Erläuterung  zu  dienen;  sie  hat  keineswegs  die  Be- 
deutung eines  Faktums ,  welches  auf  genauer  Untersuchung  jeder 
in  die  Rechnung  gezogenen  Zahl  beruht.  Nehmen  wir  als  aus- 
schliessliches Beispiel  eine  breite  Zone  des  mittleren  und  west- 
lichen Russlands,  in  welchem  ungefähr  30  Millionen  Desjatinen 
enthalten  sein  sollten  und  wo  jährlich  Yioo  Theil  oder  gegen 
300,000  Desjatinen  zum  Abholzen  gelangen.  Auf  jeder  derartigen 
Desjatine  erhält  man  gegenwärtig  durchschnittlich  nicht  mehr  als 
1?5  Kubikfaden,  d.  h.  im  Ganzen  ungefähr  TVa  Millionen  Kubik- 
faden Kernholz.  Wenn  man  sich  aber  um  die  richtige  Pflege 
dieser  Wälder  und  um  ihre  rechtzeitige  Anpflanzung  kümmern 
würde,  so  würde  man  von  jeder  Desjatine  ungefähr  50  Kubikfaden 
oder  von  allen  Gehauen  jährlich  ungefähr  15  Millionen  Kubikfaden 
erhalten.  Folglich  fügt  uns  unsere  Nachlässigkeit  einen  Schaden 
zu,  welcher  ein  Quantum  von  7  72  Millionen  Kubikfaden  Kernholz 
beträgt,  welches  an  der  Stelle  und  auf  dem  Stamme,  nach  der 
niedrigsten  Abschätzung,  einen  jährlichen  Werth  von  ungefähr 
30  Millionen  Rubel  beträgt.     Eine  sehr  solide  Summe! 

Der  Ertrag  von  den  Wäldern,  in  denen  eine  einigermassen 
erträgliche  Ordnung  eingeführt  ist,  ist  schon  jetzt  durchaus  nicht 
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so  unbedeutend ,  wie  viele  glauben.  So  erzielte  man  z.  B.  in  den 
Kronswaldungen,  wenn  man  nicht  etwa  einzelne  in  Betreff  der 
Ertragsfähigkeit  ganz  besonders  hervorragende  Waldreviere  aus- 
sucht, sondern  die  nach  ganzen  Gouvernements,  den  Durchschnitt 
zieht,  im  Jahre  1886  die  Gesammteinnahme  vom  Verkauf  an  Holz 
und  Holzartikeln  auf  jede  Desjatine  Waldfläche  rund  gerechnet: 
Im  Gouvernement  Tula k  6^/%  Rbl. 
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Diese  für  ganze  Gouvernements  im  Durchschnitt  angeführten 
Einnahmen  erreichen  jedoch  lange  nicht  die  Ertragsfähigkeit 
einiger  einzelnen  Waldreviere,  wo  bereits  eine  intensivere  Wirth- 
schaft  existirt.  So  wurde  z.  B.  in  einem  der  einträglichsten  von 
allen  Waldrevieren,  nämlich  in  dem  der  Petrowski'schen  Land- 
wirthschaftlichen  Akademie  bei  Moskau  gehörigen  Waldrevier  in 
der  Grösse  von  253  Desjatinen  im  Jahre  1887  ein  Gesammt- 
ertrag  von  6949  Rbl.  9  Kop.  erzielt,  d.  h.  je  27  Rbl.  4672  Kop, 
von  jeder  Desjatine  Waldfläche.  Die  Ausgaben  dagegen  betrugen 
4106  Rbl.  10  Kop.,  so  dass  das  Waldrevier  einen  Reinertrag  von 
2842  Rbl.  99  Kop.  oder  von  11  Rbl.  23  Kop.  von  jeder  Desjatine 
ergab. 

Wir  sehen  aus  diesem  Faktum,  dass  bei  einer  intensiven  Wirth- 
schaft  der  Ertrag  vom  Walde  in  einigen  Fällen  die  Konkurrenz  mit 
der  Feldwirthschaft  aushalten  und  sogar  die  Ertragsfähigkeit  des 
Ackerbaues  übertreffen  kann.  So  war  es  auch  der  Fall  mit  dem 
Ertrage  des  Waldreviers  im  Vergleiche  mit  dem  Ertrage  der 
landwirthschaftlichen  Grundstücke  der  Petrowski'schen  Akademie. 
Das  Ackerland  der  Ferme  lieferte  im  Jahre  1887  von  der  Feld- 
wirthschaft einen  Reinertrag  von  9  Rbl.  40  Kop.;  vom  Wiesen- 
bau wurde  ein  Reinertrag  von  jeder  Desjatine  von  15  RbU 
72  Kop.  erzielt,  und  von  einer  Desjatine  Weideland  erhielt  man 
einen  Reinertrag  von  15  Rbl.,  zusammen  genommen  erhielt  man 
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von  der  Feldwirtlischaft,  vom  Wiesenbau  und  vom  Weideland 
im  Durchschnitte  einen  Reinertrag  von  11  Rbl.  19  Kop.  von 
jeder  Desjatine,  d.  h.  sogar  einige  Kopeken  weniger  als  vom 
Walde.  Diese  Ertragsfähigkeit  des  Petrowski'schen  Reviers  er- 
klärt sich  natürlich  hauptsächlich  durch  die  Lage  bei  der  Haupt- 
stadt; bei  welcher  die  der  Waldwirthschaft  ungünstigen  Faktoren, 
einen  geringen  Einfluss  ausüben,  dagegen  aber  die  Faktoren, 
welche  zu  Gunsten  dieser  Art  von  Wirthschaft  wirken,  in  den 
Vordergrund  treten  und  sich  ihr  Arbeitsfeld  erkämpfen.  Man 
könnte  mehr  als  ein  Beispiel  einer  so  grossen  Ertragsfähigkeit 
des  Waldes  bringen,  welcher  in  der  Nähe  des  Marktes  liegt,  auf 
welchem  hauptsächlich  der  unmittelbare  Konkurrent  und  nicht 
der  von  der  Courtage  lebende  Makler  und  Kommissionär  verkehrt. 
Es  wäre  in  der  That  richtiger,  die  Ertragsfähigkeit  solcher  Wälder 
mit  der  Ertragsfähigkeit  nicht  der  Feld-  und  Weideländereien  zu 
vergleichen,  sondern  mit  denjenigen  der  in  der  Nähe  der  Stadt 
am  höchsten  rentirenden  Länder  und  Gemüsegärten,  Baumschulen, 
Beerenfelder  u.  s.  w.  Dieses  letztere  Land  giebt  in  der  Nähe 
grosser  Städte  einen  Ertrag  von  erstaunlicher  Grösse,  mit  welchem 
nicht  nur  der  Ertrag  vom  Walde,  sondern  auch  vom  Acker,  der 
Wiese  und  der  Weide  nicht  konkurriren  kann.  Jedoch  muss 
man  andererseits  auch  den  Umstand  in  Betracht  ziehen,  dass  der 
Gemüse-  und  Gartenbau  in  der  Nähe  der  Stadt  schon  auf  der 
Grenze  zwischen  dem  produzirenden  und  dem  verarbeitenden 
oder  Fabriks- Gewerbe  steht.  So  sonderbar  es  auch  sein  würde, 
die  Ausdrücke  „Kohl-Fabrik",  „Salat-  und  Grün-Fabrik"  zu  hören, 
so  würden  diese  Ausdrücke  doch  ziemlich  genau  die  Lage  be- 
stimmen, welche  der  Gemüsebau  in  der  Umgegend  der  Stadt  in 
der  Reihe  der  verschiedenartigen  Gewerbe  und  Kenntnisse  ein- 
nimmt, welcher  die  Quelle  des  Unterhaltes,  des  Gewinnes  und  des 
Wohlstandes  der  Gesellschaft  und  ganzer  Länder  bilden.  Der 
Wald  wird  dagegen  immer  hinter  der  bezeichneten  Grenzscheide 
und  auf  der  Seite  des  produzirenden  Gewerbes  bleiben,  in  dieser 
Eigenschaft  des  Waldes  sind  sowohl  die  schwachen  als  auch  die 
günstigen  Seiten  der  Waldwirthschaft  enthalten.  Wir  können  uns 
die   höchste  Stufe  der  Intensität   der  Forstwirthschaft    vorstellen 
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und  zugleich  damit  ihre  vollständige  Befreiung  von  allen  den 
Banden ;  durch  welche  dieselbe  gegenwärtig  gefesselt  wird.  Unter 
dem  Einfluss  der  Berichte  von  der  erweiterten  Sphäre,  welche 
die  Anwendung  der  Holzmasse,  des  Vanilins,  der  Holzwolle, 
des  Spiritus,  des  Weins  und  anderer  Waldprodukte  erfährt, 
können  wir  uns  die  lichteste  Zukunft  unseres  Waldes  ausmalen, 
seinen  allgemeinen  und  allmächtigen  Einäuss  auf  das  Leben  und 
<lie  Wohlfahrt  der  Völker.  Unter  keiner  Bedingung  können  wir 
aber  behaupten,  dass  die  Intensität  der  Waldwirthschaft  und 
folglich  auch  die  Ertragsfähigkeit  (der  Gesammtertrag)  jemals  die 
Intensität  oder  die  Ertragsfähigkeit  anderer  Arten  der  Industrio 
übersteigen  wird,  zu  denen  die  Waldwirthschaft  gehört,  d.  h.  der 
produzirenden  Industrie.  Die  Waldwirthschaft  ist  die  am  wenig- 
sten bewegliche  Wirthschaft  in  der  Reihe  der  Wirthschaftsarten 
der  produzirenden  Industrie.  Die  geringe  Beweglichkeit  derselben 
ist  nicht  nur  ein  äusserliches  Kennzeichen,  sondern  auch  eine 
Orundeigenschaft  derselben  und  deshalb  kann  sie  nicht,  ohne  ihre 
Grundzüge  zu  verändern,  sich  den  Verhältnissen  des  Marktes 
schnell  anpassen,  kann  auch  nicht  schnell  Kapitalien  einsaugen 
und  sodann  festhalten,  und  dieselben  so  vergüten,  wie  dies  das 
Gemüseland,  das  Feld,  der  Garten,  die  Baumschule  u.  s.  w.  im 
«Stande  sind.  Der  Waldeigen thtiraer  darf  diese  Eigenschaft  des 
Waldes  nicht  vergessen  und  von  demselben  nicht  mehr  fordern 
als  er  geben  kann.  Der  Waldeigenthümer  darf  aber  zugleich  auch 
diejenigen  Bequemlichkeiten  nicht  aus  dem  Auge  lassen,  welche 
jede  wenig  bewegliche  Wirthschaft  bietet,  darunter  auch  die  Wald- 
wirthschaft. Darüber  werde  ich  aber  bei  Besprechung  der  Frage 
von  der  Waldwirthschaft  vom  politisch -ökonomischen  Gesichts- 
punkt aus  ausführlicher  handeln.  Jetzt  wollen  w^ir  uns  zu  prak- 
tischen Fragen  wenden. 

Nachdem  wir  von  der  möglichsten  Intensität  der  Wald- 
wirthschaft gesprochen  haben,  können  wir  uns  von  dem  Gedanken 
nicht  frei  machen,  dass  dies  alles  Fragen  der  Zukunft,  vielleicht 
der  fernen  Zukunft  sind  und  deshalb  können  sie  für  den  Zeit- 
genossen, für  den  praktischen  Wirth  vielleicht  sogar  als  müssige 
Fragen   erscheinen:   ihre    Entscheidung   in   dem    einen   oder   dem 
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anderen,  im  positiven  oder  negativen  Sinn  kann  der  gegenwär- 
tigen Bewegung  zu  Gunsten  der  Forstwirthschaft  keinen  Impuls 
geben,  sie  kann  dem  praktischen  Wirth  nicht  als  Stimulus  dienen^ 
von  seiner  Seite  Massregeln  zur  Verbesserung  der  Wälder  zu 
treffen,  sie  legt  uns  endlich  keine  grössere  moralische  Verantwor- 
tung für  das  eine  oder  das  andere  Verhältniss  zum  Walde  auf: 
dies  ist  Sache  der  Zukunft  denkt  der  gegenwärtige  Waldeigen- 
thümer  und  unsere  Kinder,  von  dem  Strom  der  Begebenheiten 
getrieben,  werden  sicher  mehr  Mittel  und  ein  grösseres  Bedürfnis^ 
haben,  sich  eingehender  mit  der  Frage  von  der  Intensität  zu 
beschäftigen,  ihr  einen  praktischen  Untergrund  zugeben,  um  aus 
ihrer  Lösung  fühlbaren  Nutzen  zu  ziehen. 

Wirklich  ist  es  für  den  Zeitgenossen  praktischer,  sich  zu 
fragen,  in  wie  weit  unsere  Wälder,  welche  in  einen  so  traurigen 
Zustand  gebracht  sind,  dass  derselbe  fast  jeden  Tag  in  den  Zei- 
tungen konstatirt  wird,  der  Verbesserung  und  der  Wiederherstel- 
lung fähig  sind.  Noch  praktischer  und  sicher  zur  Sache  ist  die 
Frage:  lohnt  es  sich  gegenwärtig,  sich  mit  der  Wiederherstellung 
der  Wälder  abzumühen,  wird  das  nicht  ein  vergeblicher  Verlust 
von  Arbeit,  Zeit  und  Geld  sein,  und  wenn  dies  nicht  der  Fall 
ist,  giebt  es  Gründe  und  Thatsachen,  dass  der  Eigenthümer,  wenn 
er  sich  mit  der  Sache  befasst,  nicht  zur  bitteren  Enttäuschung 
und  zur  niederdrückenden  Ueberzeugung  von  der  vollständigen 
Unmöglichkeit,  die  Sache  zu  verbessern  und  von  der  Undankbar- 
keit des  begonnenen  Unternehmens  gelangt. 

Um  auf  diese  Frage  zu  antworten,  wollen  wir  sehen,  was 
die  Thatsachen  sagen,  welche  von  Personen  erprobt  und  bezeugt 
sind,  welche  an  verschiedenen  Enden  Russlands  leben  und  nicht 
voraussetzen,  dass  man  sich  ihre  übereinstimmenden  Angaben 
benutzen  würde,  um  die  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  der  Ver- 
besserung unserer  Wälder  zu  bestätigen. 

Die  Thatsachen  sagen  folgendes:  Im  Moskauer  Gouvernement 
bedecken  sich  die  früher  umgepflügten,  später  ausgehungerten  und 
jetzt  brach  liegenden  Felder  schnell  mit  Wald,  anfangs  mit  Birken- 
gehölz und  nachher  auch  mit  Kiefern  und  Fichten,  sobald  auf 
diesen  Flächen   kein   weidendes  Vieh   die  jungen  Pflanzen    und 
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Triebe  verbeist  und  niedertritt.  Die  wüsten,  beinahe  kahlen  Step- 
pen der  Sandwüsten  des  Naryn  in  der  Bukejewschen  Horde, 
welche  sich  in  Folge  der  unverständigen  Benutzung  des  Waldes 
gebildet  haben,  der  einst  auf  dieser  ungeheuren  Fläche  (ungefähr 
120,000  Desjatinen)  wuchs,  haben  bis  heute  nicht  die  Fähigkeit 
verloren,  Wald  zu  erzeugen;  nach  Versicherung  der  örtlichen 
Behörde  und  der  dort  gewesenen  Spezialisten  im  Forstfache 
braucht  man  nur  ein  bestimmtes  Revier  einzuhegen,  um  dem 
Vieh  den  Zutritt  zu  verwehren,  so  wird  auf  dem  Sand,  nachdem 
die  einzelnen  Bäume,  die  kläglichen  Reste  des  früheren  Waldes, 
auf  demselben  ihre  Samen  ausgestreut  haben,  junger  Wald  sich 
zu  bilden  anfangen  und  in  Folge  der  in  nicht  tiefen  Schichten 
der  Erde  enthaltenen  Feuchtigkeit  in  kurzer  Zeit  Lebensfähigkeit 
erhalten  und  aus  sich  selbst  zu  einem  richtigen  Wald  heran- 
wachsen. Dasselbe  Verfahren,  d,  h.  den  Schutz  der  Fläche  vor 
dem  Zertreten  und  Aufwühlen  des  Bodens  durch  das  Vieh,  machte 
es  der  Krone  möglich,  im  Kigewschen  Gouvernement  (so  viel  ich 
mich  erinnere,  im  Kreis  und  im  Forstbezirk  Tscherkask)  ein  voll- 
ständig zu  Grunde  gegangenes  ziemlich  bedeutendes  Waldrevier 
wieder  zu  erneuem,  zudem  auf  Flugsand,  welcher  der  angren- 
zenden Bevölkerung  drohte,  die  bebauten  Ländereien  und  Weiden 
zu  verschütten. 

„Die  natürliche  Bewaldung  der  Schläge  in  den  Gouvernements 
Ufa  und  Orenburg",  ist  in  einem  offiziellen  Dokument  gesagt, 
„geht  sehr  erfolgreich  vor  sich".  Ebensolche  Erklärungen  hin- 
sichtlich der  Wiederaufforstung  von  Niederwald  sind  vorhanden 
aus  den  Gouvernements:  Kasan,  Orel,  Wolhynien,  Stawropol, 
Tula,  Bessarabien,  Cherson,  Kursk,  Charkow,  Jekaterinoslaw  und 
Taurien;  in  Betreff  hochstämmigen  Waldes  ist  jedoch  gesagt,  dass 
zur  Verjüngung  desselben  entweder  die  sehr  grosse  Breite  der 
Gehaue ;  das  Ueberwachsen  derselben  durch  dichtes  Gras,  die 
Verschüttung  durch  liegengelassene  Aeste,  Stammgipfel  und  der- 
gleichen Holzabfälle,  oder  das  unverständige,  richtiger  gesagt, 
nicht  regulirte  Weiden  des  Viehs  im  ganzen  Wald  ein  Hindemiss 
bildet.  Ueberhaupt  sprechen  die  Thatsachen  in  Betreff  der  natür- 
lichen Verjüngung  der  Schläge   selbst  in  wenig  bewaldeten  Ge- 
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gendcn  fast  alle  zu  Gunsten  der  Meinung,  dass  wenn  man  dem 
Anwüchse  auf  den  Schlägen  eine  auch  nur  geringe  Pflege  erweist, 
welche  nicht  einmal  immer  mit  Geldopfern  verbunden  ist,  auf 
russischem  Boden  Wald  mit  Erfolg  auf  Wald  wächst  und  dass 
man  sein  Gebiet  sogar  erweitern  kann.  Ich  sage  fast  und  denke 
nicht  daran,  vor  dem  Leser  einige  in  anderem  Sinne  eingelau- 
fenen Berichte  zu  verbergen.  So  schreibt  man  aus  den  Gouverne- 
ments Cherson  und  Woronesh,  dass  die  natürliche  Verjüngung 
der  Kiefer  dort  äusserst  unbefriedigend  vor  sich  geht,  denn  die 
örtlichen  Boden-  und  Klima -Verhältnisse  sind  der  Verjüngung 
dieser  Baumart  ungünstig;  augenscheinlich  wächst  die  Kiefer  hier 
auf  der  Grenze  ihrer  südlichen  Verbreitung  und  folglich  unter 
dem  Einfluss  des  Minimums  der  Bedingungen,  welche  ihre  Existenz 
als  Waldart  bestimmen.  Ebenso  wenig  tröstliche  Nachrichten 
kommen  aus  den  Gouvernements  der  Weichselgegend  und  den 
ihnen  benachbarten  Gouvernements,  doch  erklären  sich  dort  die 
Ursachen  der  erfolglosen  natürlichen  Verjüngung  des  Hochwaldes 
nicht  durch  Boden-  und  Klima-Verhältnisse,  sondern  einfach  durch 
das  nicht  genügend  rationelle  technische  Verfahren  bei  der  Aus- 
nutzung des  Waldes  und  durch  einige  schwere  Verpflichtungen 
von  Seiten  des  Waldeigenthümers  in  Bezug  auf  die  benachbarte 
Bevölkerung  (Servituten).  In  den  südlichen  Steppen-Gouverne- 
ments, z.  B.  in  Jekaterinoslaw,  und  in  einigen  anderen  erklärt 
man  die  ungünstigen  Erfolge  der  natürlichen  Wald  Verjüngung 
dadurch,  dass  in  Folge  der  häufig  eintretenden  Morgenfröste  im 
Frühjahr  die  Baumblüthen  zerstört  werden  und  keine  reichen 
Samenjahre  vorkommen. 

In  allen  diesen  Fällen  kann  man  aber  durch  künstliche  An- 
zucht des  Waldes  helfen.  Was  sagen  nun  die  Thatsachen  in  Be- 
treff dieser  Frage?  Sind  bei  uns  Waldkulturen  möglich  im  Sinne 
von  wirthschaftlichen  Operationen  und  nicht  blos  der  Kultur  von 
Bäumen  in  Parkanlagen  und  in  Alleen,  ist  es  bei  uns  zweck- 
mässig, sich  damit  in  einem  Umfang  zu  beschäftigen,  welcher 
durch  die  Natur  der  Waldwirthschaft  bedingt  wird,  und  wie 
theuer  kommt  diese  Massregel  zu  stehen  —  dass  sind  Fragen,  auf 
welche  die  Leute  Antwort  geben  müssen,   welche  empfehlen,  in 
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RusslaDd  Wald  zu  säen  und  zu  pflanzen.  Tausende  von  Werst  von 
Schutzpflanzungen,  welche  längs  der  Eisenbahnlinien  angelegt  sind 
mit  dahinter  befindlichen,  ihrer  Grösse  und  ihrer  Qualität  nach 
bewunderungswtirdigen  Baumschulen  (z.  B.  in  Funduklejewka) 
dienen  als  bester  Beweis  für  die  Möglichkeit  der  Kultur  von 
Baumarten  in  allen  Zonen  Russlands.  In  Wirklichkeit  kann  man 
diese  Schutzpflanzungen  nicht  für  einen  Beweis  der  erwähnten 
Möglichkeit  halten,  da  ein  Schutz  der  Eisenbahnen  durch  Pflanzen 
zum  grössten  Theil  aus  Straucharten  gebildet  wird  und  Sträucher 
unter  etwas  anderen  und  dazu  günstigeren  Bedingungen  wachsen 
als  Baumarten;  die  Sträucher  haben  den  Fuss  bedeckt,  das  herab- 
fallende Laub  wird  nicht  fortgeweht,  an  den  Zweigen  befinden 
sich  viele  Dornen,  welche  vor  Vieh  schützen,  und  giebt  es  für 
sie  überhaupt  viele  Mittel,  dort  Jahrzehnte  auszudauern,  wo  ein 
Baum  mit  hohem  Stamm  schon  aufhört  zu  wachsen. 

Wenn  also  die  Anpflanzungen  zum  Schutze  der  Wege  kein 
Beweis  sind,  so  muss  man  sich  die  Baumschulen  der  Krone  in 
der  Steppe  betrachten  —  in  Gross -Anadolsk,  Berdjansk,  Asow 
und  unterwegs  die  Donschen  Kulturen  in  Augenschein  nehmen, 
welche  unter  Leitung  von  F.  E.  Tichonow  so  erfolgreich  gedeihen 
und  die  sich  dadurch  eines  beneidenswerthen  Bekanntseins  und 
Ruhmes  erfreuen;  muss  man  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Arbeiten 
von  Szawitsch  in  den  Gebieten  der  Kosaken  am  Ural  richten ,  muss 
man  im  Gouvernement  Tula-Schatilow,  im  Gouvernement  Moskau 
das  Gut  von  Uwarow,  im  Gouvernement  Nishni-Nowgorod-Ustino- 
witsch  besuchen.  Wenn  ich  daran  denken  wollte,  alle  Beispiele  auf- 
zuzählen, die  von  der  Möglichkeit  der  künstlichen  Waldanzucht  bei 
uns  überzeugen  könnten,  so  würde  ich  riskiren,  den  Leser  durch 
ein  langes  Verzeiehniss  von  Namen  und  Personen,  welche  sich 
erfolgreich  damit  beschäftigen,  zu  ermüden.  Man  kann,  glaube 
ich,  ohne  zu  irren  sagen:  in  welchem  Gouvernement  (aus  der 
Zahl  jener,  wo  das  neue  Gesetz  in  seiner  vollen  Ausdehnung  wirkt) 
der  Leser  auch  lebe,  so  hat  er  die  Möglichkeit  innerhalb  der  Gren- 
zen seines  eigenen,  im  äussersten  Falle  des  benachbarten  Gouverne- 
ments, wenn  auch  nur  einzelne,  so  doch  vollkommen  überzeugende 

Beispiele  der  künstlichen  Waldkultur  sowohl  auf  Krons-  als  auch 
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auf  Privatgütern  zu  beobachten.  Die  Krone  zählt  unter  ihren 
Wäldern  gegen  70,000  Desjatinen  gesäeten  und  gepflanzten  Walde» 
und  verausgabt  jährlich  ungefähr  65,000  Rubel  auf  neue  Wald- 
kulturen sowohl  auf  Schlägen  im  Walde  als  auch  in  waldlosen 
Gegenden,  in  den  Steppen  und  auf  dem  Sande.  Wem  es  bekannt 
ist,  wie  vorsichtig  um  nicht  zu  sagen  geizig  die  Krone  überhaupt 
aller  Art  Geldausgaben  bewilligt,  darunter  auch  zu  Waldkulturen, 
den  wird  die  angeführte  Summe  auf  den  Gedanken  bringen,  dass 
es  denn  doch  in  den  Arbeiten  der  Waldkulturen,  welche  in  Krons- 
wäldern ausgeführt  sind,  irgend  welche  positive,  fühlbare  Resul- 
tate vorhanden  sein  müssen,  wenn  die  Controle  nicht  gegen  die 
Anweisung  der  genannten  Summe  zur  Disposition  der  Krons- 
Administration  protestirt.  Die  beigelegte  Karte  zeigt  übersicht- 
lich, wie  der  Wald  in  den  gegenwärtigen  Kronswäldern  wächst» 
So  viel  von  der  Möglichkeit.  Man  fragt  aber  auch  danach 
—  und  als  praktischer  Wirth  auch  vollkommen  berechtigt  —  ob 
es  bei  uns  geeignet  sei,  sich  jetzt  sowohl  mit  der  Anpflanzung 
von  Wald  als  auch  überhaupt  mit  der  Waldwirthschaft  zu  be- 
schäftigen. Das  ist  immerhin  die  Sache  eines  Spezialisten  und 
nicht  eines  Bauern;  die  Sache  erfordert  ja  einige  Vorkehrungen  im 
Gute,  erfordert  intelligente  Leute,  Inventar,  eine  gewisse  Form  von 
Betriebskapital  oder  von  Rohmaterial.  Dem  Bauer  fehlt  dieses; 
kann  man  dies  Alles  in  der  nächsten  Gouvernementsstadt  erhalten, 
mit  welchen  Umständen  ist  dies  verbunden,  muss  man  sich  nicht 
nach  Moskau,  St.  Petersburg  und  vielleicht  sogar  nach  dem  Aus- 
land wenden.  .  .  .  Alle  diese  Befürchtungen  waren  vor  nicht  langer 
Zeit  —  vor  fünfzehn,  sogar  vor  zehn  Jahren  —  vollkommen  be- 
gründet. Zu  jener  Zeit  stand  demjenigen,  welcher  daran  dachte 
sich  damit  zu  befassen,  ungefähr  folgende  Aussicht  bevor:  man 
musste  aus  Böhmen  einige  „Brüder"  verschreiben,  welche  aus 
irgend  einem  Grunde  bis  heute,  wenigstens  bei  uns,  als  die  besten 
Meister  in  allen  Kultur-  und  Erziehungs-Angelegenheiten  anerkannt 
wurden,  oder  man  musste  sich  nach  Brandenburg  wenden  und  von 
dort  einen  Mann  kommen  lassen,  welcher  ausser  Gott  niemand 
fürchtet,  niemand  ausser  seinen  Landsleuten  für  fähig  zur  Wald- 
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anzucbt  hält,  und  der,  wenn  er  auch  40  Jahre  inmitten  rein  russi- 
scher Bevölkerung  lebt,  dennoch  seine  Pflicht,  in  seine  Heimath 
zurückzukehren  nicht  vergisst,  und  deshalb  weder  russisch  zu 
sprechen,  noch  russisch  zu  denken,  und  noch  weniger  russisch 
zu  fühlen  lernt.  Nachdem  man  mit  dem  Personalbestande  und 
der  Arbeitskraft  irgendwie  zu  Stande  gekommen  war,  musste  man 
sich  nach  Darmstadt  mit  der  Bitte  um  Zusendung  von  Kiefern- 
samen  wenden,  und  zwar  unbedingt  zu  Keller  und  unbedingt  zum 
Preise  von  ungefähr  5  Rbl.  für  das  Kilo,  sodann  ebenfalls  aus 
dem  Auslande  Pfähle  von  Butlar,  Schaufeln  von  AUeman  oder 
Heyer,  Qabeln  und  Sägen  ebenfalls  von  bekannten  Erfindern  ver- 
schreiben und  überhaupt  sich  mit  allen  nothwendigen  Instrumenten 
zur  Waldkultur,  Diagnose  und  Chirurgie  versehen.  Summa  sum- 
marum  kostete  die  Einrichtung  nicht  wenig  Geld  und  fast  noch 
mehr  kostete  die  Unruhe,  die  Plage  und  die  Nothwendigkeit,  sich 
der  unerschrockenen  Natur  des  Brandenburgers  anzupassen,  welcher 
—  solche  Fälle  kamen  vor  —  wegen  Kaffee  und  Wurst  jeden 
Augenblick  die  Sache  im  Stich  lassen  und  einen  bei  sehr  kläg- 
lichem Interesse  verlassen  konnte.  Jedoch  tempora  mutantur: 
wie  fast  in  allem  anderen,  so  haben  wir  uns  auch  hinsichtlich  der 
Wälder  fast  nur  im  letzten  Jahrzehnt  so  eingerichtet,  dass  wir 
die  Sache  mit  grösseren,  ja  sogar  ungleich  grösseren  Bequemlich- 
keiten führen  konnten. 

Nehmen  wir  an,  um  die  gegenwärtige  Lage  in  angegebener 
Beziehung  bequemer  zu  kennzeichnen,  dass  jemand  ein  Q-ut  mit 
ruinirtem  Wald  geerbt  oder,  was  noch  gewöhnlicher  ist  (leider  — 
wollen  wir  hier  bemerken)  ein  solches  von  der  Bank  auf  dem 
Wege  der  Versteigerung  verkauftes  erworben  hat  und  dasselbe 
zu  verbessern  wünscht,  zum  Theil,  indem  er  sich  den  zur  Wald- 
vernichtung führenden  Methoden  bei  seiner  Benutzung  widersetzt, 
zum  Theil  auf  dem  Wege  positiver  Ausgaben  auf  die  Kultur  und 
andere  Arbeiten  im  Walde.  Als  eine  mit  dieser  Sache  unbe- 
kannte Person  muss  er  sich  mit  einem  Spezialisten  darüber  be- 
rat hen,  womit  er  anfangen  soll  und  wie  hoch  ungefähr  die  von 
ihm  geplante  Sache  kommen  Avird.  Einen  solchen  Spezialisten 
findet  er  in  seiner  eigenen,  oder  am  allerweitesten  in  der  nächsten 
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benachbarten  Stadt  in  der  Person  des  Revisor-Instruktors  der  Krons- 
verwaltung; er  wendet  sich  an  denselben  auf  Grund  des  Gesetzes^ 
folglich  unbehindert;  und  auf  Grund  desselben  Gesetzes  giebt  der- 
selbe,  vollkommen  unentgeltlich,  seinen  Rath,  wie  er  zu  handeln 
hat,  wenn  der  Thatbestand  ausführlich  angegeben  wird;  fUUt  dies 
aber  dem  Gutsbesitzer  als  einem  NichtSpezialisten  schwer,  so  kann 
er  den  Revisor-Instruktor  zu  sich  auf  das  Gut  einladen  und  ihm 
den  Wald  zeigen.  Für  die  Fahrt  zu  ihm  und  für  die  Zeit  seines 
Aufenthaltes  auf  dem  Gute  hat  er  dem  Revisor-Instruktor  das 
vom  Gesetz  bestimmte  (s.  S.  123  der  Beilage  zum  ersten  Ka- 
pitel —  die  Instruktion  für  die  Revisor -Inspektoren)  Fahrten 
und  Tagegeld  zu  zahlen,  ohne  zu  handeln  oder  sich  daran  zu 
kehren,  dass  er  vielleicht  sehr  wenig  giebt.  Nachdem  der  Revisor- 
Instruktor  das  Revier  am  Orte  angesehen  hat,  wird  er  die  noth- 
wendigen  Massregeln  angeben,  durch  deren  Anwendung  man  im 
Stande  sein  wird,  den  Wald  in  einen  besseren  Zustand  zu  bringen. 
Man  kann  im  Voraus  sagen,  dass,  wenn  der  Wald  sich  nicht 
in  ausnahmsweise  schlechten,  sondern  in  mittelmässig  schlechten 
Verhältnissen  eines  russischen  gutsherrlichen  Waldes  befindet,  der 
Revisor-Instruktor  Massregeln  anempfehlen  wird,  welche  durch 
ihre  Einfachheit  in  Erstaunen  setzen  werden,  welche  so  einfach 
sein  können,  dass,  um  sie  zum  grössten  Theil  auszuführen,  es 
genügend  sein  wird,  nur  einen  flinken  und  gewissenhaften  ein- 
fachen Forstaufseher  zu  haben,  und  wenn  das  Revier  gross  ist, 
ihm  dagegen  noch  einige  Wald  Wächter  zu  geben.  Alles  das,  was 
der  Forstaufseher  mit  den  Wächtern  nicht  im  Stande  sein  wer- 
den auszuführen,  können  entweder  sie  selbst  oder  ihr  Gutsver- 
walter anordnen,  indem  sie  pünktlich  die  schriftlichen  Rathschläge 
des  Revisor-Instruktors  befolgen.  Vielleicht  aber  ist  der  Wald 
so  ruinirt,  dass  zur  Wiederherstellung  seiner  Fähigkeit  zum  wei- 
teren Wachsthum  es  nach  Meinung  des  Instruktors  nöthig  er- 
scheint, zur  künstlichen  Waldanzucht  oder  zu  solchen  Massregeln 
zu  schreiten,  welche  die  beständige  Anwesenheit  eines  besonderen 
Technikers  im  Revier  erfordern.  So  einfach  die  Aussaat  und  die 
Anpflanzung  von  Wald  auch  ist,  so  erfordert  sie  doch  eine  ge- 
wisse Vorbereitung,  gewisse  Kenntnisse  und  insbesondere  Uebung 
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in  der  Sache  und  kann  daher  in  einem  solchen  Falle  die  Gewandt- 
heit und  Gewissenhaftigkeit  des  einfachen  Forstaufsehers  allein 
nicht  genügend  sein. 

Man  kann  aber  jede  gewünschte  Garantie  dafür  geben,  dass 
zur  Führung  der  Waldkultur  und  zur  allmählichen  die  Erneuerung 
des  Waldes  fördernden  Abholzung  weder  eine  gründliche  Bekannt- 
schaft mit  der  Theorie  der  Auswahl  und  Ausscheidung,  noch  die 
Kenntniss  mit  den  Stäben  und  dem  Repetir-Theodolit  umzugehen, 
noch  auch  die  Folgerung  der  schlauen  Formel  der  Pflanzung  zu  fünf 
und  zu  drei  durchaus  noth wendig  ist;  deshalb  kann  man  dreist 
einen  Spezialisten  zu  sich  in  den  Dienst  nehmen,  welcher  in  den 
aufgezählten  Kenntnissen  durchaus  nicht  sattelfest  zu  sein  braucht, 
nicht  destoweniger  aber  gesehen  hat,  wie  die  Waldwirthschaft 
geführt  wird,  dieselbe  im  Walde  gelernt  hat  und  aus  Erfahrung 
es  versteht,  Waldmanipulationen  vorzunehmen  und  sich  sowohl 
im  Walde  als  auch  in  den  Waldbedingungen  zu  orientiren.  Für 
einen  nicht  grossen  Wald  (von  1 — 2000)  kann  man  einen  solchen 
Spezialisten  für  400—600  Rubel  jährlich  unter  denjenigen  jungen 
Leuten  erhalten,  welche  in  niederen  Forstschulen  oder  in  Krons- 
förstereien gelernt  haben. 

Allerdings  existiren  solche  Schulen  bei  uns  erst  seit  kurzem  und 
man  kann  im  Anfange  vielleicht  Schwierigkeiten  haben,  einen  solchen 
Mann  zu  finden,  da  dieselben  für  den  Kronsforstdienst  fast  alle  noth- 
wendig  sind.  Dann  kann  man  aber  auf  folgende  Weise  verfahren: 
man  schiebe  die  Massregeln,  welche  die  Gegenwart  eines  Spezialisten 
erfordern,  auf  ungefähr  zwei  Jahre  auf  —  das  ist  in  der  Wald- 
wirthschaft ein  unbedeutender  Termin  —  und  benutze  diese  Zeit 
für  die  Vorbereitung  alles  Nothwendigen,  z.  B.  für  die  Kulturen. 
Erstens  bereite  man  sich  selbst  einen  Spezialisten  vor.  In  einer 
Kreisstadt  oder  in  einem  grossen  Flecken  findet  der  Gutsbesitzer 
gegenwärtig  einen  Ueberfluss  an  jungen  Leuten,  welche  nicht 
wissen,  wie  sie  ihre  weiteren  Kenntnisse  in  Dezimalzahlen  und 
Nebensätzen  anwenden  sollen  und  die  mit  Vergnügen  auf  die  erste 
AuflForderung  bereit  sind,  auf  Kosten  eines  Gutsbesitzers  auf  zwei 
Jahre  zu  einem  Kronsförster  in  die  Lehre  zu  gehen,  unter  der 
Bedingung,    dass   sie  nach  Beendigung  der  Lehrzeit  das    vorge- 
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schriebene  Examen  machen,  die  Würde  eines  Spezialisten  erhal- 
ten und  zu  ihm  in  den  Dienst  treten.*) 

Wenn  man  nicht  nur  sparsamer  Wirth  ist,  sondern  auch 
Liebe  zu  den  Landsleuten  und  zur  Heimath  hat,  so  wird  man 
diesen  letzteren  Rath  befolgen,  da  man  auf  einen  Schlag  mehrere 
Zwecke  erreicht:  man  sichert  sich  einen  ergebenen  und  dankbaren 
Arbeiter,  man  erweist  einem  Landsmann  eine  Wohlthat  und  öffnet 
zugleich  einem  des  Lesens  und  Schreibens  kundigen  Russen  einen 
Ausweg  aus  einem  verhexten  Ring.  Dabei  wird  dies  alles  für 
die  ganze  Lebenszeit  des  Zöglings  in  der  Förterei  nur  200  Rubel 
kosten.  In  zwei  Jahren  wird  er  im  Stande  sein,  im  Walde  auf 
Verlangen  des  Gutsbesitzers  oder  unter  Anleitung  seines  Verwal 
ters  alles  zu  machen.  Wenn  man  einen  letzteren  nicht  hat  und 
selbst  nicht  auf  dem  Gute  wohnt,  so  verständige  man  sich  wiederum 
mit  dem  Revisor-Instruktor  oder  mit  dem  zunächst  zum  Walde 
befindlichen  Kronsförster,  welche  sich  für  eine  verhältnissmässig 
unbedeutende  Summe  bereit  finden  werden,  zwei  Mal  jährlich 
(mehr  ist  es*  nicht  nöthig)  in  den  Wald  zu  kommen,  die  Arbeit 
des  Technikers  zu  revidiren  und  ihm  Anweisungen  für  seine  wei- 
tere Thätigkeit  zu  machen. 

Zweitens  muss  man  im  Verlauf  dieser  Zeit  dafür  Sorge  tra- 
gen, für  die  erste  Zeit  Material  zur  Pflanzung  zu  schaffen.  Das- 
selbe kann  man  von  der  Krons- Forst  Verwaltung  erhalten,  wenn 
man  sich  an  sie  mit  der  Bitte  darum  nach  der  vorschriftsmässigen 
Ordnung  wendet  (trotz  allen  Spottes  und  Tadels  sind  die  Beamten 
sowohl  des  Forstwesens  als  auch  überhaupt  jeder  Kronsverwaltung 
gewohnt,  alles  nur  innerhalb  der  Grenzen  der  vorschriftsmässigen 
Ordnung  auszuführen  —  muss  man  das  wohl  bedauern?!),  welcher 
Art  aber  diese  Ordnung  ist,  kann  man  unter  anderen  Beilagen 
dieses  Buches  unter  dem  Titel  finden:  Massregeln  zur  Förde- 
rung der  Waldanzucht  und  der  wirthschaftlichen  Einrichtung  der 
Wälder. 

In  gegenwartiger  Zeit  kann  die  Krone  den  Forderungen  nach 


*)  Die  Regeln   darüber  sind  deui    ersten   Kjij)itcl    des   Buches    beigelegt. 
Siehe   die  Beilaf^on. 
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Pflänzlingen  fast  ungehindert  genügen,  da  sie  sowohl  für  ihren 
eigenen  Bedarf  als  auch  für  diejenigen  von  Privatpersonen  Forst- 
baumschulen unterhält,  und  schon  jetzt,  wo  diese  Sache,  man 
kann  sagen  eben  erst  anfängt,  besitzt  die  Krone  gegen  115  Des- 
jatinen  Baumschulen;  das  heisst  nun,  dass  man  durchschnittlich 
von  diesen  Baumschulen  6,000,000  Pflänzlinge  von  der  Desjatine 
erhalten  kann,  aber  von  115  Desjatinen  eine  Anzahl,  mit  welcher 
man  gegen  70,000  Desjatinen  Wald  kultiviren  kann.  Immerhin 
wende  man  sich  etwas  früher  mit  der  Bitte  um  Pflänzlinge  dort- 
hin, da  dies  eine  neue  Sache  ist,  in  welcher  die  erste  Zeit  ein 
gewisser  Wirrwarr  sich  nicht  vermeiden  lässt,  die  Pflänzlinge 
dagegen  zu  einem  bestimmten  Termin  nothwendig  sind. 

Ferner  sind  zu  Kulturen  Arbeiter  nöthig.  Während  der  junge 
Mann  in  der  Försterei  das  Forstwesen  lernt,  sehe  sich  der  Guts- 
besitzer unter  der  benachbarten  Bevölkerung  um,  merke  sich  seine 
■Gewohnheiten  und  Bedürfnisse,  seine  Arbeits-  und  freie  Zeit;  er 
wird  bei  guten  Beziehungen  zu  den  Nachbarn  immer  so  einen 
modus  vivendi  finden ,  bei  welchem  es  auch  die  Nachbarn  nicht  ver- 
schmähen werden,  selbst  zur  Arbeitszeit  im  Frühjahr  bei  ihm  Lohn- 
arbeiten zu  übernehmen,  und  es  wird  ihm  nicht  drückend  erschei- 
nen, & — 10  Rbl.  auf  die  Desjatine  zu  verausgaben,  um  auf  ihr 
Wald  anzuziehen  —  den  zukünftigen  Ernährer  seiner  heranwach- 
senden Kinder.  Davon,  dass  er  den  Knaben  und  Mädchen  an 
seinen  Kulturen  zu  verdienen  giebt  und  ihnen  vielleicht  noch 
einen  Rubel  für  Nüsse  zugiebt,  erzielt  man  nur  eine  Menge  Be- 
quemlichkeiten und  weiter  nichts. 

In  Betreff  der  Geräthschaften  sowie  auch  in  Betreff  der  Er- 
fahrung der  Arbeiter  braucht  man  sich  nicht  besonders  zu  be- 
unruhigen. Ich  wage  es  nicht  und  bin  weit  vom  Gedanken  ent- 
fernt, unbedingt  die '  forstwirthschaftliche  Bedeutung  der  Pflanz- 
eisen von  Butlar  und  der  cylindrischen  Schaufel  von  Heyer  zu 
bestreiten,  will  auch  gerne  zugestehen,  dass  in  den  Händen  des 
böhmischen  „Bruders**  und  des  unternehmenden  Brandenburgers 
ein  besonderer  forstwirthschaftlicher  Geist  waltet,  rauss  aber  den- 
noch behaupten,  dass  auch  die  gewöhnliche  Axt  und  der  einfache 
Spaten  des  Bauern  im  Stande   sind,   ganz   gute  Kulturen   hervor- 
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zubringen  und  dass  das  zur  Kultur  strebende  weibliche  Geschlecht 
aus  den  Gouvernements  Twer  und  Kaluga,  welche  bei  sich  zu 
Hause  Kohl  pflanzten,  keine  besonderen  Lehrkurse  nöthig  haben, 
nm  ihre  Finger  zum  Pflanzen  der  Kiefer  und  Eiche  zu  gewöhnen. 

In  dem  zweiten  Theile  des  „Russischen  Waldes"  werde  ich 
übrigens  Gelegenheit  haben,  dem  geneigten  Leser  zu  erklären, 
wie  unsere  Bauern  und  Weiber  geschickt  und  rasch  sich  gewöh- 
nen, beim  Aussäen  des  Waldes  nicht  nur  mit  ihren  beinahe  vor- 
stindfluthlichen  Werkzeugen  sondern  auch  mit  mehr  vervollkomm- 
neten zu  arbeiten,  wenn  die  letzteren  sich  als  wirklich  praktisch 
erweisen,  —  dort  werde  ich  auch  die  Abbildungen  der  bei  uns 
gebräuchlichen  und  schon  thatsächlich  erprobten  Arten  Geräthe 
zur  Waldkultur  beilegen. 

Zuletzt  müssen  wir  einige  Vorbereitungsmassregeln  im  Walde 
selbst  trefl'en.  Um  die  Kultur  billiger  zu  machen  und  vielleicht 
sogar  um  einen  gewissen  fühlbaren  Nutzen  zu  erhalten,  kann  man 
irgend  eine  zeitweilige  Benutzung  des  Waldbodens  zulassen:  Heu- 
mähen, Ausroden  der  Baumstumpfen,  Umpflügen  für  Getreide 
oder  Kartoffeln,  Aufräumen  des  Lagerholzes,  Reinigen  des  Wal- 
des u.  s.  w,;  man  sehe  vorläufig  im  Waldschutzgesetz  nach,  unter 
welchen  Bedingungen  man  eine  ähnliche  Benutzung  des  verwüste- 
ten Waldes  zulassen  kann,  man  verständige  sich,  wenn  es  nöthig 
ist,  mit  dem  Waldschutz-Comite  (den  Hinweis  darauffindet  man  in 
den  Beilagen  dieses  Buches),  und  es  kann  sehr  leicht  sein,  dass 
man  die  Möglichkeit  hat,  bevor  man  Geld  aus  der  Bank  nimmt 
für  Kulturen  und  andere  Verbesserungen,  etliche  Hundert  Rubel 
vom  Walde  zu  lösen  und  in  die  Bank  auf  laufende  Rechnung  zu 
legen. 

Wenn  man  sich  nun  schon  ganz  an  die  Sache  macht,  so 
kann  man  sich  leicht  überzeugen,  dass  es  viel  bequemer  ist,  seine 
eigenen  Pflänzlinge  zu  haben,  als  dieselben  von  anderwärts  zu 
erhalten,  zudem  auch  vortheilhafter,  ungeachtet  dessen,  dass  die 
Krone  dieselben  zu  fabelhaft  billigen  Preisen  abtritt.  Um  Samen 
zur  Anlage  einer  eigenen  Baumschule  zu  erhalten,  braucht  man 
gegenwärtig  weder  nach  Darmstadt  noch  an  die  Samenhandlung 
von  Wagner   in  Riga   zu  schreiben,   sondern  man  kann  sich  ein- 
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fach  wieder  an  die  Krons  -  Forstverwaltung  wenden  und  zwar 
wiederum  in  vorschriftsmässiger  Ordnung,  welche  in  der  Beilage 
zu  diesem  Buch  angegeben  ist.  Allerdings  werden  die  Samen 
etwas  schlechter  als  die  aus  Darmstadt  sein,  da  die  Krone  noch 
nicht  alle  nöthigen  Vorrichtungen  zum  Sammeln,  zur  Bereitung 
und  Aufbewahrung  der  Samen  besitzt  —  und  nicht  selten  wird 
in  der  Kronsverwaltung  noch  Zimmerwärme  zum  Trocknen  und 
zur  Prüfung  der  Güte  des  Kiefersamens  angewandt;  man  ziehe 
aber  in  Betracht,  dass  man  diesen  nur  gering  schlechteren  Samen 
von  der  Krone  für  Y5  des  Preises  erhält,  für  welchen  ihn  die 
Samenhandlung  von  Keller  in  Darmstadt  verkauft,  während  ihre 
Güte  nur  wenig  niedriger  als  die  Güte  der  ausländischen  Samen 
steht.  Dabei  behalte  man  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit,  voll- 
ständig untaugliches  Material  von  Privatverkäufern  zu  erhalten, 
im  Auge.  Die  Krone  handelt  nicht  mit  Samen,  sie  unterhält  keine 
Niederlagen  und  Magazine,  folglich  kann  sie  auch  keine  alte,  vom 
Liegen  verdorbene,  mit  Oel  versetzte  und  gefärbte  Waare  haben; 
wenn  auch  aus  Versehen  zuweilen  mit  dem  Samen  ein  Unglück 
geschieht,  so  findet  man  wenigstens  eine  kleine  Genugthuung 
darin,  dass,  wenn  man  über  dieses  Versehen  Anzeige  erstattet, 
der  Schuldige  zur  Verantwortung  gezogen  wird,  und  sodann  die 
Krone  sich  verpflichtet  fühlen  und  bestrebt  sein  wird,  durch  zu- 
künftige Lieferungen  die  unabsichtliche  Schuld  ihrer  Agenten  gut 
zu  machen. 

Als  Beweis  dafür,  dass  die  Krone  im  Stande  ist,  dem  Be- 
dürfniss  an  Samen  der  Waldarten  zu  genügen ,  möge  das  dienen, 
dass  in  der  Kronswaldverwaltung  in  letzter  Zeit  jährlich  mehr 
als  550  Pud  feinen  Samens  von  Holzarten  und  gegen  1500  Tschet- 
werik-Eicheln  gesammelt  werden.  Es  versteht  sich,  dass  diese 
Ziffern  im  Nothfalle  sogar  verzehnfacht  werden  können;  ich  führe 
diese  Daten  deshalb  an,  um  den  Leser  von  der  Möglichkeit  zu 
tiberzeugen,  bei  der  Waldanzucht  sich  auf  den  Beistand  der 
Krone  zu  beschränken,  ohne  sich  an  Unterhändler  —  die  Hand- 
lungen —  wenden  zu  müssen. 

Was  endlich  die  letzte  Frage  —  von  den  Kosten,  von  den 
xinvermeidlichen    Ausgaben    auf    die    Verbesserung    unserer    ver- 
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wüsteten  Wälder  —  betrifft;  so  war  dieselbe  flüchtig  schon  weiter 
oben  erwähnt.  Man  muss  gestehen,  dass  das  statistisches  Ma- 
terial, welches  diese  Frage  betrifft,  gänzlich  spärlich  und  nicht 
genügend  geprüft  ist;  trotz  alledem  werde  ich  in  der  weiteren 
Darstellung  (in  dem  zweiten  Theil  meines  Buches)  bestrebt  sein, 
dem  Leser  eine  ausführliche  Berechnung  der  Kosten  zu  geben. 
Hier  will  ich  mich  nur  mit  einigen  Daten  über  den  Werth  der 
eigentlichen  Waldkulturen  in  Russland  begnügen.  Auf  der  Mos- 
kauer Ausstellung  für  Baum-  und  Waldkulturen  im  Jahre  1885 
zeigte  es  sich,  dass  die  Preise  der  Kulturen  sehr  bedeutenden 
Schwankungen  unterworfen  sind,  welche  durch  die  Zahl  der 
Pflänzlinge,  ihr  Alter,  die  Art  der  Kultur,  die  Höhe  des  Arbeits- 
lohnes etc.  bedingt  werden;  die  meisten  Daten  schwanken  jedoch 
um  die  Grösse  herum,  welches  ich  weiter  oben  angegeben  habe. 
So  kosten  die  Kulturen  im  Gouvernement  Tula  5  Rbl.  und  einige 
Kopeken  für  die  Desjatine,  im  Gouvernement  Ssaratow  giebt  der 
Waldeigenthümer  Herr  Ssipjatgin  die  Ausgaben  für  eine  Desja- 
tine Kulturen  auf  7  Rbl.  29  Kop.  an,  im  Gouvernement  Ssimbirsk 
hält  es  das  Apanagen -Departement  für  möglich,  Wald  mit  einer 
Ausgabe  von  7  Rbl.  49  Kop.  für  die  Desjatine  zu  pflanzen.  Es 
werden  jedoch  auch  Zahlen  angegeben,  welche  von  den  ange- 
gebenen weit  abweichen:  für  die  Kronsforstei  Pogonny  Losiny 
Ostrow  bei  Moskau  werden  die  Angaben  auf  35  und  sogar  un- 
gefähr 50  Rbl.  auf  die  Desjatine  angegeben,  wobei  die  Ausgaben 
auf  die  Pflege  der  Pflanzungen  so  lange  gerechnet  werden,  bis 
ihr  weiteres  Wachsthum  gesichert  erscheint.  Andererseits  pflanzt 
die  Compagnie  Wosnessenskischen  Manufactur  im  Gouvernement 
Moskau  bei  sich  Nadelwald  an,  im  Ganzen  mit  einer  Ausgabe 
von  3  Rbl.  50  Kop.  für  die  Desjatine.  Ein  mit  Waldkulturen  ver- 
trauter Spezialist  kann  im  Zweifel  fragen:  Was  sind  denn  das 
für  Kulturen  zu  3  Rbl.  50  Kop.?  Bis  zu  welchem  Grad  erscheinen 
sie  sichergestellt?  Die  Einzelheiten  dieser  Sache  sind  unbekannt, 
ich  kann  aber  nicht  umhin,  den  Angaben  der  geschätzten  Firma 
Glauben  zu  schenken  und  sogar  melir  —  ich  halte  es  für  nöthig, 
dieser  Thatsache  besondere  Beachtung  zu  schenken,  da  wir,  wenn 
wir  die  Geschichte  der  Waldkultur  verfolgen,   leicht  die  deutlich 
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ausgesprochene  Tendenz  bemerken  können,  die  Ausgaben  auf  ein 
Minimum  zu  beschränken,  sie  bis  auf  Null  herabzusetzen ,  d.  h. 
bis  auf  den  Punkt,  dass  die  zu  kultivirende  Fläche  selbst  die 
Kosten  auf  die  Anpflanzung  von  Wald  bezahlt  macht.  Wir  wer- 
den sehen,  dass  dies  Ziel  in  vielen  Gegenden  schon  erreicht  ist, 
einstweilen  will  ich  dies  aber  für  eine  Ausnahmeerscheinung  halten 
und  als  allgemeine  Regel  gelten  lassen,  dass  am  häufigsten  eine 
Desjatine  Land  mit  Wald  zu  bepflanzen,  welche  im  Wald  oder 
dessen  Nähe  belegen  ist,  7  Rbl.  50  Kop.  kostet.  Dies  Alles  sage 
ich  von  Mittel-Russland,  jenseits  Moskau,  welches  uns  durch  seine 
Armuth  an  Wald  interessirt.  Wenn  man  in  der  bei  uns  (im 
I.  Kapitel)  angeführten  statistischen  Tabelle  der  Preise,  zu  denen 
die  Krone  in  diesen  Gouvernements  Wald  verkauft,  nachschlägt, 
so  wird  man  sich  überzeugen,  dass  im  Durchschnitt  der  Preis 
der  Desjatine  Wald  circa  200  Rbl.  beträgt,  natürlich  mit  Einschluss 
der  Preise  des  Niederwaldes,  wie  Haselsträucher,  Weiden  etc., 
während  der  Preis  des  Hochwaldes  bis  auf  1000  Rbl.  und  sogar 
höher  steigt.  Wenn  man  sich  ferner  daran  erinnert,  dass  der 
Kubikfaden  Holz  hier  15 — '20  Rbl.  kostet,  so  kann  man  sich  auch 
ohne  weitere  Berechnung  überzeugen,  dass  die  Kosten  von  7  Rbl. 
50  Kop.  auf  die  Anpflanzung  von  Wald  auf  dieser  Fläche,  auf 
welche  man  Wald  selbst  nur  für  250—300  Rbl.  verkaufte,  eine 
geringfügige  Ausgabe  ausmachen. 

Ich  habe  fast  alle  Bedingungen  besprochen,  welche  die  Mög- 
lichkeit und  den  Nutzen  der  Führung  einer  Waldwirthschaft  in 
Russland  bestimmen,  und  kann  auf  Grund  des  Gesagten  in  dieser 
Frage  nur  zu  einer  positiven  Antwort  gelangen. 

Wenn  man  diesem  allen  Glauben  schenken  soll,  wird  der 
Leser  mit  herablassendem  Lächeln  sagen,  so  muss  man  sich  wun- 
dern, weshalb  in  Russland  die  mit  Waldbau  beschäftigten  Guts- 
besitzer nicht  zu  Tausenden  zu  zählen  sind.  Es  erweist  sich  ja, 
dass  mit  der  Waldwirthschaft  sich  zu  beschäftigen  sowohl  vor- 
theilhaft  als  auch  bequem  und  leicht  ist. 

Vortheilhaft  und  bequem  —  ja,  aber  dass  es  leicht  wäre  — 
das  ist  im  „Russischen  Wald"  nicht  ausgesprochen  und  wird  auch 
nicht  gesprochen  werden.     Das  Bestreben  nach  leichtem  Gewinn 
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ist  dem  Geist  des  russischen  Volkes  überhaupt  fremd  —  niemand 
hat  sich  bei  uns  damit  beschäftigt^  einen  A£fen  herumzuführen 
und  zu  zeigen,  und  beschäftigt  sich  auch  nicht  damit.  Das  Ziel 
des  russischen  Landwirthes  ist  nicht  dieses.  Im  Schweisse 
Deines  Angesichts  sollst  Du  Dein  Brod  verdienen.  — 
Dies  ist  die  richtige  Ueberschrift  für  die  Geschichte  der  Wirth- 
schaft  und  die  Biographie  des  Grimdbesitzers  in  Russland:  in 
diesen  Worten  ist  nicht  nur  ein  strenges  Urtheil  enthalten,  son- 
dern auch  die  grösste  Liebe  und  Güte ,  welche  in  der  Arbeit  den 
Weg  zur  Vollkommenheit  anweist,  zur  Erhaltung  der  Individua- 
lität des  Menschen  und  der  Selbstständigkeit  des  Volkes.  Es 
wäre  eine  grosse  Sünde  gegenüber  unserm  Nächsten  und  gegen- 
über dem  Lande  —  Beschäftigungen  zu  empfehlen,  welche  nicht 
mit  Arbeit  verbunden  sind,  und  insbesondere  in  unserer  Heimath 
möge  uns  Gott  nicht  die  Zeit  erleben  lassen,  wo  den  Vertretern 
des  russischen  Volkes  gar  nichts  mehr  zu  thun  übrig  bleiben  wird. 


IV.  Kapitel. 
AVald Schutzgesetz  vom  4.  April  1888. 

Auf  Gruiid  von  Thatsachen,  Combinationen  und  einzelnen 
Schlussfolgerungen,  welche  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  dar- 
gestellt wurden,  kommen  wir  zum  folgenden  Schlüsse  lünsichtlich 
des  gegenwärtigen  Standes  der  Frage  von  der  Waldwirthschaft 
im  europäischen  Russland.  In  einem  sehr  bedeutenden  und  dem 
wichtigsten  Theiie  Russlands  giebt  es  sehr  wenig  Wälder,  diesel- 
ben befinden  sich  in  einem  äusserst  unbefriedigenden  Zustande, 
sowohl  in  Betreff  der  Grösse  des  Holzwuchses  in  ihnen,  als  auch 
in  Betreff  der  Höhe  ihres  materiellen  Ertrages;  selbst  die  Existenz 
dieser  Wälder  erscheint  sehr  wenig  gesichert,  zum  Theil  in  Folge 
physischer  Bedingungen,  hauptsächlich  aber  aus  ökonomischen 
und  Existenz-Bedingungen.  Endlich  ist  in  dem  werthvollsten  Theiie 
des  Ackerbau  treibenden  Russlands,  in  den  Gouvernements,  welche 
man  gewöhnlich  für  die  Kornkammern  unseres  Vaterlandes  zu 
halten  pflegt,  das  Quantum  der  Wälder  so  unbedeutend,  dass  die 
Vergrösserung  der  Waldfläche  daselbst  ein  äusserst  dringendes  Be- 
dürfniss  bildet.  Zugleich  sehen  wir  aber,  dass  es  nicht  an  Mitteln 
und  Wegen  mangelt  zur  Verbesserung  des  gegenwärtigen  unbe- 
friedigenden Zustandes  der  existirenden  Wälder  und  zur  neuen 
Anpflanzung  derselben,  denn  obgleich  einerseits  die  physikalischen 
(klimatischen)  Bedingungen  des  Wachsthumes  bei  uns  weniger 
günstig  sind  als  in  West -Europa,  kann  dennoch  die  natürliche 
Waldverjüngung  erzielt  werden  auf  dem  ganzen  Flächenraum 
Russlands,  von  welchem  wir  hier  hauptsächlich  sprechen,  wenn 
nur  die  Fähigkeit  des  Waldes  dazu  durch  nebensächliche  Ein- 
flüsse nicht  erstickt  oder  geschwächt  wird,  —  andererseits  aber 
vermehren  sich  die  Mittel  und  Wege  zur  künstlichen  Anzucht 
der  Wälder  in  der  letzten  Zeit  so   schnell  an  Zahl  und  Mannig- 


—     240     — 

faltigkeit,  dass  die  Beihilfe  der  Natur  bei  der  Erneuerung  der 
Wälder  oder  bei  Anzucht  von  Wald  dort,  wo  derselbe  niemals 
vorhanden  war,  sehr  möglich,  leicht  erreichbar  und  für  die  Kasse 
des  Besitzers  nicht  drückend  erscheint. 

Wenn  wir  diese  beiden  Umstände  vergleichen,  d.  h.  einerseits 
die  äusserste  Nothwendigkeit  und  andererseits  die  augenschein- 
liche Möglichkeit  mit  der  Verbesserung  der  Waldwirthschaft  in 
Bussland  zu  beginnen,  so  finden  wir  in  dieser  Lage  der  Dinge 
eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  gewöhnlichen  Erschei- 
nungen, welche  ein  intelligenter  Mensch  am  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderts, des  Jahrhunderts  der  Maschinen,  des  Eisens,  des  Pul- 
vers, des  Dampfes  und  der  Elektricität,  antriflft.  Wir  können 
sagen,  dass  der  Stand  der  Waldfrage  bei  uns  ein  derartiger  ist, 
wie  in  einer  geladenen,  zur  Thätigkeit  bereiten  Maschine:  alle 
günstigen  Bedingungen  zur  Thätigkeit  sind  vorhanden;  die  Ver- 
schiedenheit der  Temperatur  und  des  Druckes  ist  vollkommen 
erreicht,  die  Körper  befinden  sich  in  einer  zur  wechselseitigen 
Wirkung  günstigen  Lage  und  die  chemische  Verwandschaft  ist 
vollständig  erreicht,  der  Hahn  ist  gespannt  und  das  Piston  auf- 
gesetzt —  es  fehlt  nur  den  Schlag  zu  versetzen.  Leider  kann 
die  lösende  Kraft  in  unserer  forstlichen  Maschine  nicht  so  wie 
in  mechanischen  Werken,  augenblicklich  durch  eine  Wendung  des 
Hebels,  durch  einen  Druck  auf  den  Knopf  oder  durch  einen 
Schlag  auf  das  Piston  ausgeführt  werden.  In  unserer  Maschine 
muss  die  Thätigkeit  der  lösenden  Kraft  eine  beständige  sein  und 
sich  nicht  in  der  einfachsten  Erscheinung  einer  geradlinigen  Be- 
wegung offenbaren,  sondern  in  einer  ganzen  Reihe  äusserlicher 
Handlungen  des  vernünftigen  Willens  eines  vernünftigen  Wesens 
—  des  Menschen,  welcher  zu  diesen  komplizirten  Handlungen  von 
aussen  bewogen  wird,  wie  er  selbst  unter  dem  Einfluss  einer 
äusserlichen  Einwirkung. 

Wenn  man  den  angeführten  Vergleich  für  zu  gemacht  und 
für  übertrieben  hält,  so  kann  man  sich  die  Sache  in  einem  an- 
dern nicht  weniger  bekannten  Gleichniss  vorstellen  und  mit  den 
Worten  der  heiligen  Schrift  sagen:  „Ernte  ist  viel,  aber  der  Säer 
sind  wenig,  daher  betet.  ..." 
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Wie  dem  auch  sei,  möge  man  sich  die  gegenwärtige  Sach- 
lage bildlich  vorstellen,  oder  den  Weg  des  strengen,  logischen 
Denkens  vorziehen,  so  darf  man  den  angeftlhrten  Gegensatz  nicht 
ans  dem  Auge  lassen,  da  derselbe  das  Gesetz  in  Bezug  auf  sein 
zeitgemässes  Erscheinen  auf  richtige  Weise  schützen  kann. 

Genau  genommen  begann  man  die  Nothwendigkeit  der  Ini- 
tiative der  Regierung  in  der  Forstfrage  schon  vor  25  Jahren  zu 
erkennen,  als  nach  dem  grossen  Akt  der  Emanzipation  die  Mög- 
lichkeit der  vollständigen  Ausrottung  der  Wälder  im  Falle  des 
Nichteingreifens  der  Obergewalt  in  ihre  Verwaltung  an  den  Tag- 
trat. Von  da  an  bis  auf  unsere  Zeit  hat  eine  Erkenn tniss  nicht 
nachgelassen  und  fährt  fort  zu  bestehen,  besonders  unter  Per- 
sonen, welche  die  Möglichkeit  haben  oder  in  die  Nothwendigkeit 
versetzt  sind,  nicht  nur  den  Gang  der  Dinge  in  ihrer  eigenen 
Wirthschaft  zu  verfolgen,  sondern  auch  den  Zustand  des  öffent- 
lichen und  Staatsvermögens  zu  beobachten. 

Die  Regierung  ihrerseits  hatte  schon  früher  die  Bedeutung 
der  Waldwirthschaft  für  den  Staat  erkannt,  hielt  es  für  noth 
wendig,  einem  Bedürfniss  des  Landes  zu  genügen  und  war  daher 
bestrebt,  die  ungünstigen  Folgen  des  unbeschränkten  Verfügungs- 
rechtes über  die  Wälder  seitens  der  Privatpersonen  abzuschwächen. 
Der  geneigte  Leser  wird  nicht  ungehalten  sein,  wenn  ich  hier 
einen  kurzen  historischen  Abriss  der  Entwickelung  der  gegen- 
wärtigen Frage  in  Russland  gebe. 

Die  ersten  allgemeinen  Massregeln  zum  Schutze  der  Wälder 
im  Staatsinteresse  fallen  bei  uns  in  die  Regierungszeit  Peters  des 
Grossen.  Bis  dahin  hatte  sich  die  Gesetzgebung  nur  mit  dem 
Schutze  der  Rechte  der  Waldeigenthümer  hauptsächlich  auf  Neben- 
nutzungen in  den  Wäldern,  welche  die  Hauptertragsquelle  der 
Wälder  bildeten,  begnügt,  nämlich:  Waldbienenzucht,  Jagd  u.  s.  w. 
Der  Schutz  der  Rechte  auf  das  Waldmaterial  selbst  bildete  sich 
allmählich  heraus,  in  dem  Masse,  als  es  anfing  Werth  zu  erhalten; 
zum  andern  Mal  machte  es  sich  in  der  Verleihung  von  Schutz- 
urkunden geltend,  welche  dem  Waldeigenthümer  das  ausschliess- 
liche Recht  der  Nutzniessung  eines  Waldes  gewährten,   alsdann 

in  der  Festsetzung  der  Verantwortlichkeit  für  das  Fällen  fremden 
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Waldes  und  seine  Beschädigung.  So  ist  im  Gesetzbuch  (Ulo- 
schenije)  des  Zaren  Alexej  Michailowitsch  zu  sehen,  dass  schon 
zu  jener  Zeit  das  Gesetz  sowohl  denjenigen  zur  Verantwortung 
zog,  welcher  auf  fremdem  Land  eigenmächtig  Wald  fällte,  als 
auch  denjenigen,  der  im  Walde  aus  Feindseligkeit  oder  in  Miss- 
achtung der  Hirten  einen  Brand  verursachte.  Das  Gesetzbuch 
gewährte  dem  Privatwaldeigenthtimer  das  ausschliessliche  Recht 
der  Nutzniessung  seines  Waldes  und  gestattete  zugleich  in  dieser 
Beziehung  nur  eine  einzige  Ausnahme  für  die  Kriegsleute,  welchen 
erlaubt  wurde,  in  den  Guts-  und  Erbgutswäldem  Brennholz  und 
jegliches  Holzmaterial  zu  holen,  welches  zum  Bau  nöthig  wäre. 

Unter  Peter  dem  Grossen  wurde  das  Privatrecht  auf  Wald- 
besitz ebenfalls  im  Interesse  des  Staates  Einschränkungen  unter- 
worfen. Zum  Zweck  der  Erhaltung  des  zum  SchiflFsbau  geeigneten 
Waldes  wurden  einige  Verordnungen  (Ukase)  erlassen,  welche 
das  Fällen  von  Bäumen  bestimmter  Baumarten  auf  bestimmte 
Entfernungen  von  Flüssen  bedingungslos  verboten.  Die  Forst- 
gesetzgebung Peters  des  Grossen,  welche  hauptsächlich  durch  die 
Fürsorge  um  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Flotte  her- 
vorgerufen wurde,  beschränkt  sich  keineswegs  allein  auf  diesen 
Zweck.  Der  Grundgedanke  dieser  ganzen  Gesetzgebung  besteht 
darin,  dass  der  Wald  sparsam  verbraucht  werden  muss;  das  Ma- 
terial, welches  zur  Befriedigung  grosser  Bedürfnisse  tauglich  ist, 
darf  nicht  für  kleinere  Erfordernisse  verwendet  werden,  die  man 
durch  niedrigere  Sorten  betriedigen  kann.  Daraus  gehen  nach- 
<3inander  die  Folgerungen  hervor:  Holz,  welcli(*s  zum  Schiffsbau 
tauglich  ist,  darf  zu  keinen  anderen  Bedürfnissen  verwendet  wer- 
den; vom  SchiflFsholz  müssen  die  grösseren  Sorten  für  den  Schiffs- 
bau des  Staates  vorbehalten  werden,  der  Privat.s(  liiflTsbau  dagegen 
kann  sich  mit  kleineren  Sorten  begnügen;  Hol/.,  welches  zum 
Bau  tauglich  ist,  darf  nicht  als  Brennholz  verwendet  werden, 
zum  Brennen  von  Kohlen  darf  nur  kleines,  ki  .iT^iines  Holz  ver- 
wendet werden,  ausgemeisselte  Särge  dürfen  i-  von  Tannen, 
Birken  und  Erlen  angefertigt  werden,  von  KiotV??.  :mr  aus  Bret- 
tern, von  verbotenen  Sorten  dürfen  gar  kriii"  >iirge  gemacht 
werden;  stellenweise  muss  für  die  Zubereitung^  Vi.^>  'iolz  die  Säge 
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angewendet  werden,  da  bei  der  Zubereitung  mit  dem  Beil  viel 
Abfall  verloren  geht  u.  s.  w.  Alle  diese  Beschränkungen  lasten 
ohne  Unterschied  auf  der  gesammten  Bevölkerung;  es  gab  wohl 
Ausnahmen,  dieselben  wurden  jedoch  durch  die  Besonderheiten 
<ler  Gegend  bedingt  und  handelten  nicht  nach  den  Rechten  des 
Waldeigenthümers  auf  seinen  Wald.  Die  Wälder  aller  Wald- 
<3igenthümer,  welche  innerhalb  der  Grenzen  der  Bann  forste,  an 
den  Ufern  grosser  und  kleiner  Flüsse  lagen,  wurden  ohne  Unter- 
schied gleich  den  Kronswäldern  der  neu  eingesetzten  Kronsforst- 
verwaltung  untergeordnet  und  durch  die  Kronsforstwächter  be- 
wacht, die  aus  „guten  Leuten"  gewählt  werden  sollten. 

Unter  der  Kaiserin  Katharina  I.  wurde  die  gesammte  von 
Peter  dem  Grossen  eingesetzte  Forstadministration  aufgelöst,  die 
-aufgezählten  Strafen  aufgehoben,  die  Bannforste  blieben  nur  an 
einigen  Flüssen  bestehen,  ihre  Breite  wurde  von  50  Werst  auf  15 
verringert  und  innerhalb  dieser  Grenzen  wurden  sie  der  nomi- 
nellen Aufsicht  der  Wojewoden  untergeordnet.  Dies  war  jedoch 
nur  zeitweiliges  Zugeständniss.  Unter  Anna  Johannowna  wurde 
die  Forstadministration  Peters  des  Grossen  und  seine  ganze  Gesetz- 
gebung von  Neuem  in  ihrer  früheren  Kraft  wieder  hergestellt, 
und  die  weitere  Entwickelung  dieser  Gesetzgebung  verfolgte  die- 
selbe Richtung.  Die  Forderung  des  sparsamen  Verbrauchs  von 
Holz  erweiterte  sich  allmählich,  die  Anwendung  der  Säge  zur 
Verarbeitung  des  Holzes  wird  nachdrücklicher  gefordert,  Barken 
aus  Brettern,  die  mit  dem  Beile  behauen  sind,  wurden  auf  der 
Fahrt  angehalten  und  nach  Ausladung  der  Waaren  aus  denselben 
abgebrochen,  die  Schiffseigenthümer  werden  Strafen  unterworfen; 
um  dem  Kernholz  Dauerhaftigkeit  zu  verleihen,  wird  als  Regel 
festgesetzt,  dass  der  Wald  nur  im  Winter  gefällt  wird,  „wenn 
der  Saft  in  der  Wurzel  ist",  u.  s.  w.  Gleich  fängt  auch  noch 
eine  andere  Forderung  an  sich  geltend  zu  machen:  die  Abnahme 
der  Wälder  muss  vermittelst  Vergrösserung  ihrer  Fläche  durch 
Anzucht  von  Wald  ergänzt  werden.  Unabhängig  von  den  unmit- 
telbaren Massregeln,  welche  von  der  Regierung  auf  Kronsländem 
getroffen  wurden,   verpflichteten  sich   die   Gutsbesitzer,    wo  kein 

Wald    oder    sehr    wenig   vorhanden    ist,    jeder   in   einem   Revier 
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Eichen,  Linden,  Ahorn  und  andere  Arten  anzusäen.  Dieser  Qe- 
danke  von  der  obligatorischen  Waldanzucht  auf  Privatländereien 
wird  auch  durch  den  Senat  durchgeführt:  als  unter  der  Regie- 
rung der  Anna  Johannowna  ^der  Forstkenner  Fokel",  welcher 
von  dem  Administrations-Kollegium  nach  Ingermanland  geschickt 
worden  war,  auf  verschiedenen  Gütern  bis  auf  20  Quadratwerst 
nnangebauten  Landes  gefunden  hatte,  das  zur  Anzucht  von  Wald 
geeignet  war,  bestimmte  der  Senat,  dass  die  Eigenthümer  dieses- 
Landes  dasselbe  mit  Eichelsamen  ansäen  sollten,  andernfalls  sollten 
die  von  Fokel  bezeichneten  Reviere  den  Besitzern  abgenommen 
und  zum  Besäen  dem  Administrations-Kollegium  überwiesen  werden. 

Die  Regierungsaufsicht  über  die  Wälder  bestand  bis  zum 
Jahre  1782.  Durch  die  Ukase  dieses  Jahres  wurden  die  Wälder 
von  Privateigenthümern  von  der  Aufsicht  der  Forstverwaltung* 
befreit.  Die  Kaiserin  Katharina  IL  fand,  „dass  die  bisher  be- 
stehenden Forsteinrichtungen  mehr  zur  Beschränkung  des  Eigen- 
thumes  Unserer  Unterthanen  gereichten,  als  dass  sie  Unserer  Ad- 
miralität Nutzen  brächten",  und  erkannte  „die  Unbequemlichkeit 
und  Nichtübereinstimmung  derselben  mit  Unsern  Regeln".  Daher 
überliess  sie  die  Privatwälder  der  vollständigen  Verfügung  ihrer 
Eigenthümer,  wobei  sie  darauf  erkannte,  dass  einerseits  die 
Kronswälder  den  Bedürfnissen  der  Flotte  vollkommen  genügen 
können  und  dass  andererseits  „die  sorgsamen  Gutsbesitzer"  selbst 
um  die  Erhaltung  ihrer  Wälder  Sorge  tragen  würden  zu  ihrem 
und  ihrer  Nachkommen  Nutzen.  Schon  nach  einem  halben  Jahre 
nach  Erlassung  dieses  Ukas  machte  das  Admiralitäts-Kollegium 
dem  Senat  von  der  Zunahme  des  Fällens  von  Eichenwald  Mel- 
dung; diesem  sei  sowohl  der  Mangel  einer  Abgrenzung  zwischen 
Gutswäldern  und  Kronswäldern  förderlich,  als  auch  das  unter 
dem  Volke  verbreitete  Gerücht,  dass  der  gesammte  Eichenwald 
der  freien  Benutzung  aller  anheimgestellt  sei. 

In  der  folgenden  Periode,  der  der  Bauernreform,  fährt  die 
Forstgesetzgebung  fort,  sich  nur  in  einer  Richtung  hin  zu  ent- 
wickeln: sie  arbeitet  nur  die  Ordnung  der  Verwaltung  von  Krons- 
wäldern aus,  welche  zugleich  anfangen,  die  Bedeutung  einer  Quelle 
der  Einkünfte  der  Krone  zu  erlangen. 
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üeber  Privatwaldungen  wurden  alsdann  nur  einige  einzelne 
Oesetzesbestimmungen  erlassen,  wie  z.  B.  das  Gesetz  vom  Jahre 
1846,  dass  die  Waldeigenthümer  der  Kreise  St.  Petersburg  und 
Zarskoje  Sselo  verpflichtet  seien,  ihre  Wälder  in  Ordnung  und 
rein  zu  halten  und  in  denselben  eine  Anzahl  Wächter  zu  haben, 
oder  die  Regeln  vom  Jahre  1828  über  Belohnungen  für  Wald- 
4tnzucht  in  den  neu-russischen  Gouvernements.  Alle  die  Gesetzes- 
bestimmungen wurden  durch  die  Vertreter  des  Adels  und  die 
Gounemeure,  ohne  irgend  welche  Theilnahme  der  Forstadmini- 
stration,  durchgeführt.  Die  Bestimmung  darüber,  dass  Privat- 
waldungen „von  der  Aufsicht  und  dem  Einfluss  der  Kronsforst- 
Verwaltung  befreit  seien",  ist  auch  gegenwärtig  in  dem  in  Kraft 
befindlichen  Forststatus  zugleich  mit  dem  Artikel  erhalten,  welcher 
-derselben  Verwaltung  verbietet,  in  Privatforstrevieren  Holz  zum 
Schiffsbau  vorzuzeichnen,  aus  denselben  Holz  für  Kronsbedarf 
anders  als  durch  Kauf  zu  erwerben  und  anderen  die  Erlaubniss 
zum  Fällen  von  Holz  in  denselben  zu  ertheilen.  Zu  Obigem  fügt 
das  in  Kraft  befindliche  Statut  hinzu,  dass  „die  Gouvernements- 
und Kreisbeamten"  im  Falle  irgend  welcher  Beziehungen  der- 
selben zu  Privateigenthümem  hinsichtlich  der  Wälder  und  Reviere, 
ihre  Anordnungen  am  Orte  nicht  anders  in  Ausführung  bringen 
sollen  als  in  Gegenwart  des  Kreisrichters  (Isprawnik),  ohne  selbst 
von  sich  aus  irgend  welche  Ansprüche  und  Befehle  zu  ertheilen 
als  nach  vorheriger  Benachrichtigung  der  Polizei." 

Alle  diese  Gesetzesverordnungen  gehen  aus  den  Grundbestim- 
mungen desselben  Ukas  der  Kaiserin  Katharina  II.  vom  Jahre 
1782  hervor. 

Von  der  Zeit  der  Bauernreform  an  fängt  in  unserer  Forst- 
gesetzgebung eine  andere  Richtung  an  sich  geltend  zu  machen. 

Schon  die  Redaktionskommissionen  wiesen  auf  die  Nothwen- 
digkeit  hin,  Massregeln  zur  Erhaltung  der  Privatwaldungen  zu 
treflFen;  auf  dieselbe  Nothwendigkeit  wies  auch  die  Wirklichkeit 
hin:  nach  der  Reform  begann  die  Waldvcrwüstung  augenschein- 
lich einen  grösseren  Umfang  anzunehmen,  zum  Theil  in  Folge 
der  zunehmenden  eigenmächtigen  Fällungen,  welche  durch  die 
erwähnte  Aufsicht  in  den  Privatwaldungen  hervorgerufen  wurden, 
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die  in  früherer  Zeit  auf  den  Bauern  selbst  gelegen  hatte ,  zuiri 
Theil  in  Folge  der  unverständigen  Wirthschaft  von  Seiten  der 
Waldeigen thümer  selbst,  welche  mit  dem  vollständigen  Abholzen 
in  ihren  Waldrevieren  begannen,  als  mit  dem  leichtesten  Mittel,, 
welches  sie  in  der  Hand  hatten,  um  aus  ihrer  schwierigen  Lage 
einen  Ausweg  zu  finden. 

Am  22.  December  1864  befahl  der  verewigte  Kaiser  in  Folge 
mehrfacher  zu  seiner  Kenntniss  gelangten  Berichte  von  der  statt* 
findenden  Waldverwtistung,  zur  näheren  Prüfung  dieser  Sache 
zu  schreiten  sowie  derjenigen  Massregeln,  welche  zum  Schutze 
der  Privatwaldungen  getroffen  werden  könnten  und  daher  mit 
den  Landschaftsversammlungen,  den  Gouverneuren  und  Gouveme- 
mentsAdelsmarschällen  in  Verbindung  zu  treten. 

Eine  Folge  des  Allerhöchst  gegebenen  Hinweises  war  die  Ab- 
fassung und  Veröffentlichung  einiger  einzelnen  Gesetzesbestim- 
mungen, welche  die  Erhaltung  der  Privat-  und  Gemeindewälder 
im  Auge  hatten,  sowie  die  Ausführung  von  Arbeiten  zur  Ab-^ 
fassung  eines  allgemeinen  Statuts  über  die  Erhaltung  dieser  Wälder. 

So  erfolgte  im  Jahre  1867  das  Gesetz  über  den  Schutz  von 
Wäldern,  welche  Privatpersonen  und  Gemeinden  gehören.  Diese» 
Gesetz  hat  den  Hauptzweck,  den  Waldeigenthümern  den  Schutz 
ihrer  Wälder  vor  jeder  Art  von  Rechtsverletzungen  zu  erleich- 
tern  und  steht  im  engen  Zusammenhang  mit  dem  Gesetz  vom 
Jahre  1862  von  den  Feldhütern  und  über  den  Schutz  von  land- 
wirthschaftlichen  Grundstücken  vor  Abweiden  und  anderen  Be- 
schädigungen. Hinsichtlich  der  Verfolgung  von  Uebertretungen 
des  Gesetzes  stellt  es  in  Betreff*  der  Rechte  die  Wächter  von 
Privatwäldem  und  waldbesitzenden  Gemeinden  den  Kronswäch- 
tern gleich  und  giebt  die  Ordnung  des  Schutzes  der  Wälder  vor 
Fällungen,  Diebstahl,  Abweiden,  Bränden  und  anderen  Beschä- 
digungen an.  Durch  dasselbe  Gesetz  wird  behufs  Unterstützung^ 
der  Waldeigenthümer  den  Forstbeamten  das  Recht  zugestanden,, 
in  Privatforstdienst  zu  treten,  mit  dem  Rechte  im  Kronsdienste 
zu  zählen. 

Sodann  wurde  im  Jahre  1873  die  Frage  von  den  Wald- 
antheilen   der  früheren  Kronsbauern  in  den  grossrussischen  Gou- 
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vemements  entschieden.  Die  Kronsaufsicht,  unter  welcher  diese 
Antheile  gestanden  hatten,  wurde  aufgehoben,  jedoch  wurden  den 
Bauemgemeinden  einige  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Rechte 
der  Benutzung  ihrer  Antheile  auferlegt:  ihnen  wurde  verboten, 
diese  Antheile  einzeln  von  den  Landantheilen,  sowohl  in  ihrem 
vollen  Bestände  als  auch  in  einzelnen  Theilen,  zu  veräussern; 
ihnen  wurde  verboten,  die  Antheile  nach  den  Höfen  zu  theilen; 
ihnen  wurde  endlich  verboten,  von  den  Antheilen  Holz  zum  Ab- 
holzen fremden  Personen  zu  verkaufen.  Die  Befreiung  dieser 
Antheile  von  der  Kronsforstverwaltung  mit  den  oben  erwähnten 
Beschränkungen  wurde  dadurch  motivirt,  dass  die  Massregeln 
zur  Erhaltung  dieser  Wälder  inl  Staatsinteresse  vom  allgemeinen 
Gesetze  ausgehen  müssen,  welches  die  Erhaltung  von  jeder  Art 
Privatwaldungen,  darunter  auch  der  Wälder  von  Bauerngemein- 
den, zu  umfassen  hat. 

Sodann  erfolgten  im  Jahre  1876  zeitweilige  Regeln  über  die 
Erhaltung  von  Wäldern  in  den  Kreisen  vom  Simferopol,  Jalta, 
Feodosia  im  Gouvernement  Taurien.  Diesen  Regeln  wurden  alle 
Wälder  von  Gemeinden  und  Institutionen  untergeordnet,  dagegen 
von  den  Wäldern  von  Privatwaldeigenthümern  nur  diejenigen, 
welche  einen  Flächenraum  von  mehr  als  100  Desjatinen  bilden.  In 
Wäldern,  welche  diesen  Regeln  untergeordnet  wurden,  war  das  Ab- 
holzen zum  Zwecke  der  Verwendung  des  Waldbodens  für  andere 
Kulturen  bedingungslos  verboten;  das  höchste  Mass  der  jährlichen 
Fällung  ward  durch  eine  vom  Gesetz  bestimmte  Norm  beschränkt 
(jährlich  darf  nicht  mehr  als  Vso  Theil  der  gesammten  Fläche  des 
Reviers  abgeholzt  werden,  in  reinen  Nadelholzrevieren  nicht  mehr 
als  Yöo  Theil);  in  einigen  Revieren,  welche  einen  rein  mechanischen 
Schutz  vor  irgend  welchen  Gefahren  bieten,  wie  z.  B.  vor  Ein- 
stürzen, vor  Verschüttung  durch  Flugsand  u.  s.  w.,  liessen  die 
zeitweiligen  Regeln  die  Möglichkeit  zu,  nicht  nur  das  Mass  son- 
dern auch  die  Weise  der  Fällung  von  Wald  zu  reguliren. 

Ausserdem  wurde  in  demselben  Jahre  1876  die  Verordnung 
über  die  Ertheilung  von  Prämien  (Geld  und  Medaillen)  für  er- 
folgreiche Waldanzucht  und  wirthschaftliche  Einrichtung  der  Wäl- 
der bestätigt.     Die  Prämien,  welche  durch  diese  Verordnung  be- 
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stimmt  sind,  werden  auf  Kosten  des  Forstressorts,  auf  Beschlass 
des  Conseils  des  Ministers  der  Reichsdomänen  auf  Grund  von 
Vorstellungen  der  Gouverneure,  Landschafts-Aemter,  landwirth- 
schaftlichen  Gesellschaften  und  der  Verwaltung  der  Reichsdomänen 
ortheilt  (das  Gesetz  von  den  Prämien  ist  auch  im  vorliegenden 
Buche  in  den  Beilagen  angeführt). 

Endlich  wurden  im  Jahre  1877  die  Regeln  über  die  Kosaken- 
wälder im  Gebiete  des  Donischen  Heeres  bestätigt.  Nach  den 
genannten  Regeln  werden  die  Wälder,  welche  Eigen thum  der 
Kosakendörfer  (Staniza)  bilden,  unter  die  Aufsicht  der  Gebiets- 
verwaltung gestellt.  Für  dieselben  werden  Wirthschaftspläne  fest- 
gestellt, welche  von  der  Gebietsverwaltung  bestätigt  werden,  und 
durch  dieselben  wird  nicht  nur  das  Mass,  sondern  auch  die  Orte 
der  Fällungen  bestimmt.  Das  Recht  der  Weide  des  Viehes  in 
diesen  Wäldern  unterliegt  Beschränkungen.  Auf  die  oben  ge- 
nannten Verfügungen  beschränken  sich  alle  von  der  Zeit  der 
Bauernreform  an  erfolgten  Gesetzesbestimmungen,  welche  speziell 
die  Frage  von  den  Wäldern  von  Privatpersonen  betrafen.  Zur 
Vollständigkeit  der  Uebersicht  des  Ganges  unserer  Gesetzgebung 
in  dieser  Frage  bleibt  noch  übrig,  von  den  nachfolgenden  Ver- 
ordnungen Erwähnung  zu  thun,  welche  zwar  andere  Fragen  be- 
treffen, aber  zugleich  auch  die  Frage  von  den  Privatwaldungen 
berühren.     Hierher  gehören: 

1.  Die  Verordnung  über  den  Verkauf  und  die  Verpachtung 
von  Baschkirenländern  vom  10.  Februar  1869,  in  welcher  u.  a. 
festgesetzt  wird,  dass  bei  der  Verpachtung  von  Waldantheilen 
durch  Baschkiren  die  Fläche  der  jährlichen  Fällung  Y50  Theil  des 
Reviers  nicht  übersteigen  darf,  welches  verpachtet  wird;  zu  diesem 
Zweck  muss  das  Revier  in  die  entsprechende  Zahl  von  Schlägen 
getheilt  werden.  In  den  Pachtvertrag  rauss  ausserdem  unbedingt 
die  Bedingung  aufgenommen  werden,  dass  in  jedem  abgefüllten 
Schlag  die  Samenstämme  stehen  bleiben.  Die  obige  Verordnung 
wurde  im  Jahre  1882  in  Folge  des  am  15.  Juni  Allerhöchst  be- 
stätigten Reichsgutachtens  durch  das  Verbot  der  Veräusserung 
von  Wäldern  durch  Baschkiren  an  Privatpersonen  ergänzt. 

2.  Die  Verordnung  vom  4.  Juli   1871   über  den  Landbesitz 
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"der  auf  den  Kronsländereien  der  Gouvernements  Bessarabieu, 
ÜVoronesch,  Jekaterinoslaw,  Poltawa,  Ssamara,  Scaratow,  Taurien, 
Cherson,  Tschernigow,  Nowgorod  und  St.  Petersburg  ansässigen 
Ansiedler  (früher  Kolonisten).  In  dieser  Verordnung  wird  fest- 
gesetzt, dass  Gemeindewälder  und  Plantagen  der  Ansiedler  unter 
der  Verwaltung  der  Gemeindeversammlungen  stehen,  und  dass 
der  Gemeinde  die  Pflicht  obliegt,  diejenigen  Länder,  welche  meh- 
reren Gemeinden,  Bezirken  oder  Wolosten  als  Waldplantagen 
angewiesen  sind,  auch  in  Zukunft  als  Plantagen  zu  erhalten,  ohne 
die  diesen  Ländern  gegebene  Bestimmung  zu  verändern,  und  ohne 
bei  der  Verfügung  über  dieselben  von  der  festgesetzten  Ordnung 
anders  abzuweichen  als  mit  besonderer  Erlaubniss  der  Gouverne- 
mentsbehörde für  Bauernangelegenheiten. 

3.  Die  am  20.  Oktober  1867  Allerhöchst  bestätigten  Regeln 
für  die  neun  westlichen  Gouvernements  über  die  Lustrationsakten. 
In  diesen  Regeln  wird  u.  a.  festgesetzt,  dass  Eichenbäume,  welche 
sich  auf  Ländern  befinden,  die  Bestand  der  Bauernantheile  bil- 
den, welche  ferner  vom  Forstressort  gestempelt  und  in  das  im 
Jahre  1867  zusammengestellte  Verzeichniss  eingetragen  sind,  von 
den  Bauern  nur  für  ihren  eigenen  Bedarf  und  nur  mit  Erlaubniss 
der  lokalen  Forstverwaltung  abgeholzt  werden  dürfen. 

Die  angeführte  Verordnung  von  den  Eichen  ist  das  einzige 
Beispiel  von  Beschränkung,  welche  diejenigen  Pflanzungen  be- 
trifft, die  Bestand  der  Landantheile  von  Bauern  bilden.  Mit  dieser 
einzigen  Ausnahme  sind  alle  stellenweise  sehr  bedeutenden  Wald- 
antheile,  welche  Bestand  der  Landantheile  sowohl  der  Bauern  der 
westlichen  Gouvernements  als  a\ich  der  grossrussischen  Bauern 
bilden,  keinerlei  Beschränkungen  unterworfen  und  zwar  deshalb, 
weil  sie  den  Bauernantheilen  speziell  zur  Ergänzung  der  land- 
wirthschaftlichen  Länder  zugetheilt  sind,  folglich  zur  landwirth- 
schaftlichen  und  nicht  zur  Waldbenutzung. 

4.  Im  Jahre  1882  wurde  durch  die  am  19.  Januar  und 
23.  März  Allerhöchst  bestätigten  Reichsgutachten,  welche  haupt- 
sächlich durch  die  Klage  von  Privatpersonen  über  die  schwachen 
bestehenden  Ahndungen  für  Forstgesetzverletzungen  und  über  die 
schwierige  Verfolgung  der  Schuldigen  hervorgerufen  wurden,  fest- 
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gesetzt,  dass  die  Protokolle  über  Forstgesetz  Verletzungen,  welche 
sowohl  in  Kronswäldem  als  auch  in  Privatwäldern  begangen 
waren,  nur  in  dem  Falle  geprüft  werden,  wenn  der  Friedens- 
richter die  vom  Angeklagten  vorgebrachten  Einwände  für  beach- 
tenswerth  anerkennt;  die  Verantwortung  der  Holzfäller  bei  Wie- 
derholung der  Frevel  und  im  Falle  der  Ausführung  derselben 
unter  Umständen,  welche  die  Schuld  vergrössern,  wurde  durch 
persönliche  Strafen  verstärkt. 

5.  Am  21.  März  1888  erfolgte  das  Allerhöchst  bestätigte 
Reichsgutachten,  betreflFend  die  Abänderung  und  Ergänzung  der 
Gesetzesbestimmungen  über  die  Ahndungen  und  Bestrafungen  füi" 
Entwendung  und  eigenmächtige  Fällung  fremden  Holzes,  sowie 
über  die  Verfolgung  der  dieser  Vergehen  Schuldigen.  (Worin 
dieses  Gesetz  besteht,  kann  der  Leser  aus  der  Beilage  zu  dem 
vorliegenden  Buch,  unter  dem  angegebenen  Titel,  S.  113,  ersehen.) 

Die  Arbeiten  für  die  Abfassung  einer  allgemeinen  Verord- 
nung über  die  Schonung  der  Wälder  begannen  bei  uns,  gemäss 
dem  Willen  des  verewigten  Kaisers,  im  Jahre  1865.  Der  Minister 
der  Reichsdomänen  A.  A.  Seleny  setzte  im  erwähnten  Jahre  ein 
Projekt  von  Massnahmen  auf,  welche  zum  Schutze  von  Privat- 
wäldern getroflFen  werden  konnten.  Dies  Projekt  wurde  den  Land- 
schafts- und  Adelsversammlungen  zur  Begutachtung  mitgetheilt 
Die  letzteren  beeilten  sich  nicht  sehr  mit  der  Vorstellung  ihrer 
Gutachten  und  wiesen  in  den  vorgestellten  Eingaben  hauptsächlich 
auf  die  Nothwendigkeit  hin,  die  Mittel  zum  Schutz  der  Privat- 
wälder zu  verstärken,  und  sprachen  sich  einstimmig  gegen  die 
Beschränkung  der  Rechte  der  Eigenthümer  selbst  aus.  In  Folge 
dessen  unterblieb  die  weitere  Ausarbeitung  dieser  Frage  bis  zum 
Jahre  1875,  wo  in  den  höheren  Staats-Institutionen  die  Frage 
angeregt  wurde,  ob  die  Ergreifung  von  Massregeln  gegen  die 
schnelle  Vernichtung  unserer  Privatwaldungen  dringend  noth- 
wendig  sei.  Bei  der  Berathung  derselben  wurde  der  Nutzen  und 
die  Unaufschiebbarkeit  des  Schutzes  des  Landes  vor  den  ver- 
derblichen Folgen  der  Entwaldung  anerkannt,  dabei  jedoch  in 
Betracht  gezogen,  dass  die  Einführung  irgend  welcher  Beschrän- 
kungen der  Privatbesitzer  voraussichtlich  viele  praktische  Schwie- 
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rigkeiten  nach  sich  ziehen  nnd  eine  ganze  Reihe  Fragen  und 
Missverständnisse  erzeugen  müsse.  Deshalb  wurde  bestimmt  ^  das& 
die  Frage  von  der  Schonung  der  Privatwälder  einer  sehr  aus- 
führlichen und  allseitigen  Durchsicht  in  einer  besonderen  Kom- 
mission aus  den  Vertretern  fast  aller  Ministerien  unterworfen 
werden  solle ;  mit  dem  Rechte,  dass  die  Kommission  als  Experten 
diejenigen  Standes-  und  Landschaftsvertreter  sowie  auch  Privat- 
personen zu  derselben  auffordern  könne,  deren  Aussagen  anzu- 
hören sie  für  nützlich  halten  werde. 

Die  Kommission  machte  von  diesem  Rechte  Gebrauch  und 
vernahm  in  ihren  Sitzungen  40  Experten*)  aus  der  Zahl  von 
Personen,  welche  die  Sachlage  an  den  verschiedenen  Orten  Russ- 
lands in  Folge  ihrer  dienstlichen  Stellung  oder  ihres  Besitzes  in 
jenen  Gegenden  kannten.  Zu  Anfang  des  Jahres  1877  wurde 
ein  Projekt  von  Massregeln  zur  Waldschonung  ausgearbeitet. 
Doch  auch  demselben  war  nicht  beschieden,  sich  zu  verwirk- 
lichen, da  sich  einige  Widersprüche  in  den  Grundansichten  gel- 
tend machten,  in  Folge  deren  zugleich  mit  dem  von  der  Kom- 
mission zusammengestellten  Projekt  ein  neues  Projekt  eines  Ge- 
setzes von  dem  Waldschutze  erschien,  so  dass  die  Durchsicht  der 
Sache  sich  bis  zum  Jahre  1882  hinzog,  wo  auf  Grund  alles  ge- 
sammelten Materials  und  der  ausgearbeiteten  Projekte  das  Mini- 
sterium der  Reichsdomänen  es  zuerst  für  nothwendig  erachtete,  nur 
das  Projekt  der  Grundregeln  von  der  Waldschonung  auszuarbei- 
ten, später  aber  —  aus  Furcht  die  Frage  auf  ein  rein  theore- 
tisches Gebiet  zu  stellen  und  in  Anbetracht  dessen,  dass  die 
praktische  Bedeutung  des  Gesetzes  nicht  sowohl  durch  die  Grund- 
lagen, aus  denen  sie  hervorgeht,  als  vielmehr  durch  die  einzelnen 
Regeln  bedingt  wird,  durch  welche  diese  Hauptgrundsätze  den 
Bedingungen  und  Forderungen  des  öffentlichen  Lebens  angepasst 
werden  —  mit  der  Zusammenstellung  jenes  Projektes  begann, 
welches,  nach  Durchsicht  und  Verbesserung  im  Reichsrath,  am 
4.  April  1888  vom  jetzt  regierenden  Kaiser  Alexander  Alexandro- 


*)  Unter  der  Zahl  der  Experten  befanden  sich  26  Privatwaldbesitzer 
4  Adelsmarschälle,  3  Vorsitzende  von  Landschaftsämtem ,  6  Gouverneure 
2  Stadthäupter  und  1  Agent  der  Bodenkreditanstalten. 
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witsch  Allerhöchst  bestätigt  wurde  und  unter  dem  Namen  der 
Verordnung  der  Waldschonung  erschien.  Dieses  Gesetz  und  die 
dazu  gehörenden  Zusätze,  in  Form  Allerhöchst  bestätigter  Reichs- 
l^tachten,  sowie  die  darauf  bezüglichen  Instruktionen,  Regeln 
und  Anweisungen  findet  der  Leser  in  der  Beilage. 

Tout  comprendre  c'est  tout  pardonner,  sagen  die  Franzosen. 
Auf  dieses  Spruch  wort  gestützt,  erlaube  ich  mir  dem  Leser  zu 
<impfehlen,  einstweilen  von  jeder  Schätzung  dieses  jedenfalls 
bemerkenswerthen  Staatsaktes  abzustehen  und  mit  mir  mit  der 
mehr  oder  weniger  ausführlichen  Durchsicht  der  Bestimmungen 
und  Forderungen  des  Waldschutzgesetzes  zu  beginnen,  soweit 
dies  nicht  nur  zu  einem  klaren  Verständniss,  sondern  auch  für 
<ien  Fall  einer  Anwendung  in  der  Praxis,  im  Leben,  nothwendig 
ist.  Gegenwärtig,  d.  h.  nachdem  das  Gesetz  bereits  seit  IV2  Jahren 
in  Wirksamkeit  getreten,  bieten  sich  der  in  Aussicht  genommenen 
ausführlichen  Durchsicht,  wenn  nicht  alle,  so  doch  wenigstens 
sehr  viele  günstige  Umstände  dar. 

Nachdem  wir  uns  sodann  sowohl  mit  der  Frage  von  den 
Grundlagen  des  Gesetzes  als  auch  mit  derjenigen  von  der  Mög- 
lichkeit und  der  Art  seiner  Anwendung,  sowie  mit  derjenigen  von 
den  Mitteln,  welche  es  zur  Beseitigung  der  in  der  Praxis  vor- 
kommenden Schwierigkeiten  darbietet,  genügend  bekannt  gemacht 
haben,  können  wir  mit  ruhigem  Gewissen  und  nach  unserm  Ver- 
ständniss seine  Vorzüge  und  Mängel  beurtheilen. 

Unter  der  Bezeichnung  des  Waldschutzgesetzes  vom  4.  April 
1888  sind  zu  verstehen: 

1)  das  an  demselben  Datum  Allerhöchst  bestätigte  Reichs- 
gutachten und 

2)  die  Verordnung  von  der  Waldschonung  (S.  72 — 84  der 
Beilage).  —  Ich  werde  das  Gesetz  in  der  Reihenfolge  durchneh- 
men, wie  es  in  der  Verordnung  dargestellt  ist;  «n  den  entsprechen- 
den Stellen  aber  auf  die  Bestimmungen  hinweisen,  welche  im 
Reichsgutachten  dargelegt  sind. 

Nach  dem  Art.  1  der  Verordnung  wird  die  Kraft  ihrer  Be- 
stimmung auf  alle  Wälder  ausgedehnt,  welche  der  Krone,  dem 
Apanagen-Departement,  verschiedenen  Anstalten,  Gemeinden  und 
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Privatpersonen  gehören.  Aus  der  Vergleichung  dieses  Artikels 
mit  dem  Abth.  II  and  III  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst  be- 
stätigten Reichsgutachtens  geht  hervor  ^  dass,  ungeachtet  dieses 
Gesetz  im  ganzen  europäischen  Russland  (ausser  Finnland)  und 
im  Kaukasus  gültig  ist,  das  Mass  seiner  Wirksamkeit  nicht  ftir 
alle  Wälder  gleich  ist,  sondern  sich  in  Abhängigkeit  von  der  Art 
des  Besitzes  und  des  Ortes  seines  Befindens  unterscheidet.  Auf 
die  einen  Wälder  wird  das  Gesetz  in  seinem  ganzen  Umfange^ 
auf  die  anderen  dagegen  nur  theilweise  ausgedehnt. 

Bei  der  Untersuchung  der  Forderungen  der  Abth.  II  des 
Reichsgutachtens,  welches  im  December  1888  vervollständigt  wurde, 
erfahren  wir,  dass  auf  dem  ganzen  angeführten  Gebiete  Russlands 
das  Gesetz  in  seinem  vollen  Umfange  nur  bei  einer  Art  von  Wäldern 
angewendet  wird,  nämlich  bei  den  Waldantheilen  der  Bauerngemein- 
den. In  Folge  von  Umständen  und  Erwägungen,  welche  man  leicht 
errathen  kann  (ich  werde  darüber  weiter  unten  sprechen)  erwies  es 
sich,  dass  das  Gesetz  an  diese  Wälder  die  grössten  Anforderungen 
stellte.  Auf  alle  anderen  im  Art.  1  aufgeführten  Wälder  erstreckt 
sich  das  Gesetz  entweder  in  seinem  vollen  Umfange  oder  nur  theil- 
weise, entsprechend  den  Umständen,  in  welcher  Gegend  sich  die 
Wälder  befinden  und  wem  sie  gehören.  So  erstreckt  sich  in 
26  Gouvernements*),  1  Gebiet  (Don)  und  einigen  Kreisen  (13)  von 
5  Gouvernements**)  ausser  den  angegebenen,  die  Kraft  des  Ge- 
setzes im  vollen  Umfange  auf  die  Wälder  von  jeder  Art  Besitz, 
jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  sich  auf  Ländern  be- 
finden, die  den  Bauern  als  Landantheil  zuertheilt  waren.  Die 
Bestimmung   dieser  Letzteren   besteht   darin,   die   Bauern    durch 


*)  Die  Gouvernements  von  Astrachan,  Bessarabien,  Wilna,  Woronesk, 
Grodno,  Jekaterinosslaw,  Kiew,  Kowno,  Kursk,  Liefland,  Orenburg,  Orel, 
Pensa,  Podolien,  Poltawa,  Bjasan,  Ssamara,  Ssaratow,  Stawropol,  Taurien, 
Tambow,  Tula,  Charkow,  Chersson,  Tschemigow  und  Esthland. 

**)  Vom  Gouvernement  Wladimir  die  Kreise:  Alexandrow,  Wladimir, 
Kowrow,  Pokrow,  Ssusdal,  Schuja  und  Surjew;  vom  Gouvernement  Wolhy- 
nien  der  Kreis  Staro-Konstantinow;  vom  Gouvernement  Kasan  der  Kreis 
Tetjuschi;  vom  Gouvernement  Nishnij -Nowgorod  die  Kreise  Ssergatsch  und 
Kujaginin  und  vom  Gouvernement  Smolensk  die  Kreise  Gshatsk  und  Ssjt- 
schewka. 
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ein  genügendes  Quantum  von  Land  zu  Landwirthschaftszwecken 
sicher  zu  stellen,  deshalb  können  die  Wälder  auf  diesen  Flächen 
gefällt  und  die  freigewordenen  Flächen  als  anderes  nutzbares 
Land  verwendet  werden,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  dass  diese 
Wälder  nicht  als  Schutzwälder  oder  als  Wälder  zum  Schutz  des 
Oberlaufes  und  der  Quellen  von  Flüssen  und  deren  Zuflüssen  an- 
erkannt werden  (s.  P.  A.  Abth.  II  des  Allerhöchst  bestätigten 
Reichsgutachtens  und  vergl.  Abth.  III). 

Sodann  erstreckt  sich  das  Gesetz  in  15  ganzen  Gouverne- 
ments*) und  einigen  Kreisen  von  6  Gouvernements**)  in  seinem 
vollen  Umfang  nur  auf  die  Wälder  von  verschiedenen  Institutionen 
und  Gemeinden,  dagegen  auf  die  Wälder  von  Privatpersonen,  der 
Krone,  des  Apanage-Departements  sowie  auch  die  Wälder  auf 
den  Landantheilen  von  Bauern  (siehe  oben)  erstreckt  es  sich  nur 
theilweise  (Schutzwald). 

Endlich  erstreckt  sich  das  Gesetz  in  6  ganzen  Gouvernements 
des  europäischen  Russlands***),  in  11  Gouvernements  und  Gebiete 
des  Kaukasus  f)  und  in  einigen  Theilen  von  3  Gouvernements 
Russlandsff)  (s.  P^  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten 


*)  In  den  Gouvernements  Witebsk,  Kalaja,  Kursk,  Minsk,  Mogilew, 
Moskau,  Pskow,  Ssimbirsk,  St.  Petersburg,  Twer,  Ufa,  Jaroslaw  und  im 
Ural-Gebiet 

**)  Vom  Gouvernement  Wladimir  in  den  Kreisen  Wjasniki,  Gorocbowez, 
Melenki,  Murow,  Perejaslaw  und  Ssudogda;  vom  Gouvernement  Wolhynien  in 
allen  Kreisen  (11)  mit  Ausnahme  desjenigen  von  Staro-Konstantinow  (stehe 
oben);  vom  Gouvernement  Kasan  in  den  Kreisen  Sswjashsa,  Zywilsk,  Jadzin 
und  in  den  auf  dem  rechten  Ufer  der  Wolga  liegenden  Theilen  der  Kreise 
Kosmodenjansk  und  Tschelokssary;  vom  Gouvernement  Kostrowa  in  den 
Kreisen  Nerechta,  Jurgew  und  in  den  auf  dem  rechten  Ufer  der  Wolga  liegen- 
den Theilen  Kineschma  und  Kostroma;  vom  Gouvernement  Nishnij -Nowgorod 
in  den  Kreisen  Ardatow,  Arsamas,  Gorbatow,  Sukojarow,  Nishnij -Nowgorod 
und  in  den  auf  dem  rechten  Ufer  der  Wolga  liegenden  Theilen  der  Kreise 
Balachna,  Wassilssursk  und  Makarjew;  vom  Gouvernement  Smolensk  in  allen 
Kreisen  (10)  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Gskatsk  und  Ssytschewka  (s.  oben). 

***)  In  den  Gouvernements  Archangelsk,  Wologda,  Wjatka,  Nowgorod, 
Olonez  und  Perm. 

t)  In  allen  Gouvernements  ausser  Stawropol. 

ff)  In  den  auf  dem  linken  Ufer  der  Wolga  gelegenen  Kreisen  und 
Theilen  derselben  der  Gouvernements  Kasan,  Kostroma  und  Nishnij -Nowgorod. 
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Reichs-Gutachtens)  in  seinem  ganzen  Umfang  ausschliesslich  nur 
auf  Waldantheile  der  Bauern,  wo  sich  solche  vorfinden,  dagegen 
auf  die  Wälder  der  übrigen  Eigenthümer  erstreckt  es  sich  nur  theil- 
weise,  nämlich  die  Vorschriften  über  Schutzwälder  und  über  Wäl- 
der zum  Schutze  des  Oberlaufes  und  der  Quellen  von  Flüssen 
imd  deren  Zuflüssen. 

Es  ist  somit  augenscheinlich,  dass  die  Wälder  auf  dem  ganzen 
Gebiete  der  oben  genannten  Theile  des  Reiches  (des  europäischen 
Russlands  und  des  Kaukasus,  Finnland  nicht  inbegriffen),  unab- 
hängig von  der  Art  des  Besitzes  und  der  Bestimmung  der  Wälder, 
dem  Gesetze  nur  theilweise  unterworfen  sind.  Dabei  ist  zu  be- 
merken, dass  das  Gesetz  auf  dem  ganzen  erwähnten  Gebiete 
gleichmässig  nur  theilweise  in  Kraft  tritt,  d.  h.  man  soll  nicht 
glauben,  dass  in  den  einen  Gegenden,  wo  das  Gesetz  nicht  in 
.seinem  vollen  Umfange  in  Kraft  steht,  die  einen  Artikel  des  Ge- 
setzes angewendet  werden,  in  den  anderen  dagegen  die  anderen. 
Im  Gegentheil,  ein  und  dieselben  Artikel  werden  in  ganz  Russ- 
land angewandt  —  das  sind  (wie  wir  weiter  unten  sehen  werden) 
die  Forderungen  in  BetreflF  der  Schutzwälder  und  der  Wälder 
zum  Schutz  des  Oberlaufes  und  der  Quellen  der  Flüsse  oder  ihrer 
Zuflüsse,  und  sodann  derjenige  Theil  des  Gesetzes,  welcher  von 
der  Aufsicht  über  die  Wälder  handelt. 

In  der  Festsetzung  der  erwähnten  Gradation  der  Wälder  ver- 
schiedener Besitzer  und  verschiedener  Gegenden ,  auf  welche  sich 
dieser  oder  jener  Theil  des  Gesetzes  erstreckt,  äusserte  sich  klar 
der  Gedanke  des  Gesetzgebers,  welchen  wir  noch  in  vielen  For- 
derungen der  Verordnung  errathen  und  welcher  darin  besteht, 
keine  überflüssigen  Beschränkungen  aufzulegen  und  sich  nur  mit 
den  nothwendigsten  und  unvermeidlichsten  zu  begnügen,  nur  den 
dringendsten  Bedürfnissen  zu  genügen.  In  Wirklichkeit  erfordert 
die  Wirthschaft  in  den  Waldantheilen  von  Bauern  vor  allem  das 
Eingreifen  und  die  Fürsorge  der  Krone.  Einerseits  haben  sie 
die  sehr  wichtige  Bestimmung,  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
in  der  eigenen  Wirthschaft  zu  dienen  und  unter  dieser  Voraus- 
sicht wurden  sie  den  Bauern  verhältnissmässig  (im  Verhältniss 
zur  Zahl  der  Personen,    welche    sie  benutzen)  in   sehr  geringer 
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Zahl  zuertheilt,  so  dass  mit  der  Vernicbtnng  der  Wälder  und  bei 
dem  Mangel  an  andern  Privat-  oder  Kronswäldern  in  der  Nähe 
die  Bauern  gezwungen  sind,  äusserste  Noth  an  Holz  zu  leiden^ 
und  die  Bauernwirthschaft  ihrem  Verfall  entgegen  gehen  kann. 
Andererseits  droht  keinem  anderen  Walde  (hinsichtlich  seiner 
Besitzer)  in  solch  einem  Masse  die  Gefahr  der  Vernichtung,  wie 
gerade  den  Wäldern  der  Bauern.  Die  Lage  ist  hier  folgende: 
Vor  der  Vertheilung  der  Wälder  unter  die  Bauern  erhielten  die- 
selben alles  in  der  Wirthschaft  nothwendige  Holzmaterial  von  der 
Krone  für  eine  unbedeutende  Zahlung  und  kannten  daher  die 
Schwierigkeiten,  sich  mit  diesem  Material  zu  versorgen,  gar  nicht, 
folglich  hatten  sie  keinen  Begriff  von  der  Nothwendigkeit  der 
Waldschonung.  Nachdem  sie  jedoch  ihren  Antheil  erhalten,  tiber- 
zeugten sich  die  Bauerngemeinden  vor  allem  davon,  dass  der 
Wald  sehr  werthvoll  sei  und  man  für  denselben  viel  Geld  erhalten 
könne.  Einen  richtigen  Wirth  gab  es  in  diesen  Waldantheilen 
nicht,  da  eine  Gemeinde,  welche  sich  für  den  Wirth  hält,  eher 
zur  Realisirung  eines  unbeweglichen  Eigenthums  geneigt  ist  als 
zu  einer  Erhaltung,  insbesondere  eine  Bauerngemeinde.  Wenn 
unsere  Banken  falliren,  wenn  die  Eisenbahngesellschaften  sich 
bankerott  erklären,  was  soll  man  da  von  der  Beständigkeit  der 
Wirthschaftsprinzipien  in  einer  Gemeinde  sagen,  deren  Mitglieder 
so  wenig  entwickelt  sind,  dass  sie  unftlhig  sind,  manchmal  auch 
nur  die  einfachsten  Berechnungen  zu  machen.  Man  möge  auch 
noch  in  Betracht  ziehen,  dass  hinsichtlich  der  vorliegenden  Frage 
die  Bauemgemeinden  mit  wenigen  glücklichen  Ausnahmen  sich 
in  einer  unfreiwilligen  Lage  befinden,  in  Folge  scheinbaren  Man- 
gels an  Landantheilen*),  vor  Furcht  vor  Plünderung  der  Wälder 
durch  weniger  rücksichtsvolle  Mitglieder  der  Gemeinde,  nicht 
selten  auch  in  Folge  dringender  Forderungen  zum  Verkauf  des 
Waldes,  entweder  von  Seiten  eines  benachbarten  Gutsbesitzers, 
bei  welchem  die  Gemeinde  einen  jährlichen  Verdienst  hat,  oder 
von  Seiten  eines  Holzhändlers,  der  es  versuchte,  das  Herz  der 
Lenker  der  Gemeinde   zu  erweichen,  mit  einem  Worte  in  Folge 

*)  Von  der  Krone  sind  die  Bauern  überall  mit  durchaus  genügenden  An- 
theilen  bedacht  worden. 
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einer  Menge  von  Bedingungen,  welche  die  Vernichtung  der  Wäl- 
der begünstigen  und  fast  keinen  Anhaltspunkt  geben,  um  dieser 
waldverwüstenden  Bewegung  Einhalt  zu  thun.  Thatsachen  sind 
die  besten  Zeugen  und  sie  fingen  an,  sich  unmittelbar  darnach 
geltend  zu  machen,  nachdem  den  Bauern  die  Waldan theile  zur 
Selbstverwaltung  übergeben  wurden.  Von  da  an  fing  die  öffent- 
liche Meinung  der  höheren  Gesellschaft  an  von  der  Nothwendigkeit 
zu  sprechen,  diese  Art  Waldbesitz  einer  Beschränkung  zu  unter- 
werfen und  jetzt  findet  sich  in  Russland  schwerlich  Jemand,  der 
anders  darüber  dächte;  damit  ist  sogar  die  Mehrzahl  selbst  der 
Bauern  einverstanden,  welche,  wenn  sie  auch  manchmal  nicht  im 
Stande  sind  zu  verstehen  und  nachzudenken,  dennoch  instinktiv 
errathen,  dass  in  der  Vernichtung  der  Wälder  etwas  verhängniss- 
volles, durch  die  gewöhnlichen  Mittel  nicht  zu  beseitigendes  liegt, 
was  nur  unter  einer  grossen  Beihilfe  von  Seiten  des  Staates  auf- 
liören  kann. 

Fast  dasselbe  kann  man  auch  von  den  Wäldern  aller  an- 
deren Gesellschaften  in  Russland  sagen,  es  sei  denn  mit  wenigen 
Ausnahmen,  und  deshalb  hat  —  in  Bezug  auf  dieselben  sowie 
auch  auf  die  Wälder  der  verschiedenen  Institutionen  und  beson- 
ders auf  die  Waldantheile  der  Bauern,  —  der  Gesetzgeber  dio 
grössten  Anforderungen  gestellt,  indem  er  sie  der  vollen  Kraft 
des  Gesetzes  in  40  ganzen  Gouvernements  und  in  den  Theilen 
von  6  Gouvernements  unterordnete  (S.  71). 

Bei  der  Festsetzung  der  Rayons  für  das  Gesetz  in  seinem 
vollen  Umfange  in  Bezug  auf  die  Wälder  von  Privatpersonen 
liandelte  der  Gesetzgeber  äusserst  vorsichtig,  indem  er  nur  die- 
jenigen Gegenden  aussuchte,  wo  es  entweder  sehr  wenig  Wälder 
giebt,  oder  ihr  Bestand  nicht  genügend  gesichert  ist.  Wenn  man 
auf  Grund  der  Beilage  zum  I.  Kapitel  des  vorliegenden  Buches 
Kreis  für  Kreis  in  derjenigen  Gegend  verfolgt,  wo  das  Gesetz  in 
seinem  vollen  Umfange  angewendet  wird,  so  kann  man  sehen: 

1)  dass  die  Bewaldung  derselben  sehr  schwach  ist,  in  9  Gou- 
vernements und  dem  Donischen  Gebiet  nicht  einmal  10  7o  erreicht; 

2)  dass  das  absolute  Quantum  Wald  hier  ebenfalls  sehr  un- 
bedeutend ist  gegen  I8Y2  Millionen  Desjatinen; 

17 
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3)  dass  die  Zahl  der  Kronswälder,  welche  vor  Verwüstung 
vollkommen  gesichert  sind,  ganz  gering  ist  (im  Ganzen  gegen 
372  Millionen  Desjatinen  eigentlichen  Waldbodens)  und  dieselben 
ausserdem  sehr  ungleichmässig  vertheilt  sind; 

4)  dass  der  Bestand  der  Privatwälder  in  vielen  Gouverne- 
ments (in  der  Nähe  der  westlichen  Grenze)  sehr  wenig  gesichert 
ist,  da  die  Nachfrage  nach  Holz  für  das  Ausland,  der  Andrang 
von  Elementen,  welchen  die  Interessen  der  Nation  fremd  sind, 
und  in  Folge  dessen  ein  eigenartiges,  um  nicht  mehr  zu  sagen, 
Verhältniss  zu  unserem  Gut  bilden  und  eine  Masse  anderer  Um- 
stände und  Bedingungen  zur  vollständigen  Vernichtung  der  Wäl- 
der beitragen. 

Daher  kann  man  schwerlich  etwas  gegen  den  Gedanken  des 
Gesetzgebers  einwenden,  dass  nach  den  Waldantheilen  der  Bauern 
die  Wälder  verschiedener  Eigenthümer,  welche  sich  in  den  er- 
wähnten 26  Gouvernements,  1  Gebiet  und  13  Kreisen  von  5  Gou- 
vernements befinden,  die  Hilfe  der  Regierimg  nöthig  haben.  Eine 
Frage  kann  höchstens  in  BetreflF  einiger  Einzelnheiten  entstehen. 
So  kann  z.  B.  der  Umstand  etwas  sonderbar  erscheinen,  dass  im 
Gouvernement  Kasan,  wo  der  Waldflächenraum  0,35  beträgt,  wo 
es  femer  allein  über  1,300,(XX)  Desjatinen  Kronswälder  giebt  (nm* 
66  7o  *^Jl®r  Wälder),  und  wo  endlich  der  Absatz  an  Holz  nicht 
voll  ist,  dennoch  Gegenden  vorhanden  sind,  in  denen  das  Gesetz 
in  seinem  vollen  Umfange  angewendet  wird.  Ebensolche  Gegen- 
den giebt  es  in  den  Gouvernements  Smolensk  (der  allgemeine 
Waldflächenraum  =  0,38) ,  Nishnij  -  Nowgorod  (der  allgemeine 
Waldflächenraum  =  0,38),  Wladimir  (der  allgemeine  Waldflächen- 
raum =  0,35).  Dagegen  wird  das  Waldschutzgesetz  nicht  in 
seinem  vollen  Umfange  im  Gouvernement  Moskau  angewendet, 
wo  in  Folge  der  Entwickelung  der  Industrie,  der  zahlreichen 
Eisenbahnen  und  der  dichten  Bevölkerung  die  Wälder  sich  bei- 
nahe in  der  gleichen  Gefahr  der  Vernichtung  befinden,  wie  die 
Wälder  in  den  Gouvernements  Wilna  und  Grodno,  wo  es  femer 
verhältnissmässig  sehr  wenig  Kronswälder  giebt  (weniger  als  10  7o 
der  gesammten  Wälder  des  Gouvernements),  während  der  allge- 
meine  Waldflächenraum    demjenigen    der   Gouvernements   Kasan 
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und  Smolensk  (0,38)  beinahe  gleichkommt.  Ich  werde  nicht  er- 
klären, warum  die  Kreise  Tetjuschi,  Ssytschewka,  Wladimir  u.  a. 
dem  Gesetz  in  seinem  ganzen  Umfange  untergeordnet  sind,  da 
dies  aus  der  Beilage  zum  I.  Kapitel  des  vorliegenden  Buches  er- 
sichtlich ist,  dass  jedoch  das  Gouvernement  Moskau  aus  dem 
Rayon  ausgeschlossen  ist,  in  welchem  das  Gesetz  in  seinem  vollen 
Umfange  in  Kraft  steht,  kann  man  sich  theils  dadurch  erklären,  dass 
in  diesem  Gouvernement  in  Folge  der  geringen  Gtlte  des  Bodens, 
vielleicht  der  theuren  Arbeitskräfte,  der  Nähe  an  getreidereichen 
Gouvernements,  wie  der  bedeutenden  Nachfrage  nach  Heizmate- 
rial und  der  verhältnissmässig  unbedeutenden  Surrogate  desselben, 
es  vortheilhafter  ist,  sich  mit  einer  regelrechten  Forstwirthschaft 
zu  beschäftigen  als  mit  dem  Ackerbau,  besonders  auch  deshalb, 
weil  auch  die  Bauern  den  Lohn  auf  Fabriken  den  landwirth- 
schaftlichen  Arbeiten  vorziehen.  Es  sind  Anzeichen  vorhanden, 
dass  in  diesem  Gouvernement  das  Land  auf  einigen  Gütern  (das 
ist  schon  weiter  oben  erwähnt  worden)  mit  Wald  besser  reussirt 
als  mit  Getreide  und  die  Zahl  der  Wälder  im  Gouvernement  sich 
in  den  letzten  20 — 25  Jahren  nicht  im  mindesten  vermindert  hat, 
ungeachtet  dessen  davon  mehr  als  7io  dieser  Wälder  Eigenthum 
von  Privatpersonen  und  Gemeinden  bilden.  Diese  Thatsachen 
und  die  oben  angeführten  Erwägungen  konnten  bei  dem  verhält- 
nissmässig bedeutenden  Waldflächenraum  des  Gouvernements  Mos- 
kau (0,39)  als  genügender  Grund  dafür  dienen,  die  Wälder  dieser 
Gegend  als  gesichert  vor  Vernichtung  anzusehen  und  sie  dem 
Waldschutzgesetz  nur  theilweise  unterzuordnen.  Die  angeführte 
Erklärung  darf  jedoch  nur  für  die  angegebene  Zeit  für  richtig 
gelten,  es  kann  nicht  erstaunen,  wenn  mit  der  Zeit  nicht  nur 
das  Gouvernement  Moskau  sondern  auch  andere  Gouvernements 
dem  Waldschutzgesetz  in  seinem  ganzen  Umfange  untergeordnet 
werden,  da  der  Wald  in  diesen  Gegenden  einen  hohen  Werth 
und  eine  ungeheure  staatliche  Bedeutung  besitzt.  Die  Ursache, 
warum  in  allen  übrigen  Wäldern  des  übrigen  Theiles  von  Russ- 
land nur  das  Gesetz  von  den  Schutzrevieren  und  von  den  Wäl- 
dern  zum   Schutz  des  Oberlaufes   und   der  Quellen   der   Flüsse 

und  ihrer  Zuflüsse  in  Kraft  steht,  liegt  hauptsächlich  in  der  zu 
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bedeutenden  Bewaldung  dieses  Thciles  von  Russl^nd;  in  dem 
Umfang  der  Wälder  daselbst,  welcher  bei  geringer  Bevölkerung, 
nicht  entwickelter  Industrie  und  Mangel  an  Transportwegen  sogar 
zur  Last  gereicht.  Es  werden  wahrscheinlich  noch  viele  Jahre 
vergehen,  bevor  es  nothwendig  erscheinen  wird,  in  dieser  Gegend 
das  Waldschutzgesetz  auf  Wälder  zu  erstrecken,  welche  nicht 
die  Bedeutung  eines  Schutzes  besitzen  und  die  Quellen  der  Flüsse 
oder  ihrer  Zuflüsse  nicht  schützen,  um  so  mehr,  als  sich  hier 
beinahe  alle  Wälder  im  Besitz  der  Krone  oder  des  Apanage- 
Ressorts  befinden,  folglich  die  Unversehrbarkeit  ihres  Bestandes, 
wenn  es  nöthig  sein  sollte,  auch  ohne  Schutzgesetz  garantirt 
werden  könnte.  Es  scheint  gegenwärtig  nöthig  zu  sein,  hier 
gerade  diejenigen  Massregeln  einzuführen  und  ihre  Anwendung 
auszudehnen,  welche  durch  das  Waldschutzgesetz  verboten  wer- 
den, wenn  nicht  alle  so  doch  einige  von  ihnen  (z.  B.  das  Abholzen). 
Was  die  Wälder  des  Kaukasus  betrifft,  so  kann  die  Nichtanwen- 
dung des  Gesetzes  auf  dieselben  in  seinem  vollen  Umfange  etwa 
dadurch  erklärt  werden,  dass  hier  das  Eigenthurasrecht  auf  Wald- 
flächen lange  nicht  aufgeklärt  ist  und  die  Ausdehnung  des  Wald- 
schutzgesetzes auf  Privatwälder,  nachdem  die  Kronsverwaltung 
begonnen  hat  Ordnung  in  ihren  Wäldern  einzuführen,  und  folg- 
lich die  Benutzung  der  Wälder  von  Seiten  der  örtlichen  Bevöl- 
kerung gewissermassen  zu  hindern,  sehr  traurige  Folgen  in  diesem 
Gebiet  haben  könnte.  Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass 
die  Erhaltung  dieser  Wälder  äusserst  nothwendig  erscheint  in 
Anbetracht  der  Bedeutung,  welche  diese  Wälder  sowohl  ihrer 
Lage  als  auch  ihrer  Eigenthümlichkeiten  und  der  Qualität  des 
von  ihnen  gelieferten  Holzmaterials  nach  haben.  Wie  aus  der 
dem  I.  Kapitel  beigelegten  Tabelle  zu  ersehen  ist,  gehören  Va 
aller  Wälder  im  Kaukasus  der  Krone,  folglich  sind  sie  gesichert; 
es  wäre  jedoch  wünschenswerth,  auch  das  übrige  Drittel  vor  Ver- 
nichtung sicher  zu  stellen. 

Zur  Zahl  der  Wälder,  welche  der  Verordnung  vom  Wald- 
schutz, auf  Grund  des  Art.  1  derselben,  untergeordnet  sind,  ge- 
hören ebenfalls  die  Wälder  des  Krons-  und  Apanage  -  Ressorts. 
Wenn  man  die  Forderungen  jedes  dieser  Ressorts  in  Betreff  ihrer 
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Wälder  mit  den  Forderungen  des  Waldschutzgesetzes  vergleicht, 
so  erweist  sich,  dass  die  ersteren  viel  strenger  und  in  viel  grösserem 
Masse  die  Erhaltung  und  Unversehrbarkeit  der  Wälder  garantiren, 
als  durch  die  Verordnung  vom  4.  April  1888  festgesetzt  ist.  In 
dem  Theile  Russlands,  auf  "welchen  sich  gegenwärtig  das  Wald- 
schutzgesetr  in  seinem  vollen  Umfange  erstreckt,  sind  die  Krons- 
wälder fast  alle  auf  dem  Plane  aufgenommen,  unterliegen  mit 
wenigen  Ausnahmen  einer  bestimmten  Ordnung,  ein  sehr  bedeu- 
tender Theil  derselben  ist  mit  Gräben  umgeben,  zu  ihrer  Be- 
wachung sind  gegen  7500  Forstwächter  und  zu  ihrer  Verwaltung 
gegen  250  Förster  und  fast  ebenso  viele  Forstgehilfen  vorhanden, 
von  denen  nicht  mehr  als  10  ^/q  Personen  sind,  welche  keine 
Forstbildung  erhalten  haben,  so  dass  nicht  nur  die  Erhaltung  der 
vorhandenen  Wälder,  sondern  auch  die  Vergrösserung  der  Wald- 
fläche durch  Anzucht  von  neuem  Wald  durchaus  möglich  erscheint. 
Dasselbe  ist  auch  bei  den  Wäldern  des  Apanage-Ressorts  zu  be- 
merken, welche  zwar  im  Gesetz  zu  den  Privatwäldern  gerechnet 
werden,  jedoch  der  Verwaltung  von  Personen  unterliegen,  die  im 
Staatsdienst  stehen  und  grösstentheils  Spezialisten  sind,  sodann 
von  einer  genügenden  Zahl  von  Wächtern  bewacht  und  auf  Grund 
von  Plänen  bewirthschaftet  werden,  die  von  Spezialisten  ange- 
fertigt und  durch  höhere  Instanzen  bestätigt  sind.  Es  möchte 
deshalb  scheinen,  dass  keine  Nothwendigkeit  vorliegt,  dieselben 
einem  neuen  Gesetz  unterzuordnen.  Die  Unterordnung  hat  jedoch 
die  gute  Seite,  dass  durch  die  Gleichstellung  dieser  Wälder  mit 
den  Wäldern  von  Privatpersonen  in  Wirklichkeit  bestätigt  wird, 
dass  in  Anbetracht  des  öffentlichen  Wohles  alle  Wälder  ohne 
Ausnahme  den  Forderungen  des  Gesetzes  untergeordnet  werden; 
eine  derartige  Unterordnung  vermag  der  Verordnung  vom  Wald- 
Bchutz  moralische  Unterstützung  zu  gewähren. 

Zum  Schlüsse  meiner  Erläuterung  des  ersten  Artikels  des 
Gesetzes  erlaube  ich  mir,  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  noch 
auf  folgenden  Umstand  zu  lenken.  Bei  Besprechung  des  Gesetzes 
in  einer  Gesellschaft  (ich  glaube  in  der  Forstgesellschaft)  wurde 
u.  a.  darauf  hingewiesen,  dass  seine  Forderungen  für  alle  in  den 
verschiedensten  Verhältnissen  sich  befindenden  Wälder  gleich  seien, 
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nnd  das8  man  diese  allgemeine  Anwendung  der  Bestimmungen 
der  Verordnung  für  einen  grossen  Mangel  des  Gesetzes  halten 
müsse.  Es  ist  sonderbar,  sagt  der  Kritiker,  wie  man  hoffen  darf, 
durch  dieselben  Massregeln  die  Wälder  sowohl  in  den  Niederungen 
von  Astrachan  als  auch  im  Gouvernement  Perm  und  im  Polesje- 
Gebiet  zu  erhalten;  die  Bedingungen  des  Wachsthums,  des  Be- 
sitzes und  der  Exploitation  sind  auch  in  diesen,  Tausende  von 
Werst  von  einander  entfernten  Gegenden  äusserst  verschieden, 
während  man  diesem  Umstand  gar  keine  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt hat.  Man  möge  nach  West-Europa  sehen:  dort  hat  jedes 
Land  sein  selbstständiges  Gesetz,  ungeachtet  dessen,  dass  diese 
Länder,  z.  B.  die  Schweiz,  Frankreich,  Italien,  nebeneinander 
liegen  und  die  Grösse  eines  jeden  derselben  die  Grösse  unseres 
Gouvernements  Wologda  nicht  übertrifft. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  sich  dieser  Einwand  in 
gleicher  Weise  sowohl  auf  diejenigen  Forderungen  des  Gesetzes 
bezieht,  welchen  die  Wälder  auf  dem  ganzen  Flächenraum  von 
Russland  unterworfen  sind,  als  auch  auf  diejenigen  Regeln,  wel- 
chen die  Wälder  nur  in  einigen  Gouvernements  unterliegen,  da 
die  letzteren  nur  zeitweise  einen  beschränkten  Wirkungskreis 
haben,  wie  aus  der  Abth.  II  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst 
bestätigten  Reichsgutachtens  zu  ersehen  ist. 

Ich  werde  auf  diesen  Einwand  am  Ende  meiner  Uebersicht 
der  Gesetzesartikel  antworten.  Jetzt  aber  bitte  ich  den  Leser 
nur,  denselben  nicht  zu  vergessen  und  bei  der  nächsten  Durch- 
sicht der  Forderungen  des  Gesetzes  ihren  Werth  und  ihre  An- 
wendbarkeit auch  von  Seiten  des  angeführten  Einwandes  zu  be- 
trachten. 

Ich  richte  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  auch  darauf,  dass, 
laut  Abth.  VI  des  oben  erwähnten  Reichsgutachtens,  die  Ordnung 
der  Durchsicht  der  Frage  von  der  Verbreitung  des  Waldschutz- 
gesetzes in  seinem  vollen  Umfange  auch  auf  andere  Gegenden 
dadurch  bedeutend  vereinfacht  ist,  dass  es  dem  ^linister  der 
Reichsdomänen  anheimgestellt  ist,  Vorstellungen  über  eine  der- 
artige Erweiterung  nicht  dem  Reichsrath  sondern  dem  Minister- 
Comit^  einzureichen. 
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Durch  den  Art.  2  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  wurden 
zum  Waldschntz  zwiefache  Massregeln  festgesetzt,  nämlich: 

a.  zur  Bewahrung  der  Wälder  vor  Vernichtung  und  Er- 
schöpfung und 

b.  zur  Förderung  einer  regelrechten  Wirthschaft  in  den  Wäl- 
dern und  der  Anzucht  neuer  Wälder. 

Da  das  Waldschutzgesetz  nur  derartige  Vernichtung  und  Er- 
schöpfung der  Wälder^  welche  durch  die  Eigenthümer  selbst  aus- 
geführt werden  können ,  bezweckte  und  nicht  zum  Schutze  vor  Be- 
schädigungen, die  durch  unbefugte  Holzfrevler  hervorgerufen  wer- 
den, erlassen  wurde,  so  ist  es  augenscheinlich,  dass  die  erste 
Kategorie  der  im  Art.  2  der  Verordnung  erwähnten  Massregeln  in 
ihrem  Endresultate  eine  gewisse  Beschränkung  der  Freiheit  der 
Handlungen  der  Eigenthümer  über  ihr  Waldeigentbum,  folglich 
eine  Beschränkung  des  Eigenthumsrechts  enthalten  muss,  —  so 
ist  es  auch  in  Wirklichkeit  —  die  volle  Freiheit  der  Verfügung 
über  die  Wälder  ist  beschränkt.  Ich  muss  bekennen,  dass  dieser 
Umstand  mich  anfangs  befremdete.  Nachdem  ich  mich  jedoch 
mit  dem  Wesen  der  Sache  eingehender  bekannt  gemacht  hatte, 
so  stellte  es  sich  heraus,  dass  das  Waldschutzgesetz  durch  diese 
Beschränkung  durchaus  keine  neuen  Grundlagen  und  Bestim- 
mungen in  Betreff  des  Verfügungsrechts  über  das  Eigenthum  ein- 
geführt hat.  Nein,  der  Grad  der  Unverletzlichkeit  dieses  Rechtes 
blieb  bei  der  Ausgabe  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  vollkom- 
men unberührt.  Der  Gesetzgeber  betrachtete  dieses  Recht  als 
heilig  und  strebte  augenscheinlich  nur  darnach,  die  Beschrän- 
kungen der  Verordnung  über  den  Waldschutz  den  schon  längst 
bestehenden  Forderungen  des  Civilgesetzes  anzupassen  und  ver- 
mied alle  solche  Massregeln,  deren  Erfüllung  das  bestehende 
Mass  der  Beschränkungen  des  Civilgesetzes  übersteigen  könnte. 
Dieses  Bestreben  ist,  nach  meinem  Gutachten,  dem  Gesetzgeber 
vollkommen  gelungen,  und  ich  sehe  in  dieser  Beschränkung  des 
Waldschutzgesetzes  eine  vollkommene  Analogie,  eine  völlige  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Beschränkungen,  welche  von  unserer  Gesetz- 
gebung zum  Zweck  der  Abhaltung  des  Verfügers  über  das  Eigen- 
thum  von    der   Zufügung   von   Schaden   und   Verursachung  von 
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Verlust  einer  nächsten  anderen  Person  getroffen  sind.  Wir  baben 
uns  ja  mit  dem  Grundgedanken  einverstanden  erklärt,  dass  die 
Vernichtung  und  Erschöpfung  der  Wälder  als  Folge  die  Zu- 
fügung  von  Schaden  der  benachbarten  Bevölkerung,  der  Gemeinde 
und  des  Staates  nach  sich  ziehen,  oder  in  Ausnahmefällen  nur 
Furcht  in  Betreff  der  Möglichkeit  der  Zufügung  dieses  Schadens 
einflössen.  Wie  sollte  man  sich  auch  damit  nicht  einverstanden 
erklären.  „Es  existirt,"  sagt  in  Bezug  darauf  der  Reichsrath, 
„die  Thatsache  der  rasch  vorwärtsschreitenden  Entwaldung  des 
fruchtbarsten  Theiles  des  Staates;  dazu  ist  unzweifelhaft  nach- 
gewiesen, dass  diese  Erscheinung  die  verderblichsten 'Folgen  für 
die  gesammte  Landwirthschaft  der  gesammten  Gegend  hat.** 
„Immerwährend  und  überall,"  ist  in  einem  anderen  offiziellen 
Dokument  gesagt,  „giebt  es  Klagen  über  die  Folgen  der  Ver- 
nichtung der  Wälder."  Sie  erfolgen  sowohl  von  Privatpersonen 
als  auch  von  Gemeinden  mit  Landwirthschaft,  Landschaftsver- 
sammlungen und  endlich  in  den  AUerunterthänigsten  Berichten 
der  Gouverneure.  Die  Theuerung  von  Holz  in  den  mittleren  und 
südlichen  Gouvernements  erreicht  bei  uns  eine  Höhe,  bei  welcher 
für  die  Masse  der  Bevölkerung  die  gesetzliche  Art  der  Erwerbung 
von  Holzmaterial  äusserst  schwierig  wird.  Unsere  Flüsse  ver- 
sanden, die  Periode  des  hohen  Wasserstandes  geht  so  schnell 
vorüber,  dass  die  hinunter  zu  flössenden  Waaren  ihren  Bestim- 
mungsort nicht  erreichen,  sondern  unterwegs  liegen  bleiben.  Die 
Ueberschwemmungen  vermehren  sich  und  nehmen  einen  drohen- 
den, verheerenden  Umfang  an.  Von  überall  ertönen  Klagen  über 
die  Verschlechterung  der  Bedingungen  unserer  landwirthschaft- 
lichen  Kultur.  Es  ist  augenscheinlich,  dass  man  auf  diesem  Wege 
nicht  mehr  weitergehen  kann;  man  muss  stehen  bleiben." 

In  Anbetracht  so  grell  vor  die  Augen  tretender  Thatsachen 
aus  unserer  Zeit,  sowie  in  Anbetracht  von  Beispielen  aus  der 
Geschichte  anderer  Länder  und  Völker  kann  niemand  den  Schaden 
der  Waldvernichtung  bestreiten,  und  deshalb  erhält  die  Forde- 
rung des  Gesetzes,  den  Wald  nicht  zu  vernichten  und  nicht  zu 
erschöpfen,  gleiche  Bedeutung  mit  den  folgenden,  in  unserer  Ge- 
setzgebung schon  längst  bestehenden  Forderungen: 
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1)  Dem  Eigenthtimer  wird  verboten,  über  kleine,  aber  schiff- 
bare Flüsschen  Brücken  auf  Böcken,  langen  dünnen  Stangen  und 
schwachen  Pfählen  zu  bauen;  aber  es  wird  erlaubt,  entweder  be- 
ständige Brücken  zu  bauen,  welche  das  Hinunterflössen  von  Bal- 
ken und  Holz  nicht  hindern,  oder  abführbare  Brücken  oder 
üeberfahrten  zu  unterhalten  (s.  Samml.  d.  Ges.  Bd.  X,  Thl.  1, 
Art.  440). 

2)  Der  Eigenthümer  von  Land  und  Heuschlägen,  welche  am 
Oberlauf  von  Flüssen  liegen,  hat  das  Recht  zu  fordern,  dass  der 
Nachbar  das  Flusswasser  durch  Dämme  nicht  hebe  und  durch 
dasselbe  seine  Wiesen  und  Felder  nicht  überschwemme  und  die 
Arbeit  seiner  Mühle  nicht  hemme  (s.  ebend.  Art.  442). 

3)  Der  Hausherr  kann  fordern:  1.  dass  der  Nachbar  keine 
Kochstelle  und  keinen  Ofen  an  der  Wand  seines  Hauses  erbaue; 
2.  dass  er  auf  seinen  Hof  kein  Wasser  ausgiesse  und  keinen  Un«- 
rath  ausfege;  3.  dass  er  keinen  Abfluss  von  seinem  Dach  auf 
seinen  Hof  mache,  sondern  dasselbe  auf  seine  Seite  richte;  4.  dass 
er  keine  Fenster  und  Thüren  in  die  Brandmauern  mache,  welche 
das  Dach  der  aneinanderstossenden  Gebäude  trennt  (Art.  445 
ebend.). 

Die  allgemeine  Grundlage  der  angeführten  einschränkenden 
Forderungen  des  Civilgesetzes  besteht  darin,  dass  sie  nicht  weiter 
gehen  als  fremdes  Gut  vor  Schaden  und  Verlust  zu  behüten,  so 
dass  andere  Personen  keinen  Vortheil  auf  Kosten  des  einzuschrän- 
kenden Eigen thümers  erhalten,  sondern  nur  unversehrt  das  be- 
halten, was  sie  besitzen.  Wir  werden  bei  der  weiteren  Durch* 
sieht  der  Forderungen  der  Verordnung  vom  Waldschutz  sehen, 
dass  sie  in  Anbetracht  der  angegebenen  Präzedenzfälle ,  ebenfalls 
nur  mit  solchen  Beschränkungen  sich  begnügen.  Und  da  die  Er- 
füllung der  Forderung,  kein  Wasser  auf  einen  fremden  Hof  zu 
giessen,  keinen  Damm  über  ein  bestimmtes  Mass  zu  erhöhen, 
nicht  das  Recht  aut  die  Erhaltung  irgend  einer  Belohnung  für 
Verluste  giebt,  welche  in  der  Wirthschaft  der  einzuschränkenden 
Person  erfolgen  können,  so  gewährt  auch  das  Gesetz  vom  Wald- 
schutz dieses  Recht  aus  demselben  Grunde  nicht. 

Aus  welchen  Quellen  muss  in  Wirklichkeit  der  Waldbesitzer 
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entschädigt  werden^  oder  auf  wessen  Kosten  mass  die  Ausgabe 
fallen,  um  dem  Eigenthümer  den  fehlenden  Ertrag  vom  Eigen- 
thiim  zu  vergüten y  in  welchem  die  Thätigkeit  durch  das  Gesetz 
beschränkt  ist?  Wenn  in  Folge  so  einer  Beschränkung  andere 
Personen  in  die  Möglichkeit  versetzt  wären,  von  ihrem  Eigenthum 
grössere  Vortheile  zu  erlangen  als  diejenigen,  welche  sie  vor  Aus- 
gabe der  Gesetze  erhalten  hatten,  so  könnte  die  Entschädigung 
der  einzuschränkenden  Person  auf  Kosten  des  Ueberschusses  an 
Einnahmen  entfallen,  welche  die  Nachbaren,  ganze  Gemeinden, 
der  Staat  erhalten,  und  die  würde  vollkommen  gerecht  und  ge- 
setzlich erscheinen.  Die  Beschränkxmgen  des  neuen  Gesetzes  sind 
jedoch  nur  auf  Verhütung  von  Schaden  gerichtet,  welcher  einer 
anderen  Person  zugefügt  werden  soll:  davon,  dass  der  Eigen- 
thümer seinen  Wald  nicht  verwüsten  darf,  wird  die  benachbarte 
Bevölkerung  nicht  reicher  werden,  sie  wird  nur  in  die  Lage  ver- 
setzt,  diejenigen  Vortheile  von  ihrem  Eigenthum  nicht  zu  ver- 
lieren, welche  sie  bis  dahin  gehabt  hatte,  und  unter  solchen  Um- 
ständen sie  zu  veranlassen,  den  Waldeigen thümer  für  seine  Ver- 
luste zu  entschädigen,  keinem  die  ungerechteste  Abgabe  auf- 
zuerlegen. Es  versteht  sich,  dass  man  die  auferlegte  Beschrän- 
kung auch  für  eine  gewisse  Abgabe  für  die  einen  zu  Gunsten  der 
anderen,  folglich  für  eine  Ungerechtigkeit  halten  kann.  So  be- 
trachten auch  einige  das  Gesetz  vom  4.  April  1888.  In  Wirk- 
lichkeit aber  sind  einige  Einbussen  an  Vortheilen  (in  Folge  der 
Beschränkung  durch  das  Gesetz),  welche  vom  Eigenthum  erhalten 
werden,  nur  ein  Rückstand,  nicht  aber  eine  Auszahlung  aus  der 
haaren  Kasse  und  werden  zum  Theil  durch  die  Eigenschaft  des 
Eigenthums,  hauptsächlich  aber  durch  das  Verhältniss  zu  ihm 
bestimmt,  welches  früher  bestanden  hatte,  nicht  aber  dadurch, 
dass  ein  Theil  der  Vortheile,  welche  vom  Gute  erhalten  wurden, 
mit  der  Ausgabe  des  Gesetzes  in  andere  Hände  übergeht. 

So  nahe  die  von  mir  angeregte  Frage  auch  derjenigen  liegen 
möge,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Waldschutz  Beschrän- 
kungen unterworfen  wurde,  so  bietet  sie  gegenwärtig  jedoch 
nur  ein  theoretisches  Interesse  dar.  Vor  der  Ausgabe  des  Ge- 
setzes konnte  man  sie  für  praktischer  halten  als  jetzt.    Uebrigens 
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muBS  man  auch  das  sagen,  dass  selbst  Personen,  deren  Interessen 
durch  das  neue  Gesetz  berührt  werden,  sich  nicht  mit  den  Details 
der  Frage  vom  Grade  der  Verletzung  ihrer  Rechte  beschäftigen. 
Das  liegt  zudem  nicht  im  Geiste  des  russischen  Mannes,  nicht 
einmal  würde  er  sein  Vermögen,  seine  Rechte,  sein  Leben  opfern, 
um  die  Ehre  und  den  Ruhm  seines  Vaterlandes  zu  vertheidigen, 
so  dass  es  mir  scheint,  dass,  wenn  das  Gesetz  selbst  weiter  ge- 
gangen wäre  als  die  Beschränkungen,  welche  ihm  auf  Grund  der 
existirenden  Präzedenzfälle  auferlegt  sind,  die  Waldeigen thümer 
selbst  in  diesem  Falle  von  sich  aus  so  viel  bürgerliche  Festigkeit 
aufgewiesen  hätten,  sich  dem  von  der  Regierung  erlassenen  Ge- 
setze ohne  Widerrede  zu  fügen,  da  dieselbe  bereits  mehr  als 
einmal  mit  der  Verbesserung  der  Lebensweise  der  Unterthanen 
des  russischen  Zaren  den  Anfang  gemacht,  sowie  gute  Resultate 
erzielt  hatte  und  deshalb  das  Vertrauen  des  Volkes  gewinnt  Und 
wenn  noch  die  Frage  von  dem  Rechte  der  Beschränkung  ohne 
Entschädigung  angeregt  wird,  so  muss  man  die  Ursachen  davon 
nicht  darin  suchen,  dass  wir  in  Bezug  auf  unsere  Rechte  und 
Pflichten  so  empfindlich  sind,  sondern  vielmehr  darin,  dass  die 
Erfüllung  der  Forderungen,  welche  den  Waldeigenthümern  auf- 
erlegt werden,  in  der  Praxis  auf  einige  Schwierigkeiten  stösst, 
die  anfänglich,  so  lange  das  Gesetz  noch  nicht  vollkommen  be- 
kannt geworden  und  in  das  Leben  getreten  ist,  sogar  innerhalb 
der  Gesetze  unüberwindlich  erscheinen.  Demjenigen,  welcher  sich 
mit  dem  Gesetz  zu  praktischem  Zweck  bekannt  macht,  um  sich 
in  demselben  schneller  zu  orientiren  und  ihm  in  seinen  Handlun- 
gen zu  entsprechen,  erscheint  daher  die  Frage  sehr  wichtig:  war 
von  dem  Gesetzgeber  die  Möglichkeit  von  Schwierigkeiten  voraus- 
gesehen worden,  welche  in  Folge  der  Beschränkung  der  Rechte 
des  Eigen thümers  entstanden,  und  sind  in  dem  Falle,  dass  sie 
vorausgesehen  worden,  von  dem  Gesetz  über  den  Waldschutz 
irgend  welche  Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  dieser  Hindemisse 
gegeben? 

Aus  den  Angaben  der  Abth.  VHI  des  am  4.  April  1888  Aller- 
höchst bestätigten  Reichsrathsgutachtens  ist  zu  ersehen,  dass  der 
Gesetzgeber  die  Möglichkeit  von  Schwierigkeiten  bei  der  Anwen- 
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düng  des  Bescliränkungsgesetzes  voraussah,  weshalb  er  auch  dem 
Minister  der  Reichsdomänen  anheimstellte,  den  entsprechenden 
Behörden  des  ihm  unterstellten  Ressorts  ausführliche  Instruktion 
über  die  Art  und  Ordnung  der  Erfüllung  der  Pflichten  zu  geben, 
welche  diesen  Behörden  hinsichtlich  der  Anwendung  der  Verord- 
nung vom  Waldschutz  obliegen.  Wenn  man  diesen  Hinweis  mit 
der  Erklärung  vergleicht,  welche  vom  Waldschutz-ComitÄ  hin- 
sichtlich der  Kraft  der  auf  Fällung  von  Wald  geschlossenen  Ver- 
träge gegeben  sind,  so  kann  man  errathen,  dass  der  erwähnte 
Hinweis  nicht  nur  die  formelle  Seite  der  Sache  betrifft,  wie  dies 
auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag,  sondern  auch  das  Wesen 
derselben.  „Die  Verordnung  vom  4.  April  1888,  sagt  der  Minister 
der  Reichsdomänen  im  Circular  vom  4.  April  1889  sub  No.  1154 
(siehe  die  Beilagen  des  vorliegenden  Buches)  und  die  von  mir 
dem  Waldschutz-Comitö  gegebene  Instruktion  gewähren  dem  letz- 
teren in  den  die  Erfüllung  des  Gesetzes  vom  Waldschutz  betref- 
fenden Angelegenheiten  genügend  Freiheit  und  geben  daher  die 
Möglichkeit,  in  bedeutendem  Masse  die  Interessen  der  Eigen- 
thümer  und  ihrer  Kontrahenten  zu  schützen." 

Diese  Bemerkung  betrifft  jedoch  aussergewöhnliche  Fälle. 
Wir  werden  sehen,  dass  auch  ohne  Anwendung  von  Ausnahme- 
massregeln innerhalb  der  Grenzen  des  Gesetzes  viele,  ja  sogar 
sehr  viele  Schwierigkeiten  beseitigt  werden  können,  welche  sich 
in  der  Praxis  darbieten. 

Wenden  wir  uns  jetzt  zu  einer  anderen  Kategorie  von  Mass- 
regeln, mit  deren  Hilfe  das  neue  Gesetz  unsere  Wälder  zu  schützen 
beabsichtigt,  nämlich  zur  Unterstützung  einer  geordneten  Wirth- 
schaft  in  den  Wäldern  und  der  Anzucht  neuer  Wälder. 

Aus  den  Beilagen  zum  vorliegenden  Buch  kann  der  Leser 
ersehen,  dass  derartige  Massregeln  von  der  Regierung  auch  vor 
der  Ausgabe  des  Gesetzes  vom  Waldschutz  getroffen  wurden.  So 
ist  im  Art.  614  des  Forststatuts  (Ausgabe  1876)  gesagt,  dass  für 
die  Waldanzucht  und  für  die  Bepflanzung  von  Plätzen  und  Häu- 
sern in  der  Stadt  und  in  Flecken  Pflänzlinge  aus  Kronsrevieren 
sowohl  für  Geld  als  auch  unentgeldlich  verabfolgt  werden.  Sodann 
bestimmt  der  folgende  Artikel  (615)  Belohnungen   und  Prämien 
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für  Bemühungen  und  Erfolge  auf  dem  Gebiete  der  Anzucht  und 
Einrichtung  von  Wäldern  in  weniger  bewaldeten  Gegenden  oder 
in  solchen^  wo  die  verstärkte  Exploitation  der  Wälder  ohne  Pläne 
zur  Vernichtung  der  Wälder  führen  kann. 

Sodann  stellt  das  Gesetz  (s.  Art.  516  und  517  des  Forst- 
statuts^  Ausgabe  1876)  seit  lange  den  Eigenthümern  das  Recht 
anheim,  zur  Verwaltung  der  Wälder  Beamte  aus  dem  Forstressort 
aufzufordern,  und  gewährt  denjenigen,  welche  dieser  Aufforderung 
nachkommen,  die  Rechte  und  Vortheile  von  Personen,  welche  im 
Staatsdienste  stehen. 

Das  Waldschutzgesetz  lässt  alle  aufgezählten  Arten  der  Be- 
günstigung von  Landeigen thümern  hinsichtlich  der  Waldanzucht 
bestehen  und  ergänzt  sie  ausserdem,  wie  wir  weiter  Tinten  sehen 
werden,  noch  durch  viele  neue  Massregeln. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  man  allen  diesen  Massregeln 
nur  volle  Sympathie  entgegenbringen  muss. 

Ich  will  jedoch  noch  einige  Worte  über  diese  Kategorie  von 
Massregeln  sagen,  um  die  uns  von  Praktikern  vorgelegte  Frage 
zu  entscheiden,  in  wie  weit  die  Regierung  im  Stande  ist,  diese 
Massregeln  in  einer  Zahl  und  Menge  vorzuschlagen,  als  für  unsere 
unermesslichen,  wenig  bewaldeten  Flächen  nothwendig  ist.  Die 
Sache  besteht  darin,  dass  man  z.  B.  von  dem  den  Eigenthümern 
gewährten  Recht,  Beamte  aus  dem  Forstressort  zum  Dienst  auf- 
zufordern, lange  Zeit  keinen  Gebrauch  machen  konnte,  dass  das 
Kronsressort  selbst  Mangel  an  Spezialisten  hatte  und  eine  Privat- 
person mit  der  Krone  in  der  Nachfrage  nach  Spezialisten  kon- 
kurrirend,  einem  Beamten  aus  dem  Forstressort  als  Entschädigung 
manchmal  solche  Summen  bieten  musste,  dass  sich  dies  durch 
Verbesserung  der  Wirthschaft  nicht  bezahlt  machte  und  die  Kunde 
von  solchen  Folgen  den  meisten  unserer  Waldeigenthümer  jede 
Lust  benahm,  von  dem  durch  den  Art.  516  des  Forststatuts  ge- 
währten Rechte  Gebrauch  zu  machen.  Dasselbe  geschah  in  Betreff 
der  Verabfolgung  von  Pflänzlingen  und  Wildlingen  an  Privat- 
personen, so  dass  das  Gesetz  mit  dem  Vorschlag  von  Massregeln 
augenscheinlich  zu  früh  erschien,  da  es  keine  physische  Möglich- 
keit gab,  diese  Massregeln  in  Ausführung  zu  bringen. 
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Existirt  jetzt  diese  Möglichkeit?  In  welchem  Masse  kann  man 
auf  die  Mitwirkung  und  Aufmunterungen  des  Kronsforstressorts 
rechnen,  wenn  man  sich  entschliesst,  mit  der  Anzucht  Ton  Wald 
oder  regelrechten  Waldwirthschaft  zu  beginnen?  In  dem  dritten 
Kapitel  des  vorliegenden  Buches  habe  ich  diese  Frage  bereits 
theilweise  berührt  und  wir  haben  dort  gesehen,  dass  gegenwärtig 
der  Eigenthümer  vollkommen  darauf  rechnen  kann,  dass  ihm  die 
Krone  ausser  Geld  alles  Nöthige  zur  Führung  der  Waldwirthschaft 
und  zur  neuen  Anzucht  von  Wald  geben  wird.  Es  ist  unmöglich 
das  Mass  zu  bestimmen,  in  welchem  die  Krone  ihren  Beistand 
der  Privat-Waldanzucht  und  Waldwirthschaft  gewähren  kann. 
Die  Entwicklung  der  Kräfte  und  Mittel  der  Krone  in  dieser  Be- 
ziehung hängt  in  bedeutendem  Masse  von  der  Nachfrage  ab.  Man 
kann  jedoch  mit  Bestimmtheit  behaupten,  erstens,  dass  das  Krons- 
forstressort  gegenwärtig  über  bedeutend  grössere  Mittel  verfügt 
als  früher,  um  die  Nachfrage  sowohl  nach  Personal  für  die  Ver- 
waltung von  Wald  und  für  die  Leitung  der  technischen  Arbeiten 
in  demselben,  als  auch  nach  dem  für  die  Waldanzucht  nothwen- 
digen  Material  zu  befriedigen,  und  zweitens,  dass  bei  der  gegen- 
wärtigen, allerdings  noch  nicht  lange  bestehenden  Ordnung,  die 
Kronsforstverwaltung,  im  Falle  der  stärker  werdenden  Nachfrage 
nach  ihrer  Mitwirkung  und  ihrem  Beistande,  in  sehr  kurzer  Zeit 
sich  nach  den  Verhältnissen  richten  und  schnell  Mittel  und  Wege 
zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Privateigenthümer  finden 
kann.  Um  sich  davon  zu  überzeugen,  braucht  der  Leser  nur  in 
den  letzten  Bericht  der  Kronsforstverwaltung  einen  Einblick  zu 
thun,  aus  welchem  zu  ersehen  ist,  wie  bedeutend  der  Wirkungs- 
kreis der  Kronsforstverwaltung  sich  vergrössert  hat,  folglich  wie 
zugänglich  die  Kräfte  und  Mittel,  über  die  sie  verfügt,  Privat- 
personen geworden  ist,  welche  von  denselben  Gebrauch  zu  machen 
wünschen  sollten  und  andererseits,  wie  sehr  dieselben  Kräfte  und 
Mittel  sich  vergrössert  und  wie  zweckmässig  sie  sich  auf  dem 
weiten  Flächenraum  Russlands  vertheilt  haben,  zweckmässig  eben- 
falls wieder  im  Sinne  ihrer  Zugänglichkeit  für  Jedermann.  Man 
sehe  übrigens  nicht  ausschliesslich  auf  die  schon  vorhandenen 
Mittel  und  Kräfte;  Kenner  der  Sache  behaupten,  dass  dieselben 
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immer  noch  nicht  selbst  zur  Befriedigung  der  Bedtlrfnisse  der 
Kronsforstverwaltong  allein  genügen ;  sondern  man  sehe  auf  die 
Richtung,  man  bemerke  die  allgemeine  Tendenz  dieser  Verwal- 
tung und  man  wird  vollkommen  beruhigt  sein  hinsichtlich  dessen, 
dass  gegenwärtig  die  Regierung  im  Stande  ist,  Massregeln  zur 
Förderung  und  Unterstützung  einer  regelrechten  Wirthschaft  in 
den  Wäldern  und  zu  ihrer  neuen  Anzucht  nicht  nur  festzusetzen, 
sondern  dieselben  auch  durchzuführen. 

In  der  Festsetzung  von  Massregeln,  welche  die  Waldanzucht 
fördern  und  dieselbe  unterstützen,  machte  sich  die  Fürsorge  der 
Regierung  nicht  nur  hinsichtlich  der  Erhaltung  der  bestehenden 
Wälder,  sondern  auch  in  Betreff  der  Vergrösserung  ihres  Flächen- 
raums in  Russland  geltend.  Wir  sahen  schon,  wie  gross  unsere 
waldlosen  Flächen  sind,  und  können  daher  im  Voraus  sagen,  daäs 
die  entsprechende  Bewaldung  selbst  des  hundertsten  Theiles  dieser 
Gegenden,  so  lange  allein  nur  von  Seiten  der  Erone  Massregeln 
zur  Unterstützung  und  Förderung  vorhanden  sind,  unmöglich  ist; 
dazu  wäre  der  Aufwand  von  ungeheuren  Summen  und  die  Aus- 
gabe besonderer  Gesetze  erforderlich;  der  Gesetzgeber  hatte  jedoch 
augenscheinlich  nicht  im  Auge,  die  Bewaldung  der  Steppen  von 
Cherson  und  Jekaterinoslaw  durchzuführen,  indem  er  Belohnungen 
für  die  Waldanzucht  festsetzte.  Ich  weiss  wenigstens,  dass  die 
Regierung,  wenn  sie  die  Nothwendigkeit  anerkannt,  eine  gewisse 
Gegend  zu  bewalden,  zu  Mitteln  greift,  welche  den  Zweck  voll- 
ständig sichern  und  vor  allem  schneller  erreichen,  als  dies  ver- 
mittelst Belohnungen  und  Unterstützungen  erreicht  werden  kann. 

Nach  Art.  3  der  Verordnung  sind  von  dem  gesammten  Flächen - 
räum  der  Waldreviere,  von  welchen  in  Art.  1  Erwähnung  gethan 
wird,  besonderen  Massregeln  zur  Erhaltung  derjenigen  Wälder 
unterworfen,  deren  unbedingte  Erhaltung  im  Interesse  des  Staates 
oder  allgemeinen  Wohles  nothwendig  erscheint,  das  sind  die 
Schutzwälder. 

Die  Schutzwälder  sind  dem  Waldschutzgesetze  auf  der  Fläche 
des  gesammten  europäischen  Russlands  schon  gegenwärtig  unter- 
geordnet und  daher  erscheint  es  besonders  interessant,  auf  Grund 
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der  Verordnnng  diejenigen  Artikel  durchzunehmen,  welche  auf 
diese  Art  von  Wäldern  Bezug  haben. 

Auf  Grund  des  Hinweises  im  Art.  3  hinsichtlich  des  Zweckes 
der  Erhaltung  der  Schutzwälder  kann  man  glauben ,  dass  man, 
um  irgend  einen  Wald  als  solchen  anzuerkennen,  jedesmal  die 
allgemeine  oder  staatliche  Bedeutung  so  einer  Zuzählung  eines 
gegebenen  Waldes  zur  Zahl  der  Schutzwälder  nachweisen  muss. 
Wie  wir  aber  weiter  sehen  werden,  wäre  so  eine  Bedeutung  irrig: 
im  folgenden  Kapitel  wird  eine  ausführliche  Aufzählung  der  Wäl- 
der gegeben,  welche  als  Schutzwälder  anerkannt  werden  müssen; 
bei  dieser  Aufzählung  wird  gar  kein  Unterschied  gemacht  zwi- 
schen den  Verdiensten,  welche  vom  Schutzwald  dem  Eigenthum 
einer  Privatperson,  einer  Gemeinde  oder  des  Staates  erwiesen 
werden.  Stellen  wir  uns  zwei  grosse  Güter  vor,  in  dem  einen 
derselben  befindet  sich  ein  grosser  Wald,  welcher  als  Boden 
Flugsand  hat  und  auf  der  Grenze  des  anderen  Gutes  gelegen  ist. 
Die  Fällung  dieses  Waldes  wird  unbedingt  die  Bildung  von  Flug- 
sand zur  Folge  haben  und  bestimmt  den  Aeckern  und  Wiesen 
des  Nachbargutes  schaden,  welches  übrigens  so  gross  ist,  dass 
die  Schädigung  der  Felder  und  Wiesen  durch  den  Flugsand  sich 
nur  auf  dieses  Gut  beschränken  und  nicht  weiter  gehen  wird. 
Muss  man  diesen  Wald  als  Schutzwald  anerkennen?  Ja,  darüber 
kann  kein  Zweifel  bestehen,  da  im  Art.  4, des  Statutes  im  P.  C. 
gesagt  ist,  dass  zu  den  Schutzwäldern  diejenigen  Wälder  und 
Gebüsche  gehören,  welche  bearbeitetes  Land  und  jede  Art  nutz- 
bare Grundstücke  schützen,  sowie  auch  diejenigen,  deren  Ver- 
nichtung der  Bildung  von  Flugsand  förderlich  sein  kann.  Es  ist 
kein  Hinweis  darüber  vorhanden,  wem  diese  nutzbaren  Grund- 
stücke gehören,  folglich  muss  man  das  Land  aller  und  eines  jeden 
Einzelnen  verstehen. 

Somit  hat  der  Gesetzgeber,  wenn  er  vom  allgemeinen  und 
Staatsnutzen  spricht,  die  Sache  augenscheinlich  weiter  aufgefasst 
und  die  Wälder,  welche  das  Eigenthum  von  Privatpersonen 
schützen,  derjenigen  Kategorie  zugezählt,  welche  in  der  Verord- 
nung Schutzwälder  genannt  werden,  da  diese  Wälder,  so  klein 
ihr  Wirkungskreis  auch  sein  möge,  jedenfalls  Schutz  vor  solchen 
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Beschädigangen  gewähren ,  welche  sich  dem  allgemeinen  Wohl 
gegenüber  schädlich  äussern  nnd  sogar  den  Staatsinteressen  Ver- 
lost Temrsachen.  Durch  diesen  Hinweis  wird  zugleich  ein  unter- 
scheidendes Merkmal  gegeben ;  vermittelst  dessen  man  den  Schutz- 
wald, im  Sinne  der  Verordnung  vom  4.  April  1888,  unter  den 
anderen  Wäldern  erkennen  kann,  welche  ebenfalls  einen  be- 
stimmten, jedoch  anderweitigen  Einfluss  ausüben  und  somit  gleich- 
sam dem  Eigenthum  und  den  Interessen  der  benachbarten  Be- 
völkerung Schutz  gewähren ;  zugleich  wird  die  Anschauungsweise 
dieser  Sache  festgesetzt,  welche  unserer  Gesetzgebung  half,  die 
Frage  von  den  Schutzwäldern  am  einfachsten  zu  lösen  und  sie 
fast  ohne  Schwierigkeiten  durchzuführen.  Nichts  hinderte  den 
Gesetzgeber  die  Sache  anders  anzusehen  und  einige  ausländische 
Gesetzgebungen  sahen  auf  die  Schutzwälder  auch  wirklich  anders, 
jedoch  würde,  wie  wir  in  der  Folge  sehen  werden,  eine  andere 
Stellung  dieser  Frage  im  Gesetze  bei  ihrer  Durchführung  zu 
ernsten  Schwierigkeiten  führen. 

Auf  den  Hinweis  im  Art.  3  könnte  man  noch  entgegnen,  dass 
ja  auch  die  Nichtschutzwälder  dem  Waldschutzgesetze  ausschliess- 
lich im  Interesse  des  allgemeinen  und  Staatswohles  und  nicht 
zum  Zwecke  des  Schutzes  von  Privatpersonen  vor  ihrem  Ruin 
und  Verarmung  untergeordnet  sind.  In  Wirklichkeit  unterstützt 
das  Gesetz,  wenn  es  das  Ausroden  von  Wald  auf  dem  Gut  nicht 
gestattet  oder  ein  verwüstendes  Abholzen  nicht  zulässt,  den  Eigen- 
thümer  nicht  nur  in  der  Erreichung  seines  Zweckes,  sich  oder 
seine  Familie  sicher  zu  stellen,  sondern  wirkt  in  vollständig  ent- 
gegengesetzter Richtung  und  findet  seine  Rechtfertigung  darin, 
dass  es  die  allgemeinen  und  Staatsinteressen  schützt.  Wäre  es 
folglich  nicht  besser,  den  Hinweis,  welcher  im  Art.  3  der  Ver- 
ordnung nur  in  Bezug  auf  die  Schutzwälder  gegeben  wird,  be- 
sonders zu  stellen  und  überhaupt  auf  alle  Wälder  zu  beziehen, 
welche  dem  Waldschutzgesetz  untergeordnet  sind.  Man  könnte 
es,  versteht  sich,  auch  so  ansehen;  die  Sache  besteht  eben  darin, 
dass  die  allgemeine  und  folglich  auch  die  staatliche  Rolle  der 
Nichtschutzwälder,   d.  h.   der  Wälder,  welche   wegen  Erzeugung 

eines  bestimmten  Reichthums  oder  Produktes  Bedeutung  haben, 
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welches  die  täglichen  BedürfiuBse  der  Bevölkeraiig  befriedigt, 
jedermann  augenscheinlich  ist.  Jeder  sieht,  wie  die  Wälder  des 
GFouvemements  Tschernigow  theilweise  mit  Baumaterial  nicht  nur 
die  Bevölkerung  ihrer  Gegend,  sondern  auch  die  Gouvernements 
Kijew,  Jekaterinoslaw  und  Cherson  versorgen,  wie  u.  a.  in  Folge 
dessen  das  Leben  in  diesen  Gegenden  sich  bequemer  gestaltet, 
das  Gebiet  bevölkerter,  die  Kultur  intensiver  wird,  das  Land 
mehr  Werthe  erzeugt.  Darin  besteht  die  allgemeine  und  zugleich 
auch  die  staatliche  Bedeutung  des  Waldes,  dessen  Bestimmung 
in  der  Erzeugung  von  Holzmaterial  besteht,  und  so  sind  alle 
Wälder,  welche  dem  Gesetz  vom  4.  April  untergeordnet  sind, 
jedoch  nicht  als  Schutzwälder  anerkannt  worden.  Mit  dem  Schutz- 
wald ist  dies  keineswegs  der  Fall,  die  Rolle  des  Schutzwaldes  ist 
eine  vollständig  passive. 

Allerdings  geht  auch  im  Schutzwald  die  Erzeugung  von 
Werthen  vor  sich,  welche  zum  Nutzen  der  Menschen  auf  den 
Markt  gelangen  und  sich  über  einen  grossen  Flächenraum  er- 
strecken; diese  Bestimmung  desselben  wird  jedoch  vom  Staate 
und  von  der  Gesellschaft  fast  ganz  ignorirt  oder  wenigstens  in 
den  Hintergrund  gedrängt.  Die  Hauptbestimmung  des  Schutz- 
waldes besteht  im  Schutze  vor  Beschädigung  und  sogar  vor  Ver- 
nichtung von  Werthen,  welche  weder  mit  der  Natur  des  Waldes 
noch  mit  seinen  Erzeugnissen  irgend  etwas  gemein  haben,  son- 
dern mit  ihnen  nur  geographisch,  manchmal  vollkommen  zufällig 
verbunden  sind.  Die  durch  den  Schutzwald  bewahrten  Werthe 
vertheilen  sich  gewöhnlich  nicht  auf  weite  Strecken,  sondern  wie 
wir  aus  dem  oben  angeführten  Beispiele  gesehen  haben,  beschränkt 
sich  die  Rolle  des  Schutzwaldes  in  einigen,  vielleicht  sogar  nicht 
seltenen  Fällen  auf  die  Erhaltung  des  Eigenthums  nur  einer  Person. 
Es  wäre  schwer  zu  beweisen,  dass  der  Ruin  jedes  einzelnen  Privat- 
mannes allgemeine  oder  staatliche  Bedeutung  hat,  und  deshalb 
markirt  die  Lokalisirung  der  nützlichen  Wirkung  des  Schutzwaldes 
keine  allgemeine  oder  staatliche  Rolle  und  veranlasst  den  Gesetz- 
geber, dieselbe  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Ich  sprach  weiter  oben  die  Vermuthung  aus,  dass  im  Hin- 
weis auf  die  Nothwendigkeit  der  Erhaltung  der  Schutzwälder  im 
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Interesse  des  allgemeinen  and  Staatswohles  der  Gesetzgeber  ein 
Unterscbeidongsmerkmal  geben  wollte,  vermittelst  dessen  man  die 
Schutzwälder  im  Sinne  der  Verordnong  yom  4.  April  unter  den 
anderen  Wäldern  erkennen  solle ,  und  ich  bin  bereit,  auf  der 
Richtigkeit  dieser  Vermuthung  zu  bestehen.  Wenn  man  den  fol- 
genden 4.  Artikel  aufmerksam  durchliest ,  welcher  alle  die  schäd- 
lichen Kräfte  ausführlich  aufzählt,  gegen  welche  der  Schutzwald 
zum  Schutze  der  verschiedenen  Werthe  dient,  so  kann  man  in 
ihnen  eine  allgemeine  charakteristische  Eigenthttmlichkeit  bemer- 
ken, aämUch:  die  Wirkung  dieser  Kräfte  ist,  bei  dem  Mangel 
einer  Schutzwand  und  einer  mechanischen  Schranke,  derartig, 
dass  unter  ihrem  Einflüsse,  ohne  bedeutende  Anstrengungen  und 
Ausgaben,  nicht  geschützte  Werthe  schnell  und  zudem  entweder 
vollkommen  vernichtet  oder  bis  zum  Grade  der  Unbrauchbarkeit 
zum  weiteren  Dienste  der  Menschen  beschädigt  werden. 

Der  Privatmann,  die  Gemeinde  oder  der  Staat  vermögen 
noch  nicht  sich  der  neuen  Lage  anzupassen  und  beim  Mangel 
eines  Schutzwaldes  die  entsprechenden  Massregeln  zum  Schutze 
ihres  Gutes  zu  ergreifen,  als  ihn  diese  Kräfte  bereits  schwer 
schädigen  und  sodann  auch  vollständig  vernichten.  Stellen  wir 
uns  in  Wirklichkeit  nun  vor,  dass  z.  B.  die  Sandhügel  an  den 
Ufern  des  Flusses  Bitjuga,  durch  die  Wurzeln  der  Kiefer  und 
den  Walddünger  nicht  mehr  festgehalten,  sich  vom  Platze  be- 
wegten und  die  Wiesen  und  Hanffelder  der  benachbarten  Dörfer 
überschütteten:  dieser  Bewegung  Widerstand  zu  leisten  wird  die 
Gemeinde  nicht  im  Stande  sein  wegen  der  Schnelligkeit  und  der 
Gewalt  dieser  Bewegung,  und  die  fruchtbaren  Ländereien,  welche 
nicht  nur  der  Gemeinde  sondern  auch  vielen  anderen  Personen 
unentbehrliche  Gegenstände  lieferten,  müssen  untergehen,  ver- 
wüstet werden.  Auf  den  Ruin  der  Gemeinde,  deren  Wiesen  und 
Hanffelder  vernichtet  wurden,  und  auf  den  Mangel,  den  fremde 
KonsumiMiten  an  Heu  und  Hanf  leiden,  welcher  auf  dem  durch 
Sand  verschütteten  Lande  gewachsen  war,  beschränkt  sich  jedoch 
der  Schaden  nicht,  welcher  durch  die  vom  Walde  befreiten  Sand- 
hügel zugefügt  wurde:  die  Gemeinde  kann  sich  anderen  Beschäf- 
tigungen suwenden  —  dem  Handwerk,  dem  Handel,  kann  end- 

18* 
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lieh  an  einen  anderen  Ort,  nach  Orenbnrg^  Ssemiretschije,  über- 
siedeln; die  fremden  Konsumenten  werden  sich  auf  einen  anderen 
Markt  wenden;  die  zagefügte  Wunde  kann  sich  schliessen,  die 
Schramme  jedoch  bleibt  immer  —  der  verschwundene  Reichthum 
muss  auf  der  Liste  der  Kapitale  in  dem  Kassenbuch  der  Reichs- 
buchhalterei  ausgestrichen  werden;  diese  Narben ,  mit  denen  die 
Wiege  des  Menschengeschlechts  —  Asien  —  durchfurcht,  durch 
welche  Spanien  entstellt  und  auf  lange  hinaus  die  Gesetzgeberin 
der  Moden,  des  Eifelthurms  gebrandmarkt  ist,  dienen  der  Gesell- 
schaft und  dem  Volke  als  ernste  Warnung  dafür,  dass  man  auf 
diesem  steilen  Pfade  nicht  mehr  weiter  gehen  kann  und  stehen 
bleiben  muss. 

Unser  Gesetz  nahm  sich  diese  Warnung  zur  Richtschnur  und 
schreibt  vor,  die  Bewahrung  und  Erhaltung  der  im  Lande  befind- 
lichen Werthe  für  eine  Gemein-  und  sogar  Staatserscheinung  zu 
halten,  wenn  sogar  das  Recht  der  vollständigen  Verfügung  über 
diese  Werthe  nur  einer  einzigen  Person  zustehen  sollte. 

Indem  unser  Gesetz  die  erwähnte  Warnung  vernahm,  ging 
es  jedoch  nicht  weiter,  als  was  nach  der  Meinung  eines  jeden 
nothwendig  erscheint. 

In  einigen  ausländischen  Gesetzgebungen  ist  bestimmt,  den 
Schutzwäldern  auch  solche  zuzuzählen,  deren  Vernichtung  nicht 
auf  einmal  fühlbar  wird,  sondern  erst  nach  einem  längeren  Zeit- 
raum oder  in  Folge  einiger  bestimmter,  dennoch  aber  nicht  be- 
ständig auftretender  Erscheinungen.  So  wurden  z.  B.  zu  strate- 
gischem Zweck  den  Schutzwäldern  Waldstriche  zugezählt,  welche 
an  den  Grenzen  des  Landes  gelegen  sind,  oder  grössere  Beschrän- 
kungen wurden  Wäldern  auferlegt,  welche  an  Bergen  wachsen  — 
zum  Schutz  der  anliegenden  Felder  und  Ansiedelungen  vor  schäd- 
lichen Winden  oder  es  wurden  endlich  aus  hygienischer  Rücksicht 
Schutzwälder  bestimmt.  In  unserem  Gesetz  sind,  wie  aus  dem 
Art.  4  zu  ersehen  ist,  keine  derartige  Hinweise  vorhanden.  Nach 
dem  Obigen  kann  man  leicht  errathen,  warum  die  Verordnung 
vom  4.  April  sich  von  der  erwähnten  Praxis  der  europäischen 
Länder  nicht  leiten  Hess.  Die  Schutzrolle  der  Wälder,  welche 
zu  strategischem  Zweck,  zum  Schutz  von  Wiesen  u.  s.  w.  erhalten 
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werden,  ist  nicht  für  Jedermann  augenscheinlich,  man  müsste 
jedesmal  beweisen  und  überreden,  dass  der  Wald  hier  oder  dort 
in  hygienischem,  strategischem  oder  anderem  Interesse  erhalten 
werden  muss,  während  bei  der  von  unserem  Gesetz  gegebenen 
Bestimmung  es  genügend  erscheint,  den  Wald  nur  zu  zeigen,  nur 
von  der  Nothwendigkeit  zu  überzeugen,  ihn  als  Schutzwald  zu 
erklären.  Als  bester  Beweis  dafür,  dass  dem  wirklich  so  ist, 
kann  der  Umstand  dienen,  dass  im  Laufe  einer  anderthalbjähri- 
gen Ausübung  des  Gesetzes  bereits  eine  genügende  Anzahl  von 
Wäldern  (mehr  als  81,000  Desjatinen)  als  Schutzwald  anerkannt 
wurden,  während  von  Seiten  der  Eigenthümer  fast  kein  Protest 
dagegen  erfolgte  und,  wie  beobachtet  wird,  die  geringste  Zahl 
von  Klagen,  welche  auf  Grund  des  Art.  43  der  Verordnung  im 
Ministerium  der  Reichsdomänen  gegen  die  Bestimmungen  des 
Waldschutz-Comites  einliefen,  die  Frage  von  der  Anerkennung 
der  Wälder  als  Schutzwälder  betrifft.  Eine  vollständige  Beseiti- 
gung von  Miss  Verständnissen  ist  unmöglich:  zwischen  einem  voll- 
kommenen Schutzwald  und  einem  vollkommenen  Nichtschutzwaid 
kann  man  sich  —  was  in  Wirklichkeit  der  Fall  ist  —  eine  Menge 
Zwischenstufen,  sowohl  qualitativen  wie  quantitativen  Charakters 
vorstellen,  und  an  der  Grenze  zwischen  Wäldern,  welche  mehr 
die  Eigenschaften  eines  Schutzwaldes  haben  und  Wäldern  mit  der 
entgegengesetzten  Eigenschaft  kann  leicht  ein  Fehler  oder  ein 
Versehen  zugelassen  werden,  hauptsächlich  aber  ist  immer  ein 
Grund  vorhanden,  mit  dem  Urtheil  des  Taxators  nicht  einver- 
standen zu  sein.  Stellen  wir  uns  einen  oder  zwei  Fälle  vor:  der 
Kieferwald  auf  Flugsand  schützt  die  Station  oder  den  Eisenbahn- 
damm vor  dem  Verwehen  mit  Sand;  dass  sieht  Jeder  und  Jeder- 
mann  versteht  es  gut,  dass  im  Falle  der  Fällung  des  Waldes  die 
Station  und  der  Damm  nicht  mehr  auf  diesem  Platze  bleiben 
können,  wo  sie  sich  jetzt  befinden.  Folglich  muss  der  Wald  für 
Schutzwald  erklärt  werden;  der  Wald  zieht  sich  aber,  wollen 
wir  sagen,  Y«  Werst  weit  in  perpendikulärer  Richtung  zum  Weg 
und  seitwärts  von  der  Station  hin;  schützt  er  in  seinem  ganzen 
Umfang  den  Damm  und  die  Station  oder  nur  einen  Theil  dessel- 
ben,  einen  Streifen   von  einer  gewissen  Breite  und  in  letzterem 
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Falle  Ton  welcher  Breite?  Das  ist  nicht  jedem  ersichtlich ,  sagen 
wir  genauer y  das  ist  gar  nicht  ersichtlich  ^  und  wenn  derjenige, 
der  sich  über  diese  Fragen  aussprechen  soll,  irgend  ^ne  Grösse 
anerkennt,  so  kann  man  seine  Entscheidung  noch  angreifen  und  es 
ist  sehr  leicht  möglich,  dass  der  letztere  Recht  behält.  Ein  an* 
deres  Beispiel:  der  Wald  am  Bergesabhange  umgiebt  die  Schluch- 
ten,  welche  allmählich  sich  erweiternd  sieh  in  weiten  Mündungen 
in  die  fruchtbare  Ebene  öffnen.  In  den  Schluchten  bilden  sich 
bei  starken  Regengüssen  Rinnen ,  die  Erde  wird  aus  denselben  in 
die  Ebene  hinunter  geschwemmt,  setzt  sich  dort  in  einer  dicken 
Schicht  ab  und  entzieht  dem  Menschen  allmählich  das  nutzbare 
Land.  Wer  die  Sache  untersucht,  findet,  dass  die  Schluchten 
und  Rinnen  sich  zu  der  Zeit  gebildet  haben,  wo  an  dieser  Stelle 
der  Wald  gefllllt  wurde,  aber  dass  gegenwärtig  mit  der  neuen 
Bildung  des  Waldes  die  schädliche  Wirkung  des  Regen-  und 
Frühlingswassers  bedeutend  abgenommen  hat;  folglich  giebt  der 
Wald  Schutz ,  folglich  ist  das  Schutzwald.  Der  Waldeigenthümer 
versichert  dagegen,  dass  die  Schluchten  seit  undenklichen  Zeiten 
beinahe  in  ein  und  demselben  Zustande  existiren,  dass  dagegen 
die  Rinnen  zum  Theil  sich  in  der  unglücklichen  Nacht  gebildet 
haben,  wo  die  Eukujewsche  Geschichte  passirte,  zum  Theil  aber 
auch  nach  den  zwei  —  Gott  sei  Dank!  —  schneereichen  Wintern, 
welche  das  Niveau  des  Ereditrubels  hoben  und  noch  lange  in 
dem  Herzen  des  durch  das  Schicksal  nicht  verwöhnten  russischen 
Volkes  ein  gutes  Andenken  hinterlassen  haben;  der  Wald  sei 
dabei  ohne  jede  Bedeutung,  zudem  sei  es  Laubwald,  und  Laub- 
wald wachse  bekanntlich  schnell  heran,  so  dass  man  vom  Lichten 
desselben  keinen  Schaden  zu  erwarten  habe. 

Diese  Missverständnisse  haben  jedoch  auf  das  Wesen  der 
Sache  keinen  ungünstigen  Einfluss.  Es  giebt  einen  pradoxalen 
Ausspruch,  ich  erinnere  mich  nicht  von  wem,  dessen  Sinn  der 
ist,  dass  zweifelhafte  Fälle  in  der  rein  praktischen  Wirthsehaft 
gewöhnlich  sehr  leicht  entschieden  werden ;  dieser  Ausspruch  kann 
auf  die  erwähnten  zwei  Fälle  vollkommen  seine  Anwendung  finden 
und  wir  werden  weiter  unten  sehen,  dass  das  Gesetz  oder  rich- 
tiger die  dasselbe  erläuternde  Instruktion  und  Vorschriften   des 
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Ministers  sehr  bequeme  Hilfsmittel  zur  Lösung  solcher  Schwie- 
rigkeiten zur  allgemeinen  Befriedigung  der  streitenden  Parteien 
geben. 

Nur  das  dem  Auge  sichtbare  Vermögen  des  Waldes  einen  Schutz 
zu  gewähren,  wie  es  in  den  Fällen ,  welche  im  Art.  4  der  Verord- 
nung aufgezählt  sind,  soll  entscheidend  sein,  und  daher  kommt 
es,  dass  das  Gesetz  sich  eigentlich  nur  auf  zwei  Eigenschaften 
des  Waldes  beschränkt,  welche  dem  Forste  Schutz  gewähren:  auf 
die  Eigenschaft  der  Bäume,  ihre  Wurzeln  in  die  Tiefe  und  auf 
die  Seite  hin  auszubreiten  und  derart  den  Boden  zusammen  zu 
halten,  sowie  auch  die  Eigenschaft  des  Baumes,  seinen  Gipfel  hoch 
zu  erheben  und  gesellig  dicht  zu  wachsen,  folglich  eine  nicht 
leicht  zu  durchdringende  Schicht  zu  bilden,  durch  welche  das 
Durchdringen  von  Theilen  eines  Stoffes  erschwert  wird. 

Diese  beiden  Eigenschaften  erfordern  zu  ihrer  Erkenntniss 
keine  Werkzeuge  und  Einrichtungen,  keine  vermittelnden  Eom« 
binationen  und  Forderungen:  Jeder  sieht  sie  und  Niemand  zwei- 
felt an  ihrem  Bestehen.  Es  wäre  eine  andere  Sache,  wenn  unser 
Gesetz  zur  Anerkennung  eines  Schutzwaldes  diejenigen  Bestim< 
mungen  annehmen  würde,  welche  wir  in  den  ausländischen  Gesetz- 
gebungen finden.  —  Die  hygienische  oder  strategische  Bedeutung 
des  Waldes  wird  entweder  durch  andere  Eigenschaften  bedingt, 
welche  nicht  für  Jedermann  fühlbar  sind,  oder  sogar  durch  Um- 
stände, welche  in  nur  sehr  geringem  Grade  von  den  Eigenschaften 
des  Waldes  abhängen,  hauptsächlich  aber  von  anderen  Ursachen. 
Es  fragt  sich  in  Wirklichkeit,  ob  es  gerecht  wäre,  z.  B.  die  Wäl- 
der des  Gouvernements  Podolien  nur  deshalb  als  Schutzwälder  zu 
erklären,  weil  sie  an  der  Grenze  eines  unruhigen  Nachbarn  liegen 
und  zur  Eriegszeit  Dienste  leisten  können.  Welche  Dienste?  In 
wie  weit  ist  das  richtig?  Und  wird  es  jemals  Krieg  geben?  Hier 
könnten  eine  Menge  Zweifel  und  Miss  Verständnisse  in  Hinsicht  der 
Forderungen  des  Gesetzes  auftauchen  und  Streite  hervorrufen. 
Oder  wie  soll  man  z.  B.  einer  Bauemgemeinde  erklären,  dass  die 
in  ihren  Gehegen  wachsenden  Weiden  die  Gegend  vor  Fieber  oder 
Typhus  schützen,  wenn  man  diese  Wirkung  des  Waldes  nicht 
mit  Hinweis  auf  genau  beobachtete  und  erforschte  Eigenschaften 
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des  Waldes  erklären  kann  und  eine  ganze  Reihe  mehr  oder  weniger 
wahrscheinlicher  Hypothesen  aufstellen  muss^  um  den  inneren  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  Wald  und  dem  Aufhören  des  Fiebers 
zu  finden. 

Ich  wiederhole,  die  Forderungen  unseres  Gesetzes  hinsichtlich 
dessen,  was  man  für  Schutzwald  halten  soll,  lassen  keinem  Miss- 
yerständniss  Raum,  obgleich  sie,  wie  wir  oben  sahen,  in  einigen 
Fällen  die  Möglichkeit  von  Einwendungen  zulassen;  welches  Gesetz 
besitzt  dieselben  jedoch  vollkommen? 

Ich  sagte,  dass  im  Laufe  der  P/s  jährigen  Wirkung  des  Ge- 
setzes von  der  Schonung  der  Wälder  mehr  als  81,000  Desjatinen 
fär  Schutzwald  erklärt  wurden.  Der  grösste  Theil  dieser  Fläche 
kommt  aufdieElrim,  wo  die  auf  den  Bergen  wachsenden  Wälder 
die  niedriger  gelegenen  Gegenden  vor  Abrutschungen  und  vor 
der  verderblichen  Wirkung  wilder  Bergbäche  schützen.  Im  In- 
nern des  Landes  bewahren  unsere  Schutzwälder  hauptsächlich  vor 
Verschütten  durch  Sand  oder  vor  Verwandlung  des  Bodens  in 
Flugsand.  Und  da  es  bei  uns  sehr  viel  solchen  Sand  giebt,  so 
ist  es  augenscheinlich,  dass  der  Nutzen  der  Schutzwälder  im  In- 
nern des  Landes  nicht  verfehlen  wird,  sich  zu  zeigen  und  zugleich 
werden  auch  die  Aeusserungen  der  Anerkennung  für  das  Gesetz 
vom  Waldschutz  und  seinen  Gesetzgeber  nicht  ausbleiben. 

Ist  die  möglichst  weite  Ausbreitung  dieses  Theiles  der  Ver- 
ordnung vom  4.  April  1888  in  Russland  überhaupt  wünschenswerth? 
Auf  den  ersten  Blick  müsste  es  scheinen,  dass  es  weder  vom 
Standpunkt  des  Gemeinde-  noch  des  Staatswohles  vortheilhaft 
wäre,  wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  dass  in  einem  Lande  oder 
in  einer  gewissen  Gegend  viele  Schutzwälder  vorhanden  sind:  es 
würde  ja  in  diesem  Falle  darauf  hindeuten,  dass  die  Produk- 
tionsfähigkeit dieses  Gebietes  sich  verringern  muss  und  zum  Ersatz 
der  Verluste,  welche  durch  Anerkennung  vieler  Forste  als  Schutz- 
wälder entstehen,  müsste  sich  die  Bevölkerung  zu  andern  Ein- 
kunfts-  und  Erwerbsquellen  für  die  Ernährung  wenden. 

Die  Personen,  welche  zur  Entscheidung  der  Frage  darüber, 
was  man  für  Schutzwald  halten  soll  und  was  nicht,  eingesetzt 
sind,  dürfen  diese  für  die  Reichskasse  negative  Bedeutung  jedes 
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Schutzwaldes  nicht  vergessen ,  um  so  mehr,  als  die  Schutzwälder 
für  den  Staat  nicht  nur  deshalb  eine  Last  bilden ,  v^eil  sie  Werthe 
nicht  in  dem  Umfange  erzeugen  wie  die  Wälder,  welche  nicht 
für  Schutzwälder  erklärt  sind,  sondern  auch  deshalb,  weil  nach 
dem  Gesetz  (Art.  8 — 10  der  Verordnung  vom  4.  April)  die  Forst- 
einrichtungsarbeiten der  Schutzwälder  und,  im  Falle  der  Noth- 
wendigkeit,  die  Erhöhung  ihrer  Schutzfähigkeit  auf  Kosten  der 
Krone  erfolgen  muss. 

Es  sollte  daher  billig  erscheinen,  alle  für  beide  Parteien  (den 
Waldeigenthümer  und  den  Richter  in  der  Frage  über  die  Bedeu- 
tung des  Waldes  als  Schutzwald)  zweifelhaften  Fälle  zu  Gunsten 
des  Waldeigenthümers  auszulegen,  d.  h.  den  Wald  nicht  für 
Schutzwald  zu  erklären.  Solch  ein  Schluss  würde  jedoch  zu  vor- 
eilig sein  und  die  Praxis  —  man  muss  ihr  volle  Gerechtigkeit 
wiederfahren  lassen  —  befolgt  in  den  meisten  Fällen  die  ent- 
gegengesetzte Richtung,  nämlich:  in  zweifelhaften  Fällen  ist  sie 
bestrebt,  den  Wald  dennoch  zu  den  Schutzwaldungen  zu  zählen, 
wobei  sie  sich,  wie  es  erscheint,  von  folgenden  vollkommen  rich- 
tigen Erwägungen  leiten  lässt:  wenn  man  in  zweifelhaften  Fällen 
den  Wald  von  der  Aufsicht  befreit  und  dem  Eigenthümer  volle 
Freiheit  in  seinen  Handlungen  zugesteht,  in  der  Zukunft  jedoch 
bei  übermässiger  Exploitation  des  Waldes  die  schädliche  Wirkung 
der  Kräfte  sich  offenbart,  gegen  welche  der  Wald  die  anliegen- 
den, nutzbaren  Grundstücke  schützte,  so  wird  sich  die  erst  dann 
erfolgende  Erklärung  des  Forstes  für  Schutzwaldang  verspätet 
erweisen  und  die  Wiederherstellung  seiner  Schutzfähigkeit  bis  zur 
entsprechenden  Höhe  eine  vielleicht  sehr  grosse  Ausgabe  erfor- 
dern, welche  für  die  Krone  dauernd  werden  könnte.  Wenn  man 
jedoch  ungeachtet  der  Zweifelhaftigkeit  und  nicht  vollkommenen 
Klarheit  der  Daten  für  die  kategorische  Entscheidung  dieser  Frage, 
den  Wald  dennoch  zum  Schutzwald  zählt,  so  bietet  sich  bei  der 
Ausarbeitung  des  Wirthschaftsplanes,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden,  die  vollständige  Möglichkeit  dar,  die  Beschränkungen,  die 
vom  Gesetz  den  Schutzwäldern  auferlegt  werden,  auf  ein  solches 
Minimum  zu  reduziren,  bei  welchem  die  Schutzwälder  nur  einer 
geordneten  Nutzniessung,  nicht  aber  einer  Beschränkung  im  Quan* 


—     282    — 

tum  des  Hauungesatzes  unterworfen  werden,  folglich  wird  dann 
die  Ertragsfähigkeit  in  keiner  merklichen  Weise  beeinflusst. 

Auf  die  Nothwendigkeit,  zu  solcher  Art  von  Kompromissen 
seine  Zuflucht  zu  nehmen,  weise  ich  hin,  wenn  ich  sage,  dass  die 
Personen,  welche  die  Frage  von  der  Bedeutung  des  Schutzes  des 
Waldes  entscheiden,  nicht  vergessen  sollen,  dass  diese  Wälder 
eine  Last  für  den  Staat  bilden.  Wenn  man  dies  im  Auge  behält, 
so  kann  man  mit  Berücksichtigung  der  Forderungen  des  Wald- 
schutzgesetzes einen  Wirthschaftsplan  ausarbeiten,  bei  welchem 
die  Nutzniessung  das  nach  den  Umständen  mögliche  Maximum 
erreicht,  was  für  die  Mehrzahl  der  Wälder,  sagen  wir  sogar  für 
die  grosse  Mehrzahl  unserer  Schutzwälder  anwendbar  ist,  folglich 
ist  in  denselben  eine  beinahe  normale  Nutzungsgrösse  zu  erreichen, 
so  dass  eigentlich  für  die  Mehrzahl  unserer  Wälder  die  Frage  von 
ihrer  Erhaltung  und  Verbesserung  sich  nur  auf  die  Frage  der 
Regelung  der  in  ihnen  vorzunehmenden  Arbeiten  beschränkt. 

In  letzterem  Sinne  ist  natürlich,  so  lange  das  gegenwärtige 
Gesetz  besteht,  sogar  eine  Vermehrung  der  Schutzwälder  wün- 
schenswerth,  besonders  in  jenen  Gouvernements,  in  welchen  das 
Gesetz  in  seinem  vollen  Umfange  sich  nicht  erstreckt,  denn  in 
diesen  Gegenden  wurden  ja  dem  Walde,  so  lange  derselbe  nicht 
als  Schutzwaldung  anerkannt  ist,  keine  Beschränkungen  auferlegt, 
sondern  er  ist  seinem  Schicksal  überlassen. 

Eine  gewisse  Vermehrung  der  Ausgaben  der  Krone  und  Ver- 
minderung der  Einnahmen  des  Staates  und  der  Landschaft  (die 
Schutzwälder  sind  von  Staats-  und  Landschaftsabgaben  befreit) 
wird  durch  die  Beständigkeit  und  Regelmässigkeit  der  Einnahmen 
vom  Walde  vollständig  aufgewogen,  welche  eine  nothwendige 
Folge  der  Benutzung  desselben  nach  einem  Plane  und  in  einer 
bestimmten  Ordnung  sind. 

Der  Art.  4  bildet  die  weitere  Ausführung  der  im  Art.  3  ge- 
gebenen Bestimmungen  und  könnte  mit  demselben  in  einem  Ar- 
tikel zusammengefasst  werden.  Wie  ich  bereits  weiter  oben  sagte, 
findet  sich  in  allen  aufgezählten  Angaben  der  Merkmale  eines 
Schutzwaldes  nach  unserem  Gesetz  ein  gemeinsamer  Zug:  für 
Schutzwaldung  kann  ein  Wald  oder  ein  Gebüsch  erklärt  werden, 
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wenn  dieselben  eine  beständig  oder  periodisch  wirkende  Kraft 
verhindern,  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Waldes  liegende  im- 
mobile Werthe  schnell  oder  vollständig  zu  vernichten  oder  diesel- 
ben von  Grund  aus  zu  beschädigen. 

Dieser  Versuch  einer  allgemeinen  Definition  trägt  natürlich 
dazu  bei,  sich  über  den  Gegenstand  etwas  zu  orientiren,  jedoch 
würde  seine  Anwendung  in  der  Praxis  viele  Schwierigkeiten  dar- 
bieten, wenn  das  Gesetz  nicht  durch  den  Art.  4  der  Verordnung 
vom  Waldschutz  ergänzt  wäre.  Ungeachtet  einer  solchen  Ergän- 
zung regt  die  Praxis  aus  Anlass  des  Art.  4  dennoch  eine  sehr 
wesentliche  Frage  an.  Das  Gesetz  fordert  die  Erklärung  der 
Wälder  und  Gebüsche,  welche  im  Äugenblick  der  Untersuchung 
derselben  bereits  Schutz  gewähren,  für  Schutzwaldungen;  anders 
scheint  man  den  Art.  4  nicht  verstehen  zu  köAnen,  in  welchem  nur- 
die  Worte  vorkommen:  aufhaltend,  schützend,  bewahrend,  wachsend. 
Bei  uns  giebt  es  jedoch  viele  dergleichen  beinahe  [schon  bis  auf 
•/lo  der  Fläche  verwüsteten  und  ausgerodeten  Wälder,  welche  im 
gegebenen  Augenblicke  schon  gar  keinen  Schutz  gewähren,  jedoch 
ßihig  wären,  denselben  zu  bieten,  wenn  man  diese  Fähigkeit 
wiederherstellen  würde.  Es  existirt  z.  B.  im  Gouvernement  Astra- 
chan eine  ungeheure  Fläche,  ungefähr  120,000  Desjatinen,  unter 
dem  Namen  Naryn-Sand,  auf  welcher  noch  vor  40  Jahren  ein 
solcher  Wald  wuchs,  dass  man  bei  dem  Marsch  durch  denselben- 
die  Eameele  umpacken  musste;  jetzt  aber  sind  von  diesem  Walde 
nur  noch  Flecken  nachgeblieben,  welche  zusammengenommen  nicht 
eint[ial  die  Dichtigkeit  von  0,1*)  bieten,  so  dass  man  sie  nicht 
einmal  Wald  nennen  kann.    Auf  den  Gehauen  weidet  Vieh,  wel- 

*)  Der  Wald  hat  verschiedene  Dichtigkeit,  angefangen  mit  sich  dicht 
scblieseenden  Baumgipfeln  nnd  mit  weit  auseinander  stehenden  Bäumen  endi- 
gend. Wenn  die  Baumgipfel  sich  vollständig  schliessen  und  den  unter  dem 
Wald  befindlichen  Boden  vollkommen  beschatten ,  zugleich  aber  die  Bäume 
das  freie  Wachsthum  der  benachbarten  Bäume  nicht  hindern,  so  nennt  man 
die  Pflanzung  des  Waldes  voll  und  die  Förster  drücken  diesen  Grad  der 
Dichtigkeit  durch  eine  Eins  aus,  sie  dient  als  Grundlage  für  alle  Grade  der 
Lichten,  indem  dieselben  durch  Dezimaltheile  mit  einer  Dezimalstelle  aus- 
gedrückt werden,  so  dass  die  Dichtigkeit  0,1  bedeutet,  dass  nur  ein  Zehntel 
der  ganzen  vom  Wald  in  Anspruch  genommenen  Fläche  durch  die  Baumgipfel 
beschattet  wird« 
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ches  den  Sandboden  aufwühlt  und  denselben  locker  macht,  so 
dass  der  Flugsand  für  die  umliegende  bebaute  Gegend  ein  Ge- 
genstand steter  Gefahr  ist.  Diese  Waldreste  werden  nicht  einmal 
gegenwärtig  vor  dieser  Gefahr  geschützt.  Oder  im  andern  Fall: 
Im  Gouvernement  Wilna  (ich  glaube  im  Kreise  Troki)  erhielten 
die  Bauern  von  der  Krone  Kieferwald  auf  Sandboden ,  fällten 
denselben  und  pflügten  den  Boden  nach  Gewohnheit;  es  bildete 
sich  Flugsand;  welcher  nicht  im  Stande  war  Korn  zu  erzeugen; 
die  Krone  nahm  den  Sandboden  für  sich  und  bedachte  die  Bauern 
mit  neuen  LandestheileU;  doch  von  neuem  erfolgte  dasselbe,  so  dass 
gegenwärtig  Sandberge  vorhanden  sind,  welche  von  einigen  Seiten 
mit  Streifen  Kiefernwaldes  eingerahmt  sind.  Uebrigens  braucht 
man  solche  Beispiele  überhaupt  nicht  anzuführen:  ein  Jeder,  der 
etwas  in  Russland  gereist  ist,  kennt  sie  aus  eigener  Erfahrung. 
Müssen  nun  jetzt  bei  der  Bestimmung  der  Fläche  des  Schutzwaldes 
der  Naryn- Sand  wüste,  oder  im  Kreise  Troki  und  an  den  Ufern 
des  Donez  im  Gouvernement  Charkow  zur  Schutzfläche  die  wald- 
losen Sandebenen  gezählt  werden,  wenn  das  Gesetz  sagt,  dass 
für  Schutzwaldung  Wälder  und  Gebüsche  erklärt  werden  und 
zudem  solche,  welche  festhalten  etc.  Wenn  man  nun  diese  Frage 
mit  einem  „muss"  beantwortet,  was  hat  es  dann  für  einen  Sinn, 
für  Schutzwaldungen  die  kläglichen  üeberbleibscl  von  Wald  zu 
erklären,  welche  verwaist  mitten  im  Sandmeere  sich  befinden? 
Allerdings  können  diese  Ueberbleibsel  an  und  für  sich  einzeln 
genommen  keinen  Schutz  gewähren;  doch  wenn  man,  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  4.  April  1888,  die  Schonung  auch  auf  die  wald- 
losen Sandflächen  erstreckt,  so  können  die  letzteren  allmählich  sich 
erholen,  sich  durch  natürlichen  Anflug  besamen,  oder  es  wird  den 
Reifweiden  die  Möglichkeit  geben,  heranzuwachsen,  dann  wird  der 
Flugsand  zur  Kulie  kommen  und  mit  Wald  überzogen  werden, 
welcher  sodann  das  Erdreich  festhält,  folglich  Schutzwald  wird 
im  Sinne  des  Art.  4  der  Verordnung. 

Ich  erwähnte  schon  oben  des  wirklich  stattgefundenen  Falles 
der  Wiederherstellung  eines  ganzen  Kronsforstrevieres  im  Gou- 
vernement Kiew  in  Folge  der  Anwendung  einer  der  Massregeln, 
welche    vom   Waldschutzgesetz    gefordert   werden,    nämlich    das 
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VerLot  des  Weidens  von  Vieh  auf  der  ganzen  Fläche  des  ver- 
wüsteten Kiefernwaldes.  Folglich  haben  die  ausgesprochenen 
Vorschläge  eine  reale  Unterlage  und  verdienen ,  dass  man  sie  bei 
der  Entscheidung  der  Frage  von  den  Grenzen  des  Schutzwaldes 
berücksichtigt.  Wenn  man  jedoch^  sagen  einige ,  solche  baumlosen 
Flächen  zum  Schutzwald  zählt,  so  kann  man  entsprechend  solcher 
Ansicht  auch  Ackerland  zum  Schutzwald  zählen ,  ja  selbst  solches 
Ackerland,  wo  gar  keine  Ahnung  von  jemals  dort  gewesenem 
Walde  vorhanden  ist.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  in  solchen 
Fällen  wäre  jedoch  eine  offenbare  Ueber treibung  des  Art.  4  der 
Verordnung,  während  die  Unterordnung  von  Flugsand  oder  ent- 
blGssten  Felsen  unter  das  Waldschutzgesetz,  unter  der  Bedin- 
gung, dass  an  solchen  Orten  Wald  früher  wuchs  oder  natürlich 
wachsen  konnte,  meiner  Meinung  nach  in  keinem  Widerspruche 
zu  dem  von  uns  besprochenen  Artikel  stände.  Ich  werde,  so 
scheint  es  mir,  nicht  fehlgehen,  wenn  ich  sage,  dass  das  Gesetz 
nicht  das  im  Auge  hatte,  dass  der  Schutzwald  oder  das  Ge^ 
büsch  schon  jetzt  eine  gewisse  Wirkung  ausübt,  sondern  dass 
dieselben  geeignet  sind,  bei  Anwendung  entsprechender  Mass- 
regeln, Schutzwaldung  zu  werden. 

Meiner  Ansicht  nach  muss  man  bei  dergleichen  Fällen  zur 
Lösung  der  Frage  in  Betracht  ziehen:  ob  diese  Fläche  fähig  ist, 
bei  Anwendung  von  Massregeln,  welche  von  dem  Gesetz  von  der 
Schonung  der  Schutzwälder  gefordert  werden,  sich  in  Schutzwald 
zu  verwandeln  oder  nicht.  Wenn  ja,  so  kann  diese  Fläche  gleich 
dem  Wald  und  dem  Gebüsch  zu  den  Schutzwaldungen  gezählt 
werden;  wenn  nicht  oder  wenn  sie  in  Schutz  Waldung  nur  bei  An- 
wendung irgend  welcher  besonderen  Massregeln  (z.  B.  der  Kultur) 
verwandelt  werden  kann ,  so  darf  sie  nicht  für  Schutzwald  erklärt 
werden,  und  im  Falle  der  Noth wendigkeit  auf  derselben  eine  solche 
zu  schaffen,  muss  dies  vermittelst  anderer  Massregeln  erreicht  wer- 
den, nicht  aber  unter  Anwendung  des  Art.  4  der  Verordnung. 

Nach  Durchsicht  der  allgemeinen  Bestimmungen  des  Wald- 
schutzgesetzes gehe  ich  zur  Durchsicht  der  Einzelnheiten  über. 
Dieselben  sind  im  Gesetze  in  drei  Abtheilungen  vertheilt:  in  der 
ersten  werden  die  Massregeln  zur  Schonung  der  Wälder  vor  Ver- 
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nichtang  und  Erscfaöpfang^  in  der  zweiten  die  Massregeln  zur 
Unterstützung  und  Förderung  der  Schonung  und  Anzucht  der 
Wälder  dargelegt  und  in  der  dritten  die  Ordnung  der  Wald- 
schutzverwaltung  festgestellt. 

In  der  Abtheilung  der  Massregeln  zur  Schonung  der  Wälder 
sind  12  Artikel  enthalten  (5 — 16),  von  denen  im  ersten  gesagt 
ist,  dass  den  Massregeln,  welche  für  die  Schutzwälder  festgesetzt 
sind,  die  Wälder  nur  dann  unterliegen,  wenn  sie  ordnungsgemäss 
für  Schutz  Waldung  erklärt  sind.  Diese  allgemeine  Bemerkung 
könnte  als  unnöthig  erscheinen,  da  ja  weiterhin  ausführlich  da- 
von gesprochen  wird,  auf  welche  Weise  der  Wald  zum  Sehatz- 
wald erklärt  wird.  Wenn  man  jedoch  aus  diesem  Satze  einen 
geraden  und  unmittelbaren  Schluss  zieht,  so  wird  es  augenschein- 
lich ,  dass  der  Art.  5  im  Gesetze  nicht  fehlen  dürfte.  Der  Schluss 
ist  der,  dass,  so  lange  ein  gewisser  Wald  oder  ein  Theil  des- 
selben (der  Anmerkung  gemäss)  nicht  ordnungsgemäss  für  Schutz- 
waldung erklärt  ist,  keine  Massregel,  deren  Anwendung  vom 
Waldschutzgesetz  gefordert  wird,  hier  angewendet  werden  dürfe. 

Bei  diesem  Schlüsse  aus  dem  Art.  5,  welcher  aus  demsdben 
von  selbst  hervorgeht,  erscheint  der  erwähnte  Artikel  als  tref- 
fende Warnung  für  diejenigen  Vollstrecker  des  Gesetzes,  welche 
die  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  ohne  eine  in  jedem 
einzelnen  Falle  vorhergehende  Untersuchung  aller  hierauf  bezüg- 
lichen Umstände  am  Orte  des  Waldes  selbst  einzuführen  versuchen 
sollten.  Eine  derartige  Möglichkeit  war  vorhergesehen  und  be- 
stätigte sich  in  der  Praxis.  So  begannen  bei  der  Einführung 
der  Verordnung  vom  4.  April  1888  einige  Vertreter  des  örtlichen 
Waldschutzes  ihre  Thätigkeit  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  da- 
mit, dass  sie  das  Abholzen  des  Waldes  laut  Art.  6  der  Verord- 
nung, in  allen  Wäldern  der  ihnen  unterstellten  Rayons,  natürlich 
mit  Ausnahme  der  Kronswälder,  verboten.  Augenscheinlieh  be- 
stand der  Zweck  dieser  Verfügung  darin,  jede  Möglichkeit  der 
Vernichtung  des  Waldes  im  Laufe  einer  sehr  beträchtlichen  Frist 
zu  beseitigen,  welche  zur  Erforschung  und  Durchsicht  der  Um- 
stände nöthig  war,  die  sich  auf  jeden  einzelnen  Fall  bezogen; 
währenddem  sahen  dieselben  örtlichen  Vertreter  der  Aufsieht  über 
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die  Wälder  voraus,  dass  man  in  Zukunft^  dem  Gange  der  ört- 
lichen Unternehmungen  gemäss,  allmählich  von  der  Wirkung  des 
Art.  6  diejenigen  Wälder  befreien  könne  ^  welche  <Jer  Forderung 
des  Art.  4  nicht  entsprechen,  d.  h.  keine  einzige  von  den  Wir- 
kungen ausüben,  welche  in  diesem  Artikel  aufgezählt  sind.  Nach- 
dem sodann,  wie  wir  hörten,  einige  Beamte  der  örtlichen  Forst- 
aufsicht vom  Waldschutz-Comit^  den  Befehl  erhalten  hatten,  die 
Erfüllung  des  Gesetzes  in  Privatwäldern  zu  beaufsichtigen,  beeilten 
sie  sich  sogar  den  Waldeigenthümern  Verfügungen  beispielsweise 
folgenden  Inhalts  zuzustellen:  ^In  Anbetracht  der  Verfügung  des 
Ministers  der  Reichsdomänen ,  welche  auf  Grund  der  am  4.  April 
1888  Allerhöchst  bestätigten  Verordnung  über  den  Schutz  der 
Wälder  im  Gouvernement  N.  erfolgte,  ist  in  der  Stadt  X.  ein 
Waldschutz-Comite  gegründet  worden,  ohne  dessen  Erlaubniss  es 
nicht  gestattet  ist  Waldoperationen  vorzunehmen:  nämlich  Fäl- 
lungen, Abholzen,  Ausroden  u.  s.  w.  In  Folge  dessen  setze  ich 
Sie  davon  in  Kenntniss  und  ersuche  Sie,  ohne  Erlaubniss  des 
Waldschutz  Comites  keine  oben  erwähnten  Waldoperationen  vor- 
zunehmen." Bis  zur  Erklärung  eines  Waldes  für  Schutzwaldung 
wird  derselbe  auf  Grund  der  Verordnung  vom  Waldschutz,  gleich 
den  übrigen  Wäldern  der  Gegend  Beschränkungen  unterworfen, 
d.  h.  entweder  gar  keinen,  wenn  auf  die  Wälder  der  gegebenen 
Gegend  und  der  gegebenen  Art  von  Besitz  das  Gesetz  sich  nicht 
in  seinem  vollen  Umfange  erstreckt,  oder  denjenigen  Regeln, 
welche  für  die  nicht  als  Schutzwaldungen  anerkannten  Wälder 
festgesetzt  sind.  In  diesem  Sinne  ist  bereits  vom  Ministerium 
der  Reichsdomänen  ein  Hinweis  in  der  Instruktion  an  die  Wald- 
schutz-Comit^s  enthalten,  nämlich  im  P.  d.  §  10  (s.  die  Beilagen) 
ist  gesagt:  Wenn  sich  an  Ort  und  Stelle  (zur  Zeit  der  Unter- 
suchung, also  vor  Erklärung  des  Reviers  als  Schutz waldung)  die 
Nothwendigkeit  herausstellen  sollte,  ohne  Aufschub  irgend  welche 
Massregeln  zu  treffen,  um  die  sich  zeigenden  schädlichen  Folgen 
der  Waldvemichtung  aufzuhalten,  so  muss  der  mit  der  Unter- 
suchung Beauftragte  die  Aufmerksamkeit  des  Waldeigenthümers 
auf  das  Wünschenswerthe  dieser  Massregeln  richten,  mit  Hin- 
weis etc.,  d.  h.  man  muss  dem  Waldeigenthümer  rathen,  Mass- 
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regeln  zu  treffen ,  ohne  jedoch  dieselben  zu  fordern,  da  80  eine 
Forderung  dem  Art.  5  der  Verordnung  vom  Waldschutz  wider- 
sprechen würde. 

Die  angeführten  zwei  Thatsachen  aus  *  der  Praxis  überzeugen 
genügend  von  der  Nothwendigkeit  des  Art.  5,  unabhängig  von 
einer  ganzen  Reihe  Artikel,  welche  die  Ordnung  der  Erklärung 
von  Waldrevieren  für  Schutzwaldungen  ausführlich  erläutern. 
Worin  diese  Ordnung  besteht,  davon  wird  weiter  unten  gesprochen 
werden.  Jetzt  aber,  bevor  ich  zur  Durchsicht  des  nächsten  Ar- 
tikels übergehe,  will  ich  einige  Worte  über  die  Anmerkung  zum 
Art.  5  sagen.  Nach  meiner  Meinung  hat  diese  Anmerkung,  in 
welcher  gesagt  ist,  dass  nicht  das  ganze  Revier  sondern  nur  ein 
Theil  für  Schutzwald  erklärt  zu  werden  braucht,  wenn  es  nicht 
in  seinem  ganzen  Umfange  den  im  Art.  4  der  Verordnung  fest- 
gesetzten Forderungen  entspricht,  den  Zweck,  der  Möglichkeit 
der  Zuzählung  des  Reviers  zu  den  Schutzwaldungen  in  seinem 
ganzen  Umfange,  und  nicht  in  Anbetracht  des  wirklich  von  ihm 
gebotenen  Schutzes  vorzubeugen;  sie  bezieht  sich  in  gleichem 
Masse  sowohl  auf  vollständig  mit  Wald  bewachsene  Flächen  als 
auch  vom  Walde  entblüssten  Gegenden,  soweit  dieselben  schutz- 
bedürftig sind. 

Erklärt  uns  nicht  die  Anmerkung  zum  Art.  5  die  Frage, 
welche  ich  bei  der  Durchsicht  des  Art.  4  angeregt  hatte?  Ob- 
gleich diese  Anmerkung  direkt  nichts  für,  noch  gegen  diese  An- 
nahme sagt,  welche  ich  in  Betreff  der  Erweiterung  des  Gesetzes 
auf  Gegenden  ausgesprochen  habe,  die  gegenwärtig  zwar  ent- 
waldet, aber  zur  Waldanzucht  fUhig  sind,  so  scheint  es  mir  den- 
noch, dass  sie  unzweifelhaft  das  Recht  giebt,  diejenigen  Theile 
des  Waldreviers  für  Schutzwaldung  zu  erklären,  welche,  wenn 
sie  auch  gegenwärtig  nicht  mit  Wald  bewachsen  sind,  zur  An- 
zucht desselben  nichtsdestoweniger  fähig  sind  und  des  Schutzes 
bedürfen. 

Durch  Art.  6  wird  dem  Eigenthümer  eines  Schutzwaldes  die 
erste  und  ziemlich  bedeutende  Beschränkung  auferlegt:  Von  der  Zeit 
an,  wo  die  Erklärung  des  Waldes  für  Schutzwaldung  auf  gesetz- 
mässigem  Wege  erfolgte,  wird  das  Roden  von  Wald  verboten  und 
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bis  zur  Bestätigung  des  Wirthscfaaftsplanes  die  Fällung  von  wach- 
sendem Holz  in  demselben  nicht  gestattet  ^  sondern  es  wird  nur 
das  Aufräumen  von  umgestürzten  und  trockenen  Bäumen  erlaubt. 
Nach  dem  Gesetz  muss  der  Wirthschaftsplan  vom  Waldschutz- 
Comit^  entweder  noch  in  demselben  Jahre  bestätigt  werden  ^  in 
welchem  das  Revier  ftlr  Schutzwaldung  erklärt  ist^  oder  im  darauf 
folgenden  (s.  Art.  39  der  Verordnung  und  das  am  26.  Dezember 
1888  Allerhöchst  bestätigte  Reichsgutachten^  in  der  Beilage).  Jeden- 
falls muss  man  auf  Grund  vielfacher  Erwägungen^  von  denen  ich 
sofort  sprechen  werde ^  annehmen,  dass  von  der  Zeit  der  Erklä- 
rung des  Reviers  für  Schutzwaldung  bis  zur  Zeit  der  Bestätigung 
des  Wirthschaftsplanes  nicht  weniger  als  10  Monate  vergehen 
werden y  vielleicht  aber  auch  22  Monate^  entsprechend  dem  Art.  39 
der  Verordnung.  So  sehr  auch  die  Verkürzung  dieser  Frist  wün- 
schenswerth  wäre,  so  wird  das  sowohl  aus  technischen  Gründen 
als  auch  in  Folge  der  Einrichtung  der  Waldschutzverwaltung 
schwerlich  ausführbar  erscheinen.  Ausführlich  werde  ich  darüber 
bei  der  Durchsicht  des  Art.  39  und  anderer  sprechen,  jetzt  aber 
gehe  ich  zur  weiteren  Besprechung  der  Forderung  des  Art.  6 
über. 

Somit  kann  der  Eigenthümer  eines  Waldschutzreviers  inner- 
halb von  10,  vielleicht  aber  auch  22  Monaten,  das  in  ihm  frisch 
wachsende  Holz  nicht  benutzen.  Wenn  der  für  Schutzwaldung 
erklärte  Wald  zum  Zwecke  des  Verkaufs  exploitirt  wird,  so 
bietet  die  vom  Art.  6  auferlegte  Beschränkung  keine  bedeutenden 
Hindernisse  für  den  Eigenthümer,  besonders  für  den  Grossgrund- 
besitzer, dem  die  Verminderung  der  Einnahme  im  Laufe  der  er- 
wähnten Periode  durch  die  Erhöhung  derselben  in  demselben  Be- 
trage (Minus  der  Prozente)  nach  der  Bestätigung  des  Planes  ent- 
schädigt wird.  Wenn  jedoch  der  Wald  die  Bestimmung  hat, 
dem  Bedürfniss  der  eigenen  Wirthschaft  zu  genügen,  so  wird  der 
Besitzer  in  einigen  Fällen  in  eine  ziemlich  schwierige  Lage  ge- 
stellt werden,  wenn  er  nämlich  mit  dem  abständigen  und  Lager- 
holz nicht  auskommen  kann,  sondern  noch  frisches  Holz  braucht, 
da  die  Erwerbung  von  Holz  auf  einem  fremden  Gute  nicht  immer 

möglich    und  jedenfalls   mit   Verlust   verbunden   ist.     Die  Praxis 

Id 
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verfehlte  nicht,  auf  diese  Schwierigkeiten  hinzuweisen:  wie  aus 
der  Cirkularvorschrift  des  Ministeriums  der  Reichsdomänen  (siehe 
die  Beilagen)  zu  ersehen  ist^  stellte  es  sich  in  den  Wald-Comit^ 
heraus,  dass  die  erwähnte  Einschränkung  zu  eigenmächtigen  Fäl- 
lungen führt  oder  ohne  Nothwendigkeit  den  Oang  der  Arbeiten 
in  der  Waldwirthschaft  bei  denjenigen  Eigenthümern  aufhält, 
welche  dieselbe  regelrecht  ftthren  oder  wenigstens  dem  Walde 
die  entsprechende  Pflege  angedeihen  lassen.  In  Anbetracht  dessen 
trug  das  Ministerium  Sorge,  die  Schwierigkeiten  des  Art.  6  der 
Verordnung  zu  beseitigen  und  setzte  zu  diesem  Zweck  folgende 
Ordnung  fest:  bei  der  Ausführung  der  örtlichen  Untersuchung, 
welche  der  Erklärung  des  Reviers  als  Schutzwaldung  vorangeht, 
ist  die  mit  dieser  Arbeit  betraute  Person  verpflichtet,  das  Be- 
dürfniss  des  Eigenthümers  an  Holzmaterial  in  Betracht  zu  ziehen 
und  überhaupt  zu  ersehen,  in  wie  weit  die  Fällung  von  Holz 
bereits  in  der  nächsten  Zeit,  bis  zur  Bestätigung  eines  allgemeinen 
Wirthschaftsplanes,  nothwendig  ist.  Praktisch  geschieht  dies  wahr- 
scheinlich in  der  Weise,  dass  der  mit  der  Untersuchung  betraute 
Beamte  sich  mit  der  Erklärung  des  Besitzers  über  das  Bedürfhiss 
des  Gutes  an  Holz  oder  die  Nothwendigkeit  der  Fällung  zur  Ver- 
besserung der  Forstwirthschaft  begnügt  und  nur  in  dem  Falle 
sich  mit  der  Untersuchung  der  Sache  befasst,  wenn  er  sich  über- 
zeugt, dass  die  Angabe  des  Eigenthümers  mit  der  Wirklichkeit 
nicht  ganz  übereinstimmt.  Nachdem  er  das  Faktum  des  Bedürf- 
nisses festgestellt  und  den  Umfang  der  Fällung  zur  Befriedigung 
desselben  bestimmt  hat,  wählt  er  gleichzeitig  mit  den  anderen, 
die  Untersuchung  des  Reviers  betreffenden  Arbeiten  die  Plätze 
zum  Fällen  für  ein  Jahr  aus,  bestimmt,  was  für  Holz  gefällt 
werden  kann  und  in  welchem  Quantum  an  jedem  Platze.  So 
einen  verkürzten  Plan  stellt  der  Beamte  dem  Comiti  vor,  welches 
die  entsprechende  Entscheidung  triflt,  indem  es  die  im  Protokoll 
enthaltenen  Daten  über  die  Untersuchung  des  Reviers  in  Betracht 
zieht,  sowie  die  Anzeige  des  Eigenthümers,  wenn  solche  eintrifft. 
Somit  beseitigt  dieser  verkürzte  Plan,  der,  zudem  er  auf  ein  Jahr 
ausgefertigt  wird,  die  oben  angegebenen  Schwierigkeiten  beinahe 
vollständig,  welche  durch  das  Verbot  entstehen,   im  Laufe  eines 


—    291     — 

ziemlich  bedeutenden  Zeitramns  den  frisch  wachsenden  Wald  za 
benutzen.  Diese  Schwierigkeit  würde  vollständig  beseitigt  werden, 
wenn  es  gestattet  wäre,  dergleichen  verkürzte  Pläne  auch  in  den 
Fällen  anzufertigen,  wo  der  Wald  zum  Verkauf  geftlllt  wird.  So 
kurz  auch  die  Zeit  des  Aufenthaltes  des  Beamten  im  Revier  ist, 
so  kann  er  dennoch  den  Umfang  der  Benutzung  des  Waldes  auf 
ein  Jahr  bestimmen,  welcher  dem  Eigen thümer  ohne  Gefahr  erlaubt 
werden  kann,  unabhängig  von  dem  Zweck,  zu  dem  diese  Be- 
nutzung stattfindet.  Andererseits  beschränkt  sich  das  Bedürfniss 
nach  Holz  für  unaufschiebbare,  eigene  Erfordernisse  nicht  nur 
auf  das  für  das  Gut  nothwendige  Holzmaterial  oder  auf  das 
jenige,  welches  im  Walde  die  Bildung  werthvoUerer  Bestände  hin- 
dert. Es  giebt  unaufschiebbare  Bedürfnisse  in  der  Wirthschaft, 
deren  Befriedigung  mit  Geldausgaben  verbunden  ist,  und  da  der 
Wald  eine  der  Haupteinnahmequellen  des  Eigenthümers  bildet ,  so 
entscheidet  die  Frage  von  seiner  Benutzung  oder  Nichtbenutzung 
ebenfalls  die  Frage  vom  Schulbesuch  des  Sohnes,  der  Bezahlung 
fälliger  Schulden,  des  Ankaufs  des  Inventars  oder  der  Verhei- 
rathung  der  Tochter,  der  Schwester.  Wenn  das  Ministerium  die 
Macht  hat,  die  Anfertigung  von  Plänen  im  Falle  unaufschiebbarer 
Bedürfnisse  an  Holzmaterial  zu  gestatten  —  diese  Macht  besitzt 
es  ohne  Zweifel  laut  P.  1  der  Abth.  VIII  des  am  4.  April  1888 
Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens  und  Art.  39  und  40 
der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  (s.  die  Beilagen) 
—  so  sollte  es  vollkommen  folgerecht  erscheinen,  überhaupt  die 
Erlaubniss  zur  Anfertigung  zeitweiliger  Pläne  mit  kurzer  Frist 
zu  geben  und  zwar  um  so  eher  folgerecht,  als  das  Ministerium 
selbst  bereits  früher,  bevor  diese  Frage  durch  die  Praxis  auf- 
geworfen wurde,  nämlich  gleich  bei  der  Enführung  des  Gesetzes, 
den  Comites  den  Befehl  ertheilte  (s.  die  Vorschrift  für  die  Wald- 
Comit^s  §  11),  den  mit  der  Untersuchung  der  Orte  betrauten 
Beamten  vorzuschreiben,  gleichzeitig  auch  einen  Wirthschaftsplan 
anzufertigen,  wenn  das  ausführbar  erscheine,  d.  h.  wenn  das 
Revier  nicht  zu  gross  sei.  (?) 

Zu  diesem  füge  ich  hinzu,   dass  nicht  die  geringste  Gefahr 

vorhanden   wäre,   dem  Beamten  zu   erlauben,  Pläne   mit   kui*zer 
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Frist  in  allen  Fällen  anzufertigen,  wo  er  vom  Eigenthümer  die  . 

Anzeige   von   der  Nothwendigkeit   erhält,   ohne  Verzug   mit   der  j 

Exploitation  des  Waldes  fortzufahren.  Man  könnte  allenfalls  die 
vorliegende  Frage  noch  von  einem  andern  Gesichtspunkte  aus 
betrachten.  Ich  hatte  oben  gesagt,  dass  der  Grad  der  Schutz- 
bedeutung unserer  Wälder  lange  nicht  überall  gleich  sei,  sowie 
dass,  wenn  man  auch  auf  Grund  einiger  Erwägungen  nach  der 
Vergrösserung  ihrer  Fläche  in  Kussland  streben  muss,  man  jeden- 
falls bei  ihrer  Organisation  einen  dem  Maximum  möglichst  nahen 
Umfang  der  Benutzung  gestatten  sollte,  welcher,  wie  ich  sagte, 
in  einigen  Fällen  beinahe  mit  der  Grösse  der  Normalbenutzung 
übereinstimmen  kann.  Die  grössere  oder  kleinere  Annäherung 
an  dieses  Maximum  ist  beinahe  auf  den  ersten  Blick  zu  sehen, 
besonders  für  Jemand,  der  speziell  im  Forstwesen  vorbereitet  ist 
und  bereits  manches  Dutzend  Reviere,  die  für  Schutzwald  erklärt 
sind,  gesehen  hat,  was  ja  gerade  bei  den  mit  der  Erforschung 
betrauten  Beamten  der  Fall  ist.  Diesen  Umstand  könnte  man 
als  Grundlage  annehmen  bei  der  Erlaubniss,  Pläne  mit  kurzer 
Frist  anzufertigen,  oder  richtiger  bei  der  Erlaubniss,  mit  der 
Fällung  von  Wald  in  Revieren  vorzugehen,  welche  für  Schutz- 
waldung erklärt  sind,  bis  zur  Bestätigung  eines  vollständigen 
Wirthschaftsplanes  für  dieselben  auf  vorgeschriebene  Wege.  Wenn 
der  Beamte  sieht,  dass  die  Fällung  des  Waldes  in  einem  bestimm- 
ten Umfange  keine  Verminderung  der  Schutzftlhigkeit  des  Waldes 
zur  Folge  haben  wird,  so  muss  er  diese  Fällungen  projektiren 
und  dem  Comite  vorstellen.  Bei  dieser  Gelegenheit  bemerke  ich, 
dass  es  dem  Comite  bedeutend  bequemer  sein  wird,  die  Projekte 
der  auf  der  vorerwähnten  Grundlage  angefertigten  Fällungen  zu 
bestätigen,  da  in  diesem  Falle  das  Protokoll  der  Untersuchung 
des  Ortes  (d.  h.  die  Daten  über  den  Zustand  des  Waldes)  dem 
Comitö  als  feste  Grundlage  und  Kriterium  bei  der  Bestimmung 
des  Werthes  der  vorgestellten  Pläne  für  die  Fällung  des  Waldes 
dienen  wird.  Wie  dem  auch  sein  möge,  die  Frage  von  den 
Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Anwendung  des  Art.  6  der  Ver- 
ordnung von  der  Schonung  der  Wälder  sich  bieten,  wird  in  den 
meisten  Fällen  genügend  befriedigend  gelöst,  und  aus  allen  bisher 
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erfolgten  und  veröffentlichten  Verfügungen  des  Ministeriums  der 
Reichsdomänen  geht  augenscheinlich  hervor,  dass  das  Forstressort 
bestrebt  ist,  nach  Möglichkeit  die  Lage  von  Personen  zu  erleich- 
tem, welche  ohne  ihre  Schuld  durch  das  Gesetz  in  eine  zeitweilig 
schwierige  Lage  versetzt  sind.  Die  Interessen  dieser  Personen 
zu  schonen,  das  ist  die  Aufgabe  der  Institution,  welcher  die  Be- 
folgung des  Gesetzes  von  der  Schonung  der  Wälder  auferlegt  ist, 
und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtete  ohne  Zweifel  das 
Ministerium  der  Reichsdomänen  das  Waldschutzgesetz  bei  seiner 
Bearbeitung  und  betrachtet  es  auch  jetzt,  indem  es  dasselbe  in's 
Leben  ruft.  Für  die  Verletzung  des  Art.  6  der  Verordnung  sind 
die  Schuldigen  in  folgender  Weise  verantwortlich,  entsprechend 
den  P.  1  und  2  der  Abth.  IV  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst 
bestätigten  Reichsrathsgutachtens:  1)  Für  die  Fällung  des  Waldes 
vor  Bestätigung  der  Pläne  für  die  Waldwirthschaft  —  eine  Geld- 
ahndung, welche  dem  Werthe  des  gefällten  Holzes  gleichkommt, 
und  ausserdem  die  Konfiskation  des  Holzes  oder  die  Bezahlung 
seines  Werthes.  Der  Werth  wird  nach  dem  Minimum  der  Krons- 
taxe in  dem  Kreise  bestimmt,  in  welchem  die  Verletzung  des  Art.  6 
der  Verordnung  erfolgte.  2)  Für  Roden  wird  eine  der  vorigen 
entsprechende  Ahndung  für  den  gefällten  Wald  verhängt,  folglich 
die  Bezahlung  des  Werthes  des  beim  Roden  gefällten  Waldes  und 
ausserdem  eine  Geldstrafe  im  Betrage  von  5  Rubel  für  jede 
100  D  Faden  der  gerodeten  Fläche,  wobei  kleinere  Flächen  für 
volle  100  D  Faden  gerechnet  werden. 

Der  Verletzung  des  Art.  6  der  Verordnung  schuldig  können 
sowohl  die  Waldeigen thümer  als  auch  fremde  Personen  sein,  welche 
fremden  Wald  eigenmächtig  fällen  und  beschädigen.  Man  muss 
jedoch  in  Betracht  ziehen,  dass  bei  den  gegenwärtigen  Aufsichts- 
mitteln der  Waldschutzverwaltung  (von  ihnen  werde  ich  unten 
ausführlich  sprechen)  fremde  Personen  für  eine  Verletzung  des 
Art.  6  der  Verordnung  nur  mit  Hilfe  der  Besitzer  selbst  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  können,  da  die  örtlichen  Aufsichts- 
beamten nicht  die  Möglichkeit  haben,  die  Spuren  derjenigen  zu 
verfolgen,  die  den  Wald  fallen  oder  roden;  da  sie  jedoch  den 
Wald  periodisch  besuchen  und  in  ihm  die  Spuren  der  ungesetz- 
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liehen  Benutzung  desselben  finden,  so  müssen  sie  direkt  den 
Waldeigenthümer  belangen ,  indem  sie  es  ihm  selbst  anheimstellen, 
die  Schuldigen  zu  ermitteln,  wenn  er  es  nicht  selbst  war  oder 
auf  seine  Anordnung  ihm  untergebene  oder  gemiethete  Leute.  Bis 
jetzt  hat  die  Praxis  weder  auf  diejenigen  Schwierigkeiten  hinge- 
wiesen, welche  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  von  der  Ahn- 
dung der  Schuldigen  für  die  Uebertretung  sowohl  des  Art.  6  auch 
anderer  Forderungen  des  Gesetzes  sich  darbieten,  deren  Nicht- 
befolgung  zur  gerichtlichen  Verfolgung  führt,  noch  auf  die  Art, 
vermittelst  deren  man  in  diesem  Falle  mögliche  Schwierigkeiten 
beseitigen  kann. 

Man  könnte  sich  auch  mit  dem  in  Betreff  des  Art.  6  der 
Verordnung  Gesagten  begnügen.  Hier  entsteht  jedoch  nur  eine 
Frage:  ist  es  erlaubt,  in  Schutzwäldern  wahrend  der  Zeit,  welche 
von  der  Verkündigung  derselben  als  Schutzwaldungen  an  bis  zur 
Bestätigung  eines  Wirthschaftsplanes  für  dieselben  vergeht,  Vieh 
im  jungen  Walde  zu  weiden,  welcher  noch  nicht  15  Jahre  alt  ist, 
sowie  verschiedene  andere  Nebennutzungen  zuzulassen,  z.  B.  das 
Ausroden  von  Baumstumpfen,  das  Sammeln  von  Waldstreu  etc.? 
Das  Gesetz  sagt  davon  nichts,  folglich  muss  man  auf  Grund  des 
allgemein  angenommenen  Prinzipes  —  was  nicht  verboten  ist, 
wird  zugelassen  —  annehmen,  dass  die  erwähnten  Nutzungen 
nicht  zur  Verfolgung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888 
führen  können.  Zur  gerichtlichen  Verfolgung  sind  Anhaltspunkte 
im  Gesetze  noth wendig,  im  gegebenen  Falle  sind  jedoch  solche 
Anhaltspunkte  nicht  vorhanden.  Der  P.  4  der  Abth.  IV  des  Aller- 
höchst bestätigten  Reichsrathsgutachtens  bezieht  sich  augenschein- 
lich nicht  hierauf,  da  er  von  verbotenen  Nutzungen  handelt.  Etwas 
sonderbare  Verhältnisse  können  bei  so  einer  Auslegung  des  Ge- 
setzes in  der  Praxis  entstehen ,  besonders  hinsichtlich  des  Weidens 
von  Vieh.  Man  stelle  sich  eine  Gegend  vor,  in  welcher  die  Ver- 
ordnung von  der  Schonung  der  Wälder  in  ihrem  vollen  Umfange  in 
Kraft  steht,  d.  h.  sich  sowohl  auf  Schutzwaldungen  als  auch  auf  an- 
dere Wälder  erstreckt;  zudem  unabhängig  von  der  Art  des  Besitzes. 
In  so  einer  Gegend  ist  das  Weiden  von  Vieh  vor  15  Jahren  be- 
dingungslos verboten,  eines  der  Reviere  ist  nun  für  Schutzwaldung 
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erklärt  \ind  der  Eigenthümer  erhält  dadurch  das  Recht,  in  diesem 
Walde  eine  der  gefährlichsten  Massregeln  für  die  Unversehrbar- 
keit  der  Waldanpfianzungen  anzuwenden:  er  lässt  das  Vieh  in 
den  Wald  und  erlaubt  demselben,  ungehindert  die  jungen  Triebe 
zu  benagen,  die  Pflänzchen  zu  zertreten  und  den  Waldboden  in 
nicht  normalem  Grade  festzutreten  oder  aufzuwühlen. 

Diese  Seltsamkeit  könnte  man  beim  ersten  Blicke  einem  Ver- 
säumniss  des  Verfassers  des  Gesetzentwurfes  zuschreiben.  Wenn 
man  jedoch  die  Sache  näher  ansieht,  oder,  richtiger  gesagt,  diese 
scheinbare  Seltsamkeit  unbefangen  und  vom  Standpunkte  des 
Zweckes,  welchen  das  Gesetz  verfolgt,  betrachtet,  so  stellt  es 
sich  heraus,  dass  diese  Seltsamkeit  keineswegs  der  Erreichung 
des  Zweckes  hinderlich  ist.  Das  Weiden  von  Vieh  im  jungen 
Walde,  welcher  noch  nicht  15  Jahre  alt  ist,  oder  um  sich  genauer 
auszudrücken,  dem  Maule  des  Viehes  noch  nicht  entwachsen  ist, 
wird  für  die  Unversehrbarkeit  des  Waldes  nur  unter  der  Bedingung 
einer  beständigen  und  nicht  regulirten  Zulassung  desselben  im 
Laufe  einiger  Jahre  gefährlich:  nur  in  diesem  Falle  wird  das 
Wachsthum  der  Bäume  anfangs  aufgehalten  und  später  vernichtet, 
sowohl  in  Folge  des  wiederholten  Abnagens  und  Abbrechens  der 
jungen  Zweige  und  Gipfel  der  Bäume,  als  auch  in  Folge  des  Zer- 
tretens  der  jungen  Pflänzchen,  des  Feststampfens  und  Aufwühlens 
des  Bodens  in  so  einem  Grade,  dass  derselbe  entweder  nicht  mehr 
im  Stande  ist,  den  abfallenden  Samen  in  sich  zu  betten  und  zum 
Durchbruch  der  Wurzelbrut  ein  Hinderniss  bietet,  oder  so  beweg- 
lich wird,  dass  er  sich  leicht  aufwehen  lässt,  wobei  die  oberste 
fruchtbare  Schicht  fortgeweht  wird  und  die  zur  Ernährung  der 
jungen  Pflänzchen  nicht  günstige  Erdschicht  nachbleibt.  Wenn 
man  jedoch  das  Vieh  im  jungen  Walde  im  Ganzen  etwa  nur  zwei 
Jalire  weiden  lässt,  so  wird  dadurch  dem  Walde  kein  ernstlicher 
Schaden  zugefügt:  im  Laufe  dieser  Zeit  kann  sich  die  schädliche 
Wirkung  noch  nicht  zerstörend  äussern,  und  wenn  sie  sich  auch 
äusserlich  zeigt,  so  wird  der  während  dieser  Periode  geschädigte 
Wald  (der  Boden  wird  gar  nicht  geschädigt  werden)  sich  in  den 
nächstfolgenden  Jahren   leicht   erhohlen,    wenn   das  Weiden   des 
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Viehes  aufhört.  Unter  solcher  Bedingung  geschieht  die  Nutzung 
in  Schutzwaldungen  bis  zur  Bestätigung  eines  Wirthschaftsplanes 
für  dieselben,  und  es  erwies  sich  um  so  leichter  diese  Massregel 
zuzulassen,  als  die  weitere  Nutzung  im  Schutzwalde  durch  einen 
ausgearbeiteten  Plan  ausführlich  und  streng  bestimmt  wird,  durch 
den  keine  Nutzung  zugelassen  werden  kann,  welche  die  Schutz- 
fähigkeit des  Waldes  schwächt. 

Somit  ist  der  scheinbare  Widerspruch  im  Gesetz  in  Wirk- 
lichkeit nicht  vorhanden,  und  die  Verfasser  des  Entwurfes  hatten 
sicher  diesen  Umstand  im  Auge,  hielten  es  jedoch  nicht  für  noth- 
wendig,  ihn  auseinanderzusetzen,  sowohl  um  eine  möglichste  Ge- 
drängtheit der  Verordnung  zu  erzielen,  als  auch  vielleicht  —  und 
dies  ist  besonders  wahrscheinlich  —  zu  dem  Zwecke,  keine  über- 
flüssigen Hemmnisse  und  im  Sinne  des  Gesetzes  Beschränkungen 
einzuführen.  In  diesem  Schweigen  des  Gesetzes  von  der  Erlaub- 
niss  oder  dem  Verbot  der  Weide  und  anderer  Nebennutzungen 
im  Walde,  welcher  bereits  für  Schutzwaldung  erklärt  ist,  bis  zum 
Termin  der  Bestätigung  eines  Wirthschaftsplanes,  ersehe  ich  einen 
neuen  Beweis  dafür,  dass  das  Gesetz  in  allen  Einzelnheiten  das 
Prinzip  durchführt,  nur  das  Unvermeidliche,  das  Nothwendigste 
zu  fordern  und  nach  Möglichkeit  die  Lage  der  Personen  zu  er- 
leichtern, welche  sich  den  beschränkenden  Bedingungen  der  Ver- 
ordnung unterordnen  müssen. 

Gehen  wir  zur  Durchsicht  des  nächsten,  des  7.  Artikels  des 
Gesetzes  über.  In  ihm  wird  von  den  Beschränkungen  gesprochen, 
welche  bei  der  Nutzung  im  Schutzwalde  laut  dem  bestätigten 
Plane  auferlegt  werden  können.  Vor  allem  will  ich  bemerken, 
dass  diese  Beschränkungen  nur  auferlegt  werden  können,  aber 
nicht  auferlegt  werden  müssen;  folglich  haben  wir  das  Recht  an- 
zunehmen, dass  diese  Beschränkungen  die  Maximalforderungen 
sind,  und  das  Gesetz  es  für  unnöthig  erachtet,  auch  nicht  für 
möglich  hält,  mehr  als  diese  dem  Eigenthümer  aufzuerlegen. 

Worin  bestehen  sie  denn: 

1)  In  der  Nichterlaubniss  Kahlhiebe  auszuführen. 

2)  In  dem  Verbot,  Baumstumpfe  zu  roden  und 

3)  In  der  Nichterlaubniss,   Nebennutzungen   im  Walde  vor- 
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zunelimen,  nämlich:  Weiden  von  Vieh,  Sammeln  von  Waldstreu 
u.  s.  w. 

Es  ist  dabei  sehr  natürlich  zu  fragen:  worin  sollen  denn  die 
Minimalforderungen  des  Planes  hinsichtlich  der  Schutzwälder  be- 
stehen? Bis  zu  welchem  Minimum  darf  der  Entwurf  des  Wirth- 
schaftsplanes  hinuntergehen,  ohne  das  Gesetz  zu  verletzen? 

In  dieser  Beziehung  ist  im  Art.  7  der  Verordnung  im  P.  A. 
ein  Hinweis  enthalten,  nämlich:  es  ist  erlaubt,  ein  allmähliches 
Aushauen  der  Bäume  vorzunehmen  unter  der  Bedingung,  dass 
eine  konsequente  Wiederverjüngung  der  Bestände  auf  natürlichem 
Wege  erfolgt,  und  ausserdem  darf  nach  Abth.  IV,  P.  2  des  am 
4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens  und 
dem  Art.  6  der  Verordnung  in  Schutzwäldern  kein  Ausroden  des 
Waldes  gestattet  werden. 

In  Betreff  des  Verbots  von  Ausrodungen  im  Schutzwaldo 
muss  bemerkt  werden,  dass  hier  das  Dilemma  bis  zur  Augen- 
scheinlichkeit einfach  ist:  entweder  ist  mit  der  Existenz  des  Wal- 
des die  Existenz  gewisser  Materialwerthc  eng  verbunden,  welche 
der  Gemeinde  und  dem  Staate  nothwendig  sind,  oder  eine  solche 
Abhängigkeit  ist  nicht  vorhanden;  wenn  sie  besteht,  so  darf  der 
Wald  nicht  vernichtet  (ausgerodet)  werden;  wenn  jedoch  seine  Um- 
wandlung in  eine  andere  Art  nutzbaren  Landes  zugelassen  werden 
kann,  so  ist  die  angegebene  Abhängigkeit  nicht  vorhanden  und 
folglich  ist  dieser  Wald  nicht  Schutzwaldung.  Wir  hatten  bereits 
die  Gelegenheit,  uns  davon  zu  überzeugen,  dass  nach  dem  Sinne 
des  Gesetzes  nur  derjenige  Wald  als  Schutzwaldung  erklärt  wer- 
den kann,  hinsichtlich  dessen  ein  enger  Zusammenhang  zwischen 
seiner  Existenz  und  der  Existenz  gewisser  Werthe  festgesetzt  ist; 
folglich  würde  sich  das  Gesetz,  wenn  es  das  Ausroden  eines 
Schutzwaldes  zuliesse,  in  augenscheinlichen  Widerspruch  mit  sich 
selbst  stellen.  Was  dagegen  die  Erlaubniss  betrifft,  ein  allmäh- 
liches Femeln  der  Bäume  nur  unter  der  Bedingung  der  kon- 
sequenten Erneuerung  der  Bestände  vorzunehmen,  so  ist  diese 
minimale  Forderung  des  Gesetzes  eine  direkte  Folge  der  an- 
erkannten Nothwendigkeit,  das  Bestehen  des  Schutzwaldes  an 
einem  bestimmten  Orte  zu  unterstützen,  wenn  dagegen  an  Stelle 
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der  zu  fällenden  Bäume  keine  Erneuerung  träte,  so  müsste  der 
Wald  früher  oder  später  verschwinden. 

Somit  kommen  beide  minimale  Forderungen  des  Gesetzes 
darauf  hinaus ,  an  dem  Orte  des  Schutzwaldes  eine  Forstwirth- 
schaft  und  nicht  eine  andere  Art  von  Wirthschaft  zu  führen. 
Wirthschafty  wie  ich  schon  beiläufig  früher  erwähnt  hatte,  wird 
eine  Reihe  von  Handlungen  und  Massregeln  genannt,  welche  darauf 
gerichtet  sind,  vom  Besitz  einen  beständigen  Ertrag  zu  erhalten. 
Solcher  Handlungen,  Massregeln  und  Kombinationen  kann  man 
sich  eine  unzählige  Menge  hinsichtlich  ein  und  desselben  Besitz- 
thums  vorstellen  und  alle  haben  sie,  entsprechend  dem  Begriffe 
des  Wortes  „Wirthschaft^,  eine  allgemeine  Eigenschaft  oder  eine 
allen  gemeinsame  Fähigkeit,  nämlich  die  Erhaltung  der  Unver- 
sehrbarkeit  und  einer  bestimmten  Ertragsfähigkeit  des  Besitzes. 
Die  Aufzählung  dieser  Handlungen  und  Massregeln,  mit  Anfüh- 
rung der  Gründe  zur  Auswahl,  sowie  auch  mit  Angabe  der  Ord- 
nung der  Handlungen  oder  der  Aufeinanderfolge  der  Anwendung 
der  angeführten  Massregeln  heisst  Wirthschaftsplan.  Daher  for- 
dert das  Gesetz  die  Aufstellung  eines  Wirthschaftsplanes,  giebt 
aber  zugleich  dem  Verfasser  des  Planes  die  Grenzen  an,  welche 
die  Forderungen  nicht  überschreiten  dürfen.  Man  wird  mir  aber 
bemerken,  wenn  die  im  Gesetz  angegebenen  Maximal-Beschrän- 
kangen  im  Wirthschaftsplane  nur  auferlegt  werden  können  und 
nicht  müssen,  so  ist  man  ja  berechtigt,  einige  von  ihnen,  wie 
z.  B.  das  Weiden  des  Viehes  im  jungen  Walde,  nach  dem  Wirth- 
schaftsplane in  Schutzwaldungen  zuzulassen?  In  gewissen  Fällen 
natürlich  ja:  wenn  es  möglich  sein  wird,  durch  die  Gesaramtheit 
der  Handlungen  und  Massregeln,  welche  im  Wirthschaftsplan  auf- 
gezählt sind,  den  Schaden  zu  vergüten,  der  unzweifelhaft  dem 
Walde  durch  das  Weiden  von  Vieh  zugefügt  wird,  so  kann  die 
Viehweide  nicht  als  eine  gesetzwidrige  Handlung,  sondern  als 
eine  auf  Grund  des  Gesetzes  erlaubte  betrachtet  werden,  denn 
im  Wirthschaftsplane  ist  vorgesehen,  dass  von  der  Zulassung  der 
Viehweide  ein  geringerer  Schaden  entsteht,  als  von  seinem  Ver- 
bote im  gegebenen  Falle;  wenn  jedoch  im  Plane  keine  Mittel  zur 
Beseitigung  des  Schadens  in  Folge  dieser  Massregeln  oder  zw 
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Reduzirung  desselben  bis  auf  ein  unbedeutendes  Minimum  ange- 
geben sein  würden,  so  können  sie  auf  Grund  des  Begrififes  der 
„Wirthschaft"  nicht  zugelassen  werden.  An  einem  kann  man 
jedoch  kategorisch  festhalten,  nämlich  daran,  dass  der  Verfasser 
des  Planes  auf  diese  Massregeln  unbedingt  die  Aufmerksamkeit 
richten  und  sie  im  Plane  angeben  muss. 

Das  Gesetz  (s.  Art.  40  der  Verordnung)  stellte  es  dem  Minister 
der  Reichsdomänen  anheim,  die  Ordnung  der  Anfertigung  von 
Plänen  für  Schutzwälder  durch  eine  besondere  Instruktion  fest- 
zusetzen, welche  behufs  allgemeiner  Eenntnissnahme  in  den  Senats- 
und den  Gouvernements-  oder  Gebietszeitungen  abgedruckt  wer- 
den muss.  Die  geforderte  Instruktion  wurde  aufgesetzt  und  vom 
Minister  am  22.  März  1889  bestätigt.  In  Folge  ihres  verhältniss- 
mässig  grossen  Umfanges  und  da  der  grösste  Theil  desselben  rein 
technische  Hinweise  enthält,  welche  nur  für  Spezialisten  interessant 
sind,  ist  diese  Instruktion  nicht  unter  den  Beilagen  zum  vorlie- 
genden Bande  von  „Russlands  Wald"  abgedruckt,  sondern  wird 
einen  Bestandtheil  des  dritten  Theiles  desselben  bilden,  wo  die 
allgemeine  Frage  von  der  Regulirung  der  Wirthschaft  in  den 
Wäldern  besprochen  werden  wird.  Es  finden  sich  jedoch  in  ihr 
einige  Angaben,  welche  nicht  allein  für  Spezialisten  interessant 
sind,  und  erlaube  ich  mir  deshalb  in  einigen  Worten  die  Instruk- 
tion für  die  Einrichtung  von  Schutzwäldern  zu  berühren. 

„Das  Hauptziel",  ist  im  §  1  der  Instruktion  vom  22.  März 
1889  gesagt,  welches  der  Forstbeamte  bei  der  Anfertigung  eines 
Wirthschaftsplanes  für  Schutzwälder  verfolgen  soll,  muss  darin 
bestehen,  dem  Walde  nicht  nur  seine  Fähigkeit  zu  bewahren, 
Schutz  vor  der  Gefahr  zu  bieten,  gegen  welche  derselbe  für  Schutz- 
waldung erklärt  wurde,  sondern  ausserdem  auch  darin,  diese 
Fähigkeit  nach  Möglichkeit  zu  verstärken,  und,  wenn  sie  ver- 
nichtet ist,  sie  wiederherzustellen."  Diese  erste  Forderung  der 
Instruktion  ist  in  der  Beziehung  interessant,  dass  sie  auf  einmal 
den  Grad  der  Ansprüche  bestimmt,  welche  sie  auf  Grund  des 
Gesetzes  stellt. 

Das  Ministerium  spricht  an  der  angeführten  Stelle  gleichsam 
den  Gedanken  aus,  dass  bei  dem  jetzigen  zerrütteten  Zustande 
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unserer  Wälder  überhaupt,  auch  die  für  Schutzwaldun^en  erklärten 
Wälder  bereits  theilweise  oder  ganz  ihre  Fähigkeit  Schutz  zu  ge- 
währen ,  verloren  haben  könnten  und  deshalb  wäre  es  ungenügend, 
sich  nur  mit  solchen  Massregeln  zu  begnügen,  mit  deren  Hilfe 
man  nur  den  im  Augenblick  der  Organisation  bestehenden  Zustand 
des  Waldes  aufrecht  erhält,  sondern  es  ist  nothwendig,  auch  solche 
Massregeln  obligatorisch  zu  machen ,  welche  zur  Wiederherstellung 
oder  Verstärkung  der  Schutzfähigkeit  beitragen  könnten,  es  ver- 
steht sich  nach  Möglichkeit,  d.  h.  innerhalb  der  Beschränkungen, 
welche  in  den  Art.  7  und  8  der  Verordnung  von  der  Schonung 
der  Wälder  angegeben  sind. 

Die  zu  diesem  Zwecke  von  der  Instruktion  geforderten  Mass- 
regeln bestehen  in  Folgendem:  1)  in  reinen  Nadelholzwäldern  und 
in  den  Wäldern,  in  denen  Nadelholzarten  vorwiegen,  werden  Kahl- 
schlage des  Holzes  bedingungslos  verboten  und  ausschliesslich  nur 
Plänterhiebe  gestattet,  2)  eben  solche  Hiebe  werden  in  einigen 
Fällen  auch  in  Laubwaldungen  angeordnet  und  3)  in  einigen  hin- 
sichtlich ihrer  Schutzbedeutung  besonders  wichtigen  Walddistrikten 
ist  jeglicher  Holzhieb  ganz  verboten,  sobald  dabei  nur  die  Holz- 
gewinnung bezweckt  wird;  dagegen  ist  es  in  diesen  Fällen  er- 
laubt, eine  Auslichtung  von  abgestorbenem  Holze  und  ausserdem 
auch  von  solchen  Bäumen  gestattet,  deren  Fällung  im  Interesse 
der  Sicherung  der  natürlichen  Wald  Verjüngung  nothwendig  er- 
scheint. 

Augenscheinlich  stimmt  dieses  Bestreben,  nicht  nur  den  be- 
stehenden Zustand  des  Schutzwaldes  zu  bewahren,  sondern  ihn 
auch  zu  verbessern,  nicht  überein  mit  der  allgemeinen  Tendenz 
des  Gesetzes  und  der  Administration,  die  Interessen  der  Besitzer 
zu  schonen,  da  jede  Verbesserung  des  Waldes  offenbar  nur  auf 
Kosten  der  Verminderung  der  Reineinnahme  vorgenommen  werden 
kann.  Da  das  Ministerium  das  Recht  hat,  auf  Grund  des  Art.  7 
der  Verordnung,  die  niedrigsten  Normen  der  Forderungen  zu  befol- 
gen, so  müsste  es,  der  angegebenen  Tendenz  entsprechend,  bei 
diesen  Normen  stehen  bleiben.  Man  darf  jedoch  nicht  ausser 
Acht  lassen:  1)  dass  die  Verluste  der  Eigenthümer,  welche  in 
Folge  der  Anwendung  der  Instruktion  von  verschärften  Massregeln 
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zum  Zwecke  der  Verbesserung  der  Schutzwälder  entstehen,  nur 
zeitweilige  Bedeutung  haben  und  im  Laufe  der  Zeit  vollständig 
ersetzt  werden,  sobald  nur  die  gewünschte  Verbesserung  der 
Wälder  erfolgt  und  2)  hauptsächlich,  dass  die  angegebene  For- 
derung sich  streng  auf  die  Grenzen  der  Möglichkeit  beschränkt. 

Ich  ersuche  den  Leser,  mit  den  angeführten  Bedingungen 
der  Instiniktion  diejenigen  Bilder  des  Zustandes  unserer  Wälder 
zu  vergleichen,  welche  die  Ausgabe  des  Gesetzes  vom  4.  April 
1888  veranlassten,  und  dann  erst  darüber  zu  urtheilen,  ob  das 
Ministerium  innerhalb  der  Schranken  des  Gesetzes  seine  Forde- 
rungen hinsichtlich  der  Wirthschaft  in  den  Schutzwäldern  erhöhen 
musste  oder  nicht. 

Dafür  aber  äusserte  sich  die  erwähnte  Tendenz  in  der  In- 
struktion vollkommen  in  einer  anderen  Beziehung:  sie  gewährt 
dem  Eigenthümer  des  Waldes  bei  der  Ausführung  von  Arbeiten 
zur  Organisation  des  Waldes  in  seinem  Revier  und  bei  der  An- 
fertigung eines  Planes  durch  Beamte  der  Kronsverwaltung  grosse 
Rechte.  Im  §  2  der  Instruktion  ist  gesagt:  „Der  Waldorganisator 
muss,  indem  er  alle  nach  dem  Wirthschaftsplane  in  Aussicht  ge- 
nommenen Massregeln  auf  das  angegebene  Ziel  (s.  §  1)  hinlenkt, 
vorzugsweise  solche  auswählen,  welche  für  den  Eigenthümer  am 
vortheilhaftesten  erscheinen,  wenn  es  nur  möglich  sein  wird,  seinem 
Wunsch  ohne  Schaden  für  das  Hauptziel  zu  genügen.^  Sodann 
wird  an  verschiedenen  Stellen  der  Instruktion  derjenigen  einzelnen 
Fälle  Erwähnung  gethan,  wo  der  Waldorganisator  den  Eigen- 
thümer anhören,  seine  Interessen  berücksichtigen  und  in  einigen 
Fällen  ihm  die  endgültige  Entscheidung  der  Frage  anheimstellen 
muss.  Ohne  Wissen  des  EigenthtLmers  beginnt  der  Waldorgani- 
sator nicht  mit  der  Organisation  des  Waldes,  und  der  Eigen- 
thümer hat  das  Recht,  wenn  er  es  wünscht,  bei  allen  Arbeiten 
zugezogen  zu  sein,  welche  zu  diesem  Zwecke  unternommen  wer- 
den; sodann  ist  der  Waldeigenthümer  mit  dem  Rechte  einer 
Stimme  in  den  Sitzungen  der  sogenannten  Berathungskommission 
zugegen,  d.  h.  auf  der  Versammlung,  anf  welcher  die  wichtigsten 
Fragen  der  Forstorganisation  entschieden  werden;  ihm  wird  in 
einigen    Fällen    die    I)]ntscheidung    zugestanden,    in    welchen    Di- 
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strikten  die  Holzhiebe  vorgenommen  werden  sollen;  endlich  wird 
ihm  anheimgestellt,  auf  einmal  den  fünfjährigen  Hauungsetat 
des  ganzen  Schutzwaldes  herauszuschlagen,  in  einigen  Fällen  so- 
gar das  ganze  Revier  abzutreiben  (im  aussetzenden  Betriebe, 
s.  §  46  der  Instruktion).  Wenn  jedoch  auch  bei  den  angegebe- 
nen, für  den  Eigenthümer  günstigen  Umständen  und  Bedingungen 
derselbe  sich  mit  dem  angefertigten  Plane  nicht  für  zufrieden 
erklärt,  so  steht  ihm  ausserdem  das  Recht  zu,  dem  Waldschutz- 
Comit^  eine  Entgegnungsantwort  und  dem  Ministerium  der  Reichs- 
domänen eine  Beschwerde  einzureichen;  die  genannten  Institu- 
tionen sind  verpflichtet,  die  vorgestellten  Eingaben  durchzusehen 
und  dieselben  bei  der  Bestätigung  des  Planes  zu  berücksichtigen. 

Sodann  hat  diejenige  Forderung  der  Instruktion  eine  sehr 
wichtige  Bedeutung,  durch  welche  dem  Forstorganisator  vorge- 
schrieben wird,  unabhängig  von  den  ihm  vom  Comite  gegebenen 
Angaben  in  Betreff  der  Grenzen  und  der  Fläche  des  zu  organi- 
sirenden  Waldes  sich  von  neuem  davon  zu  überzeugen,  dass  der 
Wald  gerade  innerhalb  dieser  Grenzen  und  dieser  Fläche  für 
Schutzwaldung  erklärt  werden  muss.  Wenn  der  Forstorganisator 
sich  überzeugt,  dass  einige  der  dem  Schutz walde  zugezählten 
Flächen  keine  Schutzbedeutung  haben,  dagegen  andere,  welche 
dieselbe  besitzen,  nicht  zum  Bestand  der  Schutzwaldung  gerechnet 
worden  sind,  so  gewährt  ihm  die  Instruktion  das  Recht,  unter 
Beobachtung  gewisser  Bedingungen  einen  Wirthschaftsplan  in  der 
Weise  anzufertigen,  dass  sodann  das  Waldschutz-Comite,  nach- 
dem es  sich  von  der  Wahrheit  der  Voraussetzungen  des  Forst- 
organisators und  von  den  Mängeln  der  Voruntersuchung  überzeugt 
hat,  den  Wirthschaftsplan  für  denjenigen  Theil  des  Waldes  be- 
stätigen kann,  welcher  wirklich  Schutzbedeutung  besitzt. 

Die  oben  besprochene  Forderung  der  Instruktion  ist  in  der 
Beziehung  wichtig,  dass  dadurch  es  ermöglicht  wird,  die  Fehler 
und  Versehen  der  örtlichen  Untersuchung  zu  verbessern.  Der 
Beamte,  welchem  anfangs  die  örtliche  Untersuchung  übertragen 
wird,  kommt  ja  allein  in  das  Revier,  ohne  Instrumente,  ohne  die 
nothige  Zahl  von  Arbeitern,  und  kann  daher  bei  der  Bestimmung 
der  Grenzen  sowohl  als  auch   der  Fläche  des  Schutzwaldes  sehr 
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leicht  einen  Fehler  begehen,  besonders  in  dem  Falle,  wo  inner- 
halb der  angegebenen  Grenzen  viele  Blossen  und  derartige  Wald- 
bestände vorhanden  sind,  welche  in  Folge  ihrer  Lage  oder  ihres 
Zostandes  sich  so  zu  sagen  auf  der  Grenze  zwischen  Schntz- 
bedeutung  und  Nichtschutzbedeutung  befinden,  und  in  denen  zur 
endgültigen  Entscheidung  der  Frage  von  der  Zuzählung  oder  der 
Ausschliessung  es  noth wendig  ist,  eine  sorgfältige  Untersuchung 
vorzunehmen.  In  einer  ganz  anderen  Lage  befindet  sich  der  Forst- 
organisator: er  ist  mit  Instrumenten  und  Arbeitern  versehen,  er 
hat  auch  mehr  Zeit;  ihm  stehen  Gehülfen  zur  Verfügung,  welche 
mit  dem  Forstfaeh  speziell  bekannt  sind;  endlich  führt  er  seine 
Untersuchungen  und  Arbeiten  immer  im  Sommer  aus,  wo  die 
Bewegung  im  Walde  unbehindert  ist  und  der  Grad  der  Gefahr, 
vor  welcher  der  Wald  schützt,  sowie  auch  der  Grad  des  Schutzes 
viel  deutlicher  zu  sehen  sind  als  in  einer  anderen  Jahreszeit  (die 
örtliche  Untersuchung  kann  zu  jeder  Jahreszeit  vorgenommen 
werden).  Somit  giebt  die  Instruktion  einen  Ausweg  aus  der 
schwierigen  Lage,  in  welche  sowohl  der  Waldeigenthümer  als 
auch  die  Waldschutz-Administration  gerathen  könnten,  wenn  bei 
der  örtlichen  Untersuchung  die  Grenzen  und  Flächen  des  Waldes 
aus  irgend  einem  Grunde  falsch  bestimmt  worden  wären  und  der 
Forstorganisator  die  Verpflichtung  hätte,  sich  streng  an  die  dies- 
bezüglichen Angaben  des  ProtokoUes  der  örtlichen  Untersuchung 
zu  halten.  Man  muss  noch  hinzufügen,  dass  in  der  Frage  von 
der  Ausschliessung  einiger  Waldkomplexe  aus  der  Fläche,  welche 
auf  Grund  der  örtlichen  Untersuchung  zum  Schutzwald  gezählt 
wurde,  die  Erklärung  des  Eigenthümers  eine  sehr  wichtige  Be- 
deutung hat  (s.  §  6  der  Instruktion  für  die  Schutzwälder).  Diesen 
Umstand  müssen  die  Eigenthümer  im  Auge  haben  und  nicht  vor 
der  Zeit  Klage  im  Ministerium  über  die  unrichtige  Zuzählung  dos 
einen  oder  anderen  Distriktes  zum  Bestand  des  Schutzwaldes 
anstrengen,  da  diese  Distrikte,  wenn  sie  wirklich  keinen  Schutz 
gewähren,  vom  Comit^  entsprechend  dem  Vorschlage  des  Forst- 
organisators sicher  ausgeschlossen  werden. 

Endlich  muss  man  noch  auf  eine  wichtige  Eigen thümliehkeit 
der  Instruktion  für  den  Organisator  von  Schutzwäldern  hinweisen, 
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eine  Eigenthümlichkeit^  welche  schon  den  Charakter  der  Forst- 
technik trägt,  nichtsdestoweniger  aber  sowohl  vom  Waldeigen- 
thümer  als  auch  von  der  Forstorganisations- Administration  berück- 
sichtigt und  befolgt  werden  muss.  Diese  Eigenthümlichkeit  besteht 
in  Folgendem:  Bei  der  Theilung  des  Waldes  in  Theile,  um  die 
Organisation  und  Projektirung  zweckmässigerer  Wirthschaftsmass- 
regeln  zu  erleichtern*),  ist  der  Forstorganisator  verpflichtet,  ge- 
mäss der  Forderung  der  Instruktion  (§  10),  vor  allem  den  Wald 
in  Theile  zu  theilen,  entsprechend  dem  Grade  des  Schutzes, 
welcher  von  verschiedenen  Theilen  des  Waldes  vor  drohender 
Gefahr  geboten  wird,  und  entsprechend  der  im  gegebenen  Mo- 
mente vorhandenen  Fähigkeit,  denselben  zu  bieten.  Diese  im 
höchsten  Grade  wichtige  Forderung  wird  in  der  Praxis  zur  Auf- 
klärung sehr  vieler  Missverständnisse  dienen,  welche  zwischen 
dem  Forstorganisator  und  dem  Eigenthümer  des  zu  organisiren- 
den  Waldes  stattfinden  können.  Ich  will  versuchen  dies  an  einem 
Beispiele  zu  erläutern.  Stellen  wir  uns  vor,  dass  ein  Waldkomplex, 
welches  einen  Streifen  von  50  Faden  bildet,  für  Schutz waldung 
aus  dem  Grunde  erklärt  worden  ist,  weil  es  einen  schiffbaren 
Fluss  vor  Wegschwemmungen  und  Beschädigungen  durch  den 
Eisgang  schützt.  Dabei  spielen  augenscheinlich  nicht  alle  Bäume, 
welche  den  Schutzwald  bilden,  ein  und  dieselbe  Rolle  hinsichtlich 
des  Schutzes:  vor  den  Wegschwemmungen  des  Ufers  bewahren 
blos  2 — 3  Reihen,  welche  näher  zum  Ufer  stehen,  während  die 
übrigen  Bäume  nicht  sowohl  das  Flussufer  selbst,  als  vielmehr 
die  oben  erwähnten  Randbäumc  bewahren;  endlich  die  eutfemte- 
Bten  Theile   des  Waldes   dienen   selbstverständlich   ausschliesslich 


*)  Eine  Aasscheidung  von  Theilen  wird  nach  den  Regebi  der  Forstregu- 
liruug  in  allen  denjenigen  Fällen  vorgeschrieben,  wo  die  Unterschiede  des 
zu  organisirenden  Waldes  besonders  scharf  hervortreten;  der  Forstorganisator 
ist  in  diesem  Falle  verpflichtet,  als  Ausgangspunkt  für  die  Theilung  den 
Unterschied  entweder  in  den  Arten,  oder  in  den  Bedingungen  des  Schutzes, 
oder  in  der  Methode  der  Führung  der  Wirthschaft  zu  nehmen;  so  eine  Thei- 
lung des  Waldes,  wiederhole  ich,  in  sogenannte  Wirthschaftstheile,  wird 
jedoch  für  den  Forstorganisator  nur  bei  dem  Vorhandensein  von  scharfen 
Unterschieden  im  Walde  obligatorisch;  wenn  ihm  dieselben  fehlen,  so  wird 
gewöhnlich  eine  Organisation  im  Ganzen  für  den  ganzen  Wald  vorgenommen. 
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zum  Schutz  vor  Beschädigungen  derjenigen  Bäume,  welche  am 
Schutze  des  Ufers  theilnehmen.  Auf  diese  Rolle  jedes  Wald- 
streifens lenkt  die  Instruktion  die  Aufmerksamkeit  des  Forst- 
organisators. Oder  stellen  wir  uns  einen  anderen  Fall  vor:  In 
einem  Kiefern walde,  welcher  den  Zweck  hat,  den  Sand,  auf  dem 
er  wächst,  vor  dem  Treiben  zu  bewahren,  sind  fast  ganz  ent- 
blösste  Strecken  vorhanden,  welche  unter  dem  Einflüsse  des  Win- 
des und  der  Sonne  bereits  in  Bewegung  gerathen,  und  im  Begriffe 
sind  eine  Fläche  mit  Flugsand  zu  bilden:  die  hier  noch  nicht 
gefällten  Bäume  und  die  neben  der  entblössten  und  lichten  Stelle 
befindliche  Pflanzung  hat  die  Aufgabe,  den  Sand  zurückzuhalten 
und  die  kahle  Fläche  zu  besäen.  Es  ist  augenscheinlich,  dass 
die  ganze  Last  der  Arbeit  zum  Schutze  dieses  Revieres  auf  die 
in  ihm  befindlichen  einzelnen  Bäume  und  den  angrenzenden  Theil 
des  Bestandes  fällt;  der  'übrige  Wald  nimmt  um  so  weniger 
an  dem  Schutze  und  der  Erneuerung  der  Schutzfähigkeit  unseres 
beschädigten  Distriktes  theil,  je  weiter  er  von  demselben  entfernt 
ist.  Es  kann  natürlich  vorkommen,  dass  so  ein  Unterschied  in 
den  Beständen,  welche  dem  Schutzwald  zugezählt  sind,  nicht 
vorhanden  ist,  z.  B.  wenn  der  Wald  an  steilen  Abhängen  wächst 
und  das  Abstürzen  von  Erde  und  Felsen  abhält:  hier  können 
alle  Bäume  ohne  Unterschied  am  Schutze  theilnehmen.  Bei  uns 
muss  es  jedoch  bedeutend  weniger  solcher  Fälle  einer  gleich- 
massigen  Vertheilung  der  Last  des  Schutzes  zwischen  allen  Bäu- 
men geben  als  oben  angegebene  Fälle,  und  deshalb  hat  die  er- 
wähnte Forderung  der  Instruktion  für  uns  einen  besonderen 
Werth,  nach  welcher  diesem  Umstände  ernste  Aufmerksamkeit 
zu  schenken  und  die  nach  diesem  Merkmale  vorgenommene  Thei- 
lung  für  eine  Grundtheilung  des  Schutzwaldes  zu  halten  ist.  Stel- 
len wir  uns  vor,  dass  dieser  Umstand  vom  Forstorganisa tor  aus 
dem  Auge  gelassen  worden  war,  was  in  vielen  Fällen  sehr  leicht 
ist,  da  der  Uebergang  von  einem  Streifen  Wald  mit  absoluter 
Schutzbedeutung  zu  einem  mit  bedingender  Schutzbedeutung,  und 
sodann  zu  einem  mit  absoluter  Nichtschutzbedeutung  häufig  nur 
ein  allmählicher,  kaum  bemerkbarer  ist.  Daher  müsste  der  Forst- 
organisator für  den  ganzen  Wald  solche  Massregeln  projektiren, 

20 
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welche  zum  Schutze,  so  zu  sagen,  nur  der  Avantgarde  des  Schutz- 
revieres  nothwendig  sind;  dies  wäre  jedoch  für  den  Zweck  der 
Bewahrung  nutzlos  und  würde  hauptsächlich  ohne  Nothwendigkeit 
dem  Eigenthümer  Verlust  zufügen,  welchem  dieser  Verlust  um  so 
unangenehmer  erscheinen  müsste^  als  er  in  Folge  eines  Fehlers 
eines  Technikers  entstanden  wäre.  Dagegen  wird  bei  dem  Be- 
stehen dieser  Forderung  (§  10)  der  Forstorganisator  die  Möglich- 
keit haben,  für  jeden  Theil  der  Wirthschaft,  welcher  sich  auf 
Grund  der  angeführten  Erwägungen  gebildet  hat,  seine  besonde- 
ren Massregeln  zu  projektiren,  die  durch  das  wirkliche  Bedürfniss 
hervorgerufen  werden;  dem  Eigenthümer  wird  aber  der  Zweck 
dieser  Theilung  vollkommen  verständlich,  und  diese  Erkenntniss 
der  Sache  muss  ihn,  nach  dem  oben  bereits  angeführten  französi- 
schen Sprüchworte,  mit  dem  Verfasser  des  Planes,  sowie  mit  dem 
Plane  selbst  versöhnen. 

In  der  Instruktion  ist  vorgeschrieben,  drei  Grade  der  Schutz- 
iUhigkeit  und  Schutzbedeutung  in  den  Wäldern  zu  unterscheiden, 
und  dem  entsprechend  den  Schutzwald  in  drei  Flächenkategorien 
zu  theil en.  Richtiger  wäre  es,  so  zu  sagen:  der  Forstorganisator 
muss  den  Wald  bei  der  Organisation  in  zwei  Hauptkategorien 
und  sodann  die  zweite  Kategorie  von  neuem  in  zwei  Unterabthei- 
lungen theilen,  jedoch  hat  diese  Verbesserung  keine  praktische 
Bedeutung  und  deshalb  will  ich  mich  mit  der  gemachten  Bemer- 
kung begnügen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  einigen 
Wäldern  kein  Unterschied  in  dieser  Beziehung  besteht,  und  der 
Forstorganisa tor  sich  mit  der  Theilung  der  Reviere  nur  in  zwei 
Kategorien  begnügen,  oder  sogar  den  Wald  gar  nicht  theilen, 
sondern  ein  und  dieselben  Massregeln  für  die  ganze  Fläche  des 
Schutzwaldes  projektiren  muss. 

Die  Praxis  hat  noch  gar  nichts  Wesentliches  weder  für  noch 
gegen  die  Instruktion  über  die  Organisation  von  Schutzwäldern 
gesagt,  man  muss  daher  glauben,  dass,  wenn  die  angeführten 
Eigenthümlichkeiten,  welche  die  Instruktion  aus  der  Reihe  der 
Vorschriften  hervorhebt,  vorhanden  sind,  dieselbe  dem  Gesetz  bei 
dem  Minimum  der  Beschränkungen,  die  dem  Eigenthümer  aufer- 
legt werden,  genügen  und  somit  den  letzteren  mit  dem  Gesetze 
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versöhnen  muss,  was,  wie  es  scheint,  bei  der  Ausarbeitung  der 
Instruktion  das  Ministerium  der  Reichsdomänen  hauptsächlich  im 
Auge  hatte. 

Die  Organisation  von  Schutzwäldern  erfordert  jedoch  die 
Beobachtung  einiger  Formalitäten.  Man  muss  sich  erinnern,  dass 
nach  dem  Gesetze  die  Organisation  von  Revieren,  welche  bis  zum 
1.  März  für  Schutzwaldung  erklärt  worden  sind,  in  demselben  Jahre 
beendigt  werden  und  noch  in  demselben  Jahre  der  Wirthschafts- 
plan  bestätigt  werden  muss.  Wenn  man  nun  in  Betracht  zieht, 
dass  die  Arbeiten  für  die  Organisation  der  Schutzwälder  erst  im 
Mai  angefangen  werden  können,  dass  bei  diesen  Arbeiten  Unter- 
brechungen in  Folge  des  Schriftwechsels  mit  dem  Comiti,  des 
Unwetters,  der  Krankheit  der  Taxatoren  etc.  stattfinden  können, 
dass  endlich  die  Feldarbeiten  nach  Möglichkeit  früh  beendigt 
werden  müssen,  um  freie  Zeit  für  die  Kanzleiarbeit  der  Organi- 
sation (die  Anfertigung  der  Pläne)  zu  haben  und  sodann  dem 
Comite  die  Möglichkeit  zu  geben,  sich  mit  dem  angefertigten  Plan 
vor  seiner  Bestätigung  bekannt  zu  machen,  so  erscheint  es  wün- 
schenswerth,  nach  Möglichkeit  alle  die  Umstände  zu  beseitigen, 
welche  die  Feldarbeiten  unterbrechen.  In  der  Praxis  erwies  sich 
als  solcher  Umstand  die  Uebertragung  der  Oberleitung  der  Re- 
gulirungsarbeiten  in  Schutzrevieren  an  dieselben  Personen,  welchen 
die  Kronsforstverwaltung  gleichzeitig  die  Leitung  ähnlicher  Ar- 
beiten in  Kronswäldem  überträgt.  Es  stellte  sich  heraus,  dass 
diese  Personen,  wenn  sie  unter  ihrer  Aufsicht  einige  Partien  haben, 
welche  auf  den  Arbeiten  an  verschiedenen  Enden  des  Gouverne- 
ments oder  sogar  in  verschiedenen  Gouvernements  zerstreut  sind, 
nicht  überall  zur  Zeit  auf  den  Berathungskommissionen  erscheinen 
können,  aber  ohne  Beschluss  der  letzteren  die  Arbeiten  nicht  fort- 
geführt werden  können  und  deshalb  angehalten  werden.  Gegen- 
wärtig ist  diese  Schwierigkeit  vom  Ministerium  bereits  beseitigt, 
da  dasselbe  es  für  möglich  erachtete,  die  Leitung  über  die  Ar- 
beiten solchen  Beamten  zu  übertragen,  welche  nicht  weit  vom 
Orte  der  Arbeiten  wohnen,  unter  ihrer  Aufsicht  nur  eine  geringe 

Zahl  von  Parteien  haben  und  daher  rechtzeitig  die  Berathungs- 
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kommissionen  eröffnen  und  dadurch  den  Gang  der  Arbeiten  be- 
schleunigen können. 

Gehen  wir  jetzt  zur  weiteren  Durchsicht  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  über.  Nach  der  Anmerkung  zum  Art.  7, 
welchen  wir  soeben  durchgesehen  haben,  dtlrfen  Beschränkungen, 
die  für  Schutzwälder  im  umfange  der  Nutzung  festgestellt  wor- 
den sind,  die  Servitutenrechte  der  Bauern  In  den  Weichsel-Gou- 
vernements nicht  verletzen. 

Bei  uns  existirt  das  Servitutenrecht  der  Bauern  auf  Benutzung 
der  Wälder  nicht  nur  in  den  Weichsel-Gouvernements,  sondern 
auch   in   den   westlichen  und   in   den   Baltischen   Gouvernements;  i 

da  jedoch  das  Gesetz  nur  ftlr  die  Bauern  in  den  Weichsel-Gou- 
vernements eine  Ausnahme  machte,  so  geht  daraus  hervor,  dass 
in  den  übrigen  Gegenden  das  Servitutenrecht  sich  auf  die  For- 
derungen der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  beschränkt 
und  deshalb  die  Nutzung  in  Wäldern,  auf  Grund  dieses  Rechts, 
nur  in  so  einer  Ordnung  und  so  einem  Umfange  oder  auch  an 
I  solchen  Orten  vor  sich  gehen  kann,   dass  dies  dem  Gesetze  vom 

4.  April  1888  nicht  widerspricht.  Einige  Waldschutz -Comit(5s, 
welche  die  Nachricht  davon  erhalten  haben,  dass  die  Bauern  aaf 
Grund  des  Servitutenrechtes  das  Vieh  sogar  in  jungen  noch  nicht 
15  Jahre  alten  Wäldern  weiden,  tragen  Bedenken,  so  eine  Weide 
für  ungesetzlich  zu  erklären,  indem  sie  sich  darauf  berufen,  dass 
im  Gesetze  nichts  davon  gesagt  ist.  Man  sollte  meinen,  dass  der 
Hinweis  der  Anmerkung  7  keine  Zweifel  in  Betreff  dieses  Punktes 
bestehen  lassen  darf.  Er  giebt  allerdings  Mittel  an  zur  Entschei- 
dung dieser  Frage  in  der  Praxis,  doch  zu  diesem  letzteren  Zwecke 
könnte  man  die  Servitutennutzung  der  Nutzung  der  Wälder  laut 
Kontrakten  gleichstellen,  welche  auf  Fällung  von  Wald  vor  der 
Ausgabe  der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  geschlos- 
sen worden  sind,  und  die  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  auf 
eben  dieselben  Mittel  und  Arten  entscheiden,  auf  welche  gegen- 
wärtig die  Frage  von  der  Erfüllung  des  Kontraktes  mit  Beob- 
achtung der  Verordnung  vom  4.  April  1888  entschieden  wird, 
wovon  ich  weiter  unten  sprechen  werde.  Das  Prinzip  ist  hier  und 
dort  ein  und  dasselbe,  sobald  im  Gesetze  nicht  speziell  über  die 
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ün verletzlichkeit  der  Servitutenrechte  gesprochen  wird,  bewahren 
die  Akten,  welche  sie  bestimmen,  gleich  Verträgen  ihre  Qültigkeit 
in  Bezug  auf  alles  dasjenige,  was  dem  bestehenden  Gesetze  nicht 
widerspricht. 

Nach  Artikel  8  der  Verordnung  kann  den  Eigenthümem  von 
Schutzwäldern  die  Ausführung  irgend  welcher  forstwirthschaft- 
licher  Massregeln,  welche  Geldausgaben  erfordern,  nicht  auf- 
erlegt werden,  wenn  die  Eigenthümer  dazu  ihre  Bereitwilligkeit 
nicht  erklären.  Eine  Ausnahme  wird  nur  für  die  Krone  und  das 
Apanage-Ressort  gemacht.  Damit  dieser  Artikel  nicht  irgend 
welche  Zweifel  errege  und  einerseits  nicht  als  Widerspruch  zum 
Art.  15  erscheine,  wo  von  den  Pflichten  der  Eigenthümer  von 
Schutzwäldern  widerrechtlich  abgeholzte  oder  gerodete  Flächen 
zu  bewalden  gesprochen  wird,  andererseits  aber  auch  um  den  Ge- 
danken abzuwähren,  als  ob  nur  den  Eigenthümern  von  Schutz- 
wäldern dieser  Artikel  eine  Erleichterung  gewähre,  muss  man 
diesen  Artikel  als  Fortsetzung  des  Artikel  7  ansehen,  in  welchem 
davon  gesprochen  wird,  was  man  auf  Grund  des  Wirthschaftsplanes 
vom  Eigenthümer  fordern  kann.  In  diesem  Sinne  dient  der  Ar- 
tikel 8  als  direkte  Fortsetzung  des  Artikel  7  und  könnte  einen 
Theil  des  letzteren  bilden.  Zugleich  aber  ist  der  Artikel  8  eine 
der  Erscheinungen  des  allgemeinen  Prinzips,  von  welchem  der 
Gesetzgeber  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  vom  Waldschutz 
ausging.  Ich  habe  schon  oben  auf  dieses  Prinzip  hingewiesen, 
welches  das  ganze  Gesetz  auf  eine  einzige  Forderung  zurück- 
führt: „füge  Keinem  Schaden  zu"  —  und  weiter  nichts.  Alles 
üebrige  dagegen,  was  eine  aktive  Beziehung  zum  Walde  erfordert, 
seine  Verbesserung  bis  zu  einem  Grade  bedingt,  in  welchem  er 
im  Stande  sein  wird  der  Gemeinde  und  dem  Staate  so  zu  sagen 
einen  ergänzenden  Nutzen  zu  bringen,  nimmt  die  Regierung  auf 
sich,  obgleich  sie  dabei  die  Eigenthümer  nicht  vollständig  besei- 
tigt, wenn  diese  den  Wunsch  äussern,  bei  der  Waldverbesserung 
aktiv  thätig  zu  sein. 

Wenn  jedoch  bei  der  Wirthschaftsregulirung  in  Waldrevieren, 
welche  weder  dem  Staate  noch  dem  Apanage-Ressort  gehören, 
irgend  welche  Ausgaben  erforderlich  sind  und  der  Eigenthümer  sich 
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nicht  bereit  erklärt,  dieselben  auf  seine  Reclinun^  zu  übernehmen, 
so  kann  die  Regieruntr,  nacli  dem  Sinne  des  P.  7  Abth.  VII  des 
am  4.  April  1888  Alleriiöchst  bestätigten  Reiclisrathsgutachtens  und 
der  Art.  9  der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder,  auf 
zweierlei  Weise  verfahren:  entweder  kann  die  Regierung  die  in 
diesen  Wäldern  noth wendigen  Massregeln  auf  Kosten  der  Spezial- 
mittel des  Fortressorts  ausführen,  welche  sich  von  den  Ahndun- 
gen bilden,  die  vom  Gericht  für  Verletzung  der  Forderungen  des 
Waldschutzgesetzes  auferlegt  werden,  oder  das  Ministerium  der 
Reichsdomänen  erwirbt  den  Schutzwald  für  die  Krone  und  führt 
dann  alle  nothwendigen  Waldverbesserungen  auf  Kronskosten  aus. 
Die  Veräusserung  des  Waldes  wird  nach  Taxation  vorgenommen, 
welche  auf  Grund  der  Regeln  über  die  Entschädigung  für  ex- 
propriirtes  Land  ausgeführt  wird,  das  auf  Verfügung  der  Krone 
dem  Privatbesitz  entzogen  wird,  jedoch  gewährt  das  Gesetz  dem 
Besitzer  das  Recht,  sein  Gut  vor  Ablauf  von  10  Jahren,  von  der 
Zeit  des  Ueberganges  des  Waldes  an  die  Krone  an  gerechnet, 
zurückzukaufen.  Die  Bedingungen  des  Ankaufes  sind  im  Art.  9 
der  Verordnung  dargelegt  und  ist  dem  Sinne  derselben  gemäss 
die  Frage  darüber,  ob  man  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Ge- 
sellschaft das  gegebene  Revier  aus  den  Händen  einer  Privatperson 
nehmen  solle  oder  nicht,  ausschliesslich  der  Regierung  anheim- 
gestellt und  hängt  nicht  von  dem  Gutdünken  der  Privatperson 
ab.  Der  Waldeigenthümer  hat  nicht  das  Recht  zu  fordern,  dass 
sein  für  Schutzwald  erklärter  Wald  von  der  Krone  erworben 
werde.  Die  Nichtgewährung  dieses  Rechtes  an  eine  Privatperson 
ist  leicht  aus  derjenigen  Forderung  dos  Gesetzes  zu  erklären,  auf 
Grund  welcher  der  Eigcnthüracr  nicht  zu  irgend  welchen  Aus- 
gaben bei  der  Ausführung  des  Wirthschaftsplanes  gezwungen 
werden  kann. 

Auf  Grund  des  oben  Angeführten  können  nur  diejenigen 
Schutzwälder  nicht  von  der  Krone  erworben  werden,  welche 
Waldan theilc  früherer  Kronsbauern  bilden,  sowie  auch  Wälder 
von  Kosakendörfern.  Augenscheinlich  tlieilt  das  Gesetz  bisher 
den  Gedanken,  dass  zu  einer  geordneten  Lebensart  die  Bauern 
eigenen   Wald  nothwendig   haben   und  denselben   nicht  entweder 
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von  der  Krone  zu  besonderen  Bedingungen  oder  von  Privatper- 
sonen auf  gewöhnlichem  Wege  erwerben  sollen.  Ohne  zur  aus- 
führlichen Durchsicht  dieser  Frage  überzugehen,  erlaube  ich  mir 
jedoch  hier  zu  sagen,  was  für  eine  Menge  Wald  hätte  verschont 
werden  können,  wenn  rechtzeitig  eine  andere  Formel  gefunden 
worden  wäre,  mit  deren  Hilfe  man  sowohl  ungehindert  die  Frage 
von  der  guten  Versorgung  der  früheren  Eronsbauem  hätte  ent- 
scheiden und  zugleich  die  Wälder,  aus  denen  die  Bauern  ihre 
Bedürfnisse  an  Holzmaterial  befriedigen  konnten,  nicht  vollständig 
von  der  Aufsicht  der  Krone  hätte  befreien  können.  Wie  dem 
auch  sein  möge,  es  hält  sich  die  Regierung  an  die  einmal  ange- 
nommene Formel  der  Lösung  der  erwähnten  Frage,  und  deshalb 
fordert  auch  das  Gesetz  in  vorliegendem  Falle,  dass  die  Wälder 
von  Bauern  und  Eosakendörfern  gegen  Wälder  der  Krone  und  des 
Kosakenheeres  eingetauscht  würden,  im  Falle  dass  sie  für  Schutz- 
waldungen erklärt  und  die  Nothwendigkeit  von  Ausgaben  für 
Wald  Verbesserung  in  ihnen  sich  äussern  würde,  sowie  wenn  diese 
Ausgaben  aus  irgend  einem  Grunde  weder  auf  Kosten  der  Eigen- 
thümer,  noch  auf  Kosten  der  Spezialmittel  ausgeführt  werden 
können,  von  denen  im  P.  7  Abth.  IV  des  am  4.  April  1888  Aller- 
höchst bestätigten  Reichsrathsgutachtens  gesprochen  wird. 

Im  Art.  10  ist  gesagt,  auf  wessen  Rechnung  die  Organisation 
von  Schutzrevieren  ausgeführt  wird,  worauf  das  Gesetz  zu  den 
Forderungen  in  Betreff  der  Wälder  zweiter  Kategorie  übergeht, 
d.  h.  der  nicht  für  Schutzwaldung  erklärten. 

Wenn  man  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  der  Ordnung 
und  dem  Masse  der  Verantwortlichkeit  für  die  Verletzung  des 
Gesetzes  in  Schutzwäldern  und  sodann  die  Angaben  in  Betreff 
der  Ordnung  der  Erklärung  von  Revieren  für  Schutzwaldung  und 
der  Ordnung  der  Aufsicht  über  dieselben  nicht  rechnet,  so  stellt 
es  sich  heraus,  dass  der  ganze  positive  Theil  der  Gesetzgebung 
von  den  Schutzwäldern  sich  auf  8  Artikel  (3—10)  beschränkt; 
doch  auch  unter  der  Zahl  der  8  Artikel  enthält  ein  Theil  nicht 
positive  Forderungen  und  Hinweise,  sondeni  nur  Bestimmungen« 
Dennoch  will  ich,  ungeachtet  der  Kürze  dieses  Theiles  des  Ge- 
setzes,  bevor  ich  zur  Durchsicht   der  Artikel  des  Gesetzes  von 
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den  NichtSchutzwäldern  übergehe,  hier  die  Forderungen  des  Ge- 
setzes hinsichtlich  der  Schutzwälder  aufzählen: 
Es  wird  Folgendes  gefordert: 

A.  Vor  der  Bestätigung  des  Wirthschaftsplanes: 

1)  den  Wald  nicht  zu  roden, 

2)  wachsenden  Wald  nicht  zu  fällen. 

B.  Nach  der  Bestätigung  des  Planes: 

1)  kein  Roden  vorzunehmen, 

2)  nicht  vom  Wirthschafbsplane  abzuweichen,  durch  wel- 

chen verboten  werden  bedingungslos:  vollständiges 
Abholzen  in  Nadelholzwäldem  und  in  Pflanzungen, 
in  denen  Nadelhölzer  vorherrschen*);  und  bedin- 
gungsweise: 

a.  das  Herausreissen  von  Baumstumpfen  und  Wurzeln, 

b.  Nebennutzungen,  und 

C.  Im  Falle  der  Nothwendigkeit:  der  Krone  den  Wald  nach 
der  vom  Gesetz  bestimmten  Taxation  oder  im  Tausch  (Wälder 
von  Bauern  und  Kosakendörfern)  für  andere  Wälder  abzutreten. 

Es  ist  augenscheinlich,  dass  diese  Beschränkungen  nicht  weiter 
gehen  als  diejenigen,  welche  vom  Gesetze  für  Eigenthümer  ver- 
schiedenen Besitzes  längst  festgesetzt  sind,  d.  h.  dass  diese  For- 
derungen sich  nur  auf  die  Vorschrift  beschränken,  dem  Nächsten 
keinen  Schaden  zuzufügen.  Die  Frage  besteht  jedoch  darin,  ob 
irgend  eine  Möglichkeit  vorhanden  ist,  Schutzwälder  nur  mit  Hülfe 
der  aufgezählten  .Massregeln  zu  erhalten?  Sind  dieselben  nicht 
auf  das  Minimum  reduzirt,   bei  welchem  das  ganze  Gesetz  von' 


*)  Die  bedingungslose  Forderung,  kein  vollständiges  Abholzen  in  Schutz- 
wäldern vorzunehmen,  wird  nicht  vom  Gesetze  auferlegt,  sondern  in  analoger 
Anwendung  der  Administrativgewalt;  diese  Forderung  hat  man  so  aufzufassen, 
dass,  wenn  im  N adelholz walde  vollständiges  Abholzen  zugelassen  wird,  dies 
ein  augenscheinliches  Merkmal  dafür  ist,  dass  dieser  Wald  nicht  Schutz  Wal- 
dung ist,  und  solche  Reviere  aus  der  Fläche  des  Schutzwaldes  ausgeschlossen 
werden  müssen.  Eine  andere  in  der  Praxis  noth wendige  Bemerkung  muss  die 
Frage  darüber  betreffen,  was  man  für  einen  Wald  mit  vorwiegender  Nadelholz- 
waldung halten  soll;  man  muss  annehmen,  dass  als  Merkmal  einer  vorwiegen- 
den Nadelholzwaldung  die  Unmöglichkeit  dienen  muss,  ohne  Schaden  für  die 
Schutzfähigkeit  des  Waldes,  zur  kurzstämmigen  Wirthschaft  überzugehen. 
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den  Schutzwäldern  auf  eine  nutzlose,  niemand  befriedigende  Halb- 
massregel reduzirt  wird? 

Als  solche  erscheint  sie  auch  in  den  Augen  der  Personen^ 
welche  mit  Ungeduld  das  Sequestergesetz  von  den  Wäldern  er- 
warteten, als  eine  Hülfe  gegen  alle  Waldkalamität.  Diese  Per- 
sonen, kann  man  sagen,  waren  durch  das  Gesetz  enttäuscht,  so- 
bald sie  sahen,  was  für  unbedeutende  Beschränkungen  den  Eigen- 
thümem  von  Schutzwäldern  auferlegt  wurden.  Wenn  man  jedoch 
sich  näher  damit  bekannt  macht,  so  stellt  es  sich  heraus,  dass 
die  Forderungen  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  die  Schutzwälder 
bedeutend  ernster  sind,  als  man  denkt.  Das  Gesetz  fordert  eine 
Wirthschaft  nach  einem  Plane,  welcher  von  Spezialisten  angefer- 
tigt und  vom  Schutzcomitä  bestätigt  ist:  in  diesen  kurzen  Worten 
ist  eine  Fülle  von  Gedanken  enthalten.  Im  Grunde  genommen 
fordert  das  Gesetz  die  Anwendung  derselben  Massregeln  in  Schutz- 
wäldern, welche  in  den  vierziger  Jahren  in  Kronswäldern  ange- 
wendet wurden.  Wir  haben  jedoch  die  vollkommene  Möglichkeit 
uns  zu  überzeugen,  dass  die  Kronswälder  bei  weitem  besser  er- 
halten sind  als  die  Wälder  von  anderen  Eigenthümem,  und  des- 
halb glaube  ich,  dass,  sobald  die  Wirthschaft  im  Walde  nach 
einem  Plan  geführt  wird,  die  ünversehrbarkeit  des  Waldes  ge- 
sichert erscheint.  Allerdings  waren  in  Kronswäldem  ausser  Wirth- 
schaftsplänen  auch  Personen  vorhanden,  welche  dieselben  zur 
Ausführung  brachten,  und  dazu  noch  Personen,  die  den  Wald 
vor  Beschädigungen  und  Diebstahl  von  Seiten  fremder  Leute  be« 
wahrten.  Dies  macht  das  Gesetz  nicht  zur  Pflicht  und  viele  sehen 
darin,  dass  die  Ueberwachung  von  Schutzwäldern  durch  beson- 
ders angestellte  Wächter  nicht  gefordert  wird,  die  Achillesferse 
des  Gesetzes  vom  4.  April  1888. 

Ohne  die  Meinung  zu  bestreiten,  dass  die  Erhaltung  von 
Schutzwäldern  sicherer  wird,  wenn  in  denselben  eine  Wache  vor- 
handen ist,  erlaube  ich  mir  jedoch  die  Meinung  auszusprechen, 
dass  die  Bedeutung  der  letzteren  etwas  übertrieben  ist.  Wie 
dieselbe  auch  organisii*t  sein  möge,  so  wird  sich  ihre  Rolle  den- 
noch auf  die  Bewahrung  des  Waldes  vor  fremden  Personen  — 
eigenmächtiges  Holzfällen   —  beschränken.     Kann  man  den  Ge- 
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danken  zulassen,  dass  Fällungen  im  Massstabe  des  Holzes ,  welches 
bei  uns  durchschnittlich  gestohlen  wird,  zu  einer  vollkommenen 
Verletzung  des  Wirthschaftsplanes  führen  können?  Grosse  FäI- 
lungen,  ist  in  einer  Notiz  aus  Anlass  des  neuen  Waldschutz- 
gesetzes gesagt*),  wo  gleichzeitig  einige  Dutzend  Fuhren  in  den 
Wald  fahren,  müssen  als  Ausnahme  anerkannt  werden,  sie  wer- 
den entweder  dort  vorgenommen,  wo  sich  der  Waldeigen thtimer 
und  die  benachbarten  Bauern  in  Feindschaft,  gleichsam  im  Kriegs- 
zustande befinden,  —  hohe  Strafen  ftlr  Abweiden,  alte  Grenz- 
streitigkeiten, Zwiste  wegen  des  Rechtes  eine  Mühle  zu  bauen, 
Dämme  zu  unterhalten  und  dergleichen  Bedingungen  rufen  feind- 
liche Beziehungen  hervor,  welche  sich  manchmal  in  ungeheuren 
Fällungen  mit  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  Förster  äussern,  — 
oder  solche  grosse  Diebstähle  werden  dort  ausgeführt,  wo  gar 
keine  Aufsicht  über  den  Wald  vorhanden  ist.  Die  Fälle  kriege- 
rischer Handlungen  zwischen  den  Eigenthümem  und  der  benach- 
barten Bevölkerung  sind  verhältnissmässig  selten,  andererseits 
aber  bleibt  der  Schutzwald  nicht  ganz  ohne  Aufsicht.  Vergessen 
wir  nicht,  dass,  wenn  in  die  Kategorie  der  Schutzwälder  nur 
Wälder  kommen,  welche  den  Werthen,  die  für  die  benachbarte 
Bevölkerung  Bedeutung  besitzen,  einen  wirklichen,  Jedermann 
augenscheinlichen  Schutz  bieten,  dieselbe  Bevölkerung  zu  ihrer 
Bewachung  auftritt,  wird  unter  derselben  unzweifelhaft  und  zudem 
nach  sehr  kurzer  Zeit  sich  die  Meinung  von  der  Nothwendigkeit 
bilden,  die  Wälder,  welche  ihr  Gut  bewahren,  zu  erhalten,  und 
diese  Meinung  wird  zur  Bewachung  der  Schutzwälder  genügen, 
wie  sie  gegenwärtig  zur  Bewachung  von  Feldbrunnen,  Wald- 
wachthäuschen,  künstlich  angepflanzten  Wäldern  u.  s.  w.  genügt. 
Man  weist  auf  Fälle  von  Schonung  solcher  Wälder  durch  die  be- 
nachbarte Bevölkerung  hin,  welche  noch  vor  der  Ausgabe  der 
Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  bemerkt  wurden. 
Wenn  man  hinzufügt,  dass  die  Grösse  der  Schutzwälder  gewöhn- 
lich unbedeutend  ist,  dass  sie  folglich  Jedermann  sichtbar  sind, 
so    muss    man    sich    einverstanden    damit    erklären,    dass    diese 


*)  A.  A.  Isajew,    Was   brachte   das  Jahr  1888   für  die  Erhaltung  der 
Wälder  RusHlandsV 
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Wälder  nicht  ganz  ohne  Aufsicht  bleiben,  sowie  dass  die  Fälle 
von  Fällungen  in  denselben,  von  beständigem,  den  Wald  ver- 
wüstenden Weiden  des  Viehes  oder  anderer  schädlicher  Nutzun- 
gen ziemlich  selten  sein  werden.  Dagegen  schützt  die  Wache 
nicht  vor  der  Verletzung  des  Planes  durch  die  Eigen thümer  oder 
fremde  Personen  mit  Wissen  des  Eigenthümers,  ebenso  wenig 
wie  ein  beim  Walde  befindlicher  Spezialist  oder  einfacher  Ver- 
walter denselben  bewahrt:  seine  Beziehungen  zu  dem  Eigenthümer 
sind  durchaus  nicht  dieselben,  wie  das  Verhältniss  der  Kronsförster 
zur  höheren  Gewalt;  d«r  Kronsförster  erfüllt  das  Gesetz,  dagegen 
der  Verwalter  einer  Privatperson  macht  nur  das,  was  ihm  der 
Eigenthümer  aufträgt.  Es  versteht  sich,  dass  es  das  Beste 
wäre,  in  Kronswäldern  eine  Krons-Administration  einzuführen,  in 
der  Weise,  wie  sie  im  Auslande  in  Wäldern  eingerichtet  ist, 
welche  Gemeinden  gehören;  das  wäre  ein  vollkommen  richtiges 
Mittel,  aber  dieses  Mittel  konnte  vom  Gesetz  aus  vielen  Gründen 
nicht  angewendet  werden,  worunter  das  wichtigste  die  schwierige 
Finanzlage  Russlands  und  der  Mangel  an  Spezialisten  des  Forst- 
faches sind.  Man  muss  übrigens  bemerken,  dass  unser  Gesetz 
geneigt  ist,  theil weise  dem  Beispiel  des  westlichen  Europa  in 
Bezug  auf  die  Aufsicht  der  Schutzwälder  zu  folgen;  in  der  An- 
merkung zum  Art.  42  der  Verordnung  von  der  Schonung  der 
Wälder  ist  gesagt,  dass  die  Aufsicht  über  die  Schutzwälder  haupt- 
sächlich den  Beamten  der  Kronsforstverwaltung  auferlegt  wird. 
Gegenwärtig  stehen  noch  einige  derselben  zur  Verfügung  der 
Krone  und  des  Waldschutz -Comitös,  wenn  sich  jedoch  ihre  Zahl 
vergrössert,  so  wird  die  Waldschutz -Administration  das  Recht 
haben,  auf  Grund  der  angeführten  Anmerkung  Beamte  der  Krons- 
forstverwaltung ausschliesslich  zur  Aufsicht  über  Erfüllung  des 
Wirthschaftsplanes  in  Schutzwäldern  zu  ernennen.  Es  bleibt  nur 
übrig  zu  wünschen,  dass  die  Kronsforstverwaltung  schneller  die 
Mittel  zur  Vermehrung  des  Personalstandes  der  in  ihr  dienenden 
Beamten  erhalte.  Die  oben  gemachte  Bemerkung  darüber,  dass 
die  Meinung  von  der  Nothwendigkeit  einer  Wache  in  Schutzwäl- 
dern übertrieben  i&t,  hat  auf  diejenigen  Fälle  keinen  Bezug,  wo 
man  wegen   der   besonderen    topographischen  Lage   der  Gegend 
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(z.  B.  in  der  Krim,  im  Eaukasns)  zur  Kategorie  der  Schntzwal- 
duDg  den  sämmtlichen  Wald  zählen  muss,  welcher  sich  nnr  in 
der  Gegend  befindet  und  welchen  zu  schützen  die  Bevölkerung 
schon  von  Alters  her  gewöhnt  ist.  In  diesen  Fällen  unterliegen 
die  Wälder  der  grossen  Gefahr  der  Abholzung  und  Zerstörung, 
hier  wird  jedoch  auch  die  gewöhnliche  Wache  nichts  helfen;  es 
sollte  zweckmässiger  erscheinen,  in  diesem  Falle  bei  solchen 
Wäldern  zwei  bis  drei  nicht  theuere  Spezialisten  anzustellen, 
welche  durch  verständige  Anordnungen  die  Wucht  der  Schläge 
abschwächen  könnten,  die  dem  Schutzwalde  aus  Noth  zugefügt 
werden. 

Es  wäre  sehr  interessant,  den  ungefähren  Umfang  des  Rück- 
standes, die  Grösse  der  Verluste  auszurechnen,  welche  der  Eigen- 
thümer  eines  Schutzwaldes  in  Folge  der  obligatorischen  Erfüllung 
des  Wirthschaftsplanes  nach  dem  Gesetze  erleiden  wird.  (Die 
Verluste  von  der  Nichterlaubniss  des  Bodens  dürfen  dabei  nicht 
in  Betracht  gezogen  werden).  In  der  Instruktion  für  die  Schutz- 
wälder ist  diese  Frage  gestellt  und  die  Antworten  darauf  werden 
im  Stande  sein,  diese  Seite  der  Sache  zu  beleuchten,  welche  viele 
Anlässe  zu  verschiedenen  Deutungen  und  Gerede  geben  wird. 
Die  Instruktion  ist  jedoch  erst  vom  Frühjahr  1889  an  in  Kraft 
getreten  und  bis  jetzt  haben  die  Autoren  des  vorliegenden  Buches 
gar  keine  Daten  zu  ihrer  Verfügung,  welche  sich  auf  diese  Frage 
beziehen.  Auf  Hörensagen  hin  zu  urtheilen  ist  jedoch  sehr  schwer; 
einige  sagen,  dass  z.  B.  die  Wirthscbaftspläne  in  den  Schutzwäl- 
dern des  Gouvernements  Charkow  die  Einnahme  der  Eigenthümer 
vom' Walde  um  Ys  verminderten,  andere  bestimmen  die  Zahl  der 
Verminderung  auf  75  Prozent  gegenüber  dem  früheren  Ertrage. 
Man  spricht  sogar  von  einem  Walde,  in  welchem  sich  die  Ein- 
nahme nach  dem  Plane  im  Ganzen  nur  auf  ^/lo  gegenüber  der 
früheren  belief,  wobei  man  übrigens  bemerkt,  dass  dieser  Wald 
sich  vollständig  unter  Ausnahmebedingungen  befindet;  es  ist  ein 
Erlenwald,  welcher  sich  an  einer  Biegung  befindet,  die  an  einer 
Stelle  vom  Flusse  Kostroma  gebildet  wird  und  den  Zweck  hat, 
vor  dem  Eisgang  zur  Zeit  der  Frühjahrsüberschwemmungen  dieses 
Flusses  zu  schützen;  damit  der  Wald  seinen  Zweck  erfülle,  darf 
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er  nicht  weniger  als  6 — 7  Arschin  hoch  sein,  denn  bis  zu  dieser 
Höhe  steigt  das  Wasser  im  Frühjahr,  so  dass  man  kein  vollstän- 
diges Abholzen  vornehmen  darf,  denn  auf  die  mit  jungen  Bäumen 
bewachsenen  Stellen  ist  schlechter  Verlass  wegen  des  Alters  der 
Anpflanzung  und  das  Besäen  ist  undenkbar,  weil  die  Samen, 
welche  im  Winter  auf  den  Schnee  gefallen  sind,  im  Frühjahr 
durch  das  aus  den  Ufern  getretene  Wasser  weggeschwemmt  wer- 
den. Man  ist  daher  gezwungen,  das  Fällen  des  wachsenden  WjiI- 
des  vollkommen  einzustellen  und  nur  die  Bäume  zu  benutzen, 
welche  in  Folge  ihres  Alters  absterben,  so  dass  der  Ertrag  in 
diesem  Walde  gegen  den  früheren  sich  bedeutend  vermindert  hat. 
Solche  Fälle  sind  natürlich  auch  in  anderen  Gegenden  möglich, 
jedoch  sind  dies  durchaus  Ausnahmefälle.  Nach  meiner  Meinung, 
welche  übrigens  auf  allgemeine  Erwägungen  allein  begründet  ist, 
erscheint  die  Verminderung  der  Einnahme  sogar  nur  um  Y3  zu 
gross,  natürlich  unter  der  Bedingung,  dass  man  diese  Einnahme 
nicht  mit  der  periodischen  Nutzung  vergleicht,  welche  in  unseren 
Wirthschaften  gewöhnlich  ausgeübt  wird,  wonach  man  den  Wald 
in  4 — 5  Jahren  abholzt  und  sodann  30—40  Jahre  wartet,  bis  er 
wieder  heranwächst,  sondern  mit  derjenigen  entsprechend  dem 
Zustande  des  Waldes  alljährlich  möglichen  Nutzung,  welche  im 
Walde  zugelassen  werden  könnte,  wenn  er  nicht  für  Schutzwald 
erklärt  worden  wäre.  Es  scheint  mir,  dass  die  Verminderung 
nicht  mehr  als  15 — 20  7o  betragen  kann.  Ich  lasse  diese  Frage 
einstweilen  oflFen  und  werde  mich  zu  ihr  im  dritten  Theile  meines 
Buches  wenden,  wo  ich  bei  der  Besprechung  der  technischen 
Seite  der  Instruktion  die  Gründe  anführen  werde,  nach  welchen  es 
mir  scheint,  dass  die  Verluste  des  Eigenthümers  nicht  so  gross  sind 
wie  man  behauptet,  und  dass  sie  die  oben  angegebene  Höhe  nicht 
übersteigen.  Uebrigens  wird  man  zu  der  Zeit  bereits  Daten  aus 
der  Praxis  anführen  und  vermittelst  derselben  kontroliren  können, 
in  wie  weit  meine  Vermuthung  richtig  ist.  Jedenfalls  darf  man 
bei  dieser  Berechnung  auch  diejenigen  Privilegien  und  Vortheile 
nicht  vergessen,  welche  der  Eigen thümer  des  zur  Kategorie  der 
Schutzwaldungen  gekommenen  Waldes  erhält:  er  bekommt  den 
Wirthschaftsplan  umsonst,  sein  Wald  wird  von  der  Staats-  und 
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Landschaftsabg.'ibe  befreit,  endlich  hat  er  in  dem  Forstbeamten, 
welcher  seinen  Wald  beaufsichtigt,  nicht  nur  einen  Kontroleur 
seiner  Handlungen,  sondern  auch  eine  Person,  die  bei  der  Aus- 
führung des  Wirthschaftsplanes  helfen  kann.  Einige  dieser  Pri- 
vilegien sind  nicht  abzuschätzen,  dagegen  sind  z.  B.  die  Staats- 
und Landschaftsabgaben  für  eine  gegebene  Gegend  ebenso  be- 
stimmte Grössen,  wie  der  Preis  eines  Kubikfadens  Holz. 

Gehen  wir  jetzt  zur  Durchsicht  der  Artikel  der  Verordnung 
über,  in  denen  die  Forderungen  hinsichtlich  der  nicht  für  Schutz- 
waldung erklärten  Wälder  dargelegt  sind. 

Hier  finden  sich  im  Gesetz  im  Ganzen  drei  Forderungen: 
zwei  bedingungslose: 

1)  keine  verwüstenden  Fällungen  vorzunehmen, 

2)  Vieh   nicht   in  jungem   unter    15  Jahre   alten  Walde    zu 

weiden;  und  eine  bedingte:  keine  Rodungen  ohne 
Erlaubniss  des  Waldschutz- Comites  vorzunehmen. 

Rodungen  können  vom  Waldschutz  -  Comit^  nur  in  beson- 
deren vom  Gesetz  bezeichneten  Fällen  gestattet  werden.  Solche 
Fälle  sind  im  Art.  11  der  Verordnung  sicher  angegeben,  von 
welchen  der  erste  unter  Lit.  a  die  grösste  Aufmerksamkeit  er- 
fordert. Wie  soll  man  die  vortheilhaftere  Einrichtung  des  Gutes 
verstehen? 

Ein  Sonderling  versicherte  dem  Wald-Comit^  und  sodann  auch 
der  höheren  Instanz  ernstlich:  ein  Gut  theuerer  verkaufen  bedeute, 
dasselbe  im  Sinne  des  P.  a.  Art.  11  vortheilhafter  einrichten.  Die 
Sachlage  war  folgende:  ein  Eigenthümer  musste  ein  Stück  Land 
mit  Wald  verkaufen;  die  benachbarten  Bauern  erklärten  sich 
bereit,  dasselbe  zum  angegebenen  Preise  zu  kaufen,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass  ihnen  das  Recht  gewährt  werde ^  den  ganzen 
auf  dem  erwähnten  Lande  wachsenden  Wald  zu  roden,  im  anderen 
Falle  wollten  sie  es  nicht  zum  angegebenen  Preise  kaufen.  Dem 
Eigenthümer  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  beim  Waldschutz- 
Comite  die  Erlaubniss  nachzusuchen,  den  Wald  zu  roden,  da 
durch  diese  Erlaubniss  die  Möglichkeit  einer  vortheilhafteren  Or- 
ganisation des  Gutes  bedingt  würde.  Andere  sind  der  Meinung, 
dass  der  im  P.  a.  des  Art.  11   ausgegebenen  Bedingung  alle  die- 
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jeiiigen  Fälle  unterliegen,  wo  der  Eigenthtimer  die  Waldwirth- 
schaft  vollständig  aufgiebt  und  sich  entschliesst,  zur  Bienenzucht 
oder  zum  Gemüsebau  überzugehen;  indem  der  Eigenthümer  daher 
im  Comite  die  Erlaubniss  zum  Roden  nachsucht,  bemerkt  er  naiv, 
dass  nach  seinen  Erwägungen  und  Berechnungen  der  üebergang 
von  der  Waldwirthschaft  zu  der  Feldwirthschaft  oder  dem  Ge- 
müsebau auf  die  Veränderung  der  Ertragsfähigkeit  des  Gutes 
wirken  muss.  Es  ist  doch  eine  allgemeine  Erscheinung,  dass  die 
Ertragsfähigkeit  des  Landes  mit  Wald  (man  darf  dabei  nicht 
Ausnahmefälle  in  Betracht  ziehen,  sondern  gewöhnliche  Erschei- 
nungen) immer  geringer  ist  als  diejenige  mit  Feld,  Wiesen  oder 
Gemüsegärten.  Ohne  Zweifel  war  dem  Gesetzgeber  das  Ergebniss 
der  National -Oekonomie  in  dieser  Frage  bekannt,  indem  das 
Roden  im  Interesse  der  vortheilhafteren  Einrichtung  des  Gutes 
gestattete,  setzte  er  nicht  voraus,  dass  man  diese  Bedingung  im 
oben  angegebenen  Sinne  verstehen  werde,  da  die  Zulassung  so 
einer  Auslegung  mit  der  Einwilligung  gleichbedeutend  wäre,  in 
ganz  Russland  die  Wälder  ungehindert  zu  vernichten. 

In  Betreff  der  Erlaubniss  zum  Roden  ist  in  der  Vorschrift 
des  Ministers  der  Reichsdomänen  an  die  Waldschutz- Comites 
(§  ^ö)  gesagt,  auf  Grund  des  P.  a  Art.  11  der  Verordnung,  näm- 
lich :  wenn  dies  die  vortheilhaftere  Einrichtung  des  Gutes  fordert, 
müssen  die  Comites  mit  besondersr  Vorsicht  verfahren,  und  um 
den  Zweck  des  Gesetzes  selbst  nicht  zu  verletzen,  das  Roden 
zur  VergröBserung  der  Feldgrundstücke  hauptsächlich  nur  in  den 
Fällen  gestatten,  wo  dies  bei  dem  angenommenen  Wirthschafts- 
plane  zur  Festsetzung  des  entsprechenden  Verhältnisses  der  Grund- 
stücke noth wendig  erscheint,  welches  die  Erhöhung  der  bestän- 
digen Ertragsßlhigkeit  sichert. 

Es  giebt  sehr  viele  Fälle,  bei  denen  die  angeführte  Aus- 
legung der  uns  interessirenden  Stelle  angewandt  werden  kann, 
und  sie  sind  so  sehr  verschieden,  dass  es  sogar  schwer  ist,  be- 
stimmter als  das  Ministerium  die  allgemeinen  Merkmale  anzu- 
geben, durch  welche  sie  charakterisirt  werden.  Deshalb  schreibt 
das  Ministerium  den  Comites  selbst  vor,  sich  eine  den  örtlichen 
Verhältnissen  entsprechende  bestimmte  Ansicht  über  diese  Sache 
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zu  bilden  und  dabei  nicht  nur  die  Bewaldung  des  gegebenen 
Gutes  in  Betracht  zu  ziehen ,  sondern  überhaupt  das  Quantum  von 
Wäldern,  in  dessen  Rayon  (Gouvernement,  Kreis)  sich  der  Wald 
befindet,  um  dessen  Rodung  nachgesucht  wird. 

So  eine  Prüfung  der  Frage  von  der  Vortheilhaftigkeit  des 
Rodens  des  Waldes  zur  besseren  Einrichtung  des  Gutes  in  Ver- 
bindung mit  dem  Waldreichthum  der  Gegend,  wo  sich  das  Gut 
befindet,  wäre  vollkommen  im  Geiste  des  Waldschutzgesetzes, 
und  die  Fragen,  auf  welche  man  bei  so  einer  Prüfung  antworten 
muss,  sind  z.  B.  folgende:  ist  es  nicht  den  örtlichen  Bedingungen 
gemäss  möglich,  vom  Walde  so  einen  Ertrag  zu  erzielen,  dessen 
Höhe  sich  der  Ertragsfähigkeit  der  Länder  der  niedrigsten  Qua- 
lität der  gegebenen  oder  benachbarten  Gegenden  näherte,  welche 
zu  dem  auf  die  in  der  gegebenen  Gegend  einfachste  Art  der 
Wirthschaft  exploitirt  werden?  Wird  sich  nicht  der  Boden,  wel- 
cher sich  vom  gerodeten  Wald  gebildet  hat,  in  so  eine  Kategorie 
von  Feldland  der  gegebenen  Gegend  verwandeln,  welche  die 
Möglichkeit  der  Wirthschaft  nur  dem  Bauer  gewährt,  welcher 
seine  Arbeit  nicht  rechnet,  während  er  auf  Gütern  oft  liegen  ge- 
lassen wird  und  sich  in  einen  unbebauten  Platz  verwandelt?  Wie 
schwierig  wird  die  Lage  der  Bevölkerung  hinsichtlich  der  Sicher- 
stellung in  Bezug  auf  Holzmaterial,  wenn  das  vom  Eigenthümer 
projektirte  Roden  ihm  erlaubt  wird?  u.  s.  w. 

Diese  oder  jene  Entscheidung  der  angeführten  oder  ähnlicher 
Fragen  würde  unsere  Frage  von  der  Vortheilhaftigkeit  des  Rodens 
zur  besseren  Einrichtung  des  Gutes  in  bedeutendem  Grade  auf- 
hellen und  zur  richtigen  Lösung  der  Gesuche  beitragen,  welche 
in  den  Comitös  auf  Grund  des  P.  a  Art.  11  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  angeregt  werden. 

Leider  halten  es  nicht  alle  Comit^s  für  nothwendig,  bei  der 
Erörterung  der  Eingaben  über  das  Roden  die  Aufmerksamkeit 
auf  den  Waldreichthum  der  Gegend  zu  richten  und  gestatten  in 
einigen  Gouvernements  das  Roden  ohne  vorherige  Untersuchung 
sogar  in  denjenigen  Kreisen,  wo  die  Waldfläche  nicht  mehr  als 
0,03  beträgt.  Wenn  wir  die  Berichte  von  einer  derartigen  Er- 
laubniss  lesen,  so  wissen  wir  nicht,  wer  mehr  für  die  Ignorirung 
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des  Interesses  vieler  tausend  Menschen  der  Bevölkerung  verant- 
wortlich ist,  —  der  Eigenthümer  des  Waldes,  welcher  es  nicht 
verstand,  sich  von  den  zeitweiligen  Schwierigkeiten  auf  andere 
Weise  zu  befreien  als  durch  den  Verkauf  des  Waldes  zum  Roden, 
oder  die  Institution,  welcher  nicht  nur  übertragen  ist,  innerhalb 
der  Grenzen  der  ihr  zugestandenen  Gewalt  die  Bedürfnisse  von 
Privatpersonen  zu  befriedigen,  sondern  auch  unmittelbar  die  Be- 
wachung der  Wälder  im  Geiste  und  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
4.  April  1888  zu  beaufsichtigen. 

Von  den  anderen  Bedingungen,  unter  denen  vom  Comitä  die 
Erlaubniss  gegeben  werden  kann,  die  Waldfläche  in  eine  andere 
Art  von  nutzbarem  Land  zu  verwandeln,  ist  diejenige  Bedingung 
von  Interesse,  welche  unter  Lit.  d  angegeben  ist,  nämlich:  die 
Theilung  des  Besitzthums.  Die  Theilung  des  Besitzthums  ist  eine 
vollkommen  freiwillige  Handlung,  welche  die  Möglichkeit  giebt, 
bis  in  das  Unendliche  Theile  zu  kombiniren,  welche  den  Erben 
zukommen.  Kann  das  Comite  zum  Zwecke  der  Erhaltung  der 
Wälder  den  Flug  der  Phantasie  oder  sogar  die  vollkommen  nüch- 
ternen Berechnungen  der  Parteien  aufhalten?  Zum  Beispiel,  einer 
der  Brüder  erhält  ein  Gut  mit  Wald  und  der  andere  in  der  Gou- 
vemementsstadt  ein  Haus  in  einem  Werthe,  welcher  niedriger  ist 
als  der  Werth  des  Gutes,  und  derjenige,  der  das  letztere  erhalten 
hat,  muss  dem  Bruder  eine  bestimmte  Summe  Geld  auszahlen. 
Aus  Mangel  an  Geld  verkauft  er  jedoch  den  Wald  zum  Roden, 
da  ihm  der  Verkauf  ohne  Roden  nicht  die  Möglichkeit  giebt,  die 
schuldige  Summe  demjenigen  auszuzahlen,  welcher  das  Haus  er- 
halten hat.  Kann  man  in  diesem  Falle  das  Roden  zulassen?  Und 
andererseits,  auf  welche  Weise  kann  sich  das  Comite  überzeugen, 
dass  eine  andere  Kombination  bei  der  Theilung  des  Besitzes  über- 
haupt nicht  möglich  ist;  wodurch  ist  es  darin  garantirt,  dass  das 
ganze  Gesuch  vom  Roden  in  Anbetracht  einer  gewissen  Kombi- 
nation von  Anfang  bis  zu  Ende  eine  erdachte  Geschichte  ist, 
dass  in  Wirklichkeit  so  eine  Theilung  nicht  vor  sich  gehen  wird, 
sondern  die  ganze  Geschichte  nur  zu  dem  Zwecke  erdacht  ist, 
die  Erlaubniss  zur  Vernichtung  des  Waldes  zu  erhalten. 

Die  verhältnissmässig   kurze  Praxis  des  Waldschutzgesetzes 
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konnte  natürlich  die  Fragen,  welche  sich  auf  den  Art.  11  der 
Verordnung  beziehen,  weder  bestimmt  stellen  und  noch  viel  we- 
niger lösen;  augenscheinlich  aber  hat  das  Comitä  das  Recht,  auf 
Grund  der  ihm  gewährten  Gewalt  das  Roden  zu  gestatten  oder 
nicht  zu  gestatten,  von  den  Eigenthümern  jede  Art  Beweise  und 
Aufklärungen  zu  fordern,  welche  die  Glieder  des  Comites  davon 
überzeugen  können,  dass  der  vorliegende  Fall  wirklich  einer  der- 
jenigen Bedingungen  entspricht,  von  welchen  im  Art.  11  der  Ver- 
ordnung Erwähnung  gethan  wird.  Man  muss  annehmen,  dass 
die  Praxis  zur  Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  der  aktiven 
Verhältnisse  zu  der  Eingabe  vom  Roden  führen  wird,  und  nicht 
allein  zu  passiver  Rolle  der  Institution,  welche  die  vor  sich  gehen- 
den Erscheinungen  nur  zur  Eenntniss  nimmt,  um  sie  auf  den 
Seiten  der  Statistik  zu  verzeichnen.  Auf  die  Nothwendigkeit  der 
aktiven  Theilnahme  der  Comites  bei  der  Erlaubniss  des  Rodens 
weist  auch  die  den  Waldschutz -Comites  abgegebene  Vorschrift 
(s.  §§  23—26  in  den  Beilagen). 

Allerdings  fordert  das  Gesetz  scheinbar  vom  Waldschutz- 
Comit^,  dass  es  bei  der  Erlaubniss  des  Rodens  nur  eine  Bedin- 
gung nicht  ausser  Acht  lasse,  nämlich,  dass  der  zum  Roden  be- 
stimmte Wald  keine  Schutzbedeutung  habe  und  zur  Bewachung 
des  Oberlaufes  und  der  Quellen  der  Flüsse  oder  ihrer  Zuflüsse 
erhalten  werden  müsse,  und  einige  Waldschutz -Comitös  fordern 
wirklich  keine  anderen  Nachweise  bei  der  Durchsicht  dieser  Art 
von  Fragen:  ausser  der  Bestätigung,  dass  der  zum  Roden  be- 
stimmte Wald  die  erwähnte  Bedeutung  nicht  habe.  Mir  scheint 
es  jedoch,  dass  der  Art.  41  des  Gesetzes  unter  der  Voraussetzung 
geschrieben  ist,  dass  die  faktische  Seite  der  Sache,  welche  die 
im  Art.  11  der  Verordnung  aufgezählten  Bedingungen  bestimmt, 
nicht  zu  bestreiten  ist,  und  das  Comitä  alle  Daten  besitzt,  um 
sich  zu  überzeugen,  dass  die  in  der  Eingabe  des  Eigen thümers 
laut  Art.  12  der  Verordnung  gemachte  Angabe  vollständig  ge- 
nügend ist  und  vollkommen  mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmt. 
Nehmen  wir  zur  Vergleichung  Fälle  aus  demselben  Artikel,  welche 
keinen  Zweifel  erregen,  z.  B.  den  Fall,  wo  der  Eigenthümer  um 
die  Erlaubniss  zum  Roden  nachsucht,  in  Anbetracht  der  von  ihm 
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vorgenommenen  Anpflanzung  von  Wald  auf  anderen  Grundstücken 
im  Umfange  einer  Fläche,  welche  der  zum  Roden  bestimmten 
gleichkommt.  Wie  wird  sich  das  Comitä  zu  dieser  Erklärung 
verbalten?  Man  möge  dabei  bemerken,  dass  in  diesem  Falle  die 
Vergewisserung  von  der  Zuverlässigkeit  der  Kulturen  zum  wei- 
teren Wachsthum  nothwendig  ist,  und  dass  dieselben  das  Alter 
von  3  Jahren  erreicht  haben.  Wer  giebt  dem  Comit^  diese  Ver- 
sicherung? Der  Eigenthümer  selbst  ist  eine  zu  sehr  interessirte 
Partei  bei  der  bejahenden  Entscheidung  der  Frage  und  wird  aus 
einem  verständlichen  Qefühl  seiner  eigenen  Würde  nicht  wünschen, 
vor  dem  Comit^  in  der  Rolle  eines  Verkäufers  vom  Apraxinmarkt 
aufzutreten;  andererseits  kann  hier  sehr  leicht  ein  Missbrauch  zu- 
gelassen werden:  nichts  hindert  den  Eigenthümer,  1000  dreijäh- 
rige Birken  zu  kaufen  oder  sie  sogar  in  seinem  eigenen  Walde 
auszugraben,  sie  auf  einem  unbebauten  Landstück  oberflächlich 
einzustecken  und  sodann  das  Comitä  um  das  Roden  einer  Des- 
jatine  Wald  zu  ersuchen,  in  Anbetracht  der  von  ihm  vorgenom- 
menen Anpflanzung  von  Wald  auf  einer  gleichen  Fläche,  nachdem 
diese  Anpflanzung  das  Alter  vou  3  Jahren  erreicht  hat  und  im 
Augenblick  der  Pflanzung  zum  weiteren  Wachsthum  noch  fähig 
ist.  Nach  einem  Jahre,  sogar  früher,  wird  es  genügen,  dem 
Comit^  anzuzeigen,  dass  die  Kulturen  verbrannt,  vertrocknet,  vom 
Maikäfer  beschädigt  sind;  streng  genommen,  wird  nicht  einmal 
diese  Anzeige  gefordert.  Allein  schon  dafür,  um  den  Eigen- 
thümer von  allen  Vorwürfen,  Gesprächen,  Klatschereien  zu  be- 
freien, muss  das  Comit^  Beweise  und  Daten  fordern,  welche  die 
Richtigkeit  seiner  Eingabe  bestätigen,  muss  folglich  entweder 
selbst  eine  örtliche  Unsersuchung  anordnen  oder  es  dem  Eigen- 
thümer freistellen,  eine  schriftliche  Bestätigung  fremder  und  dabei 
vollständig  kompetenter  Personen  darüber  vorzulegen,  dass  die 
Anpflanzung  von  Wald  auf  einer  gleichen  Fläche  eines  anderen 
Grundstückes  vorgenommen  ist,  dass  sie  nicht  weniger  als  drei 
Jahre  auf  dieser  Fläche  wuchs  und  dass  sie  gar  keine  Zweifel 
in  Betreff  des  weiteren  guten  Wachsthums  erregt. 

Somit  wird  die  Nothwendigkeit  eines  durchaus  aktiven  Ver- 
hältnisses zu  der  Eingabe  über  das  Roden  in  einigen  Fällen  äugen- 
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scheinlich.  Desimlb  erlaube  ich  mir  auch  zu  bestätigen,  dass  in 
der  Zukunft  die  Praxis  auch  für  alle  anderen  Fälle  das  Mass 
der  Forderung  von  Seiten  des  Waldschutz  -  Comit^s  ausarbeiten 
wird,  und  der  Art.  41  wird  dem  Comitö  nur  als  Korrektive  bei 
den  Bestimmungen  dienen,  die  auf  Grund  einer  vollkommen  er- 
kannten und  überdachten  Sachlage  gemacht  wurden,  welche  das 
Roden  des  Waldes  bedingt.  Es  scheint  mir  ferner,  dass  das 
Gesetz,  ohne  in  allen  Fällen  eine  örtliche  Untersuchung  bei  der 
Eingabe  des  Gesuches  um  Roden  zu  fordern,  nicht  auf  die  Mög- 
lichkeit für  das  Comit6  hinweisen  wollte,  sich  zu  der  Sache  passiv 
zu  verhalten,  sondern  auf  die  Nothwendigkeit  für  den  Eigen- 
thümer  selbst.  Beweise  der  Richtigkeit  der  angeführten  Erwä- 
gungen und  angegebenen  Fälle  beizubringen.  Wenn  wir  einen 
Prozess  im  Gerichte  anstrengen,  so  sind  wir  verpflichtet,  selbst 
die  Beweise  der  Richtigkeit  des  Prozesses  beizubringen,  und  das 
Gericht  ist  nicht  verpflichtet,  Zeugen  oder  Dokumente  zu  finden, 
mit  deren  Hülfe  die  Richtigkeit  unserer  Behauptung  bestätigt 
werden  könnte.  —  Augenscheinlich  hatte  das  Gesetz  auch  hier, 
d.  h.  bei  der  Entscheidung  der  Frage  vom  Roden,  diejenige  Ord- 
nung im  Auge,  welche  im  Gerichte  befolgt  wird,  und  machte 
deshalb  eine  örtliche  Untersuchung  nicht  obligatorisch  oder,  rich- 
tiger gesagt,  ordnete  dieselbe  nur  dann  an,  wo  es  noth wendig 
ist  Nachrichten  zu  sammeln,  welche  nicht  zu  Gunsten  des  ange- 
regten Gesuches  dienen,  sondern  nur  zu  einer  Ablehnung;  folglich 
wird  vorausgesetzt,  das  Alles  zu  Gunsten  des  Gesuches  dienende 
vom  Eigenthümer  selbst  vorgestellt  wird. 

In  den  angeführten  Fällen  der  Erlaubniss  zum  Roden  kann 
man  das  Bestreben  des  Gesetzes  nicht  verkennen,  den  Eigen- 
thümem  nach  Möglichkeit  den  Ausweg  aus  denjenigen  schwierigen 
Lagen  zu  erleichtern,  in  welche  sie  durch  die  Forderungen  des 
Waldschutzgesetzes  versetzt  werden  können,  und  demselben  keinen 
Grund  zur  Reue  zu  geben,  dass  sie,  gegenüber  der  allgemein  auf 
Waldverwüstung  zielenden  Richtung  ihrer  Zeit  und  ihres  Rayons, 
die  Unvorsichtigkeit  hatten,  gegen  die  allgemeine  Meinung  auf- 
zutreten und  ihre  Wälder  zu  schonen.  Wenn  ich  daher  für  die 
Nothwendigkeit   eines    genaueren    Verhältnisses   zu    den    in    den 
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Comitäs  geraachten  Eingaben  über  Roden  eintrete,  so  thue  ich 
es  nur  zu  dem  Zwecke,  um  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Art.  11 
der  Verordnung,  zugleich  mit  den  Mitteln  zum  Ausweg  aus  der 
wirklich  schwierigen  Lage  der  Eigenthflmer,  verschiedenen  Kontra- 
faktionen und  der  allgemeinen  Verwüstung  der  Wälder  unter 
dem  Schutze  des  Waldschutzgesetzes  ein  sehr  weites  Feld  bietet. 
Nicht  vergebens  weisen  die  mit  den  Forderungen  des  Gesetzes 
vertrauten  Holzhändler  auf  diesen  Artikel  hin,  als  auf  ein  Mittel, 
ihren  Wohlstand  in  der  früheren  Höhe  zu  erhalten.  —  Augen- 
scheinlich zu  demselben  Zwecke  —  den  Eigenthümern  den  Ausweg 
aus  schwierigen  Lagen  zu  erleichtern  —  findet  sich  im  Art.  12  der 
Verordnung  die  Angabe,  dass,  wenn  im  Laufe  von  sechs  Monaten 
vom  Tage  der  Absendung  der  Eingabe  (über  die  Absicht,  das 
Roden  vorzunehmen)  an,  von  Seiten  des  Waldschutz  -  Comit^s 
keine  Verfügung  über  das  Verbot  des  projektirten  Rodens  er- 
folgt, dies  als  eine  Erlaubniss  anzusehen  ist  und  der  Waldeigen- 
thümer  das  Recht  hat,  zur  Ausführung  desselben  zu  schreiten.  — 
Bei  dieser  Gelegenheit  will  ich  hier  zur  KenntnissHahme  der  Herren 
Waldeigen  thümer  zwei  Bemerkungen  machen: 

1)  Die  Eingabe  vom  Roden  muss  mit  der  Stempelgebühr  ver- 
sehen sein,  und  wenn  sie  ohne  Marken  abgesendet  ist,  so  wird 
das  Comite  als  Teimin,  von  welchem  an  man  die  sechs  Monate 
zu  zählen  hat,  nicht  den  Tag  der  Aufgabe  der  ohne  die  Stempel- 
gebühr gemachten  Eingabe  nehmen,  sondern  den  Tag  der  Absen- 
dung der  Marken  auf  Forderung  des  Comit^s. 

2)  Einige  Eigenthümer  glauben,  dass,  wenn  sie  ihre  Eingabe 
nicht  an  das  Waldschutz -Comit6  sondern  an  den  Minister  der 
Reichsdomänen  machen,  die  Sache  sich  schneller  entscheiden  könne. 
Dies  ist  ein  Missverständniss,  das  Ministerium  schickt  die  Eingabe 
zur  Durchsicht  und  Entscheidung  an  das  örtliche  Waldschutz- 
Comitö,  und  die  Zeit,  wo  die  Eingabe  nach  St.  Petersburg  und 
von  dort  an  das  Waldschutz-ComitÄ  geht,  wird  schwerlich  zu  der 
sechsmonatlichen  Frist  gerechnet  werden,  da  dieselbe  für  die  Ent- 
scheidung der  Eingaben  festgesetzt  ist,  welche  in  der  im  Art.  12 
der  Verordnung  bestimmten  Ordnung  eingereicht  sind,  d.  h.  für 
direkt  an  das  betreffende  Waldschutz-Comit^  geschickte  Eingaben 
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und  durchaus  für  Berichte,  welche  ausser  der  vom  Gesetz  fest- 
gesetzten Ordnung  eingereicht  werden. 

Für  die  Waldschutz-Comites  dagegen  erlaube  ich  mir  auf  die 
Nothwendigkeit  der  folgenden  Vorsicht  bei  der  Durchsicht  der 
Frage  vom  Roden  hinzuweisen:  Einige  Eigenthümer  ersuchen  um 
das  Roden  auf  Grund  des  Wirthschaftsplanes,  welcher  dem  Comitc 
zur  Bestätigung  vorgelegt  wird,  d.  h.  sie  schreiben  z.  B.  im 
Plane:  eine  gewisse  Waldfläche  ist  zur  Nutzung  nach  dem  Plane 
bestimmt  und  der  Rest  des  Waldes  wird  gerodet  und  in  Acker- 
land verwandelt.  Da  das  Waldschutz-Comit6  das  Recht  hat,  die 
Bestätigung  des  Planes  zu  verzögern,  so  kann  es  mit  seiner 
Durchsicht  sogar  erst  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  seinem 
Empfange  beginnen,  dagegen  aber  kann  der  Eigenthümer  in- 
zwischen vielleicht  denken,  dass  er  bereits  das  Recht  hat,  nach 
Art.  12  mit  dem  Roden  desjenigen  Theiles  des  Waldes  anzufan- 
gen, von  welchem  er  im  Wirthschaftsplane  gesprochen  hatte.  So 
einen  Fall  gab  es  einst.  In  Anbetracht  der  verschiedenen  Fristen 
für  die  Eingaben  über  Roden  und  über  Wirthschaftsplane  dürfte 
man  die  Vereinigung  beider  Gesuche  in  eins  nicht  zulassen,  um 
so  mehr  als  sie  auch  nach  dem  Wesen  der  Sache  nichts  Gemein- 
sames haben.  Wenn  jedoch  ungeachtet  dessen  der  Eigenthümer 
seine  Projekte  hinsichtlich  des  Rodens  des  Waldes  in  den  von 
ihm  vorgestellten  Wirthschaftsplan  eintragen  sollte,  indem  er 
somit  das  Roden  in  Abhängigkeit  von  dem  Wirthschaftsplane 
bringt,  so  zieht  sich  der  Eigenthümer  selbst,  wie  es  mir  scheint, 
durch  die  Nichtbefolgung  der  Ordnung,  welche  im  Art.  12  der 
Verordnung  hinsichtlich  der  Eingabe  über  das  Roden  allein  an- 
gegeben ist,  die  Folgen  in  Bezug  auf  die  Bestätigungstermine 
zu,  die  im  Art.  14  der  Verordnung  für  die  Bestätigung  der  Wirth- 
schaftsplane festgesetzt  sind. 

Um  die  Frage  von  der  Zulassung  des  Rodens  in  Wäldern, 
welche  nicht  für  Schutzwälder  erklärt  sind,  zu  beendigen,  will 
ich  zum  Gesagten  noch  einige  Worte  über  die  Wirkung  des 
Art.  11  der  Verordnung  in  Anwendung  zu  den  Waldantheilen 
von  Bauern  hinzufügen.  Es  sollte  scheinen,  dass  in  Anbetracht 
des  Art.  1  der  Verordnung  und  der  Abth.  II  des  Reichsrathsgut- 
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achtens  vom  4.  April  1888,  diese  Wälder  der  Wirkung  des  Wald- 
ßchutzgesetzes  in  seinem  vollen  Umfange  und  in  ganz  Russland 
unterliegen  und  daher  keine  Ausnahmen  bilden  sollten,  während 
dem  ist  die  bedeutende  Mehrzahl  der  Waldschutz-Comites  anderer 
Ansicht.  Ich  sagte  bereits,  zu  welchem  Zwecke  und  in  welcher 
Anzahl  diese  Wälder  von  der  Krone  den  Bauern  gegeben  wur- 
den; zum  Zwecke  ihrer  Schonung  wurde  noch  in  den  1870  er 
Jahren  das  Gesetz  erlassen,  wonach  diese  Wälder  nicht  in  eine 
andere  Art  Land  verwandelt  werden  dürfen.  Obgleich  bis  zur 
Ausgabe  der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  Niemand 
die  ErftlUung  des  Gesetzes  beaufsichtigte,  so  erinnerte  man  sich, 
als  sie  erschien  und  durch  dieselbe  das  Gesetz  nicht  aufgehoben 
wurde,  des  letzteren  plötzlich  und  begann  dasselbe  in  allen  Fällen 
zu  citiren,  sobald  nur  die  Bauern  anfingen  um  das  Roden  zu  er- 
suchen. Augenscheinlich  befolgt  das  Ministerium  eine  etwas  andere 
Ansicht,  anerkennt  jedoch,  dass  von  der  formellen  Seite  die 
Comit^s  Recht  haben  und  man  deshalb  wirklich  vorher  auf  vor- 
schriftsmässigem  Wege  das  Gesetz  von  der  Nichterlaubniss  des 
Rodens  in  Waldantheilen  von  Bauern  aufheben  und  dann  erst 
dieselben  der  Wirkung  der  Art.  11  und  12  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  unterwerfen  muss. 

Der  Art.  13  der  Verordnung  enthält  beide  Forderungen,  welche 
ich  bedingungslos  genannt  habe,  hinsichtlich  der  nicht  für  Schutz- 
waldungen erklärten  Wälder,  nämlich: 

1)  keine  verwüstenden  Fällungen  vorzunehmen  und  2)  das 
Weiden  von  Vieh  im  jungen  Walde,  welcher  noch  nicht  das  Alter 
von  15  Jahren  erreicht  hat,  nicht  zuzulassen. 

Dieser  Artikel  rief  in  der  Praxis  der  Waldschutzverwaltung 
die  meisten  Missverständnisse  hervor,  sowohl  in  Betreff  der  Noth- 
wendigkeit  der  häufigeren  Anwendung  seiner  Forderungen,  als 
auch  in  Folge  einer  gewissen  Allgemeinheit  der  von  ihm  gege- 
benen Bestimmungen,  welche  auf  den  ersten  Blick  den  Begriff 
der  verwüstenden  Fällung  nicht  einmal  ganz  zu  erschöpfen  schei- 
nen, und  endlich  in  Anbetracht  derjenigen  Schwierigkeiten,  mit 
denen  in  vielen  Fällen  die  Erfüllung  der  genannten  Forderungen 
verbunden  erschien,  sogar  bei  aller  Bereitwilligkeit  des  Eigenthü- 
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mers,  sich  den  Beschränkungen  des  neuen  wohlthätigen  Gesetzes 
zu  unterwerfen.  Ich  muss  deshalb  etwas  länger  bei  diesem  Ar- 
tikel verweilen.  —  Fangen  wir  mit  der  Forderung  an,  keine  ver- 
wüstenden Fällungen  vorzunehmen.  Was  ist  eine  verwüstende 
Fällung?  Jetzt  weiss  schon  jeder  aus  dem  Gedächtnisse,  dass  nach 
der  Definition  des  Gesetzes  es  so  ein  vollkommenes  Abholzen  des 
Waldes  gilt,  dass  in  Folge  dessen  der  Holzvorrath  erschöpft  wird, 
die  natürliche  Erneuerung  sich  als  unmöglich  erweist  und  die  ab- 
geholzte Fläche  sich  in  nicht  bebautes  Land  verwandelt.  Einige 
glauben ,  dass  jedes  der  aufgeführten  Merkmale  bei  der  Entschei- 
dung der  Frage  von  dem  Grade  der  Verwüstung  oder  Nicht- 
verwüstung  der  auszuführenden  Fällung  einzeln  genommen  werden 
kann.  Natürlich  giebt  es  Fälle,  wo  auch  ein  Merkmal  genügt, 
jedoch  ist  dies  selten,  und  augenscheinlich  muss  man  im  Sinne 
des  Gesetzes  alle  drei  Merkmale  zusammennehmen,  um  so  mehr 
als  die  Annahme  irgend  eines  von  denselben  Missverständnisse 
und  Streitigkeiten  hervorruft,  welche  manchmal  bis  zur  Kuriosität 
gehen. 

Zum  Beispiel  hat  der  Eigenthümer  von  14,000  Desjatinen 
Wald  10,000  gefällt  und  verwandelt  die  abgefällte  Fläche  all- 
mählich in  Ackerland.  Das  Waldschutz -Comite  trifft  die  Ver- 
fügung, mit  diesem  Abholzen  wegen  des  verwüstenden  Charakters 
desselben  aufzuhören,  wobei  es  sagt,  dass  die  Abholzung  von 
10,000  Desjatinen  zur  Bildung  von  bedeutenden  unbebauten  Plätzen 
führen  kann.  Der  Eigenthümer  findet  so  eine  Bestimmung  un- 
richtig, da  ja  die  abgeholzten  Flächen  sich  gar  nicht  in  bebaute 
Plätze  verwandeln,  sondern  sofort  nach  der  Abholzung  und  Weg- 
führung des  Holzes  gerodet  werden,  sich  in  eine  andere  Art  von 
nutzbarem  Lande  verwandeln  und  zur  landwirthschaftlichen  Nutzung 
verpachtet  werden.  Das  letzte  Merkmal  allein,  d.  h.  die  Verwand- 
lung der  abgeholzten  Flächen  in  unbebautes  Land,  kann  umso- 
weniger  bei  der  praktischen  Entscheidung  der  Frage  angewendet 
werden,  als  es  sich  erst  nach  Ablauf  eines  mehr  oder  weniger 
bedeutenden  Zeitraumes  nach  der  Abholzung,  welcher  jedenfalls 
bei  weitem  über  die  Frist  hinaus  geht,  die  vom  Gesetze  für 
Anregung  einer  Verfolgung  für  unerlaubte  Waldnutzung  festgesetzt 
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ist,  offenbart  (s.  P.  2  Abth.  V  des  Allerhöchst  bestätigten  Reichs- 
rathsgütachtens  vom  4.  April  1888).  Unser  klassisches  unbebautes 
Land,  welches  sich  an  Stelle  des  prächtigen  Waldes  gebildet  hat, 
das  den  Bauern  als  Antheil  gegeben  wurde,  ist  das  Resultat  nicht 
der  vielen  ungeregelten  Nutzung  der  Wälder,  sondern  der  syste- 
matischen, Jahrzehnte  andauernden  Waldverwüstung  in  Folge  ge- 
meinschaftlicher Handlungen  der  Abholzung,  des  Rodens  oder 
des  Ausbrennens  der  Baumstumpfe,  des  Mähens  von  Gras  und 
des  Weidens  von  Vieh  ohne  jede  Aufsicht.  Im  Augenblicke  der 
Abholzung  dagegen  können  wir  nur  in  dem  Falle  von  der  Mög- 
lichkeit der  Bildung  von  unbebautem  Lande  urtheilen,  wenn  beide 
anderen  Merkmale  vorhanden  sind  —  die  Erschöpfung  des  Holz- 
vorrathes  und  der  Mangel  einer  natürlichen  Erneuerung.  In 
gleicher  Weise  kann  jedes  dieser  beiden  Merkmale  einzeln  kein 
vollkommen  genügendes  Elriterium  zur  Erklärung  der  Abholzung 
für  verwüstend  sein.  So  kann  die  Erschöpfung  des  Holzwerthes, 
d.  h.  die  Fällung  des  Waldes  in  einem  grösseren  Umfange  als 
das  Quantum  der  Holzmasse  beträgt,  welche  jährlich  auf  der  ge- 
gebenen Waldfläche  bei  dem  angenommenen  Umlauf  der  Abhol- 
zung hinzuwächst,  unbedeutend  und  sehr  gross  sein.  In  letzterem 
Falle  genügt  dieses  eine  Merkmal  vollkommen,  um  über  den  Grad 
der  Verwüstung  zu  urtheilen,  während  der  Eingriff  nur  in  einen 
unbedeutenden  Theil  des  Grundkapitals  —  des  Holzvorrathes, 
welcher  einen  bestimmten  jährlichen  Zuwachs  giebt,  nicht  unbe- 
dingt zur  Waldverwüstung  führt  und  man  sich  zu  demselben 
durchaus  nachsichtig  verhalten  muss.  Man  stelle  jetzt  zwischen  be- 
deutend und  unbedeutend  alle  oder  einige  Uebergangsstufen,  und 
man  wird  sich  überzeugen,  dass  es  schwer  ja  sehr  schwer  wäre, 
auf  Grund  dieses  einen  Merkmals  über  die  verwüstende  Abhol- 
zung zu  urtheilen.  Das  Urtheil  auf  Grund  des  zweiten  Merkmals 
allein  —  der  Unmöglichkeit  der  natürlichen  Erneuerung  —  ist 
für  die  sehr  bedeutende  Mehrzahl  von  Fällen  noch  möglich,  wenn 
dasselbe  in  derjenigen  negativen  Form  hervortritt,  in  welcher  es 
im  Gesetz  angeführt  ist.  Dafür  aber  kann  die  Abwesenheit  dieses 
negativen  Merkmales  oder  richtiger  die  wirkliche  Existenz  von 
Beweismitteln,   welche  die   volle  Möglichkeit  der  natürlichen  Er- 
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neuerung  bestätigen,  noch  nicht  als  genügender  Grund  f&r  die  Er- 
klärung der  Abholzung  für  nicht  verwüstend  dienen,  sonst  würde 
man  mit  der  Verordnung  vom  4.  April  in  den  Händen  diejenigen 
Bilder  der  Vernichtung  des  Waldes  ruhig  ansehen,  zu  deren  Be- 
seitigung man  25  Jahre  lang  nach  dem  Waldschutzgesetz  strebte. 
Ich  sage  nicht,  dass  in  jeder  verwüstenden  Abholzung 
sich  alle  drei  Merkmale  offenbaren,  ich  machte  sogar  eine  An- 
deutung über  die  Unmöglichkeit  der  schnellen  Entdeckung  eini- 
ger von  ihnen,  ich  halte  es  aber  für  sicherer  in  den  zwischen 
der  für  Jedermann  sichtbaren  verwüstenden  und  der  für  Jeder- 
mann sichtbaren  nicht  verwüstenden  Abholzung  liegenden  Ueber- 
gangsfäUen  nicht  ein  Merkmal  der  gegebenen  Definition  zu  suchen 
oder  sich  nur  auf  ein  einziges  zu  stützen,  sondern  auf  sie 
alle  zusammengenommen,  oder  wenigstens  auf  einen  grossen 
Theil  derselben,  d.  h.  auf  zwei.  —  Die  weitere  Definition  der 
verwüstenden  Abholzung  ist  die,  dass  sie  eine  vollständige  Ab- 
holzung sein  muss.  Folglich  darf  das  Lichten  nicht  für  ver- 
wüstend gelten.  So  muss  man  dies  natürlich  auch  verstehen, 
aber  dabei  nicht  aus  dem  Auge  lassen,  dass  man  die  Worte 
vollständige  Abholzung  und  Lichten  als  technische  Aus- 
drücke, Bezeichnungen  auffassen  muss.  Deshalb  hielt  das  Mi- 
nisterium der  Reichsdomänen  es  für  nothwendig  zu  präveniren 
(s.  §  16  der  vom  Ministerium  der  Reichsdomänen  am  3.  Juni  1888 
bestätigten  Regeln  für  Anfertigung  vereinfachter  Wirthschafts- 
pläne  in  den  Beilagen),  dass,  obgleich  der  Eigenthümer  das  Recht 
hat,  das  Lichten  nach  seinem  Gutdünken  vorzunehmen,  diese 
Fällungen  dennoch  in  vollständige  Abholzungen  übergehen  und 
den  Charakter  derselben  erhalten  können.  Es  versteht  sich  von 
selbt,  dass,  wenn  sie  einmal  die  vom  Ministerium  angegebene 
Grenze  erreicht  haben,  sie  als  verwüstend  anerkannt  werden 
müssen.  Es  wäre  wünschenswerth,  auf  irgend  eine  Weise  sich 
dieser  Grenze  zu  nähern,  sie  sichtbar  oder  auf  Grund  der  sie 
begleitenden  Merkmale  erkennbar  zu  machen.  Indem  das  Gesetz 
das  Lichten  nicht  für  eine  verwüstende  Abholzung  erklärte,  stützte 
es  sich  unzweifelhaft  auf  diejenige  Eigenschaft  desselben,  dass 
bei  ihm,  wie  bei  jeder  allmählichen  Fällung  des  Waldes,  immer 
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alle  BedingoDgen  der  natürlichen  Erneuerung  gegeben  sind,  da 
die  benachbarten  Bäume  im  Stande  sind,  den  entblössten  Theil 
des  Waldbodens  mit  einem  genügenden  Quantum  Samen  zu  be- 
säen, und  dem  beschatteten  und  von  der  benachbarten  Anpflan- 
zung geschützten  Boden  weder  durch  die  Wirkung  der  brennen- 
den Sonnenstrahlen,  noch  durch  die  Winde  Schaden  zugefügt 
wird ,  und  derselbe  folglich  dem  auf  ihn  fallenden  Samen  ein  zur 
Keimung  und  zu  weiterem  Wachsthum  günstiges  Lager  bietet; 
endlich  sind  die  jungen  Pflänzchen  vor  verschiedenen  für  ihr 
Wachsthum  ungünstigen  äusseren  Einflüssen  geschützt.  So  lange 
diese  Bedingungen  beim  Lichten  vorhanden  sind,  trägt  es  voll- 
ständig diesen  Charakter  und  kann  nicht  als  Uebergang  zur  voll- 
ständigen Abholzung  sogar  in  dem  Falle  anerkannt  werden,  wo 
der  Umfang  der  Nutzung  im  Walde  den  jährlichen  Zuwachs  der 
Anpflanzung  übersteigen  sollte.  Um  einen  festeren  Anhaltspunkt 
zu  geben,  will  ich  ein  Beispiel  anführen.  Wenn  der  Zuwachs 
auf  einer  Desjatine  60jährigen  Kiefernwaldes  1,2  Kubikfaden  be- 
trägt und  der  Eigenthümer  jährlich  1,5  Kubikfaden  lichtet,  aber 
dies  Quantum  erfüllt,  dass  der  Boden  nach  der  Fällung  mit  jungem 
Walde  und  nicht  mit  Rodung,  hohen  Gräsern  oder  Sträuchern 
überzogen  wird,  welche  keine  Waldwirthschaftsfläche  von  Bedeu- 
tung besitzen  (z.  B.  Wacholder,  Heidelbeeren),  so  hat  diese  Fäl- 
lung nicht  den  Charakter  einer  vollständigen  Abholzung,  und 
kann  der  Eigenthümer  damit  fortfahren,  wenigstens  ohne  zu 
fürchten,  dass  man  ihm  befehlen  wird,  mit  diesen  Fällungen  inne 
zu  halten.  Wenn  aber  das  Besäen  nicht  vor  sich  geht,  der  Boden 
zu  verwildern  anfängt,  der  Vorrath  sich  allmählich  vermindert 
und  die  Anpflanzung  so  spärlich  wird,  dass  die  übrig  gebliebenen 
Samenbäume  von  einander  entfernt  stehen,  und  die  Hoffnung  auf 
die  Wiederherstellung  des  Waldes,  welche  sogar  nur  durch  Lich- 
ten exploitirt  wird,  mit  jeder  neuen  Operation  sich  mehr  und 
mehr  zweifelhaft  gestaltet,  so  kann  das  Waldschutz-Comit6  sagen, 
dass  dieses  Lichten  den  vollständigen  Abholzungen  vollkommen 
analog  sei,  welches  für  verwüstend  erklärt  und  in  Folge  dessen 
auf  Verfügung  des  Comites  angehalten  wurde.  —  So  viel  bekannt 
ist,  wurde  im  Ministerium  der  Reichsdomänen  der  Beschluss  eines 
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Comites  über  das  Verbot  des  LichteDs  in  einer  Anpflanzung  von 
0,4,  wo  der  Nachwuchs  durch  das  Vieh  vollständig  zerstört  wurde, 
für  richtig  befunden.  Man  muss  mit  der  Richtigkeit  der  in  diesem 
Falle  von  dem  Comit^  ausgesprochenen  Ansicht  übereinstimmen 
und  ist  in  derselben  kein  Widerspruch  zum  Oesetz  vorhanden; 
wenn  man  anders  auf  die  Sache  sieht,  so  könnte  man  die  Ansicht 
so  sehr  bis  auf  das  Aeusserste  führen,  dass  man  auf  der  Desja- 
tine  im  Ganzen  etwa  10  Bäume  stehen  lässt  und  dann  behauptet, 
dass  keine  vollständige  Abholzung  vorgenommen  sei. 

Obwohl  ich  die  Forderung  des  Gesetzes,  keine  verwüstenden 
Abholzungen  vorzunehmen,  als  bedingungslos  bezeichnet  hatte,  so 
ist  dies  nur  dann  richtig,  wenn  wir  uns  die  Frage  stellen:  kann 
eine  verwüstende  Abholzung  unter  irgend  welchen  Umständen 
zugelassen  werden  oder  nicht?  Wenn  wir  jedoch  die  Frage  an- 
ders stellen,  nämlich  so:  unterliegt  der  Eigen thümer  für  jede  voll- 
ständige Fällung,  welche  von  den  im  Art.  13  der  Verordnung 
aufgezählten  Folgen  begleitet  wird  und  folglich  verwüstend  ist, 
der  Verantwortlichkeit  laut  dem  Gesetze?  —  so  stellt  sich  her- 
aus, dass  auch  diese  Forderung  des  Gesetzes  etwas  bedingt  ist. 
Das  Gesetz  sagt  (s.  P.  1  Abth.  IV  des  am  4.  April  1888  Aller- 
höchst bestätigten  Reichsrathsgutachtens,  Beilagen),  dass  nur  die- 
jenigen einer  verwüstenden  Abholzung  schuldig  erkannt  werden, 
welche  so  eine  Abholzung  zuwider  der  Bestimmung  des  Wald- 
schutz-Comit^s  über  die  Einstellung  einer  solchen  Fällung  vor- 
genommen haben.  Folglich,  wenn  man  Wald  in  einem  Umfange 
und  in  einer  Ordnung  fällt,  welche  das  Besitzthum  der  Gefahr 
der  Zerstörung  in  der  Zukunft  aussetzen,  so  unterliegt  man  da- 
für allein  noch  nicht  der  Verantwortung  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  4.  April  1888  (man  merke  gut,  wenn  man  Wald  filllt,  jedoch 
den  Boden  darunter  nicht  rodet). 

Damit  man  vor  dem  Gesetze  für  eine  verwüstende  Abholzung 
in  einem  gegebenen  Waldrevier  nicht  verantwortlich  wird,  ist  es 
nothwendig,  dass  folgende  Ordnung  beobachtet  werde:  Wenn 
das  Waldschutz-Comit^  erfahren  hat,  dass  im  Revier  die  Fällung 
von  Holz  vorgenommen  wird,  so  muss  dasselbe  durch  einen  Spe- 
zialisten im  Forstfache   sich  davon  überzeugen,  dass  diese  Fäl- 


—    333    — 

lung  die  Merkmale  einer  verwüstenden  Abholzung  hat,  und  die 
Meinung  des  Eigenthümers  darüber  anhören,  wenn  er  dieselbe 
auszusprechen  wünscht;  sodann  muss  das  Comitä  eine  Bestimmung 
darüber  treffen,  dass  sie  eine  solche  Fällung,  wie  sie  im  Revier 
ausgeführt  wird,  für  verwüstend  erklärt,  und  die  Einstellung  der- 
selben fordern.  Diese  Verfügung  muss  ordnungsgemäss  mitge- 
theilt  werden,  und  wenn  nach  der  ünterschreibung  der  Erklärung 
des  Comit^s  über  seine  oben  angegebene  Bestimmung  der  Eigen- 
thümer  oder  ein  anderer  eine  gleiche  Abholzung  fortsetzen  wird, 
welche  den  Grund  zur  Verfügung  des  Comit^s  gegeben  hatte, 
und  zudem  eine  Abholzung  in  demselben  Revier,  so  unterwirft 
das  Gesetz  den  Eigenthümer  bereits  der  festgesetzten  Ahndung; 
dagegen  unterliegt  derselbe  keiner  Ahndung  für  Abholzungen, 
welche  bis  zum  Augenblick  seiner  Unterschreibung  der  Anzeige 
des  Comit^s  über  die  erfolgte  Erklärung  und  Einstellung  der 
Fällungen  ausgeführt  worden  sind,  obgleich  dieselben  ebenfalls 
für  verwüstend  gehalten  werden.*)  Gegenwärtig  hat  man  sich 
bereits  mit  dieser  Eigenthümlichkeit  des  Gesetzes  Von  der  ver- 
wüstenden Abholzung  vertraut  gemacht,  während  sie  in  der  ersten 
Zeit  gar  nicht  bemerkt  worden  war  und  die  Gesetzesvollstrecker 
angefangen  hatten  ernstlich  die  Frage  aufzuwerfen,  welchen  Mass- 
stab man  bei  der  Berechnung  des  Umfanges  der  verwüstenden 
Abholzung  zu  befolgen  habe,  im  Verhältniss  zum  allgemeinen 
Quantum  der  im  Reviere  vorgenommenen  Fällungen.  Es  stellt 
sich  in  Wirklichkeit  heraus,  dass  gar  kein  Massstab  nothwendig 
ist,  weil  der  Eigenthümer,  wenn  einmal  eine  verwüstende  Abhol- 
zung wider  die  Bestimmung  des  Comit6s  über  die  Einstellung 
solcher  Fällungen  vorgenommen  worden  ist,  nicht  nur  für  diesen 
Theil  der  Abholzung  sondern  für  die  ganze  Fläche  verantwortlich 
ist,  welche  nach  der  Unterschreibung  der  Anzeige  abgeholzt 
wurde.  —  Schwerlich  ist  eine  Noth wendigkeit  vorhanden,  gegen- 
wärtig zu  erklären,  warum  das  Gesetz  in  seinen  Bestimmungen 
über  eine  verwüstende  Abholzung  so  vorsichtig  ist.    Erinnern  wir 


*)  Darüber,  ob  der  Eigenthümer  verpflichtet  ist  oder  nicht,  auf  diesen 
Gehauen  Wald  anzuziehen  oder  nicht,  wird  weiter  unten  gesprochen. 
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uns  nur,  dass  dies  ein  technischer  Ausdruck,  eine  Bezeichnung  ist, 
mit  welchen  nur  ein  Spezialist  einen  vollkommen  richtigen  Be- 
griflF  verbindet;  das  Gesetz  wäre  ungerecht,  wenn  es  von  Jeder- 
mann eine  spezielle  Vorbereitung  forderte;  eine  Menge  Personen 
würde  einer  unverdienten  Strafe  unterliegen,  ohne  aus  ünkennt- 
niss  die  Möglichkeit  zu  haben,  die  Forderung  des  Gesetzes  zu 
erfüllen.  Andererseits  muss  man  sich  erinnern,  über  welche  Kräfte 
die  Regierung  verfügt,  um  das  neue  Gesetz  am  Orte  selbst  zur 
Ausführung  zu  bringen,  und  man  muss  sich  deshalb  mit  der  Noth- 
wendigkeit  einverstanden  erklären,  den  Eigen thümer  vor  Willkür 
und  Unverstand  zu  schützen,  wenn  auch  dieser  Schutz  die  ganze 
Prozedur  der  Erklärung  der  Abholzungen  für  verwüstend  er- 
schweren und  verzögern  sollte.  Wirklich  bringen  es  einige  eng- 
herzige Leute  zu  Stande,  vermöge  der  angegebenen  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Gesetzes  von  der  verwüstenden  Abfaolzung,  im  Zeit- 
raum von  der  Ausführung  der  örtlichen  Untersuchung  bis  zur 
Mittheilung  der  Bestimmung  des  Comit^s  ganze  weitläufige  Reviere 
zu  vernichten.  Diese  eilige  Abholzung,  diese  fieberhafte  Hast, 
welche  von  den  Eigenthümern  und  den  Händlern  in  dem  ange- 
gebenen Zeitraum  an  den  Tag  gelegt  wird,  steckt  jedoch  oder 
richtiger  steckte  in  der  ersten  Zeit  der  Anwendung  des  Gesetzes 
sowohl  die  örtlichen  Gesetzesvollstrecker  als  auch  das  fremde 
Publikum  an.  In  den  Zeitungen  ging  das  Gerede,  dass  das  neue 
Gesetz  nicht  zur  Erhaltung  sondern  zur  Vernichtung  der  Wälder 
diene;  es  häuften  sich  die  Ausdrücke  der  Klagen  wegen  der 
Langsamkeit,  mit  welcher  nach  dem  Gesetz  die  Erklärung  der 
FäUxmgen  für  verwüstend  erfolgt,  und  die  Vorschläge  von  einer 
Menge  Projekten  —  eins  einfacher  als  das  andere  —  der  Ord- 
nung, welche  in  höherem  Grade  der  Sache  und  der  Zeit  ent- 
spreche. Diejenigen,  welche  die  Projekte  vorschlugen,  vergassen 
dabei,  dass  das  Gesetz  eben  erst  erschienen,  dass  es  noch  nicht 
gehörig  verstanden  sei,  dass  man  noch  nicht  Zeit  gehabt  habe, 
dem  neuen  Gesetze  weder  Mitwirkung  noch  Gegenwirkung  zu  er- 
zeigen, und  dass  deshalb  die  Abänderung  des  Gesetzes  oder  ein 
Ersatz  durch  ein  neues  vorzeitig  erscheine. 

Jetzt  verhält  man  sich  dazu  bereits  bedeutend  ruhiger,  theil- 
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weise  deshalb,  weil  sich  viele  von  der  Möglichkeit  tiberzeugten, 
auf  legalerem  Wege  ihre  Wünsche  zu  verwirklichen,  theilweise 
auch  deshalb,  weil  sie  innerhalb  der  Grenzen  des  Gesetzes  Mittel 
fanden,  die  Ordnung  der  Erklärung  der  Abholzungen  für  ver- 
wüstend etwas  zu  beschleunigen  (weiter  unten  werde  ich  auf  diese 
Mittel  hinweisen),  hauptsächlich  aber,  wie  es  scheint,  wegen  der 
mehr  und  mehr  Wurzel  fassenden  Ansicht,  dass  das  Gesetz  sehr 
wichtige  Interessen  der  Eigenthümer  beiühre  und  deshalb  in  der 
ersten  Zeit  seiner  Anwendung  überall  nachsichtig  sein  müsse,  wo 
dies  nicht  mit  einem  augenscheinlichen  Schaden  für  den  Staat 
und  die  Gemeinde  verbunden  sei. 

Auf  welche  Frist  kann  im  Walde  eine  solche  Abholzung, 
welche  für  verwüstend  erklärt  worden  ist,  eingestellt  werden? 
Wie  lange  muss  der  Eigenthümer  auf  die  Erlaubniss  warten,  im 
Walde  wieder  eine  Fällung  vorzunehmen,  d.  h.  auf  die  Beendi- 
gung der  Frist  des  Verbots  zu  fällen?  Solche  Art  Fragen  wurden 
sowohl  von  den  Beamten  der  Waldschutzverwaltung  als  auch  von 
Personen  angeregt,  welchen  das  Waldschutz-Comit^  die  verwü- 
stende Fällung  verbot,  wurden  aber  nur  am  Anfange  der  An- 
wendung des  Gesetzes  angeregt.  Augenscheinlich  haben  gegen- 
wärtig die  meisten  positiv  begriffen,  dass,  wenn  eine  Bestimmung 
über  die  Einstellung  einer  verwüstenden  Abholzung  getroffen  ist, 
dieselbe  ihre  Kraft  auf  eine  unbegrenzte  Zeit  behält,  d.  h.  in 
Bezug  auf  das  gegebene  Revier  hat  sie  jeden  Augenblick,  nach 
jedem  Zeitraum  ihre  Wirkung.  Solch  eine  Auslegung  des  Ge- 
setzes erregte  bei  vielen  Eigenthümem  Bedenken,  da  sie  deshalb 
glaubten,  dass  sie  folglich  für  immer  der  Möglichkeit  beraubt 
würden,  ihren  Wald  zu  benutzen.  Das  Waldschutz-Comitö,  wel- 
ches vom  Gesetz  bevollmächtigt  ist,  nur  verwüstende  Abholzungen 
zu  verbieten,  verbietet  jedoch  nicht  alle  anderen  Fällungen.  Dem 
genauen  Sinne  des  Gesetzes  gemäss  kann  das  Comitä  nur  sagen: 
solche  Fällungen,  welche  im  Revier  vorgenommen  werden,  dür- 
fen nicht  ausgeführt  werden,  da  dies  verwüstende  Abholzungen 
sind.  Dasselbe  kann  jedoch  nicht  sagen:  da  eine  solche  Fällung 
ausgeführt  worden  ist,  welche  als  verwüstend  anerkannt  wurde, 
so  wird  in  Zukunft  jede  Fällung  in  diesem  Revier  verboten;  und 
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wenn  es  aus  Missverständniss  dies  auch  sagen  würde,  so  würde 
eine  solche  Bestimmung  als  unrichtig  aufgehoben  und  sogar  ohne 
formelle  Aufhebung  keine  Gültigkeit  haben.  Nach  einer  richtigen, 
in  allem  mit  dem  Gesetze  übereinstimmenden  Bestimmung  des 
Comit^s,  kann  der  Eigenthümer  in  der  Nutzung  des  Waldes  fort- 
fahren, indem  er  nicht  verwüstende  Fällungen  vornimmt,  und 
Niemand  wird  ihn  für  diese  Nutzung  zur  Verantwortung  ziehen. 
Allerdings  kann  es  hier  verschiedene  Missverständnisse  geben, 
welche  z.  B.  darin  bestehen,  dass  der  Eigenthümer,  wenn  er  mit 
dem  Forstfache  wenig  vertraut  ist,  die  Bestimmung  des  Comites 
nicht  richtig  auffassen  kann,  oder  das  Comitä  lässt  es  aus  dem 
Auge,  in  seiner  Bestimmung  vollkommen  ausführlich  zu  erklären, 
wofür  oder  weshalb  eigentlich  die  frühere  Fällung  für  verwüstend 
erklärt  wurde,  oder  endlich  kann  die  Person,  welche  auf  Ver- 
fügung des  Comites  im  gegebenen  Wald  überhaupt  und  im  Spe- 
ziellen die  Erfüllung  der  Bestimmung  über  die  Einstellung  der 
verwüstenden  Abholzung  beaufsichtigt,  unter  gewissen  Bedingun- 
gen die  neue  Fällung  zusammen  mit  der  früheren  wiederum  als 
verwüstend  ansehen  und  sodann  die  Verfolgung  beim  Gericht 
beantragen.  Dies  alles  sind  aber  nur  Missverständnisse,  welche 
im  Laufe  der  Zeit,  dem  Masse  der  Erklärung  des  Sinnes  und 
des  Geistes  durch  die  Eigenthümer  und  die  örtliche  Administra- 
tion entsprechend,  sich  immer  seltener  und  seltener  finden  werden; 
endlich  wird  es  sicher  dazu  kommen,  dass  der  Eigenthümer,  wenn 
er  etwas  auf  seinen  Besitz  hält,  sogar  dafür  dankbar  sein  wird, 
dass  ihn  die  Bestimmung  des  Waldschutz-Comit6s  durch  die  Ein- 
stellung der  verwüstenden  Fällung  rechtzeitig  behütete  und  ihn 
veranlasste,  sich  zu  einer  für  den  Besitz  vollkommen  unschäd- 
lichen Nutzung  zu  wenden.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei 
dem  gegenwärtigen  Zustande  und  besonders  bei  der  geringen 
Verbreitung  forstwissenschaftlicher  Kenntnisse  in  der  Gemeinde 
und  unter  den  Eigenthümem  sowie  auch  unter  den  Holzhändlem, 
man  auf  ihre  Durchsicht  für  das  Verbot  waldverwtlstender  Fäl- 
lungen nur  in  dem  Falle  rechnen  kann,  wenn  die  Comites  beim 
Verbot  einer  verwüstenden  Fällung  ihre  Verfügungen  ausführlich 
und  klar   motiviren  und   zugleich   dem   Eigenthümer  sowohl  die 
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Pflichten,  die  durcli  den  gegebenen  Beschluss  auferlegt  werden, 
als  auch  die  Rechte,  welche  der  Beschluss  nicht  berührt  und  nicht 
berühren  kann,  erklären  werden.  Zu  diesem  Zwecke  wäre  es 
äusserst  nützlich  für  die  Sache,  wenn  die  Comit^s  gleiclizeitig  mit 
der  Benachrichtigung  des  Waldaufsichtsbeamten,  dass  in  einem 
gewissen  dieser  Person  unterstellten  Revier  eine  verwüstende  Fäl- 
lung angehalten  worden  sei,  demselben  vorschreiben  würden,  bei 
dem  Besuche  des  Reviers  dem  Besitzer  zu  erklären,  wie  er  jetzt 
den  Wald  benutzen  könne,  um  sich  keine  Verantwortung  zuzu- 
ziehen. Von  dieser  Pflicht  des  örtlichen  Beamten  wird  auch  in 
der  Instruktion  an  die  Waldschutz-Comitäs  (s.  die  Beilagen)  Er- 
wähnung gethan,  so  dass  die  Comites,  wenn  sie  die  angegebene 
Verfügung  in  jedem  einzelnen  Falle  treffen,  im  Grunde  nur  dem 
örtlichen  Beamten  die  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  dieser  wich- 
tigsten Pflicht  einprägen  würden.  Diese  Erklärungen  können  auf 
verschiedene  Weise  vorgetragen  werden,  es  ist  aber  erwähnens- 
werth,  dass  sie  analog  der  Bestimmung  der  Comites  über  das 
Verbot  der  verwüstenden  Fällung  gegeben  werden.  Für  den 
Eigen thümer  ist  es  in  vielen  Fällen,  besonders  aber  zur  gegebenen 
Zeit,  durchaus  recht  interessant  zu  wissen,  unter  welchen  Bedin- 
gungen der  Fällung  überhaupt  die  beste  natürliche  Erneuerung 
erzielt  wird,  was  Erschöpfung  und  Nichterschöpfung  des  Vorrathes 
heisst  u.  s.  w.,  ihm  sind  die  Angaben  darüber  werth  voll,  wie  er 
jetzt,  nach  dem  Verbote,  auf  frühere  Weise  abzuholzen,  die  Fäl- 
lung vornehmen  soll,  um  sich  nicht  neue  Verantwortung  zuzu- 
ziehen. B,ei  der  Durchsicht  der  Sache  am  Orte  kann  die  Antwort 
auf  diese  Frage  des  Eigenthümers  in  den  meisten  Fällen  gefunden 
werden  und  sich  als  genügend  und  praktisch  erweisen.  Manchmal 
ging  man  jedoch  in  der  Nutzung  des  Waldes  so  weit,  das  Revier 
wurde  durch  Fällungen  und  andere  Nutzungen  so  sehr  erschöpft, 
dass  jede  weitere  Fällung  für  verwüstend  gelten  muss,  und  so 
sehr  man  auch  eine  Antwort  auf  die  vom  Eigenthümer  gestellte 
Frage  über  die  Arten  der  Nutzung  ohne  Verletzung  der  ihm  mit- 
getheilten  Bestimmung  des  Comites  suchen  mag,  so  kommt  man 
zu  keiner  beruhigenden  Antwort.     Andererseits  giebt  es  äussere 

Bedingungen,  welche  eine  solche  Antwort  erschweren:  das  Revier 
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kann  sich  z.  B.  unter  vollkommen  günstigen  Bedingungen  befinden 
und  die  Nutzung  desselben  ohne  Verletzung  der  Bestimmung  sollte 
vollkommen  möglich  erscheinen,  jedoch  auf  seinen  Verkauf  ist 
bereits  solch  ein  Kontrakt  gesciilossen,  welcher  nur  unter  der 
Bedingung  der  Nutzung  des  Holzes  aus  demselben  in  einem  Um- 
fang erfüllt  werden  kann,  der  durch  den  Beschluss  des  Comitös 
verboten  ist.  Deshalb  entstand  die  Frage  von  der  Gültigkeit  der 
Verträge,  welche  vor  dem  Erscheinen  der  Verordnxmg  von  der 
Schonung  der  Wälder  geschlossen  worden  waren,  gleich  in  der 
ersten  Zeit  der  Anwendung  des  Waldschutzgesetzes  und  ging  aus 
der  Praxis  zur  Berathung  sehr  schnell  an  die  oberen  Regierungs- 
behörden über.  Anfangs  schien  es  sogar,  dass  von  dieser  oder 
jener  Entscheidung  dieser  Frage  die  Anwendbarkeit  oder  Nicht- 
anwendbarkeit  des  Waldschutzgesctzes  selbst  abhinge.  Nach  meinem 
Dafürhalten  war  dies  eine  übertriebene  Befürchtung,  welche  durch 
die  Neuheit  der  Sache,  durch  den  Mangel  an  Erfahrung  bei  der 
Anwendung  des  Gesetzes  hervorgerufen  wurde.  So  stellte  es  sich 
in  Wirklichkeit  auch  heraus.  Die  Frage  von  der  Erfüllung  der 
Verträge,  mit  Berücksichtigung  der  Verordnung  von  der  Schonung 
der  Wälder,  ist  gleichzeitig  eine  juristische  und  technische.  Ich 
überlasse  es  der  Kompetenz  von  Personen ,  welche  mit  der  Sache 
vollkommen  vertraut  sind,  die  Frage  von  dem  Rechte  zu  unter- 
suchen und  gehe  zur  Durchsicht  der  Frage  über,  mit  welchen 
Mitteln  man  die  Bestimmung  des  Comitös  über  die  Einstellung 
der  verwüstenden  Abholzung  mit  der  Forderung  des  Kontraktes 
in  Einklang  bringen  könnte,  wenn  in  dem  letzteren  gesagt  ist, 
dass  der  Wald  unbedingt  zu  einer  gewissen  Frist  abgeholzt  wer- 
den muss  und  im  anderen  Falle  derjenige,  welcher  für  ihn  Geld 
gezahlt  hat,  das  Verfügungsrecht  über  ihn  verliert.  Nehmen  wir 
irgend  ein  Beispiel  aus  dem  wirklichen  Leben ;  es  gab  z.  B.  fol- 
genden Fall.  Der  Eigenthümer  A.  verkaufte  laut  Kontrakt  im 
Jahre  1880  tausend  Desjatinen  Kiefernwald  zur  Abholzung  im 
Laufe  von  12  Jahren,  während  er  den  Waldboden  mit  dem  übri- 
gen Lande  des  Gutes  in  der  Bank  versetzte.  Nach  3 — 4  Jahren 
wurde  das  Land  Eigenthuni  der  Bank,  welche  es  dem  Eigen- 
thümer B.  mit  dem  Vorbehalt  verkaufte,  dass  aus  dem  ihm  ver- 
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kauften  Quantum  Land  1000  Desjatinen  erst  vom  Jahre  1892  an 
in  seine  faktische  Nutzniessung  gelangen  würden,  d.  h.  von  der 
Zeit  der  Beendigung  der  Waldoperationen  auf  dieser  Fläche  auf 
Grund  des  im  Jahre  1880  auf  seine  Abholzung  geschlossenen  Kon- 
traktes. Es  kommt  der  Juli  1888;  das  neu  gegründete  Wald- 
schutz-Comite  hatte  die  Nachricht  davon  erhalten  ^  dass  auf  dem 
Gute  des  Eigenthümers  B.  im  Laufe  von  neun  Jahren  750  Des- 
jatinen Wald  vom  genannten  Quantum  von  1000  Desjatinen  ab- 
geholzt worden  seien,  sowie  dass  die  Fällungen  im  früheren  Um- 
fange fortgesetzt  würden;  es  triflFt  daher  die  Verfügung,  eine  ört- 
liche Untersuchung  vorzunehmen  und  bestimmt  unter  Beobachtung 
der  festgesetzten  Ordnung:  die  Fällung  im  Umfange  von  83  Des- 
jatinen im  Jahre  als  verwüstend  einzustellen.  Der  Holzhändler, 
welcher  den  Wald  auf  Abholzung  gekauft  hatte,  ist  dadurch  in 
eine  kritische  Lage  versetzt :  er  hat  nach  dem  Eontrakt  nicht  das 
Recht,  den  Wald  länger  als  bis  zum  1.  Januar  1892  zu  benutzen, 
wenn  er  dagegen  jährlich  weniger  als  83Y3  Desjatinen  abholzt, 
so  bleibt  bis  zum  Ende  des  Jahres  1891  ein  Theil  des  Waldes 
stehen;  soll  er  nicht  das  Recht  haben  ihn  zu  fällen,  während 
er  das  Geld  dafür  schon  längst  bezahlt  hatte  und  der  Auf- 
enthaltsort des  Eigenthümers  A.  unbekannt  ist,  während  der 
Eigenthümer  des  Landes  B.  mit  dem  Holzhändler  nichts  zu  thun 
haben  will.  Die  Verfügung  des  Comit^s  ist  aber  ganz  bestimmt 
und  fordert  keine  Kommentare  oder  Muthmassungen:  die  Fällung 
in  einem  solchen  Umfange  bei  der  angegebenen  Waldfläche  muss 
als  verwüstend  eingestellt  werden.  Der  Holzhändler  erkundigt 
sich  bei  der  Person,  welche  die  Aufsicht  über  den  Wald  hat,  in 
welchem  Umfange  die  Fällung  gestattet  werden  kann,  um  nicht 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  zur  Verantwortung 
gezogen  zu  werden,  und  erfährt,  dass  nur  in  dem  Falle,  wenn 
er  nur  ungefähr  20  Desjatinen  abholzen  werde,  die  Fällung  nicht 
für  verwüstend  erklärt  werden  würde,  natürlich  unter  der  Bedin- 
gung der  Möglichkeit  einer  natürlichen  Erneuerung  und  der  Nicht- 
verwandlung  der  abgeholzten  Fläche  in  unbebautes  Land.  Folg- 
lich muss  der  Holzhändler  auf  200  Desjatinen  Wald  verzichten. 

Er  wendet  sich  an  einen  Advokaten:   Der  Advokat  geht  an  das 
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Gericht  und  dasselbe  fällt  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze 
und  juristischen  Erwägungen  die  Entscheidung  ^  ohne  die  tech- 
nische Seite  der  Sache  zu  untersuchen.  Nehmen  wir  an,  dass 
ich  nicht  weiss,  welcher  Art  die  Entscheidung  des  Gerichts  wäre, 
sie  wird  zu  Gunsten  oder  nicht  zu  Gunsten  des  Waldbesitzers 
sein.  Wenn  sie  nicht  zu  seinem  Gunsten  sein  wird,  so  droht  dem 
Holzhändler  der  Ruin,  und  wird  sein  Bankerott,  wie  das  gewöhn- 
lich in  einer  kommerziellen  Angelegenheit  der  Fall  ist,  den  Ban- 
kerott noch  einiger  Leute  nach  sich  ziehen,  deren  Kapital  mit 
der  Nutzung  in  demselben  Walde  verbunden  ist;  die  Commis 
werden  ihre  Gage  nicht  erhalten,  die  Arbeiter  bleiben  ohne  Ab- 
rechnung und  ohne  Verdienst  —  ein  Schlag  wird  sich  in  10  bis 
20  Familien  äussern  —  und  unter  solchen  einzelnen  Schlägen 
werden  allmählich  aber  sicher  die  öffentlichen  Kräfte  und  Mittel 
geschwächt  und  wird  der  öffentliche  Wohlstand  sinken.  Wenn 
aber  die  Entscheidung  des  Gerichts  zu  Gunsten  des  Holzhändlers 
jsein  wird,  so  muss  die  Verfügung  des  Comit^s  als  ungesetzlich 
aufgehoben  werden.  Sie  stützt  sich  ja  aber  auf  das  Gesetz, 
welches  die  allgemeinen  und  Staatsinteressen  schützt.  Folglich 
hat  das  Gesetz  nicht  Recht?  Folglich  bringt  die  verwüstende 
Fällung  in  Wirklichkeit  nicht  den  Schaden,  in  Anbetracht  dessen 
das  Gesetz  herausgegeben  wurde.  Folglich  muss  man  den  Art.  13 
der  Verordnung  abändern  und  solche  Fällungen  zulassen,  welche 
durch  diesen  Artikel  für  verwüstend  und  waldvemichtend  erklärt 
werden,  d.  h.  streng  genommen,  dass  die  Existenz  des  Waldes 
selbst  nicht  als  eine  solche  Nothwendigkeit  erscheint,  als  welche 
sie  sich  der  Regierung  und  der  Gemeinde  im  Laufe  von  fast 
200  Jahren  darstellt? 

Währenddem  gab  die  Verordnung  von  der  Schonung  der 
Wälder  einen  ausserordentlich  bequemen  Ausweg  aus  diesem  La- 
byrinth einander  widersprechender  Fragen.  Dieser  Weg  ist  die 
Nutzung  des  Waldes  nach  dem  Wirthschaftsplane.  Ich  habe  be- 
reits weiter  oben  auf  den  Fall  hingewiesen,  wo  das  Gesetz,  ohne 
auf  technische  Einzelnheiten  einzugehen,  sondei*n  so  zu  sagen  auf 
den  festgesetzten  Begriff  des  Wirthschaftsplanes  gestützt,  die 
Wälder  vor  Vernichtung  und  Erschöpfung  dadurch  schützt,  dass 
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es  die  Nutzung  derselben  nach  diesem  Plane  vorschreibt.  Da  der 
Gesetzgeber  die  Möglichkeit  jeglicher  Missverständnisse  in  Folge 
des  Art.  13  der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  vor- 
aussah, so  erblickte  er  im  Wirthschaftsplane  das  sicherste  Mittel 
zu  ihrer  Beseitigung  und  legte  ihn  denjenigen,  die  es  wünschten, 
zur  Benutzung  vor.  Der  Gesetzgeber  dachte  ungefähr  folgender- 
massen,  indem  er  einen  Ausweg  aus  den  Schwierigkeiten  aller 
Art  suchte,  welcher  sich  bei  der  Anwendung  des  Art.  13  bot: 
der  Zweck  des  Waldschutzgesetzes,  so  wie  es  auf  Grund  der  Ver- 
ordnung vom  4.  April  1888  erscheint,  besteht  in  der  Schonung 
der  Wälder,  und  zwar  nicht  dieses  oder  jenes  Alters,  Zustandes, 
Qualität,  sondern  überhaupt  der  Wälder  in  dem  gebräuchlichen 
Sinne  dieses  Wortes,  in  welchem  es  jeder  russisch  Sprechende 
versteht.  Der  Widerstand  gegen  verwüstende  Fällungen  ist  nur 
eins  der  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  und  nicht  der 
Zweck  selbst  des  Gesetzes.  Allerdings  ist  dies  eines  der  sicher- 
sten Mittel,  jedoch  nicht  das  einzige  in  seiner  Art  und  nicht  so 
sehr  unbedingt,  dass  man  ohne  dasselbe  die  Wälder  nicht  schonen 
kann.  Im  Grunde  ist  die  Verwüstung  des  Waldes  vollkommen 
identisch  mit  der  Verwüstung  jedes  anderen  Besitzthums:  Man 
kann  sich  die  Verwüstung  (Zerstörung,  Vernichtung)  eines  Hauses, 
einer  Eisenbahn,  eines  Pflasters,  eines  Gemüsegartens,  einer  Fa- 
brik etc.  vorstellen.  Wir  sehen,  dass  diese  Besitzthümer  wirklich 
verwüstet  (zerstört,  vernichtet)  werden,  während  das  Gesetz  nur 
in  einigen  Fällen  eine  solche  Handlung  verfolgt,  nämlich  nur 
dann,  wenn  es  ersieht,  dass  diese  Handlung  auf  Erreichung  von 
Zwecken  gerichtet  ist,  welche  in  keiner  Verbindung  mit  der 
AVirthschaft  in  dem  beschädigten  Besitzthum  stehen,  wenn  die- 
selbe ohne  Wirthschaftsplan  vor  sich  geht. 

Stellen  wir  uns  in  der  That  vor,  dass  ein  Hausbesitzer  auf 
der  grossen  Morskaja  anfängt,  das  Pflaster  vor  seinem  Hause  auf- 
zureisscn,  die  Steine  von  dem  Nachbar  loszuschlagen  und  die 
Strasse  vor  dem  Hause  in  diesem  Zustande  zu  lassen.  Oder  noch 
ein  anderes  Beispiel:  der  Erbe  eines  Gutes  mit  einem  grossen 
Pferdegestüt,  Milchwirthschaft,  einer  Branntweinbrennerei  etc., 
begann    unter    dem  Drucke   irgend  welcher  zukünftigen  Grössen 
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des  St.  Petersburger  Geldmarktes^  welche  sich  gegenwärtig  noch 
auf  der  bescheidenen  Arena  von  Leihkassen  bewegen  ^  der  Herren 
Chaim  und  Abraham;  mit  der  Verwüstung  seines  Erbes,  fing  an 
alles  zu  verkaufen  und  zu  vernichten;  offenbarte  überhaupt  die 
Absicht  das  Gut  vollständig  zu  ruiniren.  —  Die  Handlungen  des 
Hausbesitzers  von  der  grossen  Morskaja  und  des  in  das  jüdische 
Netz  verwickelten  reichen  jungen  Mannes  sind  ja  vollkommen 
gleichartig  mit  den  Fällungen  im  Walde ;  welche  das  Gesetz  ver- 
wüstend nannte ;  und  diese  Handlungen  sind  gleich  den  verwüsten- 
den Fällungen  vom  Gesetze  nicht  gestattet.  Das  Gesetz  tritt 
jedoch  in  diesen  Fällen  nur  dann  ein,  wenn  die  Handlungen  des 
Eigenthümers  zwecklos  und  schädlich  sind  oder  die  Rechte  dritter 
Personen  verletzen.  Wenn  jedoch  der  Hauseigcnthümer  mit  dem 
Aufreissen  des  Pflasters  zum  Zweck  der  gründlichen  Verbesserung 
desselben  oder  zum  Ersatz  des  Holzpflasters  durch  ein  anderes, 
gleich  dauerhaftes  und  mit  dem  früheren  gleich  bequemes  beginnt; 
wenn  der  junge  Erbe  die  Pferde  verkauft,  die  Branntweinbrennerei 
einreisst,  den  Damm  vernichtet,  um  das  Gut  den  örtlichen  Be- 
dürfnissen entsprechend  oder  für  einen  neu  aufkommenden  vor- 
theilhaften  Betrieb  einzurichten,  so  werden  die  Handlungen  dieser 
Personen  nicht  gehemmt,  die  Polizei  wird  das  Umpflastern  der 
Strasse  nicht  verbieten,  der  junge  Erbe  wird  nicht  als  Ver- 
schwender anerkannt  und  unter  Kuratel  gestellt,  im  Gegen theil, 
die  Handlungen  dieser  Personen  werden  in  dem  Falle  gestattet, 
wenn  die  Eigcnthümer  überhaupt  das  Bestreben  an  den  Tag  legen, 
ihrem  Besitzthum  die  Fähigkeit  oder  die  Bedeutung  zu  bewahren, 
welche  dieses  Besitzthum  vor  dem  Beginn  der  Handlungen  der 
Besitzer  gehabt  hatte. 

Beinahe  dasselbe  muss  ebenfalls  von  den  Handlungen  im 
Walde  und  im  Speziellen  von  den  Fällungen  gesagt  werden:  sie 
können  zu  schlechtem  und  zu  gutem  Zweck  im  Sinne  der  Wirth- 
schaft  vorgenommen  werden:  der  Eigenthümer  kann  mit  einem 
Walde  ebenso  verfahren,  wie  der  Hausbesitzer  in  der  grossen 
Morskaja  mit  seinem  Pflaster,  d.  h.  ihn  entweder  ohne  jeden 
Wirthschaftszweck  oder  zum  Zweck  der  Verbesserung  der  Wirth- 
schaft  fallen:  man  stelle  sich  vor,  dass  der  Waldeigen thümer  sich 
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von  den  durch  daß  Vieh  abgenagten ,  dureh  den  Druck  des  Schnees 
oder  durch  den  Sturm  beschädigten  Anpflanzungen  befreien  und 
den  Waldboden  produktiver  arbeiten  lassen  will;  dass  er  die  Ab- 
sicht  haty  statt  der  spärlichen  alten  Anpflanzungen  einen  vollen 
Waldbestand   durch  künstliche  Anzucht  heranzuziehen,  wozu  er 
den  Boden  vorbereiten  muss,  z.  B.  ihn  im  Laufe  von  5 — 6  Jahren 
pflügen;  endlich,   dass  er  zur  besseren  Leitung  der  Sachen  sich 
vorerst   von   einigen  Verpflichtungen   befreien    und  eine   gewisse 
Freiheit  seiner  Handlungen  erlangen  muss,   welche  man  nur  auf 
einem  einzigen  Wege,  nämlich  durch  die  Realisation  einiger  Wald- 
anpflanzungen   erhalten   kann;   in  allen   diesen  Fällen  kann   der 
Eigenthümer,   sogar  ein  richtiger,  guter  Wirth,  sogar  ein  Lieb- 
haber  des   Forstfaches,    ohne   Schaden   für   die   öffentlichen  und 
Staatsinteressen  eine  solche  Fällung  vornehmen,  welche  nicht  der 
Definition  entsprechen  wird,  welche  im  Gesetze  einer  verwüsten- 
den Fällung  entspricht.  —  Es  ist  jedoch  kein  Grund  vorhanden, 
so  eine  Fällung  zu  verfolgen,  falls  an  Stelle  der  abgeholzten  Wal- 
dung neuer  Wald   gezogen  wird,  wenn  die  guten  Absichten  des 
Eigenthümers  klar  und  bekannt  sind.     Leider  offenbaren  sich  im 
Forstfache   die  Absichten   und  Zwecke  des  Wirthes   etwas   spät 
und  hauptsächlich  ist  eine  Beschädigung  des  Waldes,  wenn  der 
Eigen thümer  in  demselben  mit  schlechten  Absichten  arbeitet,  nur 
mit  grosser  Mühe  und  grossen  Geldopfern  oder  durch  langjährige 
Entbehrungen  wieder  gut  zu  machen.     Zudem  kann  der  Wald, 
da   er   vom   Beobachter  entfernt  ist,   ruinirt  werden,  bevor  dies 
von  irgend  Jemand  bemerkt  wird,  so  dass  es  für  die  öffentlichen 
Interessen  gefährlich   ist,   sich   zu  den  Waldoperationen   zu  ver- 
halten,   wie  man   sich   zu   der   Reparatur   des   Pflasters   verhält, 
d.  h.    die    weiteren    Handlungen    des    Eigenthümers    abzuwarten. 
Folglich  muss  vom  Eigenthümer   eine  Verpflichtung,   die  Unter- 
schrift gefordert  werden,   dass  er  den  Wald  nicht  zum  Schaden 
der  Waldwirthschaft  i^llen  wird,   dass  an  dem   Orte,   wo   er  es 
für  nöthig  befand  oder  er  gezwungen  war   eine  Fällung  vorzu- 
nehmen,  welche   vom    Gesetz   im   allgemeinen    als  gefährlich   für 
den  weiteren  Bestand  des  Waldbesitzes  erkannt  wird,  neuer  Wald 
anwachsen  wird.    Wenn  man  jedoch  nur  ein  wenig  damit  bekannt 
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ist,  dass  der  Waldbesitz  nicht  nur  unter  der  Bedingung  einer  ge- 
wissen ,  sagen  wir  koordinativen  Arbeit  der  menschlichen  Muskeln 
geschaffen  wird,  sondern  auch  unter  bedeutender  Theilnahme  sol- 
cher Kräfte  der  Natur,  welche  bis  jetzt  dem  Menschen  nicht 
untergeordnet  sind,  so  wird  man  sich  einverstanden  erklären,  dass 
es  ungerecht  wäre,  die  erwähnte  Verpflichtung  vom  Eigenthümcr, 
sogar  im  Namen  des  öffentlichen  Interesses  zu  fordern.  „Ich  bin 
König  auf  meinem  Gute,"  wird  der  Eigenthümer  mit  dem  Fabel- 
dichter sagen,  „aber  ich  bin  nicht  Gott:  wenn  man  daran  zwei- 
felt, dass  meine  Absichten  in  Bezug  auf  den  Wald  gute  Absichten 
sind,  so  bin  ich  bereit  die  Versicherung  und  sogar  die  Verpflich- 
tung zu  geben,  dass  meine  weitere  Thätigkeit  in  der  Wirthschaft' 
nicht  auf  Vernichtung  des  Gutes  gerichtet  sein  wird,  dessen  Be- 
stand für  das  öffentliche  Wohl  nothwendig  ist,  aber  ich  kann 
nicht  dafür  bürgen,  dass  meine  Handlungen  in  ihrem  Resultate 
unbedingt  so  erfolgreich  sein  werden,  wie  es  wünschenswerth  ist: 
ich  kann  nicht  über  die  Sonne,  den  Regen,  den  Wind  und  andere 
Kräfte  gebieten,  unter  deren  Einfluss  der  Waldbesitz  sowohl  ge- 
schaffen als  auch  vernichtet  wird.**  —  Eine  derartige  Verpflich- 
tung ist  eigentlich  ein  Wirthschaftsplan.  Nach  den  angeführten 
Erwägungen  wird  dem  Leser  der  Anfang  des  Art.  14  der  Ver- 
ordnung von  der  Schonung  der  Wälder  wahrscheinlich  schon  klar 
werden,  welcher  sagt:  Für  eine  verwüstende  Abholzung  kann  in 
keinem  Falle  eine  solche  Fällung  von  Wald  im  Reviere  gelten, 
welche  den  für  dieses  Revier  ordnungsmässig  bestätigten  Wirth- 
schaftsplan nicht  verletzt  (s.  Beilagen). 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  man  zum  Schutze  seiner 
Interessen  eine  solche  Verpflichtung  fordern  konnte,  d.  h.  eine 
unbedingte  Anfertigung  eines  Wirthschaftsplanes  von  jedem  Wald- 
cigenthümer;  jedoch  ist  in  einem  geordneten  Staate,  weicherauch 
über  andere  Mittel  zur  Beseitigung  schädlicher  Handlungen  ver- 
fügt, nicht  die  Noth wendigkeit  einer  solchen  Forderung  vorhanden. 
In  Anbetracht  dieser  Mittel  hat  das  Gesetz  die  volle  Möglichkeit, 
den  Eigenthümer  von  einer  in  einigen  Fällen  drückenden  Pflicht 
zu  befreien,  eine  schriftliche  Versicherung  darüber  zu  geben,  dass 
or  so  und  so  handeln  werde,  ihm  nur  zu  erlauben,  eine  solche 
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Verpflichtung  zu  geben,  und  auf  solche  Weise  ihm  die  Pflicht  zum 
Recht  zu  machen ;  welches  vollständig  analog  ist  mit  dem  Rechte, 
einen  Wechsel  zu  geben,  Verträge  zu  schliessen  u.  s.  w.  Ihrem 
Wesen  nach  sind  ja  alle  diese  Verpflichtungen  wirklich  ein  Recht, 
welches  der  Bürger  eines  geordneten  Staates  benutzen  kann  und 
auch  nicht  benutzen  kann.  Gerade  so  handelte  auch  das  Gesetz: 
^den  Eigenthtlmern  von  Wäldern,  welche  nicht  für  Schutz  Waldun- 
gen erklärt  sind",  ist  in  demselben  Artikel  14  der  Verordnung 
gesagt,  „ist  erlaubt,  in  denselben  Wirthschaftspläne  anzufertigen, 
mit  Berücksichtigung  der  Regeln,  welche  dafür  vom  Minister  der 
Reichsdomänen  bestimmt  werden,  und  diese  Pläne  den  Waldschutz- 
Comit^s  zur  Bestätigung  vorzustellen.  Nach  Bestätigung  des 
Planes  unterliegt  der  Waldeigenthümer,  auf  dessen  Revier  er  sich 
bezieht,  hinsichtlich  der  Ordnung  und  des  Umfanges  der  Benutzung 
von  Holzmaterial  aus  demselben  keinen  anderen  Beschränkungen 
als  in  dem  bestätigten  Plane  angegebenen." 

In  dem  aufgefundenen  Mittel  zur  Beseitigung  der  Schwierig- 
keiten, welche  bei  der  Erfüllung  der  Forderung  von  der  Nicht- 
ausführung verwüstender  Fällungen  vorkommen  können,  sowie 
auch  in  der  Vorschrift,  dieses  Mittel  gerade  in  der  Form  zu  be- 
nutzen, welche  durch  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  vorgeschrie- 
ben wird,  sprach  sich  sowohl  die  Weisheit  des  Gesetzgebers  als 
auch  die  Erfahrung  des  Bürgers  aus.  Wenn  diese  Massregel  in 
der  Form  einer  Verpflichtung  vorgeschrieben  wäre,  so  würde  sie 
bei  air  ihrem  Nutzen  Vorwürfe  erregen  und  könnte  bei  der  Eigen- 
thümlichkeit  der  menschlichen  Natur  ignorirt  oder  nur  ungern 
angewandt  werden.  Sobald  aber  die  Anwendung  dieser  Massregel 
dem  Gutdünken  des  Eigen thümers  überlassen  wird,  so  kann  sie 
sehr  populär  werden.  Aus  offiziellen  Quellen  ist  bekannt,  dass 
im  Laufe  des  ersten  Jahres  nach  dem  Erscheinen  des  Gesetzes 
von  Privatpersonen  über  1200  Wirthschaftspläne  auf  eine  Wald- 
fläche von  ungefähr  336,000  Dcsjatinen  angefertigt  wurden.  Aus 
einigen  Gouvernements  wird  geschrieben,  dass  die  Spezialisten 
der  Kronsforstverwaltuug  so  viele  Aufforderungen  von  Seiten  der 
Eigenthümer  zur  Anfertigung  von  Wirthschaftspläncn  erhalten, 
dass  sie  nicht  einmal  im  Stande  sind,  allen  Forderungen  rechti- 
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zeitig  zu  genügen.  Folglich  kann  man  hoffen,  dass  man  in  nicht 
ferner  Zukunft  anfangen  wird,  fast  alle  privaten  und  öffentlichen 
Wälder  desjenigen  Theiles  von  Russland,  in  welchem  das  Gesetz 
von  der  Schonung  der  Wälder  in  seinem  vollen  Umfange  in  Kraft 
steht,  nach  den  Wirthschaftsplänen  zu  exploitiren,  was  ja  bedeutet, 
dass  der  Bestand  des  Waldes  auf  diesen  Gütern  für  immer  ge- 
sichert sein  wird. 

Ein  Idealist  wird  natürlich  in  diesem  Mittel  und  in  unseren 
glänzenden  Hoffnungen  Vieles  finden,  was  der  alte  Weise  ^vanitas 
vanitatum^  genannt  hat,  aber  der  Praktiker  schwärmt  nicht  für 
höhere  Ideale.  „Gott  giebt  den  Tag,  Gott  giebt  auch  die  Speise^, 
denkt  der  Praktiker  bescheiden  und  begnügt  sich  mit  denjenigen 
Formen  und  Bedingungen,  welche  gegenwärtig  gegeben  sind. 
Demjenigen,  welcher  das  neue  "Gesetz  beurtheilen  wird,  kann  man 
mit  besonderem  Nachdruck  empfehlen,  dasselbe  als  einen  Versuch 
zu  betrachten,  Fragen  rein  praktischen  Charakters  zu  lösen. 

Bei  der  angegebenen  Auffassung  der  Frage  von  den  Wirth- 
schaftsplänen in  Wäldern  durch  das  Gesetz  bleibt  nur  zu  wünschen 
übrig,  die  mit  der  Ausführung  des  Gesetzes  betrauten  örtlichen 
Beamten  möchten  den  Umstand  nicht  aus  dem  Auge  lassen,  dass 
die  Anfertigung  eines  Wirthschaftsplanes  und  die  Vorlage  des- 
selben zur  Bestätigung  an  das  Waldschutz- Comitc  eine  vollkommen 
freiwillige  Handlung  ist,  zu  welcher  den  Eigenthümer  Niemand 
weder  direkt  noch  indirekt  verpflichten  kann.  Ich  erlaube  mir 
diese  Bemerkung  in  Anbetraclit  dessen,  dass  nach  an  mich  ge- 
langten Berichten  in  der  Praxis  der  Anwendung  des  Gesetzes 
bereits  mehr  als  einmal  von  Seiten  der  Beamten  der  Waldschutz- 
verwaltung der  Versuch  geltend  gemacht  wurde,  den  Eigenthümer 
gleichsam  in  die  Nothwendigkeit  zu  versetzen,  einen  Wirtiischafts- 
plan  anzufertigen.  So  sollen  einige  Comitös,  indem  sie  die  aus- 
geführte Fällung  für  verwüstend  erklären,  die  Verfügung  in  fol- 
gender Form  abfassen:  Die  Fällung  im  Revier  muss  eingestellt 
und  der  Eigenthümer  verpflichtet  werden,  innerhalb  einer  gewissen 
Frist  einen  vereinfachten  Wirthschaftsplan  vorzulegen.  Nach 
meiner  Meinung  stimmt  die  Verfügung  nicht  mit  der  Forderung 
des  Gesetzes   und  den  Erläuterungen   zu  demselben  seitens   des 
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Ministers  der  Reichsdomänen  überein.  —  „Die  Comitis  müssen", 
ist  im  §  28  der  Instruktion  gesagt  (s.  Beilagen),  den  Waldeigen- 
thümem  die  Anfertigung  von  Wirthschaftsplänen  empfehlen." 
Dagegen  lautet  die  Verfügung  des  Comit^s  im  angeführten  Wort- 
laute wie  ein  Zwang  des  Eigenthümers  zu  einem  solchen  Plane, 
und  so  lange  solche  Verfügungen  erfüllt  werden,  geht  die  Sache 
glatt.  Es  kann  jedoch  vorkommen,  dass  der  Eigenthümer  nicht 
wünscht  einen  Wirthschaftsplan  vorzulegen,  und  beabsichtigt  die 
Nutzung  im  Walde  fortzusetzen.  Aus  dem  Sinne  der  angeführten 
Bestimmungen  geht  ja  hervor,  dass  er  ohne  Pläne  überhaupt  nicht 
fällen  darf.  Während  dem  verhält  es  sich  nach  dem  Gesetz  nicht 
so.  Nachdem  die  Fällung  für  verwüstend  erklärt  worden  ist, 
kann  der  Eigenthümer  die  Nutzung  im  Walde  fortsetzen,  wenn 
er  nicht  verwüstende  Fällungen  ausführt,  d.  h.  erstens  das  Lichten 
und  zweitens  eine  Fällung,  welche  nicht  von  den  im  Art.  13  der 
Verordnung  angegebenen  Folgen  begleitet  ist,  oder  nicht  den  Um- 
fang erreicht,  auf  den  das  Comit^  als  auf  eine  nicht  verwüstende 
Nutzung  hinweist;  endlich  kann  man  sich  auch  einen  solchen  Fall 
vorstellen,  dass  der  Waldeigenthümer  wünscht,  mit  der  künst- 
lichen Waldanzucht  an  den  Orten  zu  beginnen,  wo  die  Gefahr 
vorhanden  ist,  dass  sich  unbebautes  Land  bildet  oder  die  natür- 
liche Erneuerung  unmöglich  wird.  Mit  einem  Worte,  nach  der 
Einstellung  der  verwüstenden  Fällung  bleibt  dem  Eigenthümer 
noch  ein  grosser  Spielraum,  die  Sache  auch  ohne  Wirthschaftsplan 
zu  führen,  während  dem  aber  zwingt  man  ihn  zur  Anfertigung 
eines  Planes.  Als  Rechtfertigung  in  diesem  Falle  kann  nur  der 
Umstand  dienen,  dass  es  sich  in  der  Praxis  grösstentheils  als  voll- 
ständig unmöglich  erweist,  die  Fällungen  in  einem  kleineren  Um- 
fange vorzunehmen,  als  vom  Comit6  gestattet  worden  ist,  und 
dem  Waldeigenthümer  bleibt  weiter  nichts  zu  thun  übrig,  als  einen 
Wirthschaftsplan  anzufertigen,  nichtsdestoweniger  aber  darf  das 
Prinzip  nicht  verletzt  werden.  Nach  meiner  Meinung  sollte  es 
richtiger  erscheinen,  die  Bestimmung  von  einer  verwüstenden  Fäl- 
lung so  zu  redigiren:  eine  Fällung,  welche  in  einem  solchen  Um- 
fange oder  in  einer  solchen  Ordnung  ausgeführt  wird  (dies  sollte 
man  direkt  aus  dem  Protokoll  der  örtlichen  Untersuchung  nehmen. 
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wenn  es  gut  aufgesetzt  ist),  muss  für  verwüstend  erklärt  und  des- 
halb eingestellt  werden,  wobei  der  Eigentbümer  zu  benachrichti- 
gen ist,  dass  er,  wenn  er  es  wünscht,  einen  Wirthschaftsplan  an- 
fertigen und  ihn  zur  Bestätigung  dem  Comit^  vorlegen  darf  und 
CS  ihm  gestattet  werden  kann,  die  Fällungen  nach  dem  Wirth- 
schaftsplane  in  dem  früheren  Umfange  und  in  der  früheren  Ord- 
nung fortzusetzen,  wenn  dem  Comitä  die  Beweise  für  die  Noth- 
wendigkeit  einer  solchen  Fällung  vorgestellt  werden  (z.  B.  die 
Erfüllung  eines  Vertrages).  Ein  solcher  Wortlaut  würde,  nach 
meiner  Meinung,  sowohl  dem  Geiste  des  Gesetzes  als  auch  der 
Sache  selbst  der  Ausführung  der  Bestimmung  des  Comites  in 
der  Praxis  näher  stehen.  —  Wenn  das  Comite  fordert,  dass  die 
Fällung  bis  zur  Bestätigung  eines  Planes  vollkommen  eingestellt 
werde,  so  ist  es  ja  fast  unmöglich  dies  in  der  Praxis  zu  erfüllen. 
Am  nächsten  Tage  nach  der  Mittheilung  des  Comites  über  diese 
Bestimmung  brauchte  der  Eigenthümer  Deichselstangen  —  der 
Bezirks-Pristaw  (Polizeibeamte)  wird  ja  kein  Protokoll  über  die 
Fällung  von  einem  Paar  dünner  Stangen  aufsetzen,  und  wenn  er 
es  auch  aufsetzt,  so  wird  der  Friedensrichter  den  Eigenthümer 
freisprechen.  Wenn  aber  der  Eigenthümer  nicht  ein  Paar  dünner 
Stangen  sondern  ein  Paar  Eichen,  jede  zu  einem  Kubikfaden^  ge- 
fällt hätte,  würde  dann  diese  Fällung  der  Bestimmung  des  Comites 
zuwider  sein?  Zuwider  dem  von  mir  Angeführten  — ja,  schwerlich 
abes  würde  das  Gericht  anerkennen,  dass  die  Handlung  zuwider 
derjenigen  Bestimmung  ausgeführt  worden  sei,  welche  das  Gesetz 
im  Auge  hatte,  wenn  es  darüber  im  P.  1  Abth.  IV  des  Reichs- 
rathsgutachtens  spricht.  Wo  ist  denn  die  Grenze,  kann  man  statt 
2  Eichen  3,  5,  10  fällen?  kann  man  vielleicht  eine,  zwei  Desja- 
tinen  fällen?  Die  Grenze  bildet  der  Grad  der  Verwüstung  in 
dem  Sinne,  in  welchem  ihn  das  Gesetz  versteht  und  wie  er  in 
der  Bestimmung  des  Comites  charakterisirt  werden  soll. 

Andererseits,  wenn  der  Eigenthümer  den  Wirthschaftsplan 
dem  Comite  vorgestellt  hat,  kann  dann  das  letztere  denselben 
nach  seinem  Gutdünken  ändern?  Augenscheinlich  nein,  im  anderen 
Falle  würde  die  Freiheit  des  Eigenthümers,  welche  ihm  durch 
den  Art.  14  der  Verordnung  »gegeben  wird,  bereits  gehindert  sein. 
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So  sieht  darauf  auch  das  Ministerium  der  ReichsdoniÄnen,  wenn 
es  sagt:  „nur  in  den  Fällen  dringender  Nothwendigkeit  dem  Wald- 
eigenthümer  vorzuschreiben,  in  diesen  Plänen  Veränderungen  zu 
machen^  (s.  §  29  der  Instruktion,  in  den  Beilagen).  Während 
dem  giebt  es  in  der  Praxis  Fälle,  wo  das  Comite  das  Recht  zu 
haben  glaubt,  die  Wirthschaftspläne  nach  seinem  Gutdünken  zu 
ändern,  selbst  solche,  welche  in  allem  entsprechend  den  For- 
derungen der  Regeln  angefertigt  sind,  welche  zur  Anleitung  hier- 
über gegeben  sind.  Es  sollte  richtiger  erscheinen,  dass  selbst  in 
denjenigen  Fällen,  wo  in  dem  vorgelegten  Plane  Abweichungen 
von  diesen  Regeln  oder  vom  Gesetze  vorkommen,  das  Comite 
nicht  selbst  Abänderungen  treffen  darf,  sondern  dem  Eigenthümer 
vorschreiben  muss,  den  Plan  zu  verändern,  oder  denselben  einfach 
ohne  Bestätigung  zurückschickt,  da  er  gewissen  Forderungen 
nicht  entspricht.  Nur  unter  diesen  Verhältnissen  ist  die  Bewah- 
rung des  Prinzips  der  vollen  Nichtbedrückung  möglich. 

In  wie  weit  ist  der  Eigenthümer  in  der  Ausführung  des  be- 
stätigten Planes  frei?  Das  Gesetz  sagt:  „für  die  Fällung  von 
Wald  in  Nichtschutzrevieren,  welche  in  einer  Ordnung  und  in 
einem  Umfange  ausgeführt  wird,  die  mit  den  von  den  Wald- 
schutz-Comit^s  bestätigten  Wirthschaftspiänen  nicht  übereinstim- 
men (s.  P.  1  Abth.  IV  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestä- 
tigten Reichsrathsgutachtens),  unterliegen  die  Schuldigen  der  fest- 
gesetzten gerichtlichen  Verantwortung  und  sind  durch  das  Gesetz 
verpflichtet  (Art.  15  der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wäl- 
der), unrichtig  gefällte  oder  gerodete  Flächen  zu  bewalden.^ 
Wenn  wir  diese  Angaben  des  Gesetzes  buchstäblich  verstehen 
wollten,  so  müssten  wir  sagen,  dass,  wenn  der  Plan  einmal  be- 
stätigt ist,  der  Eigenthümer  verpflichtet  ist,  denselben  in  seinem 
ganzen  Umfange,  ohne  die  geringsten  Veränderungen  anzuwenden. 
Dann  müsste  man  aber  in  Widerspruch  mit  dem  Gesetze  selbst 
jedes  Mal  gerathen,  wo  der  Eigenthümer  es  für  nothwendig  er- 
achten sollte,  die  Nutzung  des  Waldes  in  einem  geringeren  Masse 
vorzunehmen,  als  vom  Wirthschaftsplan  bestimmt  wird,  oder  in 
den  Gehauen  eine  grössere  Zahl  von  Samenbäumen  stehen  zu 
lassen,  als  im  Plan  angegeben  ist.    Das  Gesetz  will  augenschein- 
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lieh  sagen,  dass  Abweichungen  vom  bestätigten  Wirthschaftsplane 
nur  dann  vom  Gesetze  verfolgt  werden,  wenn  sie  dem  Zwecke 
des  Waldschutzgesetzes  überhaupt  und  im  Speziellen  demjenigen 
Zwecke  widersprechen,  zu  welchem  dem  Eigenthümer  vom  Ge- 
setze das  Recht  zugestanden  wird,  für  die  nach  dem  Wirth- 
schaftsplane im  Walde  vorgenommene  Nutzung  keiner  Verant- 
wortung zu  unterliegen.  Somit  ist  eigentlich  der  Eigenthümer 
auch  hinsichtlich  der  Anwendung  desjenigen  Theiles  des  Wirth- 
schaftsplanes  frei,  welcher  so  zu  sagen  als  Ausdruck  seines 
Rechtes  dient,  und  ist  nur  durch  diejenigen  Verpflichtungen  be- 
schränkt ,  welche  ihm  der  Wirthschaftsplan  auferlegt  Schwerlich 
muss  man  angeben,  was  im  Plan  das  Recht  des  Eigenthümers 
bildet  und  was  sich  auf  die  Pflichten  bezieht,  • —  das  ist  auch  so 
in  den  meisten  Fällen  ersichtlich.  Doch  auch  hier  kann  es  einige 
Uebergangsstufen  geben,  solche  Bestimmungen,  welche  in  den 
Augen  des  Controleurs,  besonders  des  Nichtspezialisten,  verwech- 
selt werden  und  Zweifel  erregen;  in  solchen  Fällen  ist  es  natür- 
lich besser,  sich  an  den  Buchstaben  des  Wirthschaftsplanes  und 
des  Gesetzes  zu  halten.  Die  Praxis  wird  wahrscheinlich  solche 
Fälle  aufweisen  und  zeigen ,  dass  diese  von  mir  gemachte  Bemer- 
kung nicht  überflüssig  ist. 

Um  nicht  noch  einmal  auf  die  Frage  von  den  Wirthschafts- 
plänen  zurückzukommen  und  somit  die  Gedanken  des  Lesers  zu 
zerstreuen,  erlaube  ich  mir  von  dem  von  mir  beabsichtigten  Plane 
der  Durchsicht  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  abzuweichen  und 
an  dieser  Stelle  von  den  Plänen  alles  zu  sagen,  was  nach  meiner 
Meinung  einer  Aufklärung  bedarf.  Wir  sahen,  dass  das  Gesetz 
es  dem  Minister  der  Reichsdomänen  anheimstellte,  Regeln  für  die 
Anfertigung  vereinfachter  Wirthschaftsplane  zu  bestimmen  (Art.  14 
der  Verordnung).  Das  Gesetz  hielt  es  jedoch  für  nothwendig,  für 
die  Wirthschaftsplane  in  Nichtschutzwäldem  Maximalnormen  an- 
zugeben, die  das  Waldschutz -Comitä  bei  der  Bestätigung  dieser 
Pläne  nicht  überschreiten  darf.  Die  Normen  sind  in  Art.  40  der 
Verordnung  angegeben,  wo  gesagt  ist:  ^ Diese  Regeln  können 
fordern,  dass  in  den  vereinfachten  Wirthschaftsplänen  enthalten 
sind:  der  Umriss  der  Grenzen  des  Reviers,  die  Bezeichnung  seiner 
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Fläche,  Angaben  über  die  Art  und  das  Alter  der  Anpflanzungen, 
sowie  die  Bestimmung  der  Ordnung  und  des  Umfanges  der  Fäl- 
lung, welche  die  natürliche  Erneuerung  sichert.  Auf  Grund  der 
angeführten  Gesetzesbestimmungen  und  der  durch  das  Gesetz 
festgesetzten  Normen  verfasste  und  veröffentlichte  das  Ministerium 
„Regeln  ftlr  die  Anfertigung  vereinfachter  Wirthschaftspläne** 
(s.  Beilagen)  und  gab  zugleich  die  Form  solcher  Pläne. 

Wir  müssen  etwas  bei  diesen  Regeln  verweilen,  um  uns  einige 
Missverständnisse  aufzuklären,  welche  in  der  Praxis  von  dieser 
oder  jener  Auffassung  der  Regeln  entstehen  können.  Durchsehen 
wir  die  wichtigsten  von  ihnen  nach  obiger  Reihenfolge: 

Im  §  4  wird  von  dem  Umrisse  der  Grenzen  des  Waldes  und 
der  Reviere  gesprochen,  auf  welchen  sich  sowohl  Wald  als  auch 
anderes  nutzbares  Land,  Lichtungen  u.  s.  w.  befinden.  In  Betreff 
der  genauen  Grenzen  der  Reviere  lassen  die  Regeln  keinen  Zweifel, 
sowohl  aus  §  4  als  auch  aus  §§  5  und  7  ist  zu  ersehen,  dass 
diese  Grenzen  in  dem  Umriss  nur  nach  einer  ungefähren  Aus- 
messung eingetragen  werden;  hinsichtlich  der  Grenzen  des  Ge- 
sammtwaldes  können  jedoch  noch  Zweifel  entstehen,  ob  von  den 
Regeln  eine  genaue  Messung  und  Eintragung  der  Grenzen  des 
Waldes  gefordert  wird,  oder  ob  dieselben  auch  ungefähr  ange- 
geben werden  können.  Meiner  Meinung  nach  muss  man  in  An- 
betracht des  Nutzens  und  der  Bequemlichkeit  sowohl  der  Wald- 
eigenthtimer  als  auch  der  Beamten  der  Waldschutzverwaltung 
wünschen,  dass  die  Grenzen  des  Waldes  auf  das  Papier  auf 
Grund  der  genauen  Ausmessung  aufgetragen  werden,  mit  der 
Angabe  entweder  auf  dem  Umrisse  selbst  oder  auf  der  Beilage 
zu  demselben  des  Masses  der  Linien,  der  Grösse  der  Ecken  oder 
der  Lage  der  Linien  hinsichtlich  des  Magnetmeridians.  Mit  einem 
solchen  Umrisse  wird  der  Eigenthümer  frei  sein  von  allem  Ver- 
dacht und  Tadel  bei  der  Veränderung  der  Grenzen  des  Reviers, 
und  der  Controleur  wird  die  Möglichkeit  haben,  sich  im  Walde 
zu  orientiren  und  wirklich  die  Unversehrtheit  desselben  zu  prüfen. 
Es  ist  bemerkenswerth,  dass,  ungeachtet  des  höheren  Preises  der 
Umrisse  mit  genau  eingetragenen  Grenzen,  die  Eigenthflmer  selbst 
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dieselben  billigen,  jedoch  nur  annähernd  genauen  Plänen  vor- 
ziehen. Allerdings  bestehen  die  Eigenthümer  gewöhnlich  auf  der 
grösseren  Genauigkeit  der  Angabe  der  inneren  Contouren,  weil 
für  ihre  wirthschaftlichen  Erwägungen  dies  notbwendig  ist,  und 
eigentlich  sollten  die  Beamten  der  Waldschutzverwaltung  dieses 
Bestreben  der  Eigenthümer  benutzen  und  hinsichtlich  des  Um- 
risses etwas  anspruchsvoller  sein^  da,  streng  genommen,  der  Um- 
riss  fast  den  einzigen  beständigen  und  zuverlässigen  Anhaltspunkt 
bildet,  auf  Grund  dessen  der  Wirthschaftsplan  ausgearbeitet  wird. 
Da  jedoch  die  Anfertigung  eines  vollkommen  richtigen  und  ge- 
nauen Umrisses  der  Waldfläche  in  vielen  Beziehungen  von  der 
Zahl  und  der  Qualität  der  Spezialkräfte  abhängt,  welche  dem 
Eigenthümer  zur  Verfügung  stehen,  sowie  von  dem  Umfange  der 
Geldmittel,  die  darauf  verwendet  werden  können,  so  muss  man 
sich  mit  den  angeführten  Angaben  über  die  inneren  Contouren 
begnügen,  besonders  gegenwärtig,  so  lange  bei  uns  noch  nicht 
so  viel  Spezialisten  vorhanden  sind,  welche  bereit  sind,  eine  gute 
Aufnahme  der  Umrisse  für  einen  nicht  theueren  Preis  auszuführen. 
Dennoch  kann  man  nicht  umhin,  zu  bemerken,  dass  einige  Wald- 
schutz-Comitäs  sogar  das  Mass  der  bescheidenen  Ansprüche  über- 
schreiten, welche  die  ^Regeln^  stellen,  und  sich  manchmal  mit 
einem  Umrisse  begnügen,  welcher  einfach  mit  Bleistift  entworfen 
ist;  ein  solcher  Umriss  hat  beinahe  keine  Bedeutung  mehr. 

Im  P.  7  §  5  ist  unter  anderm  gesagt,  dass  bei  der  Beschrei- 
bung des  Waldes  die  Flächen  angegeben  werden,  welche  die 
Lichtungen  bilden,  während  in  der  bei  den  Regeln  gegebenen 
Form  die  Lichtungen  nicht  genannt  sind,  so  dass  ein  Zweifel 
auftauchen  kann,  ob  es  richtig  ist  sie  nicht  besonders  anzugeben, 
oder  ob  die  Lichtungen  aus  Versehen  in  der  Form  nicht  erwähnt 
sind.  Meiner  Meinung  nach  ist  in  den  meisten  Fällen  keine  Noth- 
wendigkeit  vorhanden,  die  Lichtungen  besonders  abzutheilen,  son- 
dern sie  müssen  zu  der  mit  Wald  bepflanzten  Fläche  gerechnet 
werden,  weil  sie  in  Wirklichkeit  Wald  sind  oder  sein  werden; 
wenn  jedoch  junge  Lichtungen  noch  nicht  besäet,  nicht  mit  jungem 
Walde  bewachsen  sind,  so  kann  dies  noch  nicht  als  Ursache  zur 
Absonderung   von    der    mit   Wald    bewachsenen    Fläche    dienen, 
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wenn  es  aber  alte  nicht  bewaldete  Lichtungen  giebt,   so   müssen 
sie  zu  den  lichten  Stellen  gerechnet  werden. 

Im  §  8  ist  die  Ordnung  der  vollständigen  Abholzungen  an- 
gegeben, welche  die  natürliche  Waldemeuerung  sichert  und  der 
Bildung  unbebauter  Stellen  vorbeugt.  Einige  Waldeigenthümer 
sagten  mir,  was  auch  mir  so  zu  sein  scheint,  dass  in  diesem 
Paragraphen  einige  zweifelhafte  Angaben  enthalten  seien.  Viel- 
leicht sind  die  mir  mitgetheilten  Bemerkungen  und  meine  eigene 
Ansicht  nicht  richtig,  vielleicht  bin  ich  auch  zu  anspruchsvoll, 
jedenfalls  aber  spreche  ich  die  zu  mir  gelangte  Meinung  für  den 
Fall  aus,  dass  sie  zum  Nutzen  der  Sache  dienen  kann  und  dienen 
wird,  weshalb  ich  nicht  das  Recht  habe,  das  von  mir  Vernom- 
mene zu  verschweigen.  Erstens  bemerkt  man,  dass  in  den  Regeln 
als  sicheres  Mittel  für  die  natürliche  Erneuerung  angegeben  wird, 
auf  der  Desjatine  30  Kiefern  als  Samenbäume  stehen  zu  lassen, 
wobei  die  Auswahl  der  Samenbäume  durch  keine  anderen  Eigen- 
schaften bedingt  ist  als  durch  den  Umfang  von  4  Werschok  in 
Manneshöhe,  d.  h.  in  einigen  Fällen  werden  dies  junge  25jährige 
Kiefern  von  3  Faden  Höhe  sein.  Kann  man  dem  Waldeigen- 
thümer, welcher  die  natürliche  Erneuerung  zu  sichern  wünscht, 
aber  nicht  die  Absicht  hat,  überflüssiges  Kapital  in  Gestalt  einer 
grossen  Anzahl  von  Samenbäumen  im  Walde  zu  lassen,  mit  üeber- 
zeugung  empfehlen,  auf  Kiefemlichtungen,  welche  Gehaue  belie- 
biger Breite  bilden,  auf  der  Desjatine  30  Stück  25jährige  junger 
8  —  9  Arschin  hoher  Kiefern  stehen  zu  lassen?  Und  wer  wird 
daran  schuld  sein,  wenn  die  Bewaldung  der  Lichtungen  nicht  er- 
folgt und  der  Wald  sich  in  unbebautes  Land  verwandelt?  Man 
darf  dabei  auch  deu  Umstand  nicht  aus  dem  Auge  lassen,  dass 
solche  junge  jfreistehende  Kiefern  gewöhnlich  verkümmern  und 
die  meisten  von  ihnen  nach  3 — 4  Jahren  vertrocknen,  natürlich 
ohne  ihren  Zweck  erfüllt  zu  haben.  Zweitens  findet  man,  dass 
die  Ordnung  der  Fällungen,  falls  keine  Samenbäume  stehen  blei- 
ben, im  §  8  etwas  unklar  dargestellt  ist,  so  dass  in  der  Praxis 
unbedingt  Missverständnisse  zwischen  dem  Waldeigenthümer  und 
der  Person  entstehen  müssen,  welcher  auf  Verfügung  des  Wald- 
schutz •  Comitäs    die    Aufsicht    über    die    richtige  Ausführung   des 
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Wirthschaftsplanes  übertragen  ist.  Femer  ist  im  §  8  nicht  fest- 
gesetzt;  dass  im  Wirthschaftsplane  wenigstens  für  die  nächste 
Zeit  von  10 — 15  Jahren  die  Plätze  für  die  Fällungen  angegeben 
sein  müssen,  da  ohne  diese  Bedingung  die  Controle  über  die  Aus- 
führung des  Planes  fast  unmöglich  wird.  Endlich  ist  es  mir  un- 
verständlich, weshalb  die  Espe  verfolgt  wird  und  nicht  als  Samen- 
baum stehen  bleiben  kann,  da  doch  ihre  näheren  und  weiteren 
Verwandten,  die  Schwarzpappel,  Weisspappel  und  die  Weiden 
stehen  bleiben  dürfen?  Für  die  Espe  ist  das  eine  augenschein- 
liche Ungerechtigkeit,  —  Nach  meinem  Dafürhalten  erfordert 
dieser  Paragraph  über  kurz  oder  lang  eine  Durchsicht.  Man 
muss  sich  erinnern,  dass  man  durch  die  Bestimmung  einer  Ord- 
nung für  die  Fällungen  nicht  nur  die  Erneuerung  eines  Waldes 
erzielen  muss,  wenn  selbst  dieser  erneuerte  Wald  von  anderer 
Art  und  Eigenschaft  als  der  frühere  sein  sollte,  sondern  auch  die 
Möglichkeit  der  Controle  durch  die  örtlichen  Beamten  der  Wald- 
schutzverwaltung, sowie  auch  die  Beseitigung  von  Missverständ- 
nissen, die  zwischen  dem  Eigenthümer  und  der  Person  entstehen 
können,  welcher  die  Aufsicht  über  den  Wald  übertragen  ist. 

Bei  der  Vergleichung  der  §§  13  und  14  kann  ich  mir  eben- 
falls nicht  erklären,  warum  die  Abholzung  der  ganzen  Waldfläche 
auf  einmal  nur  in  dem  Falle  zugelassen  werden  kann,  wenn  für 
diesen  Wald  nicht  ein  vereinfachter  Wirthschaftsplan,  sondern 
ein  ausführlicher,  auf  genaueren  Untersuchungen  beruhender  an- 
gefertigt ist.  Es  sollte  scheinen,  dass  kein  Grund  vorhanden  ist, 
in  diesem  Falle  einen  Unterschied  zwischen  einem  vereinfachten 
und  einem  ausführlichen  Wirthschaftsplan  zu  machen.  Ich  glaube, 
dass  dies  einfach  ein  Abfassungsversehen  ist. 

Nach  §  15  wird  die  Durchsicht  des  dem  Comit^  vorgestellten 
Wirthschaftsplanes  durch  diejenige  Person  ausgeführt,  welcher 
vom  Waldschutz- Comit6  die  örtliche  Aufsicht  über  den  Wald 
übertragen  ist,  für  den  der  Wirthschaftsplan  angefertigt  wurde. 
Unter  der  Zahl  dieser  Personen  können  sich  auch  die  Verfasser 
des  Planes  selbst  befinden.  Kann  man  ihnen  die  Durchsicht  des 
Wirthschaftsplanes  anvertrauen?  Dieser  Umstand  ist  wegen  seiner 
geringen  Bedeutung   in   den    Kegeln    nicht    erwähnt,    kann    aber 
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Anlass  zn  sehr  bösen  Andeutungen,  oft  zu  ungerechtem  Tadel, 
und  manchmal  vielleicht  auch  zu  unangcnelimen  Abmachungen 
geben.  Der  Waldeigenthümer  fordert  z.B.  den  Kronsförster  oder 
dessen  Gehilfen  auf,  einen  Wirthschaftsplan  anzufertigen  und  sagt 
ihm:  „Ich  bestimme  Euch  eine  gewisse  Summe  für  die  Arbeit, 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  Ihr  ein  Drittel  dieser  Summe 
nach  Beendigung  der  Arbeit  erhaltet,  das  Uebrige  aber  erst  in 
dem  Falle,  wenn  der  entsprechend  meinen  Wünschen  von  Euch 
angefertigte  Plan  vom  Waldschutz-Comite  bestätigt  sein  wird.** 
In  seiner  Einfalt  denkt  der  Förster,  dass  der  Eigenthümer  einfach 
kein  baares  Geld  zur  Bezahlung  hat  und  beginnt  mit  der  Arbeit, 
welche  er  dann  selbst  auf  Verfügung  des  Comites  durchsieht, 
nnd  endlich  beginnen  Klatschereien  über  eine  vom  Eigenthümer 
erhaltene  Bestechung  zu  circuliren.  In  noch  höherem  Grade 
tauchen  diese  Klatschereien  über  die  Revisor -Instruktoren  auf, 
welche  in  der  Eigenschaft  von  Instruktoren  die  Wirthschaftspläne 
anfertigen  und  sodann  in  der  Eigenschaft  von  Waldrevisoren  im 
Comite  anwesend  sind  und  ihre  Meinung  über  die  Tauglichkeit 
oder  Untauglichkeit  des  zur  Bestätigung  vorgestellten  Wirthschafts- 
planes  aussprechen.  Es  wäre  wünschenswerth,  ein  Mittel  zur  Be 
seitigung  des  Anlasses  zu  dergleichen  Klatschereien  and  Tadel  zu 
finden.  Vielleicht  wäre  es  nützlich,  Taxen  für  die  Anfertigung 
vereinfachter  Wirthschaftspläne  festzusetzen,  dies  würde  dem 
Eigenthümer  in  bedeutendem  Grade  den  Verkehr  und  die  Ver- 
handlungen mit  den  Spezialisten  erleichtern  und  würde  die  letz- 
teren von  der  Unannehmlichkeit  befreien,  welche  ein  Mensch  em- 
pfindet, der  in  die  Nothwendigkeit  versetzt  ist,  zu  handeln. 

üebrigens  könnte  man  noch  viele  Wünsche  aussprechen,  da 
individuelle  Ansichten  sehr  verschieden  zu  sein  pflegen;  man  muss 
aber  anerkennen,  dass  die  Regeln  vom  3.  Juni  1888  im  Allge- 
meinen vollkommen  mit  dem  Geiste  des  Gesetzes  und  der  übrigen 
Vorschriften  des  Ministeriums  in  Betreff  der  Anwendung  des  Ge- 
setzes harmoniren.  Man  muss  das  richtige  Verdienst  der  Regeln 
anerkennen,  dass  sie  nur  das  Allernothwendigste  fordern,  im 
übrigen  aber  dem  Eigenthümer  Handlungsfreiheit  zugestehen. 

Ich   habe   bereits  früher  den  Wirthschaftsplan   als   ein  Mittel 
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bezeichnet,  welches  gestattet,  beinahe  jede  Schwierigkeit  bei  der 
Anwendung  des  Art.  13   des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  zu  be- 
seitigen.   Bis  jetzt  gab  es  bei  der  Anfertigung  von  Plänen,  streng 
genommen,  gar  keine  Schwierigkeiten,  weil  die  scheinbar  schwie- 
rigen Fälle  einfach  das  Resultat  von  Missverständnissen  und  Un- 
klarheiten waren.     So  wird  z.  B.  vom  Gesetz  gefordert,  dass  der 
Wirthschaftsplan  vom  Waldeigenthtimer  angefertigt  und  dem  Comit^ 
vorgestellt  werde,  d.  h.  von  einer  Person,  welcher  nicht  nur  der  Wald, 
sondern  auch  der  Waldboden  gehört,  und  nicht  von  einem  Holz- 
händler oder  überhaupt  von  einem  Menschen,  welcher  den  Wald 
zum  Abholzen  gekauft  hat.     Es  giebt  jedoch   auch  solche  Fälle 
von  Kauf  und  Verkauf,    dass    es   schwer   ist   zu   ermitteln,  wer 
grösseres  Recht  auf  den  Waldboden  besitzt  —  der  Landeigenthü- 
mer  oder  der  Käufer  des  Waldes  mit  seinem  Kontrakt  mit  langer 
Frist.     In    solchen   Fällen    verweigert   der  Landeigenthümer   die 
Vorstellung  eines  Planes,  indem  er  vorgiebt,  dass  er  nicht  das 
Recht  der  Verfügung  über  einen  fremden  Wald  habe,  vom  Holz- 
händler dagegen  hatte  das  Comite  keine  Pläne  angenommen,  so  dass 
ein  Stillstand  eintrat   und  dies  gleichsam   als  Hinderniss  zur  Er- 
füllung  des   Kontraktes   diente.     In   Wirklichkeit    bot   nicht    das 
Gesetz  die  Schwierigkeit,   sondern  einfach  der  Wunsch  der  Kon- 
trahenten, ein  Einverständniss  zu  erzielen.     Als  das  Ministerium, 
wie  man  auf  Grund  des  Circulars  vom  5.  Dezember  1889  (s.  die 
Beilagen)  annehmen  muss,  dies  ersah,  theilte  es  den  Comitäs  mit, 
dass,   wenn    der  Waldeigenthümer   die  Vorstellung   eines  Planes 
verweigere  und  erkläre,   dass  er  nicht  das  Recht  habe   über  den 
Wald  zu  verfügen,   sondern  dass  dieses  Recht  dem  Holzhändler 
zukomme,   die  Comitds   dem  Letzteren  erlauben   können,   verein- 
fachte Pläne  für  die  Zeit  der  Gültigkeit  des  Kontraktes  vorzu- 
stellen.    In   anderen   Fällen   wollten   gewandte   Leute    ihre    nicht 
ganz  reinen  Absichten  durch  das  Gesetz  vom  4.  April  decken  und 
stellten   die  Sache  so   dar,   dass  für  Jemand,   der   mit  derselben 
nicht  vertraut  war,  das  Gesetz  als  Ursache  des  Ruin  es  von  Leuten 
erscheinen  musste,   welche  vom  Walde  lebten.     Ich   erlaube   mir 
einen  Fall  anzuführen,   welcher   zu  meiner  Kenntniss  gekommen 
ist.    Ein  Waldeigenthümer  sieht,  dass  er  den  Wald  zu  billig  ver- 
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kauft  liat,  hält  es  aber  nicht  für  geeignet,  ohne  hinreichenden 
Grnnd  den  Eontrakt  zu  brechen  und  sich  somit  bei  den  Uolz- 
hftndlern,  mit  denen  er  als  Qrossgrtmdbesitzer  beständig  Geschäfte 
hat,  in  einen  schlechten  Ruf  zu  bringen.  Er  verfertigt  einen 
Wirthschaftsplan  für  seinen  Wald,  von  dem  ein  grosser  Theil  zum 
Abholzen  verkauft  ist,  und  nimmt  bei  der  Abfassung  des  Planes 
als  Umlauf  der  Fällung  für  die  Kiefern  120  Jahre  (nach  den 
Regeln  kann  er  einen  Umlauf  von  60  Jahren  annehmen,  man  kann 
ihn  jedoch  nicht  hindern,  den  Umlauf  zu  erhöhen)  und  für  Laub- 
wald 60  Jahre  an  (während  er  das  Recht  hat,  im  Ganzen  30  Jahre 
und  sogar  etwas  weniger  anzunehmen)  und  schliesst  sodann  aus 
der  Waldfläche  alle  Lichtungen  aus,  unter  dem  Vorwande,  dass 
sie  sich  in  unbebautes  Land  verwandeln;  nachdem  er  unter  diesen 
Bedingungen  die  Berechnung  der  Fällungen  gemacht  hat,  findet 
er,  dass  man  in  seinem  Walde,  dessen  Fläche  bis  3000  Desjatinen 
beträgt,  jährlich  nicht  mehr  als  15  Desjatinen  fällen  kann  und 
stellt  diesen  Plan  dem  Comit^  zur  Bestätigung  vor.  Während 
dem  muss  der  Holzhändler  nach  dem  Eontrakt  im  Jahre  nicht 
weniger  als  75  Desjatinen  föllen,  und  hat  nur  in  Anbetracht  dieses 
Umfanges  der  Fällungen  eine  Holzsägemühle  gebaut,  Comtoire  in 
den  südlichen  Hafenstädten  eingerichtet  und  ist  zahlreiche  Ver- 
pflichtungen über  die  Lieferung  von  Holzmaterial  eingegangen. 
Unter  diesen  Bedingungen  nur  15  Desjatinen  zu  fällen,  ist  die 
Bestätigung  des  Planes  für  ihn  gleichbedeutend  mit  dem  Ruin. 
Als  er  vom  vorgestellten  Plan  erfahren,  wendet  er  sich  an  den 
Eigenthümer,  dieser  zuckt  die  Achseln,  „es  ist  nicht  meine  Schuld '', 
sagt  er,  das  Gesetz  bedrückt  mich,  den  Eigenthümer,  mehr  als 
Euch,  und  ich  kann  mich  den  Forderungen  des  Gesetzes  nicht 
widersetzen.  Der  Holzhändler  wendet  sich  an  das  Comite,  das 
Comite  sieht  die  Ungerechtigkeit,  ist  aber  nicht  im  Stande  zu 
helfen;  die  Angelegenheit  geht  an  die  höhere  Instanz,  doch  auch 
sie  ist  nicht  kompetent,  sich  mit  der  Durchsicht  einer  Sache  zu 
befassen,  welche  nicht  in  der  Sphäre  des  Waldschutzgesetzes, 
sondern  nur  unter  seinem  Deckmantel  vor  sich  geht.  Und  erst 
vor  Gericht   erfährt  der  Holzhändler  den   Werth   dieses   ganzen 
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Kniffes  und  begreift,   dass   das  Gesetz   vom  4.  April  hier  nichts 
zn  sagen  hat. 

Nehmen  wir  aber  an,  dass  es  Fälle  geben  kann,  wo  weder 
das  von  mir  angegebene  Mittel  noch  irgend  ein  anderes  im  Gesetz 
gegebenes  die  Schwierigkeiten  beseitigen  kann,  welche  sich  in  der 
Praxis  linden.  Heisst  das  nun,  dass  das  Gesetz  nichts  werth  ist? 
Dann  ist  ja  gar  kein  Gesetz  etwas  werth,  weil  es  schwerlich  auch 
nur  einen  einzigen  Artikel  im  Gesetzbuche  giebt,  welcher  nicht 
irgend  welche  Missverständnisse  hervorrief  und  Anlass  zu  Gerede 
und  Gesprächen  bot.  Für  den  Praktiker  ist  die  Erkenntniss 
wichtig,  dass  in  den  schwierigsten  Fällen  er  noch  um  die  An 
Wendung  einer  Ausnahmemassregel  bitten  kann,  nicht  zum  Bei- 
spiele für  andere,  wie  man  zu  sagen  pflegt.  Es  scheint  mir  aber 
sehr  wichtig  zu  sein,  dass  der  Minister  der  Reichsdomänen  bei 
der  Einführung  des  Waldschutzgesetzes  es  für  nothwendig  erach- 
tete, auf  die  Möglichkeit  einer  Ausnahmemassregel  auch  in  Betreff 
der  Fragen  von  der  Waldschonung  hinzuweisen.  Er  sagt  (s.  Bei- 
lagen): „Wenn  die  Comitös  auf  Verträge  stossen,  in  denen  die 
Nichtübereinstimmung  einiger  Bedingungen  mit  den  Forderungen 
der  Verordnung  sich  besonders  schwer  am  Wohlstande  von  Privat- 
personen und  Gemeindon  äussern  kann,  so  ersuche  ich,  alle  der- 
artigen umstände  mir  zur  vorherigen  Durchsicht  vorzustellen,  da- 
mit ich  in  besonders  wichtigen  Fällen  ordnungsgemäss  um  eine 
Ausnahmemassregel  mich  verwenden  kann,  welche  der  Ausgleichung 
wesentlich  betroffener  Interessen  einer  Privatperson  mit  den  vom 
Waldschutz  -  Comite  verfolgten  Zwecken   förderlich  sein  könnten." 

Einige  Vertreter  der  Kronsforstverwaltung  in  den  Gouverne- 
ments sind  bis  zu  einem  solchen  Grade  von  dem  Gedanken  der 
Nothwendigkeit  der  Anfertigung  einfacher  Wirthschaftspläne  für 
Wälder  durchdrungen,  welche  nicht  für  Schutzwaldungen  erklärt 
worden  sind,  dass  sie  die  Verfügung  trafen,  derartige  Pläne  eben- 
falls für  die  noch  nicht  organisirten  Ki'onsforstreviere  anzufertigen. 
Es  sollte  scheinen,  dass  kein  besonderes  Erfordemiss  einer  der- 
artigen Massregel  vorhanden  sei,  da  in  den  Kronswäldem  und 
besonders  in  nicht  organisirten  Revieren  die  Nutzung  in  so  unbe- 
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deutendem  Umfange  vor  sich  geht,  dass  es  Niemandem  einfällt, 
diese  Fällungen  für  verwüstend  zu  erklären. 

Wenden  wir  uns  zu  einer  anderen  bedingungslosen  Forderung 
des  Gesetzes  in  Betreff  der  nicht  für  Schutzwaldung  erklärten 
Wälder,  zum  Verbote  des  Weidens  von  Vieh  in  Lichtungen  und 
im  jungen  Walde,  welcher  noch  nicht  15  Jahre  alt  ist.  Schwer- 
lich ist  es  nöthig,  Jemand,  der  auch  nur  ein  wenig  mit  dem 
Walde  bekannt  ist,  davon  zu  tiberzeugen,  dass  das  nicht  regel- 
rechte Weiden  von  Vieh  in  Lichtungen  und  jungem  Walde  als 
Folge  die  Verwüstung  und  sogar  die  vollständige  Vernichtung 
des  Waldes  hat.  In  derjenigen  Gegend,  auf  welche  sich  das 
Waldschutzgesetz  in  seinem  vollen  Umfange  erstreckt,  fügt  das 
Weiden  den  Wäldern  beinahe  grösseren  Schaden  zu  als  sogar 
nicht  geregelte  verstärkte  Fällungen,  weil  ein  bedeutender  Theil 
der  Wälder  hier  aus  llaubwald  besteht,  welcher  nach  der  Fällung 
sich  leicht  und  schnell  durch  Ausschlag  und  Schösslinge  erneuert 
und  dadurch  den  Boden  vor  Ausbrennen  und  Verwilderung  be- 
wahrt, während  das  Weiden  von  Vieh  in  vollständig  entgegen- 
gesetzter Richtung  wirkt.  Daher  ist  es  für  Jedermann  augen- 
scheinlich, dass  die  Erfüllung  dieser  Forderung  des  Gesetzes  sich 
durch  die  günstigsten  Folgen  an  unsem  Wäldern  äussern  wird. 

Die  Praxis  wies  auf  einige  Schwierigkeiten  bei  der  Anwen- 
dung dieses  Theiles  des  Gesetzes  hin.  Aus  einigen  Gouverne- 
ments trafen  Erklärungen  ein,  dass  die  vom  Gesetze  bestimmte 
Frist  des  Verbots  für  jungen  Wald  zu  lang  sei,  da  in  jenen  Ge- 
genden der  junge  Wald  die  für  die  Beschädigung  durch  Vieh 
ungefährliche  Höhe  im  Laufe  einer  kürzeren  Zeit  erreiche,  so 
dass  das  zu  lange  anhaltende  Verbot,  Vieh  im  Walde  bis  zum 
Alter  von  15  Jahren  zu  weiden,  den  Flächenraum,  auf  welchem 
man  das  Vieh  lassen  kann,  bedeutend  vermindern  und  daher  in 
einigen  Gegenden  vollständig  unausführbar  erscheine,  nämlich 
dort,  wo  die  Bevölkerung  von  Alters  her  von  Viehzucht  lebt  und 
sich  nicht  auf  einmal  den  neuen  Forderungen  anpassen  könne. 
So  viel  bekannt  ist,  schenkte  die  Regierung  diesem  letzteren 
Umstände  Beachtung  und  schaffte  der  Bevölkerung  alle  möglichen 
Erleichterungen,  um  ihr  die  Möglichkeit  zu  geben,  ihre  für  das 
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ganze  Gebiet  verderbliche  landwirthschaftliche  Kultur  der  For- 
derung des  Waldschutzgesetzes  anzupassen.  Uebrigens  bildet  das 
Weiden  im  Walde  in  den  meisten  Fällen  in  den  mittleren  und 
nördlichen  Gouvernements  nicht  die  nothwendige  Bedingung  für 
die  Existenz  der  Landbevölkerung,  wird  mehr  aus  alter  Gewohn- 
heit und  nicht  aus  Mangel  vorgenommen,  und  hat  die  Frage  von 
der  Verkürzung  der  Frist  des  Verbots  dort  keine  besondere  Be- 
deutung, um  so  mehr  als  man  von  einer  Verkürzung  der  Frist 
des  Verbots  auch  nur  auf  ein,  zwei,  höchstens  auf  drei  Jahre 
sprechen  kann. 

Ich  kann  nicht  verschweigen,  dass  es  Fälle  giebt,  wo  man 
ohne  Schaden  das  Weiden  von  Vieh  auch  in  sehr  jungem  Walde 
zulassen  könnte.  So  weidet  man  z.  B.  in  den  Wäldern  des  Grafen 
üwarow,  im  Gouvernement  Moskau,  das  Vieh  ohne  Schaden  im 
gesäeten  und  gepflanzten  3 — 4  Jahre  alten  Walde,  dafür  ist  dort 
auch  die  Aufsicht  über  die  Hirten  und  der  Hirten  über  das  Vieh 
sehr  streng,  so  wie  man  sie  in  den  meisten  anderen  Gouverne- 
ments nicht  erwarten  kann. 

Ich  werde  mich  zu  dieser  Frage  noch  im  zweiten  und  dritten 
Theile  meines  Buches  wenden,  hier  aber  mich  nur  mit  der  Bemer- 
kung begnügen,  dass,  wenn  bei  uns  wirklich  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  bei  der  Anwendung  der  Forderung  des  Gesetzes 
hinsichtlich  des  Weidens  von  Vieh  im  jungen  Walde  sich  bieten 
sollten,  ein  Ausweg  zu  ihrer  Beseitigung  im  Art.  11  P.  a.  ent- 
halten ist,  auf  Grund  dessen  der  Eigenthümcr  um  die  Erlaubniss 
des  Rodens  des  Waldes  für  einen  Weideplatz  nachsuchen  darf, 
obgleich  —  eile  ich  zu  bemerken  —  die  Verwandlung  des  Wald- 
bodens in  eine  Weide  nicht  immer  von  den  erwarteten  günstigen 
Resultaten  begleitet  ist,  d.  h.  nicht  immer  den  Schaden  ersetzen 
kann,  welcher  durch  das  Verbot  des  Weidens  von  Vieh  im  Walde 
zugefügt  wird. 

Ich  habe  den  wichtigsten  Theil  des  Waldschutzgesetzes,  die 
Massregeln  der  Schonung  vor  der  Vernichtung  und  Erschöpfung 
der  Schutzwälder  und  der  Nichtschutzwälder,  durchgesehen  und, 
soweit  dies  meinen  Kräften  entsprach,  erläutert. 

Im  Gesetze  wird  jedoch  noch  eine  Kategorie  Wälder  erwähnt, 
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in  Betreff  deren  keine  besonderen  Schonungsmassregeln  festgesetzt 
sind.  Dies  sind  die  Wälder,  welche  den  Oberlaufund  die  Quellen 
der  Flüsse  oder  ihrer  Nebenfltlsse  bewahren.  Es  ist  augenschein- 
lieh, dass  sie  nicht  zur  Kategorie  der  Schutzwälder  gerechnet 
werden  können,  und  deshalb  dürfen  bei  ihnen  nur  diejenigen 
Schonungsmassregeln  angewandt  werden,  welche  für  Wälder  fest- 
gesetzt sind,  die  nicht  für  Schutzwaldung  erklärt  sind.  Folglich 
unterscheiden  sich  in  den  Gegenden,  auf  welche  sich  das  Wald- 
schutzgesetz nicht  in  seinem  vollen  Umfange  erstreckt,  diese 
Wälder  durch  nichts  von  den  übrigen  Wäldern,  es  sei  denn  nur 
dadurch,  dass  in  ihnen  das  Roden  mehr  erschwert  ist,  da  ausser 
den  Bedingungen,  welche  im  Art.  11  der  Verordnung  aufgezählt 
sind,  das  Comit6  bei  der  Erlaubniss  des  Rodens  in  diesen  Wäldern 
noch  einen  Umstand  in  Betracht  zieht,  welcher  im  Art.  41  der 
Verordnung  erwähnt  ist,  nämlich  denjenigen,  dass  das  erbetene 
Roden  dem  Wasserreichthum  der  Quellen  keinen  Schaden  zufügen 
kann.  Wegen  dieses  einen  Umstandes  muss  man  übrigens  diese 
Wälder  in  den  angegebenen  Gegenden  oder  überhaupt  in  Wäldern, 
auf  welche  sich  das  Gesetz  in  seinem  vollen  Umfange  erstreckt, 
in  eine  besondere  Gruppe  absondern.  Da  aber  die  erwähnten 
Wälder,  auf  Grund  der  Abth.  III  des  am  4.  April  1888  Aller- 
höchst bestätigten  Reichsrathsgutachtens,  der  Verordnung  auf  dem 
Gebiete  des  gesammten  europäischen  Russlands  untergeordnet  sind, 
so  müssen  sie  in  den  übrigen  Gegenden  abgesondert  werden,  und 
müssen  sich  ihre  Eigenthümer  allen  den  Beschränkungen  unter- 
werfen, welche  im  Gesetze  für  die  Kichtschutzwälder  angegeben 
sind,  d.  h.  sie  dürfen  verwüstende  Fällungen,  das  Weiden  von 
Vieh  in  jungen  Wäldern  vor  dem  Alter  von  15  Jahren  und  ohne 
die  Erlaubniss  der  Waldschutz- Comites  die  Verwandlung  dieser 
Wälder  in  eine  andere  Art  nutzbaren  Landes  nicht  vornehmen. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Eigenthümer  dieser  Wälder 
das  Recht  haben,  vereinfachte  Wirthschaftspläne  zur  Bestätigung 
den  Waldschutz -Comites  vorzustellen,  und  die  letzteren  sich  zu 
diesen  Plänen  genau  so  verhalten  werden,  wie  sie  sich  zu  Plänen 
in  Wäldern  verhalten,  welche  nicht  für  Schutzwaldungen  er- 
klärt sind. 
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Augenscheinlich  hat  sich  die  Praxis  mit  diesem  Gedanken 
wohl  nicht  genügend  vertraut  gemacht ^  und  in  einigen  Gouverne- 
ments; welche  der  vollen  Wirkung  des  Waldschutzgesetzes  unter- 
worfen sind,  werden  in  den  Waldschutz -Comites  Bestimmungen 
über  die  Nothwendigkeit  der  Schonung  von  Wäldern  und  ihrer 
Theile  zum  Schutze  des  Oberlaufes  und  der  Quellen  der  Flüsse 
und  ihrer  Zuflüsse  getroffen. 

Die  Aufsicht  über  diese  Wälder  in  denjenigen  Gegenden,  wo 
sie  in  eine  besondere  Kategorie  von  Wäldern  abgesondert  werden, 
ist  ziemlich  schwierig,  da  das  Gesetz  nicht  auf  die  Nothwendig- 
keit der  Absonderung  dieser  Wälder  in  der  Natur  hinwies,  und 
es  für  die  mit  der  Aufsicht  betrauten  Personen  schwer  ist  zu  be- 
stimmen, ob  eine  gewisse  Nutzung  des  Waldes  ausserhalb  der 
Grenzen  des  Waldes,  welcher  den  Wasserreichthum  der  Quellen 
bewahrt,  oder  innerhalb  derselben  vor  sich  geht.  Es  wäre  wün- 
schenswerth,  dass  die  Comites  Mittel  zur  Absonderung  solcher 
Wälder  in  der  Natur  vermittelst  Durchhauung  einer  Visirlinie, 
Einhauung  von  Zeichen,  Aufstellung  von  Pfählen  etc.  ausfindig 
machten. 

Die  Verletzung  der  Vorschriften  der  Verordnung  von  der 
Schonung  der  Wälder  führt  nach  dem  Gesetz  vom  4.  April  1888 
zu  zweierlei  Fragen:  1)  die  Schuldigen  werden  zur  gerichtlichen 
Verantwortung  gezogen  auf  Grund  der  Regeln  über  den  Prozess 
für  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung,  oder 
auf  dem  allgemeinen  Wege  des  Kriminalprozesses,  und  2)  den 
Eigenthümem  der  Wälder,  in  denen  die  Gesetzesverletzung  statt- 
fand, wird  auf  administrativem  (polizeilichem)  Wege  die  Pflicht 
auferlegt,  den  früheren  Zustand  des  Waldreviers  wieder  herzu- 
stellen. Diese  letzteren  Pflichten  sind  im  Art.  15  der  Verordnung 
von  der  Schonung  der  Wälder  angegeben,  ihre  Erfüllung  wird 
dem  Eigen thümer  unabhängig  davon  auferlegt,  ob  er  selbst  die 
Ursache  der  im  Walde  vorgenommenen  Beschädigungen  war  oder 
andere  Personen,  sowie  auch  davon,  ob  in  Folge  der  stattgefun- 
denen Gesetzesverletzung  eine  gerichtliche  Untersuchung  ange- 
strengt wurde  oder  nicht,  ob  das  Gericht  diese  oder  jene  Person 
für  schuldig  erkannte   oder  nicht.     Wenn   einmal  die  Thatsache 
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einer  solchen  Fällung  oder  des  Rodens  des  Waldes  konstatirt  ist, 
welche  zuwider  der  Forderung  der  Verordnung  vorgenommen 
wurde,  so  ist  der  Eigenthümer  verpflichtet,  die  ungesetzlich  ab- 
geholzte oder  gerodete  Fläche  zu  bewalden  und  das  weitere 
Wachsthum  des  Waldes  auf  derselben  sicherzustellen.  Diesen 
Umstand  dürfen  die  örtlichen  Aufsichtsbeamten  und  Personen, 
welchen  die  Führung  der  örtlichen  Untersuchung  übertragen  wird, 
nicht  aus  dem  Auge  lassen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
der  Waldeigen thtimer,  wenn  die  Verletzung  nicht  von  ihm  selbst 
oder  ohne  seine  Einwilligung  ausgeführt  ist,  das  Recht  hat,  Er- 
satz des  vollen  Betrages  derjenigen  Ausgaben  nachzusuchen, 
welche  er  laut  Art.  15  der  Verordnung  für  die  Wiederherstellung 
des  Waldes  auslegt. 

Was  die  gerichtliche  Verantwortung  (diese  Verantwortung 
betrifft  ausschliesslich  das  Eigenthum,  wie  aus  der  Abth.  IV  des 
am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens  zu 
ersehen  ist,  s.  die  Beilagen)  betrifft,  so  kann  dieselbe  nicht  allein 
auf  den  Eigenthümer  des  Waldes  fallen ,  sondern  auch  auf  fremde 
Personen,  da  nach  dem  allgemein  gültigen  Gesetze  in  Kriminal- 
Sachen  ein  Jeder  die  Verantwortung  nur  für  sich  selbst  trägt. 
Natürlich  sind  die  Verletzungen  des  Waldschutzgesetzes  nach 
ihrem  Charakter,  oder,  um  sich  richtiger  auszudrücken,  nach 
dem  Quantum  der  Handlung  und  der  Zeit,  welches  zur  Ausfüh- 
rung solcher  Verletzungen  noth wendig  ist,  derartig,  dass  in  der 
ungeheueren  Mehrzahl  der  Fälle  nur  der  Waldeigenthümer  oder 
eine  Person  an  denselben  schuld  sein  kann,  welche  von  dem 
ersteren  eine  Vollmacht  erhalten  oder  sich  seiner  Einwilligung 
auf  die  freie  Verfügung  im  Walde  versichert  hat.  Ein  eigen- 
mächtiger Waldfrevler  oder  überhaupt  eine  Person,  welche  im 
Walde  ohne  Wissen  des  Eigenthümers  oder  heimlich  vor  ihm 
handelt,  kann  nur  in  seltenen  Fällen  eine  Fällung  in  einem 
solchen  Umfange  vornehmen,  dass  sie  für  verwüstend  erklärt 
wird,  oder  eine  solche  Anzahl  Baumstumpfe  ausroden,  dass  dies 
als  Roden  gerechnet  wird.  Doch  können  sich  z.  B.  als  schuldig 
des  Weidens  von  Vieh  sehr  häufig  ausschliesslich  fremde  Per- 
sonen erweisen,  welche  fremden  Wald  heimlich  beschädigen,  ob- 
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gleich  natürlich  auch  in  Betreff  dieser  Verletzung  die  Frage  ent- 
stehen kann,  ob  man  als  ungesetzliche  Handlung,  im  Sinne  des 
oben  angeführten  Reichsrathsgutachtens,  das  einmalige  oder  zwei- 
mab'ge  Treiben  des  Viehes  im  jungen  noch  nicht  15  Jahre  alten 
Walde  halten  soll;  wenn  dies  jedoch  zweifelhaft  ist,  oder  der 
Friedensrichter  sich  die  Ansicht  bildet,  dass  man  zur  Verantwor- 
tung nach  dem  Gesetze  vom  4.  April  1888  nur  in  dem  Falle 
ziehen  kann,  wenn  ein  dem  Walde  durch  Vieh  zugefügter  Schaden 
an  den  Tag  tritt,  so  entsteht  natürlich  die  Frage,  ob  man  von 
Verantwortung  den  Eigenthümer  eines  Waldes  befreien  kann,  wo 
ein  eigenmächtiges  jedoch  beständiges  Weiden  von  Vieh  im  jungen 
Walde  nachgewiesen  ist?  Endlich  giebt  es  Fälle,  wo  der  Ver- 
walter eines  Waldes  auch  noch  anderweitig  der  Verantwortung 
unterliegt.  Ein  solcher  Fall  ist  im  P.  6  Abth.  IV  desselben  Reichs- 
rathsgutachtens  (s.  Beilagen)  vorgesehen,  wo  gesagt  ist,  dass  für 
Zulassung  von  Verletzungen  (in  einem  Sinne,  welcher  ebendaselbst 
angegeben  ist)  in  Wäldern,  welche  unter  der  Administration  oder 
Aufsicht  von  Kronsverwaltungen  stehen,  die  schuldigen  Beamten 
derselben,  statt  der  durch  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  bestimmten 
Geldahndungen,  der  Verantwortung  nach  den  Bestimmungen  über 
Strafen  für  Dienstvergehen  unterliegen.  Dies  ist  jedoch,  meiner 
Meinung  nach,  nicht  der  einzige  Fall.  In  derselben  Lage  befinden 
sich  überhaupt  Vertreter,  Bevollmächtigte  der  Chefs  aller  soge- 
nannten juristischen  Personen,  z.  B.  von  Bauerngemeiden,  Klöstern, 
Städten  etc.  Für  Zulassungen  von  Verletzungen  des  Waldschutz- 
gesetzes in  Wäldern,  welche  der  Aufsicht  unterliegen,  können 
diese  Personen,  auf  Grund  des  oben  angeführten  Grundgesetzes, 
als  Uebertreter  nicht  selbst  zur  Verantwortung  gezogen  werden, 
da  sie  in  Wirklichkeit  keinen  Wald  gefällt  oder  persönlich  keine 
Verfügungen  über  die  Ausführung  des  Rodens  getroffen  haben, 
sondern  nur  die  Gemeinde  zu  einer  Handlung  zuliessen,  zu  welcher 
sie  dieselbe  auf  Grund  der  ihnen  übertragenen  Gewalt,  gegebenen 
Vollmacht  oder  auferlegten  Pflicht  nicht  zulassen  durften.  Für 
dieses  letztere  müssen  sie  auch  die  Verantwortung  tragen,  welche 
speziell  für  Dienstvergehen  festgesetzt  ist. 

Ich  möchte  jetzt  zur  Durchsicht  der  Massregeln  zur  Unter- 


—    365     — 

Stützung  und  Förderung  der  Schonung  und  Anzucht  der  Wälder 
übergehen.  Ich  möchte  mich  jedoch  nach  Möglichkeit  über  alle 
Fragen  äussern,  welche  in  der  Praxis  angeregt  sind,  und  erlaube 
mir  deshalb  zu  dem  von  mir  durchgesehenen  Theile  des  Wald- 
schutzgesetzes zurückzukehren,  um  auf  folgende  zwei  Fragen  zu 
antworten:  1)  kann  man  Baumstumpfe  und  Wurzeln  roden,  welche 
nicht  für  Schutzwaldungen  erklärt  sind,  und  2)  kann  man  Wald 
föUen  im  Falle  der  Beschädigung  desselben  durch  Insekten  oder 
andere  Naturkräfte  in  einem  solchen  Grade,  dass  er  zum  weiteren 
Wachsthum  untauglich  wird? 

In  Betreff  des  Rodens  von  Baumstumpfen  und  Wurzeln  muss 
man  im  Äuge  behalten,  dass  diese  Massregel,  wenn  sie  auf  einer 
bestimmten  Fläche  angewandt  wird,  z.  B.  in  einem  Gehau  und 
bei  allen  Baumstumpfen  und  Wurzeln,  als  Umwandlung  des  Wald- 
bodens in  eine  andere  Art  nutzbares  Land  aufgefasst  werden  kann, 
besonders  wenn  dabei  solche  Baumstumpfe  und  Wurzeln  gerodet 
werden,  welche  im  Stande  sind,  jungen  Auswuchs  und  Schöss- 
linge  zu  geben,  die  zur  Bewaldung  der  abgeholzten  Fläche  dienen, 
und  ohne  welche  die  natürliche  Erneuerung  unmöglich  wird  und 
die  Fläche  die  Eigenschaft  von  Weiden  oder  Heuschlägen  erhält. 
In  der  Praxis  aber  wird  eine  solche  vollständige  Entfernung  der 
Baumstumpfe  nur  zum  Zwecke  des  Rodens  vorgenommen ,  dagegen 
geschieht  die  Nutzung  des  Baumstumpfen-  und  Wurzelmaterials 
(z.  B.  zur  Gewinnung  von  Theer)  nur  stellenweise  im  Walde,  „am 
Fundorte",  wenn  man  diese  Bezeichnung  im  gegebenen  Falle  ge- 
brauchen kann,  und  eine  solche  Exploitation  bringt  dem  Walde 
nicht  nur  keinen  Schaden,  sondern  sogar  Nutzen,  da  hierdurch 
der  Boden  auf  einer  ziemlich  bedeutenden  Fläche  gelockert  und 
für  den  Samen  empfänglicher  gemacht  wird.  Es  ist  augenschein- 
lich, dass  eine  solche  Nutzung  auf  Grund  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  nicht  verboten  werden  kann. 

Was  nun  die  Nutzung  des  beschädigten  Waldes  betrifft,  so 
sollte  es  scheinen,  dass  hier  kein  Zweifel  an  der  ungehinderten 
Nutzung  solchen  Waldes  bestehen  kann,  da  das  Waldschutz-Comit^ 
den  Zweck  hat,  nur  wachsenden  Wald  zu  bewahren.  In  der 
Praxis  aber  entstanden  aus  diesem  Anlasse  mehr  als  einmal  Miss- 
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Verständnisse,  ob  der  beschädigte  Wald  zum  weiteren  Wachstimm 
wirklich  nicht  tanglich  war  und  ob  nicht  zugleich  mit  dem  be- 
schädigten Walde  auch  der  gesunde  gefällt  wurde.  Derartige 
Missverständnisse  endigten  gewöhnlich  mit  sehr  ungünstigen  Folgen 
für  Personen ;  welche  sich  entschlossen  hatten ,  den  beschädigten 
Wald  ohne  die  betreffenden  Vorsichtsmassregeln  zu  fällen  ^  um 
sich  vor  allem  Tadel  und  vielleicht  auch  Verfolgungen  zu  schützen. 
Für  solchen  Tadel  ist  aber  gewöhnlich  in  den  beschädigten  Wäl- 
dern ein  sehr  weites  und  fruchtbares  Feld  geboten:  einerseits 
können  die  Wälder  nach  einigen  Beschädigungen  sich  erholen, 
folglich  kann  der  Eigenthümer,  nachdem  er  diese  Wälder  gefilllt 
hat,  dem  Tadel  für  eine  absichtliche  Eilfertigkeit  der  Fällung 
unterliegen;  andererseits  stehen  in  Wäldern,  welche  z.  B.  durch 
den  Borkkäfer  beschädigt  sind,  neben  stark,  ja  tödtlich  beschä- 
digten Bäumen  andere,  welche  eben  erst  oder  noch  gar  nicht  über- 
fallen worden  sind  und  in  Betreff  deren  noch  die  Frage  angeregt 
worden  ist,  ob  man  bei  der  Fortschaffung  des  beschädigten  Wal- 
des auch  diese  zweifelhaften  Bäume  fällen  dürfte,  bei  welcher 
Anzahl  man  dies  thun  solle  und  bei  welcher  nicht.  Endlich  giebt 
es  unter  diesem  beschädigten  Walde  noch  jungen  Wald  oder  der- 
selbe fehlt,  in  Folge  dessen  man  bei  den  Fällungen  so  oder  anders 
verfahren  muss.  In  Anbetracht  aller  dieser  Umstände  ist  es 
besser,  mit  der  Fällung  des  beschädigten  Waldes  (es  versteht  sich 
auf  grossen,  ganzen  Flächen)  zu  beginnen,  nachdem  durch  die 
örtlichen  Aufsichtsbeamten  festgestellt  ist,  dass  der  Wald  zum 
weiteren  Wachsthum  wirklich  nicht  tauglich  ist.  Noch  ungefähr- 
licher wäre  es,  zur  Abfassung  einer  solchen  Bestätigung  eine  kom- 
petentere und  in  der  Entscheidung  derartiger  Fragen  erfahrenere 
Person  aufzufordern,  z.  B.  den  Revisor- Instruktor. 

Es  versteht  sich,  dass  sich  die  angeführten  Erwägungen  nicht 
auf  den  Fall  beziehen,  wo  man  die  beschädigten  Bäume  nur  stel- 
lenweise im  Walde,  in  Courtinen,  zu  fällen  gezwungen  ist;  der- 
artige Fällungen  können  nicht  Anlass  zu  einer  Verfolgung  bieten, 
um  so  mehr,  als  dieselben  dem  Lichten  vollständig  gleichkommen, 
welches  nur  in  den  Fällen  für  verwüstend  erklärt  wird,  wo  es 
den  Charakter  von  selbständigen  Abholzungen  annimmt. 
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Die  Massregeln  zur  üntersttitznng  und  Förderung  der  Scho- 
nung und  Anzucht  der  Wälder  bestehen  nach  der  Verordnung 
vom  4.  April  1888  in  Folgendem: 

1)  die  Befreiung  der  Schutzwälder  von  den  Grundabgaben  an 
Staat  und  Landschaft; 

2)  die  Befreiung  von  denselben  Abgaben  im  Laufe  von 
30  Jahren  von  Waldflächen ,  auf  welchen  sich  künstlich  gezogene 
Waldanpflanzungen  befinden ,  wenn  an  ihrer  Statt  kein  Roden 
vorgenommen  wurde; 

3)  die  Ernennung  besonderer  Personen,  der  Revisoren-Instruk- 
toren,  zur  technischen  Unterstützung  der  privaten  Waldwirthschaft. 

4)  Belohnungen  an  die  Forstwächter  in  den  Wäldern  von 
Privateigenthümem  und  den  Waldantheilen  von  Bauern^  sowie 
an  die  Verwalter  von  Privat-  und  Gremeindewäldeni;  wenn  diese 
Personen  zum  Förstercorps  gehören; 

5)  die  Festsetzung  der  Pflichten  der  Revisoren -Listruktoren 
in  Bezug  auf  Privat-  und  Gemeindewälder,  sowie  die  Ordnung 
der  Verabfolgung  von  Samen  und  Pflänzlingen  aus  den  Krons- 
förstereien an  Privatpersonen.  Das  eine  und  das  andere  wird 
durch  Veröffentlichung  in  den  Senats-  und  Gouvernements-Zeitun- 
gen zur  allgemeinen  Eenntniss  gebracht. 

Die  angeführten  Massregeln  sind  durch  die  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  eingeführt,  ausserdem  behalten  aber 
auch  die  früheren  ihre  Gültigkeit,  nämlich: 

6)  die  Verabfolgung  für  Geld  oder  ohne  Entschädigung,  nach 
dem  Gutdünken  des  Ministeriums  der  Reichsdomänen,  von  Baum- 
pflänzlingen aus  Eronsrevieren  für  die  Bedürfnisse  von  Privat- 
personen; 

7)  die  Festsetzung  von  Prämien  und  Belohnungen  für  Be- 
mühungen und  Erfolge  auf  dem  Gebiete  der  Waldanzucht  und 
Waldorganisation ; 

8)  die  Gewährung  von  Dienstrechten  an  diejenigen  Beamten 
aus  dem  Förstercorps,  welche  in  Privatdienste  zur  Verwaltung 
von  Wäldern  treten. 

Mit  einigen  von  den  angeführten  Massregeln  wird  der  Leser 
im  Stande  sein,    sich   in  den  BeUagen   zum    vorUegenden  Buche 
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näher  bekannt  zu  machen,  andere  fordern  keine  Erklärungen,  so 
dass  ich  diesen  ganzen  Abschnitt  der  Verordnung  mit  Stillschwei- 
gen übergehen  könnte,  um  so  mehr,  als  ich  schon  früher  die  Ge- 
legenheit hatte,  in  einem  kui'zen  Abrisse  zu  zeigen,  in  welchem 
Grade  einige  dieser  Massregeln  zeit-  und  ortsgemäss  sind,  indem 
sie  gerade  denjenigen  Bedürfnissen  der  Waldwirthschaft  entsprechen, 
welche  bis  zum  letzten  Jahrzehnt  nur  durch  Angebote  aus  frem- 
den Ländern  befriedigt  wurden. 

Ich  glaube  aber,  dass  ich  einer  sehr  ernsten  Frage  entsprechen 
werde,  welche  beim  Gedanken  von  einem  fördernden  Gesetze  über- 
haupt entsteht,  wenn  ich  an  diesem  Orte  dem  Leser  in  Erinnerung 
bringe,  dass,  nach  dem  allen  zu  urtheilen,  was  in  das  Publikum 
gedrungen  und  bekannt  geworden  ist,  das  Ministerium  der  Reichs- 
domänen ^  welchem  die  Arbeit  zugefallen  ist,  das  Gesetz  vom 
4.  April  durchzuführen,  auf  seine  Rolle  in  Betreff  der  Massregeln 
zur  Förderung  und  Unterstützung  als  auf  eine  ausserordentlich 
verantwortliche  sieht,  indem  es  vollkommen  begreift,  dass  von 
seinem  Standpunkte  zu  dieser  Sache  in  bedeutendem  Grade  der 
Aufschwung  des  Wohlstandes  der  Wälder  in  Russlad  abhängt. 
Ich  wiederhole,  dass  ich  darüber  nach  dem  urtheile,  was  ich  sehe 
und  worüber  die  Gerüchte  in  das  Publikum  dringen.  Noch  vor 
der  Ausgabe  des  Waldschutzgesetzes  übertrug  das  Ministerium 
allen  erfahrenen  Forstspezialisten  die  Untersuchung  der  Frage 
sowohl  von  den  Massregeln,  mit  deren  Hilfe  man  den  Privateigen- 
thümem  besonders  im  Süden  die  Führung  des  Forstfaches  erleich- 
tern kann,  als  auch  von  den  Mitteln,  über  welche  die  Kronsforst- 
verwaltung  für  den  Fall  verfügt,  wenn  ihm  jemals  die  Sorge 
übertragen  werden  sollte,  den  Personen  Unterstützung  angedeihen 
zu  lassen,  welche  sich  entschlossen  haben,  ihre  Arbeitskraft  dem 
heimathlichen  Walde  zu  widmen.  Die  stumme,  aber  energische 
Arbeit  richtet  sich  jetzt  in  der  Centralbehörde  auf  die  Organisi- 
rung  ihrer  Kräfte,  auf  die  Verstärkung  derselben  für  die  Zwecke 
der  Waldschutzverwaltung,  auf  die  Wahl  der  zuverlässigsten  Leute 
für  diesen  Zweck,  auf  die  Auffindung  von  Mitteln,  um  dem  Kon- 
sumenten, so  viel  es  möglich  ist,  die  Erlangung  von  Holzmaterial 
zu  erleichtern,  in  ihm  Lust  zum  Walde  zu  erwecken    und  ihn  zu 
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veranlassen,  in  ihm  das  fremde  Gut  zu  würdigen;  endlich  auf  die 
Verbreitung  der  dem  Volke  nothwendigen  waldwirthsehaftlichen 
Kenntnisse.  —  Ich  würde  die  Aufmerksamkeit  und  das  Gedächt- 
niss  des  Lesers  nutzlos  in  Anspruch  nehmen,  wenn  ich  vor  ihm 
die  lange  Reihe  alles  dessen  entrollen  wollte,  was  in  den  letzten 
drei  Jahren  gemacht  worden  ist.  Ich  beschränke  mich  daher  nur 
auf  den  Hinweis  darauf,  dass  in  der  Central-Forstverwaltung  ver- 
stärkte Arbeiten  bemerkbar  sind,  um  bereit  zu  sein,  dem  Privat- 
eigenthümer  rechtzeitig  Hilfe  zu  leisten.  Wie  es  scheint,  giebt 
es  kein  Hinderniss,  auf  diesem  Wege  auch  zukünftig  weiter  zu 
schreiten,  weder  eine  gewisse  Verschiedenheit  der  Ansichten  betreffs 
der  Details  der  Sache,  noch  der  Mangel  an  Geldmitteln,  noch  der 
Widerstand,  welcher  natürlich  in  Folge  der  schnellen  Bewegung 
hervorgerufen  wurde.  Es  bleibt  nur  übrig,  dem  College  zuzu- 
rufen:  „Zur  guten  Stunde!** 

Ich  gehe  jetzt  zum  letzten  Abschnitt  der  Verordnung  vom 
4.  April  über:  nämlich  zur  Waldschutzverwaltung.  Für  das  grosse 
Publikum  oder,  richtiger  gesagt,  für  diejenigen  Personen  aus  dem 
grossen  Publikum,  deren  Interessen  nicht  unmittelbar  durch  das 
Waldschutzgesetz  betroffen  werden,  bietet  dieser  Abschnitt  natür- 
lich schon  weniger  Interesse  als  die  zwei  ersten,  obgleich  sowohl 
in  der  Organisation  der  Verwaltung  als  auch  in  der  Bestimmung 
der  Geschäftsordnung  sich  der  Gedanke  des  Gesetzgebers  klar 
aussprach,  die  Interessen  der  Waldeigenthümer,  so  viel  es  mög- 
lich ist,  zu  schonen,  hinsichtlich  der  Beschränkungen  das  Mass 
der  Nothwendigkeit  nicht  zu  überschreiten  und  dieselben  nicht 
anders  aufzuerlegen  als  mit  Beobachtung  der  Formalitäten,  welche 
auf  die  eine  oder  andere  Weise  dazu  beitragen,  Flüchtigkeits- 
fehler, Uebertreibungen  in  Folge  persönlicher  Leidenschaften  oder 
Missverständnisse  zu  vermeiden,  welche  in  Folge  ungenügender 
Sachkenntniss  entstehen. 

Eine  etwas  grössere  Bedeutung  werden  folgende  Erklärungen 

für  die  Eigenthümer  oder  Verwalter  derjenigen  Güter  haben,  auf 

deren  Wälder  sich  das   Gesetz  erstreckt  und  welche  deshalb  mit 

den    Beamten    der    örtlichen    Waldschutzverwaltung  als    auch   mit 

höheren  Instanzen  bekannt  sein  müssen. 

24 
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Die  Hauptmasse  der  Leser,  auf  welche  ich  jedoch  bei  der 
mehr  oder  weniger  ausführlichen  Darstellung  des  vorliegenden 
Abschnittes  rechne,  sind  meine  Waffengefährten  —  diejenigen 
Beamten  der  Forstverwaltung,  welche  das  Gesetz  und  die  Ver- 
fügungen der  Administration  zu  erfüllen  haben  —  in  den  örtlichen 
Waldschutz-Comites,  d.  h.  die  bescheidene,  an  Initiative  nicht 
reiche  Thätigkeit,  zu  deren  Belohnung  weder  Lorbeerkränze  ge- 
wunden noch  Geschichten  geschrieben  werden,  welche  aber  gerade 
dem  am  meisten  interessirten  Theile  des  Publikums  vor  Augen 
steht,  so  dass  Fehler  und  Missgriffe  in  dieser  Thätigkeit  Anlass 
zu  Gerede  und  Gesprächen  geben,  in  die  Presse  dringen,  wobei 
sie  Gegenstand  von  Zeitungsklatschereien  werden,  und  zur  Bil- 
dung dieser  oder  jener  stehenden  Ansicht  über  das  Gesetz  bei- 
tragen. Ich  weiss  nicht,  in  wie  weit  ich  mögliehen  Fehlern  durch 
weitere  Erklärungen  vorzubeugen  vermag,  ich  bin  aber  von  einem 
überzeugt,  dass  diese  Thätigkeit  um  so  ehrenvoller  in  den  Augen 
des  Publikums  und  darum  um  so  fruchtbarer  sein  wird,  je  mehr 
sie  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen  sein  wird,  dass  hier  keine 
Initiative,  sondern  nur  eine  äusserst  gewissenhafte  Erfüllung  der 
Verfügungen  der  hohen  Obrigkeit  erforderlich  ist,  dass  Arbeit,  oft 
einfache  physiche  Arbeit  noth wendig  ist,  um  Thatsachen  zu  sam- 
meln und  sie  richtig  zur  Entscheidung  der  höheren  Instanz  vorzu- 
stellen. —  Wenn  diese  Mühe  ein  wenig  durch  die  nothwendigen 
Kenntnisse  aufgeklärt  und  ein  wenig  durch  die  Gefühle  der  Hu- 
manität und  des  Patriotismus  erwärmt  wird,  so  wird  dies  bereits 
eine  genügende  Garantie  dafür  sein,  dass  unsere  bescheidene 
PiBicht  in  demselben  Masse  erfüllt  werden  wird,  in  welchem  dies 
von  uns  sowohl  durch  das  Gesetz  als  auch  durch  das  Gewissen, 
ohne  alle  Prätensionen  und  Berechnungen,  gefordert  wird*. 

Wie  aus  den  Art.  23  und  24  der  Verordnung  zu  ersehen  ist, 
besteht  die  Waldschutzverwaltung  aus  den  folgenden  Institutionen 
und  Personen:  1)  dem  Ministerium  der  Reichsdomänen  (Forst- 
departement), 2)  den  Waldschutz-Comites  in  den  Gouvernements, 
und  3)  den  Personen  der  örtlichen  Aufsicht,  nämlich  Beamten, 
welche  in  der  Kronsforstverwaltung,  in  der  Polizei  und  in  den 
Kreisbehörden   für   Bauernangelegenheiten    dienen.     Aus  der  wei- 
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teren  Darstellung  geht  sodann  die  Bedeutung  der  genannten  In- 
stitutionen und  Behörden  in  Betreff  der  Erfüllung  des  Gesetzes 
hervor.  Einer  Person ,  welche  irgend  wann  mit  dem  Waldschutz- 
Comite  zu  thun  hat  oder  zu  thun  hatte,  ist  es  wichtig  den  Um- 
stand im  Auge  zu  haben,  dass  als  Centrum  dieser  Verwaltung 
das  Comite  erscheint,  welchem  die  direkte  Aufsicht  über  die  Be- 
wahrung der  Wälder  übertragen  ist.  Viele  glauben,  dass  man 
sich  zur  Beschleunigung  der  Durchsicht  irgend  welcher  Fragen, 
welche  das  Gesetz  vom  4.  April  betreffen,  direkt  an  das  Mini- 
sterium als  die  Kontroibehörde  wenden  muss;  ich  halte  es  daher 
für  nothwendig,  hier  besonders  zu  unterstreichen,  dass  umgekehrt 
dies  der  längere  Weg  ist;  das  Ministerium  entscheidet  nur  die- 
jenigen Fragen,  welche  bereits  von  den  Comit^s  durchgesehen 
worden  waren,  und  wenn  irgend  eine  Bitte  oder  Beschwerde  ein- 
gereicht wird,  so  muss  das  Ministerium,  bevor  es  mit  der  Ent- 
scheidung derselben  beginnt,  das  Gutachten  der  Comit^s  einholen. 
Somit  wird  es  praktischer  sein,  sich  an  das  Comite  zu  wenden, 
welches  entweder  selbst  die  Sache  entscheidet,  wenn  dieselbe  seine 
Befugnisse  nicht  übersteigt,  oder  dieselbe  von  sich  aus  dem  Mi- 
nisterium zur  Entscheidung  vorstellt,  wobei  es  natürlich  auch  sein 
Gutachten  abgiebt;   dies  ist  der  geradere  oder  schnellere  Weg. 

Das  Comite  besteht,  wie  aus  dem  Art.  25  zu  ersehen  ist, 
unter  dem  Vorsitze  des  Gouvernementschefs  aus  Personen  vom 
Administrativ-  und  Gerichtsressoii;  und  Vertretern  des  Adels  und 
der  Landschaft;  dies  ist  eine  kollegiale  Institution,  in  welcher  die 
Fragen  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  entschieden  werden;  die 
Geschäftsführung  wird  den  Vertretern  oder  anderen  Beamten  der 
Kronsforstverwaltung  im  Gouvernement  übertragen.*)  Da  der 
Gesetzgeber  dem  Comite  die  schwerste  Aufgabe  auferlegte,  sorgte 
er    für    seinen    entsprechenden    Bestand,    welcher    die  Möglichkeit 


*)  Einige  glauben,  dass  zum  Bestand  der  Comit^s  als  Mitglieder  die 
Revisor-Instruktoren  gehören,  jedoch  ist  dies  nicht  richtig;  in  den  Sitzungen 
der  Comit^s  sind  als  Mitglieder  nur  die  Forstrevisoren  anwesend,  dagegen 
stehen  die  Revisor- Instruktoren  zwar  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  den 
Comit^s,  aber  zu  den  Beamten  der  Waldschutz  Verwaltung  gehören  sie  nur  in 
so  weit,  als  sie  einfach  Waldrevisoren  und  nicht  Instruktoren  sind. 

24* 
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giebt,  die  angeregten  Fragen  allseitig  zu  beurtheilen,  und  da  die 
technische  Seite  nicht  jedem  Mitgliede  des  Comites  zugänglich  ist, 
so  war  es  natürlich^  die  Leitung  der  Geschäfte  in  den  Comites 
Personen  von  der  Kronsforstverw'altung  zu  übertragen. 

Die  Personen  der  örtlichen  Aufsicht,  d.  h.  die  Beamten  der 
Polizei,  der  Kronsforstverwaltung  und  der  Kreis behörden  für 
Bauernangelegenheiten  sind  dem  Comite  in  Bezug  auf  alles  das- 
jenige untergeordnet,  was  ihre  Pflichten  auf  Grund  des  Wald- 
schutzgesetzes betrifft,  ausserdem  aber  wird  die  Aufsicht  über  ihre 
Thätigkeit  den  Waldrevisoren  der  Kronsforstverwaltung  auferlegt. 
Das  Gesetz  spricht  davon  ziemlich  bestimmt  und  nennt  sogar  den 
Rayon,  in  welchem  die  Aufsicht  über  die  örtlichen  Aufsichts- 
beamten der  Waldreviere  übertragen  wird;  deshalb  finden  einige, 
dass  zu  dem  im  Gesetze  Gesagten  nichts  weiter  hinzuzufügen  ist, 
da  die  Sache  ihre  ganze  Organisation  erhalten  hat;  andere  da- 
gegen finden,  dass  das  im  Gesetz  Gesagte  zu  wenig  ist  und  dass 
die  Comites  die  Pflicht  haben,  den  Waldrevisoren  eine  Instruktion 
über  die  Art  und  Weise  der  Aufsicht  zu  geben.  Ich  meinerseits 
trete  der  letzteren  Ansicht  bei,  weil  ohne  dieselbe  die  Revisoren 
sehr  oft  in  eine  schwierige  Lage  in  Betreff  der  Erfüllung  dieser 
Pflicht  gestellt  werden  können,  und,  ohne  eine  Gewalt  über  die 
zu  beaufsichtigenden  Beamten  zu  haben,  gezwungen  sind,  zu 
solchen  Mitteln  ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  welche  als  Spioniren, 
heimliches  Ausspähen,  Ausforschen  etc.  erscheinen  können  und  in 
Wirklichkeit  auch  sein  werden,  was  sowohl  dem  Menschen  als 
auch  dem  Amt  ein  klägliches  Ansehen  verleiht.  Obgleich  man 
daher  den  Gegenstand  der  Aufsicht  von  Seiten  der  Revisoren 
leicht  errathen  kann,  so  muss  man  nichtsdestoweniger  das  schnel- 
lere Erscheinen  einer  Instruktion  wünschen,  welche  die  Verhält- 
nisse festsetzt  und  solche  Mittel  sanktionirt;  welche  sonst  als 
üeberschreitung  der  Gewalt  erscheinen  können.  Ich  kann  jedoch 
im  Gesetze  keine  Grundlage  dafür  finden,  dass  man  das  Comite 
für  verpflichtet  halten  könnte,  eine  solche  Instruktion  herauszu- 
geben, und  gebe  denjenigen  Comites  vollkommen  Recht,  welche 
sich  dessen  vollständig  enthalten  haben,  ungeachtet  der  Be- 
mühungen  einiger   ihrer  Mitglieder.     Es    scheint  mir,    dass    eine 
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solche  Instmktion  nur  vom  Ministerium  der  Reichsdomänen  gege- 
ben werden  könnte,  auf  Grund  der  Abth.  VIII  des  am  4.  April 
1888  Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens  (s.  Beilagen). 
Sie  ist  bisher  noch  nicht  herausgegeben  worden,  wahrscheinlich 
in  der  Voraussetzung,  dass  eine  Aufsicht  über  die  örtlichen  Auf- 
sichtsbeamten bereits  von  Seiten  des  Comit^s  vorhanden  ist. 

Ausser  der  oben  erwähnten  Bedeutung  der  Beamten  der 
Kronsforstverwaltung  werden  dieselben  zur  Erfüllung  des  Gesetzes 
vom  4.  April  noch  in  der  Eigenschaft  von  Forstorganisatoren  der 
Schutzwälder  hinzugezogen,  und  obgleich  sie  in  dieser  Thätigkeit 
nicht  den  Comit^s  sondern  ihrer  direkten  Forstobrigkeit  unter- 
geordnet sind,  so  sind  sie  nichts  desto  weniger  verpflichtet,  die 
Bestimmungen  der  Comit^s  auszuführen,  welche  die  Organisation 
der  Schutzreviere  und  die  Anfertigung  von  Wirthschaftsplänen 
für  dieselben  betreffen. 

Endlich  sind  die  Revisoren -Instruktoren  dem  Waldschutz- 
Comit^  in  einer  gewissen  Beziehung  untergeordnet,  obgleich  sie 
nicht  zu  den  Beamten  der  eigentlichen  Waldschutzverwaltung  ge- 
hören.   Derart  ist  der  Personalbestand  der  Waldschutzverwaltung. 

Wenn  wir  uns  nun  zur  Durchsicht  der  Pflichten  jeder  dieser 
Institutionen  wenden,  welche  die  Waldschutzverwaltung  bilden, 
sowie  der  Pflichten  ihrer  einzelnen  Beamten,  so  sehen  wir  Fol- 
gendes: 

1)  dem  Ministerium  der  Reichsdomänen  ist  die  allgemeine 
Aufsicht  über  die  Erfüllung  der  Bestimmungen  der  Verordnung 
übertragen  und  die  Thätigkeit  dieser  Staatsinstitution  äussert  sich: 

a.  in  der  Anfertigung  ausführlicher  Instruktionen  und  Vor- 
schriften für  die  Comites  und  anderen  Beamten  der  Waldschutz- 
verwaltung (ausser  den  örtlichen  Aufsichtsbeamten)  über  die  Art 
und  Ordnung  der  Pflichten,  welche  ihnen  in  Betreff  der  Anwen- 
dung der  Verordnung  tibertragen  sind; 

b.  in  der  Durchsicht  und  Entscheidung,  im  Einverständniss 
mit  den  anderen  Ministerien,  der  Klagen  (Art.  43),  welche  von 
Privatpersonen  über  die  Bestimmungen  der  Waldschutz-Comites 
eingereicht  werden,  sowie  der  Proteste  einiger  Mitglieder  der 
Comites  (Art.  44); 
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c.  in  der  Vorstellung  der  Projekte  über  die  Erweiterung  des 
Gesetzes  in  seinem  vollen  Umfange  auf  diejenigen  Gegenden,  wo 
es  gegenwärtig  nicht  vollständige  Anwendung  findet,  durch  das 
Minister-Comit^  zur  Allerhöchsten  Durchsicht  (Abth.  VI  des  am 
4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens,  siehe 
Beilagen); 

d.  in  der  Erwerbung  von  Gemeinde-  und  Privatwäldem  für 
die  Blrone  auf  vorschriftsmässigem  Wege,  falls  sich  die  Nothwen- 
digkeit  herausstellt,  eine  derartige  Massregel  zu  treffen  (Art.  9 
und  47); 

e.  in  der  Belohnung,  auf  Vorstellung  der  Waldschutz-Comites, 
oder  in  der  Befürwortung  einer  Belohnung  von  Personen,  welche 
in  den  Artikeln  20  und  21  der  Verordnung  erwähnt  werden; 

f)  in  der  Sammlung  noth wendiger  statisticher  Angaben,  welche 
von  Bedeutung  sind  für  die  entsprechende  Leitung  des  weiteren 
Ganges  der  Geschäfte,  sowie  für  die  Beurtheilung  der  Wirkung 
des  Waldschutzgesetzes  und  der  Thätigkeit  der  Beamten  der 
Waldschutzverwaltung. 

Ausser  dem  Obenerwähnten  hat  das  Ministerium  der  Reichs- 
domänen die  Möglichkeit  und  das  Recht,  in  einigen  Ausnahme- 
fällen die  Anwendung  solcher  Massregeln  zu  befürworten,  welche 
im  Gesetz  vom  4.  April  1888  entweder  gar  nicht  vorgesehen  oder 
sogar  vollständig  verboten  sind. 

Endlich  steht  dem  Ministerium  der  Reichsdomänen  ebenfalls 
die  Initiative  in  der  Frage  von  Abänderungen  oder  Zusätzen  zu 
dem  jetzt  in  Kraft  stehenden  Waldschutzgesetze  zu. 

2)  Den  Waldschutz-Comites  werden  die  Pflichten  auferlegt, 
welche  in  den  Artikeln  29  und  42  der  Verordnung  aufgezählt 
sind,  und  ausserdem: 

a.  die  vorherige  Durchsicht  von  Klagen,  welche  im  Ministe- 
rium der  Reichsdomänen  eingereicht  werden,  und  die  Vorstellung 
ihrer  Gutachten  darüber; 

b.  die  Vorstellung  zu  Belohnungen  von  Personen,  welche  in 
den  Artikeln  20  und  21  der  Verordnung  erwähnt  sind; 

c.  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Revisoren -Instruktoren, 
welche    sich    in   der  Durchsicht   ihrer  Rechenschaftsberichte    und 
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der  Beurtheilung  der  Klagen  Äussert,  welche  über  ihre  Handlun- 
gen eingereicht  werden,  sowie  auch  in  der  Verfügung  über  die 
Summen,  welche  an  das  Comit^  zur  Auszahlung  der  Gage  für 
Abkommandirungen  der  Instruktoren  gelangen  (s.  Beilagen); 

d.  die  Bestimmung  über  die  Ausgabe  aus  den  Spezialsummen, 
welche  zur  Verfügung  der  Comitis  assignirt  werden; 

e.  die  Aufsicht  Über  die  Versorgung  der  Waldeigenthümer 
mit  Samen-  und  Pflanzmaterial,  sowie  die  Vorstellung  an  das 
Ministerium  der  Reichsdomänen  über  die  Massregeln  zu  ent- 
sprechenden Verbesserungen; 

f.  die  Anfertigung  und  Vorstellung  von  Jahresberichten  über 
ihre  Thätigkeit  an  das  Ministerium  der  Reichsdomänen; 

g.  die  Ausfertigung,  im  Falle  von  Gesuchen  der  Waldeigen- 
thümer, von  Bestätigungen  darüber,  welche  Theile  ihrer  Wald- 
reviere und  in  welchem  umfange  von  der  Staats-  und  Grund- 
steuer befreit  werden  sollen; 

h.  die  Verwendung  im  Ministerium  über  Ausnahmemassregeln 
in  denjenigen  Fällen,  wo  das  Comite  nicht  die  Gewalt  hat,  Schwie- 
rigkeiten bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  zu 
beseitigen  (s.  Beilagen). 

3)  Den  Dienstbeamten,  welchen  die  Aufsicht  über  die  Wäl- 
der anvertraut  ist,  werden  die  im  Art.  45  der  Verordnung  ange- 
gebenen Pflichten  auferlegt  und  ausserdem: 

a.  die  Ausführung  einzelner  Aufträge  des  Comites  in  Betreff 
der  örtlichen  Untersuchung,  der  Durchsicht  vereinfachter  Wirth- 
schaftspläne,  welche  den  Comites  zur  Bestätigung  vorgestellt  sind, 
am  Orte  selbst  u.  s.  w. 

b.  die  ^Erklärung  dessen,  welche  Fällungen  dem  Waldeigen- 
thümer durch  die  Verordnung  verboten  werden; 

c.  die  Vorstellung  von  Rechenschaftsberichten  über  ihre  Thä- 
tigkeit an  die  Comitös,  obgleich  es  nach  der  Verordnung  den 
Waldschutz-Comit^s  überlassen  ist,  diese  Beamten  mit  ausführ- 
lichen Instruktionen  hinsichtlich  der  ihnen  übertragenen  Pflichten 
und  der  Art  ihrer  Erfüllung  zu  versehen,  so  hielt  es  das  Gesetz 
für  nothwendig,  in  dieser  Beziehung  auch  seinerseits  einige  Hin- 
weise zu  machen:  1)  die  Aufsicht  über  Schutzwälder  wird  Vorzugs 
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weise  und  die  Ausführung  der  örtlichen  Untersuchung  ausschliess- 
lich Beamten  der  Waldschutz  Verwaltung  übertragen;  2)  die  bestän- 
digen Mitglieder  der  Kreisbehörden  für  Bauemangelegenheiten, 
die  Friedensrichter  und  Rommissare  für  Bauernangelegenheiten 
können  nur  zur  Aufsicht  über  Waldantheile  von  Bauern  oder  über 
Wälder,  auf  welchen  Bauemservitute  liegen  (Art.  31  und  Anm. 
zum  Art.  42  der  Verordnung),  hinzugezogen  werden;  3)  zur  Zeit 
der  Besichtigung  der  Wälder,  auf  Grund  des  Gesetzes  oder  von 
Verfügungen  der  Administration,  können  Dienstpersonen  keine 
Feuerwaffen  mit  sich  führen.*) 

Die  Abfassung  einer  Instruktion,  auf  Grund  des  Art.  P.  c. 
des  Art.  42  der  Verordnung,  für  die  örtlichen  Aufsichtsbeamten 
ist  eine  ziemlich  komplizirte  und  in  der  ersten  Zeit  der  Thätigkeit 
des  Comit^s  ziemlich  gewagte  Sache;  deshalb  schrieb  das  Mini- 
sterium der  Reichsdomänen  den  Comites  vor,  den  örtlichen  Auf- 
sichtsbeamten als  Anleitung  die  im  Forst-Departement  vom  Vize- 
Direktor  Schilow  angefertigte  ^Sammlung  von  Gesetzesbestim- 
mungen" über  die  Schonung  und  Erhaltung  von  Wäldern  zu  geben. 
Dieser  vorzügliche  Leitfaden,  will  ich  hier  beiläufig  bemerken, 
hat  dem  Ministerium  bereits  einen  grossen  Dienst  bei  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  geleistet  und  wird  in 
Zukunft  einen  noch  grösseren  leisten,  da  er  im  Publikum  in  der 
Anzahl  von  fast  20,000  Exemplaren  verbreitet  ist  und  mit  dem 
neuen  Gesetze  sowie  mit  vielen  Administrativ- Verfügungen,  welche 
als  Ergänzung  des  Gesetzes  erschienen  sind,  bekannt  gemacht  hat, 
so  dass  der  Besitzer  eines  solchen  Buches  die  volle  Möglichkeit 
hat,   sich  nicht  nur  allein  mit  dem  positiven  Theile  des  Gesetzes 


*)  Hier  ist  ein  Umstand  nicht  ausgesprochen:  Das  Gesetz  hatte  augen- 
scheinlich im  Auge,  der  Möglichkeit  einer  eigenmächtigen  Jagd  unter  dem 
Verwände  der  Aufsicht  über  die  Wälder  vorzubeugen;  wenn  meine  Muth- 
massung  gerechtfertigt  ist,  so  wäre  es  gut  zu  sagen,  dass  es  nicht  erlaubt 
ist,  Jagdgewehre  mit  sich  zu  führen;  sonst  könnte  die  Erfüllung  der  Forde- 
rung im  Art.  46  der  Verordnung  nicht  immer  möglich  erscheinen,  da  ein 
Spaziergang  ohne  Feuerwaffe  nicht  in  allen  unseren  Wäldern  möglich  ist 
Ausserdem  haben  einige  örtliche  Aufsichtsbeamte  immer  eine  Waffe  bei  sich, 
z.  B.  die  Kreis -Pristra WS  (Polizei);  müssen  sie  wohl  den  Revolver  ablegen, 
wenn  sie  in  den  Wald  gehen?  \ 
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vom  4.  April  1888  bekannt  zu  machen,  sondern  auch  mit  der- 
jenigen Richtung,  welche  sich  das  Ministerium  bei  der  Durchfuhr 
rung  desselben  angeeignet  hat.  Die  Beilage  zu  dem  vorliegenden 
Buche  ist  fast  ganz  der  erwähnten  Sammlung  des  Herrn  Schilow 
entlehnt;  die  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  haben  die  „Samm- 
lung" nur  etwas  verkürzt,  entschliessen  sich  aber  nicht  zu  be- 
haupten^ dass  die  vorgenommene  Abkürzung  der  Beilage  zum 
Nutzen  gereicht,  wohl  eher  zum  Schaden.  Natürlich  konnte  die 
Sammlung  bei  allen  ihren  Vorzügen  nicht  die  Instruktion  ersetzen, 
welche  die  Comites  den  örtlichen  Aufsichtsbeamten  geben  müssen, 
und  deshalb  haben  einige  von  den  Comites  den  Versuch  gemacht^ 
eine  Instruktion  abzufassen  ^  aber  bisher  waren  diese  Versuche 
nicht  ganz  erfolgreich. 

Es  scheint  mir,  dass  ich  jetzt  bereits  Alles  gesagt  habe,  was 
man  von  der  Waldschutzverwaltung  sagen  kann,  wenn  man  sie 
in  situ  betrachtet,  und  deshalb  gehe  ich  zur  Frage  über,  wie  und 
worin  sich  die  Thätigkeit  der  Beamten  der  Waldschutzverwaltung 
äussert,  auf  welche  Weise  sie  die  ihnen  übertragenen  Pflichten 
erfüllen  und  welche  Ordnung  sie  dabei  befolgen. 

Beginnen  wir  mit  der  Thätigkeit  der  untersten  von  ihnen, 
nämlich  der  örtlichen  Aufsichtsbeamten  über  die  Wälder. 

Die  Thätigkeit  derselben  besteht,  nach  dem  Sinne  des  Ge- 
setzes, in  der  Sammlung  von  Daten,  auf  Grund  derer  die  höhere 
Administrativgewalt  oder  das  Gericht  dieses  oder  jenes  Verhält- 
niss  der  betheiligten  Personen  zum  Gesetze,  oder  umgekehrt,  fest- 
setzt. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gestaltet  sich  die  Thätig- 
keit der  örtlichen  Aufsichtsbeamten  bei  aller  Bescheidenheit  und 
augenscheinlichen  Einfachheit  zu  einer  achtungswerthen,  sehr  wich- 
tigen und  äusserst  verantwortlichen.  Man  möge  nur  bedenken, 
dass  auf  denjenigen  Daten,  welche  am  Orte  gesammelt  sind,  das 
Urtheil  sich  begründet.  Allerdings  giebt  es  hier  noch  einen  Aus- 
weg, die  Möglichkeit  einer  Verbesserung  von  Seiten  der  inter- 
essirten  Personen,  von  Seiten  der  Personen,  welche  die  Hand- 
lungen kontroliren;  dies  vermindert  aber  nur  in  unbedeutendem 
Grade  die  Verantwortlichkeit  der  Person,  welche  die  Thatsache 
konstatirt.     Entsprechend  dieser  Bedeutung  der  Sache  muss  sich 


—    378    — 

auch  der  Charakter  der  Thätigkeit  oder  die  Art  des  Verhältnisses 
zur  Sache  gestalten.  Ich  werde,  glaube  ich,  nicht  irren,  wenn 
ich  dieselbe  durch  die  folgenden  ViTorte  eines  bekannten  Pro- 
fessors*) charakterisire,  welcher  seine  Schüler  beim  Beginne  des 
Umganges  mit  mikroskopischen  Präparaten  belehrte :  ^scharf  sehen 
und  ganz  genau  zeichnen^.  In  Anwendung  zur  Thätigkeit  der 
örtlichen  Aufsichtsbeamten  wird  dies  heissen:  man  muss  im  Walde 
alle  wichtigen  Erscheinungen  und  Thatsachen  beobachten,  welche 
in  der  einen  oder  der  anderen  Weise  den  Zustand  der  Wirth- 
schaft  und  sein  Verhältniss  oder  seine  Bedeutung  für  die  um- 
liegende Gegend  charakterisiren  können,  und  sodann  auf  Papier 
sowohl  die  konstatirten  Thatsachen  und  Erscheinungen,  als  auch 
den  zwischen  ihnen  beobachteten  inneren  Zusammenhang  der 
Wirklichkeit  vollkommen  entsprechend  darlegen.  Bei  einem  der- 
artigen Charakter  der  Thätigkeit  wird  die  Aufgabe  der  unteren 
Beamten  der  Waldschutzverwaltung  vollkommen  befriedigend  ge- 
löst werden.  Es  scheint  mir  daher,  dass  der  §  10  der  Instruktion 
für  die  Waldschutz-Comit^s,  in  welchem  davon  gesprochen  wird, 
welche  Daten  der  mit  der  Örtlichen  Untersuchung  betraute  Beamte 
ungefähr  sammeln  soll,  nicht  genügend  scharf  ausgedrückt  ist. 
Das  Protokoll  soll  nicht  auf  die  Frage  von  der  Existenz  oder  der 
Nichtexistenz  der  Gefahr,  von  dem  Masse  des  Schutzes,  welcher 
geboten  werden  muss,  von  der  Bedeutung  des  Reviers  überhaupt 
antworten,  sondern  in  ihm  müssen  vor  allem  und  sogar  fast  aus- 
schliesslich die  Thatsachen  allein  enthalten  sein,  auf  Grund  deren 
die  obigen  Schlussfolgerungen  gemacht  sind.  Auf  der  Forderung 
der  Eonstatirung  der  Thatsachen  im  Protokolle  muss  man  mit 
besonderem  Nachdruck  energisch  bestehen,  sowohl  deshalb,  weil 
es  als  Grund  zur  Entscheidung  der  Frage  dient,  als  auch  des- 
halb, weil  ohne  diese  Dringlichkeit  der  Verfasser  des  Protokolls 
immer  nach  der  Darstellung  der  Folgerungen  allein  und  nicht 
der  Thatsachen  und  Erscheinungen  streben  wird,  welche  im  Walde 
bemerkt  worden  sind,  da  ^scharf  sehen"  im  Grunde  eine  sehr 
schwere  Arbeit  sowohl  der  Muskeln  als  auch  des  Verstandes  ist, 


*)  Robert  Hartig  in  München. 
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ferner  ^scharf  zeichnen'*  und  zudem  so,  dass  der  Leser  in 
dieser  Darstellung  ein  wirklich  bestehendes  Verhältniss  oder  eine 
Abhängigkeit  erkennen  kann,  noch  schwerer  ist;  während  man 
sehr  viele  Folgerungen  oder  richtiger  Muthmassungen  aus  Anlass 
der  1 — 2  bemerkten  Thatsachen  machen  kann.  Es  fragt  sich, 
welche  Bedeutung  für  das  Comite  oder  das  Gericht  die  Muth- 
massungen und  Voraussetzungen  haben,  welche  Folgerungen  ge- 
nannt werden?  Wenn  man  Jemandem  sagt,  dass  das  Revier  keine 
Schutzbedeutung  besitzt,  dass  die  Anpflanzung  eines  der  Momente 
der  Sommer fäUung  ist,  dass  ein  Theil  des  Waldes  vor  der  Aus- 
gabe der  Verordnung,  ein  anderer  im  Sommer  1888  und  einige 
Theile  im  Herbst  desselben  Jahres  gefällt  oder  gerodet  wurden, 
dass  bei  dem  projektirten  Roden  noch  genug  Wald  zur  Befrie- 
digung der  Bedürfnisse  im  Qute  nachbleibt,  so  erklären  diese 
Phrasen,  genau  gesagt,  gar  nichts.  Oder  welche  Bedeutung  kann 
für  die  Sache  folgender  Abschnitt  haben,  welcher  von  mir  einem 
Protokolle  entnommen  ist,  das  von  einer  Person  aufgesetzt  wurde, 
welche  ohne  Zweifel  zur  Eonstatirung  von  Thatsachen  und  zu 
ihrer  vollkommen  richtigen  Wiedergabe  fähig  ist:  ^^Die  Erhaltung 
der  Wälder  hat  hier  überhaupt  eine  tiefere  Bedeutung,  sie  ist 
äusserst  wichtig  und  wünschenswerth  im  Interesse  des  Theiles 
des  Kreises,  wo  das  beschriebene  und  ihnen  ähnliche  Reviere  ge- 
legen sind.^  Mit  der  ausgesprochenen  Meinung  kann  man  leicht 
übereinstimmen,  wenn  man  die  Folgen  der  Vernichtung  gleicher 
Wälder  durch  benachbarte  Dorfgemeinden  kennt,  welche  früher 
den  sandigen  Gemeindeboden  bedeckt  hatten;  die  FäUung  des 
Waldes  ohne  jedes  System  und  das  beständige  Weiden  von  Vieh 
haben  den  einst  festen  Sandboden  in  den  Zustand  von  Flugsand 
gebracht,  von  welchem  die  benachbarten  Aecker  und  verschiedene 
nutzbare  Ländereien  allmählich  bedeckt  werden.  Da  dieses  Pro- 
tokoll dem  Waldschutz-Comite  im  Grunde  keine  einzige  Thatsache 
bietet,  wird  es  unbedingt  eine  Folge  nach  sich  ziehen  —  den 
Protest  des  Eigenthümers  gegen  die  Richtigkeit  der  in  ihm  ent- 
haltenen Thatsachen  (?),  d.  h.  richtiger  —  Muthmassungen,  Er- 
wägungen. Diese  letztere  Folgerung  machte  ich  auf  Grund  meiner 
Erfahrung;  die  meisten  Eingaben   über  die  Unrichtigkeit  der  im 
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Protokolle  eDthaltenen  Daten  bezieht  sich  auf  solche  Protokolle, 
in  denen,  ähnlich  dem  oben  angefflhrten  Abschnitte,  eigentlich 
keine  Thatsachen  sondern  Erwägungen  enthalten  sind. 

Ich  wies  oben  darauf  hin,  dass  es  eine  ziemlich  schwierige 
Arbeit  ist,  auf  die  wichtigsten  Erscheinungen  und  Thatsachen  im 
Walde  Acht  zu  geben  und  sie  auf  Papier  so  darzustellen,  dass 
die  Folgerungen  aus  denselben  sich  von  selbst  ergeben.  Man 
muss  jedoch  bemerken,  dass  sie  für  den  NichtSpezialisten  schwer 
ist,  das  Gesetz  jedoch  die  Abfassung, der  schwierigsten  Protokolle 
Beamten  der  Kronsforstverwaltung  überträgt,  für  welche  diese 
Arbeit  meistentheils  wenig  Neues  enthält,  sie  hatten  während 
ihrer  dienstlichen  Praxis  mehr  als  einmal  Gelegenheit,  Akten  und 
Protokolle  aus  Anlass  von  Uebertretungen  des  Forstgesetzes  in 
Kronswäldern  aufzusetzen,  und  deshalb  werden  ihnen  die  streng- 
sten Forderungen  nicht  unausführbar  erscheinen. 

Viele  Waldschutz -Comites  erkannten  die  volle  Nothwendig- 
keit,  die  Thätigkeit  der  örtlichen  Aufsichtsbeamten  in  dem  von 
mir  angegebenen  Sinne  zu  leiten  und  stellten  daher  eine  Form  für 
Abfassung  von  Protokollen  auf,  welche  sie  den  angegebenen  Per- 
sonen zum  Gebrauche  übergaben.  Dies  half  der  Sache  in  ziem- 
lich bedeutendem  Grade,  noch  mehr  aber  wird  nach  meiner  Mei- 
nung helfen,  wenn  man  den  Beamten  ihre  Rolle  in  dem  allgemeinen 
Organismus  der  Waldschutzverwaltung  erklärt,  derjenigen  Rolle, 
welche  ich  früher  genannt  habe,  d.  h.  als  Sammler  des  Materials, 
auf  Grund  dessen  die  höhere  Administration,  das  Waldschutz- 
Comite  oder  das  Gericht  im  Stande  wäre,  richtige  Bestimmungen 
zu  treffen.  An  einer  solchen  Auffassung  der  Sache  sind  in  gleichem 
Grade  sowohl  das  Gesetz  als  auch  die  Vollstrecker  desselben  in- 
teressirt,  sowie  auch  die  Personen,  auf  deren  Eigenthum  sich  das 
Gesetz  erstreckt,  weshalb  ich  mir  erlaubte,  mit  besonderem  Nach- 
druck darauf  hinzuweisen.  Was  die  Thätigkeit  betrifft,  den  Eigen- 
thümern  zu  erklären,  welche  Fällungen  vom  Gesetze  verboten  wer- 
den, so  messe  ich  diesem  keine  besondere  Bedeutung  bei,  weil 
bei  dem  Vorhandensein  einer  Instruktion  über  die  vereinfachten 
Wirthschaftspläne  sich  schwerlich  ein  Bedürfniss  an  derartigen 
Erklärungen  bieten  dürfte. 
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Nach  diesen  allgemeinen  Betrachtungen  der  Thätigkeit  der 
örtlichen  Anfsichtsbeamten  hatte  ich  die  Absicht;  zu  den  Einzeln- 
heiten überzugehen  und  zu  zeigen  ^  worin  sich  dieselbe  in  den  ver- 
schiedenen Fällen  der  im  Walde  beobachteten  üebertretung  der 
Verordnung  vom  4.  April  äussern  mciss.  Ich  gab  diese  Absicht 
auf;  nachdem  ich  sie  für  überflüssig  erkannt  hatte ;  weil  der  Cha- 
rakter der  Thätigkeit  in  allen  Fällen  ohne  Ausnahme  unverändert 
bleibt;  und  wenn  die  örtlichen  Aufsichtsbeamten  Abth.  IV  und  V 
des  Reichsrathsgutachtens  vom  4.  April  1888,  Art.  15;  16,  32,  33; 
38,  45  und  46,  sowie  §§9,  10  (wobei  die  in  Betreff  dieses  Para- 
graphen gemachte  Bemerkung  in  Betracht  zu  ziehen  ist)  11,  12, 
13,  19,  27,  31,  32  und  34—53  der  Instruktion  für  die  Wald- 
schütz -Comit^s  sich  fest  einprägen  und  sich  mit  denselben  gut 
bekannt  machen  werden,  so  werden  sie  in  ihrer  dienstlichen  Thätig- 
keit keine  Fehler  und  Versehen  begehen.  Ich  setze  dabei  das 
Vorhandensein  derjenigen  dienstlichen  und  allgemein  menschlichen 
Eigenschaften  voraus,  ohne  welche  Pflicht  und  Eid  hohle  Laute 
werden. 

Indem  ich  zur  Durchsicht  der  Thätigkeit  des  Waldschutz- 
Comites  übergehe,  halte  ich  es  für  geeigneter,  zuerst  bei  der 
Besprechung  der  Reihenfolge  zu  verweilen,  in  welcher  die  Ent- 
stehung, Dui*chsicht  und  Entscheidung  der  Verhandlungen  in  dieser 
Institution  vor  sich  gehen.  —  Die  Entstehung  von  Verhandlungen 
kommt,  nach  dem  Sinne  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888,  ent- 
weder dem  Comite  selbst  zu,  oder  sie  entstehen  in  Folge  von 
Gesuchen  und  Eingaben  von  Privatpersonen  oder  Behörden.  Nach 
Art.  30  der  Verordnung  wird  das  Recht  der  Eingabe  an  die  Co- 
mit^s  über  die  Nothwendigkeit,  dass  Waldflächen  für  Schutzwal- 
dung zu  erklären  seien  oder  der  Schonung  zur  Bewahrung  des 
Oberlaufes  und  der  Quellen  von  Flüssen  oder  ihrer  Zuflüsse  unter- 
liegen müssen,  ausschliesslich  den  Gouvernements-  und  Kreis- 
Landschaftsämtern,  sowie  auch  den  Verwaltungen  der  Wegekom- 
munikation, Apanagen-  und  Reichsdomänen-Ressorts  gewährt.  Geht 
daraus  hervor,  dass  Privatpersonen  überhaupt  keine  derartigen 
Eingaben  an  das  Comite  machen  können,  dass  das  letztere  nicht 
das  Recht  hat,   weder  in  Folge  der  Eingabe  von  Privatpersonen 
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und  Behörden,  welche  im  Art.  30  nicht  genannt  sind,  noch  end- 
lich auf  eigene  Initiative  hin  oder  auf  Grund  von  Erklärungen 
des  Vorsitzenden  des  Comites,  eines  seiner  Mitglieder  oder  der 
Mehrzahl  der  Mitglieder  dergleichen  Verhandlungen  anzuregen? 
Einige  antworten  auf  diese  Frage  bejahend,  und  es  kam  sogar 
der  Fall  vor,  dass  dem  Ministerium  der  Reichsdomänen  eine  Klage 
eingereicht  wurde,  welche  darauf  gegründet  war,  dass  das  Comite 
ein  Revier  für  Schutzwaldung  nur  in  Folge  der  Eingabe  eines  ört- 
lichen Försters  erklärt  hatte,  der  im  Comite  von  einem  Mitgliede 
unterstützt  wurde.  Der  Eigenthümer  sah  darin  eine  Verletzung 
des  Art.  30  der  Verordnung  und  folglich  auch  eine  Verletzung 
seiner  eigenen  Rechte.  Mir  scheint  es,  dass  diese  Klage  nicht 
begründet  war.  Der  Art.  30  der  Verordnung  hat,  meiner  Mei- 
nung nach,  folgende  Bedeutung  für  die  Beamten  der  Waldschutz- 
verwaltung: Er  verpflichtet  das  Comitö  Eingaben  von  bekannten 
Behörden  anzunehmen  und  auf  Grund  derselben  die  Verhand- 
lungen zu  beginnen ;  dagegen  in  Betreff  der  Eingaben  von  anderen 
Behörden  oder  Privatpersonen  ist  es  dem  Comite  freigestellt,  die- 
selben anzunehmen  oder  nicht  anzunehmen  und  auf  Grund  der- 
selben die  Verhandlung  zu  beginnen  oder  nicht  zu  beginnen. 
Wenn  das  Comite  die  Eingabe  der  im  Art.  30  der  Verordnung 
angeführten  Institutionen  zur  Durchsicht  nicht  annimmt  oder  die- 
selben in  dem  von  den  Institutionen  gewünschten  Sinne  nicht  ent- 
scheidet, so  haben  die  letzteren  das  Recht,  über  ein  derartiges 
Verhalten  zur  Sache  sich  zu  beschweren,  als  über  eine  Verletzung 
ihrer  Reclite  durch  das  Comite.  Wenn  jedoch  das  Comite  aus 
der  Eingabe  einer  Privatperson  die  Noth wendigkeit  ersieht,  mit 
einer  Sache  zu  beginnen,  dieselbe  durchzusehen  und  zu  entschei- 
den, so  wird  ihm  dies  durch  den  Art.  30  nicht  verboten,  welcher 
in  Bezug  auf  diesen  letzteren  Fall  gleichsam  nur  das  sagt,  dass 
die  Nichtannahme  ähnlicher  Eingaben  oder  die  Nichtbefriedigung 
von  Gesuchen,  welche  in  diesen  Eingaben  enthalten  sind,  nicht 
für  eine  Verletzung  der  Rechte  der  erwähnten  Personen  gelten 
darf  und  Klagen  über  dieses  oder  jenes  Verhalten  des  Comites 
zu  solchen  Eingaben  weder  in  der  zum  Art.  43  der  Verordnung 
angegebenen  Ordnung,   d.  h.   im  Einverständniss   der  Ministerien, 
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durchgesehen  und  entschieden^  noch  überhaupt  zur  Durclisicht 
angenommen  zu  werden  brauchen.  Augenscheinlich  beabsichtigt 
der  Art.  30  nur  einen  Zweck  zu  erreichen,  nämlich  die  Wald- 
schutzverwaltung Ton  der  Durchsicht  einer  Menge  unnützer  Sachen 
und  von  überflüssigen  Schreibereien  zu  befreien,  welche  als  Folge 
eine  Verwirrung  in  den  Verhandlungen  haben  und  allenfalls  auch 
zum  Schauplatz  für  den  Kampf  persönlicher  Leidenschaften  wer- 
den könnte. 

Fragen  vom  Roden,  von  der  Bestätigung  von  Wii*thschafts- 
plänen  für  Wälder,  welche  nicht  für  Schutz waldung  erklärt  sind, 
sowie  alle  übrigen  Fragen,  welche  Privilegien  betreffen,  die  vom 
Comit^  auf  Grund  der  Qesetze  gewährt  werden,  werden  von  den 
Comites  in  Folge  von  Eingaben  in  der  Sache  interessirter  Per- 
sonen, Gemeinden  oder  Behörden  angeregt.  In  der  ersten  Zeit 
ihrer  Thätigkeit  regten  die  Comites  dergleichen  Verhandlungen 
an,  ohne  die  Frage  darüber  durchzusehen,  in  welchem  Verhältniss 
zum  Eigenthum  sich  die  Personen  befanden,  von  denen  Gesuche 
angestrengt  waren  und  begannen  die  Verhandlung  auf  Grund  von 
Eingaben  sowohl  d6r  Waldeigenthümer  als  auch  von  Personen, 
welche  Wald  zum  Abholzen  gekauft  hatten.  Das  Ministerium  sah 
darin  eine  Abweichung  von  der  vom  Gesetze  angegebenen  Ord- 
nung und  erläuterte  vermittelst  des  Circulars  vom  24.  Juni  1889 
(s.  Beilagen):  Da  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  als  Zweck  die 
Schonung  des  Waldes  hat,  dieser  Wald  jedoch  Eigenthum  des 
Landes  ist,  auf  dessen  Oberfläche  er  sich  befindet,  so  muss  man 
für  Eigenthümer  des  Waldes  die  Besitzer  des  Landes  halten,  und 
nur  die  Gesuche  und  Eingaben  dieser  Personen  dürfen  der  Durch- 
sicht der  Comites  unterliegen,  die  Personen  jedoch,  welche  den 
Wald  zum  Abholzen  gekauft  haben,  haben  nicht  das  Recht  in 
den  Comites  Gesuche  über  die  Fällung  des  Waldes  oder  über  die 
Bestätigung  des  Wirthschaftsplanes  anzuregen,  und  die  Comites 
müssen  derartige  Gesuche  ohne  Berücksichtigung  lassen.  In  der 
Folge  stellte  es  sich  jedoch  heraus,  dass  die  Erfüllung  dieser 
Forderung  in  einigen  Fällen  zu  bedeutenden  Schwierigkeiten  hin- 
sichtlich der  Entscheidung  von  Fragen  führt,  besonders  bei  Ver- 
trägen, auf  Grund  deren  Personen,' die  den  Wald  zum  Abholzen 
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gekauft  haben  ^  zeitweilig  die  Verfügung  auch  über  das  Land  er- 
halten, auf  dem  der  Wald  wächst,  so  dass  die  wirklichen  Eugen- 
thümer  des  Landes  sich  nicht  für  berechtigt  halten,  über  den 
verkauften  Wald  Verfügungen  zu  treffen  oder  in  den  Comites 
irgend  welche  Gesuche  anzuregen;  ohne  die  Durchsicht  und  Ent- 
scheidung dieser  Fragen  hinsichtlich  der  Nutzung  in  diesen  Wäl- 
dern durch  die  Comites  würde  die  Erfüllung  der  Kontrakte 
schwierig  und  sogar  unausführbar  werden.  Deshalb  erläuterte 
das  Ministerium  den  Comites  in  einem  neuen  Circular  vom  5.  De- 
zember 1889  (s.  Beilage):  Wenn  Waldcigenthümer,  von  welchen 
früher  in  dem  erwähnten  Circular  gesprochen  wurde,  erklären 
werden,  dass  die  Kontrahenten  das  Verfügungsrecht  über  von 
ihnen  gekaufte  Waldanpflanzungen  haben  und  von  der  Anferti- 
gung vereinfachter  Wirthschaftspläne  abstehen  werden,  die  Co- 
mites die  Kontrahenten  zur  Vorstellung  solcher  Pläne  zur  Bestä- 
tigung zulassen  müssen.  Sodann  geht  aus  dem  Sinn  des  Circulars 
vom  4.  April  1889  (s.  Beilagen)  hervor,  dass  fremde  Personen 
das  Comite  um  die  Anregung  einer  Fürsprache  im  Ministerium 
in  Betreff  der  Anwendung  einer  Ausnahmemassregel  in  Bezug  auf 
sie  in  denjenigen  Fällen  bitten  können,  wo  die  Bedingungen  der 
Verträge  den  Forderungen  der  Verordnung  nicht  entsprechen  und 
unter  Beobachtung  des  Waldschutzgesetzes  nicht  erfüllt  werden 
können. 

Mit  den  obigen  Ausnahmen  müssen  die  Comites  nur  diejeni- 
gen Gesuche  oder  Eingaben  durchsehen  und  entscheiden,  welche 
von  Waldeigenthümern,  ihren  Bevollmächtigten  oder  mit  Voll- 
machten versehenen  Verwaltern  eingereicht  werden.  Welche  Ver- 
handlungen auf  Initiative  der  Comites  eingeleitet  werden,  ist  von 
selbst  verständlich. 

Was  die  Ordnung  der  Durchsicht  oder  Vornahme  der  Sachen 
in  den  Comites  betrifft,  so  hat  sich  der  Gesetzgeber  in  dem  Be- 
streben, unter  der  Bevölkerung  die  üeberzeugung  zu  verbreiten, 
dass  die  Bewahrung  von  Privatinteressen  den  Gegenstand  einer 
besonderen  Fürsorge  bei  der  Ausgabe  des  Waldschutzgesetzes 
bildete,  über  diese  Ordnung  in  den  Art.  31  —  38  der  Verordnung 
(s.  Beilagen)  ausgesprochen.     Man  kann  schon  darum  allein,  dass 
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diese  Ordnung  in  analoger  Anwendung  der  Ordnung  festgesetzt 
worden  ist,  welche  in  dem  Statut  für  Civilprozesse  dargelegt  ist, 
darauf  schliessen,  wie  schonend  sich  der  Gesetzgeber  zu  dem 
Eigenthumsrechte  von  Privatpersonen  verhielt  und  wenn  er  dieses 
Recht  im  Interesse  der  Staatsnothwendigkeit  beschränkte,  so  hielt 
er  es  für  unbedingt  nothwendig,  dem  Eigen thümer  vollkommen 
gleiche  Bedingungen  mit  dem  Gesetzesvollstrecker,  mit  dem  Recht 
der  prozessführenden  Partei,  zu  gewähren.  Es  versteht  sich,  dass 
alle  Wohlgesinnten  sich  zu  diesem  Bestreben  mit  dem  Gefühle 
der  vollen  Anerkennung  verhalten  werden.  Weniger  wohlgesinnte 
oder  engherzige  Leute  verfehlten  jedoch  nicht,  die  schwache  Seite 
dieses  Theiles  des  Waldschutzgesetzes  auszunutzen.  Die  Sache 
verhält  sich  so,  dass  die  Befolgung  der  Ordnung,  welche  in  den 
Art.  31 — 38  der  Verordnung  angegeben  ist,  einen  ziemlich  bedeu- 
tenden Zeitraum  erfordert,  während  dessen  man  ungestraft  einige 
Verletzungen  des  Waldschutzgesetzes  begehen  kann,  nämlich: 
verwüstende  Fällungen  ausführen.  Nach  der  ungefähren  Berech- 
nung einiger  Wald-Comitäs  stellte  es  sich  heraus,  dass  von  der 
Zeit  der  Entdeckung  der  verwüstenden  Fällung  an  bis  zu  dem 
Augenblick,  wo  deren  Fortsetzung  ein  Vergehen  wird,  welches 
laut  Abth.  IV  des  am  4.  April  1888  Allerhöchst  bestätigten  Reichs- 
rathsgutachtens  (s.  Beilagen)  bestraft  wird,  gegen  fünf  Monate 
vergehen  können  im  Fall  das  Waldrevier  200  Werst  von  der 
Gouvernementsstadt  gelegen  ist,  in  der  sich  das  Wald-Comite 
befindet;  diese  lange  Periode  können  gewandte  Leute,  welche 
jede  schwache  Seite  zu  ihrem  Vortheil  zu  benutzen  verstehen, 
ausgezeichnet  benutzen  und  werden  dieselbe  in  Zukunft  zur  Aus- 
führung ihrer  Absichten  benutzen,  welche  mit  der  Abholzung  von 
ganzen  Tausenden  von  Desjatinen  endigen  werden.  Man  sagt, 
dass  nach  der  Veröffentlichung  des  Waldschutzgesetzes  einige 
Holzhändler  muthig  den  Kopf  erhoben  und  ihre  Absichten  nicht 
verbargen,  die  Privilegien  auszunutzen,  welche  den  Eigenthümern 
durch  die  angeführten  Artikel  des  Gesetzes  gewährt  werde«. 
^Wir  können,  sagten  sie,  den  Eigenthümern  zuversichtlich  ver- 
bürgen, dass  wir  es  vermögen,  während  der  privilegirten  Periode 

ihre  Wälder  abzuholzen,  und  somit  sie  zu  überreden,  die  Wälder 
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zum  Abholzen  in  solchen  Partien  zu  verkaufen,  deren  Abholzun^ 
durch  das  Gesetz  vom  4.  April  in  keinem  Falle  gestattet  wird." 
So  kühne  Erklärungen  und  ihre  Ausführungen  an  einigen  Orten 
dienten  einigen  Comites  als  Anlass,  das  Ministerium  zu  bitten, 
ob  es  nicht  für  möglich  hielte,  die  Abänderung  der  Verordnung 
für  die  Durchsicht  der  Sachen  im  Sinne  der  Verkürzung  der 
Fristen  für  die  Untersuchung  in  der  Frage  von  der  Erklärung 
von  Fällungen  für  verwüstend  zu  verkürzen,  da  sonst,  ungeachtet 
des  Gesetzes,  unseren  Wäldern  volle  Entwerthung  und  sogar 
Vernichtung  droht.  Nach  der  obigen  Bemerkung  über  die  Be- 
deutung dieser  Massregel  ist  es  selbstverständlich,  dass  das  Mi- 
nisterium dergleichen  Gesuche  ablehnte,  indem  es  u.  a.  darauf 
hinwies,  dass  das  Gesetz  noch  nicht  lange  bestehe  und  daher  die 
Praxis  seiner  Anwendung  sich  noch  nicht  genügend  ausgebildet 
habe  und  dass  in  Anbetracht  der  vom  Gesetze  auferlegten  Be- 
schr.lnkungen  es  nicht  geeignet  wäre,  die  Eigenthümer  auf  einmal 
zu  belasten,  dass  man  vielmehr  eine  allmähliche  Reihenfolge  be- 
folgen müsse,  indem  man  alle  nur  möglichen  Zugeständnisse 
machen  und  sich  zu  dergleichen ,  mit  den  Forderungen  des  neuen 
Gesetzes  nicht  vollständig  übereinstimmenden  Handlungen  nach- 
sichtig verhalten  müsse,  welche  das  Resultat  der  Noth  oder  der 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  festgewurzelten  Angewohnheit  seien. 
Nachdem  ich  mich  mit  den  Forderungen  der  Art.  31,  38  der  Ver- 
ordnung näher  bekannt  gemacht  und  mir  dabei  vergegenwärtigt 
habe,  was  in  Bezug  auf  dieselben  durch  die  Praxis  ausgearbeitet 
worden  ist,  finde  ich  die  von  den  Comites  ausgesprochenen  Be- 
fürchtungen etwas  übertrieben.  Die  Sache  verhält  sich  so,  dass 
erstens  die  Fristen  für  die  Untersuchung  ohne  die  geringste  Ver- 
letzung des  Sinnes  und  des  Zweckes  des  angegebenen  Theiles  des 
Gesetzes  etwas  verkürzt  werden  können.  Soweit  aus  den  Akten 
der  Comites  bekannt  ist,  ordnen  die  meisten  von  ihnen  eine  ört- 
liche Untersuchung  entsprechend  dem  Art.  31  auf  Grund  einer 
besonderen  Bestimmung  an,  indem  sie  dadurch  in  bedeutendem 
Grade  die  Frist  der  Untersuchung  vergrössem.  Während  dem 
fordert  das  Gesetz  keine  derartige  Bestimmung  und  das  Wald- 
schutzgesetz  könnte   den  Geschäftsführer  bevollmächtigen  (einige 
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Comites  haben  dies  bereits  gethan),  von  sich  aus  die  Verfügung 
über  die  Ausführung  einer  örtlichen  Untersuchung  zu  treffen. 
Ausserdem  könnte  das  Comitä  ein-  für  allemal  bestimmen,  dass 
in  Revieren,  weiche  der  Aufsicht  von  Beamten  der  Kronsforst- 
verwaltung  anvertraut  sind,  die  örtliche  Untersuchung  von  den 
örtlichen  Aufsichtsbeamten  unmittelbar  nach  dem  Empfange  der 
Nachricht  vorgenommen  werden  kann,  dass  im  Revier  eine  Fäl- 
lung stattfindet  ohne  Benachrichtigung  des  Comites,  sondern  mit 
Beobachtung  der  Art.  32  und  33  der  Verordnung.  Die  Comites 
könnten  eine  derartige  Bestimmung  um  so  mehr  treffen,  ohne  Ge- 
fahr zu  laufen,  das  Gesetz  zu  verletzen  oder  ihre  Kompetenz  zu 
verringern,  als  die  Ausführung  der  örtlichen  Untersuchung  in 
diesem  Falle  sich  fast  durch  nichts  von  der  Erfüllung  der  Pflicht 
unterscheidet,  welche  nach  Art.  45  der  Verordnung  dem  örtlichen 
Aufsichtsbeamten  obliegt  und  als  das  Protokoll  der  örtlichen 
Untersuchung  und  der  Erklärungen  dazu  weder  das  Comite  noch 
den  Waldeigenthümer  zu  etwas  verpflichten.  Ausserdem  könnte 
in  den  Comites  ein  Einverständniss  darüber  erzielt  werden  (in 
einigen  Comites  ist  dies  Einverständniss  bereits  erfolgt),  in  Sachen 
von  verwüstenden  Fällungen,  welche  augenscheinlich  zum  Zweck 
der  Umgehung  des  Gesetzes  ausgeführt  werden,  ausserordentliche 
Sitzungen  anzuberaumen  und  somit  die  Fristen  für  die  Unter- 
suchung derartiger  Fälle  noch  mehr  zu  vermindern.  Zweitens 
kann  man  nicht  damit  übereinstimmen,  dass  man  während  der 
Periode  der  Untersuchung  der  Sache,  so  lange  dieselbe  auch 
dauern  möge,  den  Wald  verwüsten  kann.  Allerdings  wird  der 
Wald  bis  zur  Wurzel  abgefällt  und  weggeführt  werden,  jedoch 
wird  der  Waldboden  bleiben  und  seine  Beschädigung,  im  Sinne 
der  Verwandlung  in  eine  andere  Art  nutzbaren  Landes,  kann 
nicht  ungestraft  vor  sich  gehen.  Es  versteht  sich,  dass  in  aus- 
schliesslichen Nadelwaldungen  derartige  Fällungen  der  vollstän- 
digen Vernichtung  des  Landes  und  der  Verwandlung  des  Wald- 
bodens in  unbebautes  Land  beinahe  gleichkommen,  jedoch  bestehen 
die  meisten  unserer  Wälder  in  der  Gegend,  wo  waldverwüstende 
Fällungen  sich  besonders  schwer  an  dem  Wohlstande  der  benach- 
barten   Bevölkerung    äussern    werden,    aus    einem   Gemisch    von 
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Nadelholz-   und  Lanbbolznrten   oder  sogar   nur   allein   aus  Laub- 
wald, dessen  Baumstumpfe  und  Wurzeln  Triebe  geben  und  folg- 
lich zur  Erneuerung  des  Waldes  dienen  werden.    Somit  wird  der 
Eigenthümer,   welcher    sein  Recht   benutzt,    ungestraft  Wald   im 
Laufe  der  erwähnten  Periode  zu  fällen,  nur  damit  endigen,  dass 
er  seinen   Waldbesitz   auf  eine  gewisse  Zeit   entwerthet,   jedoch 
denselben  nicht  vollständig  vernichtet.    Der  Zweck  des  Gesetzes, 
wenigstens   für  die   erste  Zeit,   besteht  aber  hauptsächlich  darin, 
dass  die  Fläche  Landes,  welche  gegenwärtig  mit  Wald  bedeckt 
ist,   auch   in  Zukunft  dem  Wald  erhalten  bleibe.  —  Drittens  er- 
laube ich  mir  der  Ansicht  zu   sein,  dass  die  mit  einer  Offenheit, 
welche  einer  besseren  Sache  würdig  ist,  ausgesprochenen  Absichten 
von  der  Vernichtung  des  Waldes  immerhin  nur  in  kleineren  Wäl- 
dern ausführbar  sind,  und  zudem  der  benachbarten  Bevölkerung 
verhältnissmässig  nur  einen  kleineu  zu  dem  zeitweiligen  Schaden 
zufügen  können.     Um  im  Laufe  von  4—5  Monaten  tausend  Des- 
jatinen  Wald  zu  fällen,   muss  man   eine   Menge  Arbeiter  haben, 
muss    man   dieselben    vorher    miethen,    dieselben    rechtzeitig    zur 
Arbeit  anstellen,    und  muss   man  sodann  einen  bestimmten  Platz 
zum  Absatz  des  Holzes  haben,   überhaupt  ist  eine  ziemlich  lange 
vorherige  Arbeit   nothwendig,    welche    man    nicht    im    Geheimen 
ausführen   kann,    dieselbe    dagegen    offen    ausführen,    heisst   sein 
Kapital  und  vielleicht  auch  seinen  guten  Namen  wagen,  was  viel- 
leicht noch   theurer   als  das  Kapital.     Es  kann  namentlich    wag- 
halsige Leute   geben,   welche   dies   riskiren   und   rein   und  unbe- 
schadet daraus  hervorgehen    werden,  doch  kann   man   das  nicht 
für  eine  gewöhnliche  Erscheinung  halten;  das  Uebel  aber,  welches 
dem  Lande   durch   verschiedene  Waghalse   und   mit   dem   hohen 
Gefühl  des  Patriotismus  unbekannte  Personen  zugefügt  wird,  kann 
nicht  durch  ein  separates  Gesetz  und  nicht  einmal  durch  ein  ge- 
schriebenes  Gesetz    überhaupt    beseitigt    werden,    sondern    durch 
das    in  den  Herzen  des  Volkes  geschriebene  Gebot:    Das  Land 
und  seinen  Reichthum  für  die  Kinder  zu  bewahren,  und  wenn  es 
erlaubt   ist,   mit  Ausländern    etwas   zu  theilen,   so  höchstens  die 
Brosamen,   welche  von  dem  mit  Speisen   beladenen  Tische  fallen. 
Das  Wald-Comite  ist  eine  der  Gouvernements-Regierung  ahn 
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liehe  Institation,  die  Ordnung  der  Durchsicht  und  Entscheidung 
der  Sachen  in  ihm  ist  eine  kollegiale,  welche  sich  mit  Ausnahme 
der  angegebenen  und  folgenden  Eigenthümlichkeiten,  nicht  von 
derjenigen  unterscheidet,  welche  im  Theil  I  Bd.  2  der  Gesetzes- 
sammlung (Gouv.-Instr.)  dargelegt  ist.  Folglich  wird  für  jede 
Sitzung  des  Comit^s  ein  Journal  abgefasst,  und  natürlich  hält  man 
sich  bei  seiner  Abfassung  an  die  Form ,  welche  in  dem  erwähnten 
Theile  der  Gesetzsammlung  gegeben  ist.  Ich  erlaube  mir  die 
Aufmerksamkeit  auf  diese  Form  deshalb  zu  lenken,  weil  sie  sehr 
bequem  und  praktisch  ist^  weil  man  sich  an  sie  gewöhnt  hat  und 
endlich  die  von  einigen  Comit^s  gemachten  Versuche,  von  der 
Forderung  des  Art.  95  u.  ff.  der  Gouv.-Instr.  abzuweichen,  sich 
als  wenig  erfolgreich  erwiesen  und  die  von  jenen  Comit6s  ange- 
nommene Form  des  Journals  eins  zu  wünschen  übrig  lässt,  näm- 
lich die  Rückkehr  zu  der  von  Allen  angenommenen  und  vom 
Gesetz  festgesetzten  Ordnung.  Besonders  oft  leidet  der  letzte 
Theil  des  Journals;  die  Bestimmung  selbst  oder  der  Schluss,  an 
Mängeln.  Einige  Comit^s  schreiben  diesen  letzten  Theil  gewöhn- 
lich so:  und  deshalb  hat  das  Comitä  in  Anbetracht  des  Art.  36 
der  Verordnung  von  der  Schonung  der  Wälder  bestimmt  u.  s.  w. 
Bei  der  Mittheilung  dieser  Bestimmung  schreibt  der  Geschäfts- 
führer dieselbe  wörtlich  ohne  Abänderung  und  Zusätze  ab,  indem 
er  richtig  annimmt,  dass  die  Ausführung  aufGi*und  des  Journals 
in  seinem  hauptsächlichsten  Theile  unbedingt  mit  den  Worten  des 
Originales  selbst  dargelegt  werden  muss;  der  Eigen thümer  aber, 
welcher  die  Mittheilung  erhalten  hat,  fragt  sich  nicht  selten  im 
Zweifel:  Welche  Gründe  hatte  das  Comite  bei  der  Entscheidung 
der  vorliegenden  Frage  im  Auge,  da  ja  in  der  That  für  die  an 
dem  Wesen  der  Sache  interessirte  Person  der  Hinweis  auf  den 
Art.  36  4er  Verordnung  keine  Bedeutung  hat.  Diese  Bemerkung 
kann  geringfügig  erscheinen,  jedoch  wird  ihr  Erscheinen  auf  den 
Seiten  des  vorliegenden  Buches  durch  das  Bestreben  gerechtfer- 
tigt, den  Beamten  der  Waldschutzverwaltung  alle  möglichen  Fälle 
anzugeben,  welche  Anlass  zum  Gerede  im  Publikum  und  in  der 
Presse  über  die  nicht  genügende  Berücksichtigung  der  Interessen 
der  Eigenthümer  geben  können,  denjenigen  Interessen,  mit  welchen 
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der  Gesetzgeber  bei  der  Abfassung  des  Waldschutzgesctzes  so 
schonend  umging. 

Die  Bestimmungen  in  Betreff  der  Frage  über  die  Erklärung 
eines  Waldes  für  Schutzwaldung  oder  über  die  Abänderung  oder 
Einstellung  einer  verwüstenden  Fällung  werden  drei  Mal  in  den 
örtlichen  Gouvernements-  oder  Gebiets -Zeitungen  veröffentlicht. 
Einige  Comit^s  glaubten,  dass  es  in  Anbetracht  der  Forderung 
des  Art.  36  der  Verordnung  nöthig  sei,  das  ganze  Journal  zu 
drucken;  dafür  ist  aber  augenscheinlich  keine  Nothwendigkeit 
vorhanden.  Wenn  der  letzte  Theil  des  Journals,  der  Schluss,  auf 
entsprechende  Weise  abgefasst  ist,  so  könnte  man  sich  mit  dem 
Drucke  blos  dieses  letzten  Theiles  begnügen,  weil  in  ihm  sowohl 
der  Gegenstand  des  Urtheils  als  auch  die  Gründe  für  die  Bestim- 
mung und  endlich  die  Bestimmung  selbst  genannt  sind. 

Oben  war  bemerkt  worden,  dass  die  Thätigkeit  der  örtlichen 
Waldschutzbeamten  hauptsächlich  in  der  Aufsicht  und  richtigen 
Darstellung  der  Erscheinungen  besteht,  welche  im  Walde  vor- 
gehen, sowie  der  Thatsachen,  die  zu  ihm  in  Beziehung  stehen. 
Die  Thätigkeit  der  Comit^s  besteht  in  der  Vergleichung  der  Daten, 
welche  in  den  Protokollen,  Eingaben,  Gesuchen  etc.  enthalten 
sind,  mit  den  Forderungen  des  Gesetzes,  sowie  in  der  Folgerung 
aus  dieser  Vergleichung  —  der  Entscheidung  der  Frage.  Augen- 
scheinlich besteht  die  erste  Frage,  welche  sich  das  Comitä  stellt, 
darin,  ob  irgend  ein  Zusammenhang  oder  eine  Abhängigkeit 
zwischen  den  dem  Comite  zur  Beurtheilung  vorgestellten  Umstän- 
den und  dem  Waldschutzgesetze  besteht,  ob  die  angeregte  Frage 
auf  Grund  des  Gesetzes  entschieden  werden  kann  und  ob  nicht 
seine  Entscheidung  die  Grenzen  der  Macht  und  der  Sphäre  der 
Thätigkeit  des  Comit^s  übersteigt.  In  der  ersten  Zeit,  wo  man 
sich  mit  dem  Gesetz  noch  nicht  genügend  bekannt  und  vertraut 
gemacht  hatte,  waren  die  Antworten  auf  diese  Fragen  oft  miss- 
luugen  und  die  Waldschutz-Comites  übernahmen  zur  Durchsicht 
solche  Fragen  und  Bitten,  welche  von  ihnen  auf  Grund  des  Ge* 
setzes  vom  4.  April  1888  und  der  den  Comitös  durch  dieses  Gesetz 
zugestandenen  Gewalt  durchaus  nicht  genügend  entschieden  werden 
konnten.  In  der  Geschichte  der  Einführung  des  Waldschutzgesetzes 


—    391     — 

in  unserem  Vaterlande  wird  die  Frage  z.  B.  von  der  Kraft  der 
Verträge  unvergesslich  bleiben,  welche  das  Ministerium  der  Reichs- 
domänen bewogen  hatte,  zwei  Ergänzungs-Circulare  zu  erlassen 
(s.  Beilagen).  Indem  ich  mich  nur  auf  den  Hinweis  auf  diese  Er- 
scheinung beschränke  und  seine  Erläuterung  für  eine  meine  Kräfte 
übersteigende  Leistung  halte,  konstatire  ich  hier  nur  zur  Kenntniss 
des  zukünftigen  Historikei-s  die  Thatsache,  dass  diese  unlösbar 
geschienene  Frage  gegenwärtig  vollkommen  beigelegt  ist,  und 
zwar  nicht  so  sehr  auf  Grund  der  Circulare  des  Ministeriums  vom 
8.  November  und  4.  April,  als  vielmehr  in  Folge  des  besseren 
Bekanntwerdens  mit  dem  Gesetz,  was  ein  angenscheinliches  Zeichen 
dafür  ist,  dass  diese  Frage  nicht  an  die  richtige  Adresse  gelangt 
ist  und  in  Folge  eines  Missverständnisses  angeregt  worden  war. 
Ferner  gelangten  bald  nach  der  Veröflfentlichung  des  Gesetzes  an 
die  Comitäs  Gesuche  der  Eigenthümer,  ihnen  Fällungen  des  Waldes 
in  einem  gewissen  Quantum  zu  gestatten,  und  einige  Comites 
nahmen  diese  Gesuche  so  lange  zur  Durchsicht  an,  bis  das  Mini- 
sterium seine  Aufmerksamkeit  darauf  lenkte  und  durch  das  Cir- 
cular  vom  9.  Juni  1888  (s.  Beilagen)  erläuterte,  dass  dem  Comite 
vom  Gesetze  nicht  das  Recht  zugestanden  sei,  den  Umfang  und 
die  Ordnung  der  Fällung  in  Wäldern  in  anderer  Weise  zu  be- 
stimmen, als  durch  Bestätigung  der  Wirthschaftspläne,  welche 
von  den  Eigenthümem  auf  Grund  des  Art.  14  vorgestellt  werden 
müssen.  Endlich  gab  es  Fälle  der  Durchsicht  auch  solcher  Fra- 
gen ,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  April  überhaupt  nicht 
entschieden  werden,  z.  B.  die  von  mir  oben  erwähnten  Fragen 
vom  Flugsande  und  über  den  Schutz  der  Interessen  der  Kontra- 
henten gegen  Versuche  der  Eigenthümer,  welche  es  für  sich  für 
vortheilhafter  hielten,  den  Kontrakt  zu  brechen,  jedoch  dies  nicht 
offen  sondern  unter  dem  Deckmantel  des  neuen  Gesetzes  thaten. 
Andererseits  glauben  einige  Comites  (und  glauben  es  leider  bis 
jetzt),  dass  ihre  Thätigkeit  einen  mehr  passiven  Charakter  haben 
müsse,  und  hielten  sich  daher,  nachdem  sie  sich  mit  dem  Art.  41 
der  Verordnung  bekannt  gemacht  hatten,  für  berechtigt,  solches 
Roden  zu  gestatten,  welches  weder  durch  direkte  noch  durch  in- 
direkte Hinweise  gerechtfertigt  werden  kann. 
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Dies  Alles  gab  natürlich  Anlass  zu  verschiedenen  Gereden, 
Andeutungen,  Erläuterungen;  während  dem  konnte  dies  Alles  viel 
einfacher  dadurch  erklärt  werden,  dass  es  den  Mitgliedern  der 
Comit^s  (Personen,  welche  noch  eine  Menge  anderer  Geschäfte 
haben)  schwer  war,  sich  mit  dem  Gesetze  nach  zwei-  bis  drei- 
maligem Durchlesen  vertraut  zu  machen. 

Als  beste  Bestätigung  dieser  Muthmassung  dient  u.  a.  die- 
jenige, am  Anfange  sich  fast  immer  wiederholende  Thatsache, 
dass  die  Comit^s  die  einfachsten  kategorischen  Forderungen  des 
Gesetzes  aus  dem  Auge  liessen,  deren  Erfüllung  nach  der  Mei- 
nung unbetheiligter  Personen  sich  von  selbst  ergeben  sollte,  wie 
z.  B.  die  Vorstellung  von  Gutachten  über  Klagen  an  das  Mini- 
sterium ,  welche  auf  Grund  des  Art.  43  der  Verordnung  eingereicht 
werden,  oder  die  richtige  Ausführung  der  Angaben,  welche  im 
Circular  des  Ministeriums  vom  19.  Mai  1888  (s.  Beilage)  gegeben 
sind.  Besonders  schwer  aber  wurde  es  den  Comit^,  einen  festen 
Anhaltspunkt  zu  gewinnen  hinsichtlich  der  Sphäre  der  ihnen  bei 
der  Ausführung  der  Punkte  a  und  e  Art.  42  der  Verordnung  zu- 
gestandenen Gewalt,  sowie  in  Betreff  des  Grades  der  Kompetenz 
in  Fragen,  welche  in  den  §§  25  und  21  der  vom  Ministerium 
den  Comitos  gegebenen  Instruktionen  (s.  Beilagen)  angegeben  sind. 
Die  einen  Comites  übertrugen  die  allgemeine  Aufsicht  über  Bauern- 
wälder den  Kreisbehörden  für  Bauernangelegenheiten,  wobei  sie 
ihnen  das  Recht  gewährten,  die  Waldantheile  nach  der  Zahl  der 
Mitglieder  der  Behörden  in  Reviere  zu  theilen,  und  zugleich  in 
diesen  Behörden  Ortsförster  zuliessen;  andere  gewährten  den 
Kreisbehörden  das  Recht,  zu  bestimmen,  was  man  nach  den  ört- 
lichen Verhältnissen  für  eine  verwüstende  Fällung  erklären  solle. 
Ich  habe  schon  oben  erwähnt,  dass  viele  Comites  es  für  möglich 
erachteten,  den  Bestand  der  örtlichen  Aufsichtsbeamten  durch 
Bauemälteste  und  Gemeindevorsteher  zu  vergrössem  und  es  Air 
möglich  hielten,  sie  zur  gerichtlichen  Verfolgung  zu  bevollmäch- 
tigen. Sodann  hielten  es  einige  Comites  für  noth wendig,  die 
Normen  kleiner  Reviere  festzusetzen,  in  denen,  nach  den  Regeln 
vom  3.  Juni,  die  einmalige  Fällung  des  ganzen  Revieres  zuge- 
lassen werden  kann,  und  nachdem  sie  diese  Normen  festgesetzt 
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hatten,  erachteten  sie  es  für  möglich,  aufgrund  dieser  Normen 
über  die  Grade  der  Verwüstung  oder  Nicht  Verwüstung  der  Fäl- 
lungen zu  urtheilen.  Sodann  musste  das  Ministerium  der  Reichs- 
domänen auf  die  Anfrage  einiger  Comitis  erläutern,  dass  die  For- 
derungen der  Regeln  vom  3.  Juni  1888  sogar  in  Bezug  auf  die 
Bestimmung  des  Umfanges  und  der  Ordnung  der  Fällung  nach 
den  Wirthschaftsplänen  nicht  unbedingt  sind;  und  dass  man  folg- 
lich um  so  weniger  die  durch  diese  Regeln  festgesetzten  Normen 
bei  der  Entscheidung  der  Frage  von  dem  Grade  der  Verwüstung 
der  Fällung  für  unbedingt  obligatorisch  halten  müsse.  Wenn 
der  §  27  der  Instruktion  für  die  Waldschutz -Comit6s  sich  auf 
diese  Regeln  (d.  h.  vom  3.  Juni  1888)  beruft,  so  geschieht  das 
durchaus  nicht  im  Sinne  einer  Vorschrift,  die  durch  diese  Regeln 
festgesetzten  Normen  genau  zu  befolgen,  sondern  nur  in  dem 
Sinne,  dass  diese  Regeln  in  ihrem  vollen  Umfange,  d.  h.  allen 
in  ihnen  enthaltenen  Angaben  entsprechend,  den  Comit^s  als 
Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  dienen  müssen,  welche  Fäl- 
lung man  für  verwüstend  erklären  soll.  Die  Forderungen  dieser 
Regeln  sind  Maximalforderungen,  und  wenn  deshalb  der  Wald- 
eigenthümer  in  seinem  Revier  mehr  abholzt,  als  die  durch  die 
Regeln  festgesetzte  Norm  beträgt,  so  berechtigt  dies  allein  noch 
nicht  zu  dem  Schlüsse,  dass  er  eine  verwüstende  Fällung  aus- 
führt. Endlich  waren  die  Versuche  einiger  Comites,  den  örtlichen 
Aufsichtsbeamten  eine  Instruktion  zu  geben,  nicht  ganz  erfolgreich, 
wobei  sie  bezeugten,  dass  diese  Sache  für  die  Comites  neu  sei 
und  den  im  §  5  der  Instruktion  (s.  Beilage)  ausgesprochenen  Ge- 
danken bestätigten,  dass  die  Comites  zuerst  sich  selbst  in  dieser 
neuen  Angelegenheit  orientiren  und  sodann  erst  mit  der  Abfas- 
sung von  Regeln  und  Instruktionen  des  Punktes  c,  Art.  42  der 
Verordnung  beginnen  müssen.  Im  Bestreben  nach  Klarheit  und 
Einfachheit  in  den  Instruktionen  für  die  örtlichen  Aufsichtsbeamten 
brachten  einige  Comites  diesen  Eigenschaften  die  Bestimmtheit  und 
sogar  selbst  den  Sinn  zum  Opfer.  So  ist  z.  B.  in  einer  der  In- 
struktionen gesagt:  ^in  Schutzwäldern  ist  die  Fällung  von  Wald 
bis  zur  Bestätigung  eines  Wirthschaftsplan es  verboten,"  während  dem 
das  Gesetz  in  diesem  Falle  nur  die  Fällung  des  heranwachsenden 
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Waldes  verbietet.  Oder:  ^in  Schutzwäldern  wird  ohne  Erlanbhiss 
des  Waidschutz-Comit^s  nicht  gestattet:  a.  das  Roden  von  Baum- 
stumpfen  und  Wurzeln;  b.  das  Weiden  von  Vieh,  das  Sammeln 
von  Waldstreu  und  andere  Nebennutzungen**;  während  dem  wer- 
den bis  zur  Bestätigung  des  Wirthschaftsplanes  in  Schutzwäldern 
keine  Nebennutzungen  vom  Gesetze  verboten,  nach  der  statt- 
gefundenen  Organisation  aber  werden  diese  Nutzungen  durch  den 
Wirthschaftspian  und  nicht  durch  besondere  Verfügungen  des 
Comit^s  regulirt  u.  s.  w. 

Nach  dem  Masse  des  Bekanntwerdens  mit  der  Sache  und  in 
Anbetracht  der  Angaben  der  Erfahrung  zeigten  sich  die  ange- 
gebenen und  ähnlichen  Abweichungen  der  Comites  vom  Gesetze 
seltener  und  seltener ,  und  gegenwärtig  kann  man  auf  einige  von 
den  Waldschutz -Comites  sachverständig  und  zweckentsprechend 
abgefasste  und  herausgegebene  Erklärungen  und  Rathschläge  hin- 
weisen, welche  den  Zweck  haben,  das  Gesetz  den  Bedingungen 
der  betreffenden  Gegend  anzupassen  (s.  Gesetz  von  der  Schonung 
der  Wälder  vom  4.  April  1888  in  Anwendung  zum  Gouvernement 
Perm.  Perm  1888),  oder  den  Eigenthümem  Angaben  in  Betreff 
der  praktischen  Anwendung  des  Gesetzes  zu  geben.  Eine  der- 
artige Erklärung,  mit  sehr  unbedeutenden  im  Ministerium  der 
Reichsdomänen  gemachten  Verbesserungen,  ist  u.  a,  vom  Wald- 
schutz-Comitä  in  Smolensk  herausgegeben;  sie  ist  sehr  klar  ge- 
schrieben, diese  Klarheit  ist  jedoch  nicht  auf  Kosten  der  Genauig- 
keit und  Bestimmtheit  erzielt  worden,  sondern  war  der  Ausdruck 
eines  vollkommen  reifen  Verständnisses  der  Sache;  zudem  macht 
diese  Erklärung  keinen  Anspruch  auf  Allgemeinheit,  sondern  hat 
gleichsam  die  Gestalt  von  Nachrichten,  welche  periodisch  im 
Masse  der  gemachten  Erfahrungen  erscheinen,  von  Anfragen  und 
Erläuterungen,  welche  in  augenscheinlich  lokalen  und  konkreten 
Fällen  getroffen  worden  sind.  Meiner  Meinung  nach  ist  dies  eins 
der  besten  Mittel  zur  Verbreitung  von  gesunden  Ansichten  über 
das  Gesetz  unter  den  Eigenthümern,  da  es  für  sie  sehr  schwer 
wäre,  auf  einmal  die  ganze  Verordnung  zu  umfassen  und  die 
Arbeit  des  Comites  ohne  Nutzen  für  die  Sache  verloren  gehen 
konnte. 
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So  viel  ich  überhaupt  auf  Grund  meiner  Beobachtungen  über 
die  Tbätigkeit  der  Comit^s  bemerken  konnte,  orientirten  sich  die- 
jenigen in  der  neuen  Sache  am  schnellsten,  welche  bestrebt  waren, 
bei  der  Durchsicht  und  Entscheidung  sich  so  nahe  als  möglich 
an  den  Text  xmd  Sinn  des  Gesetzes  zu  halten,  und  sich  augen- 
scheinlich oft  mit  der  Frage  beschäftigten,  ob  nicht  die  gestellte 
Frage  die  Kompetenz  und  Gewalt  dieser  Institution  übersteige, 
welche  durchaus  spezielle  Aufgaben  und  Zwecke  habe. 

Die  Bestimmungen  der  Comitös  werden  für  die  Waldeigen- 
thtlmer  vom  Tage  an  obligatorisch ,  wo  ihnen  diese  Bestimmungen 
ordnungsgemäss  mitgetheilt  werden  (Art.  38  der  Verordnung). 
In  der  Instruktion  für  die  Waldschutz -Comit^s  (§  19)  und  aus 
Anlass  der  Anfrage  eines  der  Comit^s  erläuterte  das  Ministerium 
der  Reichsdomänen,  dass  von  der  angegebenen  Zeit  an  die  Be- 
stimmung sogar  in  dem  Falle  obligatorisch  sei,  wenn  gegen  sie 
auf  gesetzlichem  Wege  eine  Klage  eingereicht  worden  wäre. 

Die  Ordnung  bei  der  Durchsicht  von  Angelegenheiten,  die 
in  Folge  des  Gesetzes  vom  3.  April  im  Ministerium  der  Reichs- 
domänen entstehen,  ist  beinahe  dieselbe,  welche  für  die  Durch- 
sicht auch  der  übrigen  Geschäfte  in  dem  Ministerium  festgesetzt 
ist.  Nach  Art.  23  der  Verordnung  sind  diese  Angelegenheiten  im 
Forst-Departement  konzentrirt,  dessen  Direktor  nach  Art.  279  der 
Verf.  d.  Minist.  (Gesetzsammlung  Bd.  II.  Th.  1),  die  Verantwor- 
tung für  die  genaue  Erfüllung  alles  desjenigen  übertragen  wird, 
was  vom  Gesetz,  den  Statuten  und  den  Verfügungen  bestimmt 
worden  ist.  In  Folge  dessen  entscheidet  das  Departement  einige 
der  an  das  Ministerium  gelangenden  Gesuche,  Anfragen  und  Ein- 
gaben auf  Grund  seiner  eigenen  Gewalt,  andere  dagegen  werden 
dem  Ermessen  des  Ministers  entweder  durch  denselben  direkt 
oder  durch  das  Minister-Comit6  vorgestellt  (Art.  43  der  Verord- 
nung). Die  an  das  Ministerium  gelangenden  Klagen  werden  vom 
Minister  der  Reichsdomänen  im  Einverständnisa  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  in  einigen  Fällen  ausserdem  mit  anderen  Ministem 
entschieden. 

Die  Thätigkeit  des  Ministeriums  der  Reichsdomänen  besteht 
jedoch  nicht  nur  in  der  allgemeinen  Aufsicht  über  die  Erfüllung 


—     396     - 

der  Regeln  der  Verordnung,  in  der  Durchsicht  und  Entscheidung 
von  Klagen  und  der  Erfüllung  anderer  Pflichten,  welche  ihm  vom 
Waldschutzgesetz  auferlegt  werden,  sondern  auch  in  der  Auffin- 
dung neuer  Mittel  und  Wege  zur  besseren  Erreichung  dieses 
Zweckes,  zu  welchem  das  Gesetz  vom  4.  April  1888  erlassen 
wurde.  In  seinen  Erläuterungen  aus  Anlass  der  Missverständnisse, 
welche  durch  das  neue  Gesetz  hervorgerufen  wurden,  wies  das 
Ministerium  mehr  als  einmal  darauf  hin,  dass  man  auf  dieses 
Gesetz  nur  als  auf  den  ersten  Schritt  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  sehen  müsse,  welchen  die  Regierung  in  Anbetracht  der 
an  den  Tag  tretenden  ungünstigen  Bedingungen  anstreben  müsse, 
in  denen  sich  unsere  Wälder  befinden.  Wirklich  wird  durch  die 
unrationellen  Handlungen  unserer  Waldwirthe  die  Frage  von  der 
Schonung  der  Wälder  in  Russland  und  von  der  Sicherstellung 
der  Bevölkerung  durch  Holzmaterial  oder  von  der  Bildung  eines 
Waldreichthums  zu  industriellen  Zwecken  noch  lange  nicht  er- 
schöpft. Da  nun  einmal  das  Ministerium  der  Reichsdomänen  diese 
schwierige  und  komplizirte  Aufgabe  zu  lösen  hat,  welche  eine 
Menge  Zeit  und  Kraft  erfordert,  so  inuss  es  augenscheinlich  mit 
allen  den  Faktoren  und  Kräften  rechnen,  die  in  einer  dem  an- 
gegebenen Zwecke  entgegengesetzten  Richtung  wirken ,  und  femer, 
nachdem  es  mit  denselben  abgerechnet  hat,  Mittel  und  Wege  zur 
besseren  Arbeit  der  Kräfte  ausfindig  machen,  welche  auf  Unter- 
stützung des  Zweckes  gerichtet  sind.  Wenn  das  neue  Gesetz  die 
Frage  von  der  Bewahrung  der  Wälder  vor  solchen  Handlungen 
des  Eigenthümers,  die  durch  seinen  freien  Willen  bestimmt  wer- 
den, in  genügender  Weise  gebildet  hat,  so  bleibt  noch  übrig 
daran  zu  denken,  wie  man  diese  Wälder  vor  Handlungen  des 
Menschen  bewahren  solle,  zu  welchen  ihn  eine  gewisse  Lage,  die 
soziale  Ordnung,  die  durch  Jahrhundert  lange  Tradition  geheiligter 
Lebensbedingungen  zwingen.  Ich  spreche  von  der  Schonung  der 
Wälder  unserer  Bauerngemeinden  und  anderer,  da  diese  Frage 
von  der  Verordnung  noch  nicht  vollständig  erschöpft  ist  und  zu 
einer  Lösung  viel,  ja  sehr  viel  Mühe  erfordert.  Ferner  werden 
unsere  Wälder  in  der  letzten  Zeit  besonders  häufig  von  Insekten 
heimgesucht    und   diese   Kraft,    welche    nach    ihrem   Erfolge   der 
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Gewalt  der  Elemente  gleichkommt,  ist  im  Stande^  allein  mehr 
Wald  zu  vernichten  als  alle  Handlungen  schlecht  geleiteter  Eigen- 
thümer  oder  von  Personen,  welche  ungesetzlich  fremdes  Gut  be- 
nutzen; deshalb  muss  dieser  Gewalt  eine  entsprechende  Gegen- 
wirkung und  zwar  in  möglichst  kurzer  Zeit  entgegengesetzt  wer- 
den. Andererseits  strebt  das  neue  Gesetz  nach  Sicherung  des- 
jenigen Bodens  für  den  Wald,  welcher  gegenwärtig  Wald  erzeugt, 
und  beseitigt  die  Kräfte,  welche  auf  die  vollständige  Entwerthung 
solcher  Länder  und  auf  ihre  Verwandlung  in  unbebautes  Land 
gerichtet  sind,  berührt  aber  fast  gar  nicht  die  Frage  von  der 
Produktivität  der  Wälder.  Während  dem  ist  die  befriedigende 
Lösung  der  Frage  von  der  Erhöhung  der  Produktivität  des  Wald- 
bodens vom  Standpunkt  des  Gemeinde-  und  Staatswohles  eben- 
falls nothwendig.  In  gleicher  Reihe  damit  und  in  enger  Abhän- 
gigkeit von  der  Frage  von  der  Schonung  der  Wälder  in  Gegen- 
den, wo  dieselben  äusserst  nothwendig  ist,  ist  die  Frage  von 
der  Versorgung  mit  Holz  und  anderem  Material,  welches  zur  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse  au  Heiz-  und  Brennmaterial  nothwendig 
ist,  femer  die  Frage  von  der  Theilnahme  des  Waldreichthums 
unseres  Nordens,  Nordostens  und  Sibiriens  an  den  russischen 
Interessen,  da  dieser  Reich th um  gegenwärtig  dem  eigentlichen 
russischen  Volke  fast  unbekannt  ist  und  die  Bedürfnisse  anderer, 
uns  nicht  verwandter  Nationen  befriedigt,  welche  mit  seiner  Hilfe 
ihre  Macht  gründen,  die  gerade  uns  bedroht.  Endlich  ist  es  für 
Niemand  ein  Geheimniss,  das  das  Ministerium  mit  der  Einfüliruug 
des  neuen  Gesetzes  vollständig  ohne  alle  Geldmittel  und  mit  einem 
solchen  Vorrath  von  intellektuellen  Kräften,  mit  einem  solchen 
Bestand  an  Spezialisten  begann,  welcher  für  die  Wirthschaft  in 
Kronswäldern  schwerlich  genügend  war;  die  Hinzuziehung  neuer 
Kräfte  aus  der  Zahl  der  NichtSpezialisten  kann  nicht  als  eine 
vollkommen  genügende  Massregel  anerkannt  werden,  so  lange 
diese  neu  hinzugezogenen  Personen  nicht  die  Möglichkeit  haben 
werden,  sich  wenigstens  etwas  zu  dieser  für  sie  neuen  Thätigkeit 
vorzubereiten.  Diese  neue,  ernste  und  nicht  leichte  Aufgabe  des 
Ministeriums  besteht  darin,  neue  Mittel  aufzufinden,  Kräfte  zu 
bilden  und  zu  entwickeln,  mit  deren  Hilfe  man  sich  fest  auf  das 
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Gesetz  stützen,  seine  Fahne  fest  in  den  Händen  halten  and  ohne 
Furcht  und  Zweifel  sein  Gebiet  erweitern  kann.  Ohne  diese  Auf- 
gabe in  der  nächsten  Zukunft  erfüllt  zu  haben,  kann  und  dürfte 
das  Ministerium  nicht  mit  der  Erweiterung  des  Rayons  beginnen, 
wo  das  Gesetz  in  seinem  vollen  Umfange  in  Kraft  steht,  sogar 
in  dem  Umfange,  wo  die  Lage  der  Dinge  ausserhalb  des  jetzt 
festgesetzten  Rayons  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Erweiterung 
vorschreiben  würde. 

Somit  ist  die  bevorstehende  Thätigkeit  des  Ministeriums  nicht 
minder,  wenn  nicht  sogar  noch  mehr  komplizirt  und  schwerer  als 
zu  jener  Zeit,  wo  es  sich  mit  der  Bearbeitung  des  Gesetzpro- 
jektes von  der  Schonung  der  Wälder  abmühte.  Wenn  es  sich 
selbst  und  der  von  ihm  übernommenen  Aufgabe  treu  bleibt,  wenn 
es  weiter  auf  seinem  Wege  fortführt,  so  wird  es  allmählich  sein 
Ziel  erreichen. 

Nach  der  Verkündigung  des  Gesetzes  (im  Mai  1888)  verfehlte 
die  periodische  Presse  nicht,  ihre  Meinung  darüber  auszusprechen, 
und,  wie  das  gewöhnlich  mit  allen  neuen  Gesetzen  geschieht, 
suchte  man  in  ihm  hauptsächlich  Mängel  und  wies  auf  die  Noth- 
wendigkeit seiner  baldigen  Verbesserung  hin.  Für  den  Leser, 
welcher  sich  nach  den  von  mir  gegebenen  Erläuterungen  etwas 
mit  dem  Gesetz  vom  4.  April  bekannt  gemacht  hat,  ist  es  inter- 
essant zu  verfolgen,  auf  welche  Mängel  die  Presse  rechtzeitig 
hingewiesen  hatte,  weshalb  ich  mir  erlaube,  hier  in  kurzem  Um- 
risse die  Entgegnungen  gegen  das  Gesetz,  besonders  während  der 
ersten  Zeit  seiner  Wirksamkeit,  zusammenzustellen. 

Die  Presse  machte  auf  folgende  Mängel  im  Gesetz  vom 
4.  April  aufmerksam: 

1)  das  Gesetz  erschien  unerwartet.  Obgleich  man  von  ihm 
in  der  letzten  Zeit  sehr  oft  gesprochen  hatte,  so  glaubte  man 
doch,  dass  die  Regierung  zur  Verwirklichung  des  Gesetzes  eine 
gewisse  Frist  bestimmen,  eine  Uebergangsperiode  angeben  würde, 
während  welcher  das  Gesetz  allmählich  einzuführen  sei; 

2)  das  Gesetz  erschien,  so  zu  sagen,  nicht  genügend  gewaff- 
net,  weshalb  man  fürchten  kann,  dass  es  ein  todter  Buchstabe 
bleiben  könne.     Obgleich  die  Personen,   welche  den  Bestand  der 
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WaldBcbntz-Oomit^s  bilden^  vollkommen  kompetent  sind,  die  Ur- 
theile  tiber  Fragen,  die  vom  Gesetz  vom  4.  April  berührt  werden 
und  desbalb  ihrer  Durchsicht  unterliegen,  so  sind  doch  die  meisten 
von  ihnen  von  anderen  Geschäften  so  sehr  in  Anspruch  genom- 
men, dass  sie  nicht  im  Stande  sein  werden,  sich  der  neuen  Sac])e 
in  einem  solchen  Masse  zu  widmen  als  es  sein  sollte.  Anderer- 
seits ist  der  Bestand  der  örtlichen  Aufsichtsbeamten  zu  klein  und 
entspricht  bei  weitem  nicht  seiner  Bestimmung,  da  man  zur  ent- 
sprechenden Aufsicht  Spezialkenntnisse  nöthig  hat,  während  die^ 
meisten  dieser  Beamten  dergleichen  Kenntnisse  nicht  haben  und 
zudem  alle  mit  der  Erfüllung  ihrer  dienstlichen  Pflichten  als 
Förster,  Forstgehülfen,  Bezirks -Pristaws  (Polizei),  ständige  Mit- 
glieder u.  s.  w.  sehr  beschäftigt  sind.  Endlich  sind  die  Personen; 
denen  nach  dem  Gesetz  die  Untersuchung  der  privaten  Wald- 
wirthschaft  obliegt,  nämlich  die  Revisoren -Instruktoren  in  eine 
solche  Lage  gestellt,  dass  sie  ihre  direkten  Pflichten  als  Wald-, 
revisoren  verabsäumen  können,  da  sie  für  ihre  Privatpersonen 
geleistete  Hilfe  eine  Geldunterstützung  erhalten  und  deshalb  sich 
nur  mit  den  Anlegenheiten  der  Waldeigenthümer  abgeben  werden.. 
3)  In  seinem  vollen  Umfange  erstreckt  sich  das  Gesetz  nicht 
auf  ganz  Russland,  sondern  nur  auf  einen  Theil  desselben,  und 
bei  Wahl  der  Gegenden,  in  denen  das  Gesetz  in  seinem  vollen 
Umfange  eingeführt  ist,  ist  der  Willkür  und  dem  Versehen  sehr 
viel  Raum  gelassen;  viele  Gouvernements  oder  Theile  derselben 
müssten  Bestandtheile  dieser  Rayons  bilden,  was  aber  nicht  der 
Fall  ist.  In  Folge  dieser  Theilung  Russlands  in  zwei  Theile ^  von 
denen  das  Gesetz  in  dem  einen  in  seinem  vollen  Umfange,  in 
dem  anderen  aber  nicht  in  seinem  vollen  Umfange  in  Kraft  steht, 
muss  das  Forstfach  in  beiden  Theilen  leiden,  da  in  Folge  der 
Einführung  der  Beschränkungen  in  einem  Theile  die  auf  Wald- 
vemichtung  gerichteten  Kräfte  der  Holzhändler  sich  auf  die  an- 
deren lenken ,  hier  mit  der  Fällung  der  Wälder  in  verstärktem. 
Masse  beginnen  und  dieselben  vernichten  werden,  bevor  das  Ge- 
setz im  Stande  sein  wird,  zu  ihrem  Schutze  einzutreten;  zugleich 
mit  dem  Walde  dieser  Gegend  werden  die  Gegenden  überschwemmt 
werden,  wo  das  Gesetz  in  seinem  vollen  Umfange  in  KraCt  steht. 
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und  somit  die  Waldindustrie,  welche  hier  unter  dem  Einfiuss  des 
neuen  Gesetzes  erschüttert  ist,  noch  mehr  untergraben  werden. 

4)  Ungeachtet  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  Bedin- 
gungen, unter  welchen  sich  unsere  Wälder  befinden,  sowie  der 
Umstände,  unter  denen  die  Nutzung  des  Holzmaterials  vor  sich 
geht;  hat  das  Gesetz  ein  und  dieselben  Massregeln  fOr  die  Schonung 
der  Wälder  im  Gouvernement  Archangelsk  als  auch  in  der  Krim, 
den  Niederungen  des  Dnjepr  u.  s.  w.  festgesetzt.  Eine  solche 
Allgemeinheit  der  Forderungen  des  neuen  Gesetzes  muss  zu  un- 
überwindlichen Schwierigkeiten  führen. 

5)  Die  Forderungen  des  neuen  Gesetzes  sind  wegen  ihrer 
Unklarheit,  Unbestimmtheit  oder  wegen  ihrer  Schwäche  und  Nach- 
giebigkeit ungenügend;  sie  lassen  den  Handlungen  der  Waldeigen- 
thümer  und  besonders  gewandter  Holzhändler  freien  Spielraum. 
Derartig  sind  z.  B.  die  Forderungen  der  Art.  1 1  und  41  der  Ver- 
ordnung in  Betrefi^  des  Rodens,  die  Ahndung  nur  für  diejenige 
verwüstende  Fällung,  welche  nach  der  erfolgten  Verfügung  des 
Comit^s  über  die  Einstellung  dieser  Fällung  ausgeführt  wurde, 
die  nicht  obligatorische  Vorstellung  von  Wirthschaftsplänen,  die 
zu  geringen  Ansprüche  der  Regeln  vom  3.  Juni  1888  hinsichtlich 
der  Anfertigung  von  Wirthschaftsplänen,  besonders  die  kleinen 
Umlaufszeiten  für  Fällungen,  welche  durch  diese  Regeln  fest- 
gesetzt sind,  und  die  Erlaubniss  der  einmaligen  Abholzung  des 
Waldes,  endlich  die  Unklarheit  der  Bestimmungen,  welche  im 
Art.  13  der  Verordnung  in  Betreff  einer  verwüstenden  Fällung 
getroffen  sind,  —  alles  dies  sind  schwache  Seiten  des  Gesetzes, 
welche  man  zur  Fortsetzung  der  begonnenen  Vernichtung  der 
Wälder  in  Russland  benutzen  kann. 

6)  Das  Gesetz  hat  als  Zweck  die  Bewahrung  der  Wälder 
vor  Beschädigungen,  welche  ihnen  durch  die  Waldeigenthümer 
selbst  zugefügt  werden,  während  der  Wald  ebenfalls  in  Folge 
eigenmächtiger  Fällungen,  schädlicher  Einflüsse  der  Elemente  UQd 
in  ihren  Wirkungen  ähnlicher  Kräfte  leidet,  das  Gesetz  jedoch 
von  Massregeln  zur  Bewahrung  der  Wälder  vor  Schaden,  welcher 
durch  diese  Kräfte  zugefügt  wird,  nichts  berichtet. 

7)  Einige   Fragen    sind   vom    Gesetze    vollständig    unberülirt 
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geblieben,  z.  B.  die  Frage  von  der  Kraft  der  Verträge  über  die 
Fällung  von  Wald,  welche  vor  der  Ausgabe  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder  geschlossen  worden  waren,  von  der 
Regulirung  der  Nutzung  des  Waldes  in  Bauemantheilen  und  an- 
deren Waldbesitzthümern,  welche  verschiedenen  Gemeinden  an- 
gehören. 

8)  Das  Gesetz  bleibt  ein  todter  Buchstabe  ungeachtet  der 
äussersten  Noth wendigkeit;  in  einigen  Gegenden  werden  ver- 
wüstende Fällungen  auf  dem  Flächenraume  von  1000  D  Werst 
ausgeführt,  während  es  in  diesen  Gegenden  kein  Waldschutz- 
Comit^  giebt;  in  anderen  Gegenden  handeln  die  Comites  nicht, 
da  von  ihrer  Existenz  nichts  bekannt  ist,  und  wenn  Jemand  in 
ihnen  eine  Erkundigung  einziehen  oder  überhaupt  die  Mitglieder 
derselben  wegen  Aufklärungen  sehen  will,  giebt  er  sich  die  grösste 
Mühe,  indem  er  in  der  Stadt  das  Lokal  des  Comites  oder  eines 
seiner  Mitglieder  sucht.  Endlich  giebt  es  auch  solche  Comites, 
die  in  einer  Richtung  wirken,  welche  der  Richtung  des  Gesetzes 
gerade  entgegengesetzt  ist,  so  werden  Abholzungen  und  Roden 
auf  bedeutenden  Flächen  und  zudem  in  solchen  Gegenden  zuge- 
lassen, wo  es  im  Ganzen  3 — 4  Desjatinen  Wald  auf  100  giebt, 
tmd  wo  die  Bevölkerung  sehr  bedeutend  ist  und  Mangel  an 
Holz  hat. 

Ausserdem  gab  es  noch  einige  Berichte  aus  der  Provinz  von 
der  Wirkung  des  neuen  Gesetzes,  wobei  natürlich  auf  die  Gegen- 
wirkung hingewiesen  wurde:  eiliges  Fällen  von  Wald,  das  Be- 
streben das  Gesetz  auf  die  eine  oder  andere  Weise  zu  umgehen, 
die  Ohnmacht  des  Gesetzes  diesen  Bestrebungen  entgegen  zu 
treten  u.  s.  w. 

Endlich  erschienen  Artikel  mit  mehr  oder  weniger  anziehenden 
Titeln,  aus  denen  man  jedoch  nur  die  ünkenntniss  oder  sogar 
die  Abneigung  ersehen  konnte,  mit  dem  Gesetze  sich  bekannt  zu 
machen. 

Das  Ministerium  der  Reichsdomänen  antwortete  auf  die  ersteren 

Entgegnungen,  da  dasselbe  es  für  seine  Pflicht  hielt,  eine  riclitige 

Ansicht  sowohl  über  die  Aufgaben  und  Zwecke  des  Gesetzes  als 

auch  über  die  Bedeutung  der  Personen  zu  verbreiten,  mit  deren 
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Hilfe  man  diese  Ziele  zu  erreichen  beabsichtigt.  Im  Vorher- 
gehenden habe  ich  beiläufig  einige  der  angeführten  Hinweise  be- 
sprochen, zur  bequemeren  Durchsicht  werde  ich  aber  hier  auf 
alle  in  der  Reihenfolge  antworten: 

1)  Eine  Uebergangsperiode,  um  das  Gesetz  vom  4.  April  1888 
in  Kraft  treten  zu  lassen,  war  schwerlich  noth wendig.  Ich  ver- 
stehe darunter  eine  Periode  von  einer  solchen  Dauer,  welche  ge- 
wöhnlich zur  Vorbereitung  eines  neuen  Gesetzes  bestimmt  wird, 
z.  B.  das  Gesetz  über  die  Erhöhung  der  Accise  auf  Spiritus  oder 
Tabak,  die  Bestimmung  einer  Steuer  für  Zündhölzchen  u.  s.  w. 
Bei  der  Veröffentlichung  von  dergleichen  Gesetzen  giebt  die  Re- 
gierung eine  gewisse  Frist,  die  Operationen  zu  beendigen,  welche 
nach  dem  alten  Gesetze  begonnen  worden  waren,  und  um  sich 
zum  neuen  Gesetze  vorzubereiten  —  durch  Hinterlegung  einer 
gewissen  Summe  bei  der  Krone,  Ankäufe,  Aufkleben  von  Bande- 
rollen u.  s.  w.  Gewöhnlich  dauert  eine  solche  Periode  4—6  Mo- 
nate und  in  einigen  Fällen  noch  mehr.  Nehmen  wir  an,  dass 
eine  solche  Periode  auch  bei  der  Einführung  des  Waldschutz- 
gesetzes festgesetzt  worden  wäre.  Wozu  hätte  sie  genützt?  Sich 
zur  Ausführung  desselben  vorzubereiten  im  Sinne  der  Einstellung 
der  Operationen  oder  Abmachungen,  welche  dem  neuen  Gesetze 
widersprechen,  ist  in  einigen  Fällen  nicht  nur  im  Laufe  von  4  bis 
6  Monaten,  sondern  im  Laufe  von  ebenso  viel  Jahren  unmöglich; 
zugleich  aber  hätten  unter  dem  Einflüsse  des  Gedankens  von  der 
baldigen  Einführung  des  Gesetzes  ohne  Zweifel  verstärkte  Fäl- 
lungen und  Roden,  und  zugleich  Verluste,  Entwerthung  des  Eigen- 
thumes  und  der  Ruin  von  Eigenthümern  begonnen.  Eine  Bestä- 
tigung dieses  Gedankens  finde  ich  darin,  dass  sogar  während  der 
kurzen  Periode,  welche  von  der  Zeit  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes  von  der  Schonung  der  Wälder  bis  zur  Eröffnung  der 
Comit^s  vergangen  war,  viele  gewandte  Leute,  wie  seiner  Zeit 
in  den  Zeitungen  berichtet  wurde,  es  zu  Stande  gebracht  hatten, 
vom  neuen  Gesetze  verbotene  Waldoperationen  zu  beginnen  und 
zu  beendigen.  Eine  Uebergangsperiode  bei  der  Einführung  des 
neuen  Gesetzes  würde  übrigens  eine  gewisse  scheinbare  Recht- 
fertigung nur  in  dem  Falle  haben,  wenn  seine  Dauer  bedeutend 
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wäre;  dafür  würden  auch  die  Folgen  einer  solchen  Bestimmung 
nach  dem  von  ihnen  zugefügten  Schaden  sehr  bedeutend  sein.  — 
Dies  ist  ganz  augenscheinlich  und  deshalb  glaube  ich,  dass  Per- 
sonen, welche  auf  die  Nothwendigkeit  einer  Uebergangsperiode 
hinweisen,  nicht  die  Bedeutung  im  Auge  hatten,  welche  diese 
Periode  in  den  von  mir  angegebenen  Fällen  gewöhnlich  besitzt. 
Ich  vermuthe,  dass  man  die  Festsetzung  einer  solchen  Periode 
zur  nothwendigen  Kontrole  der  Thatsachen  wünschte,  auf  welche 
sich  der  Gedanke  von  der  Nothwendigkeit  der  Einführung  des 
Waldschutzgesetzes,  von  der  Auffindung  von  Mitteln  und  Wegen 
zur  Abwendung  von  Schwierigkeiten  stützte,  welche  für  die  Eigen- 
thümer  durch  die  vom  Gesetz  auferlegten  Beschränkungen,  für 
die  Händler  durch  die  Verkürzung  der  Abholzungsfristen  und 
endlich  für  das  Ressort  entstehen,  welchem  die  Erfüllung  des 
Gesetzes  übertragen  werden  wird.  Die  Festsetzung  einer  Ueber- 
gangsperiode zu  diesem  Zweck  würde  verständlich  und  vollkom- 
men begründet  erscheinen,  wenn  sich  das  Gesetz  auf  genaue 
Zahlenangaben  stützen,  wenn  die  von  ihm  auferlegten  Beschrän- 
kungen zu  einer  bedeutend  verminderten  Nutzung  der  Wälder 
führen  würde,  oder  wenn  endlich  das  Gesetz  auf  vollständig  neuen 
Anfängen  der  bürgerlichen  Verhältnisse  geschaffen  worden  wäre, 
welche  früher  gar  nicht  vorhanden  waren  und  zu  deren  Durch- 
führung die  Bildung  neuer  Institutionen,  die  Festsetzung  neuer 
Formen  u.  s.  w.  erforderlich  wäre.  Wir  wissen  aber  jetzt  bereits, 
wie  weit  sich  die  Beschränkungen  des  neuen  Gesetzes  erstrecken 
und  welchen  Zweck  dasselbe  hat.  Um  einen  Grund  für  solche 
Beschränkungen  zu  haben,  braucht  man  keine  vollkommen  genauen 
Zahlen  zu  haben,  braucht  man  keine  ausführlichen  Berechnungen 
auszuführen,  sondern  war  die  Eonstatirung  der  Thatsache  nur 
in  ungefähren  Zahlenverhältnissen  genügend.  Andererseits  bieten 
die  Beschränkungen,  welche  vom  neuen  Gesetz  auferlegt  werden, 
wie  ich  bereits  oben  sagte,  eine  vollkommene  Analogie  zu  den 
bereits  im  Gesetz  vorhandenen,  und  deshalb  ist  keine  Nothwen- 
digkeit vorhanden,  die  neue  Ordnung  vorzubereiten  oder  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  irgend  welche  besondere  Formen  für 

die  Beziehungen  zu  schaffen;  alles  muss  in  den  bestehenden  Formen 
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vor  sich  geben  und  geht,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  auch 
wirklich  vor  sich.  Was  dagegen  die  Frage  von  den  zunehmenden 
Bedürfnissen  an  Holz  betrifft,  von  der  Noth wendigkeit  der  Be- 
friedigung derselben  und  von  dem  Streben  des  neuen  Gesetzes 
nach  scheinbar  entgegengesetzten  Zielen,  d.  h.  nach  verminderter 
Verabfolgung  von  Holzmaterial,  so  sind  das  Fragen,  welche  in 
der  Uebergangsperiode  nicht  entschieden  werden  können,  so  lang 
sie  auch  sein  möge  und  zu  ihrer  Entscheidung  eine  vollständig 
selbständige  Arbeit  erfordern,  welche  nicht  davon  abhängig  ist, 
ob  die  Verminderung  des  Holzes  in  Folge  der  Beschränkungen 
des  neuen  Gesetzes  vor  sich  geht,  oder  ob  sie  eine  natürliche 
Folge  der  Erschöpfung  der  Wälder  in  Folge  ihrer  unverständigen 
Nutzung  sein  wird. 

Die  Arbeit  der  Abfassung  des  Gesetzesprojektes  von  der 
Schonung  der  Wälder  dauerte,  obschon  mit  Unterbrechungen, 
beinahe  25  Jahre,  und  wenn  es  in  dieser  Periode  möglich  erschien, 
diejenigen  Fragen  vollkommen  aufzuklären,  welche  Zweifel  er- 
regten und  fortfuhren  zu  erregen,  so  bedeutet  das,  dass  diese 
Fragen  von  äusserster  Schwierigkeit  sind  und  man  ihre  Klärung 
nicht  erwarten  konnte.  Endlich  muss  man  im  Auge  haben,  dass 
das  neue  Gesetz  der  erste,  allerdings  ungeheure  und  äusserst 
wichtige  Schritt  der  Regierung  auf  dem  Wege  des  von  ihm  ge- 
steckten Zieles  ist,  den  Waldreichthum  im  Interesse  des  allge- 
meinen und  Staatswohlstandes  zu  bewahren,  und  wenn  in  der 
Folge  irgend  welche  Ergänzungen  oder  Erläuterungen  erforderlich 
wären,  so  wird  der  Gesetzgeber  das  nothwendige  Material  und 
die  Grundlagen  zur  weiteren  Arbeit  in  derselben  Richtung  vor- 
bereiten. 

2)  Die  Befürchtungen  für  den  Personalbestand  der  Beamten, 
welche  zur  Ausführung  des  neuen  Gesetzes  herbeigezogen  werden, 
sind  einzig  auf  Vermuthungen  und  einseitigen  Ansichten  begründet 
und  waren,  wie  es  scheint,  vorzeitig.  Die  Erfahrung  zeigte,  dass 
an  vielen  Orten,  ungeachtet  der  anfangs  sich  bietenden  Schwie- 
rigkeiten, die  Beamten  der  Waldschutzverwaltung  eine  sehr  be- 
deutende Energie  aufwiesen,  welche  wohlthätige  Resultate  brachte. 
Mau  darf  nicht  vergessen,  dass,  wenn  jeder  Beamte  aus  Unkenntuiss 
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des  Spezialfaches,  aus  Mangel  an  Zeit  nnd  wegen  üeberhäufung 
mit  anderen  Arbeiten  nur  wenig  machen  kann,  es  dennoch  nicht 
eine  vollkommen  ungenügende  Zahl  von  Beamten  giebt,  und  alle 
von  jedem  Einzelnen  von   ihnen   erzielten  kleinen  Resultate  zu- 
sammengenommen   eine    ziemlich    bedeutende  Summe    darstellen. 
Nach   der   Zusammenstellung  der  Resultate  blos   der  einjährigen 
und  schwierigsten  Thätigkeit   der  Comit^s  stellte   es  sich  heraus, 
dass   z.  B.  gegen   81,000  Desjatinen  Wälder  für  Schutzwaldung 
erklärt  sind,  für  336,000  Desjatinen  Nichtschutzwaid  vereinfachte 
Wirthschaftspläne  angefertigt  sind,  für  die  Bedürfnisse  von  Privat- 
personen ungefähr  4  Millionen  Pflänzlinge  und  Wildlinge,  gegen 
120  Pfund  feiner  Samen  und  25  Pud  Eicheln  verabfolgt  wurden, 
zur  Aufsicht  über  die  Wälder  in  26  Gouvernements  gegen  1350 
Mann  herbeigezogen  wurden,  —   was  alles  doch  etwas  bedeutet. 
Man   stelle  sich  vor,    dass  die  Regierung  die  Ausgabe  des  Ge- 
setzes nur  aus  Mangel  an  einem  seinen  Eigenschaften  nach  ent- 
sprechenden  und   genügenden  Bestände  von  Personen  zur  Aus- 
führung des  Gesetzes  am  Orte  selbst  aufgehalten  hätte,  so  wäre 
die  Sache  einige  Jahre  hingezogen  worden,  und  dasjenige  Resultat, 
welches  gegenwärtig  erzielt  ist,  würde  nicht  bestehen.     Wie  soll 
man  auch  Personen  vorbereiten,  ohne  das  Objekt  der  Thätigkeit 
vor  Augen  zu  haben,  für  welche  diese  Personen  vorbereitet  werden. 
Es  scheint  mir  daher,  dass  die  Presse  das  Recht  hat  von  den  Män- 
geln des  Personalbestandes  vielleicht  10  Jahre  nach  der  Einfüh- 
rung des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  zu  sprechen;  dagegen  werden 
alle  ürtheile  aus  diesem  Anlass  vor  Ablauf  der  erwähnten  Frist 
unbegründet  sein.    Ich  weiss  ferner  nicht,  welche  bessere  Organi- 
sation der  Verfasser  des  Artikels:    „Was  brachte  das  Jahr  1888 
zur  Erhaltung  der  russischen  Wälder",  im  Auge  hatte,  als  er  auf 
die  geßihrliche  Lage  der  Revisor-Instruktoren  hinwies,  in  welche 
sie  durch  die    für  sie  herausgegebene  Instruktion  gestellt  seien. 
So  viel  mir  bekannt  ist,    ist  diese  ganze  Organisation  entlehnt, 
und  in  denjenigen  Ländern,  wo  das  Institut  der  Revisor-Instruk- 
toren   schon    längst  und   auf  denselben  Grundlagen  wie   bei   uns 
besteht,  sind  Klagen  über  die  Nichterfüllung  der  Pflichten  durch 
diese  Personen  nicht  zu  hören;  ich  bestreite  jedoch  durchaus  nicht, 
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dass  das  Institut  der  Instruktoren  anders  und  sogar  besser  orga- 
nisirt  werden  könnte,  wenn  es  nicht  nötliig  wäre,  sich  nach  den 
Umständen  zu  richten. 

3)  Ich  sprach  bereits  von  den  Gründen,  welche  es  für  zweck- 
mässiger erscheinen  lassen,  das  Gesetz  in  seinem  ganzen  Umfange 
nicht  auf  einmal  in  ganz  Russland  einzuführen,  sondern  sich  an- 
fangs nur  mit  den  Gegenden  zu  begnügen,  welche  der  Schonung 
der  Wälder  am  meisten  bedürfen.  Deshalb  werde  ich  hier  nicht 
wiederholen,  was  früher  gesagt  war,  sondern  mich  nur  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Folgerungen  begnügen,  welche  auf  Grund  dieser 
Forderung  des  Gesetzes  gemacht  werden;  man  sagt,  dass  in  Folge 
dieser  Theilung  das  Forstfach  sowohl  in  demjenigen  Theile  von 
Russland  leiden  muss,  auf  welchen  sich  das  Gesetz  in  seinem 
vollen  Umfange  erstreckt  als  auch  im  Uebrigen.  Der  Gesetzgeber 
konnte  nicht  voraussehen,  dass  mit  der  Einführung  bedeutenderer 
Beschränkungen  in  dem  einen  Theile  die  Fällungen  in  dem  anderen 
sich  vermehren  würden;  diese  Aussicht  musste  jedoch  nicht  nur 
Befürchtungen  einflössen,  welche  den  in  den  angeführten  Ent- 
gegnungen ausgesprochenen  gleich  sind,  sondern  musste  umge- 
kehrt erwünscht  erscheinen,  und  erschien  auch  so.  In  der  That 
kann  man  nicht  umhin  zu  wünschen ,  dass  die  Wälder  des  Nordens 
etwas  für  die  Bedürfnisse  der  Heimath  dienen  und  statt  der  Reise 
jenseits  des  Meeres  etwas  in  den  Süden  und  in  das  Centrum 
Russlands  hinabrücken  möchten.  Ueber  den  ungeheueren  indu- 
striellen Erfolg,  welcher  dadurch  sowohl  in  den  an  Wald  am 
reichsten  Gegenden  als  auch  an  neuen  Orten  des  Verbrauchs  von 
Holz,  welches  von  dort  kommt,  erzielt  werden  würde,  wäre  es 
gegenwärtig  sogar  schwer  zu  urtheilen.  Natürlich  würden  ja  die 
Balken  und  Bretter  aus  Kostrowa  und  Wologda  den  Eichen- 
klötzchen, dem  Hauptmaterial,  den  Reifen  etc.,  welche  aus  den 
Gouvernements  Ssaratow,  Woronesch  oder  Jekaterinoslaw  erhalten 
werden,  auch  nicht  mit  der  geringsten  Gefahr  drohen.  Es  ver- 
steht sich  ebenfalls  von  selbst,  dass  der  Holzhändler,  bevor  er 
seine  Operationen  aus  dem  Gouvernement  Smolensk  nach  Now- 
gorod überführt,  in  den  Gouvernements  Mogilno,  Twer,  Pskow 
sich  entfalten,  vielleicht  hier  den  Wald  in  verstärktem  Umfange 
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und  ohne  irgend  eine  Ordnung  fällen  und  mit  den  Eigenthümern 
solche  Verträge  abschliessen  wird,  welche  ihm  die  Möglichkeit 
geben  werden,  lange  Zeit  die  Wälder  ungestraft  zu  verwüsten. 
Dies  sind  jedoch  bis  jetzt  allein  nur  Vermuthungen.  Weshalb 
soll  man  unbedingt  annehmen,  dass  die  Eigenthümer  der  Gou- 
vernements Twer  und  Mogilno  unter  dem  Einflüsse  der  Erwartung 
des  neuen  Gesetzes  nach  einer  rechtzeitigen  Realisirung  ihres 
Waldreichthums  streben  werden,  d.  h.  zum  Roden,  nicht  aber  zur 
Verbesserung  des  Forstfaches,  wozu  natürlich  voller  Grund  vor- 
handen ist,  da  das  Holz  in  diesen  Gegenden  theurer  (nicht  bil- 
liger wie  einige  glauben)  wird  und  alle  Sorgen  und  Ausgaben  für 
die  Aufnahme  des  Waldes,  die  Anfertigung  eines  Wirthschafts- 
planes,  den  Unterhalt  eines  Comit^s  oder  einer  Wache  bezahlt 
machen  wird.  Ich  sehe  in  der  That  keine  Ursachen,  warum  man 
gerade  in  Betreff  der  Waldverwüstung  die  Verbreitung  des  neuen 
Gesetzes  auf  andere  Gegenden  befürchten  soll;  und  wenn  eine 
derartige  Furcht  sich  wirklich  bestätigen  sollte,  so  ist  das  Gesetz 
dennoch  nicht  machtlos,  einem  solchen  Bestreben  zu  widerstehen. 
Der  Minister  der  Reichsdomänen  hat  das  Recht,  die  Verbreitung 
des  Gesetzes  in  seinem  vollen  Umfange  dorthin  zu  befürworten, 
und  eine  solche  Befürwortung,  wenn  sie  als  verkürzte  Ordnung 
angesehen  werden  wird  (s.  Beilagen,  Th.  VI  des  am  4.  April  1888 
Allerhöchst  bestätigten  Reichsrathsgutachtens)  kann  binnen  sehr 
kurzer  Zeit  befriedigt  werden. 

Endlich  darf  man  nicht  vergessen,  dass  die  Grenze,  welche 
Russland  in  zwei  oder  drei  Theile  hinsichtlich  des  Gesetzes  vom 
4.  April  theilt,  dennoch  eine  künstliche  Grenze  ist  und  bleiben 
wird,  und  so  sorgfältig  sie  auch  ausgeführt  sein  möge,  so  werden 
doch  immer  auf  der  einen  oder  anderen  Seite  derselben  Gegenden 
und  Punkte  bleiben,  über  deren  Zugehörigkeit  zum  anderen  Theile 
man  streiten  und  eine  besondere  Meinung  haben  kann.  Diese 
Entgegnung  findet  eine  Begründung  gerader  in  dieser  Eigenschaft 
künstlich  durchgeführter  Grenzen. 

4)  Bei  der  Erläuterung  des  Gesetzes  habe  ich  den  Leser 
darauf  hingewiesen,  dass  gegen  die  Allgemeinheit  der  Massregeln 
dieses    Gesetzes    in    der    Presse   Entgegnungen    gemacht   worden 
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waren:  der  Verfasser  dieser  Entgegnung  findet,  dass  in  Folge 
dieser  Allgemeinheit  das  Gesetz  in  manchen  Gegenden  nicht  an- 
gewendet werden  könne  und  in  vielen  Gegenden  zu  seiner  Ein- 
führung viele  Veränderungen  und  Ergänzungen  erforderlich  sein 
werden.  Wenn  sich  der  Leser  jedoch  erinnert,  so  erwies  sich 
von  allen  Massregeln  nur  eine  —  nämlich  das  Verbot  des  Weidens 
von  Vieh  im  jungen  Walde  bis  zum  Alter  von  15  Jahren  —  in 
einigen  Gegenden  Russlands  bei  der  Anwendung  als  ungeeignet 
und  muss  augenscheinlich  in  dem  Sinne  verändert  werden,  dass 
für  die  verschiedenen  Gegenden  besondere  Fristen  für  das  Verbot 
der  Weide  vom  Vieh  festgesetzt  werden  müssen.  In  BetreflF  der 
übrigen  Massregeln  giebt  es  keine  Schwierigkeiten  und  kann  es 
augenscheinlich  keine  geben,  welche  durch  die  Bedingungen  der 
betreffenden  Gegend  hervorgerufen  werden. 

5)  In  welchem  Grade  die  Forderungen  des  neuen  Gesetzes 
klar  und  bestimmt  sind  und  weshalb  eine  gewisse  Nachgiebigkeit 
für  die  Bedürfnisse  und  Erfordernisse  der  Eigenthümer  zugelassen 
worden  ist,  sahen  wir  bei  der  Erläuterung  der  Verordnung  von 
der  Schonung  der  Wälder;  ich  bezweifle  jedoch  nicht  im  gering- 
sten, dass  bei  einer  gewissen  Gewandtheit  der  Waldeigenthümcr, 
welche  durch  ein  mehr  oder  minder  indifferentes  Verhalten  der 
örtlichen  Aufsichtsbeamten  zur  Sache  unterstützt  werden,  sich  die 
volle  Möglichkeit  bietet,  sowohl  das  Gesetz  zu  umgehen,  als  auch 
dasselbe  zu  übertreiben,  alles  hängt  hier  bereits  nicht  mehr  vom 
Texte  des  Gesetzes,  sondern  von  den  Personen  ab,  welchen  die 
Pflicht  auferlegt  ist,  die  Ausführung  desselben  zu  beobachten  und 
zu  beaufsichtigen.  Ich  bin  bereit,  sogar  mehr  zu  sagen;  man 
kann  das  neue  Gesetz  viel  leichter  gänzlich  unwirksam  machen, 
als  dasselbe  auf  feste  Grundlagen  stellen;  ich  erlaube  mir  jedoch 
dabei  zu  fragen:  welches  neue  Gesetz  ist  in  dieser  Beziehung 
jemals  in  eine  ungefährlichere  Lage  gestellt  worden  als  das  Wald- 
schutzgesetz? Und  man  kann  nicht  umhin  sich  zu  verwundem, 
dass  dieses  neue  Gesetz,  welches  augenscheinlich  auch  die  Sym- 
pathie der  Presse  und  eines  sehr  bedeutenden  Theiles  des  Publi- 
kums besitzt,  bisher  von  den  Publizisten  nicht  ausführlich  und 
allseitig  besprochen  worden  ist,  sondern  allein  nur  Vorwürfe  und 
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Entgegnungen  hörbar  waren,  zudem  Vorwürfe  und  Entgegnungen 
des  allgemeinsten  Charakters,  die  individuellen  Züge  unseres  Ge- 
setzes wurden  bisher  in  der  Presse  fast  gar  nicht  besprochen, 
und  das  Publikum  weiss  von  ihnen  sehr  wenig.  Bedeutet  dies 
nicht,  dass  die  Vorwürfe  über  die  Unklarheit,  Unbestimmtheit 
und  Schwäche  des  Gesetzes  einfach  das  Resultat  ungenügender 
Sachkenntniss  sind;  irgend  etwas  musste  man  aus  Anlass  des 
neuen  Gesetzes  sagen,  dagegen  dasselbe  zu  studiren  ist  eine 
schwere  und  komplizirte  Arbeit. 

6)  Die  Klagen  darüber,  dass  das  Gesetz  vom  4.  April  1888 
die  Wälder  nur  vor  den  Eigenthümem,  jedoch  nicht  vor  eigen- 
mächtigen Fällungen,  vor  Beschädigungen  durch  Insekten  und  vor 
anderen  schädlichen  Handlungen  schützt,  erscheinen  uns  in  dop- 
pelter Beziehung  imbegründet.  Erstens  existiren  die  Gesetze  von 
dem  Schutze  der  Wälder  vor  eigenmächtigen  Fällungen  und  an- 
deren Verletzungen  schon  längst  und  wurden  mehrmals  von  Neuem 
durchgesehen  und  ergänzt  (s.  Beilagen),  so  dass  in  dieser  Bezie- 
hung, so  zu  sagen,  alles  gethan  ist.  Man  kann  nicht  hoffen,  dass 
die  Regierung  jemals  auf  Kosten  der  Krone  in  Privatwäldern  eine 
Forstwache  einsetzen  wird,  um  dieselben  vor  eigenmächtigen  Fäl- 
lungen zu  schützen,  da  diese  Massregel  auf  keine  Weise  durch 
die  Staatsinteressen  gerechtfertigt  werden  könnte.  Es  versteht 
sich  von  selbst,  dass  die  angeführten  Gesetze,  so  lange  die  Wald- 
eigenthümer  selbst  um  eine  genügende  Zahl  zuverlässiger  Wächter 
in  ihren  Wäldern  keine  Sorge  tragen,  keinen  Nutzen  bringen 
werden  und  es  dem  Privateigenthümer  immer  scheinen  wird,  dass 
sein  Waldbesitz  durch  das  bestehende  Gesetz  nicht  genügend  ge- 
schützt ist. 

Andererseits  erscheinen  mir  die  Forderungen,  Massregeln 
gegen  Beschädigungen  zu  treffen,  welche  z.  B.  von  Insekten  den 
Wäldern  zugefügt  werden,  als  der  Ausdruck  unbegrtindeter  Un- 
duldsamkeit oder  einfachen  Missverständnisses.  Wir  sind  mit  der 
Natur  dieser  schädlichen  Kräfte  noch  sehr  wenig  bekannt,  haben 
dieselben  wenig  erforscht  und  deshalb  könnte  die  eilige  Ausgabe 
eines  Gesetzes  über  Massregeln  zum  Kampfe  mit  diesen  Kräften 
Niemand  befriedigen,   wie  auch  die  Massregel  gegen  den  Kampf 
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mit  dem  Käfer,  der  Hessenfliege  u.  s.  w.  Niemand  zufrieden  stellte. 
So  viel  mir  bekannt  ist;  stellte  das  Ministerium  der  Reichsdomänen 
in  den  Vordergrund  die  Frage  von  der  Auffindung  zweckmässi- 
gerer  anwendbarer  Massregeln  zum  Schutze  der  Wälder  vor  Be- 
schädigung durch  Insekten,  und  wenn  sich  die  Möglichkeit  bieten 
wird,  den  Kampf  mit  denselben  zu  beginnen,  so  wird  das  Mini- 
sterium aller  Wahrscheinlichkeit  nach  diesen  Augenblick  nicht 
vorüberlassen,  um  so  mehr  als  von  diesem  Uebel  auch  die  Krons- 
wälder leiden,  welche  sich  unter  der  unmittelbaren  Verwaltung 
des  Ministeriums  befinden;  die  Anwendung  irgend  welcher  Mass- 
regeln in  den  Kronswäldern  allein  wiLrde  aber  augenscheinlich 
den  Zweck  nicht  erfüllen. 

7)  Die  Ursachen,  wegen  derer  die  Frage  von  den  Verträgen 
in  dem  Gesetz  vom  4.  April  nicht  berührt  worden  ist,  sind  in 
dem  Circular  des  Ministers  der  Reichsdomänen  vom  4.  April  1888 
(s.  Beilagen)  dargelegt  und  ich  kann  dazu  höchstens  hinzufügen, 
dass  man  dieser  Frage  in  der  Waldschutzverwaltung  eine  viel 
grössere  Bedeutung  verliehen  hat  als  es  nothig  war.  Meiner  Mei- 
nung nach  steht  diese  Frage  entweder  gar  nicht  der  Waldschutz- 
verwaltung zu,  oder  höchstens  der  obersten  Instanz  derselben. 
Wenn  vom  Anfang  der  Thätigkeit  der  Waldschutz  -  Comites  an 
diese  Fragen,  als  der  Kompetenz  des  Comites  nicht  unterliegend, 
dem  Ermessen  des  Ministeriums  vorgestellt  worden  wären,  so 
wären  sie,  scheint  es  mir,  vom  ersten  Mal  an  so  beigelegt  wor- 
den, wie  sie  jetzt  ohne  Verletzung  der  Heiligkeit  des  Vertrages 
und  durchaus  nicht  zum  Schaden  des  Waldschutzgesetzes  gelöst 
worden  sind.  Zum  Unglück  aber  wurde  diese  Frage,  wie  ich 
oben  sagte,  nicht  richtig  dirigirt  und  erzeugte  eine  Menge  Miss- 
verständnisse, deren  Folgen  noch  jetzt  in  einigen  Comites  be- 
merkbar sind. 

Was  die  Frage  von  der  Regulirung  der  Nutzung  in  Wäldern 
von  Bauern  und  anderer  Gemeinden  betriflFt,  so  ist  dieselbe,  so 
viel  mir  bekannt  ist,  im  Ministerium  bereits  berathen  worden, 
welches  aus  diesem  Anlass  ein  besonderes  Gesetzesprojekt  abge- 
fasst  hat,  dessen  Erscheinen  wahrscheinlich  nicht  lange  auf  sich 
warten  lassen  wird. 


—     411     — 

8)  Die  Bemerkungen  von  der  Unthätigkeit  des  Gesetzes 
hatten  nur  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Veröffentlichung  der  Ver- 
ordnung Bedeutung,  wo  die  Waldschutzverwaltung  in  den  Gou- 
vernements noch  nicht  richtig  organisirt  worden  war.  Gegenwärtig 
müssen  die  Zeitungsnachrichten  von  der  Waldverwüstung  auf  einer 
Fläche  von  1000  DWerst,  welche  in  Umgehung  des  Gesetzes  und 
ohne  Wissen  der  Beamten  der  Waldschutzverwaltung  ausgeführt 
worden  wären,  für  die  Frucht  schreckhafter  Phantasie  gehalten 
und  in  das  Gebiet  der  Mythe  verwiesen  werden.  Allerdings  wer- 
den solche  Fällungen  ausgeführt,  aber  in  der  ungeheuren  Mehr- 
zahl der  Fälle  nach  dem  Wirthschaftsplane  vorgenommen,  folglich 
mit  der  Sicherstellung  der  Erneuerung  des  Waldes  auf  den  ab- 
geholzten Flächen,  und  wenn  irgendwo  einige  Abweichungen  vom 
Gesetz  zugelassen  werden,  so  giebt  dies  noch  nicht  das  Recht  zu 
behaupten,  dass  das  Gesetz  nicht  in  Kraft  stehe.  Man  kann 
manchmal  nicht  umhin  zu  bedauern,  dass  in  der  Presse  manchmal 
sogar  augenscheinlich  abgeschmackte  Behauptungen  erscheinen, 
z.  B.  erschien  unlängst  der  Bericht  darüber,  dass  ein  Waldeigen- 
thümer  in  einer  Gouveruementsstadt  vergeblich  Jemanden  suchte, 
um  ihn  das  Waldschutz-Comite  zu  weisen,  folglich  sei  in  der 
Stadt  nicht  nur  von  der  Thätigkeit  sondern  auch  nicht  einmal 
von  dem  Aufentshaltsort  des  Comites  etwas  bekannt;  dass  im 
Comit6  der  Gouverneur  präsidirt,  dass  die  Wohnung  und  Kanzlei 
des  Gouverneurs  in  einer  Gouvernementsstadt  kein  Geheimniss 
bilden,  dass  folglich  jeder  Polizist  die  Person,  welche  nach  dem 
Comite  sich  erkundigte,  dirigiren  konnte,  das  ist  doch  dem  Herrn 
Reporter  der  Zeitung  wahrscheinlich  bekannt,  und  trotz  alledem 
wird  dieser  Bericht  in  der  Zeitung  aufgenommen  als  ein  Bericht, 
welcher  Glauben  verdient. 

Auf  das  Obige  beschränke  ich  mich  bei  der  Durchsicht  und 
Erläuterung  des  Gesetzes  von  der  Schonung  der  Wälder.  Möge 
der  Leser  nicht  ungehalten  sein,  wenn  er  hier  nicht  Antworten 
auf  alle  Fragen  findet,  welche  ihn  im  neuen  Gesetz  oder  aus 
Anlass  desselben  interessiren.  Meinerseits  habe  ich  Alles  sagen 
wollen  und  habe,  glaube  ich,  auch  gesagt,  was  mir  darüber  be- 
kannt ist,   und  ich  fühle,  dass   noch   mehr   zu   sagen  die  Mittel 
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tibersteigen  wtirde,  tiber  welche  ich  bei  der  Darstellung  der  an- 
geführten Erläuterungen  verfügte.  Wenn  jedoch  alles  aus  Anlass 
des  neuen  G-esetzes  oben  Gesagte  geeignet  ist,  wenigstens  einiges 
Licht  auf  diese  neue  Frage  zu  werfen,  wenn  folglich  der  Leser 
sich  wenigstens  etwas  mit  den  Forderungen  der  Verordnung  aus 
gesöhnt  hat,  wenn  endlich  meine  Angaben  meinen  Dienst-  und 
Berufskollegen  etwas  bei  der  Erfüllung  der  ihnen  vom  neuen 
Gesetz  übertragenen  Pflichten  helfen  werden,  so  werde  ich  meine 
Aufgabe,  die  Aufgabe  von  Propagandisten  und  zum  Theil  Pionnie- 
ren,  wenigstens  gegenwärtig  als  erfüllt  ansehen. 


y.  Kapitel. 


Die  ^Waldschutzgresetze  In  ^West-Europa. 

In  allen  westeuropäischen  Staaten  machte  sich  schon  früh, 
vom  XIV.  Jahrhundert  an  die  Sorge  um  den  Schutz  der  Wälder 
gegen  Vernichtung  geltend.  Zu  diesem  Zwecke  erliessen  die  Re- 
gierungen anfangs  für  jeden  einzelnen  Fall  besondere  Bestim- 
mungen, welche  die  Befolgung  gewisser  Regeln  bei  der  Benutzung 
der  Wälder  vorschrieben.  Die  sich  mit  der  Zeit  anhäufenden 
einzelnen  Verfügungen  wurden  gesammelt  und  schliesslich  in  ein 
für  den  ganzen  Staat  giltiges  Forstgesetz  vereinigt. 

In  Frankreich  erfolgte  eine  Sammlung  der  Forstgesetze  unter 
Ludwig  XIV.,  welcher  auf  Veranlassung  des  bekannten  Ministers 
Colbert  im  Jahre  1669  ein  Edikt  erliess.  Dieses  Edikt  beschränkte 
überhaupt  die  Privatwaldeigenthümer  in  der  freien  Benutzung 
ihres  Eigenthums.  Im  Besonderen  wurden  die  öffentlichen  Wäl- 
der sowohl  als  auch  die  Kloster-  und  Kirchenwälder  der  strengen 
Aufsicht  der  Regierung  unterstellt.  Das  Edikt  schrieb  vor,  den 
vierten  Theil  der  Waldungen  überhaupt  zu  schonen,  die  übrigen 
74  in  Holzschläge  zu  theilen  und  bei  dem  Abholzen  derselben 
eine  gewisse  Anzahl  Reservebäume  stehen  zu  lassen;  es  forderte 
die  Unterhaltung  von  Forstwächtern,  verlangte  die  Bewirthschaf- 
tung  der  Privatwälder  in  derselben  Ordnung  wie  in  den  Wäldern 
der  Krone  und  verordnete,  dass  für  jedes  Lichten  des  Waldes 
erst  die  besondere  Erlaubniss  der  Regierung  eingeholt  werden 
sollte.  Ein  Privateigen thümer,  dessen  Wälder  zehn  Stunden  vom 
Meere  und  zwei  Stunden  von  einem  schiffbaren  Flusse  entfernt 
lagen,  hatte  nicht  das  Recht,  diese  Wälder  zum  Abholzen  zu 
verkaufen,   wenn  er  nicht  sechs  Monate  vorher  die  Forstverwal- 


—    414    — 

tung  davon  benachrichtigt  hatte.  Eine  Menge  ähnlicher  Beschrän- 
kungen der  Privatwald wirthschaft  waren  in  dem  Edikt  vom  Jahre 
1669  enthalten;  die  ganze  Aufsicht  über  die  Privatwälder  wurde 
der  Kronsforstverwaltung  übertragen. 

In  Preussen  wurde  das  Recht  zur  Benutzung  der  Wälder 
ebenfalls  von  Alters  her  durch  verschiedene  Bestimmungen  be- 
schränkt. Das  Allgemeine  Landrecht  von  Friedrich  dem  Grossen 
bestimmte,  dass  alle  die  Wälder,  deren  Flächenraum  eine  Wald- 
wirthschaft  ermöglichte,  von  den  Eigenthümem  nur  in  einer 
Weise  zu  benutzen  sei,  die  eine  Vernichtung  des  Waldes  nicht 
nach  sich  zieht.  In  den  Provinzen,  in  welchen  die  Wälder  einen 
starken  Absatz  hatten,  mussten  die  Eigen thümer  so  viel  Wald 
stehen  lassen,  als  für  die  Befriedigung  der  lokalen  Bedürfnisse 
ihrer  Güter  sowie  der  ihnen  gehörigen  Dörfer  nöthig  war.  Die 
Nichtbefolgung  dieser  Regel  diente  als  Kennzeichen  für  die  That- 
sache  der  Waldverwüstung  und  der  betreffende  Eigenthümer  durfte 
seinen  Wald  so  lange  nicht  mehr  benutzen,  bis  derselbe  wieder 
hergestellt  war;  auch  wurde  durch  die  Provinzialbehörden  eine 
Strafe  im  Verhältniss  des  Werthes  'des  überflüssig  abgeholzten 
Waldes  verhängt. 

In  allen  übrigen  deutschen  Staaten  waren  die  Privatwald- 
eigenthümer  bis  zu  Anfang  des  jetzigen  Jahrhunderts  in  der  Be- 
nutzung ihrer  Wälder  noch  viel  mehr  beschränkt  als  in  Preussen. 
In  den  betreffenden  Gesetzen  waren  die  Bestimmungen  des  fran- 
zösischen Edikts  vom  Jahre  1669  nur  in  verschiedenen  Abände- 
rungen wiederholt. 

Ein  grosser  Umschwung  in  den  Ansichten  der  Regierungen 
West -Europas  über  die  Wälder  begann  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts. Die  französische  Revolution  übertrug  das  allgemeine 
Prinzip  der  Freiheit  auch  auf  die  Benutzung  der  Wälder.  In 
Abänderung  des  Edikts  von  1669  erliess  die  gesetzgebende  Na- 
tionalversammlung am  15.  September  1791  und  veröffentlichte  am 
19.  September  desselben  Jahres  das  d^cret  sur  Tadministration 
forestifere,  in  welchem  es  in  Punkt  6  aussprach,  dass  alle  Privat- 
personen gehörenden  Wälder  in  Zukunft  der  Aufsicht  der  Krons- 
forstverwaltung  nicht   unterstellt   sein    sollten,   und  jeder  Eigen- 
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thümer  dieselben  in  der  Folge  frei  und  nach  eigenem  Gutdünken 
benutzen  und  über  dieselben  verfügen  könne. 

Die  öffentlichen  Wälder,  welche  Dorfgemeinden  und  verschie- 
denen Korporationen  gehörten,  blieben  unter  Aufsicht  der  Krons- 
forstverwaltung,  und  die  Benutzung  derselben  wurde  durch  einige 
Regeln  beschränkt.  Jedoch  durch  das  nachher  erfolgte  Dekret 
vom  10.  Juni  des  Jahres  1793,  in  welchem  allgemeine  Regeln 
über  die  Benutzung  jedes  öffentlichen  Eigenthums  festgesetzt  wur- 
den, wurde  in  ziemlich  weitem  Umfange  die  Möglichkeit  der  Wald- 
vemichtung  zugelassen,  da  man  nur  durch  ein  Protokoll  zu  be- 
zeugen brauchte,  dass  der  öffentliche  Wald  oder  ein  Theil  desselben 
nicht  genügend  ertragsfUhig  wäre,  um  als  Wald  stehen  zu  bleiben; 
dann  wurde  die  Theilung  der  Wälder  zwischen  den  Genossen  der 
Gemeinde  zugelassen,  welche  sodann  schon  das  Recht  besassen, 
ihre  Äntheile  zum  Abholzen  oder  zum  Lichten  zu  verkaufen. 

Der  Umschwung  in  der  Anschauung  auf  den  Wald,  ins- 
besondere die  offene  Verneinung  der  Nothwendigkeit  seiner  Er- 
haltung, trat  noch  deutlicher  in  den  Verfügungen  der  damaligen 
französischen  Regierung  hervor,  welche  begann,  bedeutende  dem 
Staate  gehörige  Waldflächen  zum  Abholzen  zu  verkaufen  und 
dieselben  an  Privatpersonen  zu  veräussem.  Früher  war  es  nach 
dem  Edikt  des  Jahres  1669  streng  verboten  gewesen,  aus  der 
Kronsverwaltung  irgend  welche  Theile  von  Wald  zu  veräussern 
unter  Androhung  strenger  Strafe. 

Durch  das  Dekret  vom  19.  Dezember  1789  bestimmte  die 
Nationalversammlung  5  %  Banknoten  auf  die  Summe  von  400  Mil- 
lionen Lires  herauszugeben  und  verordnete  zur  Bildung  eines 
Kapitals  als  Garantie  für  diese  Schuld  eine  nach  dem  Werthe 
entsprechende  Menge  Staatseigenthum  zum  Verkauf  gelangen  zu 
lassen.  Die  Einzelheiten  für  die  Ausführung  dieses  Verkaufes 
wurden  in  einem  besonderen  Dekret  vom  9./25.  Juli  des  Jahres 
1790  festgesetzt,  in  welchem  aus  der  Zahl  der  zum  Verkaufe 
bestimmten  Staatsdomänen  die  Wälder  ausgeschlossen  waren,  mit 
der  Klausel,  dass  in  Betreff  derselben  eine  besondere  Verfügung 
erfolgen  werde. 

Dementsprechend  erschien  schon  am  6./23.  August  1790  ein 
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besonderes  Dekret  der  Nationalversammlnng,  in  welchem  gesagt 
war:  ^Nachdem  die  Nationalversammlung  den  Vortrag  der  Kom- 
mission angehört  hatte ^  zog  sie  in  Erwägung;  dass  die  Wälder 
einen  der  wichtigsten  und  hauptsächlichsten  Gegenstände  bilden, 
welche  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  zur  Ruhe  des  König- 
reichs nothwendig  sind,  und  dass  die  Nation  ihre  Erhaltung,  Ver- 
besserung und  Erneuerung  durch  Einsetzung  einer  thätigen  und 
einsichtsvollen  Verwaltung  erreichen  könne,  unter  deren  Leitung 
die  Wälder  zugleich  eine  Quelle  der  Staatseinnahmen  bilden 
werde  und  fasst  deshalb  den  Beschluss: 

1)  die  grosse  Masse  der  Wälder  des  Staates  (les  grandes 
masses  des  bois  et  forets  nationales)  wird  aus  der  Zahl  der  Staats- 
domänen, welche  durch  die  Dekrete  zum  Verkauf  und  zur  Ver- 
äusserung  bestimmt  sind,  ausgeschlossen; 

2)  alle  vereinzelt  gelegenen  Haine  und  Wäldchen,  welche  zu 
den  Wäldern  des  Staates  gehören  und  sich  in  einer  Entfernung 
von  1000  Faden  von  anderen  bedeutenderen  Wäldern  befinden, 
so  dass  sie  die  Ausgaben  auf  ihre  Bewachung  nicht  bezahlt  machen 
können  und  sie  zudem  zum  Schutz  der  Ufer  von  Flüssen  und 
Bächen  nicht  nothwendig  sind,  können  zum  Verkauf  und  zur  Ver- 
äusserung  bestimmt  werden  mit  Beobachtung  der  dafür  vorge- 
schriebenen Formalitäten,  sobald  diese  Haine  und  Wäldchen  nicht 
vielmehr  als  100  Morgen  Fläche  enthalten  (später  wurde  diese 
Fläche  bis  auf  150  Morgen  vergrössert);*) 

3)  die  Nationalversammlung  überträgt  den  früher  von  ihr 
gewählten  vereinigten  Kommissionen  zusammen  einen  Plan  zur 
Einsetzung  einer  neuen  Forstverwaltung  und  ein  Projekt  neuer 
Waldgesetze  zu  verfassen  und  dieselben  der  Nationalversammlung 
vorzulegen." 

Diesem  Dekret  gemäss  wurde  mit  dem  Verkauf  kleiner  Wäld- 
chen begonnen,  welche  zum  Bestände  der  von  Alters  her  dem. 
Staate  gehörigen  Domänen  gehörten,  und  da  es  in  Frankreich 
viele  solcher  kleinen  Stückchen  Wald  gab,  so  gelangte  nicht 
wenig  Wald  zum  Verkauf;  dazu  kamen  später  nach  dem  Dekret 


*)  1  Faden  (toise)  =  6  Fass;  1  Morgen  (arpent)  =  51  Are  (aros). 
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vom  14.  August  1792  noch  viele  bedeutende  zu  Gunsten  des 
Fiskus  konfiszirte  Waldflächen  von  Gütern;  welche  Emigranten 
gehört  hatten,  und  nach  dem  Dekret  vom  11.  Mai  1795  nahm 
der  Verkauf  von  Wäldern  noch  grössere  Dimensionen  an. 

Somit  dauerte  der  Verkauf  von  Wäldern  durch  die  Regierung 
sehr  lebhaft  fort  und  wurde  erst  am  29.  April  1 801  auf  Verfügung 
des  Konsuls  eingestellt. 

Die  Anschauung  der  Regierung  auf  die  Wälder  in  Frank- 
reich blieb  auch  auf  die  Ansichten  der  deutschen  Regierungen 
nicht  ohne  Einfluss. 

In  Preussen  offenbarte  sich  die  erste  Abweichung  von  der 
streng  konservativen  Anschauung  auf  den  Wald  1807.  Der  un- 
glückliche Krieg  mit  Frankreich  hatte  in  Preussen  eben  so  einen 
Einfluss  auf  die  Wälder,  wie  die  Revolution  in  Frankreich.  Nach 
den  vielen  Drangsalen ,  welche  das  dem  Könige  ergebene  Volk 
erduldet  hatte ,  hielten  es  der  König  und  seine  Minister  für  noth- 
wendig  und  gerecht,  alle  der  Regierung  möglichen  Massregeln 
zu  ergreifen,  um  in  jeder  Beziehung  die  Kräfte  des  Volkes  zu 
beleben,  und  zu  diesem  Zweck  dasselbe  von  den  Banden  der  Leib- 
eigenschaft und  von  den  verschiedensten  Abhängigkeitsverhält- 
nissen der  Landbevölkerung  hinsichtlich  der  von  den  Grund- 
besitzern ererbten  Rechte  zu  befreien,  die  Zerstückelung  der 
bäuerlichen  Landstücke  zuzulassen  u.  s.  w.  In  dieser  Absicht  er- 
folgte die  Bestimmung  vom  9.  Oktober  1807,  in  welcher  die  freie 
Benutzung  des  Landbesitzes  zugelassen  und  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse der  Landbevölkerung  geregelt  wurden. 

In  der  späteren  Verordnung  vom  14.  September  1811  wurden 
alle  Hindemisse  zur  vollkommen  freien  Benutzung  des  Landes  in 
noch  weiterem  Umfange  beseitigt.  Diese  letztere  Verordnung 
enthielt,  in  Nachahmung  des  französischen  Gesetzes,  in  §  4  fol- 
gende Bestimmung: 

Die  Einschränkungen,  welche  theils  das  Allgemeine  Land- 
recht, theils  die  Provinzial-Forstordnung  in  Betreff  der  Benutzung 
der  Privatwaldungen  vorschrieben,  hören  gänzlich  auf.    Die  Eigen- 

thümer  können  solche  nach  Gutfinden  benutzen,  sie  auch  parzel- 

27 
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liren  nnd  urbar   machen,   wenn   ihnen   nicht  Verträge  mit   einem 
Dritten  oder  Berechtigungen  Anderer  entgegenstehen. 

Die  Verordnung  vom  14.  September  1811  begnügte  sich  jedoch 
damit  nicht;  in  den  §§  25 — 29  erlaubte  sie  femer,  dass  die  Ser- 
vitutsrechte  der  Landbevölkerung  in  Betreff  des  Weidens  von  Vieh 
im  Walde ,  des  Auflesens  von  Reisig;  trockenen  Aesten  und  Zwei- 
gen u.  s.  w.  durch  den  Eigenthümer  des  Landes  abgelöst  werden 
konnten  vermittelst  Abtretung  eines  hierfür  angemessenen  Wald- 
theiles  zu  Gunsten  derjenigen,  welche  Servitutsrechte  genossen. 

Ein  noch  mehr  verderblicher  Schritt  zur  Vernichtung  der 
Wälder  wurde  in  Preussen  durch  Erlass  des  Gesetzes  vom  7.  Juni 
1821  über  Gemeindetheilung  und  Befreiung  der  Landgüter  von 
den  verschiedenartigen  schweren  Verpflichtungen  gemacht. 

Nach  diesem  Gesetz  wurde  jedem  Theilhaber  von  Gemeinde- 
Eigen  thum  oder  Personen,  welche  irgend  welche  Rechte  an  einem 
fremden  Besitzthum  hatten,  das  Recht  anheimgestellt,  die  Aus- 
scheidung des  ihm  zukommenden  Antheils  zu  fordern. 

Zugleich  Hess  sich  Preussen  gleichwie  Frankreich  zum  Ver- 
kauf der  Staatswälder  hinreissen. 

Der  Verkauf  von  Staats-Gütern  und  -Wäldern  war  früher 
nach  dem  preussischen  Gesetz  verboten. 

Als  jedoch  Napoleon  im  Jahre  1806  Preussen  eine  ungeheure 
Kontribution  auferlegte,  wurde  im  Einverständniss  mit  den  Prinzen 
des  königlichen  Hauses  und  den  Vertretern  des  Volkes  die  Kraft 
dieses  Gesetzes  am  17.  September  1808  aufgehoben  und  es  erfolgte 
sodann  am  27.  Juni  1811  die  Verordnung  über  die  Veräusserung 
von  Staats-Gütern  und  -Wäldern,  in  welcher  gesagt  war:  „Wir 
haben  die  Absicht,  nach  Bezahlung  der  Kontribution  an  Frank- 
reich mit  der  allmählichen  Tilgung  der  Schulden  unseres  Staates 
zu  beginnen,  wünschen  jedoch,  noch  bevor  die  obligatorischen 
Vertragsfristen  für  die  Zurückerstattung  der  geliehenen  Kapitalien 
heranrücken,  den  Gläubigem  des  Staates  die  Möglichkeit  zu  ge- 
währen, ihre  Darlehen  voll  zurück  zu  erhalten,  indem  man  ihnen 
die  Gelegenheit  giebt,  ihre  Staatsschuldpapiere  in  Realwerthe  um- 
zutauschen. Zu  diesem  Zweck  werden  zur  Veräusserung  Staats- 
Güter,  Wälder  und  frühere  Güter  der  Geistlichkeit  in  genügendem 
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Umfang  bestimmt  werden,  um  benannte  Papiere  einzutauschen 
mit  Beobachtung  der  Regel ,  dass  der  Reinertrag  dieser  Güter  der 
gleichen  Prozentsumme  dieser  Staatspapiere  gleichkommt." 

Sodann  wurde  am  13.  März  1813  den  Käufern  von  Staats- 
gütern das  Recht  anheimgestellt,  dieselben  nicht  nur  mit  Staats- 
schuldpapieren, sondern  auch  mit  baarem  Gelde  zu  bezahlen, 
und  wurde  ferner  am  17.  Januar  1820  verordnet:  zur  Tilgung  der 
Staatsschulden  in  Zukunft  jährlich  Staatsgüter  in  solchem  Um- 
fange zum  Verkauf  zu  bestimmen,  dass  man  einen  Erlös  von  je 
einer  Million  Thaler  davon  erzielen  könnte. 

Die  liberalen  Ansichten  über  die  Benutzung  der  Wälder  fanden 
allmählich  auch  in  allen  übrigen  Staaten  Deutschlands  während 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  Eingang;  nirgends  jedoch 
drang  die  neue  Strömung  so  stark  in  die  Forstgesetzgebung  ein 
wie  in  Preussen.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  wurden  nur 
Versuche  gemacht,  in  den  Forstgesetzen  die  alten  Anschauungen 
mit  den  neuen  zu  verbinden;  eine  vollständige  Befreiung  der 
Privatwälder  von  allen  Beschränkungen  fand  jedoch  nirgends  als 
nur  in  Preussen  statt. 

Selbst  die  Erleichterungen,  welche  z.  B.  in  der  Forstordnung 
von  Baden  vom  Jahre  1836  zugelassen  wurden,  mussten  später, 
wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  abgeändert  werden. 

Die  verderblichen  Folgen  der  allzuliberalen  Ansichten  über 
die  Benutzung  der  Wälder  zeigte  sich  binnen  sehr  kurzer  Zeit. 

Vor  allem  machte  sich  die  Vernichtung  der  Wälder  in  ein- 
gehenderem Massstabe  in  Frankreich  bemerkbar,  in  demselben 
Lande,  in  welchem  die  Idee  von  der  vollständig  freien  Benutzung 
des  Waldes  aufgetaucht  war. 

Man  braucht  nicht  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  die  während 
der  zehnjährigen  Revolution  fast  bis  zur  Werthlosigkeit  gesunkenen 
Staate-Banknoten  al  pari  als  Zahlung  für  die  zu  verkaufenden 
Wälder  angenommen  wurden,  so  dass  die  Staatskasse  für  die  ver- 
äusserten grossen  Realwerthe  geringfügige  Kapitalien  erhielt, 
welche  noch  lange  nicht  einmal  die  Summe  von  einer  Milliarde 
Francs  erreichte,    welche   die  Regierung   in  der  Folge  im  Jahre 

1825  den  Emigranten  für  die  ihnen  konfiszirten  Wälder  auszahlte. 

27* 
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Die  ökonomischen  und  physischen  Folgen  dieser  Waldverkäufe 
und  der  den  Privateigenthümern  ertheilten  Erlaubniss  über  ihre 
Wälder  frei  zu  verfügen,  waren  viel  grösser. 

Die  Käufer,  welche  von  der  Regierung  Wälder  erworben 
hatten,  befürchteten  die  Möglichkeit,  dass  man  sie  ihnen  bald 
wegnehmen  könnte  und  beeilten  sich  daher,  sie  abzuholzen,  um 
in  möglichst  kurzer  Zeit  den  Wald  in  Geld  umzusetzen;  die  Theil- 
haber  der  Gemeindewälder  strengten  ihrerseits  alle  Mittel  an,  um^ 
die  Einzeltheilung  zu  erreichen  und  sodann  die  getheilten  Reviere 
zum  Abholzen  zu  verkaufen;  die  Privat- Waldeigenthümer  endlich, 
welche  im  Laufe  von  Jahrhunderten  nicht  nach  ihrem  Gutdünken 
Wald  hatten  abholzen  können,  und  sich  daher  grosse  Holzvorräthe 
angesammelt  hatten,  waren  von  dem  Wunsche  beseelt,  ihre  werth- 
voUen  Vorräthe  so  schnell  als  möglich  in  Geld  zu  verwandeln. 

Die  verderblichen  Folgen  des  Raubsystems  bei  der  Vernich- 
tung der  Wälder  von  Anfang  der  Revolution  im  Jahre  1789  bis 
zum  Jahre  1804  sind  durch  offizielle  Dokumente  bezeugt,  welche 
im  Jahre  1865  in  den  klassischen  Memoiren  von  Beguerel,  Mit- 
glied der  Pariser  Akademie  der  Wissenschaften,  pulizirt  wurden 
(Memoire  sur  les  forSts  et  leur  influence  climat^rique). 

Die  erwähnten  Dokumente  finden  sich  im  Kapitel  III  der 
Memoiren.  Beguerel  sagt  in  seiner  Vorrede  zum  genannten  Ka- 
pitel: „Alle  von  den  verschiedenen  Gegenden  Frankreichs  einge- 
laufenen Dokumente  bezeugen  einstimmig,  dass  die  Entwaldung 
einen  grossen  Einfluss  auf  den  Zustand  des  Wassers  und  auch 
des  Klimas  vom  Jahre  1789  an  hatte;  die  Dokumente  stellen  es 
vollkommen  klar,  dass  der  erwähnte  Einfluss  eine  reale  Erschei- 
nung bildet  und  nicht  zur  Zahl  derjenigen  gerechnet  werden  kann, 
welche  in  das  Gebiet  der  Einbildungen  und  der  Vorurtheile  ge- 
hören. 

Eines  der  Mitglieder  der  gesetzgebenden  National- Versamm- 
lung von  1791 — 1792,  Rouvier  de  la  Bergerie,  welcher  ebenfalls 
Mitglied  des  Comit^s  für  Ackerbau  war,  bemühte  sich  umsonst 
um  Erlass  eines  Dekrets  für  die  Organisation  des  Forstwesens. 
Er  trug  den  Comit^s  die  in  die  Versammlung  eingelaufenen  Be- 
richte und  Klagen  der  Departementschefs  und  der  Landwirthschaft 
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treibenden  Gemeinden  vor,  welche  lebhaft  den  grossen  Umfang 
und  die  traurigen  Folgen  des  Abholzens  der  Wälder  schilderten. 
Seine  Vorträge  wurden  später  in  dem  von  ihm  publizirten  Werke 
„Des  forftts  de  la  France  1817"  veröiffentlicht. 

Zur  Zeit  des  Convents  (vom  20.  September  1792  bis  zum 
80.  Oktober  1795)  wandten  sich  die  lokalen  Administrationen  von 
Neuem  mit  Klagen  an  die  Nationalversammlung  hinsichtlich  der 
verderblichen  Folgen  des  Abholzens  der  Wälder. 

Zur  Zeit  des  Konsulats  reicht  derselbe  Rouvier  de  la  Bergerie 
eine  gedruckte  Denkschrift  über  die  Wälder  den  Ministem,  Prä- 
fekten  und  gelehrten  Gesellschaften  ein. 

Zur  Zeit  des  ersten  Kaiserreiches  nahm  man  die  Zusammen- 
stellung einer  vollständigen  Statistik  Frankreichs  in  Angriff  und 
alle  Präfekten  wurden  zur  Theilnahme  an  diesem  Unternehmen 
aufgefordert.  Die  zu  jener  Zeit  nach  den  Departements  zusam- 
mengestellten statistischen  Berichte  wurden  auf  Befehl  Napoleons 
gedruckt;  und  sie  enthalten  sehr  viele  Nachrichten  hinsichtlich 
der  Wälder. 

In  allen  von  uns  genannten  Archiv-Dokumenten  sind  die  Be- 
richte über  die  Wälder  so  wichtig;  dass  es  uns  angezeigt  erscheint; 
einige  Auszüge  als  Beispiel  anzuführen.  Die  Berichte  sind  folgende: 

Is^re  (Greuoble)  1793.  Die  Administratoren  der  Departements 
zeigen  dem  Minister  des  Innern  die  vor  sich  gehende  Vernichtung 
der  Wälder  an,  welche  hier  ausführlich  angegeben  ist.  Weiterhin 
sagen  sie :  Die  Vernichtung  der  Wälder  verändert  die  Temperatur, 
vergrössert  die  Trockenheit  und  verursacht  Misserndten. 

Das  Abholzen  der  Wälder  im  Departement  Qrenoble  erreichte 
einen  solchen  Umfang,  dass  jeder  Regen  grossen  Schaden  an- 
richtet. Die  Berge  hielten  jetzt  nur  noch  kahle  Felsen;  in  den 
Bächen  und  Flüsschen  fliegst  das  Wasser  viel  schneller  ab;  das 
Bett  dieser  Bäche  und  Flüsschen  erweitert  sich  und  erweist  sich 
dennoch  zu  eng;  um  die  plötzlich  sich  ansammelnde  Wassermasse 
innerhalb  der  Ufer  zurückzuhalten.  Die  Flüsse  haben  keinen 
regelmässigen  Wasserstand  mehr;  das  Wasser  in  den  Flüssen  ist 
trübe  in  Folge  angeschwemmter  Erde,  bildet  Sandbänke  und  ver- 
ändert den  Lauf  für  die  Schifffahrt;  indem  es  als  Ursache  einer 
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traurigen  Ordnung  aller  Verhältnisse  dient  (un  facheux  ordre  des 
choses). 

Die  Zahl  der  Wasserquellen  hat  sich  vermindert;  ganze 
Kantone  müssen  die  Kultur  des  Oelbaumes  aufgeben,  welche 
früher  verbreitet  war,  Bewässerungen  können  nicht  mehr  zu  der 
Zeit  vorgenommen  werden,  wenn  man  dieselben  am  meisten 
nöthig  hat. 

Deshalb  forderte  man,  dass  durch  das  Gesetz  das  Abholzen 
der  Wälder  auf  den  Bergeshöhen  verboten  würde,  welche  im 
Verhältniss  zur  horizontalen  Linie  einen  Winkel  von  mehr  als 
35«  bilden. 

Beycars  (Gard).  Von  300  Grundbesitzern  ist  an  die  Acker- 
baukommission ein  Gesuch  gelangt:  1793.  ^Mehr  als  drei  Viertel 
der  Oelbäume  sind  in  Folge  der  Kälte  des  vorigen  Winters  zu 
Grunde  gegangen.  Weite  Wälder,  welche  uns  früher  vor  den 
rauhen  Winden  schützten,  sind  jetzt  abgeholzt  und  eine  unaus- 
bleibliche Folge  wird  das  vollständige  Verschwinden  unserer  Oel- 
bäume sein. 

Unsere  Berge  haben  das  Aussehen  von  Felsen;  die  Wälder 
auf  ihnen  verschwinden;  an  Stelle  der  vernichteten  Wälder  wird 
der  Boden  zur  Kultur  bearbeitet,  auf  der  Oberfläche  bleibt  der 
nackte  Stein  ohne  nährende  Erde.  Man  kann  sich  vorstellen, 
welcher  Art  die  Verwüstungen  in  unseren  Bergen  sind,  welche 
Abhänge  von  einem  Fuss  auf  der  Entfernung  von  einem  Faden 
(toise)  haben. 

Drause  (Valence).  In  St.  Romans  fällt  man  überall  Bäume 
mit  der  Wurzel,  um  die  Wälder  zu  lichten.  In  Valence  und 
Creseux  giebt  es  beinahe  gar  keinen  Wald  mehr;  die  Bergabhänge 
sind  jetzt  von  Millionen  Rinnen  von  abgelaufenem  Wasser  durch- 
furcht. In  Montelimart  sind  die  Gemeindewälder  gleichsam  weg- 
rasirt  und  die  Nationalwälder  vollkommen  erschöpft. 

Loyfere  (Mende).  1794.  Die  Administratoren  des  Departe- 
ments publizirten  behufs  möglichst  vollständiger  Begründung  ihrer 
Leiden  und  zu  besserer  Darstellung  der  Sachlage  folgende  Denk- 
schrift.    Sie  sagen: 

^Die  Bevölkerung  filUt  ihre  Wälder  von  ungeheuerem  Werthe 
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gleich  Wilden.  In  einer  Verblendung,  welche  verbrecherischer 
ist  als  Verrücktheit,  vernichten  sie  auf  den  Bergen  ihre  Wälder, 
welche  die  Bergabhänge  schützen  und  zu  ihrem  Schutze  dienen 
könnten,  und  wegen  eines  zeitweiligen  Vortheils  fügen  sie  ihrer 
Heimath  für  immer  Schaden  bei. 

Die  Kastanienbäume  wachsen  immer  schlechter  und  schlechter, 
je  mehr  man  sich  dem  Mont  Loyere  und  Mont  Laigul  nähert, 
welche  die  Sevennen  beherrschen;  früher  waren  diese  Berge  mit 
dichten  Wäldern  bewachsen,  welche  die  Eastanienbäume  vor  den 
nördlichen  Winden  schützten. 

Die  Gebirge  von  Auvergne,  welche  noch  höher  als  die  von 
Loyfere  sind  und  den  zweiten  Schutzwall  für  die  Zone  der  Ka- 
stanienbäume bilden,  sind  jetzt  ebenfalls  entwaldet  und  bieten 
keine  Schutzwand  mehr  gegen  den  freien  Durchzug  des  Nord- 
windes, welcher  alle  Hoffnungen  der  Bauern  auf  Ernte  vernichtet. 

Die  Bevölkerung  auf  der  flachen  Ebene  der  Gebirge  hat 
keinen  Wald  mehr,  dort  ist  selbst  kein  Gebüsch  mehr  zu  sehen, 
während    es    dort    früher    undurchdringliche    Wälder    gab.     Die 

Wasserquellen  sind  versiegt   und  auf  der  hoch  gelegenen  Ebene 

» 

in  der  Nähe  des  Meeres  giebt  es  oft  kein  Wasser  mehr,  weder 
für  den  Menschen  noch  für  die  Thiere. 

Die  Gusseisen  fabriken  vernichten  den  Wald. 

Die  Bevölkerung  rodet  den  Wald  aus,  die  Köhler  nutzen 
dies  aus  und  die  weidenden  Heerden  vollenden  die  Vernichtung, 
indem  sie  den  Nachwuchs  abnagen.^ 

Haute  Garonne  (Toulouse)  1795.  Ein  Agronom  schreibt  direkt 
an  die  Agrikultur-Kommission: 

„Die  Gipfel  der  Berge  werden  abgeholzt;  die  Bäume  werden 
ausgerodet,  dieselben  Bäume,  welche  uns  vor  der  Kälte  schützten 
und  uns  die  Möglichkeit  gaben  in  unseren  Thälern  die  Weinrebe 
und  den  Oelbaum  zu  ziehen.  Die  Regengüsse  schwemmen  von 
den  Bergen  die  Erde  ab,  auf  den  Abhängen  bleibt  nichts  nach 
als  kahler  unfruchtbarer  Fels  und  in  Folge  dessen  giebt  es  dort 
keine  Weiden  mehr  für  das  Vieh,  der  Schutz  hat  aufgehört  und 
man  kann  nicht  mehr  auf  Ernten  rechnen. 
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Gers  (Auch).  Zwei  Volksversammlaiigen  (soci^t^s  populaires) 
des  Departements  wandten  sich  direkt  an  den  Konvent: 

„Die  Ueberschwemmungen  werden  furchtbar,  das  Wasser 
stürzt  mit  unglaublicher  Schnelligkeit  die  kahlen  Berge  hinunter; 
das  Flttsschen  Save  ist  in  diesem  Jahre  zwölfinal  aus  den  Ufern 
getreten  und  hat  dem  G-raswuchs  so  sehr  geschadet,  dass  es  die 
Ursache  von  starken  Viehseuchen  geworden  isf 

Rhone  (Lyon).  Zwei  National- Waldreviere  sind  'unlängst  ver- 
kauft worden  (Saint  Rome  und  Bassiet);  der  Käufer  hat  sie  ab- 
geholzt; die  Administration  wollte  dies  verhindern ,  jedoch  der 
Minister  trat  auf  die  Seite  des  Käufers. 

Begnügen  wir  uns  mit  diesen  Auszügen;  dergleichen  Berichte 
liefen  von  allen  Seiten  ein;  wir  finden  im  Archiv  Berichte,  ausser 
den  oben  excerpirten  noch  aus  Pau,  Montblanc,  Haute -Loire, 
Haute -Saone,  Besan9on,  Metz,  Vosges,  Haut-Rhin,  Lille,  Dijon, 
Saint-Lö,  Pas-de- Calais,  Dordogne,  Finisterre,  Seine  und  Marne, 
Gard  Ariege,  Perpignan. 

Nicht  weniger  Interesse  bieten  die  statistischen  Berichte  der 
Departements,  welche  im  Jahre  1804  zusanunengestellt  waren. 

Ich  will  aus  ihnen  einige  Beispiele  anführen: 

Aus  Basses- Pyr^n^es  schreibt  im  Jahre  1804  der  Präfekt 
General  Sordise: 

Der  Mangel  au  Holz  hat  eine  bekannte  Eisenfabrik  veran- 
lasst, ihren  Betrieb  einzustellen. 

Die  Getreideernten  werden  ungenügend  um  die  Bevölkerung 
zu  ernähren ;  als  Ursache  der  Missemten  werden  oft  sich  wieder- 
holende Gewitter,  Sturmwinde,  heftige  Fröste  und  schnelle  Ueber- 
gänge  in  der  Atmosphäre  angesehen. 

Die  Arbeiten  in  den  Weinbergen  erweisen  sich  oft  als  ver- 
geblich in  Folge  der  durch  die  Atmosphäre  zugefügten  Schäden, 

Die  Wälder  verschwinden  und  auf  den  nur  kahlen  Höhen 
ist  das  nachgebliebene  Erdreich  nicht  im  Stande  alles  nieder- 
fallende Wasser  aufzusaugen  und  aufzuhalten,  welches  auf  der 
Oberfläche  abfiiesst,  in  die  Erde  tiefe  Furchen  zieht  und  in  un- 
geheueren Massen  nach  unten  stürzt,  wo  es  grosse  Verwüstungen 
anrichtet. 
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Aus  Avignon  schreibt  der  Präfekt  H.  Bourdon-Batrie: 

Vor  dem  Jahre  1789  gab  es  in  unseren  Thälern  keinen 
Schnee;  jetzt  aber  fällt  jedes  Jahr  Schnee^  welcher  grosse  Flächen 
bedeckt  und  den  freien  Verkehr  hemmt. 

Welcher  Art  auch  die  Ursachen  dieser  Erscheinung  sein 
mögen,  so  steht  es  jedenfalls  fest;  dass  sich  das  Klima  bei  uns 
merklich  geänd*ert  hat.  Nach  hellen  und  warmen  Tagen  treten 
oft  scharfe  Winde  und  bedeutende  Fröste  ein^  ähnlich  wie  im 
nördlichen  Frankreich. 

In  unserer  Gegend  gab  es  weite  Wälder,  welche  aus  ver- 
schiedenen Arten  von  Eichen,  Lärchen  und  Fichten  bestanden; 
jetzt  ist  der  Wald  verschwunden,  der  Pflug  durchfurcht  die  Orte, 
wo  Wald  gestanden  hatte.  Das  Land  ist  in  Folge  des  Abholzens, 
welches  während  der  Revolutionszeit  stattfand,  fast  ganz  entwaldet 
worden. 

Aus  Alen9on  meldet  der  Präfekt  H.  de  la  Magdelaine: 

Die  Käufer  von  Nationalwäldem  spekulirten,  aus  ihren  Er- 
werbungen unmittelbaren  Nutzen  zu  ziehen,  deshalb  suchten  sie 
aus  ihnen  Geld  zu  lösen,  ohne  sich  im  mindesten  darum  zu  küm- 
mern, was  nachher  würde.  Ein  grosser  Theil  der  Käufer  hat  es 
bereits  zu  Stande  gebracht,  die  Waldanpflanzungen  vollkommen 
abzuholzen  und  hat  sogar  Hecken  und  Fruchtbäume  vernichtet 

Dem  scharfen  Auge  des  Konsuls  entgingen  die  Folgen  der 
Verkäufe  der  Nationalwälder  nicht;  deshalb  traf  er  ungesäumt 
am  29.  April  1801  die  Verfügung,  dass  zeitweise  jeder  Verkauf 
von  Nationalgütern  eingestellt  würde.  Damach  befahl  der  Konsul 
am  12.  August  1801  der  Haupt-Forstadministration  Verzeichnisse 
aller  dem  Staate  gehörigen  Wälder  anzufertigen  und  erklärte  sie 
in  der  Folge  für  unveräusserlich  aus  den  Händen  der  Begienmg. 
Femer  wurde  zur  Zeit  des  Konsulats  durch  Befehl  vom  10.  März 
1802  die  Aufsicht  über  alle  Gemeindewälder  der  Kronsforstver- 
waltung  übertragen,  welche  dort  die  Wirthschaft  dirigiren  und 
ihre  ünverletztheit  bewahren  sollte. 

Endlich  wurde  am  29.  April  1803,  ebenfalls  zur  Zeit  des 
Konsulats,  das  Gesetz  über  die  Wälder  von  Privatpersonen,  Ge- 
meinden und  öffentlichen  Anstalten    herausgegeben,    welches  die 


—    426    — 

Besitzer  verpflichtete,  für  jedes  Lichten  von  Wald  vorher  die  Er- 
laubniss  der  Regierung  einzuholen,  und  jedes  Fällen  von  Wald 
zum  Schiffsbau;  in  allen  Wäldern,  wem  dieselben  auch  gehören 
mochten ;  den  für  die  Kronswälder  festgesetzten  Regeln  unter- 
ordnete. Zugleich  wurden  durch  das  Gesetz  die  Wächter  in  den 
Gemeindewäldern  der  Kronsverwaltung  untergeordnet  und  in  ein 
allgemeines  Korps  unter  dem  Namen  Forstwarte  (garde  forestiere) 
vereinigt.  Leider  hoben  die  nach  Napoleon  I.  folgenden  franzö- 
sischen Regierungen  die  Verordnungen  von  der  Unveräusserlich- 
keit der  Staatswälder  auf.  Zur  Zeit  der  Restauration  fing  man 
sogar  damit  an,  die  Staatswälder  zu  verkaufen,  um  der  augen- 
blicklich drückenden  Lage  der  Rentei  abzuhelfen. 

Zu  diesem  Zwecke  wurden  im  ersten  Staatsbudget,  welches 
am  23.  September  1814  bestätigt  wurde,  300,000  Hektare  Krons- 
wald zum  Verkaufe  bestimmt.  Obgleich  man  durch  das  Finanz- 
gesetz vom  28.  April  1816  die  Ausführung  dieses  Verkaufes  auf- 
hob, welcher  im  Jahre  1814  erlaubt  worden  war,  so  waren  doch 
bis  zu  dieser  Abänderung  bereits  45,000  Hektare  Kronswald  ver- 
kauft worden.  Nachher  erfolgte  wiederum  die  Erlaubniss  auf 
Verkauf  von  Kronswald,  so  dass  vom  Jahre  1818  bis  zum  «Tahre 
1830  noch  122,926  Hektare  Kronswald  verkauft  wurden.  Die  so- 
genannte Juli -Regierung  in  Frankreich  stellte  durch  das  Gesetz 
vom  25.  März  1831  ebenfalls  dem  Finanzminister  das  Recht  an- 
heim,  im  Laufe  der  Jahre  1831  und  1832  Kronswälder  in  einem 
Umfange  zu  verkaufen,  welcher  den  Werth  von  200  Millionen 
Francs  betrug,  mit  genauer  Bezeichnung  in  den  Ausgebotslisten 
derjenigen  Waldflächcn,  deren  Abholzen  gestattet  wurde,  und  ab- 
gesondert die  Flächen,  auf  welchen  der  Wald  stehen  bleiben 
sollte.  Wirklich  wurden  bis  zum  Jahre  1835  nach  offiziellen  Be- 
richten 118,166  Hektare  und  später  bis  zum  Jahre  1851  noch 
7,404  Hektare  Kronswald  verkauft,  üebrigens  war  die  republi- 
kanische Regierung,  welche  sich  am  24.  Februar  1848  gebildet 
hatte,  nicht  abgeneigt,  ebenfalls  mit  dem  Verkauf  von  Wald  zu 
beginnen,  und  hatte  anfangs  bereits  den  Verkauf  aller  Wälder 
bestimmt,  die  zu  den  Gütern  des  Königlichen  Hofes  gehörten, 
und  später  noch  den  Verkauf  von  Staatswäldern  ftlr  100  Millionen 


—    427     — 

Francs,  jedoch  wurde  diese  Bestimmung  nicht  in  Ausführung  ge« 
bracht. 

Unter  dem  Präsidenten  der  Republik  Louis  Napoleon  Bona- 
parte wurde  der  Finanzminister  durch  das  Gesetz  vom  7.  August 
1850  wiederum  bevollmächtigt,  im  Laufe  von  drei  Jahren,  vom 
1.  Januar  1851  angefangen,  Staatswälder  auf  die  Summe  von 
50  Millionen  Francs  zu  verkaufen.  Sodann  verfügte  Louis  Na- 
poleon im  Jahre  1852  von  Neuem,  nicht  auf  gesetzgebendem 
Wege,  sondern  durch  ein  Dekret  im  Namen  des  Präsidenten  der 
Republik,  den  Verkauf  von  Staatswäldem  in  der  Summe  von 
35  Millionen  Francs.  Dieser  letztere  Verkauf  betraf  Wälder,  welche 
zu  den  Gütern  des  früheren  Königs  Louis  Philipp  gehört  hatten 
und  zu  Gunsten  des  Staates  konfiszirt  worden  waren.  Als  in  der 
Folge  der  Präsident  der  Republik  Kaiser  Napoleon  HI.  geworden 
war,  erlaubte  er  in  dem  Gesetz  vom  5.  Mai  1855  den  Verkauf 
von  Staatswäldern  erstens  im  Umfang  von  13279  Hektaren,  welche 
zum  Verkauf  bestimmt  wurden,  anstatt  der  noch  nicht  verkauften 
Theile  der  Wälder,  welche  im  Dekret  vom  7.  August  1850  an- 
gegeben waren,  und  zweitens  im  Umfang  von  24383  Hektaren 
zur  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben.  Somit  wurde  in  Frank- 
reich jedesmal,  wenn  man  nur  die  schwierige  Lage  der  Reichs- 
rentei  verbessern  musste,  zum  Verkaufe  eines  Theiles  der  Staats- 
wälder geschritten,  indem  man  sie  zur  Veräusserung  bestimmte 
und  erst  vom  Jahre  1870  an  wurden  solche  Veräusserungen  nicht 
mehr  vorgenommen. 

Während  dem  zeigten  sich  die  Folgen  der  Vernichtung  der 
Wälder  auf  den  Bergen  immer  stärker  und  stärker,  so  dass  nach 
wiederholtem  verderblichen  Austreten  der  Flüsse,  der  Verschwem- 
mungen  der  Felder  durch  Steine  und  von  den  Bergen  herab- 
geschwemmter Erde,  der  Unterwaschung  ganzer  Dorfschaften, 
die  französische  Regierung  sich  entschloss,  zur  Bewaldung  der 
von  Neuem  kahl  gewordenen  Berge  an  den  gefährlichsten  Stellen 
zu  schreiten.  Ich  halte  es  hier  nicht  für  zulässig,  auf  die  Einzel- 
heiten der  unternommenen  Massregeln  einzugehen,  ich  sage  nur, 
dass  das  französische  Gesetz  von  der  Bewaldung  der  Berge  vom 
28.  Juli  (7.  August)  1860  zwei  Ziele  verfolgt:    erstens  stellt   sich 
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die  Regierung  die  Aufgabe,  indem  sie  auf  die  Intelligenz  der 
Grundbesitzer  und  das  richtige  Verständniss  ihrer  eigenen  Inter- 
essen durch  dieselben  rechnet,  die  Eügenthümer  zur  Ausführung 
dieser  Sache  dadurch  anzuspornen,  dass  sie  Prämien  bestimmt, 
Geld  für  die  Arbeiten  borgt,  mit  dem  nöthigen  Pflanzungsmaterial 
und  Samen  versorgt  u.  s.  w.;  zweitens,  wenn  ungeachtet  aller  An- 
spornung und  aller  Rathschläge  von  Seiten  der  Grundbesitzer 
nicht  die  nöthigen  Massregeln  zur  Bewaldung  getroiSen  werden 
sollten,  so  beginnt  in  den  Fällen,  wo  vor  der  Unterlassung  der 
rechtzeitigen  Bewaldung  die  Möglichkeit  einer  ausserordentlichen 
Gefahr  vorauszusehen  ist,  die  Regierung  auf  eigene  Anordnung 
hin  mit  den  Arbeiten,  und  wird  das  Land  zwangsweise  auf  dem 
Wege  der  Expropriation  an  die  Krone  veräussert,  wobei  übrigens 
dem  Eigenthümer  das  Recht  des  Rückkaufs  seines  Landes  nach 
dessen  Bewaldung  zugestanden  wird,  gegen  Bezahlung  der  bei 
der  Expropriation  ausgegebenen  Summe  und  Zurückerstattung 
des  zur  Waldanzucht  ausgegebenen  Geldes  an  die  Krone  mit  Zu- 
schlag der  Prozente  für  die  ganze  Zeit.  Die  Regierung  will  dafür 
im  Laufe  von  10  Jahren  jährlich  eine  Million  Francs  anwenden. 
Zur  Deckung  dieser  Ausgaben  war  bestimmt,  an  Privatpersonen 
Staatswälder  auf  die  Summe  von  nicht  mehr  als  5  Millionen  Francs 
zu  verkaufen  und  die  übrigen  5  Millionen  Francs  durch  verstärkte 
Einnahmen  aus  den  Staatswäldem  zu  decken. 

In  Preussen  führte  die  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  zuge- 
lassene bedeutende  Nachsicht  in  den  Forstgesetzen  ebenfalls  zu 
ungünstigen  Resultaten  und  veranlasste  eine  allmähliche  Ver- 
besserung der  gemachten  Fehler.  Besondere  Aufmerksamkeit 
richtete  sich  auf  die  Resultate,  welche  die  Verwirklichung  der 
Gesetze  der  Jahre  1811  und  1812  nach  sich  führten,  hinsichtlich 
der  Ordnung  bei  der  Befreiung  der  Landgüter  von  Servituts- 
rechten  und  der  Theilung  von  Gemeinde-Gütern,  da  in  Preussen 
sehr  viele  Wälder  durch  Servitute  belastet  waren  und  deren  Aus- 
kauf vermittelst  Abtheilung  von  Waldtheilen  und  nicht  durch  Geld 
zugelassen  wurde,  wie  im  Königreich  Württemberg  und  einigen 
anderen  deutschen  Ländern. 

Die  Regierung  zu  Frankfurt  a.  O.  schrieb  in  einem  ihrer  Be- 
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richte  vom  9.  August  1842:  „Obgleich  ohne  Zweifel  einige  Bauern 
nach  der  zwischen  ihnen  erfolgten  Theilung  der  ihnen  gehörigen 
Gemeindewälder  und  in  der  Befreiung  ihrer  Waldreviere  von  Ser- 
vituten in  den  ihnen  zu  Tbeil  gewordenen  Waldungen  sehr  ökono- 
misch wirthschaften,  so  ist  doch  die  Erscheinung  allgemeiner, 
dass  die  den  Bauern  zugekommenen  Waldreviere  von  ihnen  ab- 
geholzt und  so  sehr  vernichtet  werden ,  dass  der  Waldboden  häufig 
in  Flugsand  verwandelt  wird,  welcher  für  die  benachbarten  Felder 
tlberaus  gefährlich  ist.  Obgleich  gegen  diese  unverständige  Hand- 
lungsweise der  Eigenthümer  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz  kein 
Verbot  erlassen  werden  kann,  so  muss  man  doch  irgend  welche 
Massregeln  zur  Beseitigung  dergleichen  für  den  Wirth  selbst  und 
für  die  Nachbarn  schädlichen  Handlungen  ergreifen.^ 

Berichte  gleichen  Inhalts  erhielt  die  Regierung  aus  allen  Be- 
zirken, was  auch  der  Grund  war  zur  Ausgabe  des  Ergänzungs- 
gesetzes vom  2.  März  1850,  welches  die  durch  das  frühere  Gesetz 
festgesetzte  Ordnung  abänderte. .  Das  Wesen  des  neuen  Gesetzes 
besteht  darin,  dass  beim  Auskauf  der  Servitutsrechte  es  in  Zu- 
kunft nur  in  dem  Falle  gestattet  ist,  den  Servitutsbesitzern  Wald- 
reviere* abzuth eilen,  wenn  der  Waldboden  nicht  nur  zur  Benutzung 
als  Acker-  und  Wiesenland  sich  tauglich  erweist,  sondern  auch 
in  dieser  Gestalt  beständig  einen  höheren  Ertrag  geben  kann, 
als  wenn  auf  ihm  der  Wald  stehen  bliebe.  In  diesen  Fällen  wird 
beim  Ankaufe  des  Servituts  das  angewiesene  Revier  dem  Servituts- 
besitzer  als  derartiges  nutzbares  Grundstück  geschätzt,  dagegen 
bleibt  der  auf  solchen  Landstücken  wachsende  Wald  Eigenthum 
des  Grundbesitzers  und  kann  er  mit  demselben  nach  seinem  Gut- 
dünken verfahren.  Wenn  jedoch  das  Servitutsrecht  in  Erhaltung 
eines  gewissen  Quantums  Holzmaterial  bestand,  sp  wird  dem 
Grundbesitzer  gestattet,  dem  Servitutsbesitzer  zum  Auskaufe  auch 
solche  Waldreviere  anzuweisen,  wo  der  Boden  nur  zur  Anzucht 
von  Wald  dienen  kann,  und  dann  wird  nicht  nur  der  Boden  ge- 
schützt, sondern  auch  die  auf  demselben  herangewachsene  Wald- 
anpflanzung. In  diesen  Fällen  wird  der  Auskauf  des  Servitutes 
durch  Anweisung  eines  Waldreviers  nur  dann  gestattet,  wenn 
das  anzuweisende  Landstüek  einen  Flächenraum  von  nicht  weniger 
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als  30  Morgen  bildet.  Für  uns  ist  nicht  nur  das  Gesetz  vom 
Anskauf  der  Servitute  selber ,  sondern  auch  die  Motive  interessant^ 
welche  zu  seiner  Rechtfertigung  dienten. 

Das  Gesetz  ist  durch  folgende  Erwägungen  motivirt: 
Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  die  Waldwirthschaft  mit 
Erfolg  nur  in  Wäldern  geführt  werden  kann,  welche  einen  ge- 
nügend grossen  Flächenraum  einnehmen,  weil  die  Eigenthümer 
von  kleinen  Parzellen  nicht  die  Möglichkeit  haben,  sie  vor  Holz- 
diebstahl und  Beschädigung  zu  wahren,  so  gross  auch  ihr  Wunsch 
sein  mag,  sich  mit  der  Waldkultur  zu  befassen.  Deshalb  ist  es 
beim  Auskauf  eines  Servitutes  durch  Anweisung  eines  kleinen 
Revieres  nicht  möglich,  den  Servitutsbesitzer  für  lange  Zeit  durch 
so  einen  Ertrag  vom  Walde  sicherzustellen ,  welcher  ihm  nach  Be- 
rechnung der  Auskaufssumme  zukommt;  solche  kleinen  Waldreviere 
verwandeln  sich  im  Gegentheil  nach  dem  Abholzen  der  auf  ihnen 
befindlichen  Anpflanzungen  in  sehr  kurzer  Zeit  in  eine  ertraglose 
Sandwüste.  Somit  wird  der  Servitutsbesitzer,  bei  der  Anweisung 
eines  Waldreviers  zur  Benutzung  an  Stelle  des  früheren  Servituts- 
rechtes,  durch  einen  beständigen  Ertrag  aus  dem  Walde  nicht 
sichergestellt  und  erhält  somit  nicht  die  ihm  zukommende  Ent- 
schädigung; während  dem  wird,  wenn  man  alle  Anweisungen  von 
Wald  beim  Auskaufe  der  Servitute  zusammen  nimmt,  ein  sehr  be- 
deutender Flächenraum  von  Wald  befreit  und  dadurch  der  ohne- 
hin noch  sehr  gefühlte  Mangel  an  Holzmaterial  noch  vergrössert. 
Ausserdem  werden  solche  Anweisungen  zur  unvermeidlichen  Folge 
haben,  dass  bedeutende  Flächenräume  sich  in  ertraglose  öde 
Plätze  verwandeln  und  den  benachbarten  fruchtbaren  Landstrichen 
mit  der  Gefahr  der  Versandungen  drohen  werden.  Deshalb  ist 
es  sowohl  in\  Interesse  der  Servitutsrechte  besitzenden  Person  als 
auch  in  nationalem  Interesse  möglich,  in  solchen  Fällen  die  Er- 
setzung des  Servitutsrechtes  durch  Anweisung  eines  Waldrevieres 
für  gesetzlich  zu  erklären,  wenn  der  Boden  in  so  einem  Revier 
als  Acker-  oder  Wicsenland  dienen  und  zudem  in  dieser  Gestalt 
immer  einen  höheren  Ertrag  liefern  kann,  als  wenn  auf  ihm  der 
Wald  stehen  geblieben  wäre. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  diesen  Fällen  das  ange- 
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wiesene  Revier  nach  dem  wirklichen  Werthe  des  Bodens  allein 
abgeschätzt  werden  musS;  nach  seiner  Nutzbarkeit  als  Acker- 
oder Wiesenland,  mit  entsprechender  Berechnung  der  Ausgaben, 
welche  zur  Verwandlung  des  Reviers  in  Acker-  oder  Wiesenland 
erforderlich  sind.  Der  in  dem  Reviere  wachsende  Wald  darf 
aber  nicht  nach  seiner  Abschätzung,  in  dem  Werthe  des  ange- 
wiesenen Landstückes  inbegriiFen  sein  und  soll  nicht  auf  Conto 
der  für  den  Ankauf  der  Servitute  bestimmten  Summe  abgelassen 
werden.  Der  auf  dem  Landstücke  gewachsene  Wald  bleibt  viel- 
mehr Eigen thum  des  Besitzers  des  Waldreviers,  auf  welchem  das 
Servitut  lastete. 

In  den  Sitzungen  der  Abgeordnetenkammer  der  preussischen 
Volksvertreter  wurde  sehr  oft  die  Frage  von  der  Nothwendigkeit 
von  Massregeln  angeregt,  die  Privateigenthümer  an  der  Vernich- 
tung ihrer  Wälder  zu  hindern,  wobei  Thatsachen  mitgetheilt  wur- 
den über  den  traurigen  Zustand  der  Privatwälder  an  vielen  Orten ; 
in  Folge  des  einem  jeden  gewahrten  Rechtes,  nach  seinem  Gut- 
dünken mit  seinen  Wäldern  zu  verfahren,  wurde  zugleich  die 
Forderung  ausgesprochen,  dieser  Möglichkeit  ein  Ende  zu  be- 
reiten. 

Der  Deputirte  Dr.  NoUe  sprach  in  der  Versammlung  die  An- 
sicht aus,  dass  das  Eigenthumsrecht  durchaus  nicht  mit  dem  un- 
bedingten Recht  verbunden  wird,  mit  seinem  Eigenthum  nach 
Qutdünken  zu  verfahren;  im  Gegentheil,  dem  Staate  bleibt  das 
Recht  und  die  Pflicht  bewahrt,  dem  Eigenthümcr  solche  Hand- 
lungen hinsichtlich  seines  Eigen thums  zu  verwehren,  welche  einen 
schädlichen  Einfluss  auf  das  allgemeine  Wohl  ausüben.  Der  Staat 
hat  stets  ein  solches  Recht  besessen  und  müsste  es  benutzen. 
Wird  denn  nicht  vom  Hausbesitzer  die  Erfüllung  gewisser  Be- 
dingungen gefordert,  wenn  dieselben  von  der  Sanitätspolizei  für 
nothwendig  erklärt  werden.  Ebenso  hat  der  Staat  das  Recht, 
die  Vernichtung  der  Wälder  zu  verbieten,  wenn  dadurch  Schaden 
für  andere  Landgüter  oder  für  die  Bewohner  der  Gegend  ent- 
steht. 

Ueber  das  Thema,  dass  der  Staat  das  Recht  besitzt,  dem 
Eigenthümer  im  Interesse  des  Gemeinde-  und  Staatswohls  Hand- 
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langen  zu  verbieten ,  welche  zur  Vernichtung  des  Waldes  führen, 
ist  schon  viel  gesprochen  worden  und  die  grosse  Mehrheit  er- 
kannte dieses  Recht  an.  Es  wurden  auch  einige  Stimmen  anderer 
Meinung  gehört.  Jemand  bemerkte  ^  dass  das  Eigenthumsrecht 
ein  absolutes  Recht  sei,  und  Niemand  den  Eigenthümer  dieses 
Rechtes  berauben  könne ^  da  er  das  jus  utendi  et  abutendi  be- 
sitze; darauf  wurde  erwidert:  „Nehmen  wir  an,  dass  in  dem  Be- 
griffe vom  Eigenthum  auch  das  Recht  enthalten  ist^  mit  demsel- 
ben Missbrauch  zu  treiben,  jedoch  nur  bis  zu  der  Grenze,  bis  zu 
welcher  die  Freiheit  durch  den  gesunden  Verstand  zugelassen 
wird."  Ein  anderer  fügte  hinzu:  „Wenn  dem  Eigenthümer  auch 
erlaubt  wird  dumm  zu  sein,  so  verpflichtet  dies  doch  nicht  andere, 
ihn  unbedingt  zur  Ausführung  jeder  Dummheit  zuzulassen  etc.: 
gewisse  Dummheiten  können  zu  Verbrechen  werden." 

Nach  oftmals  im  Laufe  vieler  Jahre  wiederholten  Anfragen, 
was  für  Massregeln  endlich  zur  Erhaltung  der  Privatwälder  ge- 
troffen würden,  wurden  von  der  Regierung  einige  Gesetzesvor- 
schläge vorgelegt. 

Im  Jahre  1868  wurde  den  Volksvertretern  der  Gesetzes  ver- 
schlag über  die  Bildung  von  Waldgenossenschaften  vorgelegt. 

Im  Jahre  1875  der  Vorschlag  über  die  Schutzwaldungen. 

Im  Jahre  1876  der  Gesetzesvorschlag,  betreffend  die  Gemein- 
den und  öffentlichen  Anstalten  gehörende  Waldungen.  Das  letztere 
Gesetz  wurde  von  den  Volksvertretern  ausserordentlich  sympa- 
thisch begrüsst. 

Nach  diesem  Gesetz  sind  die  Wälder  von  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten  in  den  Provinzen  Preussen,  Brandenburg, 
Pommern,  Posen,  Schlesien  und  Sachsen  der  Oberaufsicht  des 
Staates  untergeordnet,  ihre  Benutzung  wird  nur  innerhalb  der 
Grenzen  gestattet,  welche  die  Wälder  nicht  gefährden;  die  Be- 
triebspläne müssen  von  den  Gemeinden  selbst  angefertigt  werden 
und  unterliegen  der  Bestätigung  des  Staates;  Holzfällungen  und 
Abweichungen  von  den  festgestellten  Betriebsplänen  werden  nur 
mit  Genehmigung  des  Staates  gestattet,  welcher  das  Recht  hat, 
die  EinreichuDg  jährlicher  FäUungs-,  Kultur-  und  Nebennutzungs- 
pläne zu  fordern,  die  Gemeinden  sind  verpflichtet,  da,  wo  es  der 


—    433     — 

Staat  im  Interesse  des  allgemeinen  Nutzens  ftir  nöthig  hält,  un- 
kultivirte  Plätze  mit  Wald  zu  bebauen ^  wobei  in  den  Fällen,  in 
welchen  die  Kräfte  der  Gemeinden  selbst  dies  nicht  gestatten, 
der  Staat  ihnen  durch  Samen,  Pflanzen  und  Vorstreckimg  von 
Geld  Beihilfe  gewährt.  Der  Regierungspräsident  ist  befugt,  die 
erforderlichen  Arbeiten  auf  Kosten  der  Gemeinde  ausführen  zu 
lassen,  wenn  sie  selbst  ihren  Verpflichtungen  hierin  nicht  nach- 
kommt. 

Was  die  ersten  zwei  Gesetzesvorschläge  betrifft,  so  wurden 
dieselben  mit  verschiedenen  Abänderungen  zwar  endlich  angenom- 
men, jedoch  wurde  gegen  dieselben  viel  geredet  und  viele  bittere 
Bemerkungen  ausgesprochen;  so  wurde  z.  B.  bemerkt,  dass  es 
natürlich  viel  leichter  sei.  Regeln  zur  Vernichtung  der  Wälder 
festzusetzen,  wie  das  in  den  Jahren  1807,  1811  und  1820  gewesen 
war,  durch  Einführung  einer  nicht  entsprechenden  Ordnung  bei 
der  Waldtheilung,  durch  Ablösung  der  Servitute  und  der  unbe- 
schränkten Benutzung  der  Wälder,  als  Massregeln  zur  Verbesse- 
rung der  Fehler  aufzufinden. 

In  Betreff  des  Gesetzes  von  der  Schutzwaldung  wurde  seine 
vollständige  Unanwendbarkeit  nachgewiesen  und  das  Prinzip  selbst 
angegriffen,  dem  Eigen thümer  eines  solchen  Waldes,  dessen  Ver- 
nichtung den  Nachbarn  voraussichtlich  zum  Schaden  gereichen 
müsse,  irgend  welche  Entschädigung  für  eventuelle  Verluste  zu 
geben. 

^Stellen  Sie  sich  vor,  meine  Herren",  bemerkte  ein  Deputirter, 
^dass  der  Wald  auf  schlechtem  unfruchtbaren  Sande  wächst  und 
dort  durch  die  Waldwirthschaft  höchstens  ein  Ertrag  von  2  7o  ^'s 
2Y2  7o  erzielt  werden  kann;  wenn  in  diesem  Falle  der  Eigenthümer 
sofort  den  herangewachsenen  Wald  abholzt  und  das  dadurch  er- 
haltene Geldkapital  zu  Handelsumsätzen  verwendet  oder  in  sichere 
Werthpapiere  verwandelt,  so  kann  er  leicht  auf  einen  Ertrag  von 
5  7o  rechnen.  In  diesem  Falle  hält  es  die  Kommission  für  nöthig, 
nach  dem  Sinne  des  vorgelegten  Gesetzes  Vorschlages,  den  Wald- 
eigenthümer  durch  die  Differenz  zwischen  der  möglichen  Wald- 
Einnahme  und  der  von    dem  Kapital  zu  erwartenden  Einnahme, 
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welche  durch  das  Abholzen  des  Waldes  erzielt  würde,  zu  ent- 
schädigen, ohne  darauf  zu  achten,  dass  nach  dem  Abholzen  des 
Waldes  die  Waldfläche  sich  in  Flugsand  verwandelt,  welcher  die 
Felder  und  Wiesen  der  Nachbarn  sowohl  wie  sogar  die  des  Eigen- 
thümers  selbst  versanden  wird.  Folglich  muss  man  den  Wald- 
eigenthümer  dafür  entschädigen,  dass  er  im  Walde  nichts  vor- 
nimmt, was  allgemeinen  Schaden  bringen  könnte.  Geehrte  Herren, 
denken  Sie  daran,  wohin  wir  gelangen  würden,  wenn  wir  als 
Grundregel  festsetzen  wollten,  den  Eigenthümer  für  jedes  Verbot 
zu  entschädigen,  über  sein  Eigen thum  zum  Schaden  der  Nachbarn 
und  des  allgemeinen  Wohles  zu  verfügen!** 

Die  Vertheidiger  des  Gesetzesvorschlages  bestritten  nicht,  dass 
die  neuen  Gesetzes  vorschlage  von  1868  und  1875  in  der  Praxis 
vielleicht  gar  keine  weite  Anwendung  finden  würden,  im  Augen- 
blick aber,  wo  die  Ordnung  des  Auskaufes  der  Servitutsrechte 
schon  verändert  sei  und  keine  Möglichkeit  zur  neuen  Bildung 
derselben  durch  Abtheilung  von  kleinen  Privatwaldrevieren  voraus- 
zusehen sei,  bleibe  nur  die  Pflicht  noch,  den  kleinen  bisher  noch 
bestehenden  Wäldchen  die  Möglichkeit  zur  ferneren  Erhaltung  zu 
geben,  was  auch  durch  den  Gesetzes  Vorschlag  von  1868  erreicht 
würde,  den  Nachbarn  dagegen,  welche  zum  Schutze  ihrer  Länder 
die  Erhaltung  irgend  eines  Waldes  für  nöthig  befänden,  biete 
sich  ein  Mittel  dazu  auf  dem  Wege  des  Gesetzesvorschlages 
von  1875. 

Die  Gesetzesvorschläge  wurden  angenommen  nach  der  Er- 
klärung des  Ministers,  dass  es  im  Augenblick  möglich  erscheine, 
zu  keinen  tiefergehenden  Veränderungen  der  bestehenden  Forst- 
gesetze zu  schreiten,  da  einerseits  den  Veräusserungen  von  Krons- 
wälder an  Privatpersonen  schon  eine  Grenze  gesetzt  sei  und 
andererseits  zur  Vergrösserung  des  Umfanges  der  Kronswälder 
durch  neue  Anzucht  derselben  auf  unkultivirten  Plätzen,  deren 
Bewaldung  für  nothwendig  erklärt  würde,  sowie  zum  Ankauf 
durch  die  Krone  von  Wäldern,  deren  Erhaltung  vollkommen  noth- 
wendig sei^  vom  Jahre  1874  an  in  das  Staatsbudget  für  das  Forst- 
ressort jährlich  eine  besondere  Summe  von  1,050,000  Mark  ein- 
getragen wurde,  welche  ausschliesslich  zur  Erwerbung  von  Wäl- 
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dern  and  Landstüc^ken  für  die  Krone  und  zur  Anzucht  von  Wald 
auf  den  letzteren  bestimmt  sei. 

Das  Gesetz  von  1875,  welches  gegenwärtig  in  Preussen  in 
Kraft  ist,  gebe  ich  weiter  unten. 

Indem  ich  von  der  Zeit  der  Ausarbeitung  der  letzten  Wald- 
schutzgesetze in  Preussen  spreche,  kann  ich  nicht  umhin,  noch 
die  Worte  des  früheren  preussischen  Oberlandforstmeisters  v.  Hagen 
in  Erinnerung  zu  bringen,  welche  gleichsam  als  Erklärung  der 
hartnäckigen  Vertheidigung  des  Prinzips  der  freien  Benutzung 
der  Wälder  einer  Privatbesitzung  dienen,  v.  Hagen  sagte:  In 
Preussen  wiederholte  sich  eine  Thatsache,  welche  sehr  gewöhnlich 
und  verständlich  ist,  wenn  man  sich  in  dieselbe  hineindenkt,  näm- 
lich, wenn  in  irgend  einer  rein  technischen  Frage  zur  Zeit  des 
allgemeinen  Aufschwunges  des  Volksgeistes  und  in  der  Hitze  neuer 
Umgestaltungen  —  wie  in  Preussen  die  Zeit  von  1807 — 1813  — 
hervorragende,  an  der  Spitze  der  Bildung  stehende,  von  allen 
geachtete  Männer  sich  von  irgend  einer  falschen  Doktrin  hinreissen 
lassen  —  wenigstens  falsch  in  Bezug  auf  eine  bestimmte  technische 
Frage  —  und  feierlich  verkünden,  dass  man  dieses  und  jenes 
vollkommen  natürlich  von  jeder  Gesetzgebung  fordern  müsse,  so 
erweist  sich  eine  derartige  Doktrin  als  ausserordentlich  lebensfähig 
und  ist  schwer  auszurotten,  was  für  deutliche  Beweise  und  Er- 
fahrungen man  auch  über  die  Fehlerhaftigkeit  der  Idee  vorstellen 
möge.  *  Wönn  schon  einmal  eine  derartige  Idee  in  die  Grundgesetze 
eingedrungen  ist,  welche  für  die  Mehrheit  der  Anderen,  ausser 
eines  gewissen  technischen  Falles,  sogar  sehr  wohlthätig  ist,  und 
wenn  sich  diese  Doktrin  viele  Jahre  hindurch  in  dem  positiven 
Gesetz  des  Landes  gehalten' bat,  wenn  unter  ihrem  Einflüsse  Ge- 
nerationen von  Menschen  aufgewachsen  sind,  so  wird  die  ein- 
gepflanzte Idee  für  die  Meisten  ein  Axiom,  besonders  dann,  wenn 
die  Meisten  mit  der  technischen  Seite  der  Sache  unbekannt  sind. 
Das,  was  für  den  einfachen  Verstand  z.  B.  des  Schweizer  Bauern 
vollkommen  begreiflich  ist,  welcher  von  Jugend  an  in  der  Furcht 
vor  den  von  den  Bergen  herabrollenden  Steinen  und  Lawinen  ge- 
lebt und  mit  eigenen  Augen  gesehen  hat,  wie  der  Wald  ihn  vor 

Unglück   schützt,   und   deshalb   auch   ohne  anzustehen  anerkennt^ 
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dass  der  Wald  einen  Besitz  besonderer  Art  bildet ^  —  das  ist  dem 
Städter  vollkommen  nnverständlich  und  tiberhanpt  jedem ,  welcher 
an  sieb  den  Einfluss  des  Waldes  nicht  erfahren  hat  and  deshalb 
an  der  Nothwendigkeit  zweifelt,  einen  Unterschied  zwischen  Wald 
and  einem  Besitz  anderer  Art  hinsichtlich  seiner  freien  Benntzang 
za  machen. 

In  den  tibrigen  deatschen  Staaten,  wie  ich  schon  weiter  oben 
erwähnt  habe,  liess  man  sich  in  Betreff  des  Schatzes  der  Wälder 
darch  den  Einflass  der  französischen  Revolationsideen  nicht  in 
dem  Grade  hinreissen  wie  in  Preassen.  Doch  aach  in  anderen 
deutschen  Staaten  gingen  die  französischen  Ordnungen  nicht  ohne 
Spur  vorüber;  wenigstens  sehen  wir  in  vielen  zu  jener  Zeit  durch- 
gesehenen Gesetzgebungen,  z.  B.  in  der  von  Baden,  Bayern  und 
Württemberg,  das  Bestreben,  die  früher  bestandenen  streng  kon- 
servativen Waldschutzgesetze  mit  der  Idee  von  der  freien  Be- 
nutzung von  Privatwäldem  zu  verbinden,  mit  Zulassung  einiger 
Abschwächungen  gegen  die  früheren  Verordnungen;  diese  Rich- 
tung erfuhr  jedoch  bald  eine  Rückwärtsbewegung  in  Anbetracht 
der  für  die  Erhaltung  der  Wälder  ungünstigen  Resultate.  Des- 
halb blieb  bei  der  neuen  Durchsicht  des  Gesetzes  nur  die  Phrase 
stehen:  Jeder  Waldbesitzer  hat  das  Recht  der  freien  Benutzung 
seines  Waldes^  mit  derartigen  Zusätzen:  „ohne  jedoch  die  Be- 
stimmungen des  vorliegenden  Gesetzes  zu  verletzen'^. 

Nach  den  obigen  historischen  Erklärungen  gebe  ich  in  Fol- 
gendem Aaszüge  aus  dem  Inhalt  der  jetzt  in  Kraft  stehenden 
Waldschutzgesetze  in  ^en  verschiedenen  Staaten  West-Europas. 


I.  Aus  der  französischen  Forstordnang  (31.  Hai  1827). 

§  90.  Die  Wälder  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten, 
in  denen  auf  Vorschlag  der  Forstadministration  und  nach  An- 
hörung der  Meinung  der  Munizipalräthe  oder  Chefs  der  Anstalten 
es  von  der  höheren  Administrationsgewalt  für  möglich  erachtet 
wird,  eine  regelrechte  Wirthschaft  zu  führen,  werden  nach  den 
allgemeinen  Grundlagen  verwaltet,  welche  für  die  unter  der  Krons- 
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forstverwaltung  stehenden  Wälder  festgesetzt  sind;  mit  Zulassung 
von  Abweichungen,  die  durch  die  Art  der  Besitzung  bedingt  sind. 
Wenn  die  Frage  über  die  Verwandlung  von  Weiden  in  Wald 
angeregt  wird,  so  unterliegen  die  diesbezüglichen  Vorschläge  der 
Forstadministration  der  Munizipalräthe  und  Chefs  der  Anstalten; 
im  Falle  von  Nichtübereinstimmungen  wird  die  Frage  durch  den 
Rath  der  Präfekten  entschieden,  mit  dem  Rechte  der  Appellation 
an  den  Reichsrath. 

§  91.  Die  Gemeinden  und  Anstalten  dürfen  gar  keine  Fäl- 
lungen  in  ihren  Wäldern  vornehmen,  ohne  vorher  spezielle  Er- 
laubniss  dazu  von  der  Regierung  einzuholen.  Wer  die  Fällungen 
erlaubt  hat,  ohne  daftlr  die  oben  erwähnte  Erlaubniss  erhalten  zu 
haben,  wird  einer  Ahndung  unterworfen  gleich  einer  Privatperson, 
welche  sich  einer  gleichen  Verletzung  schuldig  gemacht  hat. 

§  92.  Gemeindewälder  können  nicht  unter  die  Glieder  der 
Gemeinde  in  Reviere  vertheilt  werden.  Die  Theilung  dieser  Wäl- 
der wird  nur  unter  Gemeinden  gestattet,  wenn  die  Waldung  meh- 
reren Gemeinden  gehört. 

§  93.  Der  vierte  Theil  der  Wälder  von  Gemeinden  und  An- 
stalten wird  mit  Verbot  belegt,  wenn  die  Fläche  des  ganzen 
Waldes  in  einem  oder  in  getrennten  Stücken  nicht  weniger  als 
zehn  Hektare  beträgt. 

Die  obige  Bestimmung  wird  nicht  auf  Wälder  angewandt, 
welche  ausschliesslich  aus  Nadelholzanpflanzungen  bestehen. 

§  94.  Die  Gemeinden  und  Anstalten  unterhalten  zum  Schutze 
ihrer  Wälder  Wächter,  deren  Zahl  durch  den  Maire  oder  den 
Chef  der  Anstalt  bestimmt  wird,  mit  Bestätigung  des  Präfekten, 
nach  Vereinbarung  mit  der  Forstadministration. 

§  97.  Wenn  die  Forstadministration,  die  Gemeinden  und  An- 
stalten es  für  geeignet  erachten,  gemeinsame  Wächter  mit  der 
SüTone  zu  haben,  so  werden  dieselben  von  der  Forstadministration 
ernannt,  der  Lohn  dagegen  wird  entsprechend  der  Waldfläche 
vertheilt,  welche  der  Bewachung  des  allgemeinen  Wächters  an- 
vertraut ist. 

§  98.  Die  Forstadministration  kann  die  Wächter  von  Ge- 
meinden und  Anstalten  vom  Amte  entfernen;  sie  werden   durch 
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den    Präfekten    sowie    anch    durch    die    Forstadministration    ent- 
lassen. 

Die  Höhe  des  Lohnes  der  Wächter  wird  durch  den  Präfekten 
bestimmt,  auf  Vorstellung  der  Munizipalräthe  oder  der  Anstalten, 
welche  Wälder  besitzen. 

§  99.  Die  Wächter  von  Gemeinden  und  Anstalten  werden 
in  Allem  den  Wächtern  der  Kronswälder  gleichgestellt  und  den 
Kronsfbrstem  untergeordnet.  Sie  leisten  den  Eid  in  derselben 
Form  und  ihre  Protokolle  haben  dieselbe  Kraft,  sogar  in  Betreff 
von  Verletzungen,  die  nicht  in  Waldrevieren  begangen  sind, 
welche  ihrer  unmittelbaren  Aufsicht  anvertraut  sind. 

§  100.  Der  Verkauf  von  Holzmaterial  aus  Wäldern  von  Ge- 
meinden und  Anstalten  wird  durch  die  Kronsförster  in  Gegenwart 
der  Maires  und  ihrer  Gehilfen  und  der  Chefs  der  Anstalten  in 
derselben  Ordnung  vorgenommen,  wie  der  Verkauf  von  Holz  aus 
Kronswäldern  vorgenommen  wird. 

Für  jeden  Verkauf,  welcher  mit  Erlaubniss  des  Maire  oder 
des  Chefs  der  Anstalt  zuwider  der  Bestimmung  dieses  Paragraphen 
vorgenommen  ist,  wird  eine  Strafe  von  300  bis  6000  Francs  ver- 
hängt, unabhängig  von  der  Ahndung  der  Verluste,  den  die  Ge- 
meinde oder  Anstalt  erlitten  hat. 

Derartige  Verkäufe  werden  für  ungültig  erklärt. 

§  102.  Ein  Theil  des  Holzes,  welches  zur  Verabfolgung  aus 
Wäldern  von  Anstalten  bestimmt  ist,  bleibt  zur  Befriedigung  der 
eigenen  Bedürfnisse  der  Anstalten,  und  dieses  Holz  kann  ohne 
besondere  Erlaubniss  des  Präfekten  weder  verkauft  noch  vertauscht 
werden.  Ueber  die  der  Ausführung  solcher  Verkäufe  Schuldigen 
wird  eine  Strafe  verhängt,  welche  dem  Werthe  des  verkauften 
Holzes  gleichkommt,  und  sie  verpflichten  sich  der  Anstalt  den 
Werth  des  verkauften  Materials  oder  das  Material  selbst  in  natura 
zurückzuerstatten.  Ein  Verkauf  und  ein  Tausch  dieser  Art  wird 
für  ungültig  erklärt. 

§  103.  Die  Fällung  von  Wald,  welcher  zur  Theilung  unter 
die  Glieder  der  Gemeinde  bestimmt  ist,  kann  nicht  früher  vor- 
genommen werden,  als  nach  Anweisung  und  Uebergabe  des  Holz- 
schlages durch  Beamte  der  Forstadministration  in  der  Ordnung, 
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welche  dafür  für  die  Verabfolgung  von  Holz  aus  KroDswäldern 
an  Gemeinden  festgesetzt  ist^  wenn  die  Gemeinden  dazu  das 
Recht  haben. 

§  105.  Die  Vertheilung  des  Brennholzes  unter  die  Glieder 
der  Gemeinde  wird,  wenn  nicht  besondere  Privilegien  vorhanden 
sind,  welche  einigen  Gliedern  zugestanden  sind,  nach  der  Zahl 
der  Hauswirthe  vorgenommen;  Bauholz,  welches  die  Glieder  der 
Gemeinde  erhalten,  wird  von  ihnen  an  die  Kasse  der  Gemeinde 
zum  Abschätzungspreis  bezahlt,  den  die  Experten  bestimmt  haben. 

§  106.  Als  Entschädigung  an  die  Erone  für  die  Ausgaben 
bei  der  Verwaltung  der  Wälder  von  Gemeinden  und  Anstalten 
werden  zu  Gunsten  derselben  fünf  Centimes  vom  Franc  des  Ab- 
schätzungswerthes  erhoben,  zu  welchem  die  Haupt-  (nicht  Neben-) 
Waldprodukte  zum  Verkauf  gebracht  werden.  Von  den  Haupt- 
produkten, welche  den  Gliedern  der  Gemeinden  und  den  Anstalten 
m  natura  abgelassen  werden,  wird  zu  Gunsten  der  Krone  der 
zwanzigste  Theil  ihres  Werthes  erhoben,  welcher  endgültig  vom 
Minister  der  Landwirthschaft  und  des  Handels  auf  Vorstellung 
der  Forstadministration  mit  den  Bemerkungen  der  Munizipalräthc 
und  Chefs  der  Anstalten,  und  nach  Vereinbarung  mit  dem  Prä- 
fekten  bestimmt  wird.  Diese  ganze  Steuer  zu  Gunsten  der  Krone 
darf  nicht  einen  Franc  vom  Hektar  der  Fläche  Waldes  über- 
steigen, welche  der  Gemeinde  oder  der  Anstalt  gehört. 

§  107.  Der  Lohn  wird  den  Wächtern  von  den  Gemeinden 
besonders  bezahlt,  unabhängig  von  der  oben  erwähnten  Zahlung. 

§  110.  Auf  keinen  Fall  und  unter  keinem  Vorwand  wird 
den  Gliedern  der  Gemeinde,  den  Maires  und  den  Chefs  der  Anstal- 
ten gestattet,  in  den  Wäldern  von  Gemeinden  und  Anstalten  das 
Weiden  von  Ziegen  und  Schafen  zuzulassen,  unter  Androhung 
der  dafür  festgesetzten  Ahndung. 

In  einigen  Gegenden  kann  das  Weiden  der  Schafe  in  diesen 
Wäldern  mit  besonderer  Erlaubniss  der  Obergewalt  zugelassen 
werden. 

§  111.  Die  Ordnung  von  der  Befreiung  der  Kronswälder  von 
Servituten  wird  auch  bei  Wäldern  von  Gemeinden  und  Anstalten 
angewandt. 
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Die  Wälder  von  Privatpersonen. 

§  117.  Die  Waldbesitzer,  welche  zur  Hütong  ihrer  Walder 
besondere  Wächter  zu  haben  wünschen,  ernennen  solche  mit  Be- 
stätigung des  Unterpräfekten  des  Departements,  wenn  von  seiner 
Seite  die  Bestätigung  verweigert  wird,  so  wendet  man  sich  mit 
der  Klage  an  den  Präfekten.  Die  in  dieser  Ordnung  ernannten 
Wald  Wächter  beginnen  mit  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten,  wenn 
sie  in  einem  Gerichte  erster  Instanz  den  Eid  abgelegt  haben. 

§  118.  Die  Waldbesitzer  haben  das  Recht  ihre  Wälder  von 
Servituten  zu  befreien,  in  der  dafür  fär  die  Eronswälder  fest- 
gesetzten Ordnung. 

§  119.  Wer  das  Recht  zum  Weiden  von  Vieh,  zum  Durch- 
treiben von  Vieh,  zum  Einlass  von  Schweinen  und  zum  Sammeln 
von  Eicheln  in  Wäldern  von  Privateigenthümem  besitzt,  geniesst 
dieses  Recht  in  den  von  der  Forstadministration  dazu  bestimmten 
Revieren  und  entsprechend  dem  Zustande  des  Waldes,  welcher 
von  derselben  Administration  anerkannt  und  begrenzt  worden  ist. 
Die  Wege  zum  Durchtreiben  von  Vieh  auf  die  Weide  werden 
von  dem  Besitzer  selbst  angew;iesen. 

§  120.  Die  Gesetzesbestimmungen,  welche  die  Ordnung  der 
Benutzung  der  Servitutenrechte  in  Eronswälder  betreffen,  erstrecken 
sich  auch  auf  Privatwälder,  wobei  die  Pflichten  der  Sjronsforst- 
beamten  von  den  Waldbesitzern  selbst  versehen  werden. 

§  121.  Zwiste  zwischen  den  Waldeigen thtimem  und  den  Be- 
sitzern von  Servituten  werden  vom  Gericht  entschieden. 

§  219.  Kein  Eigen thümer  hat  das  Recht  in  den  Wäldern 
Rodungen  vorzunehmen,  ohne  wenigstens  vier  Monate  vorher  den 
Unterpräfekten  benachrichtigt  zu  haben,  während  welcher  Zeit 
von  Seiten  der  Administration  das  Verbot  zur  Abholzung  erfolgen 
kann.  Vor  der  Verkündigung  des  Verbots  erfolgt  die  Besich- 
tigung des  Waldes  durch  den  Forstrevisor  oder  den  Förster. 
Ueber  das  Resultat  der  Besichtigung  wird  ein  Protokoll  abge- 
fasst,  welches  dem  Waldbesitzer  vorgelegt  wird,  mit  der  Auffor- 
derung ey.  Einwendungen  zu  machen.  Ueber  den  Tag  der  Be- 
sichtigung muss  der  Eigenthümcr  nicht  später  als  8  Tage  vorher 
benachrichtigt  werden.    Das  Aktenstück  unterliegt  der  Durchsicht 
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des  PräfektxLrratheS;  dessen  Gutachten  der  Forstadministration 
und  dem  Waldbesitzer  mitgetheilt  und  dem  Ministeriam  fttr  Land- 
wirthschaft  und  Handel  vorgestellt  wird,  welches  auf  Grund  der 
Bestimmung  der  Finanzabtheilung  des  Reichsrathes  die  endgiltige 
Entscheidung  verkündet.  Wenn  im  Laufe  von  6  Monaten,  von 
dem  Tag  der  Verkündigung  des  Verbots  der  Abholzung  durch 
den  Präfekturrath  an  den  Eigen thümer  gerichtet,  keine  Entschei- 
dung des  Ministers  der  Landwirthschaft  und  des  Handels  erfolgt 
ist,  so  darf  die  Rodung  vorgenommen  werden. 

§  220.  Das  Verbot  der  Rodung  kann  nur  in  den  Wäldern 
erfolgen,  deren  Bewahrung  für  nothwendig  befunden  wird:  1)  zur 
Befestigung  des  Erdreiches  an  Waldabhängen;  2)  zum  Schutz  des 
Erdreiches  vor  Ueberschwemmungen  durch  Flüsse  und  Ströme; 
3)  zur  Existenz  von  Wasserquellen;  4)  zum  Schutz  der  Dünen 
und  Ufer  am  Meere  gegen  das  Wegschwemmen  durch  das  Wasser 
und  das  Versanden;  5)  zum  Schutze  des  Territoriums  an  der 
Grenze  des  Staates;  und  6)  zur  Volksgesundheit. 

§  221.  Für  Nichtbefolgung  der  oben  erwähnten  Bestimmung 
(§  219)  unterliegt  der  Waldbesitzer  einer  Strafe  von  500—1500 
Francs  für  jeden  Hektar  des  ausgerodeten  Waldes.  Der  Wald- 
besitzer kann  auch  verpflichtet  werden,  Wald  auf  der  gerodeten 
Fläche  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  anzuziehen,  welche  nicht 
mehr  als  3  Jahre  betragen  darf. 

§  222.  Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  Forderung,  von  der 
Anpflanzung  von  Wald,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist,  wird 
dieselbe  auf  Kosten  des  Eigenthümers  durch  die  Administration 
mit  Genehmigung  des  Präfekten  ausgeführt,  welcher  den  Kosten- 
anschlag bestätigt  und  die  Beitreibung  der  Unkosten  vom  Eigen- 
thümer  verfügt, 

§  223.  Die  obigen  Bestimmungen  (§§  219—222)  erstrecken 
sich  auch  auf  künstlich  angepflanzte  Flächen,  an  Stelle  von  ab- 
geholzten Wäldern. 

§  224.  Von  den  im  Art.  219  getroffenen  Bestimmungen  sind 
ausgenommen: 

1)  Künstlich  angezogene  Anpflanzungen  bis  zum  20.  Jahre, 
mit  Ausnahme  der  im  Art.  223  vorgesehenen. 


—    442    — 

2)  Eingezäunte  oder  an  eine  Weide  grenzende  Parke  und 
Gärten. 

3)  Wälder  mit  einer  Fläche  von  weniger  als  10  Hektaren, 
wenn  sie  nicht  Theile  €fiiles  anderen  Waldes ,  mit  welchem  sie  zu- 
sammen eine  Fläche  von  10  Hektaren  bilden,  und  wenn  diese 
Wälder  nicht  auf  den  Oipfeln  oder  an  den  Abhängen  von  Bergen 
sich  befinden. 

§  225.  Die  Verletzung  der  im  Art.  219  festgesetzten  Regeln 
hinsichtlich  der  Rodung  verjährt  innerhalb  von  zwei  Jahren  von 
der  Zeit  der  Rodung  an  gerechnet. 

§  226.  Künstlich  angezogene  Waldanpflanzungen  auf  den 
Höhen  und  Abhängen  von  Bergen,  auf  Dünen  und  Haiden  werden 
von  allen  Abgaben  innerhalb  30  Jahren  befreit. 

NB.  Dieser  Paragraph  ist  durch  das  Gesetz  vom  3.  Frimaire 
des  Vn.  Jahres  vervollständigt.  Der  einer  Abgabe  unterliegende 
Ertrag  von  Ländern,  auf  welchen  Wald  im  Verlaufe  der  ersten 
30  Jahre  von  der  Zeit  der  künstlichen  Bewaldung  angesäet  oder 
angepflanzt  ist,  wird  auf  ein  Viertel  des  Betrages  von  Ländern 
gleiche»  Werthes  berechnet,  auf  welcher  kein  Wald  kultivirt  wird. 

Verordnung  ttber  die  Anwendung  des  Forstgesettes  (ordonanoe 

r^glementaire)  vom  L  August  1827. 

Wälder  von   Gemeinden  und   öffentlichen  Anstalten. 

§  128.  Im  Falle  von  Streitigkeiten  über  die  Unterordnung 
unter  die  Bestimmungen  des  Forstgesetzes  der  Wälder  von  Ge- 
meinden und  Anstalten,  in  denen  die  Forstadministration  die  Füh- 
rung einer  regelrechten  Waldwirthschaft  für  möglich  erklärt,  wird 
das  Protokoll  über  die  Besichtigung  eines  Reviers,  welche  durch 
die  Beamten  der  Forstadministration  gemeinsam  mit  den  Maires 
oder  Chefs  der  Anstalten  ausgeführt  worden  ist,  durch  die  Forst- 
administration dem  Präfekten  vorgestellt,  welcher,  nachdem  er 
die  Meinung  der  Munizipalräthe  und  Chefs  der  Anstalten  ein- 
gefordert hat,  dasselbe  mit  seinem  Gutachten  dem  Minister  der 
Landwirthschaft  und  des  Handels  vorstellt.    Auf  Vorstellung  des 
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Miiiistei*8  der  Landwirthschaft  nüd  des  Handels  wird   die  Frage 
durch  die  oberste  Gewalt  entschieden. 

§  134.  Die  Regeln  über  die  Ordnung  der  Einrichtung  und 
Abfassung  von  Wirthschaftsplänen,  welche  ftlr  die  Eronswälder 
festgesetzt  sind,  werden  auch  bei  den  Wäldern  von  Gemeinden 
und  Anstalten  angewandt^  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen,  die 
in  den  Art.  68  und  88  der  gegenwärtigen  Verordnung  festgesetzt 
sind. 

NB.    Die  oben  erwähnten  Paragraphen  bestimmen: 

§  68  —  dass  die  Wälder  hauptsächlich  in  Anbetracht  der 
Anzucht  hochstämmigen  Waldes  bewirthschaftet  werden  müssen. 

§  88  —  dass  in  Wäldern,  in  welchen  man  die  Fällung  des 
Waldes  mit  beständiger  Auswahl  (in  sogenannten  dunklen  und 
hellen  Holzschlägen)  beabsichtigt,  die  Zubereitung  von  Holz  auf 
ökonomische  Art  vorgenommen  werden  kann,  d.  h.  durch  die 
Eronsadministration  selbst  und  nicht  durch  den  Käufer  des  Waldes. 

§  135.  Die  Bestätigung  der  Wirthschaftspläne  in  Wäldern 
von  Gemeinden  und  Anstalten  geschieht  durch  die  oberste  Gewalt, 
jedoch  nur  nach  Begutachtung  der  Pläne  durch  die  Munizipalräthe 
und  Chefs  der  Anstalten  und  nach  Vorstellung  ihrer  Meinungen 
durch  die  Präfekten. 

§  137.  In  Holzschlägen  der  Wälder  von  Gemeinden  und  An- 
stalten müssen  nicht  weniger  als  vier  Warten  (Bäume,  welche  bis 
zum  Umlauf  der  zweiten  FäUung  bleiben)  auf  dem  Hektar  stehen 
bleiben. 

§  139.  Nur  mit  besonderer  Erlaubniss  des  Präfekten  können 
nach  Vernehmung  der  Meinung  der  Munizipalräthe  oder  der  Chefs 
der  Anstalten,  sowie  der  Meinung  der  Forstadministration,  in  den 
Wäldera  von  Gemeinden  und  Anstalten,  Einkünfte  durch  das  Sam 
mein  von  Eicheln,  das  Weiden  von  Vieh  und  Schweinen,  auf  dem 
Wege  des  Verkaufes  des  Rechtes  darauf  an  Nebenpersonen  zu- 
gelassen werden. 

§  140.  Das  Abholzen  in  dem  vierten  Theil  der  Wälder  von 
Gemeinden  und  Anstalten,  welcher  mit  Bann  belegt  worden  ist, 
wird  nur  dann  gestattet,  wenn  der  Wald  auf  ihm  trocken  zu 
werden  anfängt.     Bis  zu  der  Zeit  kann  das  Abholzen   in  diesen 
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Bannforsten  nur  in  Fällen  der  äussersten  Nothwendigkeit  gestattet 
werden.  Diese  Erlanbniss  wird  von  der  obersten  Gewalt  gegeben, 
auf  Vorstellung  des  Ministers  der  Landwirthschaft  und  des  Handels, 
welcher  vorher  darüber  dem  Minister  des  Innern  Mittheilung  macht. 
Die  obigen  Bestimmungen  sind  durch  das  Gesetz  vom  4.  April 
1882  vervollständigt,  durch  welches  festgesetzt  wird: 

1)  In  denjenigen  Bergrevieren,  wo  es  sich  herausstellt,  dass 
der  Erdboden  bereits  durch  Abholzungen,  Weiden  und  Ueber- 
schwemmungen  durch  Bergströme  gestört  ist,  wird  die  Ausführung 
verschiedener  Arten  von  Arbeiten  (Bewaldung,  Rasen,  Regulirung 
der  Bachufer)  in  Aussicht  genommen,  mit  dem  Zweck  der  Wieder- 
herstellung des  Erdbodens  (restauration  au  terrains  en  montagnes); 
das  Gesetz  bestimmt  die  Ordnung,  in  welcher  bekannt  gemacht 
wird,  dass  die  Reviere  dieser  Art  von  Arbeiten  unterliegen,^  da 
angenommen  wird,  dass  diese  Arbeiten  auf  Eronskosten  ausgeführt 
werden,  so  werden  alle  diese  Reviere  als  der  Veräusserung  an 
die  Elrone  unterliegend  erklärt,  entweder  auf  dem  Wege  der  frei- 
willigen Uebereinkunft  oder  auf  dem  Wege  der  Expropriation  durch 
Abschätzung,  wenn  die  freiwillige  Uebereinkunft  nicht  erfolgt. 

Dem  Eigenthümer  wird  das  Recht  zugestanden,  das  Revier 
in  seinem  Besitz  zu  behalten,  nachdem  er  sich  verpflichtet  hat, 
auf  ihm  die  angegebenen  Arbeiten  auszuführen. 

2)  Auf  Revieren,  auf  welchen  der  Erdboden  noch  nicht  so 
sehr  zerstört  ist,  dass  die  Nothwendigkeit  zur  Ausführung  der 
obenerwähnten  Arbeiten  vorliegt,  wo  es  jedoch  nöthig  erscheint, 
seiner  Zerstörung  vorzubeugen,  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben 
fest  zu  werden,  werden  folgende  Massregeln  zur  Ei*haltung  des- 
selben (construction  des  terrains)  zu  treiSen  bestimmt,  nämlich: 
a.  die  Belegung  einiger  Reviere  mit  dem  Forstbanne  (mise  en 
defense)  auf  10  Jahre,  mit  Entschädigung  des  Eigenthümers  für 
die  Entziehung  des  Benutzungsrechtes;  die  Zahlung  der  Entschä- 
digtmg  wird  den  Personen  auferlegt,  welche  unmittelbar  ein  Inter- 
esse daran  haben,  dergleichen  Massregeln  zu  treiSen;  b.  die  Re- 
gulirung des  Weidens  von  Vieh  auf  Gemeindeweiden  (r^glemen- 
tation  des  patronages  communaux). 
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,    n.  Aus  dein  Preasstschen  Forstgesetz  yom  Jahre  1875. 

Allgemeine  Bestimmung. 

§  1,  Die  Benutzung  und  Bewirthschaftung  von  Waldgrund* 
stücken  unterliegt  nur  denjenigen  landespolizeilichen  Beschrän- 
kungen, welche  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  vorgeschrieben 
oder  zugelassen  sind. 

Die  über  die  Beaufsichtigung,  Benutzung  und  Bewirthschaf- 
tung der  Staats-,  Gemeinde-,  Eorporations-,  Genossenschafts-  und 
Institutenforsten,  sowie  Schleswig-Holsteinschen  sogenannten  Bon- 
denholzungen bestehenden  besonderen  Vorschriften  bleiben  jedoch 
in  Kraft. 

Schutzmassregeln  zur  Abwendung  von  Gefahren. 

§  2.    In  Fällen,  in  denen: 

a.  durch  die  BeschaiSenheit  von  Sandländereien  benachbarte 

Grundstücke,  öffentliche  Anlagen,  natürliche  oder  künst- 
liche Wasserläufe  der  Gefahr  der  Versandung, 

b.  durch  das  Abschwemmen  des  Bodens  oder  durch  die  Bil- 

dung von  Wasserstürzen  in  hohen  Freilagen,  auf  Berg- 
rücken, Bergkuppen  und  an  Berghängen,  die  unterhalb 
gelegenen  nutzbaren  Grundstücke,  Strassen  oder  Gebäude 
der  Gefahr  einer  Ueberschüttung  mit  Erde  oder  Stein- 
geröll, oder  der  üeberfluthung,  ingleichen  oberhalb  ge- 
legene Grundstücke,  öffentliche  Anlagen  oder  Gebäude 
der  Gefahr  des  Nachrutschens, 

c.  durch  die  Zerstörung  eines  Waldbestandes  an  den  Ufern 

von  Kanälen  oder  natürlichen  Wasserläufen  Ufergrund- 
stücke der  Gefahr  des  Abbruches  oder  die  im  Schutze 
der  Waldungen  gelegenen  Gebäude  oder  öffentlichen 
Anlagen  der  Gefahr  des  Eisganges, 

d.  durch    die   Zerstörung   eines   Waldbestandes   Flüsse    der 

Gefahr  einer  Verminderung  ihres  Wasserstandes, 

e.  durch  die  Zerstörung  eines  Waldbestandes  in  den  Frei- 

lagen und  in  der  Seenähe  benachbarte  Feldfluren  und 
Ortschaften  den  nachtheiligen  Einwirkungen  der  Winde 
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in  erheblichem  Grade  ausgesetzt  sind,  kann  Behufs  Abwendung 
dieser  Gefahren  sowohl  die  Art  der  Benutzung  der  gefahrbrin- 
genden Grundstücke,  als  auch  die  Ausführung  von  Waldkulturen 
oder  sonstigen  Schutzanlagen  auf  Antrag  (§  3)  angeordnet  werden, 
wenn  der  abzuwendende  Schaden  den  aus  der  Einschränkung  fär 
den  Eigenthümer  entstehenden  Nachtheil  beträchtlich  überwiegt. 

Die  Deckung  und  Aufforstung  der  MeeresdtLnen  kann  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  nicht  gefordert  werden. 

§  3,  Der  Antrag  auf  Erlass  der  im  §  2  vorgesehenen  An- 
ordnungen kann  gestellt  werden: 

a.  von  jedem  gefährdeten  Interessenten, 

b.  von  Gemeinde-,  Amts-,  Kreis-  und  sonstigen  Kommunal- 

verbänden in  allen  innerhalb  ihrer  Bezirke  vorkommen- 
den Fällen  (§2), 

c.  von  der  Landespolizeibehörde. 

§  4.  Eigenthümer,  Nutzungs-,  Gebrauchs-  und  Servitutberech- 
tigte,  sowie  Pächter  der  gefahrbringenden  Grundstücke  sind  ver- 
pflichtet, sich  allen  Beschränkungen  in  der  Benutzung  der  letz- 
teren zu  unterwerfen ,  welche  in  Gemässheit  des  §  2  dieses  Gesetzes 
angeordnet  werden,  und  die  Ausführung  der  auf  Grund  dieser 
Vorschrift  angeordneten  Waldkulturen  oder  sonstigen  Schutzanlagen 
zu  gestatten.  Es  ist  ihnen  jedoch  für  den  Schaden,  welchen  sie 
durch  die  angeordneten  Beschränkungen  erleiden,  volle  Entschä- 
digung zu  gewähren.  Auch  können  die  Eigenthümer  der  gefahr- 
bringenden Grundstücke  verlangen,  dass  ihnen  die  Herstellung 
und  Unterhaltung  der  angeordneten  Schutzanlagen  auf  eigene 
Kosten  überlassen  werde;  sie  unterliegen  jedoch  dabei  der  im 
§  20  angeordneten  Aufsicht. 

§  5.  In  Bezug  auf  die  Kosten  der  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  angeordneten  Schutzanlagen,  sowie  die  nach  §  4  zu 
leistende  Entschädigung  treten,  in  Ermangelung  anderweitiger 
Vereinbarung,  folgende  Bestimmungen  in  Kraft. 

Die  Pflicht  der  Entschädigung  und  die  Aufbringung  der  Kosten 
für  Herstellung  und  Unterhaltung  der  auf  Grund  des  §  2  an- 
geordneten Waldkulturen  und  sonstigen  Schutzanlagen  liegt  dem 
Antragsteller  ob. 
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Es  haben  jedoch  dazu,  in  den  Fällen  a.;  b.  und  c.  des  §  2 
die  Eigenthümer  der  gefthrdeten  Grundstücke,  Gebäude,  Wasser- 
läufe oder  öiBTentlichen  Anlagen  nach  Verhältniss  und  bis  zur 
Werthshöhe  des  abzuwendenden  Schadens  beizutragen. 

Zu  den  Kosten  der  Schutzanlagen  haben  ausserdem  und  zwar 
in  allen  Fällen  des  §  2  auch  die  Eigenthümer  der  gefahrbringen- 
den Grundstücke  nach  Verhältniss  und  bis  zur  Höhe  des  Mehr- 
werthes,  welche  ihre  Grundstücke  durch  die  Anlagen  erlangen, 
beizutragen. 

§  6.  Der  Antragsteller  ist  befugt,  sofern  nicht  bereits  eine 
dem  öffentlichen  Interesse  (§  15)  nicht  entgegenstehende  Verein- 
barung über  die  Entschädigung  und  die  Kosten  der  Schutzanlagen 
zu  Stande  gekommen  ist,  seinen  Antrag  bis  zur  rechtskräftigen 
Feststellung  des  Regulativs  durch  das  Waldschutzgericht  zurück- 
zunehmen, in  den  Fällen  a.,  b.  und  c.  des  §  2  jedoch  nach  Offen- 
legung des  Regulativs  durch  den  Kommissar  nur  dann,  wenn  er 
zur  Deckung  der  Entschädigung  oder  der  Kosten  der  Schutz- 
anlagen in  seiner  Eigenschaft  als  Antragsteller  beizutragen  hat. 

§  7.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Massregeln 
in  jedem  einzelnen  Falle  anzuordnen  sind,  sowie  die  Entscheidung 
über  Entschädigung  und  Kosten  (§  5)  erfolgt  durch  den  Kreis- 
ausschuss,  in  den  Hohenzollernschen  Landestheilen  durch  den 
Amtsausschuss. 

§  8.  Der  Antrag  auf  Erlass  der  im  §  2  vorgesehenen  Anord- 
nungen ist  dem  zuständigen  Waldschutzgerichte  schriftlich  einzu- 
reichen. 

Der  Antrag  muss  die  gefährdeten  und  gefahrbringenden  Grund- 
stücke, sowie  die  Art  der  Gefährdung  genau  bezeichnen  und  einen 
bestimmten  Vorschlag  über  die  zu  ergreifenden  Schutzmassregeln 
enthalten. 

Die  Zuständigkeit  des  Waldschutzgerichtes  wird  durch  die 
Belegenheit  des  gefahrbringenden  Grundstückes  bestimmt.  Geht 
der  Antrag  von  dem  Bezirke  selbst  aus,  oder  ist  er  gegen  diesen 
gerichtet,  so  bestimmt  das  Verwaltungsgericht  das  zuständige 
Waldschutzgericht. 

§  9.    Das  Waldschutzgericht  ernennt  eines  seiner  Mitglieder 
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oder  einen  anderen  Sachverständigen  zam  Kommissar^  welcher 
den  Sachverhalt  in  vollem  Umfange  an  Ort  nnd  Stelle  nnd  unter 
Anhörung  der  Betheiligten  zn  ermitteln  and  erforderlichen  Falls 
den  Beweis  zu  erheben  hat. 

§  10.  Das  Waldschatzgericht  kann  auf  Antrag  des  Kommis- 
sars oder  der  Betheiligten  die  Frage,  ob  eine  Qefährdung  im  Sinne 
des  §  2  vorliegt;  vorab  durch  Endurtheil  entscheiden  und  bis  zur 
Rechtskraft  desselben  das  weitere  Verfahren  einstellen. 

Vor  der  Entscheidung  hat  der  Kommissar  über  diese  Frage 
ein  schriftliches  Qutachten  anzufertigen ,  welches  für  die  Bethei- 
ligten nach  Massgabe  des  §  13  offen  zu  legen  ist. 

§  11.  Auf  Orund  seiner  Ermittelungen  hat  der  Kommissar 
ein  Regulativ  zu  entwerfen ,  welches  insbesondere  folgende  Punkte 
enthalten  muss: 

1)  die  Bestimmung   der  gefahrbringenden   und   gefährdeten 

Grundstücke; 

2)  die  Einschränkungen  in  der  Benutzung,  welche  den  gefahr- 

bringenden Grundstücken  aufzulegen  sind; 

3)  die  Bestimmungen  über  die  Herstellung,  Unterhaltung  und 

Aufsicht  der  erforderlichen  Waldkulturen  und  sonstigen 
Schutzanlagen ; 

4)  die  Bestimmungen  darüber,  welche  Entschädigungen,  von 

wem,  nach  welchem  Verhältniss,  bis  zu  welchem  Betrage 
und  zu  welchem  Zeitpunkte  dieselben,  sowie  die  Kosten 
der  Schutzanlagen  aufzubringen  sind. 
§  12.    Der  Entwurf  des  Regulativs  ist  mit  einem  schriftlichen 
Gutachten    zu  begleiten,    welches   die   getroffenen   Bestimmungen 
zu  begründen  und  die  einschlagenden  Fragen  vollständig  zu  er- 
örtern hat. 

§  13.  Der  Kommissar  hat  das  Gutachten  und  das  Regulativ 
zur  Einsichtnahme  der  Eigenthümer,  Nutzungs  ,  Gebrauchs-  und 
Servitutberechtigten  und  der  Pächter  der  gefahrbringenden  Grund- 
stücke, sowie  der  gefährdeten  Interessenten  vier  Wochen  lang  in 
den  Gemeinden,  in  welchen  der  betheiligte  Grundbesitz  belegen 
ist,  bei  dem  Gemeindevorsteher  offen  zu  legen  und  dass  dies  an- 
geordnet, zur  Kenutnissnahme  der  Interessenten  zu  bringen. 
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Geht  der  Antrag  von  einem  Kommanaiverbande  oder  von  der 
Landespolizeibehörde  aus,  so  ist  dem  Antragsteller  das  Gutachten 
und  das  Regulativ  zuzufertigen. 

Denmächst  hat  der  Kommissar  die  sämmtlichen  Betheiligten 
Behufs  Anmeldung  ihrer  Einwendungen  gögen  den  Entwurf  des 
Regulativs  zu  einer  miLndlichen  Verhandlung  unter  der  Verwar- 
nung zu  laden ;  dass  die  Berücksichtigung  später  erhobener  Ein- 
wendungen durch  das  Waldschutzgericht  ausgeschlossen  werden 
kann. 

In  der  mündlichen  Verhandlung  hat  der  Kommissar  die  Ein- 
wendungen und  Gegenvorschläge  zu  erörtern  und  diejenigen,  über 
welche  eine  Vereinbarung  nicht  erzielt  werden  kann,  festzustellen. 

§  14.  üeber  Beschwerden,  welche  die  Leitung  des  Verfahrens 
durch  den  Kommissar  betreffen,  entscheidet  das  Waldschutz- 
gericht endgiltig. 

§  15.  Das  Waldschutzgericht  kann  ohne  Weiteres  das  Regu- 
lativ durch  Bescheid  festsetzen  und  vollstreckbar  erklären,  wenn 
Einwendungen  nicht  vorliegen  und  sich  auch  im  öffentlichen  In- 
teresse nichts  dagegen  zu  erinnern  findet.  Der  Bescheid  ist  den 
Betheiligten  unter  der  Eröffaung  zuzustellen,  dass  dieselben  be- 
fugt seien,  innerhalb  einer  zehntägigen  Frist  vom  Tage  der  Zu- 
stellung an  gegen  den  Bescheid  Einspruch  zu  erheben  und  die 
Anberaumung  der  mündlichen  Verhandlung  zu  beantragen.  Wird 
kein  Einspruch  erhoben,  so  gilt  der  Bescheid  vom  Tage  der  Zu- 
stellung ab  als  Endurtheil. 

§  16.  Zur  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Waldschutz- 
gerichte sind  die  gefährdeten  Interessenten,  die  Eigenthümer,  die 
Nutzungs-,  Gebrauchs-  und  Servitutberechtigten,  sowie  die  Pächter 
der  gefahrbringenden  Grundstücke  und  der  Antragsteller  (§§  4, 
5  und  11,  No.  4)  durch  besondere  Vorladungen,  alle  die  sonst 
ein  Interesse  zur  Sache  zu  haben  vermeinen,  durch  einmalige 
öffentliche  Bekanntmachung  im  Amts-  und  Kreisblatt  unter  der 
Verwarnung  vorzuladen,  dass  beim  Ausbleiben  nach  Lage  der 
Verhandlungen  werde  entschieden  werden. 

Das  Waldschutzgericht  hat  durch  Endurtheil  über  die  gegen 
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das  Regulativ  erhobenen  {Einwendungen  zu  entscheiden  und  i)e- 
ziehungsweise  das  Regulativ  festzusetzen. 

Streitigkeiten  über  die  Existenz  und  den  Umfang  von  Privat- 
rechten verbleiben  dem  ordentlichen  Rechtswege. 

§  17.  Die  durch  das  Regulativ  den  Eigenthümern  gefährdeter 
oder  gefahrbringender  Grundstücke  auferlegte  Beitragspäicht  zur 
Entschädigung  oder  zu  den  Kosten  der  Schutzanlagen  (§  5)  ruht 
auf  diesen  Grundstücken  und  ist  den  öffentlichen  gemeinen  Lasten 
gleich  zu  achten. 

Bei  Parzellirungen  muss  die  Beitragspflicht  auf  alle  Trenn- 
stttcke  verhältnissmässig  vertheilt  werden. 

Rückständige  Beiträge  können  auch  von  den  Pächtern  und 
sonstigen  Nutzungsberechtigten  der  verpflichteten  Grundstücke, 
vorbehaltlich  ihres  Regresses  an  die  eigentlich  Verpflichteten,  im 
Wege  der  administrativen  Exekution  beigetrieben  werden. 

Die  dem  Eigenthümer  des  gefahrbringenden  Grundstücks  auf- 
erlegte Beschränkung  und  die  den  Eigenthümern  der  gefahrbrin- 
genden und  der  gefährdeten  Grundstücke  auferlegte  Beitragspflicht 
ist  unter  Hinweis  auf  die  näheren  Bestimmungen  des  Regulativs 
im  Grundbuche  einzutragen.  Die  Eintragung  erfolgt  auf  Antrag 
des  Vorsitzenden  des  Waldschutzgerichtes. 

§  18.  Sämmtliche  in  dem  Verfahren  vorkommende  Verhand- 
lungen und  Geschäfte,  einschliesslich  der  Eintragung  in  die  Grund- 
bücher und  der  von  den  Gerichten  oder  anderen  Behörden  zu  er- 
theilenden  Auskunft,  sind  gebühren*  und  Stempel  frei;  es  werden 
nur  die  haaren  Auslagen  in  Ansatz  gebracht. 

Die  Kommissare,  soweit  dieselben  nicht  Mitglieder  des  Wald- 
schutzgerichtes sind,  und  die  sonst  zugezogenen  Sachverständigen 
erhalten  für  ihre  Arbeiten,  für  ihre  baaren  Auslagen,  sowie  für 
Reise-  und  Zehrungskosten  Entschädigungen  nach  Massgabe  des 
Kostenregulativs  vom  25.  April  1836  und  der  später  dazu  er- 
gangenen oder  noch  ergehenden  Vorschriften. 

Ist  ein  Mitglied  des  Waldschutzgerichtes  zum  Kommissar  er- 
nannt, so  hat  derselbe  nur  Anspruch  auf  Ersatz  der  Reise-  und 
Zehrungskosten  nach  Massgabe  vorgedachten  Kostenregulativs. 

§  19.    Die  Kosten  des  Verfahrens,  welche  erforderlichen  Falls 
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auB  EreiB-Kommunahnittehi  oder,  wenn  der  Antrag  von  der  Landes- 
polizeibehörde ausgeht;  dnrch  diese  vorgeschossen  werden  müssen, 
hat  der  Antragsteller  allein  zu  tragen,  wenn  der  Antrag  zurück- 
gewiesen oder  zurückgezogen  ist;  andernfalls  finden  auf  diese 
Kosten  diejenigen  Vorschriften  Anwendung,  welche  in  den  §§  4 
und  5  dieses  Gesetzes  über  die  Aufbringung  der  zu  leistenden 
Entschädigung,  beziehungsweise  über  die  Bestreitung  der  auf  die 
angeordneten  Anlagen  zu  verwendenden  Kosten  ertheilt  sind. 

§  20.  Die  Ausführung  des  Regulativs,  insbesondere  die  Aus- 
schreibung und  Einziehung  der  festgesetzten  Beiträge  zu  der  Ent- 
schädigung und  zu  den  Kosten  der  Schutzanlagen,  die  Auszahlung 
der  Entschädigung  und  die  Aufsicht  darüber,  dass  die  angeord- 
neten Schutzanlagen  regulativmässig  hergestellt  und  unterhalten, 
auch  die  sonstigen  im  Regulativ  festgesetzten  Anordnungen  befolgt 
werden,  liegt  dem  Vorsitzenden  des  Waldschutzgerichtes  von 
Amtswegen  ob. 

Gegen  Verfügungen  des  Vorsitzenden,  welche  dem  Regulativ 
widersprechen,  kann  innerhalb  10  Tagen  nach  erfolgter  Zustellung 
bei  dem  Waldschutzgerichte  Einspruch  erhoben  werden,  welches 
darüber  entscheidet. 

§  21.  Ist  Gefahr  im  Verzuge,  so  kann  der  Vorsitzende  des 
Waldßchutzgerichtes  im  öffentlichen  Interesse  schon  vor  rechts- 
kräftiger Entscheidung  vorläufige  Anordnungen  treffen  zur  Ver- 
hinderung solcher  Unternehmungen,  welche  eine  die  Gefahr  ver- 
grössemde  oder  begünstigende  Veränderung  in  der  Bewirthschaf- 
tung  des  Grundstücks  vorbereiten.  Er  kann  diese  Anordnungen 
nach  Massgabe  der  §§  79  und  81  der  Kreisordnung  vom  13.  De- 
cember  1872  (Gesetzsamml.  S.  661)  durch  Anwendung  der  gesetz- 
lichen Zwangsmittel  durchsetzen. 

Sowohl  gegen  die  Anordnung  als  gegen  die  Festsetzung  der 
Strafe  kann  innerhalb  zehn  Tagen  nach  erfolgter  Zustellung  die 
Klage  bei  dem  Verwaltungsgerichte  erhoben  werden. 

§  22.  Ein  rechtsverbindlich  festgestelltes  Regulativ  kann  später 
wieder  abgeändert  werden.  Die  Abänderung  erfolgt  auf  Antrag 
eines  Betheiligten  und  ist  in  demselben  Verfahren  wie  die  ursprüng- 
liche Festsetzung  zu  bewirken. 

29* 
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Bestimmungen^  betreffend  die  Bildung  von  Wald- 

genoBsenschaften. 
§  23.    Wo  die  forstmässige  Benutzung  neben  einander  oder 
vermengt  gelegener  Waldgrundstücke  ^  oder  Flächen  oder  Haide- 
ländereien  nur  durch  das  Zusammenwirken  aller  Betheiligten  zu 
erreichen  ist^  können  auf  Antrag 

a.  jedes  einzelnen  Besitzers, 

b.  des  Gemeinde-,  beziehungsweise  Amts-,  Kreis-  oder  son- 

stigen Kommunalverbandes,  in  dessen  Bezirke  die  Grund- 
stücke liegen, 

c.  der  Landespolizeibehörde 

die  Eigenthümer  dieser  Besitzungen  zu  einer  Waldgenossenschaft 
vereinigt  werden. 

Das  Zusammenwirken  kann  gerichtet  sein,  entweder 

1)  nur  auf  die  Einrichtung  und  Durchführung  einer  gemein- 

schaftlichen Beschützung  oder  anderer  der  forstmässigen 
Benutzung  des  Genossenschaftswaldes  förderlichen  Mass- 
regeln, oder 

2)  zugleich  auf  die  gemeinschaftliche  forstmässige  Bewirth- 

schaftung  des  Genossenschaftswaldes  nach  einem  einheit- 
lich aufgestellten  Wirthschaftsplane. 
§  24.    Die  Vereinigung  zu  einer  Waldgenossenschaft  ist  nur 
zulässig 

a.  in  den  Fällen  des  §  23  bei  1 ,  wenn  die  Mehrheit  der  Be- 

theiligten, nach  dem  Katastral -Reinertrage  der  Grund- 
stücke berechnet,  dem  Antrage  zustimmt, 

b.  in  den  Fällen  des  §  23  bei  2,  wenn  mindestens  ein  Drittel 

der  Betheiligten  dem  Antrage  zustimmt  und  die  bethei- 
ligten Grundstücke  derselben  mehr  als  die  Hälfte  des 
Katastral -Reinertrages  sämmtlicher  betheiligter  Grund- 
stücke haben. 
§  25.  Das  Rechtsverhältniss  der  Genossenschaft  und  deren 
Mitglieder  wird  durch  ein  Statut  geregelt. 

Für  diese  Regelung  ist  in  allen  Fällen  der  Grundsatz  mass- 
gebend, dass  in  den  Eigenthums-  und  Besitzverhältnissen  der  ein- 
zelnen Betheiligten  keine  Aenderung  eintritt. 
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Das  Statut  bedarf  der  Zustimmung  der  nach  Massgabe  des 
§  24  zu  berechnenden  Mehrheit  der  Betheiligten« 
§  26.    Das  Statut  muss  enthalten: 

1)  Name,  Sitz  und  Zweck  der  Waldgenossenschaft, 

2)  eine  genaue  Angabe  der  einzelnen  betheiligten  Grundstücke 

und  des  Umfanges  des  genossenschaftlichen  Bezirkes, 

3)  bei  allen  Wirthschaftsgenossenschaften  (§  23,  No.  2)  die 

Wirthschaftsart  und  den  Betriebsplan,  die  Formen,  in 
welchen  eine  Abänderung  derselben  beschlossen  oder  be- 
wirkt werden  kann,  sowie  die  Bestimmungen  über  die 
bis  zur  Durchführung  des  Betriebsplanes  anzuordnende 
Bewirthschaftung , 

4)  die  den  Waldgenossen   aufzuerlegenden  Beschränkungen 

und  Verpflichtungen, 

5)  das  Verhältniss  der  Waldgenossen  zu  den  Servitutberech- 

tigten, 

6)  das  Verhältniss  der  Theilnahme  an  den  Nutzungen  und 

Lasten  (§  27),  sowie  am  Stimmrechte, 

7)  die  Formen  und  Fristen,  in  denen  die  VertheilungsroUen 

offen  zu  legen  und  etwaige  Reklamationen  anzubringen 
und  zu  prüfen  sind, 

8)  die  innere  Organisation  der  Genossenschaft  und  ihre  Ver- 

tretung nach  Aussen. 
Jede  Genossenschaft  muss  einen  Vorstand  haben,  welcher 
dieselbe  in  allen  ihren  Angelegenheiten,  auch  in  denjenigen  Ge- 
schäften und  Rechtshandlungen,  für  welche  nach  den  Gesetzen 
eine  Spezialvollmacht  erforderlich  ist,  in  den  durch  das  Statut 
festzusetzenden  Formen  vertritt. 

§  27.  Das  Theilnahmemass  jedes  Waldgenossen  an  der  ge- 
meinschaftlichen Einrichtung  ist  im  Statute  für  die  Dauer  der 
Genossenschaft  festzusetzen. 

Diese  Festsetzung  ist  in  Ermangelung  anderer  Verabredungen 
der  Betheiligten  dahin  zu  regeln: 

a.  dass  in  den  Fällen  des  §  23  unter  1  jeder  Waldgenosse 
sein  Grundstück  selbst  bewirthschaftet  und  die  Kosten 
dafür  trägt,  dass  aber  die  Kosten  der  gemeinschaftlichen 
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Einrichtung  nach  dem  VerhältnisBe  des  Katastral-Rein- 
ertrages   der   vereinigten   Grundstücke   von   den   W&Id- 
genossen  gemeinschaftlich  aufgebracht  werden; 
b.  dass  in  den  Fällen  des  §  23  unter  2  die  Nutzungen,  die 
Kosten  und  die  Lasten  der  gemeinschaftlichen  Bewirth- 
schaftung  des  Qenossenschaftswaldes  nach  dem  Verhält- 
nisse des  ELapitalwerthes  des  von  jedem  Waldgenossen 
eingeworfenen  Bodens  und  des  darauf  stehenden  Holz- 
bestandes auf  sämmtliche  Betheiligte  vertheilt  werden. 
Bei  der  Festsetzung  des  Theilnahmemasses  unter  b.  soll  es 
jedoch    den    £igenthümern    verwerthbarer    Holzbestände ,    welche 
dieselben  in  die  Genossenschaft  nicht  mit  einwerfen  wollen,    un- 
benommen sein,  dieselben  vorweg  abzuräumen  und  ftLr  sich  zu 
benutzen.     Sie  haben  dann  aber  die  Kosten  des  ersten  Wieder- 
anbaues ihrer  Flächen  allein  zu  tragen.    Ebenso  sollen,  wenn  ein- 
zelne Grundstücke  bei  Bildung  der  Genossenschaft  mit  Holz  nicht 
bestanden  sind,   die  Kosten  des  ersten  Holzanbaues  den  Eigen- 
thümem  vorweg  zur  Last  fallen.     In  beiden  Fällen  ist  zur  Fest- 
setzung des  Theilnahmemasses  dieser  Waldgenossen   der  Betrag 
der   aufgewendeten   Kulturkosten    als   Holzbestandswerth   in   An- 
rechnung zu  bringen. 

§  28.  In  Ermangelung  einer  anderweitigen  Vereinbarung  ist 
das  Stimmverhältniss  der  Waldgenossen  nach  dem  Verhältnisse 
der  Theilnahme  derselben  an  den  Nutzungen  und  Lasten  zu  regeln. 
Dabei  ist  als  Einheit  der  Betrag  des  am  geringsten  Betheiligten 
zum  Grunde  zu  legen.  Nur  volle  Einheiten  gewähren  eine  Stimme. 
Jeder  Waldgenosse  hat  mindestens  eine  Stimme  und  kein  Wald- 
genoBse  darf  mehr  als  zwei  Fünftel  aller  Stimmen  vereinigen. 

§  29.  Die  Beitragspflicht  zu  den  Genossenschaftslasten  ruht 
auf  den  zur  Genossenschaft  gehörigen  Grundstücken,  und  ist  den 
öffentlichen  gemeinen  Lasten  gleich  zu  achten. 

Bei  Parzellirungen  müssen  die  Genossenschaftslasten  auf  alle 
Trennstücke  verhältnissmässig  vertheilt  werden.  Bückständige  Bei- 
träge können  auch  von  den  Pächtern  und  sonstigen  Nutzungs- 
berechtigten  der  verpflichteten  Grundstücke,   vorbehaltlich   ihres 
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Regresse«  an  die  eigentlieli  Verpflichteten  ^  im  Wege  der  admini^ 
strativen  Exekution  beigetrieben  werden. 

§  30.  Sind  GenossenschaftBgrnndBtücke  mit  Servituten  be- 
lastet,  so  müssen  die  Berechtigten  sich  diejenigen  Einschränkun- 
gen gefallen  lassen  ^  welche  im  Interesse  der  Genossenschaft  er- 
forderlich sind.  Für  diese  Einschränkung  muss  den  Berechtigten 
volle  Entschädigung  von  der  Waldgenossenschaft  gewährt  werden. 

§  31.  Die  Bildung  einer  Waldgenossenschaft  erfolgt  durch 
den  KreisausschusS;  in  den  HohenzoUernschen  Landestheilen  durch 
den  Amtsausschuss. 

Der  Elreis-  beziehungsweise  Amtsausschuss  führt  in  diesen 
Fällen  die  Bezeichnung:  Waldschutzgericht. 

Der  Antrag  ist  dem  Waldschutzgerichte  desjenigen  Bezirks 
schriftlich  einzureichen,  in  welchem  die  zu  vereinigenden  Grund- 
stücke sämmtlich  oder  der  Fläche  nach  zum  grössten  Theil  gelegen 
sind.  Geht  der  Antrag  von  dem  Kreise  (Amtsverbande  in  Hohen- 
zollem)  selbst  aus,  so  bezeichnet  das  Verwaltungsgericht  das  zu- 
ständige Waldschutzgericht.  In  dem  Antrage  sind  die  zu  ver- 
einigenden Grundstücke,  deren  Besitzer  und  Katasterbezeichnung 
einzeln  aufzuführen  und  die  begründenden  Thatsachen  genau  zu 
bezeichnen. 

§  32.  Das  Waldschutzgericht  hat  nach  Massgabe  der  Vor- 
schrift im  §  9  den  Antrag  durch  einen  Kommissar  an  Ort  und 
SteUe  prüfen  zu  lassen. 

Der  Kommissar  hat  nach  Feststellung  der  zu  vereinigenden 
Flächen  die  betheiligten  Grundbesitzer  über  den  Antrag  zu  ver- 
nehmen. 

Die  Vorladung  zu  dem  desfalsigen  Termine  erfolgt  schrift- 
lich unter  der  Verwarnung,  dass  die  Nichterscheinenden  dem  Be* 
Schlüsse  der  Erscheinenden  für  zustimmend  erachtet  werden  sollen. 

§  33.  Wird  die  Bildung  der  Waldgenossenschaft  nicht  be- 
schlossen (§§  23,  24,  32),  so  reicht  der  Kommissar  die  Verhand- 
lungen dem  Waldschutzgerichte  ein,  welche  solchenfalls  den  An- 
trag durch  einen  nach  IVIassgabe  des  §  15  zu  erlassenden  Bescheid 
abweist. 

§  34.    Im  anderen  Falle  hat  der  Kommissar  nach  Massgabe 
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der  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  unter  Berück- 
sichtigung der  besonderen  Verhältnisse  der  zu  bildenden  G-enossen- 
Schaft,  unter  Zuziehung  der  Betheiligten  oder  eines  von  ihnen 
gewählten  Ausschusses,  das  Genossenschaftsstatut  zu  entwerfen, 
auch  die  erforderlichen  Einschränkungen  der  Servitutenberech- 
tigungen  —  insofern  nicht  deren  gänzliche  Ablösung  nach  den 
darüber  geltenden  Gesetzen  beschlossen^wird  —  sowie  die  für 
diese  Einschränkungen  zu  gewährenden  Entschädigungen  gutacht- 
lich festzustellen. 

Der  Entwurf  und  die  gutachtliche  Feststellung  sind  für  alle 
Betheiligten  nach  Massgabe  des  §  13  offenzulegen  und  beziehungs- 
weise denselben  zuzufertigen, 

§  35.  Demnächst  hat  der  Kommissar  die  Betheiligten  und 
die  Servitutberechtigten  zu  einer  mündlichen .  Verhandlung  vor- 
zuladen und  zwar  die  Betheiligten  unter  der  Verwarnung,  dass 
die  Nichterscheinenden  als  dem  entworfenen  Statute  zustimmend 
erachtet  werden  würden. 

In  der  mündlichen  Verhandlung  hat  der  Kommissar  die  Ein- 
wendungen gegen  den  Entwurf  des  Statutes  und  die  gutachtliche 
Feststellung  der  Einschränkungen  und  Entschädigungen  der  Ser- 
Titutberecbtigten  zu  erörtern,  die  Abstimmung  über  das  Statut 
herbeizuführen  und  diejenigen  Einwendungen,  über  welche  eine 
Vereinbarung  nicht  erzielt  werden  kann,  festzustellen. 

Der  Kommissar  reicht  die  Verhandlungen  nebst  seinem  Gut- 
achten über  die  Bedürfiiissfrage  dem  Waldschutzgericht  ein. 

§  36.  Hat  das  Statut  in  der  mündlichen  Verhandlung  vor 
dem  Kommissar  die  nach  §  25  erforderliche  Mehrheit  nicht  ge- 
funden, so  weist  das  Waldschutzgericht  den  Antrag  auf  Bildung 
der  Waldgenossenschaft  durch  einen  nach  Massgabe  des  §  15  zu 
erlassenden  Bescheid  ab. 

§  37.  Im  andern  Falle  hat  das  Waldschutzgericht  durch  End- 
urtheil  zu  entscheiden,  ob  ein  Bedürfniss  zur  Vereinigung  der  be- 
theiligten Eigenthümer  zu  einer  Waldgenossenschaft  nach  Mass- 
gabe des  §  25  vorhanden  ist,  ob  das  Statut  die  Zustimmung  der 
gesetzlich  erforderlichen  Mehrheit  der  Betheiligten  gefunden  hat, 
sowie  ob  dasselbe  den  gesetzlichen  Vorschriften  entspricht  und  ein 


—    457     — 

öffentliches  Interesse  nicht  verletzt.  Waltet  in  allen  diesen  Be- 
ziehnngen  ein  Bedenken  nicht  ob,  so  trifft  das  Waldschatzgericht 
fhitscheidung  dahin,  dass  die  Waldgenossenschaft  nach  dem  Statut 
zu  begründen  sei. 

Zugleich  entscheidet  das  Waldschutzgericht  über  die  Wider- 
sprüche gegen  die  im  Gutachten  vorgeschlagenen  Beschränkungen 
der  Servitutberechtigten,  beziehungsweise  über  die  Höhe  der  zu 
gewährenden  Entschädigungen. 

§  38.  Ist  auf  Begründung  der  Waldgenossenschaft  erkannt 
und  haben  die  in  §  37  vorgesehenen  Entscheidungen  Rechtskraft 
beschritten,  so  ertheilt  das  Waldschutzgericht  dem  Statute  die  Be- 
stätigung. 

Durch  die  Bestätigung  wird  die  Waldgenossenschaft  begründet. 
Das  bestätigte  Statut  hat  die  Kraft  einer  vollstreckbaren  gericht- 
lichen Urkunde. 

§  39.  Die  den  Eigenthümem  der  zur  G-enossenschaft  gehö- 
renden Grundstücke  auferlegten  Beschränkungen  und  Lasten  sind 
unter  Hinweis  auf  die  näheren  Bestimmungen  des  Statutes  im 
Grundbuche  einzutragen. 

Die  Eintragung  erfolgt  auf  Antrag  des  Vorsitzenden  des  Wald- 
schutzgerichts. 

§  40.  Auf  das  Verfahren  vor  dem  Kommissar  finden  die  Be- 
stimmungen des  §  14  und  bezüglich  der  Kosten  die  Bestimmungen 
der  §§18  und  19  Anwendung. 

Die  Kosten  fallen,  soweit  sie  nicht  durch  die  ergangene  Ent- 
scheidung dem  unterliegenden  Theile  zur  Last  gelegt  sind,  den 
Waldgenossen  nach  dem  im  §  27  dieses  Gesetzes  vorgeschriebenen, 
beziehungsweise  im  Statute  ausgedrückten  Verhältnisse  zur  Last. 

§  41.  Im  Uebrigen  regelt  sich  das  Verfahren  vor  dem  Wald- 
schutzgerichte, die  Berufung  gegen  die  Entscheidung  desselben 
und  das  Verfahren  in  den  Berufungsinstanzen  nach  den  gesetz- 
lichen Vorschriften,  betreffend  die  Verfassung  der  Verwaltungs- 
gerichte und  das  Verwaltungsstreitverfahren. 

§  42.  Die  Waldgenossenschaft  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte 
erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere 
dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen 
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und  verklagt  werden.  Ihr  ordentlicher  Gerichtstand  ist  bei  dem 
Gerichte,  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat. 

§  43.  Für  die  Verbindlichkeiten  der  Waldgenossenschaft  haftet 
das  Vermögen  derselben. 

Insoweit  daraus  Gläubiger  der  Waldgenossenschaft  nicht  be- 
friedigt werden  können,  moss  der  Schuldbetrag  durch  Beiträge 
aufgebracht  werden,  welche  von  dem  Vorstände  nach  dem  im 
Statut  festgesetzten  Theilnahmemasse  auf  die  Mitglieder  umzu- 
legen sind. 

§  44.  Die  auf  Grund  vorstehender  Vorschriften  errichtete 
Waldgenossenschaft  ist  der  Aufsicht  des  Staates  unterworfen. 
Diese  Aufsicht  wird  von  dem  zuständigen  Waldschutzgerichte  nach 
MasBgabe  des  Statutes,  übrigens  in  dem  Umfange  und  nut  den 
Befugnissen  gehandhabt,  welche  gesetzlich  den  Aufsichtsbehörden 
der  Gemeinden  zustehen. 

In  allen  schleunigen  Angelegenheiten  kann  der  Vorsitzende 
des  Waldschutzgerichtes  Namens  desselben  Verfügungen  erlassen. 
Einsprüche  gegen  diese  Verfügungen  unterliegen  der  Entscheidung 
des  Waldschutzgerichtes. 

§  45.  Wenn  im  Laufe  der  Zeit  eine  Abänderung  des  rechts- 
kräftig festgestellten  Statutes  noth wendig  wird,  so  ist  diese  Ab- 
änderung in  demselben  Verfahren,  wie  die  ursprüngliche  Fest- 
setzung zu  bewirken. 

Die  Auflösung  einer  nach  diesem  Gesetze  begründeten  Wald- 
genossenschaft ist  nur  zulässig,  wenn  die  nach  §  24  zur  Bildung 
einer  Genossenschaft  erforderliche  Mehrheit  der  Betheiligten  der- 
selben zustimmt.  Solche  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde.    (§  44). 

§  46.  Bei  der  Auflösung  einer  der  im  §  23  unter  2  bezeich- 
neten Waldgenossenschaft  erhält  jeder  Waldgenosse  die  einge- 
worfenen Grundstücke  zur  eigenen  Bewirthschaftung  zurück.  Ausser- 
dem sind,  wenn  das  Statut  nicht  ein  Anderes  bestimmt,  die  in  dem 
Genossenschaftswalde  vorhandenen  Holzbestände  nach  dem  Ver- 
hältnisse des  Kapitalwerthes  der  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Ge- 
nossenschaft eingeworfenen  Holzbestände  unter  die  Genossen  zu 
vertheilen. 
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Bleibt  der  Werth  des  auf  dem  zurückerhaltenen  Grundstücke 
vorhandenen  Holzbestandes  hinter  dem  Werthe  des  nach  diesem 
Verhältniss  ermittelten  Antheils  zurück ,  so  ist  dieser  Minderwerth 
von  denjenigen  Waldgenossen  verhältnissmässig  zu  erstatten,  welche 
mit  ihren  Grundstücken  einen  Ueberschuss  an  Holzbestandswerth 
erhalten  haben. 

Theilung  gemeinschaftlicher  Waldungen. 

§  47.  Sofern  eine  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zuläs- 
sige Naturaltheilung  eines  von  einer  Realgemeinde  oder  einer  Ge- 
nossenschaft besessenen  Waldgrundstücks  solche  Theilstücke  er- 
geben würde,  deren  forstmässige  Benutzung  nur  durch  gemein- 
schaftliche Bewirthschaftung  zu  erreichen  wäre,  so  darf  dem  An- 
trage auf  Theilung  nur  dann  stattgegeben  werden,  wenn  die  Mehr- 
zahl der  Betheiligten,  nach  den  Theilnahmerechten  berechnet,  dem- 
selben zustimmt. 

Strafbestimmung. 

§  53.  Die  Eigenthümer,  Nutzungs-,  Gebrauchs-  und  Servitut- 
ber echtigten,  sowie  Pächter  sind,  wenn  sie  den  Bestimmungen  des 
Regulativs  (§  20)  zuwider  Holz  einschlagen,  mit  einer  Geldstrafe 
zu  belegen,  welche  dem  doppelten  Werthbetrage  des  gefällten 
Holzes  gleichkommt. 

Wenn  sie  die  sonstigen  Festsetzungen  des  Regulativs,  durch 
welche  eine  bestimmte  Art  der  Benutzung  vorgeschrieben  oder 
verboten  wird,  übertreten,  sind  sie  mit  einer  Geldbusse  bis  zu 
100  Mark  zu  bestrafen. 

§  54.  Der  Minister  für  die  landwirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

III.   Ans  dem  Bayerischen  Forstgesetz  Tom  28.  M&rz  1852. 

§  1.  Jedem  Waldbesitzer  steht  die  freie  Benutzung  und  Be- 
wirthschaftung seines  Waldes  zu,  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter^ 
sowie  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§  6.  Die  Bewirthschaftung  der  Gemeinde-  und  Stiftungs- 
Waldungen  steht  unter  Oberaufsicht  der  Staatsregierung. 
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§  7.  Diese  Bewirthschaftung  muss  auf  Wirthschaftspläne 
gestützt  sein,  und  es  finden  bei  derselben  die  Vorschriften  der 
Artikel  2  und  4  Anwendung,  wobei  jedoch  die  besonderen  Bedürf- 
nisse der  betreffenden  Gemeinden  und  Stiftungen  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen  sind. 

NB.  Die  §§  2  und  4,  auf  welche  man  sich  hier  beruft  und 
welche  speziell  für  Kronswälder  festgesetzt  sind,  fordern: 

§  2  —  dass  der  Wirthschaftsplan    die  Nachhaltigkeit   der 
Nutzung  als  obersten  Grundsatz  zu  befolgen  und  auf 
sorgfältige  Ermittelungen  sich  zu  stützen  hat; 
§  4  —  dass  die  Nebennutzungen  keine  die  Holzproduction 
gefährdende  Ausdehnung  erhalten  dürfen. 

Von  Wirthschaftsplänen  kann  nur  bei  denjenigen  Waldungen 
Umgang  genommen  werden,  welche  einer  regelmässigen  Bewirth- 
schaftung nicht  fähig  sind.  Die  Bestimmung  hierüber  steht  der 
Forstpolizeistelle  zu.  *) 

Die  Wirthschaftspläne  sind  auf  Veranlassung  der  Verwal- 
tungen und  auf  Kosten  der  einschlägigen  Gemeinden  und  Stiftungen 
durch  Sachverständige  herzustellen  und  der  Genehmigung  der 
Forstpolizeistelle  zu  unterwerfen. 

Die  Wahl  der  Sachverständigen  geschieht  durch  die  Verwal- 
tungen und  unterliegt  der  Bestätigung  der  Forstpolizeibehörde. 

§  8.  Zur  Ausführung  des  Betriebes  nach  den  Wirthschafts- 
plänen haben  die  Gemeinden  und  Stiftungen  entweder  eigene  Förster 
aufzustellen  oder  dieselbe  einem  benachbarten  Sachverständigen 
zu  übertragen.  Die  Einen  wie  die  Anderen  müssen  die  erforder- 
liche Befähigung  in  der  Konkursprüfung  für  den  Staatsforstdienst 
nachgewiesen  haben. 

§  9.  Die  Gemeinden  und  Stiftungen  können  auch  mit  der 
Königl.  Staatsforstverwaltung  wegen  Uebemahme  der  Betriebsaus- 


*)  Die  Sorge  um  die  Entwickelang  der  Waldwirthschaft  in  Wäldern,  die 
nicht  der  Krone  gehören,  Ist  in  Bayern  dem  Ministerium  des  Innern  auferlegt, 
welches  durch  die  Provinzial-Regierungen  wirkt,  nämlich  durch  die  Regie- 
rungskammem  des  Innern,  welche  im  Gesetz  von  1852  Forstpolizeistelle 
genannt  werden,  und  in  minderer  Instanz  durch  die  Distriktspolizeibehörden, 
welche  im  erwähnten  Gesetz  Forstpolizeibehörden  genannt  werden. 
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führong  durch  das  Forstamt  gegen  verbältnissmässigen  Besol- 
dxmgsbeitrag  übereinkommen,  sowie  sioh  mehrere  Gemeinden  und 
Stiftungen  zur  AufsteUung  eines  gemeinschaftlichen  Försters  ver- 
einigen können. 

§  10.  Auch  für  die  Handhabung  des  Forstschutzes  haben  die 
Gemeinden  und  Stiftungen  zu  sorgen  und  das  erforderliche  Schutz- 
personal aufzustellen. 

§  11.  Bei  kleineren  Waldungen  von  geringerem  Ertrage  und 
bei  Waldungen,  welche  einer  regelmässigen,  auf  Wirthschaftspläne 
gegründeten  Bewirthschaftung  nicht  fähig  sind,  kann  mit  Genehmi- 
gung der  Forstpolizeistelle  die  Betriebsausführung  mit  dem  Forst- 
schütze  vereinigt  werden. 

§  13.  Die  Wahl  der  Förster  und  Sachverständigen  (§  8) 
unterliegt  der  Bestätigung  der  Forstpolizeistelle,  jene  des  Schutz- 
personales der  Bestätigung  der  Forstpolizeibehörde. 

Unterlassen  die  Gemeinden  und  Stiftungen  das  nöthige  Forst- 
betriebs- und  Schutzpersonal  zu  wählen,  so  sind  sie  hierzu  im 
ersteren  Falle  durch  die  ForstpolizeisteUe,  im  letzteren  durch  die 
Forstpolizeibehörde  unter  Aussetzung  einer  zweimonatlichen  Frist 
aufzufordern,  nach  derem  fruchtlosen  Ablaufe  die  Besetzung  im 
ersteren  Falle  durch  die  Forstpolizeistelle,  im  letzteren  von  der 
Forstpolizeibehörde  vollzogen  wird. 

Diese  Folge  der  Fristversäumung  ist  in  der  Aufforderung 
ausdrücklich  zu  erwähnen. 

§  14.  Die  der  Staatsregierung  nach  §  6  zustehende  Oberauf- 
sicht wird  zunächst  von  den  Königl.  Forstämtem  ausgeübt. 

Diese  Behörden  sind  verbunden  und  ermächtigt,  den  Ge- 
meinde- und  Stiftsverwaltungen  über  ihren  Forstbetrieb  Erinne- 
rungen zu  machen,  und  wenn  sie  nicht  befolgt  werden,  der 
vorgesetzten  Forstpolizei-Behörde  oder  Stelle  darüber  Anzeige  zu 
erstatten  —  in  dringenden  Fällen  provisorische  Verfügungen 
selbst  zu  treffen. 

§  15.  Die  Kosten  der  Ausführung  des  Betriebes  und  der 
Handhabung  des  Forstschutzes  werden  von  den  Gemeinden  und 
Stiftungen  getragen. 

Die  durch  die  Ausübung  der  der  Staatsregierung  zustehenden 
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Oberaufsicht  erwachsenden  Kosten  sind  aus  Staatsmitt^  zu 
bestreiten. 

§  19.  Die  Priyatwaldbesitzer  sind  hinsichtlich  der  Benutzung 
ihrer  Waldungen  an  die  forstpolizeilichen  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  gebunden. 

§  20.  Zur  Vertheilung  gemeinschaftlicher  Privatwaldungen  auf 
gesondertes  Eigenthum  mit  dem  Zwecke  der  fortzusetzenden  Forst- 
benutzung ist  die  Zustimmung  der  Forstpolizeistelle  erforderlich. 

Diese  Zustimmung  darf  nicht  verweigert  werden,  wenn  die 
einzelnen  Theile  auch  noch  nach  der  Vertheilung  einer  regel- 
mässigen Bewirtschaftung  f^hig  bleiben. 

§  35.    Gänzliche  oder  theilweise  Rodungen  sind  erlaubt,  wenn 

1)  die  auszurodende  Fläche   zu   einer   besseren   Benützung, 

insbesondere  ftlr  Feld-,  Garten-,  Wein-  oder  Wiesenbau 
unzweifelhaft  geeignet, 

2)  das  Fortbestehn   des  Waldes   nicht   zum   Schutze   gegen 

Naturereignisse  nothwendig  ist,  und 

3)  die  Forstberechtigten  in  die  Rodung  eingewilligt  haben. 
§  36.    Schutzwaldungen,    deren  Rodungen  nach  §  35  pag.  2 

unzulässig  ist,  sind  die  Waldungen: 

1)  auf  Bergkuppen  und  Höhenzügen,  an  steilen  Bergwänden, 

Gehängen  und  sogenannten  Seiten; 

2)  auf  SteingeröUe    des   Hochgebirges,    auf  Hochlagen    der 

Alpen  und  in  allen  Oertlichkeiten,  wo  die  Bewaldung 
zur  Verhütung  von  Bergstürzen  und  Lawinen  dient, 
oder  wo  durch  Entfernung  des  Waldes  den  Sturmwinden 
Eingang  verschafft  würde; 

3)  in  Ortslagen,    wo  von   dem   Bestocken    des  Waldes    die 

Verhütung  von  Sandschollen  oder  die  Erhaltung  der 
Quellen  oder  Flussufer  abhängig  ist. 
§  37.  Das  Vorhaben  der  Rodung  ist  dem  Forstamte  anzu- 
zeigen, welches  von  dem  Sachverhalte  sogleich  Kenntniss  zu 
nehmen  und  den  Befund,  unter  Beifügung  des  geeigneten  Antrages, 
an  die  Forstpolizeibehörde  zur  weiteren  Behandlung  und  Beschluss- 
fassung zu  übersenden  hat. 

§  38.    Wer  eine  Waldung  ausgerodet  hat,  ist  verpflichtet,  den 
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gerodeten  Boden  der  im  §  35  pag.  1  erwähnten  Benutzung  zu- 
zuwenden. 

Zur  Ausführung  der  hiernach  erforderlichen  Kulturen  hat  die 
Forstpolizeibehörde  sogleich  bei  Genehmigung  der  Rodung  eine 
angemessene  Frist  zu  bestimmen. 

§  39.  Hinsichtlich  der  Rodung  von  Gemeinde-,  Stiftungs-  und 
solchen  Körperschaftswaldungen,  welche  nicht  Privatwaldungen 
sind,  finden  ausser  den  Vorschriften  der  §§  35  bis  38  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  die  einschlägigen  besonderen  Gesetze  Anwen- 
dung. 

§  40.  In  Schutzwaldungen  (§  36)  ist  der  kahle  Abtrieb  ver- 
boten. 

§  41.  Die  der  Holzzucht  zugewendeten  Grundstücke  müssen 
stets  in  Holzbestand  erhalten  und  dürfen  nicht  abgeschwendet 
werden. 

Unter  Abschwendung  soll  jede  den  Wald  ganz  oder  auf  einem 
Theile  seiner  Fläche  verwüstende,  sein  Fortbestehen  unmittelbar 
gefährdende  Handlung  verstanden  werden. 

§  42.  Waldblössen,  welche  nach  der  Verkündigung  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  entstehen  und  kulturfähig  sind,  müssen  auf- 
geforstet, und  wo  nach  erfolgtem  Holzschlage  die  natürliche 
Wiederbestockung  unvollständig  bleibt,  muss  nachgeholfen  werden. 

Zur  Ausführung  dieser  Kulturen  ist  von  der  Forstpolizei- 
behörde eine  angemessene  Frist  bestimmt,  nach  derem  fruchtlosen 
Ablaufe  das  Amtsgericht  neben  der  verwirkten  Strafe  zu  ver- 
ordnen hat,  dass  die  Ausführung  der  Kulturen  auf  Kosten  der 
Säumigen  durch  das  Forstamt  bewirkt  werde. 

§  43.  Die  Weide  in  den  Waldungen  darf  nur  unter  der  Auf- 
sicht eines  Hirten  oder  Hüters  ausgeübt  werden. 

Junghölzer,  Schläge  und  Holzanflüge  sind  mit  dem  Eintreiben 
von  Weidevieh  insolange  zu  verschonen,  bis  die  Beweidung  ohne 
Schaden  für  den  Nachwuchs  geschehen  kann. 

Bei  Fehmel-  (plänterweisem)  Waldbetriebe  ist  von  der  Forst- 
polizeibehörde die  höchste  Zahl  des  einzutreibenden  Weideviehes 
zu  bestimmen. 
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Die  Weide  nach  Sonnennntergang  und  vor  Sonnenaufgang 
(Nachtweide)  ist  verboten. 

§  46.  Zeigen  sich  Sparen  schädlicher  Insekten,  so  sind  die 
Vertilgungs-  und  Sicherheitsmassregeln,  welche  die  Forstpolizei- 
behörde auf  Antrag  des  Forstamtes  anzuordnen  hat,  unweigerlich 
zu  befolgen. 

Beschwerden  gegen  solche  Anordnungen  bewirken  keinen 
Aufschub. 

Werden  dieselben  nicht  ungesäumt  vollzogen,  so  hat  die 
Forstpolizeibehörde  zu  verfügen,  dass  die  Ausführung  auf  Kosten 
der  Säumigen  durch  das  Forstamt  bewirkt  werde. 

§  75  (74).  Wer  eine  Rodung  oder  eine  Erweiterung  von 
Alpen- Aengem  oder  Lichtungen  ohne  forstpolizeiliche  Bewilligung 
unternimmt,  wer  dem  Verbote  des  kahlen  Abtriebes  in  Schutz- 
waldungen oder  dem  Verbote  der  Abschwendung  zuwider  handelt 
wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  welche  nicht  unter  einem  Vier- 
theile des  Werthes  und  nicht  über  den  vollen  Werth  des  vor- 
schriftswidrig gefällten  Holzes  betragen  darf. 

§  76  (75).  Wer  die  im  §  38  angeordneten  Kulturen  innerhalb 
der  von  der  Forstpolizeibehörde  bestimmten  Frist  auszuführen 
unterlässt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von  neun  bis  Hundert- 
achtzig Mark. 

§  77  (76).  Wer  es  unterlässt,  innerhalb  der  von  der  Forst- 
polizeibehörde vorgesetzten  Frist  die  kultur&higen  Wald  blossen 
aufzuforsten,  oder  da,  wo  nach  erfolgtem  Holzschlage  die  natür- 
liche Wiederbestockung  unvollständig  bleibt,  nachzuhelfen,  ebenso, 
wer  den  auf  §  46  gestützten  Anordnungen  der  Forstpolizeibehörde 
über  die  Vertilgungs-  und  Sicherheitsmassregeln  gegen  schädliche 
Insekten  nicht  Folge  leistet,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  einer 
Mark  achtzig  Pfennig  bis  neunzig  Mark  bestraft.  Einer  Strafe 
von  neunzig  Pfennig  bis  fünfundvierzig  Mark  unterliegt  derjenige, 
welcher  den  Vorschriften  der  §§43,  44  pag.  1  und  2,  dann  §  45 
oder  den  darauf  gestützten  Anordnungen  der  Forstpolizeibehörde 
über  die  Weide,  über  das  Ausmachen  oder  Auslöschen  von  Feuer 
oder  über  das  Holzverkohlen  zuwiderhandelt 
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§  78  (77).  In  den  Fällen  der  unerlaubten  Rodung  oder  Er- 
weiterung von  Alpen-Aengern  und  Lichtungen  —  der  Abschwen- 
dung, sodann  des  kahlen  Abtriebes  in  Schutzwaldungen;  kann 
von  dem  Amtsgerichte  das  weitere  verbotwidrige  Verfahren  sofort 
eingestellt  und  die  Leistung  einer  zureichenden  Sicherheit  auf- 
getragen werden. 

Ausserdem  kann  das  Amtsgericht  verfügen ,  dass  von  der 
Forstpolizeibehörde  für  die  Erhaltung  und  beziehungsweise  Wieder- 
herstellung des  Waldes  auf  Kosten  des  Betheiligten  Fürsorge  ge- 
troffen werde. 


IT.  Ans  dem  Brannschweigiselien  Forstgesetz  (27.  April  1854). 

Von  den  Waldungen  der  Privaten. 

§  87.    Den  Privatwaldbesitzern  steht  die  freie  Benutzung  und 
Bewirthschaftung  ihrer  Waldungen  zu. 

§  88.    Die  Privatwaldbesitzer  sind  jedoch   an   die   folgenden 
Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gebunden. 

§  27.  Das  Hauen,  Verarbeiten  und  Abführen  von  Waldpro- 
dukten darf  nicht  zur  Nachtzeit  geschehen. 

§  29.  Kein  Theil  des  Waldes  darf  üde  gelassen  werden,  alle 
unnöthigen  Pfade,  Wege  und  Triften  sollen  eingehen 
und  der  Boden  zu  Wald  angelegt  werden. 

§  30.  Die  Vorschriften:  a.  über  die  Aufarbeitung  des  Holzes, 
und  b.  über  die  Berechnung  der  festen  Holzmasse  der 
verschiedenen  Sortimente  sind  durch  Verordnung  zu 
erlassen.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  sind 
für  alle  Waldbesitzer  verbindlich,  für  die  Privat- 
Waldbesitzer  jedoch  nur  nach  Massgabe  des  §  88. 

§  31.  Jeder  Wald  muss  innerhalb  fünf  Jahren,  von  Verkün- 
digung dieses  Gesetzes  an,  mit  bleibenden  Grenz- 
marken versehen,  vermessen,  seinen  Grenzen  nach 
beschrieben  und  zum  Zwecke  der  nachhaltigen  Be- 
wirthschaftung im  Naturalertrag  summarisch  ange- 
schlagen werden,  mit  der  im  §  88  bestimmten  Aus- 
nahme. 

30 
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Von  den  Urkunden  über  die  Vermessung,  Grenz- 
beschreibung und  Abschätzung  sowie  von  den  Plänen 
werden  in  allen  Fällen  auf  Kosten  der  Forstgerichts- 
barkeitskasse Kopien  bei  der  betreffenden  Bezirks- 
forstei  (dem  betreffenden  Forstamte)  niedergelegt. 

Die  neue  Vermessung  unterbleibt,  wenn  eine  solche 
bei  einem  Walde,  beziehungsweise  bei  einem  Theile 
desselben,  bereits  geschah,  darüber  ein  glaubwürdiger 
Plan  vorhanden  ist  und  eine  Reduktion  des  dabei  zu 
Grunde  gelegten  Masses  in  das  neue  gesetzliche  ge- 
schehen kann. 

Sollte  ein  Waldeigenthümer  aus  erheblichen  Grün- 
den die  Vermessung,  Beschreibung  oder  Abschätzung 
seines  Waldes  binnen  der  festgesetzten  fünf  Jahre 
nicht  vollziehen  können,  so  wird  auf  Angabe  dieser 
Gründe  und  nach  Befund  derselben  die  Staats-Forst- 
behörde  (Domänen-Direktion)  hierzu  eine  weitere  an- 
gemessene Frist  bestimmen. 

§  34.  Vor  Sonnenaufgang  und  nach  Sonnenuntergang  wird 
das  Weidevieh  in  Waldungen  nicht  geduldet. 

Die  Nachtweide  ist  nur  dann  zulässig,  wo  der 
Entfernung  wegen  das  Vieh  Tag  und  Nacht  im  Walde 
zu  bleiben  genöthigt  ist. 

§  57 — 67.  Der  Waldbesitzer  ist  gebunden,  alle  vom  Gesetz 
bestimmten  Vorschriften  über  Abwendung  von  Wald- 
bränden einzuhalten. 

§  69.  Wenn  schädliche  Insekten  die  Forst  anfaUen,  so  hat 
die  Forstbehörde  (Bezirksforstei)  unvorzüglich  die  zur 
Vertilgung  derselben  nöthigen  Massregeln  einzuleiten. 
Müssen  in  besonderen  Fällen  die  angegriffenen 
Stämme  selbst  gefällt  werden,  so  sind  sie  unvorzüg- 
lich entweder  aus  dem  Walde  zu  schaffen,  oder  die 
Rinde  ist  davon  zu  trennen  und  gleich  jener,  welche 
von  den  Stöcken  abgelöst  werden  muss,  nebst  dem 
nach  Absonderung  des  Well-  oder  Prügelholzes  übrig 
bleibenden  kleinen  Reisig  und  nebst  dem  unter  den 


—    467     — 

gehauenen   Stämmen    zusammengerechten    Moose    im 
Walde  zu  verbrennen. 
§  70.    Der  Fang   der  Meisen   und   anderer  Waldvögel,   mit 
Ausnahme  der  zur  Jagd  gehörigen  und  der  Raubvögel, 
sowie  das  Ausnehmen  oder  Zerstören  der  Nester  der- 
selben ist  verboten. 
§  71.    Von  vorstehenden  polizeilichen  Vorschriften  können  die 
Staats -Verwaltungsstellen   (Bezirksamt)  nach  Verneh- 
mung der  Forstbehörden  (Bezirksforstei)  und  voraus- 
gesetzt, dass  der  Waldeigenthümer  nicht  widerspreche, 
in  den  FäUen  dispensiren,  in  welchen  eine  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel  nach  besonderen  Umständen 
im  Interesse  der  Waldkultur  oder  des  Waldeigenthü- 
mers,  oder  der  Landwirthschaft,  oder  der  Gewerbe, 
dringend  geboten  sind. 
§  89.    Die  Ausstockung  (Ausrodung)  eines  Waldes  ohne  Er- 
laubniss   der   zuständigen  Behörde,   so  die  Zerstörung  oder  Ge- 
fährdung eines  Waldes  durch  ordnungswidrige  Bewirthschaftung 
sind  untersagt. 

Zur  Ausstockung  eines  Waldes  oder  eines  Theiles  desselben 
ist  die  Genehmigung  der  Staats -Forstbehörde  (Domänendirection) 
erforderlich.  Die  ausgestockte  Fläche  muss  innerhalb  der  bei  Er- 
theilung  der  Genehmigung  zu  bestimmenden  Frist  in  landwirthschaft- 
liches  Geländ  umgewandelt  werden. 

Zu  einem  Kahlhiebe  oder  einem  anderen  in  seinen  Folgen 
ähnlichen  Hiebe  ist  die  Erlaubniss  der  Forstbehörde  (Bezirksforstei) 
einzuholen,  welche  nicht  verweigert  werden  soll,  wenn  der  künstliche 
Wiederanbau  der  Waldfläche  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
zulässig  erscheint,  und  wenn  der  Waldbesitzer  für  die  Ausführung 
der  Kulturen  die  nöthige  Sicherheit  bietet. 

§  90.  Wenn  eine  Waldausstockung,  oder  ein  Kahl-  oder  ein 
in  seinen  Folgen  ähnlicher  Hieb  ohne  Erlaubniss  vorgenommen 
wird,  oder  wenn  die  Bewirthschaftung  eines  Waldes  dessen  Zer- 
störung befürchten  lässt,  insbesondere  wenn  derselbe  auf  eine  Weise 
abgetrieben  wird,  dass  die  sofortige  Wiedererziehung  eines  jungen 

Waldes  durch  natürlichen  Samenabfall  oder  durch  Stockausschlag 
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nicht  erwartet  werden  kann,  oder  wenn  die  Foretnebenbenutzongen 
beharrlich  auf  eine  Art  ausgeübt  werden,  dass  eine  Waldzerstörung 
zu  besorgen  ist,  so  hat  die  Forstbehörde  ein  solches  Verfahren 
sofort  einzustellen,  wobei  die  mit  Handhabung  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Sicherheit  beauftragten  Personen  und  Behörden 
dieselbe  wirksam  zu  unterstützen  haben. 

Zugleich  hat  die  Forstbehörde  (Bezirksforstei)  dem  Bezirksamt 
Anzeige  zu  machen,  welches  auf  Antrag  derselben  gegen  den 
Waldbesitzer  entweder  eine  Geldstrafe  (§  178,  Absatz  2)  und 
zugleich  die  Stellung  des  Waldes  desselben  unter  Beförsterung 
(§  90  b)  oder  eine  Geldstrafe  mit  Androhung  der  Stellung  unter 
Beförsterung  oder  blos  Stellung  unter  Beförsterung  zu  erkennen  hat. 

§  90  a.  Alle  kulturfähigen  Waldflächen,  welche  sich  beim 
Erscheinen  dieses  Gesetzes  und  künftig  in  einem  Zustande  befinden, 
der  die  Vornahme  von  Kulturen  erfordert,  um  eine  vollständige 
Bestockung  herbeizuführen,  so  wie  die  ausgestockten,  aber  inner- 
halb der  bestimmten  Frist  nicht  in  landwirthschaftliches  Geländ 
umgewandelten  Flächen  müssen  durch  Kulturen  wieder  in  Wald- 
bestand gebracht  werden. 

Die  Forstbehörde  (Bezirksforstei)  hat  die  Waldeigenthümer 
zur  Vornahme  der  ihnen  mit  Rücksicht  auf  die  Oertlichkeit  und 
sonstige  Zweckmässigkeit  vorzuschlagenden  Kultur  zu  veranlassen. 
Schreiten  dieselben  in  der  dafür  zu  bestimmenden  angemessenen 
Frist  nicht  zum  Vollzuge,  so  hat  die  Forstbehörde  (Bezirksforstei) 
unter  Mittheilung  des  Kulturplanes  und  des  Kostenüberschlages 
diesen  bei  dem  Bezirksamte  zu  erwirken,  welches  die  betreffenden 
Waldeigenthümer  zur  Vornahme  der  erforderlichen  Kulturen  in 
der  dafür  zu  bestimmenden  Frist  auffordert. 

Kommt  der  Waldbesitzer  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so 
hat  das  Bezirksamt  auf  Antrag  der  Forstbehörde  gegen  denselben 
entweder  eine  Geldstrafe  (§  178,  Absatz  3)  und  zugleich  die  Stel- 
lung des  Waldes  desselben  unter  Beförsterung  oder  eine  Geldstrafe 
mit  Androhung  dieser  Massregel  oder  blos  diese  letztere  zu  erkennen 
und  zugleich  den  Vollzug  der  Kultm^en  auf  Kosten  des  Waldbesitzers 
unter  Leitung  der  Forstbehörde  zu  verfügen. 

Werden  die  desfallsigen  Kosten  nicht  sofort  vom  Waldbesitzer 
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hinterlegt,  so  werden  sie  vorschussweise  von  der  Staatskasse 
bezahlt.  Im  Falle  dieses  Vorschusses  wird  der  betreffende  Wald 
jedenfalls  sofort  unter  Beförsterung  gestellt. 

Dieser  Vorschuss  wird  der  Staatskasse  vom  Tage  der  Zahlung 
an  mit  drei  und  ein  halb  Procent  verzinst,  und  kann  von  dieser 
erst  nach  fünf  Jahren  zur  Rückzahlung  gekündigt  werden.  Nach 
Umfluss  dieser  fünf.  Jahre  werden  dem  Waldeigenthttmer  auf 
Verlangen  je  nach  der  Grösse  der  Ersatzsumme  überdies  angemes- 
sene Zahlungstermine  zugestanden.  Die  Staatskasse  hat  für  ihre 
einem  liquiden  Ansprüche  gleichzuachtende  Forderung,  wie  bei 
Zehnt-,  Zins-,  Gült-  und  Lehen -Ablösungskapitalien  ein,  keiner 
Eintragung    bedürfendes    Vorzugsrecht    auf   das    Waldstück    des 

Schuldners. 

§  90  b.  Wird  ein  Waldbesitzer  wegen  unerlaubter  Ausstockung 
oder  Abholzung,  oder  wegen  ordnungswidriger  Behandlung  seines 
Waldes  oder  eines  Theiles  desselben  (§  90)  oder  wegen  Unterlas- 
sung der  ihm  aufgetragenen  Kulturen  (§  90  a)  unter  Beförsterung 
gestellt,  so  ist  zugleich  die  Dauer  dieser  Massregel,  welche  nicht 
weniger  als  zehn  Jahre  betragen  darf,  im  Erkenntnisse  auszu- 
sprechen. 

Für  den  betreflFenden  Wald  gelten  mit  den  in  der  Natur  der 
Sache  liegenden  Abweichungen  die  gleichen  Bestimmungen  wie  für 
die  Waldungen  der  Gemeinden  und  Körperschaften.  Der  Wald- 
besitzer hat  insbesondere  dieselbe  Zusatzsteuer  (§  6)  wie  diese  zu 
bezahlen. 

Kommt  der  Wald  während  der  Dauer  der  Beförsterung  an 
einen  neuen,  dieser  Massregel  nicht  selbst  unterstellten  Besitzer, 
so  kann  auf  dessen  Antrag  nach  Anhörung  der  Forstbehörde 
(Bezirksforstei)  der  fernere  Vollzug  des  Erkenntnisses  diesem  gegen- 
über eingestellt  werden. 

§  93.  Waldungen,  an  welchen  den  Privaten  gemeinschaftlich 
mit  dem  Staat,  einer  Gemeinde  oder  Körperschaft  nur  ein,  nach 
dem  L.R.  S.  577  b.  g.  der  Theilung  unterworfenes  Mit-Eigenthums- 
recht  zusteht,  werden  in  jeder  Beziehung  nach  den  Vorschriften 
der  Forstpolizei  behandelt,  und  von  den  Forstbehörden  bewirth- 
schaftet. 
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Von  Wäldern  der  Gemeinden  und  Körperschaften. 

§  1.  Die  von  Gemeinden  oder  Körperschaften  ernannten 
Forstbeamten  sind  den  vom  Staate  aufgestellten  Oberbehörden  in 
Forstsachen  untergeordnet. 

§  2.  Die  Anstellung  der  Forstbeamten  der  Gemeinden  oder 
Körperschaften  bedarf  der  Staatsgenehmigung. 

Alle  Forstbeamte  sind  vor  ihrem  Dienstantritte  von  der  Staats- 
behörde zu  vereidigen. 

§  6.  Die  Gemeinden  und  Körperschaften  zahlen,  wenn  die 
unmittelbare  Befirstung  (Bewirthschaftung)  ihrer  Waldungen  durch 
Staats- y  Standes-  oder  grundherrliche  Organe  besorgt  wird,  eine 
durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz  zu  bestimmende  Zusatzsteuer, 
und  nebstdem  an  die  Förster  die  taxordnungsmässigen  Diäten. 

§  73.  Der  jährliche  Wirthschafts-  und  Kulturplan  der  Ge- 
meinde wird  von  dem  Förster  und  dem  Gemeinderath  gemein- 
schaftlich aufgestellt.  Das  Forstamt  hat  ihn  zu  prüfen,  zu  ge- 
nehmigen uud  dessen  Vollzug  zu  verfügen. 

§  84.  Die  von  einer  Gemeinde  beschlossenen  Waldaus- 
stockungen oder  ausserordentlichen  Holzhiebe  dürfen  nur  von  der 
Staats-Forstbehörde  (Domänen -Direktion)  bewilligt  werden. 

§  85.  Die  Waldungen  der  Körperschaften  werden  ebenso» 
wie  jene  des  Staates  und  der  Gemeinden,  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften  der  Forstpolizei  behandelt. 

Von  Kosten  für  üebertretung  forstpolizeilicher 

Vorschriften. 

§  178.  Die  Privat -Waldbesitzer  werden  wegen  Verletzung 
derjenigen  Vorschriften,  an  deren  Beobachtung  sie  nach  §  88  ge- 
bunden sind,  gleich  anderen  üebertretern  bestraft. 

Wer  dagegen  eine  unerlaubte  Waldausstockung  oder  Abholzung 
vornimmt,  oder  durch  ordnungswidrige  Behandlung  seinen  Wald 
zerstört  oder  gefährdet  (§  90),  kann  ausser  der  Stellung  unter 
Beförsterung  (§  90  b)  oder  Bedrohung  mit  derselben  mit  einer 
Geldstrafe  belegt  werden,  welche  jedoch  den  vollen  Werth  des 
vorschriftswidrig  gefällten  Holzes  nicht  übersteigen  darf. 

Wenn  aber  ein   solcher  Holzwerth  sich  nicht  ermitteln  lässt, 


—    471     — 

ferner,  wenn  nach  §  90a  wegen  Unterlassung  der  aufgetragenen 
Kulturen  oder  nach  §  91  auf  den  Antrag  betheiligter  Dritter, 
oder  nach  den  §§  92  und  95  eingeschritten  wird,  können  Geld- 
strafen bis  zu  fünfzig  Thaler  erkannt  werden. 

§  178a.  Auf  Grund  der  §§  176,  Abs.  1,  177  und  178,  Abs.  2 
und  3  erkannte  Geldstrafen  können  im  Falle  der  Unbeibringlich- 
keit  nicht  in  Arbeit  verwandelt  werden.  Für  die  Umwandlung 
derselben  in  Haft  oder  Gefängniss  sind  die  §§  28  und  29  des 
Strafgesetzbuchs  massgebend. 

Vom  Hutpersonale. 

§  179.  Zum  Schutz  des  Waldeigenthums  muss  eine  hinreichende 
Zahl  von  Hütern  oder  Schützen  angestellt  sein.  Nur  volljährige 
Leute  von  gutem  Rufe  können  dazu  gewählt  werden. 

Den  von  Standes-  oder  Grundherren,  sowie  von  Korporationen 
und  Gemeinden  angestellten  Förstern  kann  mit  Genehmigung  der 
Staats-Forstbehörde  (Domänendirektion)  die  Hut  in  den  Waldungen 
ihres  Bezirks  übertragen  werden,  und  da,  wo  sie  dieselbe  bereits 
haben,  verbleibt  sie  denselben,  wenn  von  der  Staats-Forstbehörde 
keine  Einsprache  geschieht. 

§  180.  Die  Wahl  wird  von  den  Waldbesitzem  getroffen  und 
vom  Bezirksamte  nach  Vernehmung   der  Forstbehörde  bestätigt. 

Jeder  Waldhüter  mit  Einschluss  derjenigen,  welche  die  Privaten 
aufstellen  wollen,  erhält  von  der  Forstbehörde  seine  Instruktion, 
und  wird  von  dem  Bezirksamte  vereidet. 

Im  Dienste  muss  er  mit  den  vorgeschriebenen  äusserlichen 
Zeichen  seines  Berufes  versehen  sein. 

§  181.  Der  Gehalt  des  Waldhüters  in  Gemeindewaldungen 
wird  vom  Gemeiuderath  im  Verhältniss  der  Grösse  des  Forstes 
und  der  Schwierigkeit  der  Hut  in  einem  ständigen  Vertrage  fest- 
gesetzt, und  vom  Bezirksamte  mit  Zustimmung  der  Bezirksforstei 
genehmigt;  von  den  übrigen  Waldeigen thümem  aber  in  gleicher 
Weise,  jedoch  nur  mit  Zustimmung  der  Bezirksforstei  festgesetzt. 

Der  Hüter  kann  in  allen  Fällen  die  Zahlung  in  Monatsraten 
verlangen. 

Anzeige-  oder  Pfändungsgebühren  finden  nicht  statt.     Jede 
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Abrede,  wonach  der  Waldhüter  irgend  einen  Theil  der  Strafgelder 
zu  empfangen,  oder  im  Verhältnisse  derselben  einen  besonderen 
Vortheil  zu  ziehen  hätte,  ist  ungiltig. 

§  182.  Verschiedene  Eigenthümer,  Gemeinden,  Körperschaften 
oder  Privaten,  deren  Forstbesitz  nach  seiner  Lage  eine  gemein- 
schaftliche Aufsicht  zulässt,  können  mit  Genehmigung  der  Bezirks- 
forstei  zur  Anstellung  und  Bezahlung  eines  gemeinschaftlichen 
Waldschützen  zusammentreten.  Die  BetrefFniss  eines  Jeden  an 
dem  Gehalt  desselben  muss  ausgeschieden  werden,  auch  muss  der 
Eigenthümer  bestimmt  sein,  aus  dessen  Hand  der  Schütze  den 
Gesammtbetrag  seines  Lohnes  zu  empfangen  hat. 

Hat  sich  ein  Waldeigenthümer  weder  mit  Andern  über  einen 
gemeinschaftlichen  Hüter,  insbesondere  nicht  über  die  Person  und 
den  Gehalt  desselben  vereinigt,  noch  für  sich  selbst  einen  solchen 
innerhalb  der  vom  Bezirksamte  ihm  anzuberaumenden  Frist  ge- 
wählt,  so  wird  auf  den  Vorschlag  der  Forstbehörde  (Bezirksforstei) 
vom  Bezirksamt  der  Waldhüter  eraannt,  und  sein  Gehalt  fest- 
gesetzt. 

§  183.  Die  Forstgerich tsbarkeits-Kasse  bezahlt  die  Hälfte 
aller  Strafen,  welche  wegen  der  in  dem  Hutbezirke  eines  Schützen 
verübten  Frevel  erkannt  wurden  und  wirklich  eingegangen  sind, 
auf  Rechnung  des  Hutgehaltes  an  Denjenigen,  aus  dessen  Hand 
der  Waldhüter  seinen  Gehalt  zu  empfangen  hat. 

Der  hierdurch  nicht  gedeckte  Theil  dieses  Gehaltes  bleibt 
dem  Waldeigenthümer  zur  Last. 

Die  Waldeigenthümer  haben  nur  Anspruch  auf  den  hälftigen 
Betrag  derjenigen  Strafen,  welche  nicht  gegen  sie  selbst,  sondern 
gegen  dritte  Personen,  für  welche  sie  nicht  verhaftet  sind,  erkannt 
wurden. 

§  184.  Der  Waldhüter  in  Gemeindewaldungen  kann  vom 
Bezirksamt  nach  Anhörung  des  Gemeinderaths  und  des  Försters, 
ohne  Angabe  eines  Grundes,  jederzeit  entlassen  werden. 

Die  übrigen  Waldbesitzer  können  ihre  Waldhüter  zu  jeder 
Zeit,  ohne  Angabe  eines  Grundes,  entlassen. 

Die  Bezirksforstei  kann  gleichfalls  die  Entlassung  eines  Wald- 
hüters im  öflFentlichen  Interesse  verlangen.    Dem  Eigenthümer  steht 
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in  einem  solchen  Falle  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des 
Innern  zu. 

Entgegengesetzte  Verträge  finden  nicht  statt. 

§  184  a.  Die  Wahl  des  für  die  Hut  der  Privatwaldungen 
nöthigen  Personals  wird  auf  Antrag  der  Forstbehörde  von  dem 
Gemeinderath  nach  Anhörung  der  Waldbesitzer  getroffen,  und 
vom  Bezirksamt  nach  Vernehmung  der  Forstbehörde  bestätigt. 

Mit  Genehmigung  der  Letzteren  kann  diese  Hut  dem  Gemeinde- 
wald- oder  Feldhüter  übertragen  werden. 

Die  Festsetzung  des  Gehalts  und  die  Entlassung  geschieht 
wie  beim  Gemeindewald-Hüter. 

Der  Gehalt  wird  aus  der  Gemeindekasse  vorschussweise  bezahlt 
und  derselben  von  den  Waldbesitzem  nach  Verhältniss  der  Grösse 
ihres  Waldes  ersetzt. 

Auf  Standesherren,  auf  Grundherren  sowie  auf  Besitzer 
grösserer  Privatwaldungen  findet,  so  lange  sie  ihre  Waldungen 
forstordnungsmässig  behandeln,  der  gegenwärtige  Artikel  keine 
Anwendung;  für  diese  bleiben  die  Vorschriften  des  Forstgesetzes 
über  Bestellung,  Belohnung  und  Entlassung  der  Waldhüter  in  Kraft. 

Vollzugsverordnung  vom  30.  Januar  1855  zum  Gesetz 
vom  27.  April  1854  über  die  Privatwaldungen. 

§  1.  Die  Privat-Waldbesitzer  sind  kraft  der  ihnen  nach  §  87 
des  Gesetzes  zustehenden  freien  Benutzung  ihrer  Waldungen  nur 
zu  einer  forstwirthschaftlichen,  d.  h.  nur  zu  einer  solchen 
Behandlung  ihrer  Waldungen  verpflichtet,  bei  welcher  die  volle 
Bestockung  und  Bodenkraft  der  letzteren  erhalten  und  die  hau- 
baren Bestände  bei  ihrem  Abtriebe  durch  vollkommene  junge 
wieder  ersetzt  werden  (§  89  bis  90  a). 

Sie  können  aber  zu  keiner  nachhaltigen  Waldwirthschaft 
angehalten  werden;  demnach  ist  denselben  überlassen,  in  einem 
Jahre  eine  grössere,  in  einem  andern  eine  geringere  Holzmasse, 
als  der  jährliche  Zuwachs  beträgt,  zu  nutzen,  oder  auch  auf  Jahre 
starker  Nutzung  wieder  eine  Reihe  von  Jahren  ohne  Nutzung 
folgen  zu  lassen. 

Die   Domänendirektion   ist    ausserdem    ermächtigt,    kleinere 
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Gelände^  welche  zwar  mit  Holz  bewachsen  sind,  aber  nicht  mit 
grösseren  Waldungen  zusammenhängen,  sowie  solche  Grundstücke, 
welche  vorher  nicht  die  Eigenschaft  von  Waldungen  hatten,  nun- 
mehr aber  der  Holzzucht  gewidmet  sind,  oder  noch  gewidmet 
werden,  auf  Ansuchen  der  Besitzer  oder  auch  Amts  wegen  auf 
Antrag  der  Bezirksforstei  von  jeder  weitem  forstpolizeilichen  Auf- 
sicht, der  die  Privatwaldungen  noch  unterworfen  sind  (§  89 — 90  a 
und  Art.  3  des  Gesetzes)  so  lange  frei  zu  lassen,  als  das  Holz- 
erzeugniss  auf  denselben  für  den  Holzbedarf  oder  die  klimatischen 
Verhältnisse  der  Umgegend  völlig  unerheblich  ist. 

§  4.  Wer  seinen  Wald  ganz  oder  zum  Theil  ausstocken  (aus- 
roden)  will,  hat  sein  dessfallsiges  Gesuch  bei  der  Bezirksforstei 
einzureichen  und  in  demselben  auch  den  Zeitpunkt  anzugeben, 
bis  zu  welchem  er  die  Umwandlung  der  Ausstockungsfiäche  in 
landwirthschaftliches  Gelände  bewirkt  zu  haben  verspricht. 

Die  Bezirksforstei  hat  Lokaleinsicht  zu  nehmen,  die  an  die 
Ausstockungsfläche  angrenzenden  Waldbesitzer  darüber  za  ver- 
nehmen, ob  sie  gegen  die  Ausstockung  Einwendungen  zu  machen 
haben  oder  nicht;  sie  hat  zu  ermitteln,  ob  das  Grundstück  zur 
landwirthschaftlichen  Benutzung  sich  eignet  oder  nicht,  sodann, 
unter  Anschluss  einer  erläuternden  Handzeichnung,  Vorlage  an 
die  Domänendirektion  zu  machen  und  das  Gesuch  zu  begutachten. 
Neben  einem  bestimmten  Antrage  in  der  Hauptfrage  muss  der 
Bezirksforsteibericht  auch  einen  Antrag  wegen  der  zur  Umwand- 
lung in  landwirthschaftliches  Geländ  zu  ertheilenden  Frist  enthalten. 

Ueber  das  Gesuch  hat  sodann  die  Domfinendirektion  zu  ent- 
scheiden. Sie  bestimmt,  im  Falle  der  Gewährung,  zugleich  auch 
die  eben  erwähnte  Umwandlungsfrist. 

§  5.  Wenn  ein  Waldbesitzer  die  Absicht  hat,  in  seinem  Wald 
einen  Kahlhieb  oder  einen  in  seinen  Folgen  ähnlichen  Hieb  vor- 
zunehmen, so  hat  er  bei  der  Bezirksforstei  um  die  Erlaubniss 
hierzu  nachzusuchen  und  sich  in  seinem  Gesuche  zugleich  aus- 
drücklich dafür  verbindlich  zu  machen,  die  zur  Wiedererziehung 
eines  jungen  Waldes  erforderlichen  Kulturen  nach  Anleitung  der 
Bezirksforstei,  sowohl  was  die  Zeit  als  die  Art  der  Ausführung 
betrifft,  unweigerlich  und  mit  aller  Sorgfalt  vorzunehmen.' 
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Wo  die  örtlichen  Verhältnisse  von  einer  solchen  Verjüngungs- 
art einen  günstigen  Erfolg  erwarten  lassen ,  wird  die  Bezirksforstei 
die  nachgesuchte  Erlaubniss  ertheilen,  im  entgegengesetzten  Falle 
aber  verweigern. 

Im  Falle  der  Gewährung  hat  dieselbe  zugleich  vorzuschreiben, 
wie  und  bis  wann  die  abgeholzte  Fläche  wieder  in  Bestand  zu 
bringen  ist. 

Wenn  die  Bezirksforstei  es  für  nothwendig  hält,  ist  sie  er- 
mächtigt, vor  Ertheilung  der  Erlaubniss,  zur  Sicherung  des  Kul- 
turvollzugs  eine  gute  Bürgschaft  oder  die  Hinterlegung  einer  be- 
stimmten Geldsumme  bei  der  Forstkasse  zu  verlangen. 

§  6.  Sollte  ein  Waldbesitzer  eine  Waldausstockung  oder  einen 
Kahlhieb  oder  einen  in  seinen  Folgen  ähnlichen  Hieb  vornehmen, 
ohne  zuvor  die  erforderliche  Erlaubniss  dazu  eingeholt  und  erlangt 
zu  haben,  oder  sollte  derselbe  seinen  Wald  auf  eine  Art  behan- 
deln, dass  dieselbe,  namentlich  z.  B.  die  Hiebsführung  oder  die 
Aufbereitung  und  Abfuhr  des  Holzes  oder  die  Gewinnung  der 
Nebennutzungen  —  dessen  Zerstörung  oder  Gefährdung  befürchten 
lässt,  so  hat  die  Bezirksforstei  demselben  dieses  Verfahren  mittelst 
schriftlicher  Weisung,  welche  ihm  durch  den  Bürgermeister  ur- 
kundlich zu  eröffnen  ist,  sofort  zu  untersagen. 

Zugleich  hat  dieselbe  dem  Bürgermeister  aufzugeben,  falls 
der  Waldeigenthümer  dieser  Weisung  nicht  alsbald  Folge  leistet, 
in  Gemässheit  des  §  90  des  Gesetzes  —  nöthigenfalls  unter  Auf- 
bietung der  erforderlichen  Polizeimannschaft  oder  Anrufung  amt- 
licher Hilfe  —  gegen  denselben  einzuschreiten  und  ihn  an  der 
Fortsetzung  der  ihm  untersagten  waldverderblichen  Handlung  zu 
verhindern. 

Vom  Erfolg  des  Verbots  hat  das  Bürgermeisteramt  die  Be- 
zirksforstei zu  benachrichtigen.  Gleichzeitig  hat  die  Bezirksforstei 
dem  Bezirksamte  von  der  strafbaren  Handlung  des  Waldeigen- 
thümers  Anzeige  zu  machen  und  je  nach  der  Sachlage  zu  be- 
antragen : 

ob  neben  einer  nach  §  178  Absatz  2  (Art.  3)  des  Gesetzes 
gegen  den  Waldeigenthümer  zu  erkennenden  Geldstrafe  zugleich 
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die  Stellung  des  Waldes  desselben  unter  Beförsterung,   und  auf 
wie  lange; 

oder  ob  neben  einer  Geldstrafe  die  Stellung  unter  Beförste- 
rung für  einen  künftigen  ähnlichen  Fall  nur  angedroht; 

oder  ob,  ohne  eine  Geldstrafe,  nur  die  Stellung  unter  Be- 
försterung, und  auf  wie  lange  —  ausgesprochen  werden  soll. 

Das  Bezirksamt  hat  hierauf  nach  gepflogener  Untersuchung 
das  entsprechende  Erkenntniss  zu  erlassen. 

Gegen  dieses  steht  sowohl  der  Forstbehörde  als  dem  Wald- 
besitzer der  Rekurs  zu.  (Die  Kreisregierung  hat  jedoch  vor  ihrer 
Entscheidung  sich  mit  der  Direktion  der  Forste  zu  benehmen). 

§  7.  Vor  Allem  muss  Sorge  getragen  werden,  dass  allent- 
halben der  erforderliche  Pflanzenbedarf  für  die  in  den  Privat- 
waldungen vorzunehmenden  Kulturen  erzogen  wird.  Die  Bezirks- 
forsteien  haben  sich  daher  vorzugsweise  zu  bemühen,  die  Erziehung 
dieser  Pflanzen  in  den  Privatwaldungen  selbst  herbeizuführen,  wo 
dieses  aber  nicht  in  hinreichendem  Masse  gelingen  sollte,  deren 
Erziehung  in  den  Saatschulen  der  Gemeinden  zu  bewirken. 

Sollten  diese  Mittel  in  einem  oder  dem  andern  Forstbezirke 
nicht  ausreichen,  so  hat  die  Bezirksforstei  am  Schlüsse  des  Jahres 
Bericht  an  die  Domänendirektion  zu  erstatten  und  unter  Angabe 
dessen,  was  von  Seite  der  Privaten  und  Gemeinden  für  die  Er- 
ziehung von  Pflanzen  geschehen  ist  und  geschehen  wird,  ausführ- 
lich nachzuweisen,  was  in  dieser  Beziehung  im  nächsten  Jahr 
noch  weiter  gesehen  sollte  und  welcher  Kostenaufwand  hierfür 
erforderlich  wäre. 

So  weit  die  Direktion  dieses  für  nothwendig  hält,  wird  die- 
selbe die  Erth eilung  eines  Kredits  veranlassen,  damit  die  Bezirks- 
forstei in  den  Stand  gesetzt  wird,  die  fehlenden  Pflanzen  selbst 
zu  erziehen.  Hierbei  setzt  man  voraus,  dass  dieselbe  alle  Sorg- 
falt anwenden  wird,  sich  gute  und  wohlfeile  Pflanzen  zu  ver- 
schaffen. 

Gegen  Aufrechnung  eines  angemessenen  Preises,  durch  welchen 
die  Kosten  gedeckt  werden,  sind  sodann  den  Waldeigenthümem 
die  noth wendigen  Pflanzen  zu  überlassen  oder,   wo   die  Kulturen 
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dxLTch  die  Bezirksforstei  ausgeführt  werden,  auf  Rechnung  jener 
zu  verwenden. 

§  8.  Die  Aufforderung  zu  den  nothwendigen  Kulturen  hat  die 
Bezirksforstei  schriftlich  an  die  Waldeigenthtimer  durch  das  Bürger- 
meisteramt gegen  Bescheinigung  zu  erlassen,  unter  genauer  An- 
gabe, wo  und  wie  kultivirt  werden  soll,  und  unter  Anberaumung 
einer  angemessenen  Frist  zur  Aasführung. 

Wird  von  einem  Waldeigenthümer  dieser  Aufforderung  nicht 
entsprochen  y  so  hat  die  Bezirksforstei  unter  Mittheilung  ihrer 
Akten,  des  Kulturplanes  und  Kostenüberschlages  dem  Bezirksamte 
hiervon  Anzeige  zu  machen  und  bei  demselben  eine  weitere  Frist 
zu  beantragen,  welche  dem  Waldeigenthümer  zur  Kulturausführung 
zu  geben  sei. 

Unter  Zustellung  einer  Abschrift  des  Kulturplanes  und  Kosten- 
überschlages fordert  das  Bezirksamt  den  Waldeigenthümer  gegen 
Bescheinigung  auf,  die  Kulturen  in  der  dafür  zu  bestimmenden 
Frist  nach  dem  Kulturplane  vorzunehmen,  widrigenfalls  dieselben 
auf  seine  Kosten  ausgeführt  würden. 

Lässt  ein  Waldeigenthümer  auch  diese  zweite  Frist  fruchtlos 
verstreichen,  so  hat  die  Bezirksforstei  dem  Bezirksamte  hiervon 
Anzeige  zu  machen  und  zugleich  zu  beantragen: 

a.  ob  neben  einer  nach  §  178  Abs.  3  des  Gesetzes  gegen  den 

Waldeigenthümer  zu  erkenenden  Geldstrafe  zugleich  die 
Stellung  des  Waldes  desselben  unter  Beförsterung,  und 
auf  wie  lange; 

oder  ob  neben  einer  Geldstrafe  die  Stellung  unter  Be- 
försterung  für  einen  künftigen  ähnlichen  Fall  nur  an- 
gedroht; 

oder  ob  ohne  eine  Geldstrafe,  nur  die  Stellung  unter 
Beförsterung,  und  auf  wie  lange  —  ausgesprochen  werden 
soll; 

b.  dass   nunmehr  der  Vollzug   der  Kulturen  auf  Kosten  des 

Waldbesitzers    unter   Leitung    der   Forstbehörde    verfügt 
werde. 
Das  Bezirksamt  hat  hierauf  die  erforderlichen  Verhandlungen 
zu    pflegen,    das  Erkenn tniss    zu    erlassen   und    geeigneten  Falls 
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zugleich    den  Waldeigenthümer   zur    sofortigen  Hinterlegung  der 
Kulturkosten  bei  der  Forstkasse  aufzufordern. 

§  11.     Für    einen    unter   Beförsterung   gestellten    Privatwald 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

a.  Wenn  ein  Waldbesitzer  in  dem  nächsten  Wirthschaftsjahre, 

welches  vom  1.  Juli  zum  1.  Juli  läuft,  in  seinem  Walde 
Holzhiebe  vorzunehmen  beabsichtigt,  so  hat  er  im  Monat 
April  der  Bezirksforstei  schriftlich  mitzutheilen ,  was  und 
wie  viel  er  nach  Holzart  und  Holzsortimenten  zu  nutzen 
wünscht. 

b.  Auf  den  Grund  dieser  Mittheilung  nimmt  der  Bezirksförster 

unter  Zuzug  des  Waldeigenthümers  oder  seines  Stellver- 
treters die  Holzauszeichnung  vor,  was  in  gleicher  Weise 
mittelst  Anschlagens  des  Waldhammers  zu  geschehen  hat, 
wie  dieses  für  Gemeindewaldungen  vorgeschrieben  ist. 

Dem  Besitzer  des  Waldes  ist  die  FäUxmg  von  Holz, 
welches  von  der  Bezirksforstei  hiezu  nicht  bezeichnet  ist, 
auf  das  strengste  untersagt. 

c.  In  so  weit  es  mit  einer  pfleglichen  Waldbehandlung  und 

einer  sicheren  und  vollkommenen  Verjüngung  vereinbar 
ist  und  durch  wirthschaftliche  Hiebe  erzielt  werden  kann, 
hat  die  Bezirksforstei  dem  Begehren  des  Waldeigenthümers 
hiebei  vollkommen  zu  entsprechen  und  nur  Das  zu  ver- 
weigern, was  mit  obigen  Grundsätzen  unvereinbar  ist. 

Auch  hier  ist  nur  auf  eine  forstwirthschaftliche  Wald- 
behandlung abzuheben  (§  1). 

d.  Bei  der  Holzauszeichnung   ist   dem  Waldbesitzer  zugleich 

die  Zeit  zu  bestimmen,  bis  wann  die  Hiebe  beendigt  und 
die  Schläge  geräumt  sein  müssen,  und  bezüglich  einer 
schonlichen  Fällung,  Aufarbeitung  und  Abfuhr  des  Holzes 
die  erforderliche  Anleitung  zu  geben. 

e.  Eine  Holzaufnahme  findet  nicht  statt;  die  Abfuhr  des  Holzes 

kann  sogleich  nach  dem  Hiebe  erfolgen.  Dagegen  hat 
der  Bezirksft^rster  von  den  Hiebstellen  genau  Einsicht  zu 
nehmen,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  seinen  Anordnxmgen 
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gehörige  Folge  geleistet  wurde,  und  insbesondere  ob  kein 
ungezeichnetes  Holz  gefüllt  worden  ist. 

f.  Will  ein  Waldbesitzer  in   dem  nächsten  Wirthschaftsjahre 

Nebennutzungen  in  seinem  Walde  gewinnen ,  so  hat  er  mit 
der  Angabe  seines  Holzbedarfs  zugleich  auch  diese  Absicht 
der  Bezirksforstei  schriftlich  mitzutheilen.  Diese  wird  ge- 
legentlich der  Holzauszeichnung  Einsicht  nehmen  und  den 
Waldeigen thümer  dessfalls  belehren,  sodann  aber  ihm  noch 
eine  besondere  schriftliche  Weisung  zugehen  lassen,  welche 
ihn  genau  unterrichtet,  wo  und  wie  ihm  im  nächsten 
Wirthschaftsjahre  die  Gewinnung  von  Nebennutzungen 
gestattet  ist. 

g.  Dringende  Nothfälle  abgerechnet,  wird  im  Laufe  des  Wirth- 

schaftsjahres  keine  Haupt-  oder  Nebennutzung  gestattet, 
die  nicht  in  der  im  Monat  April  einzureichenden  Eingabe 
nachgesucht  worden  ist. 

Ergeben  sich  Windfälle,  Schneebrtiche ,  Dürrständer 
u.  dgl.,  so  ist  bei  der  Bezirksforstei  Anzeige  zu  machen 
und  deren  Weisung  einzuholen. 
h.  Erlaubt  sich  ein  Waldeigenthümer  eigenmächtige  Nutzun- 
gen oder  sonst  Uebertretungen  der  Wirthschaftsordnung 
und  anderer  forstpolizeilicher  Vorschriften  in  seinem  unter 
Beförsterung  gestellten  Walde,  so  hat  die  Bezirksforstei 
dem  Bezirksamte  hiervon  Anzeige  zu  machen,  welches 
gegen  denselben  nach  §  177  des  Forstgesetzes  einzu- 
schreiten hat. 

Machen  aber  die  eigenmächtigen  Handlungen  des  Wald- 
eigenthümers  eines  der  im  §  90  des  Gesetzes  bezeichneten 
Vergehen  aus,  so  hat  das  Amt  denselben  nach  §  178 
Abs.  2  des  Gesetzes  in  eine  angemessene  Geldstrafe  zu 
verfallen, 
i.  Sind  Kulturen  in  einem  solchen  Walde  erforderlich,  so  hat 
die  Bezirksforstei  einen  Eulturplan  für  das  nächste  Wirth- 
schaftsjahr  aufzustellen  und  dem  Waldeigenthümer  zum 
Vollzug  urkundlich  zu  übergeben.  Dieser  wird  durch  die 
Bezirksforstei  speziell  geleitet  und  überwacht. 
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Führt  der  Waldeigenthümer  diese  Kulturen  nicht  recht- 
zeitig oder  nur  mangelhaft  aus^  so  lässt  die  Bezirksforstei 
dieselben  auf  dessen  Kosten  ausführen.  In  diesem  letztem 
Falle  gelten  auch  hier  die  Bestimmungen  des  §  90  a  Abs.  4 
und  5  des  Gesetzes  und  der  §  9  gegenwärtiger  Verord- 
nung bezüglich  der  Zahlung  der  Kulturkosten.  Die  Auf- 
forderung zur  Hinterlegung  dieser  Kosten  erfolgt  hier 
nicht  durch  das  Bezirksamt,  sondern  unmittelbar  durch 
die  Bezirksforstei. 
k.  Von  jedem  Erkenntnisse,  wodurch  ein  Privatwald  unter 
Beförsterung  gestellt  wird,  hat  die  Bezirksforstei  der  Do- 
mänendirektion Anzeige  zu  machen,  unter  Angabe  des 
Flächengehalts  dieses  Waldes. 

Ebenso  ist  dahin  Anzeige  zu  erstatten,  wenn  eine  solche 
Beförsterung  wieder  aufhört. 
§  14.    Die  Hüter  der  Privatwaldungen  sind   verpflichtet,   alle 
Handlungen  der  Waldbesitzer,  welche  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen   und  Verordnungen    strafbar    sind,    gleich    andern    Forst- 
vergehen zur  Anzeige  zu  bringen. 

Um  aber  in  der  Lage  zu  sein,  dieses  auch  immer  thun  zu 
können,  müssen  sie  durch  die  Bezirksforstei  stets  von  Dem  unter- 
richtet werden,  was  einem  Waldbesitzer  speziell  erlaubt,  geboten 
oder  verboten  wurde;  insbesondere  sind  sie  davon  in  Kenntniss 
zu  setzen,  wenn  ein  Wald  unter  Beförsterung  gestellt  oder  von 
derselben  wieder  befreit  wurde. 


T.  Ans  dem  Brannsehweigischen  Forstgesetz  (30.  April  1861). 

§  1.  Die  Forsthoheit  über  alle  im  Herzogthum  belegenen 
Privatforsten  wird  von  dem  herzoglichen  Staatsministerium  aus- 
geübt. 

Es  haben  dabei  jedoch  die  herzoglichen  Kreis -Direktionen, 
sowie  die  herzogliche  Kammer,  Direktion  der  Forsten  und  die 
derselben  untergebenen  Forstbeamten  nach  Massgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  mitzuwirken. 
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§  7.  Die  Erlanbniss  zu  Forstrodungen  wird  nicht  versagt 
werden,  wenn  nur  die  Geradelegung  von  Forst-  und  Ackergrenzen, 
resp.  Ausrodung  vorspringender  Winkel,  berücksichtigt  wird,  oder 
aber  die  Ausrodung  und  anderweitige  Benutzung  des  Grund  und 
Bodens  in  nationalökonomischer  Rücksicht  von  überwiegendem 
Nutzen  ist. 

§  8.  Gegen  eigenmächtig  unternommene  Forstrodungen  und 
ihnen  gleichkommende  Benutzungen  hat  der  betreffende  Forstbeamte 
einzuschreiten.  Sollte  eine  Abmachung  des  Eigenthümers  nicht 
zum  Ziele  führen,  so  hat  der  Forstbeamte  die  zuständige  herzog- 
liche Kreisdirektion  um  Erlass  eines  Inhibitoriums  anzugehen. 
Diese  hat  den  betreffenden  Anträgen  binnen  möglichst  kurzer 
Frist  zu  entsprechen  oder  die  Gründe,  aus  welchen  sie  solche 
ablehnen  zu  müssen  glaubt,  dem  Forstbeamten  mitzutheilen.  Er- 
klärt sich  herzogliche  Kammer,  Direktion  der  Forsten,  mit  der 
Ablehnung  des  Antrages  nicht  einverstanden,  so  ist  die  Entschei- 
dung des  herzoglichen  Staatsministeriums  einzuholen. 

§  9.  Jeder  Forstbesitzer  ist  verpflichtet,  alle  ohne  Erlaubniss 
gerodeten  oder  abgeholzten  Flächen,  ingleichen  den  aus  irgend 
einem  Grunde  von  Waldwuchs  entblössten  Forstgrund  binnen  einer 
nach  vorgängiger  Verhandlung  mit  herzoglicher  Kammer,  Direk- 
tion der  Forsten,  von  der  betreffenden  herzoglichen  Kreis-Direktion 
festzusetzenden,  den  Umständen  entsprechenden  Frist  mit  Holz 
wieder  anzubauen. 

Kommt  der  betreffende  Forstbesitzer  jener  Verpflichtung  nicht 
nach,  so  ist  die  herzogliche  Kammer,  auf  Ersuchen  der  betreffen- 
den herzoglichen  Kreis-Direktion  befugt,  die  Kultur  anzuordnen 
und  ausführen  zu  lassen. 

§  11.  Die  herzogliche  Kammer,  Direktion  der  Forsten,  ist 
befugt,  in  den  Privatwaldungen  auf  Staatskosten  Untersuchungen 
über  Waldpflege  und  Bewirthschaftung  vornehmen  zu  lassen. 

§  13 — 35.  Von  Gemeindeforsten.  Diese  Forsten  werden  durch 
die  Kronsforstbehörde  verwaltet. 
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Tl.  Ans  dem  Wflrttembergisehen  Forstpolizeigesetz  yom 

8.  September  1879. 

§  3.  Zu  der  Ausstockung  (Rodung)  eines  Waldgrundes,  d.  h. 
zu  der  Veränderung  und  bleibenden  Benutzung  desselben  zu 
anderen  Zwecken  als  der  Holzzucht,  ist  die  Genehmigung  der 
Forstpolizeibehörde  erforderlich. 

§  4.  Wer  ein  Waldgrundstück  ausstocken  will,  hat  das 
Gesuch  um  die  Erlaubniss  hierzu  bei  dem  Forstamte,  in  dessen 
Bezirk  der  Wald  gelegen  ist,  schriftlich  einzureichen  und  auch 
einen  Auszug  aus  dem  Güterbuch  und  dem  betreffenden  Flur- 
kartenabdruck zu  übergeben,  in  welchem  das  zur  Ausstockung 
bestimmte  Waldstück  mit  der  Katasternummer  kenntlich  zu  machen 
und  auch  die  Kultnrart  der  angrenzenden  Grundstücke  mit  Be- 
nennung der  Besitzer  zu  bezeichnen  ist. 

§  5.  Das  Forstamt  hat  die  für  die  Ausstockung  geltend  ge- 
machten und  sonst  erheblichen  Umstände  zu  prüfen  und  jedenfalls 
die  Besitzer  angrenzender  Waldungen  und  etwaige  Nutzungs- 
berechtigte zu  hören,  worauf  das  Gesuch  unter  Beifügung  einer 
Aeusserung  des  Forstamts  an  die  Forstdirektion  einzusenden  ist. 

Von  der  Letzteren  ist  das  Gesuch  mit  einer  Begutachtung 
dem  Finanzministerium  vorzulegen,  welchem  die  Entscheidung 
wegen  Ertheilung  oder  Verweigerung  der  Erlaubniss  zur  Aus- 
stockung zusteht. 

Bei  der  Prüfung  solcher  Gesuche  sind  die  klimatischen  und 
forstpolizeilichen  Rücksichten,  insbesondere  der  den  nebenliegen- 
den Waldungen  zu  gewährende  Schutz  in  Betracht  zu  ziehen;  es 
können  deshalb  bei  der  Erlaubnissertheilung  Bedingungen  vor- 
geschrieben werden,  welche  bei  der  Ausstockung  einzuhalten  sind. 

§  7.  Wenn  ein  Wald  ohne  Erlaubniss  der  Forstpolizeibehörde 
ausgestockt  worden  ist,  so  muss  dessen  Wiederaufforstung  in  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  Art.  10  eintreten,  insofern  nicht 
nachträglich  die  Genehmigung  der  Ausstockung  erlangt  wird. 

§  8.  Die  Unterstellung  unter  die  Forsthoheit  dauert  fort,  bis 
die  Umwandlung  des  Grundstückes  (§  3)  unter  Einhaltung  der 
vorgeschriebenen  Bedingungen  stattgefunden  hat;  unterbleibt  diese 
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Umwandlung  ohne  zureichenden  Grund  innerhalb  der  bei  der 
Erlaubnissertheilung  anberaumten  oder  auf  Nachsuchung  erstreck- 
ten  Frist,  so  kann  das  Forstamt  die  WiederauflForstung  unter  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  §  10  herbeiführen.  Die  Sportel 
wird  nicht  zurückgegeben. 

§  9.  Bei  Waldungen,  welche  nach  dem  Ermessen  des  Forst- 
amts wegen  der  örtlichen  Verhältnisse  zur  Abhaltung  von  Gefahren, 
insbesondere  des  Abrutschens  und  B^denabschwemmens,  in  ent- 
sprechendem Bestände  zu  erhalten  sind,  oder  zum  Schutze  gegen 
Windschaden  für  die  angrenzenden,  rein  oder  vorrherrschend  mit 
Nadelholz  bestockten  Waldungen  dienen,  ist  zu  einer  kahlen  Ab- 
holzung  oder  starken  Lichtung  die  Erlaubniss  des  Forstamts  ein- 
zuholen. Die  Waldungen,  welche  dieser  Beschränkung  unter- 
liegen, sind  durch  das  Forstamt  den  Besitzern  mittelst  schrift- 
licher Eröffnung  zu  bezeichnen. 

üeber  Gesuche  um  die  in  Abs.  1  vorbehaltene  Erlaubniss- 
ertheilung werden  die  Besitzer  angrenzender  Waldungen  gehört, 
welchen  indessen  wie  allen  Betheiligten  zusteht,  auch  ohne  vor- 
angehende Aufforderung,  die  Forstpolizeibehörde  um  Schutz  im 
Sinne  dieses  Artikels  anzurufen,  wenn  sie  zu  bescheinigen  ver- 
mögen, dass  kahle  Abholzungen  oder  starke  Lichtungen  Gefahren 
der  hiervon  bezeichneten  Art  für  sie  herbeizuführen  geeignet  sind. 

§  10.  Wenn  ein  nach  dem  Ermessen  der  Forstpolizeibehörde 
zur  Holzzucht  geeigneter  Waldgrund  mit  oder  ohne  Verschulden 
des  Besitzers  holzlos  wurde,  so  ist  derselbe  innerhalb  einer  von 
dem  Forstamte  zu  bestimmenden  Frist  wieder  zu  Wald  anzulegen. 

Wird  die  Wiederbestockung  innerhalb  der  gegebenen  Frist 
gar  nicht  oder  nicht  in  einer  den  örtlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Weise  ausgeführt,  so  ist  dem  Waldbesitzer  neben 
der  in  ersterem  Fall  ihn  treffenden  Strafe  von  dem  Forstamte  die 
Wiederaufforstung  in  bestimmter  Weise  vorzuschreiben. 

Kommt  der  Waldbesitzer  einem  derartigen  Auftrage  nicht 
nach,  so  hat  das  Forstamt  die  entsprechende  Wiederbestockung 
anzuordnen  und  auf  Kosten  des  Waldbesitzers  vollziehen  zu  lassen. 

§  11.    Wenn  wegen  ordnungswidriger  Bewirthschaftung  oder 

Benutzung  eines  Waldes,  insbesondere   auch  durch   übermässige 
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StreunutzTing  der  Fortbestand  eines  solchen  gefährdet  ist,  so  hat 
das  Forstamt  unter  schriftlicher  Belehrung  und  Verwarnung  des 
Waldbesitzers  die  auf  Beseitigung  jener  Gefahr  gerichteten  An- 
ordnungen zu  treflFen. 

Beachtet  der  Waldbesitzer  die  ihm  ertheilten  Weisungen  trotz 
gegen  ihn  erkannter  Strafe  nicht,  so  kann  das  Forstamt  zeitliche 
Beschränkung  desselben  in  der  freien  Bewirthschaftung  und  Be- 
nutzung des  gefährdeten  Waldes  verfügen,  vornehmlich  auch  durch 
Ertheilung  von  Vorschriften  hinsichtlich  der  Verbesserung  des 
Holzbestandes  auf  natürlichem  oder  künstlichem  Wege. 

Die  Forstpolizeibehörden  haben  sich  namentlich,  wo  keine 
fachmännische  Bewirthschaftung  der  Waldungen  gesichert  ist,  um 
fortlaufende  genaue  Kenntniss  von  dem  Stande  der  Privatwaldun- 
gen zu  halten  und  sind  für  rechtzeitiges  Einschreiten  im  Falle 
des  Abs.  1  verantwortlich. 

§  12.  Wenn  einem  Walde  durch  Naturereignisse  oder  schäd- 
liche Thiere  Gefahr  droht,  insbesondere  wenn  sich  Spuren  schäd- 
licher Insekten  zeigen,  so  hat  der  Waldbesitzer  unverzüglich  nach 
erlangter  Kenntniss  von  solcher  Gefahr  dem  Revier^  oder  Forst- 
amt, in  deren  Dienstbezirk  der  bedrohte  Wald  liegt,  Anzeige  zu 
machen. 

Das  Forstamt  hat  auf  diese  oder  sonst  ihm  zukommende 
Anzeige  nöthigenfalls  sofort  die  zur  Abwendung  oder  Vermin- 
derung der  Gefahr  dienenden  Anordnungen  zu  treffen,  welche  die 
Waldbesitzer  auf  ihre  Kosten  auszuführen  haben.  Treffen  die 
Anordnungen  verschiedene  Waldbesitzer,  so  haben  diese  die  Kosten 
nach  Verhältniss  des  Flächengehaltes  der  zu  schützenden  Wald- 
bestände gemeinschaftlich  zu  tragen.  In  Streitfällen  hat  das  Forst- 
amt die  Kostenantheile  des  Einzelnen  zu  ermitteln  und  festzustellen. 

Wird  von  den  Waldbesitzern  gegen  die  zum  Schutze  der 
Waldungen  von  dem  Forstamt  angeordneten  Massregeln  Beschwerde 
an  die  höhere  Forstpolizeibehörde  erhoben,  so  kann  hierdurch, 
wenn  Gefahr  auf  dem  Verzug  ist,  der  Vollzug  nicht  aufgehalten 
werden. 

Kommt  ein  Waldbesitzer  der  Anordnung  nicht  ungesäumt 
nach,   so   kann   die  Forstpolizeibehörde   deren  Ausführung  neben 
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der  etwa  anzasetzenden  Strafe  auf  Kosten  des  Säumigen  be- 
wirken, 

§  13.  Kleinere  Waldbesitzer  können  sich  zu  Waldgenossen- 
schaften vereinigen,  wenn  ihre  Waldungen  zu  einer  Vereinigung 
in  ein  Wirthschaftsganzes  oder  zu  einem  Anschlüsse  an  die  Ver- 
waltung der  Staatsforsten  sich  eignen  und  sie  behufs  der  Be- 
wirthschaftung  ihres  Besitzes  durch  die  Organe  der  Staatsforst- 
verwaltung  mit  Statuten  sich  verbinden,  welche  der  Genehmigung 
der  Direktion  der  Staatsforsten  bedürfen. 

§  14.  Bei  der  Handhabung  der  Forstpolizei,  namentlich  bei 
dem  Vollzug  der  allgemeinen  und  besonderen  forstpolizeilichen 
Vorschriften,  sowie  bei  der  Ueberwachung  des  Vollzuges  haben 
die  den  Forstämtern  untergeordneten  Revierämter  mitzuwirken. 


Tn.  Ans  dem  Oesterreiehischen  Forstgesetz  (3*  Dezember  1852). 

§  2.  Ohne  Bewilligung  darf  kein  Waldgrund  der  Holzzucht 
entzogen  und  zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden. 

Bei  Gemeindewäldern  und  Privatwäldern  steht  die  £rtheilung 
einer  solchen  Bewilligung  der  Kreisbehörde  zu,  die  hierüber  erst 
die  Besitzer  selbst,  nebst  jenen,  die  Rechtsansprüche  auf  den 
fraglichen  Wald  haben,  einvernehmen  und  darüber  entscheiden 
wird,  ob  die  Bewilligung  aus  öffentlichen  Rücksichten  gegeben 
werden  könne  oder  nicht.  Werden  bei  dieser  Verhandlung  von 
anderen  Personen  privatrechtliche  Einwendungen  erhoben,  so  hat 
die  Blreisbehörde  den  die  Bewilligung  nachsuchenden  Waldbesitzer 
zur  Anstrengung  seiner  Rechte  gegen  dieselben  an  den  ordent- 
lichen Civilrichter  zu  weisen. 

Die  eigenmächtige  Verwendung  des  Waldgrundes  zu  anderen 
Zwecken  ist  mit  1  bis  5  Gulden  Conventionsmünze  für  je  sechszig 
Ar  zu  bestrafen. 

Die  betreffenden  Waldtheile  sind  nach  Erfordemiss  binnen 
einer  angemessenen,  über  Ausspruch  von  Sachverständigen  fest- 
zusetzenden Frist  wieder  aufzuforsten.  Wird  die  Aufforstung 
binnen  der  festgesetzten  Frist  nicht  bewerkstelligt,  so  hat  die 
Bestrafung  wiederholt  einzutreten. 
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§  3.  Frisch  abgetriebene  Waldtheile  sind  bei  Reichs-  und 
Gemeindeforsten  spätestens  binnen  fünf  Jahren  wieder  mit  Holz 
in  Bestand  zu  bringen.  Von  den  älteren  Blossen  ist  der  so  vielte 
Theil  jährlich  aufzuforsten  als  die  eingeführte  Umtriebszeit  Jahre 
enthält. 

Bei  Privatwäldern  können  unter  den  Bedingungen  des  §  20, 
rticksichtlich  des  Verfahrens,  sofern  eine  Auflassung  nicht  bewil- 
ligt war,  nach  Umständen  auch  längere  Fristen  gewährt  werden. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  ist,  gleich  der  eigen- 
mächtigen Verwendung  des  Waldgrundes  zu  anderen  Zwecken, 
zu  bestrafen  und  die  hiemach  unterlassene  Aufforstung  zu  er- 
zwingen. 

§  4.  Kein  Wald  darf  verwüstet,  d.  i.  so  behandelt  werden, 
dass  die  fernere  Holzzucht  dadurch  gefährdet  oder  gänzlich  un- 
möglich gemacht  wird.  Ist  die  fernere  Holzzucht  nur  gefährdet, 
so  ist  die  Verwüstung  gleich  der  eigenmächtigen  Verwendung  des 
Waldgrundes  zu  anderen  Zwecken  und  der  unterlassenen  Auf- 
forstung zu  bestrafen,  die  Wiederaufforstung  aber  in  derselben 
Weise  zu  erzwingen. 

Wurde  die  Holzzucht  dagegen  gänzlich  unmöglich  gemacht, 
so  kann  die  Strafe  bis  auf  10  Gulden  C.  M.  für  je  sechszig  Ar 
erhöht  werden. 

§  5.  Eine  Waldbehandlung,  durch  welche  der  nachbarliche 
Wald  offenbar  der  Gefahr  der  Windbeschädigung  ausgesetzt  wird, 
ist  verboten.  Insbesondere  soll  dort,  wo  eine  solche  Gefahr  durch 
das  gänzliche  Aushauen  eines  Waldtheiles  eintreten  würde,  zum 
wenigstens  sieben  und  dreissig  Meter  breite  Streifen  des  vorhan- 
denen Holzbestandes,  ein  sogenannter  Wald-  oder  Windmantel, 
in  so  lange  zurückgelassen  werden,  bis  der  nachbarliche  Wald 
nach  forstwissenschaftlichen  Grundsätzen  zur  Abholzung  gelangt. 
Der  Wintermantel  darf  mittlerweile  nur  durchgepläntert  werden, 

§  6.  Auf  Boden,  der  bei  gänzlicher  Blosslegung  in  breiten 
Flächen  leicht  fliegen  wird,  und  in  schroffer  sehr  hoher  Lage 
sollen  die  Wälder  lediglich  in  schmalen  Streifen,  oder  mittelst 
allmählicher  Durchhauung  abgeholzt  und  sogleich  wieder  mit 
jungem  Holze  gehörig  in  Bestand   gebracht  werden.     Die  Hoch- 
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Wälder  des  oberen  Randes  der  Waldvegetation  dürfen  jedoch  nur 
im  Plänterhiebe  bewirthschaftet  werden. 

§  7.  An  den  Ufern  grösserer  Gewässer,  wenn  jene  nicht  etwa 
dnrch  Felsen  gebildet  werden,  dann  an  Gebirgsabhängen,  wo 
Äbrutschungen  zu  befürchten  sind,  darf  die  Holzzncht  nur  mit 
Rücksicht  auf  Hintanhaltung  der  Bodengefährdung  betrieben  und 
das  Stockroden  und  Wurzelausgraben  nur  insofern  gestattet  wer- 
den, als  der  hierdurch  verursachte  Aufriss  gegen  jede  weitere 
Ausdehnung  sogleich  versichert  wird. 

§  8.  Uebertretungen  der  in  den  vorstehenden  §§  5,  6  und  7 
enthaltenen  Anordnungen  werden  mit  20  bis  200  Gulden  C.  .M. 
bestraft.  Die  dadurch  veranlassten  Beschädigungen  anderer  sind 
von  dem  Schuldtragenden  zu  vergüten. 

§  9.  Wälder,  auf  welchen  Einforstungen  (sogenannte  Wald- 
servituten)  lasten,  müssen  nicht  blos  erhalten,  sondern  auch  in 
angemessener  Betriebsweise  nachhaltig  bewirthschaftet  werden. 

§  10.  Die  Waldweide  darf  in  den  zur  Verjüngung  bestimmten 
Waldtheilen,  in  welchen  das  Weidevieh  dem  bereits  vorhandenen 
oder  erst  anzuziehenden  Nachwüchse  des  Holzes  verderblich  wäre 
(Schonungsflächen,  Hegeorte),  nicht  ausgeübt  und  in  die  übrigen 
Waldtheile  nicht  mehr  Vieh  eingetrieben  werden,  als  daselbst  die 
erforderliche  Nahrung  findet. 

Die  Schonungsflächen  sollen  in  der  Regel  bei  dem  Hochwald- 
betriebe mindestens  ein  Sechstel  und  bei  dem  Nieder-  und  Mittel- 
waldbetriebe mindestens  ein  Fünftel  der  gesammten  Waldfläche 
betragen. 

Die  Waldbesitzer  und  Weideberechtigten  haben  das  Weide- 
vieh durch  Aufstellung  von  Hirten  oder  in  anderer  angemessener 
Weise  von  den  Schonungsflächen  abzuhalten.  Auch  soll  es,  in- 
soweit es  zulässig  erscheint,  nicht  vereinzelt,  sondern  gemein- 
schaftlich weiden. 

§  11.  Bodenstreu  darf,  insofern  sie  aus  abgefallenen  Blättern 
(Laub  und  Nadeln)  und  Moos  besteht,  nur  mit  hölzernen  Rechen 
gesammelt  werden,  und  es  ist  keineswegs  gestattet,  mit  derselben 
auch  die  Erde  (den  Boden  selbst)  aufzukratzen  und  zu  sammeln. 
Heide,   Heidelbeeren,   Besenpfriemen,   Ginster  und   andere  derlei 
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Gewächse,  welche  als  Streamateriale  benutzt  werden,  dürfen  nur 
mit  Schonung  der  inzwischen  befindlichen  Holzpflanzen  abge- 
schnitten werden. 

In  Durchforstungsschlägen  hat  die  Gewinnung  von  Bodenstreu 
gänzlich  zu  unterbleiben. 

Ebenso  in  Verjüngungsschlägen,  wenn  dadurch  die  Wieder- 
anzucht des  Holzes  gefährdet  würde. 

§  12.  Die  Aststreu  (Schneitelstreu,  Hackstreu,  Grasset),  wo 
solche  üblich,  ist  zunächst  in  den  Fällungsorten  (Abtriebs-  und 
Durchforstungsschlägen,  Plänterungen)  zu  gewinnen. 

Von  gefällten  Stämmen  kann  die  ganze  Verästelung,  von 
noch  stehenden,  aber  zur  Fällung  bestimmten  Stämmen  dürfen 
dagegen  nur  die  weiteren  zwei  Drittel  entnommen  werden.  Die 
zur  Fällung  nicht  bestimmten  Stämme  dürfen  in  den  Fällungs- 
orten gar  nicht  geschneitelt  werden.  Ausser  den  Fällungsorten 
soll  nur  ein  Drittel  der  kleineren  Aeste  hinweg  genommen  werden. 

Die  zwischen  den  starken  Aesten  befindlichen  schwächeren 
Aestchen  (Lebenszweige)  müssen  stehen  bleiben. 

An  Bäumen,  welche  nicht  zur  alsbaldigen  Fällung  bestimmt 
sind,  kann  das  Schneiteln  nur  im  Monate  August  bis  Ende  März, 
jedoch  mit  Ausschluss  der  strengsten  Winterszeit,  stattfinden; 
hierbei  ist  die  Benutzung  von  Steigeisen  verboten. 

§  13.  Die  Streugewinnung  darf  höchstens  jedes  dritte  Jahr 
auf  derselben  Stelle  wiederholt  und  nie  auf  Boden  und  Aststreu 
zugleich  ausgedehnt  werden.  Die  Benutzung  junger  Holzpflanzen 
als  Streumaterial  ist  dagegen  nach  dem  Ermessen  des  Besitzers 
gestattet. 

§  16.  Wo  es  die  Schonung  des  Nachwuchses  erheischt,  muss 
die  Gewinnung  des  Holzes  im  Herbst  oder  im  Winter  bei  Schnee 
erfolgen  und  die  Aufarbeitung  und  Wegbringung  des  Holzes  nach 
der  Fällung  ohne  Verzug  ausgeführt  werden.  Im  Uebrigen  darf 
das  Holz  auch  im  Frühjahr  und  Sommer  genommen  werden,  es 
ist  jedoch  alsdann  spätestens  vor  Beginn  des  nächsten  Frühjahres 
aus  dem  Walde  zu  schaffen. 

Das  im  Safte  und  zur  Zeit  der  Belaubung  gefällte  Holz  ist, 
mit   Ausnahme   des   Prügel-   und  Astholzes,    sogleich,    das    nach 
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Abfall  des  Laubes  geßlllte  wenigstens  vor  Ausbruch  des  neuen 
Laubes  ganz  oder  streifenweise  zu  entrinden,  aufzuspalten  oder 
zu  behauen  (zu  beschlagen). 

Bei  dem  Abtriebe  der  zu  fallenden  Bäume  dürfen  die  Stöcke 
nicht  überflüssig  hoch  gelassen  werden.  Jede  Beschädigung  neben- 
stehender Bäume  und  jungen  Holzes  muss  bei  der  Fällung,  Auf- 
arbeitung und  Wegbringung  des  Holzes  vermieden  werden.  Das- 
selbe gilt  für  das  Aus-  und  Abbringen  von  Streu ,  welche  spätestens 
drei  Monate  nach  ihrer  G-ewinnung  aus  dem  Walde  zu  schaffen  ist. 

§  19.  Wenn  die  Sicherung  von  Personen,  von  Staats-  und 
Privatgut  eine  besondere  Behandlungsweise  der  Wälder,  als: 
Schutz  gegen  Lawinen,  Felsstürze  u.  dergl.  dringend  fordert,  kann 
diese  von  Staatswegen  angeordnet  werden  und  hiernach  der  Wald 
im  betreffenden  Theil  in  Bann  gelegt  werden.  Die  Bannlegung 
besteht  in  der  genauen  Vorschreibung  und  möglichsten  Sicher- 
stellung der  erforderlichen  besonderen  Waldbehandlung.  Insofern 
Ansprüche  auf  Entschädigung  aus  solchen  Massregeln  erhoben 
werden,  sind  sie  nach  den  bestehenden  G-esetzen  zu  behandeln. 

Die  mit  der  Bewirthschaftung  der  Bannwälder  zu  betrauen- 
den Individuen  sind  hierfür  eigens  in  Eid  und  Pflicht  zu  nehmen 
und  für  die  Verwirklichung  der  besonderen  Behandlung  verant- 
wortlich zu  machen. 

§  20.  Die  Bannlegung  wird  auf  Ansuchen  der  Ortsgemeinde, 
der  sonst  dabei  Betheiligten,  oder  über  die  Anzeige  eines  öffent- 
lichen Beamten,  dann  auf  Grundlage  einer  besonderen  kommis- 
sionellen  Erhebung  von  der  Kreis-,  oder,  wo  keine  solche  besteht, 
von  der  untersten  politischen  Behörde  ausgesprochen.  Zu  der 
kommissionellen  Erhebung  sind  die  Vorstände  der  Ortsgemeinden, 
sämmtliche  betheiligte  Parteien  sowie  die  erforderlichen  Sach- 
verständigen zu  berufen.  Auf  Bannwäldern  haftende  Einforstun- 
gen  ruhen  nach  Erfordemiss  gänzlich. 

Gleichwie  Wälder  mit  Bann  belegt  werden  können,  so  können 
sie  auch  des  Bannes  unter  Beobachtung  des  gleichen  Verfahrens 
wie  bei  der  Bannlegung  wieder  entbunden  werden. 

§  21.  Gemeindewälder  dürfen  in  der  Regel  nicht  vertheilt 
werden.    Sollte  in  besonderem  Falle  deren  Auftheilung  dringendes 
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Bedürfniss  sein  oder  Vortheile  darbieten,  die  mit  dem  allgemeinen 
Vorschlage  für  die  Walderhaltung  nicht  im  Widerspruche  stehen, 
so  kann  in  jedem  derlei  Falle  die  Bewilligung  hierzu  durch  die 
Landesstelle  ertheilt  werden. 

Rücksichtlich  der  übrigen  Waldtheilungen  entscheiden  die 
Gesetze  über  die  Zerstückelung  und  Zusammenlegung  der  G-ründe. 

§  22.  Damit  die  in  Ansehung  der  Bewirthschaftung  der 
Wälder  und  Forsten  vorgezeichneten  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  allen  Beziehungen  genau  befolgt  werden,  sind  von  den  Eigen- 
thümern  für  Wälder  von  hinreichender  Grösse,  welche  durch  die 
Ländesstelle  nach  den  besonderen  Verhältnissen  festzusetzen  ist, 
sachkundige  Wirthschaftsführer  (Forstwirthe),  welche  von  der 
Regierung  als  hierzu  befähigt  anerkannt  sind,  anzustellen.  Ueber 
die  Befähigungsanerkennung  haben  die  bestehenden  Vorschriften 
zu  gelten.  Zu  Anzeigen  bei  den  politischen  Behörden  über  wahr- 
genommene gesetzwidrige  Eigenmächtigkeiten  in  Verwendung  des 
Waldgmndes  zu  anderen  Zwecken,  unterlassene  Aufforstung,  Ver- 
wüstung und  unentsprechende  Waldbehandlung  (§§  2,  3,  4,  5,  6 
und  7)  ist  Jedermann,  unter  Rücksicht  auf  §  23,  befugt. 

§  23.  Die  politischen  Behörden  haben  die  Bewirthschaftimg 
sämmtlicher  Forsten  ihrer  Bezirke  im  Allgemeinen  zu  überwachen. 
Ueber  die  ihnen,  von  wem  immer  nach  §  22  zur  Kenntniss  kom- 
menden Fälle  haben  sie  mit  Zuziehung  der  Betheiligten  und  un- 
parteiischen Sachverständigen,  sodann,  wo  der  Fall  Privatwälder 
betrifft,  auch  noch  der  nachbarlich  anstossenden  Waldbesitzer 
oder  deren  Bevollmächtigten,  die  Erhebungen  zu  pflegen  und  die 
Entscheidung  zu  fällen. 

Die  Kommissionskosten  sind  von  dem  nicht  schuldfrei  er- 
kannten Beanzeigten,  bei  nichtigen  Anzeigen  und  Anklagen  aber 
von  dem  hieran  Schuldtragenden  zu  bestreiten. 

Können  sich  die  Parteien  über  den  von  den  Sachverständigen 
ermittelten  Schadenersatz  (§  8)  nicht  einigen,  so  steht  ihnen  der 
Rechtsweg  offen. 

§  24.  Jeder  Grundeigenthümer  ist  gehalten,  Waldprodukte, 
welche  anders  gar  nicht  oder  nur  mit  unverhältnissmässigen  Kosten 
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aus  dem  Walde  geschafft  und  weiter  gefördert  werden  könnten, 
über  seine  Gründe  kommen  zu  lassen.  Dies  soll  aber  auf  die 
mindest  schädliche  Weise  geschehen,  wie  auch  dem  Grundeigen- 
thümer  von  dem  Waldbesitzer  für  den,  durch  dessen  Veranlassung 
zugefügten  Schaden  volle  Genugthuung  zu  leisten  ist. 

Ueber  die  Nothwendigkeit  der  Bringung  des  Holzes  über 
fremde  Gründe  hat  die  unterste  politische  Behörde  nach  Verneh- 
mung der  Parteien  und  der  Sachverständigen  zu  entscheiden  und 
dabei  auch  eine  vorläufige  Bestimmung  über  die  Entschädigung 
zu  treffen. 

Wollen  sich  die  Parteien  mit  derselben  nicht  begnügen,  so 
steht  ihnen  von  der  untersten  politischen  Entscheidung  der  Rekurs 
an  die  höheren  politischen  Instanzen  zu  (§  77). 

In  Absicht  auf  die  Bestimmung  streitiger  Entschädigungs- 
beträge steht,  sofern  auf  politischem  Wege  kein  Uebereinkommen 
erzielt  werden  konnte,  den  Parteien  der  ordentliche  Rechtsweg 
frei.  Die  Bringimg  des  Holzes  muss  jedoch,  sobald  der  vorläufig 
ausgemittelte  Betrag  erlegt  ist,  nicht  aufgehalten  werden. 

§  50.  Auf  die  Beschädigung  der  Wälder  durch  Insekten  ist 
stets  ein  wachsames  Auge  zu  richten.  Die  Waldeigenthümer  oder 
deren  Personale,  welche  derlei  Beschädigungen  wahrnehmen,  sind, 
wenn  die  dagegen  angewendeten  Mittel  nicht  zureichen  und  zu 
besorgen  steht,  dass  auch  nachbarliche  Wälder  von  diesem  Uebel 
ergriffen  werden,  verpflichtet,  der  politischen  Behörde  bei  Strafe 
von  5  bis  50  Gulden  C.  M.  sogleich  die  Anzeige  zu  erstatten. 
Zu  einer  solchen  Anzeige  ist  übrigens  Jedermann  berechtigt. 

§.  51.  Die  politische  Behörde  hat  unter  Mitwirkung  geeigneter 
Sachverständiger  sogleich  in  Ueberlegung  zu  nehmen,  ob  und 
welche  Massregeln  gegen  die  etwa  zu  besorgenden  Insektenver- 
heerungen zu  treffen  seien  und  das  nöthige,  nach  früherer  unver- 
züglicher Einveniehmung  der  betheiligten  Waldeigenthümer  und 
ihres  Forstpersonales,  schleunigst  zu  verfügen.  Alle  Waldeigen- 
thümer, deren  Wälder  in  Gefahr  kommen  könnten,  sind  zur  Bei- 
hilfe verpflichtet  und  müssen  den  Anordnungen  der  politischen 
Behörde,    welche  hierin    selbst    zu  Zwangsmassregeln   befugt   ist, 
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unbedingte  Folge  leisten.  Die  Kosten  sind  von  den  betheiligten 
Waldeigenthümern  nach  Massgabe  der  geschützten  Waldfiächen 
zu  tragen. 

TIIL   Aas  dem  Ungarlsehen  Forstgesetz  (11.  Juni  1872). 

§  1.  Die  Benutzung  und  Verwaltung  der  Wälder  wird,  unter 
Aufrechthaltung  der  Rechte  Anderer,  nur  durch  die  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  enthaltene  Bestimmung  beschränkt. 

§2.  In  denjenigen  Wäldern  und  Waldtheilen,  welche  an 
Steingerölle  höherer  Berge,  an  Hochebenen  von  Alpen,  an  Berg- 
höhen und  Bergrücken ,  steilen  Bergseiten  und  Abhängen  zur  Ver- 
hinderung der  Entstehung  von  Bergabrutschungen,  SteingeröUen, 
Lawinen  und  Wasserunterwaschungen  dienen,  oder  durch  deren 
Entfernung  die  Produktionsf&higkeit  niederer  gelegener  Felder 
oder  die  Sicherheit  der  Kommunikationswege  gefährdet  oder  Wind- 
beschädigungen ausgesetzt  würden,  ist  das  Roden  und  der  Kahl- 
hieb untersagt. 

Diese  Wälder  werden  durch  das  Ministerium  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  auf  Grund  der  nothwendigen  Vorarbeiten 
unter  Einvernahme  des  Besitzers  und  des  Verwaltungsausschusses*), 
wo  möglich  binnen  fünf  Jahren  von  der  Verlautbarung  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  an  gerechnet,  detaillirt  bezeichnet,  deren  Aus- 
dehnung den  lokalen  Verhältnissen  gemäss  bestimmt  und  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gebracht  werden,  und  gemessen  dieselben 
von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  eine  gänzliche  Steuerfreiheit, 
oder  den  Verhältnissen  gemäss  eine  Steuerbegünstigung. 

§  3.  Die  Modalität  der  Benutzung  der  unter  §  2  fallenden 
Schutzwälder  bestimmt,  insofern  selbe  durch  den  im  §  17  erwähn- 
ten systemmässigen  Wirthschaftsplan  nicht  festgesetzt  sein  sollte, 
der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  auf  Grund  des 
Vorschlages  der  Besitzer  und  nach  Einvernahme  des  Forstinspek- 
tors und  des  Verwaltungsausschusses. 


*)  Der  Verwaltangsausschuss  steht  au  der  Spitze  jedes  Ausschusses  (der 
Provinz^;  zu  seinem  Bestand  gehören  die  Staatsbeamten  und  Delegirte  des 
Ausschussrathes;  den  Vorsitz  in  ihm  führt  der  vom  Staate  ernannte  fo-ispan; 
dieses  Amt  entspricht  ungefähr  dem  Amte  des  Gouverneurs. 
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§4.  Das  Roden  ist  in  jenen  Wäldern,  durch  deren  Entfer- 
nung die  Ausbreitung  des  Flugsandes  gefördert  würde ;  oder  deren 
Boden  für  andere  wirthschaftliche  Zwecke  (Ackerfeld,  Wiesen, 
Gärten  und  Weingärten)  ständig  nicht  geeignet  ist,  untersagt. 
Die  auf  solchem  Boden  stehenden  Wälder  sind  unbedingt  zu  er- 
halten. 

§  7.  In  den  unter  den  §  2  fallenden  Schutzwäldern  und  den 
auf  äugsandigem  Boden  stehenden  Wäldern  ist  das  Weiden  in  so 
lange  verboten,  bis  dies  ohne  Beschädigung  der  Bäume  und  des 
Nachwuchses  oder  des  Bodens  stattfinden  kann. 

§  17.  Die  im  Besitze  des  Staates,  der  Munizipien,  der  Ge- 
meinden, der  geistlichen  Korporationen  und  geistlichen  Personen 
als  solchen  befindlichen,  femer  die  das  Eigenthum  von  öffentlichen 
und  Privatstiftungen  und  Kompossessoraten  bildenden  Wälder  (unter 
dieser  Benennung  sind  die  bei  Gelegenheit  der  Urbarial-Regierung 
als  Waldkompetenz  in  das  Eigenthum  der  gewesenen  Urbarialisten 
übergegaDgenen  Wälder  zu  verstehen)  sind,  in  so  lange  sie  gemein- 
schaftlich benutzt  werden,  nach  einem  systemmässigen  wirthschaft- 
lichen  Betriebsplan  zu  verwalten. 

§  25 — 45.  Der  Verwaltungsausschuss  ist  in  den  Munizipien 
in  forstpolizeilichen  Angelegenheiten  die  Behörde  erster  Instanz, 
weshalb  derselbe  darüber  wacht,  dass  bei  der  Verwaltung  der 
Wälder  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  genau  ein- 
gehalten werden  und  zu  diesem  Zwecke  aus  seiner  Mitte  eine 
aus  drei  Mitgliedern  bestehende  besondere  Kommission  wählt,  an 
deren  Sitzungen  auch  der  Forstinspektor  als  berathendes  Mitglied 
Theil  nimmt.  Die  zweite  und  zugleich  oberste  forstpolizeiliche 
Behörde  für  das  ganze  Land  bildet  der  Minister  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel,  welcher  die  zwischen  den  Munizipien  und  der 
Forstinspektion  entstehenden  Streitigkeiten   endgültig  entscheidet. 

§  165.  Solche  kahlen  Flächen,  auf  welchen  behufs  Verhin- 
derung von  Bergabrutschungen,  SteingeröUen  und  Lawinen,  Ver- 
heerungen durch  Wind  und  Wasser,  sowie  der  Verhütung  des 
Flugsandes,  die  Festigung  des  Bodens  aus  volkswirthschaftlichen 
Gesichtspunkten  nothwendig  ist,  sind  aufzuforsten  und  für  die 
Folge  im  Sinne  des  §  2,  beziehungsweise  §  4,  zu  behandeln. 
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§  166.  Dem  Besitzer  der  aufzuforstenden  Fläche  steht  das 
Recht  zu,  die  Aufforstung  ausschliesslich  aus  eigenen  Mitteln 
durchzuführen. 

Wenn  der  Eigenthümer  der  betreffenden  Fläche  von  diesem 
seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen  will  und  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  durch  die  Aufforstung  die  benachbarten  Besitze 
auch  zum  Theil  oder  ganz  von  der  Gefahr  der  Bergabrutschungen, 
der  Stein gerölle  oder  Lawinenstürze,  der  Verheerungen  durch 
Wind  und  Wasser,  oder  der  Verbreitung  des  Flugsandes,  dem 
sie  sonst  ausgesetzt  sein  würden,  befreit  werden,  sind,  wenn  die 
Aufforstung  irgend  einer  Fläche  im  Sinne  des  §  165  angeordnet 
wurde,  die  interessirten  Besitzer  verpflichtet,  sich  als  Gesellschaft 
zu  konstituiren. 

Die  Konstituirung  der  Gesellschaft  veranlasst  auf  Grund  des 
diesfälligen  Reskriptes  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  der  Verwaltungsausschuss  durch  Entsendung  einer  Depu- 
tation. Im  Falle  kein  gütlicher  Vergleich  zu  Stande  kommt, 
bestimmt  dieselbe  die  Verpflichtung  der  Theilnahme  sowie  den 
Grad  der  Betheiligung  der  Besitzer  von  Amtswegen  und  erstattet 
hierüber  einen  Bericht  an  den  Verwaltungsausschuss. 

§  174.  Der  konstituirten  Gesellschaft  steht  das  Expropriations- 
recht zu,  und  ist  dieses  Recht  im  Sinne  des  Gesetzartikels  28  vom 
Jahre  1868  auszuüben,  der  Expropriationspreis  kann  aber  dort, 
wo  bei  der  Eastralaufnahme  ein  Reinertrag  des  Bodens  ermittelt 
wurde,  den  zwanzigfachen  Betrag  dieses  Reinertrages  nicht  über- 
steigen. 

§  175.  Der  Privatbesitzer  oder  dessen  Rechtsnachfolger  ist 
berechtigt,  Betreff  der  Rücklösung  des  exproprürten  und  auf- 
geforsteten Grundstückes  binnen  sechs  Jahren  von  dem  ersten 
Tage  des  auf  die  Beendigung  der  Aufforstung  folgenden  Jahres 
sich  zu  erklären. 

Die  Rücklösung  kann  unter  Vergütung  des  Expropriations- 
preises und  der  Aufforstungskosten  sammt  6  7o  Zinsen  im  Wege 
der  Amortisation  höchstens  während  10  Jahren  stattfinden. 

§  177.    Der  Staat  befördert  die  Aufforstungen: 
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a.  durch    die    Steuerbefreiung    der    der    Aufforstung    unter- 

zogenen Flächen; 

b.  durch    unentgeldliche   Vertheilung   von  Samen  und  Setz- 

lingen; 

c.  durch  Gelddarlehen    in  dem  Falle,  wenn  die  Aufforstung 

von  Amtswegen  angeordnet  wird  und  die  Einzelnen  sowie 
die  Gesellschaften  glaubwürdig  nachweisen,  dass  sie  die 
Arbeit  aus  eigenen  Mitteln  zu  vollführen  nicht  im 
Stande  sind; 

d.  durch  Geldunterstützung  in  dem  Falle,  wenn  der  Vollzug 

der  Aufforstung  von  Amtswegen  angeordnet  wurde  und 

die  Interessenten  nachzuweisen  im  Stande  sind,  dass  der 

durch   die   Aufforstung    erlangte    Vortheil   geringer   sein 

wird  als  die  auf  die  Arbeit  verwendete  Arbeit  und  Kosten. 

In  diesem  Falle  ist  der  Staat  verpflichtet,  den  Kapitalsbetrag, 

welcher  der  Differenz  zwischen  dem  zu  erreichenden  Werthe  und 

dem  auf  die  Aufforstung  zu  verwendenden  Kostenbetrage  entspricht, 

in    dem  Fortschreiten    der    Arbeiten    entsprechenden    verhältniss- 

mässigen  Raten,    ohne  Anspruch   auf  Rückvergütung  als  Staats- 

subvention  zu  bewilligen. 


IX.  Aus  dem  Schweizer  Bundesgesetz   betreffend  die  eid- 
genössische  Oberaufsicht   über   die  Forstpolizei  im   Hoch- 
gebirge (24.  März  1876). 

Art.  1.  Der  Bund  übt  die  Oberaufsicht  aus  über  die  Forst- 
polizei im  Gebiete  des  schweizerischen  Hochgebirges. 

Art.  3.  Innerhalb  des  eidgenössischen  Forstgebietes  fallen 
unter  die  Oberaufsicht  des  Bundes  sämmtlicbe  Schutzwaldungen 
und  ausserdem  die  Staats-,  Gemeinde-  und  Korporationswaldungen, 
auch  wenn  sie  nicht  zu  den  Schutzwaldungen  gehören. 

Auf  Privatwaldungen,  welche  nicht  unter  den  Begriff  der 
Schutzwaldungen  fallen,  sind  nur  die  Artikel  11,  14  (Lemma  2, 
3,  4),  15,  20  und  27  (Ziffer  2,  4,  8,  9)  anwendbar. 

Art.  4.  Unter  Schutzwaldungen  sind  alle  diejenigen  Wal- 
dungen verstanden,  welche   vermöge  ihrer  bedeutenden  Höhelage 
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oder  dnrch  ihre  Lage  an  steilen  Oebirgshängen,  auf  Anhöhen, 
Graten,  Rücken,  Vorsprflngen ,  oder  in  Qnellgebieten,  Engpässen, 
an  Rufen,  Bach-  und  Flussufem,  oder  wegen  zu  geringer  Wald- 
ääche  einer  Gegend,  zum  Schutze  gegen  schädliche  klimatische 
Einflüsse,  Windschaden,  Lawinen,  Stein-  und  Eisschläge,  Erd- 
abrutschungen,  Unterwaschungen,  Verrüfungen  oder  üeberschwem- 
mungen  dienen. 

Art.  5.  Die  Schutzwaldungen  sind  durch  die  Kantone  binnen 
einer  Frist  von  zwei  Jahren  von  den  übrigen  Waldungen  aus- 
zuscheiden. 

Die  stattgefundene  Ausscheidung  unterliegt  der  bundesräth- 
lichen  Prüfung  und  Genehmigung. 

Art.  6.  Die  Kantone  haben  zur  Ausführung  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  die  erforderlichen  Dekrete  und  Verordnungen  zu 
erlassen  und  dem  Bundesrathe  zur  Prüfung  und  Genehmigung 
einzusenden. 

Der  Bundesrath  überwacht  die  Vollziehung  derselben.  Er 
stellt  zu  diesem  Behufe  einen  Forstinspektor  an  und  ordnet  dem- 
selben das  erforderliche  Personal  bei. 

Art.  8.  Die  Kantone  haben  zur  Durchführung  und  Hand- 
habung der  Forstgesetze  die  erforderliche  Anzahl  hinreichend  ge- 
bildeter Forstmänner  anzustellen  und  zu  besolden. 

Art.  10.  Sämmtliche  der  eidgenössischen  Oberaufsicht  unter- 
stellte Waldungen  (Art.  3)  sollen  längstens  binnen  einer  Frist  von 
fünf  Jahren  vermarkt  werden. 

Bei  zusammenhangenden  Waldungen  genügt  die  Vermarkung 
der  äussern  Grenzlinie  der  betreffenden  Walddistrikte. 

Art.  11.  Innerhalb  der  festgesetzten  Grenzen  darf  ohne  kan- 
tonale Bewilligung  das  Forstareal  nicht  vermindert  werden,  und 
es  sind  die  künftigen  Blossen  und  Schläge  wieder  aufzuforsten, 
sofern  dafür  nicht  eine  entsprechende  Fläche  andern  Landes  zur 
Aufforstung  gewidmet  wird. 

Ausreutungen  sind  untersagt: 

a.  in  den  Schutzwaldungen; 

b.  wenn  durch  dieselben   der  Bestand  der  Schutzwaldungen 

gefährdet  wird. 
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Ausnahmen  dürfen  nur  mit  spezieller  Bewilligung  des  Bundes- 
rathes  gestattet  werden. 

Art.  12.  Eine  Realtheilung  der  Staats- ,  Gemeinde-  und  Eor- 
porationswaldungen  ist  weder  zur  Nutzniessung  noch  zum  Eigen- 
thum  statthaft;  mit  Ausnahme  ausserordentlicher  Verhältnisse, 
worüber  die  kantonale  Regierung  zu  entscheiden  hat. 

Art.  13.  Gemeinde-  und  Eorporationswaldungen  dürfen  ohne 
Bewilligung  der  Eantonsregierung  nicht  veräussert  werden. 

Art,  14.  Wenn  auf  Schutzwaldungen  (Art.  4)  Weid-,  Streu- 
oder andere  Dienstbarkeiten  haften ,  so  sind  dieselben  abzulösen, 
falls  sie  mit  dem  Zwecke,  welchem  diese  Waldungen  dienen,  un- 
vereinbar sind.  Die  Ablösung  soll  längstens  binnen  einer  Frist 
von  zehn  Jahren  vollzogen  werden. 

Beholzungsrechte  in  Waldungen,  welche  der  eidgenössischen 
Oberaufsicht  unterstellt  sind,  können  vom  Grundeigenthümer  ab- 
gelöst werden.  Die  Entschädigung  kann  durch  Geld  oder,  wenn 
solches  der  Verhältnisse  halber  unthunlich  ist,  durch  Abtretung 
eines  entsprechenden  Areals  geleistet  werden. 

Den  Modus  der  Ablösung  und  das  gerichtliche  Verfahren  beim 
Loskauf  obiger  Dienstbarkeiten  hat  die  kantonale  Gesetzgebung 
festzusetzen. 

Die  Belastung  der  Waldungen  mit  neuen  derartigen  Dienst- 
barkeiten ist  untersagt. 

Art.  15.  Rechtsgeschäfte,  welche  mit  den  Artikeln  11,  12, 
13  und  14  im  Widerspruch  stehen,  sind  ungültig. 

Art.  16.  Die  Staats-,  Gemeinde-  und  Eorporationswaldungen 
sind  zu  vermessen,  ihr  Betrieb  zu  regeln  und  für  dieselben  Wirth- 
schaflspläne  einzuführen. 

Der  auf  Grundlage  des  nachhaltigen  Ertrages  festzusetzende 
Abgabesatz  darf  ohne  Bewilligung  der  Eantonsregierung  nicht 
überschritten  werden. 

Wenn  durch  ausserordentliche  Verumständungen  oder  in  Folge 

unerlaubter  Nutzungen  der  nachhaltige  Ertrag  überstiegen  wird, 

so  mufis  dieser  ausserordentliche  Abgang  am  Holzvorrath  in  den 

nächsten  Jahren  wieder  eingespart  werden. 

Art.  17.    Für   diejenigen  Waldungen,  für    welche    vorläufig 

82 


—    498    — 

noch  keine  definitiven  Wirthschaftspläne  eingeführt  werden  können^ 
ist  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  gegenwär- 
tigen Gesetzes  durch  einen  provisorischen  Wirthschaftsplan  der 
jährliche  Abgabesatz  festzustellen  und  die  Benutzung,  Verjüngung 
und  Pflege  der  Waldungen  zu  ordnen. 

Art.  18.  Die  Regelung  der  Holznutzung  in  den  Privatwäldern 
ist  innerhalb  der  Schranken  dieses  Gesetzes  Sache  der  Kantone. 

Art.  19.  Die  Eantonsregierungen  sind  verpflichtet,  zur  Er- 
haltung der  Schutzwaldungen  (Art.  4)  und  Sicherung  ihres  Zweckes 
die  erforderlichen  wirthschaftlichen  und  Sicherheitsmassnahmen 
anzuordnen. 

Art.  20.  In  diesen  Waldungen  sind  die  üblichen  Nebennutzun- 
gen, welche  die  Waldwirthschaft  beeinträchtigen,  wie  namentlich 
der  Weidgang  jeglicher  Viehgattung  und  das  Streuesammeln,  auf 
bestimmte  Flächen  zu  begrenzen  oder  zeitweilig  einzustellen  oder 
ganz  aufzuheben. 

Die  ganz  oder  bedingt  zulässigen  Nebennutzungen  sind  dem 
Interesse  einer  guten  Waldwirthschaft  entsprechend  zu  regeln. 

Art.  21.  Grundstücke,  durch  deren  Aufforstung  wichtige  Schutz- 
Waldungen  im  Sinne  des  Art.  4  gewonnen  werden  können,  sind 
auf  Verlangen  einer  Kantonsregierung  oder  des  Bundesrathes  auf- 
zuforsten. 

An  die  Kosten  der  erstmaligen  Aufforstung  und,  nach  Er- 
messen des  Bundesrathes,  an  diejenigen  Nachbesserungen,  welche 
binnen  vier  Jahren  nach  erfolgter  erster  Anlage  und  ohne  Ver- 
schulden des  Waldbesitzers  noth wendig  geworden  sind,  hat  der 
betreffende  Kanton  und  der  Bund  einen  Beitrag  zu  leisten. 

Art.  22.  Gehört  der  aufzuforstende  Boden  einem  Privaten, 
so  ist  der  Kanton  berechtigt  und  auf  Begehren  des  Eigenthümers 
gehalten,  die  Abtretung  desselben  gegen  volle  Entschädigung 
nach  Massgabe  des  Bundesgesetzes  über  die  Verbindlichkeit  zur 
Abtretung  von  Privatrechten  vom  1.  Mai  1850  zu  verlangen. 

Art.  24.    Der  Bund  unterstützt  femer  durch  Beiträge: 

1)  neue  Waldanlagen  (Art.  21  und  22); 

2)  Aufforstungen  in  Schutzwaldungen  (Art.  4),  sofern  dieselben: 
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a.  für  den  Schutz  gegen  Terraingefahren  von  grosser  Wich- 

tigkeit sind;  ganz  besonders  wenn  sie  mit  Verbauongen 
in  Verbindung  stehen; 

b.  bedeutende  Schwierigkeiten  in  der  Ausführung  bieten. 
Art.  25.    Der  Bundesralh  setzt  die  Beiträge   mit  Berücksich- 
tigung des  Budgetansatzes  und  innerhalb  folgendor  Minima  und 
Maxima  fest: 

1)  30 — 70  7o  ^®^  wirklichen  Kostenbetrages  für  neue  Wald- 
anlagen, laut  Art.  24;  Ziff.  1; 

2)  20—50  7o  für  die  unter  Ziff.  2  desselben  Artikels  bezeich- 
neten Aufforstungen. 

Diese  Beiträge  werden  jedoch  für  Forstareal  des  Staates 
nicht  verabfolgt. 

Die  Beiträge  sind  vom  Bundesrath  erst  dann  an  die  Kantons- 
regierungen zu  verabfolgen,  nachdem  er  sich  durch  Berichte  des 
eidgenössischen  Forstinspektors  versichert  hat,  dass  die  Arbeiten 
vorschriftsgemäss  ausgeführt  und  richtig  berechnet  worden  seien. 

Art.  26.  Mit  dem  Bezug  der  Beiträge  verpflichtet  sich  der 
betreffende  Kanton  gegenüber  dem  Bunde,  für  Schutz  und  Pflege 
der  Aufforstungen  und  für  die  erforderlichen  Nachbesserungen  zu 
sorgen.    ^ 

Art.  27.  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ziehen, 
nebst  Verpflichtung  zum  vollen  Schadenersatz,  folgende  Bussen 
nach  sich: 

1)  Unterlassung  der  Waldvermerkung  inner  gegebenem  Ter- 
min oder  Verzögerung  derselben  (Art.  10):  5  bis  50  Frcs. 

2)  Verminderung  des  Waldareals  ohne  kantonale  Bewilligung 
(Art.  11):  100  bis  200  Frcs.  für  jeden  Hektar.  Die  betreffende 
Fläche  ist  innerhalb  Jahresfrist  wieder  aufzuforsten. 

3)  Ohne  kantonale  Bewilligung  vorgenommene  Waldtheilungen 
oder  Waldveräusserungen  (Art.  12  und  13):  10  bis  100  Frcs,  für 
jeden  Hektar. 

4)  Bestellung  neuer  Dienstbarkeiten  (Art.  14):  10  bis  1(X)  Frcs. 

5)  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  eines  defini- 
tiven oder  provisorischen  Wirthschaftsplanes,   für   welche   keine 
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besonderen  Bussen  festgesetzt  sind  (Art.  16  und  17):  20  bis  300 
Frcs. 

6)  Gesetzwidrige  Abholzungen  in  sämmtlichen  der  eidgenössi- 
schen Oberaufsicht  unterstellten  Waldungen  (Art.  16,  17,  18  und 
19):  1  bis  10  Frcs.  für  jeden  Kubikmeter  feste  Masse  (Festmeter). 

7)  Nichtbeachtung  der  übrigen  im  Art.  19  und  20  mit  Bezug 
auf  Schutzwaldungen  enthaltenen  Vorschriften:   10  bis  100  Frcs. 

8)  Unterlassung  vorgeschriebener  Aufforstungen  in  eben  ge- 
nannten Waldungen  (Art.  11  und  21):  20  bis  100  Frcs.  für  jeden 
Hektar. 

9)  Vornahme  von  Nebennutzungen  in  üebertretung  eines  Ver- 
bots oder  diesfäUiger  Vorschriften  (Art.  20):  5  bis  500  Frcs. 

Die  Untersuchung  und  Beurtheilung  dieser  StraffkUe,  sowie 
die  Verwendung  von  Bussen  bleibt  den  Kantonsbehörden  über- 
lassen. 

Art.  28.  Bei  fortgesetzter  Renitenz  des  Waldeigenthümers 
kann  auf  Kosten  desselben  die  betreffende  Arbeit  von  der  Kantons- 
regierung  angeordnet  werden. 

Art.  29.  Die  Kantone  erlassen  die  erforderlichen  Bestimmun- 
gen gegen  Forstfrevel,  sowie  zur  Verhütung  von  Waldbrand,  In- 
sekten und  Windschäden  u.  dgl.,  und  setzen  die  entsprechenden 
Strafen  fest. 

Art.  30.  So  lange  dieses  Gesetz  in  einzelnen  Kantonen  nicht 
zur  vollen  Durchführung  gelangt  ist  und  namentlich  die  darin 
vorgesehenen  Beamtungen  nicht  besetzt  sind,  wird  der  Bundesrath 
je  nach  Dringlichkeit  dier  Sachlage  für  die  Erhaltung  und  Pflege 
der  unter  eidgenössische  Aufsicht  gestellten  Waldungen  besorgt 
sein. 

Erwachsen  hierdurch  dem  Bunde  ausserordentliche  Kosten, 
so  kann  der  betreffende  Kanton  zur  Erstattxmg  derselben  ange- 
halten werden. 

Der  Bundesrath  wird  festsetzen,  wann  in  den  einzelnen  Kan- 
tonen diese  Uebergangsbestimmungen  aufhören  sollen.  Unterdessen 
bleiben  die  kantonalen  Gesetzesbestimmungen  über  Abholäningen 
unter  Vorbehalt  bundesröthlicher  Genehmigung  in  Kraft. 

Art.  31.    Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der 
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Bestunmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Brachmonat  1874,  be- 
treffend die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundes- 
beschlüsse, die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten 
und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 


X.   Aus  dem  Italienischen  Forstgesetz  (20.  Juni  1877). 

Kap.  n.    Flächen,  welche   zu  den  Bannforsten  zu  zählen 

sind  (vincole  forestale). 

§  1.  Zur  Zahl  der  Bannforste,  welche  einer  speziell  dafür 
festgesetzten  Aufsicht  untergeordnet  sind,  gehören  Wälder  und 
entwaldete  Flächen  auf  Hochebenen  und  Bergabhängen,  innerhalb 
des  Gebietes  des  Kastanienbaumes,  und  ebenso  Landstücke,  welche 
nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  oder  nach  ihrer  Lage,  indem 
sie  von  Wald  entblösst  sind,  Einstürzen  oder  Abschwemmungen 
ausgesetzt  sind  und  durch  Erdrutsche  die  Verschüttung  von  Flüssen 
und  nutzbaren  Grundstücken  verursachen  oder  den  hygienischen 
Bedingungen  der  Gegend  schaden  könnten. 

§  2.  Ausschliesslich  mit  dem  Zweck  der  Bewahrung  der  hy- 
gienischen Verhältnisse  würden  zu  Bannforsten  nur  bereits  be- 
stehende Wälder  gemacht  werden  und  dazu  nur  auf  gemeinsame 
Forderung  des  Gemeinde-  oder  Provinzialrathes  und  des  örtlichen 
Medizinalrathes. 

§  3.  Das  gegenwärtige  Gesetz  erstreckt  sich  nicht  auf  Land- 
stücke, welche  als  Weinberge  und  Plantagen  von  Oelbäumen  und 
anderen  Bäumen  bearbeitet  werden. 

§  4.  Landstücken,  welche  im  §  1  angegeben  sind,  ist  ver- 
boten zu  roden  und  in  Ackerland  umzuwandeln,  mit  Ausnahme 
des  Falles,  wo  der  Eigenthümer  Massregeln  zur  Abwendung  eines 
allgemeinen  Schadens  getroffen  hat,  und  diese  Massregeln  vom 
Forstcomit^  für  genügend  anerkannt  werden.  Zur  Fällung  des 
Waldes  ist  eine  vorherige  Erlaubniss  nothwendig.  Die  Wald- 
besitzer müssen  sich  jedoch  den  allgemeinen  bestehenden  Vor- 
schriften unterordnen,  welche  jedes  Forstcomitö  zum  Zwecke  der 
Festigung  des  Bodens,  der  Waldemeuerung  und  zu  hygienischem 
Zwecke  zu  machen  für  nöthig  hält. 


—    502    — 

§  5.  In  jeder  ProYinz  wird  ein  Forstcomite  gegründet  Der 
Bestand  des  Comites  ist  folgender:  der  Pr&fekt  als  Vorsitzender, 
der  Forstinspektor  oder  in  seiner  Abwesenheit  der  Gehilfe  des 
Inspektors,  der  Techniker,  mit  Ernennung  desselben  durch  den 
Minister  des  Ackerbaues,  des  Handels  und  der  Industrie,  und 
drei  vom  Provinzialrath  gewählte  Mitglieder,  yon  denen  eines 
Mitglied  der  Provinzialyersammlung*)  sein  muss.  Der  Gemeinde- 
rath  wählt  ebenfaUs  ein  Mitglied  des  Comites,  welches  an  den 
Arbeiten  des  Comites,  in  den  Gemeindewaldungen  betreffenden 
Angelegenheiten,  mit  dem  Recht  einer  berathenden  Stimme  Theil 
nimmt.  Die  Wahlmitglieder  des  Comites  versehen  ihr  Amt  im 
Laufe  von  zwei  Jahren,  können  aber  auch  von  neuem  gewählt 
werden. 

§  6 — 10.  Im  Laufe  einer  sechsmonatlichen  Frist,  vom  Zeit- 
punkt der  Veröffentlichung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  ge- 
rechnet, sind  die  Forstinspektoren  verpflichtet,  ein  Verzeichniss 
der  Landstücke  und  Wälder,  welche  zu  den  Bannforsten  zuge- 
zählt werden  müssen,  anzufertigen  und  dem  Forstcomite,  für  jede 
Gemeinde  besonders,  vorzulegen,  und  nachdem  das  Comite,  wenn 
es  sich  als  nöthig  erweist,  örtliche  Untersuchungen  angestellt  hat, 
bestätigt  es  das  Verzeichniss,  welches  zur  allgemeinen  Kenntniss- 
nahme  in  allen  Gemeinden  gleichzeitig  veröffentlicht  wird.  In 
der  Folge  wird  die  Vervollständigung  des  Verzeichnisses  auf  die 
Gesuche  der  Forstadministration,  der  Gemeinde-  und  Provinzial- 
gewalten  hin  gemacht,  wobei  die  Ausgaben  für  die  Untersuchungen 
auf  Rechnung  der  Krone  übernommen  werden.  Im  Laufe  von 
zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Publizirung  der  gemachten  Unter- 
suchungen an  gerechnet,  können  in  das  Comitä  Gesuche  um  den 
Ausschluss  aus  der  Zahl  der  Bannforsten  derjenigen  Flächen  ein- 
gereicht werden,  welche  im  Verzeichniss  eingetragen  sind.  Solche 
Gesuche  können  auch  später  eingereicht  werden,  jedoch  nach 
Ausführung  der  Arbeiten,  welche  die  Gefahr  beseitigen,  wegen 
der   die   gegebene   Fläche   als  Bannforst   anerkannt  wurde,    und 


*)  Die  Prorinzialversammlung  entspricht  unserer  Landschaftsyersamm- 
lung,  und  der  Provinzialrath  dem  Landschaftsamt. 
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nach  der  Untersuchung  durch  das  Comit^^  ob  die  ausgeführten 
Arbeiten  dem  Zwecke  entsprechen.  Gegen  die  Entscheidungen 
des  Comites  in  allen  diesen  Fragen  kann  beim  Reichsrath  Be- 
schwerde eingelegt  werden.*) 

Kap.  IL    Beforstung. 

§  11.  Dem  Ministerium  des  Ackerbaues,  der  Industrie  und 
des  Handels,  den  Provinzialräthen  und  Gemeinden  wird  zugestan- 
den, mit  gemeinsamen  Kräften  oder  jedem  besonders,  mit  Mit- 
Wirkung  der  übrigen  oder  ohne  dieselben,  Massregeln  zur  Befor- 
stung von  Landstücken  zu  treffen,  welche  Bedingungen  unterliegen, 
welche  im  §  1  des  gegenwärtigen  Gesetzes  angegeben  sind.  Die 
Leitung  der  Arbeiten  zur  Beforstung,  welche  auf  allgemeine  Rech- 
nung des  Staates,  der  Provinzen  und  Gemeinden  ausgeführt  wer- 
den, wird  den  Provinzial-Forst-Comites  übertragen. 

§  12.  Dem  Staat,  der  Provinz  und  der  Gemeinde  steht  in 
der  durch  die  bestehenden  Gesetze  angewiesenen  Ordnung  das 
Recht  der  Expropriation  derjenigen  Grandstücke  zu,  deren  Be- 
forstung im  Interesse  des  allgemeinen  Nutzens  für  nothwendig 
erachtet  wird.  Der  Eigenthümer  des  zu  veräusernden  Reviers 
hat  nichts  desto  weniger  das  Recht,  das  Land  zu  behalten,  wenn 
er  sich  verpflichtet,  die  geforderten  Arbeiten  auszuführen  und 
dieselben  im  Laufe  einer  sechsmonatUchen  Frist  beginnt  und  inner- 
halb  einer  vom  Comite  bestimmten  Frist  beendigt.  Die  Forst- 
administration kann  innerhalb  der  Grenzen  ihres  Kredites  ent- 
waldete Flächen  aufkaufen,  um  dieselben  auf  ihre  Rechnung  zu 
beforsten  oder  sie  weiter  zu  verkaufen  oder  zur  Benutzung  au 
andere  Besitzer  abzutreten,  welche  die  Verpflichtung  übernehmen, 
die  geforderten  Arbeiten  auszuführen. 

§  13.  Die  Eigenthümer  von  Landstücken,  welche  der  Forst- 
aufsicht unterliegen  (Bannforsten),  können  sich  behufs  gemeinsamer 
Ausführung  der  geforderten  Arbeiten  und  behufs  Bewahrung  dieser 
Landstücke  zu  Genossenschaften  vereinigen.     Dergleichen  Genos- 


*)  Der  Eeichsrath  besteht  aus  lebenslänglichen,  nur  durch  das  Gericht 
abzusetzenden  Mitgliedern,  welche  vom  König  ernannt  werden. 
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senschaften  können  auch  auf  Ornnd  gerichtlicher  Bestimmungen, 
auf  die  Forderung  der  Mehrzahl  der  daran  interessirten  Personen 
gegründet  werden ,  jedoch  haben  die  Eigenthümer,  welche  nicht 
einverstanden  sind  in  die  Genossenschaft  einzutreten ,  das  Recht 
zu  fordern  y  dass  die  Genossenschaft  ihnen  die  Landstücke  abkauft. 
§  14.  Im  Falle  einige  Mitglieder  der  Genossenschaft  sich  mit 
der  Ausfährung  irgend  welcher  Forstkulturarbeiten  nicht  einver- 
standen erklären  sollten,  so  haben  die  übrigen  Mitglieder,  wenn 
ihnen  nicht  weniger  als  %  der  allgemeinen  Fläche  des  Landes 
der  Genossenschaft  gehört,  das  Recht  zu  fordern,  dass  die  von 
der  Arbeit  Abstehenden  ihre  Länder  der  Genossenschaft  verkaufen, 
jedoch  nur  nach  der  Beweisführung,  dass  die  Arbeiten  ohne  die 
allgemeine  Theilnahme  aller  Mitglieder  der  Genossenschaft  nicht 
ausgeführt  werden  können. 

Kap.  IIL    Kriminalverantwortlichkeit  und  Forstpolizei. 

§  16.  Der  Eigenthümer,  welcher  ein  im  Bann  befindliches 
Grundstück  rodet,  pflügt  und  weiter  bearbeitet  oder  die  durch 
§  4  des  gegenwärtigen  Gesetzes  geforderten  Arbeiten  nicht  aus- 
führt, unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  250  Lire  für  jeden  Hektar 
gepflügten,  entwaldeten  oder  bearbeiteten  Landes  und  ist  ver- 
pflichtet,  den  Boden  des  Grundstückes  zu  befestigen  und  denselben 
zur  Beforstung  innerhalb  einer  1^2 jährigen  Frist,  nachdem  das 
Urtheil  erfolgt  ist,  vorzubereiten. 

§  17.  Wenn  innerhalb  einer  172jährigen  Frist  nach  Fällung 
des  ürtheils  über  die  Strafe,  welche  im  vorhergehenden  Para- 
graphen angegeben  ist,  der  Boden  nicht  entsprechend  zur  Wald- 
anzucht vorbereitet,  oder  die  im  §  4  geforderten  Arbeiten  nicht 
ausgeführt  sein  werden,  so  lässt  der  Präfekt  der  Provinz  durch 
einen  Forstbeamten  den  Kostenanschlag  über  den  Betrag  der  ge- 
forderten Arbeiten  anfertigen. 

Der  zur  Strafe  Verurtheilte  muss  innerhalb  Monatsfrist,  vom 
Tage  der  Mittheilung  des  angefertigten  Kostenanschlages  an  ge- 
rechnet, in  die  Kanzlei  die  im  Kostenanschlag  berechnete  Summe 
hinterlegen,  und  das  Forst-Comit4  trifft  unverzüglich  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Ausführung  der  Arbeiten.     Wenn  die  nach  dem 
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Kostenanschlag  geforderte  Summe  nicht  eingezahlt  werden  sollte, 
oder  wenn  der  Betrag  der  Arbeiten  den  Kostenanschlag  über- 
steigen sollte,  so  wird  das  schuldige  Geld  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen beigetrieben,  welche  hinsichtlich  der  Erhebung  von  direkten 
Abgaben  in  Kraft  sind. 

§  18.  Privateigenthtimer,  welche  in  den  im  Bann  befindlichen 
Wäldern  und  Grundstücken  die  Forderungen  des  §  4  verletzen 
sollten,  unterliegen  einer  Geldstrafe  im  Betrage  von  Y2 — V*  ^^^ 
Werthes  des  gefüllten  Waldes  oder  des  durch  sie  angerichteten 
Verlustes. 

§  19.  Die  Vertreter  von  Juristen  unterliegen  persönlich  dem 
höchsten  Strafmasse,  wenn  sie  sich  als  schuldig  der  Verletzungen 
erweisen  sollten,  welche  in  den  vorhergehenden  Paragraphen  vor- 
gesehen sind,  unabhängig  von  der  persönlichen  Verantwortung, 
wenn  sie  aus  persönlichem  Vortheil  ein  Verbrechen  begehen. 

§  20.  Wenn  nicht  die  Eigenthümer,  sondern  die  Verwalter 
der  Grundstücke  und  Nebenpersonen  sich  als  schuldig  der  Ver- 
letzungen erweisen  sollten,  von  welchen  in  den  §§  16  und  18  ge- 
sprochen wird,  so  unterliegen  sie  Strafen  nicht  nur  auf  Grund 
der  obigen  Artikel,  sondern  ausserdem  noch  persönlicher  Ver- 
antwortung auf  Grund  der  allgemeinen  Eriminalgesetze,  wenn 
das  von  ihnen  begangene  Verbrechen  von  dem  letzteren  vor- 
gesehen ist.  Die  Strafe  für  in  §  16  vorgesehene  Verbrechen  darf 
nicht  niedriger  als  ^ö  des  höchsten  vom  Gesetze  bestimmten  Straf- 
masses sein  und  für  die  übrigen  Vergehen  nicht  weniger  als  ^/s, 
wenn  sich  als  Schuldige  die  Pächter  von  Waldrevieren  oder 
Weiden  und  überhaupt  Personen  erweisen  sollten,  welche  das 
Recht  der  Einfahrt  in  den  Wald  besitzen. 

Die  Strafe  darf  nicht  niedriger  als  der  sechsfache  Betrag 
des  zugefügten  Schadens  sein,  wenn  derselbe  in  Baumschulen  des 
Forstressorts  angerichtet  ist. 

§  21.  Die  Abschätzung  des  ungesetzlich  gefällten  Waldes 
oder  zugefügten  Schadens  wird  durch  die  Forstbeamten  nach 
einer  Taxe  ausgeführt,  welche  durch  den  Reichsrath  festgesetzt 
sein  muss.     Die    interessirten  Parteien   können   vor   Gericht   die 
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Richtigkeit  der  Abschätzimg,  welche  von  den  Forstbeamten  aus- 
geführt wurde,  bestreiten. 

Ausser  der  Strafe,  von  welcher  im  vorgehenden  Paragraphen 
gesprochen  wird,  werden  die  Schuldigen  zur  Wiederersetzung  der 
Verluste  zu  Gunsten  des  Eigenthümers  verurtheilt. 

§  23.  An  Stelle  der  Geldstrafe,  welche  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  bestimmt  wird,  tritt,  im  Falle  sie  nicht  entrichtet 
wird,  Gefängnisshaft  oder  Arrest,  entsprechend  der  Grösse  der 
Strafe,  mit  Beobachtung  der  Regeln  und  Bestimmungen  des  Kri- 
minal-Codex. 

Kap.  IV.    Forst-Administration. 

§  26.  Die  Kosten  für  die  Erhaltung  der  Forstbeamten  fallen 
auf  den  Staat;  vom  Unterhalt  der  Waldwärter  fallen  %  ^^^  ^^^' 
gaben  auf  die  Gemeinde  und  Vs  auf  die  Provinz. 

Die  Höhe  des  Gehalts  xmd  die  Zahl  der  Wächter  werden 
vom  Provinzialrath  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Forst-Comit4 
bestimmt. 

§  27.  Die  Waldwächter  werden  den  Zollwächtern  laut  §  18 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1862  gleichgestellt. 

§  28.  Die  Forstbeamten  werden  den  Polizeibeamten  gleich- 
gestellt auf  Grund  der  Gesetze  vom  Civilgerichtsverfahren  und 
des  Gesetzes  von  der  öffentlichen  Sicherheit. 

Kap.  V.    Bestimmung  der  Ordnung   der  Regulirung    und 

der  Ablösung  der  Wald-Servituten. 

Bei  der  Durchsicht  der  Waldschutzgesetze,  welche  in  den 
verschiedenen  europäischen  Staaten  in  Kraft  stehen,  sehen  wir  dass: 

1)  in  fast  allen  Staaten  die  Eigen thümer  verpflichtet   sind, 

die  Erlaubniss  der  Regierung  zum  Roden  ihres  Wälder 
einzuholen; 

2)  in  fast  allen  Staaten  die  Fälle  vorgesehen  sind,  in  denen 

die  Erhaltung  der  Wälder  an  dem  gegebenen  Orte  obli- 
gatorisch ist,  sobald  die  Waldung  Schutzwald  wird; 

3)  das  Weiden  von  Vieh  in  Wäldern  unter  Beobachtung  ver- 

schiedener Bedingungen  zugelassen  wird; 
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4)  der  Begriff  von  vernichtenden  Abholzungen  der  Wälder 

verschieden  formulirt  ist; 

5)  in  verschiedenen  Staaten  in  bestimmten  Fällen  festgesetzt 

ist,  obligatorisch  eine  künstliche  Waldzucht  einzuführen. 

Man  vergleiche  mit  diesen  Forderungen  unser  Waldschutz- 
gesetz vom  4.  April  1888  und  man  wird  in  ihm  eigentlich  dieselben 
Gegenstände  berührt  finden,  jedoch  mit  möglichst  geringer  Be- 
drückung der  Waldeigenthümer  und  mit  sehr  sorgfältiger  Ver- 
werthung  alles  desjenigen,  was  für  das  Gesetz  unumgänglich  noth- 
wendig  ist.  Ausserdem  bietet  unser  Gesetz  die  Eigenthümlichkeit, 
dass  es  die  Forderungen  in  Betreff  der  Schutzwaldungen  und 
der  Nichtschutzwaldungen  streng  scheidet  und  vollkommen 
bestimmte  Kennzeichen  zur  Anerkennung  der  Wälder  als  Schutz- 
waldungen aufstellt.  Zugleich  erstreckt  sich  unser  Gesetz  hin- 
sichtlich der  Schutzwälder  und  der  Waldungen,  welche  den  Was- 
serstand der  Flüsse  bewahren,  in  seinem  vollen  Umfang  auf  das 
ganze  europäische  Russland,  dagegen  in  Betreff  der  Nichtschutz- 
wälder  erstreckt  es  sich,  ausser  einigen  Arten  von  Besitzungen, 
nur  auf  einen  gewissen  Rayon  von  Russland.  Etwas  ähnliches 
finden  wir  nur  im  schweizerischen  Gesetz. 

Wenn  wir  im  Einzelnen  die  verschiedenartigen  Bedingungen 
hinsichtlich  der  einzelnen  Fragen  betrachten,  so  finden  wir  fol- 
gendes: 

hinsichtlich  des  Fällens  der  Wälder. 

In  unserem  Gesetz  (Art.  11)  sind  alle  Fälle  angeführt,  in 
welchen  die  Erlaubniss  zum  Fällen  des  Waldes  gegeben  wird, 
wobei  den  Forstschutz- Comites  das  Recht  zugestanden  wird,  das 
Abholzen  ohne  besondere  vorherige  üntersuchuug  an  Ort  und 
Stelle  zu  gestatten,  wenn  keine  Anzeigen  über  die  Nothwendigkeit 
vorhanden  sind,  dass  der  Wald  als  Schutzwaldung  erklärt  oder 
zxun  Schutz  des  Oberlaufes  und  der  Quellen  der  Flüsse  erhalten 
werden  müsse.  In  einigen  ausländischen  Gesetzgebungen  wird 
jedoch  die  Ordnung  bei  der  Erlaubniss  zum  Abholzen  durch  ver- 
schiedene Forderungen  erschwert:  so  wird  im  österreichischen 
Gesetze  gefordert,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Nothwendigkeit 
zu  richten,  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  an  Holzmaterial  zu 
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sichern;  im  baierischen  und  braunschweigischen  Gesetz  wird  ge- 
fordert, sich  an  Ort  und  Stelle  zu  überzeugen,  dass  die  zum  Ab- 
holzen bestimmte  Waldfläche  unzweifelhaft  zu  einer  vortheilhaf- 
teren  Kultur  tauglich  ist;  in  dem  württembergischen  und  fran- 
zösischen Gesetz  wird  ebenfalls  die  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  vor  der  Erlaubniss  zum  Abholzen  gefordert. 

Bei  der  Weitläufigkeit  unserer  Administrativbezirke  würde 
die  Erlaubniss  zum  Abholzen  sich  ausserordentlich  verzögern, 
wenn  die  unbedingte  Forderung  der  örtlichen  Besichtigung  auf- 
gestellt würde,  und  würden  zugleich  komplizirte  Missverständnisse 
entstehen,  wenn  man  noch  Erwägungen  anderer  Art  fordern 
wollte,  als  die  im  Gesetz  angegebenen  Fälle. 

Hinsichtlich   der  Anerkennung  des  Waldes  als 

Schutz  Waldung. 

Im  Art.  4  unseres  Gesetzes  über  den  Waldschutz  sind  die 
vollständig  unzweifelhaften  Kennzeichen  aufgezählt,  nach  welchen 
die  Wälder  und  Sträucher  als  Schutzwaldung  anerkannt  werden. 
Eine  ähnliche  Aufzählung  von  Kennzeichen  findet  sich  im  baieri- 
schen Gesetz.  In  anderen  Gesetzgebungen  dagegen  finden  sich 
ausser  den  unzweifelhaften  Kennzeichen  auch  einige  bedingende: 
in  Oesterreich  werden  Reviere  mit  dem  Verbot  belegt,  in  denen 
eine  besondere  Art  Wirthschaft  noth wendig  ist;  in  Ungarn  wird 
jede  Art  von  Lichten  und  vollständigem  Abholzen  von  Wäldern 
verboten,  deren  Vernichtung  schädliche  Folgen  auf  die  Ertrags- 
fähigkeit niedrig  liegender  Gegenden  haben,  die  Sicherheit  der 
Wege  bedrohen  und  verheerenden  Winden  den  Durchgang  er- 
öffnen kann;  in  Italien  werden  zur  Zahl  der  Bannforsten  unter 
anderen  auch  diejenigen  Wälder  gerechnet,  welche,  im  Falle  der 
Vernichtung,  den  hygienischen  Bedingungen  der  Gegend  schaden 
könnten;  in  Frankreich  werden  zu  den  Schutz  Waldungen,  ausser 
denjenigen,  welche  das  Erdreich  an  den  Bergabhängen  festhalten, 
den  Boden  vor  dem  Wegschwemmen  durch  Flüsse  und  Ströme 
bewahren,  die  Wasserquellen  erhalten  und  den  Flugsand  auf- 
halten, noch  diejenigen  Wälder  gerechnet,  die  zum  Schutze  des 
Staatsgebietes  an  der  Grenze  xmd  zur  allgemeinen  Gesundheit 
nöthig  sind;  in  Preussen  wird,  um  einen  Wald  als  Schutzwaldung 
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zu  erklären,  der  Beweis  gefordert,  dass  der  Schaden,  welcher  za 
beseitigen  ist,  bedeutend  den  von  der  Beschränkung  des  Eigen- 
thumsrechtes  entstehenden  Verlust  tibersteigt,  welcher  den  Eigen- 
thümern  zugefügt  wird. 

Im  vorhergehenden  IV.  Kapitel  meines  Buches  habe  ich  be- 
reits die  Ursachen  dargelegt,  weshalb  unser  Waldschutzgesetz  die 
in  ihm  festgesetzte  Ordnung  der  Anerkennung  des  Waldes  als 
Schutzwaldung  vorgezogen  hat. 
Hinsichtlich  des  Weidens  von  Vieh  in  den  Wäldern. 
In  unserem  Gesetz  vom  Waldschutz  sind  die  Regeln  über  das 
Weiden  von  Vieh  für  die  Schutzwälder  und  die  Waldungen, 
welche  nicht  zu  den  Schutzwäldern  gehören,  verschieden.  In  den 
ersteren  wird  das  Recht  zugestanden,  in  die  Wirthschaftspläne 
das  Verbot  des  Weidens  von  Vieh  aufzunehmen;  jedoch  wird 
dieses  Verbot  nicht  unbedingt  obligatorisch  gemacht.  In  den 
Wäldern  dagegen,  welche  nicht  als  Schutzwaldungen  anerkannt 
sind,  wird  das  Weiden  von  Vieh  in  Gehauen  und  in  jungem 
Wald  verboten,  welcher  noch  nicht  das  Alter  von  fünfzehn  Jahren 
erreicht  hat.  In  den  ausländischen  Gesetzgebungen  sind  die  For- 
derungen in  Betreff  des  Weidens  von  Vieh  in  Wäldern  verschie- 
den dargestellt:  in  Oesterreich  wird  das  Weiden  von  Vieh  auf 
Flächen  verboten,  welche  zur  neuen  Waldanzucht  bestimmt  sind, 
wenn  es  dem  Aufkeimen  schaden  kann;  in  die  übrigen  Theile 
kann  man  nur  so  viel  Vieh  lassen,  als  sich  dort  nähren  kann. 
Plätze,  welche  zum  Weiden  verboten  sind,  dürfen  nicht  weniger 
sein:  in  hochstämmigen  Wäldern  —  als  Yg,  in  kurzstämmigen 
und  mittleren  —  als  7ö  der  gesammten  Waldfläche.  In  Baiern 
muss  das  Weiden  von  Vieh  in  Wäldern  unter  Aufsicht  von  Hirten 
geschehen;  junger  Wald  muss  für  das  Weiden  bis  zu  dem  Zeit- 
punkt geschlossen  bleiben,  wo  das  Weiden  in  demselben  ohne 
3chaden  für  den  Nachwuchs  zugelassen  werden  kann;  in  Wäldern, 
in  welchen  das  Abholzen  mit  Auswahl  geschieht,  bestimmt  die 
örtliche  Polizeiverwaltung  die  Anzahl  von  Vieh,  welche  in  den- 
selben Weiden  kann  etc.  Das  Weiden  in  der  Nacht  wird  ver- 
boten. Diese  letztere  Forderung  ist  auch  im  Badischen  Gesetz 
enthalten.     In  Frankreich  wird  das  Weiden  nur  in  Revieren  ge- 
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stattet,  welche  von  der  Administration  bestimmt  sind  und  ent- 
sprechend dem  Zustande  des  Waldes.  In  der  Schweiz  müssen  in 
Schutzwäldern  die  Nebennutzungen,  darunter  auch  das  Weiden 
von  Vieh,  auf  eine  bestimmte  Fläche  beschränkt  werden,  und 
werden  im  Nothfalle  auch  ganz  verboten.  Somit  giebt  das  rus- 
sische Waldschutzgesetz  die  Möglichkeit,  in  Schutzwäldern  in  den 
Wirthschaftsplänen  in  jedem  einzelnen  Falle  diejenigen  Massregeln 
zur  Verhütung  von  Schaden  durch  das  Weiden  von  Vieh  zu  er- 
greifen, welche  den  lokalen  Bedingungen  am  meisten  entsprechen; 
in  Nichtschutzwäldem  nimmt  es  als  allgemeine  Norm  das  15jährige 
Alter  von  jungem  Wald  an,  um  in  demselben  das  Weiden  zu  ver- 
bieten, da  die  Regierung  nicht  genügende  Administrationsmittel 
besässe,  um  die  Erfüllung  des  Gesetzes  bei  ausführlicher  Regle- 
mentation  zu  überwachen,  ähnlich  wie  es  auch  in  Frankreich  und 
in  Baiem  der  Fall  ist. 
Formulirung  des  Begriffes  von  verwüstendem  Abholzen. 

Im  russischen  Gesetz  wird  solches  verwüstendes  (vollstän- 
diges) Abholzen  von  wachsendem  Walde  verboten;  in  Folge  dessen 
der  Holzvorrath  erschöpft,  die  natürliche  Erneuerung  unmöglich 
wird  und  die  abgeholzten  Flächen  sich  in  unkultivirte  Plätze  ver- 
wandeln. Eine  genauere  Erklärung  dessen,  was  eigentlich  ver- 
wüstendes Abholzen  zu  nennen  ist,  giebt  das  Gesetz  nicht; 
im  Art.  29  P.  d.  macht  es  jedoch  den  Forstschutz  -  Comites  zur 
Pflicht,  die  Anordnungen  der  Waldeigenthümer  in  Betreff  von 
verwüstendem  Abholzen,  welches  den  Wald  zu  vernichten  droht, 
aufzuhalten  und  abzuändern.  Folglich  erlaubt  das  Gesetz  den 
Forstschutz  -  Comitös  in  jedem  einzelnen  Falle  nicht  anders  das 
Abholzen  für  verwüstend  zu  erklären,  als  nach  vorheriger  Unter- 
suchung des  Ortes.  Im  IV,  Kapitel  habe  ich  schon  ausführlich 
erklärt,  warum  so  eine  Ordnung  vollkommen  die  genauere  Be- 
stimmung ersetzt,  was  ein  verwüstendes  Abholzen  ist. 

In  einigen  ausländischen  Gesetzgebungen  finden  wir  auch 
eine  ausführlichere  Formulirung  des  Begriffes  von  verwüstendem 
Abholzen.  In  Oesterreich  bestimmt  das  Gesetz  „ein  Wald  darf 
nicht  verwüstet  werden,"  d.h.  in  ihm  darf  keine  Wirthschaft 
eingeführt  werden,   welche   entweder   dem   weiteren   Wachsthum 
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des  Waldes  schadet  oder  dasselbe  vollständig  unmöglich  macht 
Im  Badischen  Gesetz  ist  gesagt:  „Kein  Theil  des  Waldes  darf 
ohne  Anpflanzung  bleiben,"  und  weiter:  „Zu  einem  Kahlhiebe 
oder  einem  anderen  in  seinen  Folgen  ähnlichen  Hiebe  ist  die  Er- 
laubniss  der  Forstbehörde  (Bezirksforstei)  einzuholen,  welche  nicht 
verweigert  werden  soll,  wenn  der  künstliche  Wiederanbau  der 
Waldfläche  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  zulässig  erscheint, 
und  wenn  der  Waidbesitzer  für  die  Ausführung  der  Kulturen  die 
nöthige  Sicherheit  bietet."  Wenn  wegen  ordnungswidriger  Be- 
wirthschaftung  eines  Waldes  ....  der  Fortbestand  eines  solchen 
gefährdet  ist,  so  hat  das  Forstamt  unter  schriftlicher  Belehrung 
und  Verwarnung  des  Waldbesitzers  die  auf  Beseitigung  jener 
Gefahr  gerichteten  Anordnungen  zu  treffen.  Beachtet  der  Wald- 
besitzer die  ihm  ertheilten  Weisungen  trotz  gegen  ihn  erkannter 
Strafe  nicht,  so  kann  das  Forstamt  zeitliche  Beschränkung  des- 
selben in  der  freien  Bewirthschaftung  und  Benutzung  des  gefähr- 
deten Waldes  verfügen,  vornehmlich  durch  Ertheilung  von  Vor- 
schriften hinsichtlich  des  Holzbestandes  auf  natürlichem  oder 
künstlichem  Wege. 

Alle  dergleichen  Formulirungen  des  Begriflfes  von  einem  ver- 
wüstenden Abholzen  kommen  jedoch  darauf  hinaus,  dass  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Thatsache  des  verwüstenden  Abholzens  nur 
durch  eine  ausführliche  Untersuchung  festgestellt  werden  kann. 

Die  obligatorische  Waldanzucht. 

Im  russischen  Gesetz  vom  Waldschutz  ist  der  Waldeigen- 
thümer  nur  in  dem  im  Art.  15^  angeführten  Ausnahmefall  ver- 
pflichtet, ordnungswidrig  abgeholzte  oder  gelichtete  Waldflächen 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  bewalden.  Dagegen  sind  in 
den  ausländischen  Waldschutzgesetzen  die  Fälle  ziemlich  häufig, 
in  denen  der  Staat  das  Recht  hat,  die  Ausführung  der  künst- 
lichen Waldanzucht  zu  fordern. 
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yi.  Kapitel. 


Die  Aufgaben  des  Forstfaehes  in  der  nächsten 

Zukunft. 

Die  VeröfiFentlichung  des  Gesetzes  vom  4.  April  1888  erscheint 
gleichsam  als  Ausdruck  der  Initiative  der  Regierung,  unsere 
Wälder  in  so  einen  Zustand  zu  bringen,  in  welchem  sie  wirklich 
eine  staatliche  oder  öffentliche  Bedeutung  als  Mittel  zur  Entwicke- 
lung  der  Volkskräfte  und  zur  Hebung  ihres  Wohlstandes  haben 
könnten.  In  der  Zukunft  steht  ohne  Zweifel  eine  lange  und  nicht 
leichte  Arbeit  bevor,  jedoch  nicht  nur  der  Regierung  allein,  son- 
dern den  vereinten  Kräften  des  Volkes. 

Die  Regierung  hat  die  Aufgabe,  in  immer  weiterem  und  wei- 
terem Umfange  Massregeln  zur  Unterstützung  und  Anspomung 
der  Waldwirthschaft  zu  treffen,  das  Volk  aber  hat  diese  Unter- 
stützung möglichst  vollständig  und  verständig  auszunützen.  Die 
Lage,  in  welcher  gegenwärtig  die  Eigenthümer  von  Wäldern  ge- 
stellt sind,  sollte,  nach  meiner  Meinung,  sie  auf  den  Oedanken 
bringen,  Mittel  und  Wege  zu  Cnden,  die  Ertragsfähigkeit  ihres 
Waldlandes  wiederherzustellen  und  den  Ertrag  ihrer  Wälder  nach 
Möglichkeit  zu  erhöhen.  Einerseits  die  Waldbesitzungen,  welche 
durch  heilig  und  unverbrüchlich  eingehaltene  Kontrakte  ruinirt 
sind,  andererseits  die  Nothwendigkeit,  laut  Gesetzeskraft  auf  dem 
auf  solche  Weise  ausgesogenen  Waldboden  auch  femer  Wald  zu 
ziehen,  und  endlich  das  persönliche  Interesse  und  die  Sorge,  der 
Nachkommenschaft  die  nöthigen  Mittel  zum  Leben  zu  gewähren, 
durch  alle  diese  Umstände  zusammeng^iommen  veranlassten  in 
Wirklichkeit  den  Eigenthümer  in  der  angegebenen  Richtung  zu 
wirken.     Bevor  man   mit  Massregeln  zur  Erhöhung  des  Ertrages 
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Vom  Waldbesitz  beginnt^  mass  man  selbstverständlich  sich  vorher 
etwas  näher  mit  der  individuellen  Natur  der  Waldwirthsohaft  be- 
kannt machen ;  um  sich  in  der  Frage  zu  orientiren^  in  wie  weit 
diese  Art  von  Industrie  zur  Aufnahme  und  Bezahlung  der  in  die 
Wirthschaft  eingelegten  Kapitalien  geeignet  ist,  oder  in  welchem 
Masse  eine  grössere  Rente  vom  Waldboden  erzielt  werden  kann 
durch  Vergrösserung  der  Intensivität  der  Wirthschaft  oder  aber 
ohne   Vergrösserung    der  Intensivität    der   Wirthschaft    und   nur 
durch    mehr   zweckentsprechenden   Gebrauch   der  Waldprodukte 
oder  durch  Verbesserung  der  Absatzarten  der^  vom  Walde  zu  er- 
haltenden Produkte.     Für  die  russischen  Waldeigenthümer  ist  es 
vielleicht  sogar  viel  wichtiger  diese  letztere  Frage  zu  entscheiden^ 
als  die  Frage  von   der  Intensivität  der  Wirthschaft.    Jedenfalls 
muss  sich  der  russische  Waldeigenthümer  etwas«  mit  der  Frage 
über  die  Grundlagen  des  waldwirthschaftlichen  Betriebes  bekannt 
flachen  y  dazu  aber  muss  er  selbstverständlich  mit  dem  Alphabet 
—  den  Büchern  über  Waldwirthsohaft  —  beginnen.    Gegenwärtig 
können  wir  uns  schon  nicht  mehr  über  Mangel  an  Leitfäden  über 
diesen   Gegenstand   sogar   in   unserer  Muttersprache  beschweren, 
und  man  kann  in  ihnen  nicht  nur  die  Grundlage,  sondern  auch 
die  Details  der  Sache,  die  Beschreibung  der  technischen  Mittel 
und  Handgriffe,  einige  Daten  über   die  Ausführung  der  Berech- 
nungen  und  Abrechnungen    bei  Waldoperationen,    Mittheilungen 
über  die  Bedingungen  der  Waldwirthsohaft  in  den  verschiedenen 
Gegenden  Russlands  u.  8.  w.  finden. 

Ich  meinerseits  wünsche  allen  diesen  Büchern,  darunter  auch 
dem  vorliegenden,  einstweilen  nur  eines  —  dass  man  sie  nicht 
zu  streng  beurtheile,  dass  mai\  von  ihnen  nicht  zu  viel  verlange. 
Einerseits  kann  man  von  einem  Buche,  welches. Forstfragen  be- 
. handelt,  nicht  das  erwarten,  was  wir  im  Rechte  sind  von  den 
Büchern  von  Frau  Malochowey  oder  Herrn  Frisenius  zu  fordern, 
wo  alles  ausgerechnet,  abgewogen  und  vertheilt  ist;  die  Forst- 
wirthschaft  ist  etwas  jünger,  viel  kpmplizirter  und  deshalb  für 
die  Erklärung  schwerer  als  (las  Eüchenfach,  möge  das  vonE^üchen- 
chemie  oder  chemische  Küche  sein.    Andererseits  sind,  die  Yer- 

fasser    dieser   Bücher   grösstentheils   Leute,    welche  in   ziemlich 
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achtnngswerther  Entfernang  vom  rassischen  Walde  stehen,  nnd 
ihre  Werke  sind  grösstentbeils  Kompilationen,  Sammelwerke  der 
Erfahrung  und  nicht  selten  auch  Erdichtangen  vieler  anderer  Per- 
sonen. Endlich  beschränkte  sich  bis  zar  letzten  Zeit  die  Nach- 
frage nach  dieser  Art  Ton  Literator  hauptsächlich  auf  das  kleine 
.Gebiet  der  Verbreitung  zwischen  der  im  Forstinstitut  und  in  der 
Petrowski'schen  Akademie  lernenden  Jugend*  Man  fordere  nur 
im  Magazin  ein  Buch  neuerer  Spezialität^  so  wird  der  dienst^ 
bereite  Commis  sofort  sich  auf  die  weite  ^  nicht  ungefährliche 
Wanderung  nach  den  oberen  Repositorien  und  Ecken  des  Raumes^ 
unter  den  Ladentisch,  in  die  Wandkammer  begeben,  und  nach- 
dem er  das  geforderte  Buch  endlich  aufgefunden  und  den  Staub 
der  Jahrhunderte  von  den  Blättern  abgeschüttelt  hat,  dasselbe 
vorlegen  und  so  einen  Preis  nennen,  dass  man  glauben  könnte, 
irrthümlich  in  einen  Antiquitätenladen  gerathen  zu  sein.  Dies 
alles  hat  der  russischen  Forstliteratur  einen  gewissen  Stempel  auf- 
gedrückt, zu  ihrer  Popularität  nicht  beigetragen  und  sie  sogar, 
wenn  man  will,  dem  Geiste  des  russischen  Mannes  entfremdet. 
Und  bei  alledem  entschliesse  ich  mich  zu  sagen,  dass  der  russische 
Waldeigenthümer  gegenwärtig  einige  solcher  Bücher  erwerben, 
durchlesen  und  sich  nach  ihnen,  so  viel  es  möglich  ist,  in  seiner 
forstwirthschaftlichen  Thätigkeit  richten  soll.  Deshalb  weil  die 
Kenntnisse  über  Waldwirthschaft  ausserordentlich  wenig  im  Volke 
verbreitet  sind,  welches  in  Folge  dessen  mit  Misstrauen  auf  jeden 
Versuch  zur  Verbesserung  der  Waldwirthschaft  sieht  und  durch 
sein  Misstrauen  den  Eigenthtimer  ansteckt  und  ihm  Furcht  vor 
den  unbekannten  Folgen  des  Unternehmens  einflössen  kann  und 
natürlich  durch  nichts  zur  Lösung  von  rein  technischen  Fragen 
beitragen  wird,  als  etwa  durch  seine  physische  Kraft  und  seine 
Fähigkeit,  schnell  verschiedene  Handgriffe  in  der  Handarbeit  sich 
anzueignen.  Ein  vernünftig  abgefasstes  und  gut  durchstudirtes 
Buch  über  Forstwirthschaft  muss  einstweilen  die  einzige  Stütze 
der  Waldeigenthümer  sein,  und  solche  Bücher  werden  nicht  im 
Geringsten  mit  ihrem  Erscheinen  zögern,  wenn  erst  die  Wald- 
eigenthümer den  Wunsch  zeigen  werden,  dieselben  zu  besitzen 
und  sie  zu  konsultireo« 
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Indem  ich  eben  auf  die  Nothwendigkeit  hinweise  ^  sich  mit 
Spezialbüchern  bekannt  zu  machen,  welche  bei  ans  einstweilen 
die  einzige  Quelle  der  nothwendigen  gründlichen  Kenntnisse  auf 
dem  Gebiete  der  Waldwirthschaft  und  die  einzige  Quelle  zur  Er- 
lernung der  Details  der  Technik  bilden,  halte  ich  dies  nur  für 
die  vorläufige  Arbeit  des  Waldeigenthümers.  Zur  Lösung  der 
Frage  von  der  Erhöhung  der  Ertragsfähigkeit  eines  gegebenen 
Waldgutes  durch  richtige  Benutzung  der  Produkte  dieses  Gutes 
oder  ihren  zweckentsprechenden  Absatz  ist  es  nöthig,  die  Sach- 
lage an  Ort  und  Stelle  kennen  zu  lernen,  inmitten  der  Umgebung 
dieses  Gutes,  das  Buch  allein  wird  hier  fast  gar  nichts  helfen, 
sondern  es  ist  persönliche  Erfahrung  und  die  Lust  sich  mit  dieser 
Frage  zu  befassen  nothwendig. 

Es  wäre  hier  die  richtige  Stelle  zu  beklagen,  dass  der  einst 
in  Bussland  ertönte  heisse,  aufrichtige,  aber  wenig  praktische 
Ruf  „Es  ist  Zeit  nach  Hause  zu  gehen '^  nicht  die  entsprechende 
Wirkung  hervorrief,  dennoch  ist  dies  die  beste  Formel  auch  zur 
Lösung  der  wirthschaftlichen  Fragen  unseres  Vaterlandes.  Wenn 
wir  uns  aber  daran  erinnern,  dass  die  Erfinder  dieser  Formel 
selbst  auf  dem  Trottoir  einhergingen,  an  dem  Gesang  der  Patti 
sich  ergötzten,  Hummer  assen,  täglich  die  eben  erst  von  der  Presse 
gekommene,  noch  feuchte,  um  nicht  zu  sagen  wässerige  Zeitung 
lasen,  so  kann  man  sich  überzeugen,  dass  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Dinge  zu  wünschen  wäre,  dass  alle  unsere  Wald- 
eigenthtlmer  sich  selbst  persönlich  mit  ihren  Wäldern  beschäftigten, 
es  verständen  auf  eine  von  ihrer  Seite  unwahrscheinliche  Selbst- 
opferung zu  rechnen.  Deshalb  enthalte  auch  ich  mich  der  Aeusse- 
rung  so  eines  Wunsches.  Wenn  aber  Gott  will,  so  werden  die 
Instruktoren  in  den  Augen  der  Waldeigenthümer  und  überhaupt 
der  ganzen  Gesellschaft  festen  Halt  erlangen;  wenn  zudem  das 
vom  Ministerium  der  Reichsdomänen  angenommene  System  der 
Vorbereitung  von  niederen  Technikern  und  vollziehenden  Beamten 
für  den  Forstdienst  (s.  Beilagen)  festen  Fuss  fasst,  so  wird  die 
Führung  einer  Waldwirthschaft  oder  die  Verwaltung  von  Wald- 
gütem,    welche  an  allßn  Enden  Russlands   zerstreut  sind,   sogar 
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aus  der  weitien  Ferne  der  Ssergigicwskaja  oder  der  Avenue  des 
Elys^es  möglich  werden* 

Somit  besieht  die  erste  moralische  Verpflichtung,  welche  durch 
das  neue  Oesetz  den  Waldeigenthümem  auferlegt  wird,  darin, 
dass  man  mit  einer  regelrechteti  Waldwirthschaft  beginnen  muss, 
mit  dem  Zweck  die  Ertragsfähigkeit  des  Waldbodens  zu  erhöhen, 
welcher  geringen  oder  gar  keinen  Ertrag  zu  bringen  droht,  in  dem 
Falle,  wenn  an  demselben  die  neuen  Massregeln  nicht  angewandt 
werden. 

Auf  die  Ausfährung  an  Ort  und  Stelle  und  die  Einrichtung 
der  Wirthschaft  nach  der  neuen  Ordnung  beschränkt  sich  jedoch 
die  Aufgabe  nicht,  deren  Erfüllung  wir  das  Recht  haben  vom 
russischen  Waldeigenthümer  zu  erwarten.  Ich  weiss  —  und  er- 
kläre dies  mit  besonders  freudigem  Geftlhle  —  dass  die  Mehrzahl 
unserer  Waldeigenthümer  wenigstens  bis  auf  den  Augenblick  aus 
Personen  besteht,  Welche  zur  intelligenten  Klasse  gehören  und 
darunter  sehr  viele  zur  höheren  Gesellschaft;  der  Horizont  ist  bei 
solchen  Waldeigenthümem  gentügend  weit,  um  alle  Erscheinungen 
zu  gewahren  und  mit  einem  Blick  die  Gesammtheit  aller  Um- 
stände zu  übersehen,  welche  im  gegebenen  Moment  so  oder  anders 
zur  Unterstützung  der  Waldwirthschaft  in  Russland  dienen  kön- 
nen; die  materielle  Sicherheit  erlaubt  es  ihnen  zeitweise  auf  einen 
Theil  der  Vortheile  zu  verzichten,  welche  von  den  Waldgütem 
erzielt  werden,  um  auf  Kosten  dieser  Rückstände  eine  bessere 
Wirthschaft  einzuführen.  Alles  nützliche,  was  sie  für  ihre  Wälder 
machen  werden,  wird  zu  gleicher  Zeit  auch  den  Wäldern  anderer 
Eigenthümer  und  den  Interessen  des  Landes,  dem  Wohl  des 
Volkes  nutzbringend  seih.  Unser  vornehmer  Adel,  welcher  sich 
zum  Nutzen  des  Vaterlandes  soviel  bemüht  hat,  muss  auch  jetzt 
in  der  Forstfrage  in  erster  Linie  vorangehen  und  sodann  werden, 
dem  Beispiel  der  grossen  Waldbesitzer  auch  viele  andere  folgen. 

Eine  andere  Klasse  von  Leuten,  deren  Interessen  durch  das 
neue  Gesetz  lebhaft  berührt  werden,  sind  die  Holzhändler.  Welche 
Aufgaben  stehen  denn  ihnen  bevor?  Es  ist  nicht  zu  sagen  —  sie 
haben  ihre  Operationen  auf  jene  Rayons  zu  übertragen,  wo  das 
Gesetz  noch  nicht  in  seinem  vollen  Umfange  in  Kraft  steht,  wie 
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viel  Mühe  muss  man  aber  darauf  verwenden!  Ein  Holzhändler 
aus  dem  Gouvernement^ Charkow  müsste  über  tausend  Werst  über- 
siedeln und  seine  Arbeit  unter  ganz  neuen  Bedingungen  beginnen; 
zudem  würde  die  Uebertragung  der  Thätigkeit  in  einem  anderen 
Rayon  nur  eine  zeitweilige  mit  dem  neuen  Gesetze  übereinstim- 
mende sein;  wir  aber  möchten  errathen,  was  der  Holzhändler 
überhaupt  zum  Nutzen  des  Forstwesens  in  Russland  thun  kann. 

Eine  Eigenthümlichkeit  im  Charakter  unseres  Holzhändlers 
ist  die,  dass  er  in  der  ungeheueren  Mehrzahl  der  Fälle  schwei- 
gend und  allein  arbeitet,  indem  er  eine  Stütze  in  der  Gunst  der 
Polizei  und  in  den  Bedürfnissen  des  gewöhnlichen  Volkes  sucht; 
somit  ist  er  in  der  Reihe  der  übrigen  Vertreter  der  russischen 
Industrie  und  des  Handels  das  Kind,  welches  nicht  weint  und 
seiner  Mutter  unverständlich  bleibt.  Wenn  nur  das  neue  Gesetz 
dem  russischen  Holzhändler  etwas  die  Zunge  lösen  würde  zur 
Vertheidigung  seiner  eigenen  Interessen!  Wenn  es  ihn  etwas  mit- 
theilsamer machte!  Gegenwärtig  sind  Kongresse  von  Spezialitäten 
der  verschiedenen  Industriezweige  sehr  populär,  man  spricht  von 
einem  Kongress  der  Bergbau-Industriellen,  der  Naphta-Industriellen, 
der  Müller,  der  Zuckerfabrikanten  u.  s.  w.,  aber  von  einem  Kon- 
gress der  Holzhändler  hat  man  in  Russland  noch  nichts  gehört. 
Auf  die  von  Zeit  zu  Zeit  stattfindenden  Kongresse  der  Forstleute 
werden  allerdings  auch  Holzhändler  eingeladen,  das  ist  aber  alles 
nicht  das:  auf  diesen  Kongressen  ist  vom  Holzhandel  nicht  die 
Rede  und  auf  denselben  riskirt  der  Holzhändler  nur  sich  die 
Zähne  stumpf  zu  machen,  einen  vollen  Tisch  wird  er  aber  nicht 
sehen.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Holzhändler  bei  gemein- 
samer Besprechung  und  Berathung  ihrer  Interessen  im  Stande  sein 
würden,  Fragen  zur  Lösung  zu  stellen,  welche  den  Wald  Wohl- 
stand Russlands  sehr  nahe  betreffen  würden.  Ausserdem  müssten 
die  Kongresse  im  Auge  haben ,  dass  das  Hauptkontingent  unserer 
Holzhändler  aus  Leuten  besteht,  welche  sowohl  die  allgemeinen 
Bedingungen  des  Kulturlebens  der  Völker  wenig  kennen ,  als  auch 
die  ökonomische  (im  weiten  Sinne  des  Wortes)  Lage  Russlands 
mit  seinen  Reich thümern,  Bedürfnissen,  Kräften,  Aussichten  und 
Hoffnungen   der  Regierung:  bei  uns  giebt  es  weder  Geographie 
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noch  Statistik,  noch  eine  Sammlung  von  Gesetzesbestimmungen, 
noch  sogar  ein  Journal  oder  eine  Zeitung ,  welche  den  Holzhändler 
interessiren,  d.  h.  ihm  wesentlichen  Nutzen  bringen  können.  Alles, 
was  bei  uns  über  das  Holzfach  geschrieben  ist,  hat  für  den  Holz- 
händler weniger  als  untergeordnete  Bedeutung. 

Wer  kann  denn  in  diesem  Falle  zu  Hülfe  kommen? 

Zu  unserer  Schande  müssen  wir  die  völlige  Unkenntniss  der 
wesentlichen  Bedürfnisse  der  Holzhändler  gestehen  und  sind  des- 
halb nicht  im  Stande,  ihnen  entgegen  zu  kommen.  Wenn  nur  diese 
Bedürfnisse  bekannt  gemacht  wären!  Die  Kompetenz  von  der- 
gleichen Angaben  würde  in  den  Augen  der  Gesellschaft  und  des 
Staates  bedeutend  wachsen,  wenn  sie  von  einer  ^Korporation  oder 
von  einer  zeitweiligen  Versammlung  von  Spezialisten  der  Sache 
ausgehen  würden. 

Nur  in  den  allgemeinsten  Zügen  könnte  ich  hier  den  Weg 
bezeichnen,  welchem,  nach  meiner  Meinung ,  die  russische  grosse 
Holzindustrie  folgen  müsste.  Das  ist  einerseits  der  Weg  der 
Eroberung  eines  Feldes  für  Holzhandel  im  Norden  und  Nordosten 
und  andererseits  die  Anwendung  einer  mehr  zweckentsprechenden 
Bearbeitung  des  Rohmaterials  bis  zum  Grade  der  Anfertigung 
aus  dem  Holze  von  Gegenständen  des  unmittelbaren  Gebrauches. 
Wenn  man  auf  die  Karte  der  Bewaldung  Russlands  oder  besser 
ganz  Europas  sieht,  so  setzt  der  Waldreich thum  im  Norden  in 
Erstaunen.  Was  hindert  ihn,  nicht  nur  nach  dem  Norden  zu  das 
Meer  zu  erreichen,  sondern  auch  nach  dem  Süden  zu  das  Centrum. 
Man  sagt,  dass  diesem  alles  hinderlich  ist  und  es  sogar  sonderbar 
erscheine  von  einem  Manne,  welcher  auch  nur  ein  wenig  mit  den 
Grundlagen  der  Waldspezialität  bekannt  sei,  die  Anregung  einer 
so  alten,  schon  längst  entschiedenen  Frage  zu  hören.  Erstens 
hindert  der  Wald  selbst,  seine  Zerstreutheit,  Dichtigkeit,  verhält- 
nissmässige  Billigkeit;  sodann  hindert  die  Abwesenheit  der  natür- 
lichen Wege  zTjim  Abflössen,  welche  allein  im  Stande  sind,  die 
Erfolge  der  Schweden  und  Finnländer  auf  dem  Weltmarkt  zu 
erklären;  ferner  der  Mangel  an  Grosskapital,  welches  zur  Aus- 
führung einer  so  grossen  Sache  nöthig  ist,  und  der  beschränkte 
Verbrauch  von  Holz  in  der  Wirthschaft  der  grossen  Masse  der 
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fievölkerung  Russlands;  endlich  sind  der  Verarbeitung  des  Holzes 
an  Ort  und  Stelle  selbst  in  andere  Produkte  oder  der  Detail- 
verarbeitung daselbst  die  Unfruchtbarkeit  des  Nordens,  die  Ab- 
wesenheit der  für  die  Arbeiter  nöthigen  Herbergen,  die  Entfer- 
nung von  Handels-  und  Industrie-Centren  und  vieles  andere  hinder- 
lich. Alles  dies  sind  unbestreitbare  Wahrheiten  und  Niemand 
zweifelt  an  ihrer  Richtigkeit  für  einen  gewissen  Zeitpunkt.  Doch 
nur  für  einen  gewissen  Moment!  Die  negative  Lösung  irgend  einer 
Frage  in  der  Technik  oder  Industrie  ist  nur  ein  Ausdruck  des 
Bewusstseins,  dass  bei  den  Bedingungen,  unter  denen  diese  Frag^ 
entstand  und  untersucht  wurde,  sie  nicht  gelöst  werden  kann. 
Vielleicht  besteht  unser  Fehler,  der  russische  Fehler,  eben  darin, 
dass  wir  es  für  unnütz  halten,  das  Gelernte  zu  wiederholen, 
Fragen  einer  neuen  Durchsicht  zu  unterwerfen,  welche  unter  den 
Bedingungen  der  Zeiten  von  Otschakow  und  der  Unterwerfung 
der  Krim  gelöst  wurden,  mit  den  früheren  Geldmitteln,  unter  dem 
Einfluss  anderer  Aussichten  und  Absichten  der  Regierung,  endlich 
bei  dem  Vorrath  und  der  Verbreitung  von  Kenntnissen,  welche 
vor  50  Jahren  vorhandfen  waren.  Wenn  zu  jener  Zeit  Jemand 
versucht  hätte  zu  beweisen ,  dass  Kursk  mit  dem  Holz  des  Waldes 
von  Brjansk  geheizt  werden  könnte,  so  hätte  man  ihn  ohne  Um- 
stände in  das  Nikolai-Krankenhaus  gebracht,  und  jetzt  gehen 
Leute,  welche  dies  erreicht  haben  und  beabsichtigen,  Holz  von 
Brjansk  in  Poltawa,  Charkow  und  Jekaterinosslaw  zu  heizen, 
nicht  nur  frei  in  den  Strassen  der  Stadt  herum,  sondern  werden 
sogar  für  ganz  gewöhnliche  Leute  gehalten,  und  ihrer  Umgebung 
kommt  es  auch  nicht  in  den  Sinn,  sie  mit  dem  Lorbeer  von 
Columbus  zu  schmücken.  Allerdings  konnte  zu  jener  Zeit,  wo 
die  Eisenbahn  von  Zarskoje  Sselo  gebaut  wurde,  Niemand  an 
den  Bau  einer  Bahn  von  St.  Petersburg  nach  Calcutta  auch  nur 
denken ;  von  St.  Petersburg  nach  Moskau  ein  Gespräch  zu  führen, 
ist  erst  heute  möglich  geworden;  endlich  haben  wir  heute  unsere 
eigene  Baumwolle,  unseren  Champagner,  sogar  imseres,  wenn 
auch  nicht  ganz  reinliches  Margarin.  Ich  erlaube  mir  daher  eine 
Gegenfrage  zu  erheben  und  zu  sagen:  es  ist  sogar  sonderbar  zu 
hören,   dass   wir   bis   heute  die  Produkte   aus   unseren  Wäldern 


—    520'    — 

von  Wologda  und  Perm  nicht  benatzen  können^  sondern  sie  dem 
Verfaulen  oder  den  Ausländern  überlassen. 

Diese  Seltsamkeit  erklärt  sich  dadurch,  dass  die  Frage  von 
der  Exploitation  dieser  Wälder  bis  jetzt  auf  platonischer  Grund- 
lage beruhte.  So  lange  sie  ein  russischer  Holzhändler  nicht  auf- 
wirft, sie  nicht  auf  die  feste  Grundlage  der  Industaie  stellt,  so 
lange  kann  man  eine  günstige  Lösung  dieser  Frage  nicht  erwarten. 
Es  hat  bereits  die  Zeit  begonnen,  wo  der  Holzhändler  seine  Be- 
dürfnisse darzulegen  hat,  ebenso  sein  Recht  und  seine  Thätigkeit 
zum  Nutzen  Russlands  nicht  in  der  Rolle  eines  Stiefsohnes  zu 
arbeiten,  wie  es  war  und  bis  jetzt  ist,  sondern  in  der  Eigenschaft 
seines  leiblichen  Sohnes.  Energie  und  Kühnheit  braucht  er  nicht 
zu  leihen;  Habgier  hat  den  echten  russischen  Kaufmann  niemals 
gekennzeichnet;  wenn  er  dagegen  keinen  Ueberfluss  an  Kenntnissen 
hat,  so  werden  ihm  diejenigen  helfen,  welche  viel  wissen,  aber 
mit  dem  Holzhändler  nicht  zu  sprechen  verstehen,  bis  dieser  sagt 
was  ihm  nöthig  ist. 

Dem  kleinen  Holzhändler  liegt  die  Erfüllung  der  bürgerlichen 
Pflicht  einstweilen  noch  fern.  Er  muss  vor  Allem  darauf  bedacht 
sein,  neue  Mittel  ausfindig  zu  machen,  höhere  Prozente  auf  kleines 
Kapital  zu  erhalten.  Bis  jetzt  nutzte  er  zur  Erreichung  seiner 
nicht  immer  uneigennützigen  Ziele  die  schwachen  Seiten  des  Eigen- 
thümers  aus;  wartete  ab  und  lauerte  auf  ihn  bis  zum  geeigneten 
Momente  und  erschien  zur  rechten  Zeit  mit  dem  Anerbieten  ver- 
lockender Dienstleistungen.  Diese  Methode  muss  jetzt  aufgegeben 
werden,  wenn  man  nicht  Lust  hat,  jede  Minute  Risiko  zu  laufen. 
Der  kleine  Holzhändler  kann  jedoch,  auch  in  dem  er,  so  zu  sagen, 
sein  Hab  und  Gut  rettet,  der  Gesellschaft  und  sich  selbst  einen 
Dienst  erweisen.  Die  genauere  Bekanntschaft  mit  dem  Theil  der 
Forstwissenschaft,  welche  Waldnutzung  genannt  wird,  und  die 
Bekanntschaft  mit  der  Industrie  der  Holzverarbeitung  und  des 
Holzverbrauches  in  dem  gegebenen  und  in  näheren  Rayons,  von 
dem  Stückgewerbe  angefangen,  sodann  zu  den  kleinen  Fabriken 
übergehend,  welche  das  Holz  an  Ort  und  Stelle  selbst  oder  in 
nicht  grosser  Entfernung  verbrauchen  (Kalköfen,  Glas-  und  Potasche- 
Fabriken,  Mühlen),  und  endlich  mit  der  Verarbeitung  des  Holzes 
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in  Material  endigend^  welches  an  Ort  und  Stelle  selbst  verbraucht' 
wird  oder  geeignet  ist,  den  Transport  auf  entferntere  Märkte  zu- 
vertragen  —  dies  alles  kann  in  bedeutendem  Masse  den  Gewinn^ 
des  Holzhändlers  vergrössern  und  zugleich  einer  zweckentsprecheü* 
deren  Verwendung  der  Holzprodukte  bei  uns  dienlich  sein,  welcher 
oft  im  Walde  ohne  Absatz  liegen  bleiben  und  somit  doppelten. 
Schaden  bringen  —  den  Wald  verschütten  und  seine  Erneuerung 
erschweren  oder  das  Entstehen  von  Bränden  und  die  Vermeh- 
rung von  Insekten  befördern  und  die  Exploitation  grösserer 
Waldflächen,  als  gefordert  wird,  und  folglich  auch  die  Unter- 
haltung einer  grösseren  Waldfläche,  als  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  des  Landes  erfordert,  noth wendig  machen.  Nur  der 
kleine  Holzhändler  ist  dazu  geeignet,  da  er  alles  sieht  und 
überall  selbst  anwesend  ist  —  ohne  Comtoire,  Agenten,  Vermittler, 
Commis  u.  s.  w. 

Somit  muss  man  auch  hinsichtlich  dieser  Klasse  von  Leuten 
oder  eines  Theiles  derselben  wiederum  auf  die  Nothwendigkeit 
hinweisen,  Bücher  über  Forstwirthschaft  zu  lesen.  Was  ist  zu 
machen?  Die  ganze  kultivirte  Menschheit  erwirbt  ihre  Kenntnisse 
oder  fängt  an,  dieselben  zu  erwerben  auf  dem  Wege  des  gedruckten 
Wortes. 

Doch  wohl  die  schwerste  moralische  Verantwortung  ist  durch 
das  Gesetz  vom  4.  April  den  Spezialisten  des  Forstfaches  —  ins- 
besondere den  Technikern  auferlegt.  Auf  ihnen  liegt  die  Ver- 
pflichtung, auf  Grund  des  Gesetzes  ihr  Gutachten  in  Fragen  ab- 
zugeben, wo  es  sich  um  die  Erklärung  handelt,  ob  das  Holzfällen 
verwüstend  ist,  ob  die  Pläne  richtig  abgefasst  sind,  ob  der  Wald 
Schutz  gewährt,  ob  er  den  Wasserstand  der  Flüsse  bewahrt  u.  s.  w. 
Dies  ist  jedoch  noch  lang  nicht  alles,  was  man  von  den  Tech- 
nikern jetzt  fordern  kann,  wo  das  Gesetz  erschienen  ist,  welches 
fordert  den  Wald  dort  zu  belassen,  wo  gegenwärtig  Waldboden 
ist,  und  damit  gleichsam  den  Eigenthümer  veranlasst,  mit  der 
Führung  einer  Waldwirthschaft  zu  beginnen.  Man  kann  fordern, 
dass  man  die  Mittel  und  Wege  angiebt,  mit  deren  Hilfe  der 
Uebergang  von  der  nicht  regelrechten  Wirthschaft  zur  regel- 
rechten, und  sodann  die  Führung   einer  regelrechten  Wirthschaft 
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möglich  wäre/  nicht  zum  Nachtheil  des  Eägenthümen  oder  zum 
Schaden  seines  Waldbesitzes  gereicht,  endlich  auch  seine  be- 
ständige Ertragsfähigkeit  und  seinen  unversehrten  Bestand  unter 
dem  Einflüsse  verschiedener  äusserer  Einflüsse  garantirt.  Wenn 
man  jetzt  das  Mass  der  möglichen  Forderungen  an  den  Forst- 
spezialisten mit  dem  Vorrath  von  Kenntnissen  vergleicht,  welchen 
wir  besitzen,  so  muss  man  bekennen,  dass  wir  uns  jetzt  sehr, 
ja  sehr  viel  anstrengen  müssen,  um  dem  Fragenden  gegenüber 
immer  bereit  zu  sein,  ihm  ehrlich  in  das  Auge  zu  sehen  und  eine 
gerade,  richtige  Antwort  zu  geben.  Wir  müssen  —  ich  glaube 
nicht,  dass  das  unten  Gesagte  Jemanden  von  meinen  Kollegen  im 
Fache  beleidigen  könnte  —  in  Anbetracht  des  neuen  Gesetzes  von 
neuem  den  Vorrath  unserer  Kenntnisse  erneuern  und  durchsehen, 
denselben  bedeutend  vervollständigen  und  sowohl  die  Richtigkeit 
einiger  Sätze  als  auch  den  Grad  ihrer  Anwendbarkeit  auf  unsere 
russischen  Verhältnisse  prüfen.  Neun  Zehntel  dessen,  was  wir 
wissen,  ist  uns  von  unseren  lieben  Nachbarn  geschenkt  worden 
und  ist  von  uns  dem  Sprichwort  gemäss  —  einem  geschenkten 
Gaul  etc.  —  auf  gut  Glauben  angenommen  worden.  Es  ist  aber 
bekannt,  dass  gegenwärtig  die  lieben  Nachbarn  selbst  anfangen 
sich  bitter  darüber  zu  beklagen,  dass  in  ihre  forstwirthschaftliche 
Literatur  viel  entweder  vollkommen  unnöthiges  oder  gar  nicht 
durchgesehenes  Material  eingetragen  ist;  zur  Beseitigung  und  Ver- 
hütung von  Fehlern  in  der  Zukunft,  sowie  zur  Erwerbung  neuer 
Kenntnisse  auf  sichererem  Wege  haben  sich  die  deutschen  Forst- 
männer (um  ihnen  volle  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen  — 
die  erfahrensten  Spezialisten  der  Welt  in  diesem  Fache)  ohne  sich 
zu  schämen,  fleissig  daran  gemacht,  das  bereits  Gelernte  noch- 
mals zu  lernen  und  zu  wiederholen.  Wir  können  jedoch  weder 
abwarten,  bis  die  in  Europa  begonnenen  Untersuchungen  beendigt 
werden,  noch  uns  vor  der  Welt  mit  den  Fehlem  unserer  Lehrer 
entschuldigen. 

,,Das  ist  Eure  Sache  ^,  kann  die  Welt  mit  vollem  Rechte  ant- 
worten, „auf  welche  Weise  ihr  Eure  Kenntnisse  erwerbt  und  prüft; 
für  mich  ist  das  Endresultat  Eurer  Arbeit  wichtig.  Selbstverständ- 
lich habe  nicht  ich  Euch  an  die  Nothwendigkeit  zu  erinnern,  das 
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Vergessene  ins  Gedächtniss  zurückzurufen^  das  Zweifelhafte  zu 
prüfen  und  das  zu  ergänzen,  worin  Ihr  Euch  unvollkommen  fühlf^. 

Ich  würde  den  Leser  ohne  Nutzen  ermüden,  wenn  ich  ihm 
das  beichten  wollte,  worin  ich  mich  unzulänglich  fühle  und  woran 
ich  Zweifel  hege;  für  meine  Kollegen  im  Fache  wird  es  aber  viel- 
leicht nicht  überflüssig  sein,  wenn  auch  nur  in  kurzen  Zügen, 
hier  den  allgemeinen  Abriss  der  vorliegenden  Arbeit  anzugeben. 

Die  Frage  der  natürlichen  Wiederverjüngung  des  Waldes  steht 
hier  natürlich  in  erster  Linie,  kraft  des  Geistes  und  des  Sinnes  des 
Gesetzes  vom  4.  April.  Neben  ihr  hat  bei  uns  die  Frage  von  der 
neuen  künstlichen  Anzucht  der  Wälder  nicht  geringere  Wichtigkeit. 
Ohne  zu  prahlen,  doch  auch  ohne  uns  zu  erniedrigen,  können  wir 
versichern,  dass  die  letztere  Frage  in  den  Steppen  für  die  Verhält- 
nisse der  gegenwärtigen  Zeit  bei  uns  vollkommen  befriedigend  gelöst 
ist.  Ich  habe  aber  einen  wichtigen  Umstand  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen, nämlich  die  allzu  grosse  Einförmigkeit  unserer  Wälder  und 
die  Nothwendigkeit,  die  Bestände  durch  Beimischung  neuer  Holz- 
arten zu  vervollständigen.  Wenn  in  Deutschland,  wo  ausser  unseren 
Arten  die  Buche,  die  Fichte  und  die  Kastanie  gedeihen,  man  es 
für  bedingungslos  anerkannt  hat,  dort  mit  der  Einführung  der 
„Ausländer^  —  des  Nüssbaums,  des  amerikanischen  Ahorns,  der 
kaukasischen  Fichte  u.  s.  w.  zu  beginnen,  so  ist  dies  bei  uns  noch 
mehr  nöthig.  Eine  nicht  geringe  Bedeutung  für  unsere  Wälder 
haben  auch  die  Fragen  des  Waldschutzes.  Verhältnissmässig  vor 
Kurzem  haben  wir  uns  mit  dem  Treiben  des  Borkenkäfers  in  den  rus- 
sischen Wäldern  bekannt  gemacht  und  haben  uns  schon  vollkommen 
von  dem  ungeheuren  Schaden  überzeugen  können,  welchen  er  den 
Wäldern  und  Leuten  zufügt,  sowie  von  der  Nothwendigkeit  des 
Kampfes  mit  ihm  und  des  Schutzes  gegen  seinen  plötzlichen  Ueber- 
fall.  Man  könnte  selbstverständlich  einen  Theil  dieser  Arbeit  den 
Naturforschern  und  der  Gesellschaft  selbst  auf  die  Schultern 
schieben,  jedoch  nur  einen  sehr  unbedeutenden,  da  die  Beobach- 
tung und  die  Würdigung  der  im  Walde  vor  sich  gehenden  Er- 
scheinungen dem  Spezialisten  im  Forstfache  am  zugänglichsten  sind. 

Sodann  muss  die  Waldnutzung  unsere  Aufmerksamkeit  an  sich 
fesseln.  Mit  der  Frage  von  der  trockenen  Destillation  des  Holzes  und 


—     524    — 

.von  Schiffsbauholz  müssen  wir  in  den  Hintergrund  treten  in  An- 
betracht der  vom  Westen  andrängenden  Cellulose;  der  nach  Amerika 
wandernden  schwedischen  Häuser  ^  des  von  dort  anlangenden  ge- 
pressten  Holzes^  der  Möbel  der  Grebrüder  Thonet  u.  a.  Man  muss 
auch  darüber  nachdenken^  ob  bei  uns  die  Frage  yom  Holzflössen 
nicht  zu  sehr  übertrieben  wird  und  ob  wir  nicht  zurückbleiben,  in- 
dem wir  die  Frage  von  den  transportablen  Bahnen ,  den  Eisenbahn- 
tarifen, der  Exploitation  der  im  Walde  nachbleibenden  Ueber- 
bleibsel  u.  s.  w.  ignoriren.  Endlich  kann  man  auch  das  nicht  be- 
haupten, dass  auch  im  Gebiet  der  Forstverwaltung  und  der  Or- 
ganisation der  Waldwirthschaft  bei  uns  nicht  alles  aufgeklärt  ist. 

Die  Organisation,  welche  wir  gegenwärtig  den  Exonswäldem 
geben,  ist  schwerlich  ganz  bei  den  Privatwäldem  anwendbar;  sie 
muss  etwas  einfacher  und  billiger  sein  und  würde  bei  alledem  die 
Möglichkeit  einer  leichten  Kontrole  zulassen,  in  Betracht  des  Be- 
stehens einer  Oberaufsicht  von  Seiten  der  Regierung, 

Zugleich  mit  dem  Selbstlemen  müssen  wir  auch  darum  Sorge 
tragen,  mit  der  Welt,  besonders  mit  den  Waldeigenthümem  und 
den  Holzhändlern,  die  Kenntnisse  zu  theilen,  welche  uns  nützlich 
und  nothwendig  sind.  Populäre  und  vollkommen  praktische  Hand- 
bücher giebt  es  bei  uns  wenig;  Nachschlagebücher,  wenn  sie  auch 
existirten,  sind  bibliographische  Seltenheit  geworden,  und  alles, 
was  von  Neuem  erscheint,  wird  mit  Berechnung  für  die  Leser 
geschrieben,  welche  ebenfalls  zu  unserer  grünen  Zunft  gehören. 

Zur  Abfassung  von  Forst  wir  thschaftsbüchern  ist  jetzt  nicht 
nur  Wissen  erforderlich,  sondern  auch  das  Verständniss  $o  dar- 
zustellen, dass  man  Interesse  und  Nutzen  für  sich  in  diesen 
Büchern  findet  und  Lust  erhält,  mit  dem  Lesen  derselben  und 
der  Anleitung  der  zum  Nachschlagen  dienenden  Kenntnisse  fort- 
zufahren. 

Ueberhaupt  wiederhole  ich,  fällt  auf  Rechnung  der  Spezia- 
listen im  Forstfache  mit  der  Herausgabe  des  neuen  Gesetzes  die 
schwerste  moralische  Pflicht..  Doch  eben  die  Erkenntniss  dessen, 
dass  sie  schwer  ist,  nämlich  in  Aubetracbt  der  Masse  und  der 
Schwierigkeit  der  den  Spezialisten  bevorstehenden  Arbeit,  er- 
schiene es  nach  meiner  Meinung  nothwendig,  uns  unter  der  Fahne 
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der  hehren  Waldschutzidee  alle  zu  vereinigen.  Engherzigkeit  findet 
immer  einen  Vorwand  besonderer  Meinung  zu  bleiben  und,  ohne 
etwas  von  dem  einigenden  Bande  wissen  zu  wollen,  sich  von  der 
Arbeit  fem  zu  halten.  Wer  aber  Willenskraft  und  die  Erkenntniss 
der  Nothwendigkeit  besitzt,  seine  Pflicht  nach  dem  Mass  seiner 
Kräfte  zu  erfüllen,  der  wird,  ohne  sich  zu  bedenken,  in  die  ge- 
schlossene Reihe  treten  oder  als  Stütze  für  die  Last  des  Kreuzes 
die  Schulter  unterstellen.  Genau  so  „zertrümmert  der  Hammer 
das  Glas  und  schmiedet  den  Stahl^.  Und  unwillkürlich  erinnert 
man  sich  des  noch  in  Kinderjahren  dem  Gedächtniss  eingeprägten 
Bedingungssatzes  aus  der  Grammatik  Wostokows:  „Wenn  Hinder- 
nisse durch  Arbeit  und  Geduld  überwunden  werden,  wenn  Aus- 
dauer und  Geduld  die  richtigsten  Leiter  auf  dem  Wege  zur  Er- 
reichung von  Erfolg  sind,  so  sperren  Faulheit  und  Engherzigkeit 
nicht  nur  den  Weg  zum  Erfolg,  sondern  führen  auch  von  dem 
schon  zurückgelegten  Weg  zurück." 

So  viel  verpflichtet  meiner  Meinung  nach  die  durch  das  neue 
Gesetz  geschaffene  neue  Lage  der  Dinge  moralisch  die  Personen, 
welche  dem  russischen  Walde  näher  stehen. 

Wenn  jedoch  die  Meinung  gerechtfertigt  ist,  das  Wissen 
überhaupt  verpflichtet,  so  kann  auch  das  gesammte  russische 
intelligente  Publikum  sich  nicht  vollkommen  frei  von  einigen 
Banden  fühlen,  welche  dasselbe  mit  der  vorliegenden  Frage  ver- 
binden. Der  intelligente  russische  Mann  kann  wissen  und  weiss 
auch  wirklich,  dass  die  Entscheidung  der  Forstfrage  in  einem 
Lande,  welches  zur  Hälfte  mit  Wäldern  bedeckt  ist,  den  Reich- 
thum  oder  die  Armuth  desselben  bedingt,  dass  dies  folglich  haupt- 
sächlich eine  russische  Frage  ist,  dass  dies  endlich  die  Frage  ist, 
auf  deren  günstige  Lösung  man  erst  jetzt  rechnen  kann,  wo  über 
uns  der  Himmel  rein  und  hell  erscheint,  wo  von  der  friedlichen 
lazurenen  Höhe  die  Strahlen  der  heissen-Heimathssonne  in  Fülle 
auf  das  russische  Land  fallen,  ihren  Schoss  wärmen  und  die  in 
der  Kälte  des  überseeischen  Nebels  erstarrte  patriotische  Seele 
erwärmen« 

Diese  Erkenntniss  allein  genügt  vollkommen,  um  die  russischen 
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Vertreter  der  Intelligenz  zu  verpflichten,  sich  jetzt  zum  russischen 
Wald  nicht  indifferent  zu  verhalten. 

Aktiven  Antheil  an  der  bevorstehenden  Bewegung  kann  natür* 
lieh  das  Publikum  nicht  nehmen,  dessen  Glieder  nicht  unmittelbar 
an  der  Sache  betheiligt  sind.  Jedoch  auf  seine  Sympathie ;  seine 
Unterstützung  und  Beihilfe  nach  Mass  seiner  Kräfte  haben  wir^ 
wie  es  mir  scheint,  volles  Recht. 

Nicht  viel  macht  die  Sympathie  einer  Person,  aber  solcher 
Personen  giebt  es  jetzt  viele  und  die  Gesammtheit  der  Vibrationen 
der  einzelnen  Herzen  wird  geeignet  sein,  Töne  von  erstaunlicher 
Stärke  hervorzurufen.  Wir  kennen  alle  nach  eigener  Erfahrung 
die  Kraft  und  Macht  der  öffentlichen  Meinung. 

Es  giebt  sodann  eine  Sage,  das  „einst  der  Zar  seinen  Krie- 
gern befahl,  eine  Hand  voll  Erde  auf  einen  Haufen  zusammen- 
zutragen. Und  ein  stolzer  Hügel  erhob  sich,  und  der  Zar  konnte 
von  der  Höhe  mit  Freude  überblicken  sowohl  das  Thal,  bedeckt 
mit  weissen  Zelten,  als  auch  das  Meer,  wo  Schiffe  dahineilten,^ 
Alles  das  aufzählen,  was  die  intelligente  russische  Gesellschaft  in 
ihrem  vollen  Bestände  machen  muss  und  zu  machen  im  Stande 
ist,  zum  Nutzen  und  Gedeihen  der  heimathlichen  Wälder,  wäre 
überflüssig. 

Aber  nur  ein  Gebet  kann  es  hier  geben:  Liebet  den  Wald 
und  seid  barmherzig  gegen  diejenigen,  welche  ihn  lieben 
und  bewahren. 

Damit  will  ich  den  einleitenden  Theil  des  von  mir  unternom- 
menen Werkes  abschliessen  und  will,  bevor  ich  den  Leser  in  das 
grüne  Zelt  meines  verzauberten  Riesen  Bowa  einführe,  hier  nur 
in  zwei  Worten  alles  in  diesem  Buche  Gesagte  wiederholen,  näm- 
lich, dass  der  russische  Mann  im  russischen  Walde  russisch  zu 
denken,  zu  fühlen  und  zu  sprechen  wagen  darf. 
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